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Vorwort 

Eist  die  Theotie  entscheidet  darüber 
was  nun  beobachten  kann.* 
A&erfEäutmi 

Als  ich  im  Herbst  2004  im  Rahmen  des  Gtaduiertenkollcgs  »Die  Zukunft  des  Euro- 
päischen Sozialmodells«  damit  begonnen  harre,  die  (rrundzüge  dieser  Arbeit  zu  konzi- 
pieren, waren  die  Rückmeldungen  rechr  eindeurig:  Möglicherweise  inrcrcssanr,  im 
Z-weifcl  als  Thema  aber  doch  eher  ror.  Der  Markr  richte  nun  mal  alles  zum  licsrcn.  Das 
sei  theoretisch  erwiesen  und  habe  sich,  spätestens  mit  dem  Zusanuncnlirucli  lIcs  söge 
nannten  Ostblocks,  auch  empirisch  bestätigt.  Der  Markt  sei  besser  informiert  als  es 
eine  Planungsbürokratie  je  sein  könnte  und  schon  von  daher  als  Steueningssystem 
notwendigerweise  überlegen.  Zwar  sei  der  Staat  nicht  überflüssig,  aber  in  das  Wirt- 
schaftsgeschehen  sollte  er  sich  möglichst  nicht  einmischen.  Staatliche  Interventionen 
seien  demnach  bestenßdls  überflüssig,  im  Zweifel  aber  sogar  eher  schädlich  („time-lag"). 
Geg^wärtig»  also  nur  gut  sechs  Jahre  später  und  80  jähre  nach  der  Großen  Depressi- 
on, kann  das  unbedingte  Vertrauen  in  die  vorbehaltslosc  I  'berlcgenlK-it  freier  Markt- 
steuerung allerdings  wieder  einmal  als  einigermaßen  erschüttert  gelten.  In  dieser  Arbeit 
soll  CS  al)er  gar  nicht  darum  gehen,  die  Vorteile  der  Marktsteuerung  in  Abreile  zu  stel- 
len. Auch  sehe  ich  in  der  Tat  keinen  sonderlichen  Sinn  in  übertriebenen  wirtschafts- 
politischen Interventionen.  Allerdings  steckt  auch  hier  der  Teufel  im  Detail 

Nach  ganz  einhelliger  Auffassung  hat  der  Staat  die  Au^abe,  für  die  Au£cechterhaltung 
des  Wettbewerbes  zu  sorgen.  Diese  Anforderung  ist  erstaunlich  genug.  Wenn  Märkte 

so  funktionieren  würden,  wie  wir  es  modellhaft  unterstellen,  dann  sollte  sich  ein  sol 
ches  Ergebnis  eigentlich  von  selbst  einstellen.  Wozu  tlann  Wirrschaftspolitik?  Da  sich 
dieses  Ergebnis  aber  offenbar  ///V/// von  selbst  einsit  llt,  lolmr  sich  ein  genauerer  lilick 
auf  die  Funktionsweise  der  treien  Marktsteuerung  -  wobei  sicli  unter  L  'nistäiiden  eine 
:(ii.uit':^HdH'  wirtschaff^pnlitische  Aufgabe  ergeben  konnte,  ü  eh/je  Aufgabe  das  sein 
könnte,  soll  Gegenstand  dieser  Dissertation  sein. 

Oh  eine  wie  audb  Immer  geartete  wirtschaftspolitische  Initiative  angezeigt  ist  oder 
nicht,  läßt  sich  dabei  nur  im  Lichte  einer  Zielvorgabe  entscheiden.  Dabei  hat  Tinber- 
gen schon  1952  daraufhingewiesen,  daß  die  Zahl  der  Zielvariablen  (also  zum  Beispiel 
Wachstumsrate,  Infladonsrate,  etc.)  höchstens  so  groß  sein  darf  wie  die  Zahl  der  Poli- 
tikvariablen (also  zum  Beispiel  Steuersätze,  Staatsquote,  etc.),  wenn  das  so  konstruier- 


'  So  rckriert  Heisenberg  einen  einschlägigen  Einwand  von  Albert  Einstein  (Heisenberg  1969,  S.  92).  Da- 
bei ging  CS  im  wesentlichen  um  Probleme  mit  dem  VC'clic/' Korpuskel- Dualismus.  Nach  Heisenberg  cr- 
öffiiete  Einstein  die  einschlägige  Diskussion  mit  den  Worten:  „Aber  Sie  glauben  doch  nicht  im  Emst, 
daß  man  in  eine  physikalische  Theoiic  nur  bcobachtbaie  Größen  aufnehmen  kann."  (a.a.O.,  S.  91). 
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bare  Gleichungssvstcm  überhaupt  lösbar  sein  s()ll.-  Im  Rahmen  dieser  Arbeit  möchte 
ich  mich  aut  eine  einxii^e  Zichariable  beschränken,  nämlich  die  lintwicklung  des 
\\  ohlfalmsnivcaus  einer  Volkswirtschaft,  kurz  »Wohifahrtsentwicklung«. 

Rückblickend  bettaditet  es  mehr  zu  berechnen  als  mir  eigentlich  lieb  war.  Dabei 
ist  mir  bewußt,  daß  die  Verwendung  mailiematischer  Sprache  zwar  zunehmend  üblich« 
allerdings  auch  zumindest  nicht  imumstritten  ist  Den  ersten  umfassenden  Gebrauch  von 
der  Mathematik  hat  dabei  wohl  Samuelson  gemacht^ 

Die  Mathemaiik  sah  er  [Snmuelsonl  /war  mch\  aK  iLis  I-.in-unil-AllLS  ili  i  '  il;!  tu  »niiscfu  n  Arialvse  an. 
GIdchwohl  SCI  sie  eine  tür  die  Ökonomen  nuraxndige  Spraclie,  da  sie  stringcntc  j\nnahmcn  ermögli- 
che und  die  notwendigen  Annahmen  ofTenl^e.  Sie  sei  ein  tlilfonittel  fw  eine  exakte  Analyse.' 

Holub  dagegen  hat  schon  in  den  1980er  Jahren  die  „exzessive  Verwendung  der  Ma- 
thematik*'^  nüt  zum  Teil  recht  treffenden  Argtmienten  kritisiert  In  der  Tat  kann  die 
„exakte  Analyse"  sehr  leicht  in  eine  Pseudo-Genauigkeit  umschlagen.  Betrachten  wir 
dazu  nur  ein  einziges  Beispiel  aus  der  Wohlfahrtsökonomie.  So  schreibt  etwa  Külp:^ 

Die  wirtschaftliche  Situation  eines  Volkes  läßt  sich  hier  mit  einer  Kennziffer  (3Q  umschreiben,  die  an- 
gibt, über  wcicbc  Mi-n^cti  (ai  =  al  ...  an)  tlcr  ciii/flnen  Ctiitcnirtfn  (xi  =  x1  ...  xn)  die  cir'/i  lni-n  Indivi- 
duen (j  =  l  ...  mj  vertilgen.  Die  wirtschaftliche  Situauon  des  Individuums  j  sei  hierbei  durcli  tollenden 
Ausdruck  gekennzeichnet:  "^0/  '-^r  wirtschafidiche  Situation  eines  Volkes  umfaßt  schließ- 
lich die  Gesamtheit  der  individuellen  wirtschaftlichen  Situationen  aller  ihrer  Mitglieder: 

PÜer  werden  also  allen  Ernstes  Apfel  und  Birnen  addiert,  und  zwar  bereits  auf  der 
Ebene  eines  „Individuums  j".  Nehmen  wir  an,  die  „Güterart  xl"  seien  Äpfel  und  die 
„Güterart  x2"  Birnen.  Dann  liest  sich  die  Summe  beispielsweise  wie  folgt: 
=  Äpfel +  2 Birnen.  D.irüber  hinaus  bleibt  es  das  Geheimnis  des  Autors,  wieso  er 
zwischen  „Mengen"  und  „( lütcrarten"  unterscheidet,  wieso  also  nicht  zum  Beispiel 
.V,  -3  cinfacli  iüi-  „3  Apfel"  steht.  L'ni  die  „wirtschattliche  Situation  eines  Volkes"  ist 
es  dabei  nicht  Ixsser  bestellt:  Auch  hier  wenlen  munter  ,\pfel  und  Birnen  addiert  — 
und  zwar  sogar  uitersubjckti\ .  Anstatt  so  zu  \  ertaliren,  wäre  man  wohl  wirklich  besser 
beraten,  die  wirtschaftliche  Situation  einfach  über  die  Kennzahl  »Volkseinkommen«  zu 
definieren  und  sich  den  Umweg  über  einzelne  Güterarten  zu  ersparen.  Bemerkenswert 


2  Tinlu-rircn  1952,  K.ip.  T\'-V  (S.  27-42>).  Dabei  war  Tinlu-rgen  übrigt-ns  (!(in  !Mii<  klar.  daP)  t  s  sich  liii-rbt-i 
nur  um  eine  notwendige  Bedingung  handeln  kann:  „Not  evct)-  ncw  instruniciu  that  may  conccivably  bc 
added  will,  howerer,  be  vety  uscful.  One  can  easUf  imagine  a  number  of  .minor'  or  ,vtty  pardal'  instru- 
ments,  sucb  as  [...|.  Thär  influfiuc  on  tbf  syvteni  as  a  wbole  is  ton  re^tricted."  (a,a.(  V,  S  4^). 

^  Samuelson  1 947.  Mit  „umfassend"  meine  ich  den  Versuch,  möglichst  aätt  mathematisch  zu  formalisie- 
len,  und  nicht  nur  einzelne  Modelle»  wie  das  zum  Beispiel  schon  Waltas  unternommen  hat  Als  Motto 
für  sein  Werk  hat  Samuelson  übrigens,  J.  Willaid  Gibbs  zitierend,  MMathematics  is  a  Language"  gewählt 
(a.a.O.,  S.  vi). 

^  Linß  2(X)7,  S.  226. 

s  Holub  1<>89,.S.  80. 

«  Küip  1988:  WoUfiihrtsökonomik  (S.  469). 
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isr  dabei,  dali  Külp  immerhin  zwei  ßücher  über  XX'ohlfahrtsökonomik.  verfaßt  hat/ 
Dergestalt  eingesetzt  vermag  der  (jebrauch  marhematischer  Sprache  in  der  Tat  wohl 
mehr  Vcr\\  irrung  zu  sliftcn  als  Klarheit  zu  schaffen.  Umgekehrt  hai  Lord  Kelvin  nicht 
garuc  unrecht,  wenn  er  schreibt  (KeMft's  Di(fytm):^ 

Erst  wenn  man  etwas,  worüber  man  spricht,  messen  und  in  Zahlen  ausdrücken  kann,  weiß  man  etwas 

dariihcr,  snlant^c  man  es  nicht  messen  und  nicht  in  Zahlen  ausrücken  kann,  bleibt  alles  Wissen  dürftij^ 
und  unliuiiicdigciKl;  iv.  ui  bc  dnciet  sich  allenfalls  an  der  Schwelle  zur  Erkenntnis,  aber  in  den  Beieich 

der  W  isscnschatt  ist  ni.m  iinch  nicht  vorucdninLjcn.'' 

Keynes  dagegen,  von  seiner  Ausbildung  her  selbst  Mathematiker,  war  da  eher  skep- 
tisch:io 

Ein  allzu  großer  Teil  jüngster  „mathematischef^  Wirtschaftslehren  ist  ein  bloßes  Gebräu,  so  ungenau 

•wie  die  anfänglichen  Voraussetzungen,  auf  denen  sie  beruhen  und  welche  dem  Autor  erlauben,  die 
Verwicklungen  und  gegenseitigen  Abhängigkeiten  der  wirklichen  Welt  in  einem  Wu«t  anmaßender  und 
nutiiloscr  Symbole  aus  dem  Gesicht  /u  veiüeren.*' 

Das  Problem  war  übrigens  schon  Francis  Bacon  bekannt  Im  Zusammenhang  mit 
dem  gegenwärt^n  Streit  zwischen  sog.  ,»Ordnungspolitikem**  und  „Mathematikem" 
erinnern  Otremba  und  Diekmann  an  eine  Aussage  von  Francis  Bacon  aus  dem  Jahre 
1620  (0: 

Diejenigen,  die  sich  mit  der  Wissenschaft  bcschäfdgcn,  waten  entweder  Empiiikcr  oder  Dogmatikcr. 
Die  Empiriker  ähneln  Ameisen,  die  etwas  sammeln  und  verwenden.  Die  Dogcmuket  ähneln  Spinnen, 

die  aus  sich  heraus  Gewebe  spinncn.'- 


7  Kiilp/K'nappe  1984  und  Külp/ Knappe  19'^6. 

*  McC.ioske)  1985,  S.  7  t.;  zil.  nach  SoJo  1991,  S.  52.  Dort  tindct  sich  auch  ein  Hinweis  aul  „liiime's  iork" 
(ibe  „GoUat  'Rtik'%  die  Lord  Kehrin's  Aussage  auf  die  Spitze  treibt:  MCommit  it  then  to  die  flames:  for  it 
can  contain  nothing  Init  sDphistrv  and  illusion." 

'  Das  Zitat  tindet  sich  passenderweise  bei  Samuelson  und  Nordhaus  im  Vorwort  zum  Kapitel  »Dit  Mes- 
tmig  des  So9ja^mAfkt$<t  (Samuelson/Notdhaus  1987  a,  S.  177). 

KL\nes  kam,  wie  übrigens  auch  Mar-ihall,  ülier  die  Pliilosopliic  und  die  Mathematik  ;^ur  X'olkswirt- 
schattsiehre  (Mogghdge  1977,  S.  16).  Er  hat  1905  zunächst  ein  Diplom  in  Mathematik  eru'orben  und  erst 
1906  eine  Prüfung  im  Fach  Volkswirtschaftslehre  absolviert,  und  das  zunächst  auch  nur  als  Pflichtfach 
im  Rahmen  cii.v  B  imtencxamens.  Auch  hat  K  r.rs  seine  Dissertadon  (1908)  über  Wahrst  1k inlich- 
keitstheorie  geschrieben  und  sich  dabei  mindestens  bis  1911  schwerpunktmäßig  mit  diesem  Thema  be- 
faßt. Nach  einer  Unterbrechung  von  zehn  Jahren,  m  denen  er  sich  wohl  doch  schwerpunktmäßig  um 
Volkswirtschaftslehre  gekümmert  hat.  Im  er  immerhin  noch  ein  weiteres  mathematisches  Werk  veröf- 
fentlicht (Kcyncs  1921).  VgL  dazu  etwa  Moggddg?  1977,  S.  16. 
Keynes  1936  b,S.252. 

^  Francis  Bacon:  NoTum  O^anum  1620.  21idert  nach  Otremba/Diekmann  2009,  S.  443,  m.V.a.  Peilman 
1998,  S.  30.  Wörtlich  heißt  es  bi  i  Riietm:  Our  /rui-tunnni!  sni-nliM  util  emf'irid  aul  dns^mn.'ia  /h-mt^f.  Diibei  legt 
Bacon,  wenn  ich  ihn  recht  verstehe,  die  Betonung  auf  ,jHerun/".  Von  einem  Zusamnicnkomnicn  beider 
Ausrichtungen  erhofft  er  sich  („bau  ipenrndum*^  einen  durchgreifenden  Fortschritt  der  Wissenschaften. 
Allerdings  versäumt  er  nicht  yu  erwähnen,  d;i(j  es  bis  (iii/o  nocli  tiicht  soweit  sei  („qnod  iidhiic  faitm'!  nfn 
tst").  Vgl.  dazu  Bacon  162Ü  b,  XCV.  Und  tatsächlich  hat  Descanes  (zusammen  mit  Fermai)  -  Zufall  oder 
Koinzidenz?  -  exakt  zu  dieser  Zeit  mit  der  Begründung  der  analydschen  Geometrie  als  „praxisorientier- 
tem Zwcii""  der  Mathematik  einen  der  Grundsteine  tür  eine  höchst  fruchtbare  Verbindung  von  Empirie 
und  Tlieorie  gelegt.  Vgl.  dazu  etwa  Bronstein  1996,  S.  1226.  Nicht  umsonst  sprechen  wir  noch  heute  von 
„kartcsischcn"  Koordinatensystemen.  .-Mlerdings  sollte  man  beides  fruchtbar  zu  verbinden  wissen.  Das 
aber  scheint  mir  bis  in  die  Ctcgenwart  hinein  noch  imn^cr  nicht  voll  und  ganz  gelungen  zu  sein.  Anson- 
sten wäre  eine  solche  Gegcnsatzbildung  schlechterdings  kaum  vorstellbar. 
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Nur  würde  man  die  „Spinnen"  heute  eher  „Theorenker"  nennen  und  nicht  „Dogmati- 
ker".  i\nsonsten  aber  wirkt  Bacun's  Aussage  irritierend  aktuell. 

Manche  vergleichen  Mathematik  mit  einer  „Isjrücke".  Ich  finde  es  naheliegender,  sie 
vielleicht  eher  mit  einem  Siaf-Bntt  zu  veigleichen:  Mathematik  emiöglicht  es  einem, 
(gedankliche)  Räume  2u  durchmessen,  die  „zu  Fuß"  nur  sehr  beschwerlich  2u  errei- 
chen wären.  Gleichzeitig  denke  ich  aber,  daß  Otremba  imd  Diekmann  zumindest  ^nujo 
modo  nicht  ganz  unrecht  haben,  wenn  sie  behaupten: 

Alle  Sachverhalte,  die  in  i!cr  wirischaftswisscnscliaftüclicn  Analyse  mathematiscb  ausgedtückt  weiden, 

kiinn  man  auch  verbal  beschreiben.  L  rntjekehrt  tnlr  das  nicht." 

Daher  habe  ich  versucht,  alles,  was  ich  algebraisch  und  Lrconictrisch  dariicstcllt  habe, 
zumindest  in  knapper  Form  auch  \  erbal  zu  erläutern.  W  eiterhin  habe  ich  an  einigen 
Stellen  manches,  was  in  Fachkreisen  geläufig  ist,  in  knapper  Form  skizziert,  damit  der 
Zusammenhang  auch  für  interessierte  Nicht-Ökonomen  gewahrt  bleibt 

Eines  aber  glaube  ich  nicht  Ich  glaube  nicht,  daß  ein  Ai^;ument  im  weitesten  Sinne 
„wahret^*  oder  auch  am  plausibler  wird,  nur  weil  man  es  maüiematisch  formuliert.  Po- 
sitiv gewendet  denke  ich,  daß  Thomas  S.  Kuhn  wohl  nicht  ganz  unrecht  hat,  wenn  er 
davon  ausgeht,  daß  man  die  Wahrheit  nicht  ausrechnen  kann.  Oder,  in  seinen  eigenen 
Worten; 

Der  Wettstreit  zwischen  P.ir.idiumata  kann  nicht  durch  15e\veise  enrschieilen  werden.''' 
Kur/uin:  Ich  denke,  da(?  die  Matliematik  ein  W  erkzeug  im  eigentlichen  W  orisinne  ist, 
nicht  mehr.  Allerdings  zuweilen  ein  sehr  nützliches.  So  wäre  ich  uü  genug,  wenn  ich 
den  sprichwörtlichen  Wald  vor  lauter  Bäumen  nicht  mehr  gesehen  habe,  ohne  die 
Formalisierung  der  Probleme  unmöglich  über  die  für  mich  schwierigeren  Klippen 
meiner  Gedankenfuhrung  hinwe^ekommen.  Vei^eichen  wir  das  Werkzeug  Mathe- 
matik ganz  praktisch  enira  mit  einem  Hammen  Man  kann  damit  einen  Nagel  in  die 
VC'and  trcilien.  Man  kann  sich  damit  aber  auch  auf  den  Daumen  hauen.  Welches  Er- 
gebnis sich  einstellt,  hat  weniger  mit  dem  Werkzeug  an  sich  zu  tun  als  damit,  wie  man 
es  führt. 

W  as  die  Darstellung  angeht,  habe  ich  mich  am  „(iainlMulger  didaktischen  Stil"'''  ori- 
entiert und  erspare  dem  Leser  die  Irrungen  und  W  irrungen  und  W  inkelzüge,  die  ich 
selbst  durchlaufen  habe.  Insbesondere  in  den  Ks^iteln  B,  C,  D,  E  und  F  ^b  es  da  ei- 
nige. 

Abschließend  vielleicht  noch  ein  knappes  Wort  zum  Motto  dieses  Vorwortes.  „Theo- 
rie" ist  ja  seit  der  Antike  im  Grunde  nichts  weiter  als  der  X'ersuch,  Regelmäßigkeiten  in 
der  Überfülle  der  Erscheinungen  zu  entdecken,  wobei  sich  die  ,,l  Erscheinungen",  also 
die  Erfahrung  oder  die  Empirie,  oft  genug  ziemlich  verwirrend  und  regelrecht  irrefüh- 

>5  Orremba,/ Diekmann  2tl09,  S.  441. 

"  Kuhn  1970,  S.  1.S9. 

IS  Vg).  dazu  etwa  Moggndgp  1977,  S.  28  f. 
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rcnd  präsentteren.  Ein  „klassisches"  Beispiel  hierfür  wäre  vielleichr  die  Rcihiins^,  die 
etwa  eine  im  Sand  rollende  Kugel  oder  ein  in  der  Lutt  schwingendes  Pendel  erfahrt. 
Die  Ciricciicn  waren  aufgrund  gründlicher  Beobachtung  davon  überzeugt,  daß  jede 
Bewegung  „natürlicherweise"  früher  oder  später  zur  Ruhe  kommen  muß.  Heute  gehen 
wir,  theoriegestützt,  davon  aus,  daß  dem  nicht  so  ist.  Bemerkensweneiwdse  wissen  wir 
dafür  allerdings  auch  nicht  einmal  mehr  ganz  genau,  was  das  ei^ndich  ist:  ,»Ruhe".'^ 
Dem  wissenschaftlichen  Fortschritt  tut  das  allerdings  keinen  Abbruch.  Manchmal 
weiß  man  mehr,  wenn  man  weiß,  w  as  man  alles  ///rÄ/weiß. 

Im  übrigen  möchte  ich  mich  Ricardo  anschließen,  der  sich  in  seiner  1811  veröffent- 
lichten Streitschrift  >-Rt'p/r  tu  Ah:  RaS(i//q//f/'s  >Pnic'//'ui/  OiiSi'milioiis  ori  fbe  Rcpor/  of  (he  Biilli- 
011  Cof//f//ilki'<«  offenbar  veranlaßt  gesehen  hat  anzumerken,  daß  den  Meinungen  von 
Leuten,  „die  nur  etwas  für  Tatsachen  und  nichts  für  die  Theorie  übrighaben",  mit 
Vorsicht  zu  begegnen  sei.  „Sie  sind  kaum  imstande,  ihre  l  akien  zu  sieben.  Sie  sind 
notwendigerweise  leiditgläubig,  weil  ^  kein  Bezugssystem  besit^n."!^  Zwar  lomn  ein 
übertrieben  ^pflegtes  Bezugssystem  leicht  in  Bacon'schen  Dogmatismus  ausarten. 
Umgekehrt  aber  kann  ein  unzuläng^ches  Bezugssystem  leicht  in  Bacon'schen  Empi- 
rismus ausarten,  zumal  es  ja  nicht  beim  Datensammeln  bleibt.  Nach  den  Gesetzen  der 
Kombinatorik  läßt  sich,  überspitzt  gesagt,  schon  aus  einer  Handvoll  Ausgangsdaten 
eine  praktisch  unendliche  Menge  \'on  Auswertungen  erzeugen«"^  Etwas  respekdos 
formuliert:  Ohne  das  „Leuchtkuer"  der  Theorie  könnte  man  bis  7um  sprichwörtlich 
jüngsten  Tag  in  einer  Handvoll  Daten  herumstochern  -  zumal  die  \\  irtschaftsstatisti 
ker  ]ahr  für  Jahr  aufs  neue  unverdrossen  /r/jr/'c  Daten  liefern,  bisofern  ist  der  Auffas- 
sung Einsteins,  wie  ich  sie  im  Motto  ziuert  habe,  voll  und  ganz  zuzustimmen.  Ver- 
mutlich liegt  die  Wahrheit  aber  auch  hier  wohl  eher  irgendwo  in  der  Mitte. 

So  will  ich  hoffen,  daß  ich  nicht  zu  viele  „Gewebe  gesponnen"  imd  mich  nicht  an  all- 
zu vielen  Stellen  verrechnet  habe,  und  mich  ansonsten  an  Lessing  halten,  wenn  er  s^;t: 

Wenn  du  von  allem  dem,  was  diese  Blätter  füllt. 
Mein  Leser,  nichts  des  Dankes  wert  gefunden: 
So  sei  mir  wen^tens  für  das  verbunden, 
Was  ich  zurück  behielt." 

Und  wenn  wir  schon  dabei  sind,  möchte  ich  abschließend  an  Goethe  erinnern,  der 
meinte,  daß  so  eine  Arbeit  eigqitlich  nie  ferdg  wird,  daß  man  sie  folg^ch  für  ferdg  er- 


Ein  weitcn-s  Beispiel  wilrc  die  /vzw.;  fiirii  iialHlii.m  rii!<'  N'nrstfllung.  daß  SChwcrc  K<">rpcT  schnclk-r  tallt-ii 
als  leichte.  Erst  Galilei  hat,  im  Gegen&au  zur  Lihnncinung  des  Aristoteles,  erkannt,  daß,  wenn  man  vom 
Luftwiderstand  abstrahiert,  tatsächlich  alle  Körper  gleich  schneD  fiillen.  Vgl.  dazu  etwa  Bronstein  1996, 

S.  1226. 

Ricardo  1951-1973:  W  orks  III,  S.  181.  Die  W  iedergabe  der  Textstellc  lehnt  sich  an  die  Darstellung  von 
Kurz  im  Vorwort  zu  Ricardos  »Gmadsät^n«  an  (Ricardo  1821  b,  S.  xvi). 

Ahnlicl^  wie  sich  aus  nur  26  Buchstaben  eine  praktisch  unendliche  Menge  an  Texten  generieren  läßt 
>«  Lessing  1751,  S.  23. 
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klören  muß,  wenn  man  nach  Zeit  und  Umständen  das  möglichste  getan  hat-^'  Ich  hof- 
fe, das  ist  nach  allem  der  l'ali. 

Sollte  gleichwohl  der  eine  oder  andere  Fehler  unentdeckt  geblieben  sein  (wovon  wir 
vernünftigerweise  werden  ausgehen  müssen)»  so  will  ich  mich  mit  der  Einschätzung 
des  Bundesverfassungsgecichtes  trösten,  das  meinte,  daß  es  sich  bei  Wilhelm  von 
Himiboldts  Wahj^eitsb^tiff  um  „etwas  noch  nicht  gan2  Gefundenes  imd  nie  ganz 
Aufzuflndendes"  handeln  würde.^'  Für  Anregungen  und  konstruktive  Kritik  bin  ich 
also,  wie  immer,  höchst  aufgeschlossen.  Schreiben  Sie  mir! 


Berlin,  im  Juni  20 1 1 


^  Goethe  in  seiner  »Italitnisi-he  RiJsc-<-  über  seine  Hr£ahningeo  mit  der  Überarbeitung  der  »Ipbiffim«  O^^gC- 

biichcintrag  Cascrca,  16.  März  P87). 
2'  BVerfC;E  35,  7«J,  113.  Vgl.  daxu  auch  etw.i  BX'crfCJE  90.  1,  11  ff.:  „Konstitutiv  ist  die  Walirheitssuche 

und  die  prinzipielle  Unabgeschlosscnheit  des  Erkenntnisprozesses." 
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An  erster  Stelle  danke  ich  meinem  Doktorvater,  Professor  (jnstav  Kucera,  und  der 
Sprecherin  meines  Graduierienkollegs,  Professor  Ilona  Osincr,  ohne  deren  tatkräftige 
Untefstützung,  kdtische  Rückmeldungen  und  gelegentliche  Aufmunterung  diese  Ar- 
beit nie  hätte  entstehen  können.  Weiterhin  danke  ich  Professor  Stephan  Klasen,  der 
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möchte  ich  meinen  akademischen  Lehrern  Professor  Peter  Rühmann  und  Professor 
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hat.  mich  im  Rahmen  meiner  Diplomarbeit  schon  einmal  getlanklich  auf  das  Thema 
em^ustimmen,  und  Professor  Stephan  Lessenich,  der  nicht  nur  bereit  war,  sich  dem 
anzuschließen,  sondern  auch  meine  Bewerbung  für  das  Graduiertenkolleg  angeregt 
hat.  Auch  möchte  ich  Professor  Claus  Offe  danken,  der  mir  in  einem  früheren  Stadi- 
um die  Gelegenheit  gegeben  hat,  meine  Arbeitsergebnisse  auch  an  der  Humboldt- 
Universität  2u  Berlin  vorzutragen  und  2u  disputieren. 

Weiterhin  gilt  mein  ganz  besonderer  Dank  meinem  C/mdK  Jana  Kwiatkowski,  die  in 
der  Abschlußphase  spektakuläre  4''4  Tai^e  in  Folge  die  Zeit  und  die  Nervenstärke  auf- 
gebracht hat,  den  jeweils  jüngsten  Bearbeitungsstand  xu  verfolgen  und  kritisch  zu  dis- 
kutieren. .Auch  danke  ich  meiner  Lieblmgs-Hx-Mitbewohnerin,  Katharina  Kästner,  die 
zwar  nur  punktuell,  dafür  aber  um  so  eiiergisclier  mit  die  h.inliahun^  der  Meilensteine 
geachtet  hat,  Aiikro  Alüller,  dessen  Rat  mir  bei  einigen  etwas  knittligeren  mathemati- 
schen Problemen  äußerst  hilfreich  war,  und  Michael  Hoppe  für  seinen  Einsatz  bei  der 
Aufbereitung  digitaler  Daten.  Nicht  zuletzt  danke  ich  meinem  tüchtigen  und  akribi- 
schen  Lektor,  Maik  Fischer,  der  mich  auf  so  manchen,  und  sei  es  auch  nur  klitzeklei- 
nen Fehler  aufmedcsam  g^acht  hat 

Der  Mensch  lebt  nicht  von  der  Wissenschaft  allein.  So  will  ich  auch  jenen  danken,  die 
mir  geholfen  haben,  die  Bearbeitungszeit  rein  pekuniär  zu  überstehen.  An  erster  Stelle 
möchte  ich  dabei  Thomas  Mirow  danken,  der  einmal,  als  es  darauf  ankam,  wulke, 
worauf  es  ankommt.  W  eiterhin  danke  ich  W  ilhelm  Üppermann,  Dr.  Gaby  Haider,  Kai 
und  Mirjana  Lange,  Erik  Müller  sowie  Carmen  und  Hans-Ulrich  Koch  für  ihre  Unter- 
stützung. Schließlich  danke  ich  allen,  die  den  Fortschritt  dieses  Projektes  mit  Auf- 
merksamkeit und  Anteilnahme  verfolgt  haben,  vor  allem  Anne  Pötter  (neuerdings 
Hartmann)  -  die  immer  da  war,  egal,  wo  sie  gerade  war  — ,  Kerstin  Koch  und  Nadja 
Gruber  (alias  Sternchen).  Nicht  zuletzt  will  ich  Antje  Kreuzbetg  danken  -  auch  und 
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vor  allem  für  ihre  wicderholce  Ermahnung,  daß  man  (je  nach  Zusammenhang)  „auch 
hier  nichts  übertreiben"  soll. 

Gan^:  zum  Schluß  danke  ich  meinen  Eltern,  die  schließlich  eine  notwendige,  wenn 
auch  nicht  hinreichende  Bedingung  dafür  gesetzt  haben,  daß  diese  Arbeit  überhaupt 
entstehen  konnte. 
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Für  Möhrchen 

—  die  mir  hienrut  eine  Masche  Champagner  schuldet  ... 
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Verzeichnis  der  verwendeten  Symbole 
a       Arbeitsproduktivität  (unspezifiziert) 

a''      Durchschnittliche  Arbeitsproduktivität  ^ahrstrahlproduktix'ität") 

Grenxproclukti\  ii  it  ticr  Arlxit  f I'angentensteigung  der  Arbeitsproduktivität) 
(I        I'mdukrivirärscnnvicklungsnire  bzw.  „dynamische  Eftizienz" 
ALQ   Arbeiislosenciuote  einer  X'olkswirtschaft 
b       Beschäftigungstiuütc  einer  Volkswirtschaft- 
en     Konsum  eines  Haushaltes  nominal 
c*      Konsum  eines  Haushaltes  real 
C       Kosten  eines  Unternehniens^^ 

C       Stückkosten  eines  Unternehmens  (Kosten  pro  Absatzeinheit  bzw.  Durch- 
schnittskosten) mit  C  =  ^/'[--  Aus  betriebswirtschaftlicher  Sicht  also  „Selbstko- 
sten", aus  volkswirtscliaftlicher  Sicht  „durchschnittliche  totale  Kosten  (DTK).^^ 

C°      A  b  sch  rc  i  b  LI  ngsau  tAvnnd 

C'^      Faktorkosten  eines  l  internehmens  insgesamt 
Kosten  des  Faktors  Kapitales 

C Kapitalstückkosten  ebes  Unternehmens 

C"     Kosten  des  Faktors  Arbeit  (Lohn  und  Gehalt) 

Im  Rahmen  der  betrieblichen  Leistungserstellung  „verzehrte"  Vorldstungen 
anderer  Unternehmen. 

C'  Zinsaufwand 

äb      Deckungsbeitrag  pro  Absatzeinheit  eines  Untemehmens  („Stück-Deckungsbei- 
trag") 

DB     Deckungs  bei  trag  eines  Unternehmens 

ö,      Faktordichte  des  (i)-ten  Produktionsfiaktors  (Kehrwert  der  Durchschnittspro- 
duktivität) 
('       Nominaler  Wechselkurs 

E        Umsarzerlöse  eines  Unternehmens 
ET     Erwerbstätige  einer  Volkswirtschaft 


^  Ich  bevorzuge  eitreiiilich  lit  ii  Begriff  »I  .r\\  iThsiärigencjiiote«  sr;itf  »BeschSfiigungscjuote«  (bzw.  »Be- 
schäftigtcntjut)it<ij,  weil  lci;;icics  .Xssoziationcn  .in  abhangige  „lkschäfügung'"  weckt.  Bei  sachgerechter 
Betrachtung  kann  <.s  aber  kiiiu-  Rulle  spielen,  ob  jemand  abhängig  „beschäftigt"  odCT  selbständig  et- 
\vcr])stäcig  ist.  Da  der  Begriff  aber  eingelühri  ist,  wollen  wir  es  ilabei  belassen. 
Ich  bevorzuge  für  Küsten  das  Symbol  (C ),  um  eine  Kontusion  mit  Kapital  (K )  zu  vermeiden. 

^  Streng  f^nomtnen  sind  die  Stfickkosten  dabei  nur  för  ein  sog.  „Bin-Ptodukt-Untemehtnen"  definiert 
Allerdings  1,'ißt  sich  die  Protlviktion  eines  l'nternehniens  mit  den  gleichen  X'erf.ihren.  mit  denen  wir  eine 
volkswirtschaftliche  Standard-Gütereinheit"  bzw.  ein  Hicks'sches  »compositt  tommodity«  defmieren,  aut 
eine  „Standard-Oatput-Binheit"  umbtechen. 

^  »Aufwand«  und  »Kosten«  sollen  hier  nicht  weiter  unterschieden  werden.  Strenger  genommen  wäre 
»Aufwand«  aber  strikt  pagatorisch,  während  »Kosten«  zum  Teil  kalkulatorischer  Natur  sind.  Sofern  die 
buchhalterisch  ^fWM/fWff  „Kosten"  gemeint  sind,  wäre  also  eigentlich  auf  den  Aufwand  abzustellen,  wäh- 
nend sich  der  tatsächliche  Leistungsverzehr  erst  nach  Berücksichtigung  auch  der  kalkulatorischen  Zinsen 
ergibt. 
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EP      Eru  crbspcrsoiicn  einer  \'f  )lks\\  irtschari 

EUR   Kautl<rattbereinigte  reale  Geld-  oder  Gütereinheit  („Euroncn '  ) 
s       (Statisdie)  Effizienz 

dynamische"  Effizienz;  mit  c*" 
e%     Relativer  Fehler 

17       Elasrizirär.  Auf  Ikzcichner  kann  dabei  verzichtet  werden,  da  Größen  und  Ab- 
hängigkeit jeweils  im  Zusammenhang  definiert  werden.  So  wäre  beispielsweise 

X  .... 

ti'."—^  die  Preiselastizidit  der  Güternachfrage.  Dabei  wollen  wir  von  „ela- 

P 

stisch"  sprechen,  falls  |'/|  >  1,  von  „unelastisch",  falls  |';|  <  1,  und  von  „einfach", 
falls  l»?!  =  1.  Für  1]  >  ()  wollen  wir  den  Zusammenhang  „glcichgcnchict"  nennen, 
tür  i]<ü  „gegengenchtet". 

Ff       (0-ter  Produkdons&ktor  (unspezifiziert) 

gy     Difi^^v/if  Wachstumsrate  des  Durchsatzes  („ffwtb**) 

G      Gewinn  eines  Unternehmens 

i       Nominaler  Zinssatz 

k''     Durchschnitdiche  Kapitalprodukdvität,  gemessen  in  ^-^j 

K       Leistungsparameter  des  Produktionsfaktots  Kapital 
K      Relative  Knappheit  auf  einem  g^benen  Madct 

K      Produküonswirksames  Ks^ital  mit  AT AT*'  •  jc  •  n,  also  Sachkapital  mal  Ld- 

ri  inirsparanieter  mal  Einsatzdauer  pro  Rechnungsperiode  ^»Arbeitszeit"  des 

Jiachkapirals)-'' 

AT*     Produkuonsrcicvantes  Kapital  mit  K"  :=  K  -K  (Sachkapital  mal  Lcistimgspara- 

meter) 

K       Sachkapital  real  (Bestand  an  Anlagen,  Maschinen  und  Werkzeugen,  gemessen  in 
,3uronen*^ 

kr      Konsumentenrente  auf  einem  gegebenen  Markt 

KR     Konsumentenrente  a^regiert 

/V       lälirliclics  Arbeitsvolumen  einer  Volkswirtschaft  in  Stunden 

n       Mittlere  jährliche  Arbeitszeit  eines  Erwerbstätigen  (oder  auch  des  Sachkapitals) 

in  Stunden  (kurz  »Arbeitszeit«) 

Netto-Exportvolomen  ^JLeistungst»lafiz-Überscfauß") 
p      Gleichgewichtspreis  auf  einem  gegebenen  Markt 
Pf      Preis  eines  Gutes  (i ) 
P      Preisniveau  einer  Volkswirtschaft 
P       Wachstumsrate  des  Preisniveaus  (»Jnflationsrate'^ 
^       Preisvektor  einer  Volkswirtschaft 
q)       Standard  Parameter 

0^       Durchschnittsproduktivität  des  (/)-ten  Produktjons taktors 


*•  Sofern  ciiK-  N  erwcchslungsgctahr  ausgeschlossen  ist,  verwende  ich,  den  übhchcn  Lcsegewohnheiten 
folgend,  das  Symbol  (J?)  mitunter  audi  für  Sachkapital  im  herkömmlichen  Sinne,  anstatt  (eigentlich 
richtigerwdse)  dnirhgSngig  (AT")  zu  nodeten. 
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pr      Produzcntcnrcntc  auf  e  inem  gegebenen  Markt 
PR      Froduzcntcnrcntc  aggregiert 

r       Produktivitätskompjensationsrate  (kompensatorischer  Rückgang  der  Arbeits- 
produktivität) 

u      Nutzenniveau  eines  Haushaltes  als  Skalarausdfuck 

w       Nutzeoniveau  eines  Haushaltes  als  Vektorausdaick 

II      Nur/enni\  eau  der  gesamten  Volkswirtschaft  als  Skalarausdruck  (aggregiertes 

\\  oliltalirtsnivcau) 

Nutzc-nni\  cau  der  gcsutnicii  Volkswirtschaft  als  Vektorausdruck  (disaggteg^er- 

tcs  Wühlfahrtsnivcau;  entspricht  WFN^) 
w      Nominaler  Lohnsatz 
[^Yp^  Realer  Lohnsatz  (konventionelle  Notation) 

w"     Realer  Lohnsatz  (funktionale  Notation;  die  Pünktchen  sollen  dabei  den  Güter- 

beig  symbolisieren) 
( o^j  Lohmtückkosten  eines  Unternehmens 

CO      Wirtschaftlichkeit  (allgemein  das  Verhältnis  von  Ertrag  zu  Aufwand,  speziell 
das  Verhältnis  von  Umsatzerlösen  zu  Kosten:  <a ^) 

VV       Nominale  aggregierte  Lohnsumme  emer  Volkswirtschaft 
Vf  "    Reale  aggregierte  Lohnsumme  einer  Volkswirtschaft;  entspricht  dem  realen  Ar- 
beitseinkommen (X^) 
WB  Wohnbevölkerung 
WF    Wcrr' xwerbsfihigkeit 
WFE  \X'()lili:ihrrsenr\vicklung  (unspczifl/'ierr) 
n//;^    W'ohlhüiiTsnivcau  aggregiert  pro  Kopf 
WFN^  \\  ohlfalirtsiiu  eau  aggregiert 

WF^"  Wohlfahrisniveau  disag^gregiert  (entspricht  V) 

WS  Nominale  Wertschöpfung  eines  Unternehmens 

wSi  Nominale  Wertschöpfung  auf  dem  (i)-ten  Markt 

WS"  Reale  Wertschöpfiu^  eines  Unternehmens;  entspricht  (y) 

WS"'  Reale  Wertschöpfui^  einer  Volkswirtschaft  in  einer  Rechnungspetiode  (die 

Pünktchen  sollen  dabei  den  Güterberg  symbolisieren) 

WS"  Nominale  \\  ertschöpfung  einer  Volkswirtschaft  in  einer  Rechnungsperiode 

Ä  (ileichgewichtsstrom  auf  einem  Markt  („Gleichgewichtsmenge") 

Xi  Menge  des  (/)  ten  Gutes 

x'^  Angebotsstfoin  eines  Gutes  (,v),  also  Menge  pro  Rechnungsperiode 

X  NachtVagesiiom  nach  einem  Gut  (a),  also  Menge  pro  Rechnungsperiode 

X  Güterberg  einer  Volksw  irtschaft  als  Vektorausdruck 

y  Reale  Wertschöpfung  eines  Unternehmens  in  einer  Rechnung^periode 

y  Durchschnittliches  reales  Einkommen  ^,Pro-Kopf-Einkommen'^ 

y*^  Reales  Arbeitseinkommen  eines  Haushaltes 

y'  Verfügbares  Einkommen  eines  Haushaltes 
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y\        Reales  Einkommen  des  (/)  len  I  laushalles  in  einer  Rcrlinuni:speri<  kIc 
Reales  Einkommen  des  (/)-ten  Haushaltes  in  der  Rechnungsperiode  (  /  ) 

Y  Realer  Durchsatz  („Perfomance")  einer  Volkswirtschaft;  Oberbegriü  für  Güier- 

berg  (bzw.  ^üllitschafblmtang  bzw.  Outpt4t)  und  Vtdksdnkommen 

Y*^  Arbeitseinkommen  real;  entspricht  der  realen  Lohnsumme  CK") 

Y^  Gewinneinkommen  real 

y*^  Komplementarcinkommen  (Zins-  plus  Gewinneinkommen)  real 

Y^  Zinscinkommcn  („Kapitaleinkommen*^  real 

yOüT  pi-()dukrionsleisrung  (»»Güterberg") 

Y^  Volkseinkommen 

y*  aggregiertes  Angebot 

Y^  aggregierte  Nachfrage 

A   

y  Wachstumsrate  des  Güterberges  (Wirtschaftswachstum) 

Y*  Nominaler  Output  einet  Volkswirtschaft  in  einer  Rechnungsperiode 

z  Zuschlagskoeffizient 

Allgemeine  Symbolik: 

X       Wachstumsrate  einer  Größe  (jc)  bzw.  relative  Veränderung  einer  Große  (jr) 

ht.  /( )  _'(.  n  auf  ihren  Ausgangswert 
X       Durchschnittswert  (arithmetisches  Fintel)  einer  Größe  (jc) 

X        Konstanz  einer  Größe  (.v) 

JE        Gleichgewichtszustand  einer  Größe  (a) 

x'      Alternativer  Wert,  Zwischenwert  oder  Variante  einer  Größe  (jc) 

^      Zweiter  alternativer  Wert,  Zwischenwert  oder  zweite  Variante  einer  Große  (x) 

JC*      Nominaler  Wert  einer  Größe  (jc ) 

X"      Realer  Wert  einer  Größe  (jc);  die  Pünktchen  sollen  dabei  den  Güterberg  sym- 
bolisieren 

jf,       Wert  einer  Größe  (at)  in  der  (/)-ten  Rechnungsperiode 
Lx     Absolute  Abweichung  einer  Größe  (x)  vom  Ausgangswert 

Sonstige  Konventionen  und  Symbole: 

X^       Bezeichner  (B)  einer  gegebenen  Größe  (.v)  sind  (fast)  durchgängig  hochgestellt, 
Zähler  (/)  —  also  erwa  |ahreszahlen  oder  Angaben  der  jeweiligen  Rechnungspe- 
riode —  sind  tietgcstcilt. 

( % )    Algorithmus  unspezifiziert  (gesetzt  in  Ijtdda  Bbdkktter) 

Sl      Vektorausdruck  (gesetzt  in  Moderne  Fraktur,  zur  Verdeutlichung  zusätzlich  mit 

einem  Vektorpfeil  versehen) 
n.d.    „nicht  definiert" 

:■       Gleichheit  per  Definition 

!■       Gleichheit  per  Vorgabe  („soll  sein") 

i>=      Gleichsctzung  in  einem  Zahlen-  oder  Rechenbeispiel  („ist  zum  Beispiel**) 
■       Identität  (Ausdrücke  unterscheiden  sicli  lediglich  in  der  Notadon) 
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2c  Proportionalität 

><  Ordinale  Nicht- Vergleichbarkeit 

-»a  Logisch  Jt^moftZ-air  (Verneinung  der  Aussage  a) 

A  Log;isch  »utuk  (Konjunktion  zweier  Aussagen) 

V  Logisch  »edenr  (Disjunktion  zweier  Aussagen) 

3  Rxistcnzquantor:  „Iis  gibt  niimk  ^tcns  einen  Fall,  für  den  gilt ..." 

V  Allquantor:  „In  allen  I-'ällcn  uili  ..." 
Gleichheit  (Aqui\ akn/':'  /uckt  Aussagen 

^  lolgeaussage  (Impiikauoay  einer  Aussage 

^  dto.  (von  rechts  iiach  links  zu  lesen) 


Gerichtete  Zusammenhange:  Für  gerichtete  Zusammenhänge  (gleichgerichtet  oder 
gegengerichtet)  wird  gelegentlich,  tun  eine  unnötig  sperrige  Notation  zu  vermeiden, 
eine  Kurznotadon  verwendet  So  sollen  beispielsweise  die  folgenden  beiden  Schreib- 
weisen gleichwertig  sein: 

t/-t/(y<*\<p'->) 


mit  — >0 
au  ^ 

A   <0 

Die  gleiche  Symbolik  wird  auch  bei  Rückkopplungspfeilen  in  graphischen  Modelldar- 
stellungen verwendet 


Hinweis  zum  Sprachgebrauch: 

Mafhemi fische  Beschreibung  vs.  uerhak  Beschreibung  Q.e.S.):  An  einigen  Stellen  ver%ven- 
de  ich  in  den  Erläuterungen  die  Formulierung  „vollkommen  unabhängig".  Hierbei 
kann  es  sich  natürlich  nur  um  eine  srilisrischc  Bekräftigung  handeln.  Mathematisch 
gesehen  ist  „vollkummcn"  vollkommen  überflüssig. 
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A.  Einführung 

Die  gemeinsten  Meinungen  und 

w.is  iiikrt-nann  fiif  au^ni.uiit  hält, 
verdient  ott  am  meiscen  untenucht  zu  werden. 

Cemg  Clmtttpb  UdOeubtt:^ 

,J)aß  die  Fördenmg  des  Volkswohlstandes  Ziel  des  Wirtschaftens  in  einem  Lande  ist, 
dürfte  spätestens  seit  Adam  Smith  ebenso  unstreitig  sein  wie  das  Verfahren,  daß  dieses 
Ziel  in  einer  &den  Gesellschaft  am  besten  über  den  Markt  erreicht  werden  ]saxai.**^ 

Manchmal  hat  man  Glück  und  findet  ein  Zitat,  das  in  drei  Zeilen  alles  abdeckt,  was 
man  auf  gut  füntlmndcrt  Seiten  zu  untersuchen  gedenkt.  Im  ersten  'i  eii  des  Satzes 
stellt  \\'f)Il  das  eisj^enl liehe  Ziel  des  W'irischattens  klar  und  betont  darüber  hinaus,  daß 
das  wohl  auch  seit  etwa  220  Jahren  unstreitig  sein  dürite.  Gleichwohl  mulke  ich  erfah- 
ren, daß  allein  die  Emäbnung  des  Begriffes  »Ziel«  mitunter  „positivistische  Reflexe" 
auslöst.  Fragen  wie  „Wer  bestimmt  denn  das  Ziel?"  waren  dabei  noch  die  harmloseste 
Reakdon.  Kurzum:  Wer  von  „Zielen"  spricht,  gerat  schnell  in  die  Nähe  „normativef" 
Ökonomik.  Eine,  ebenfalls  eher  harmlose,  Steigerung  dieser  Position  war  die  Be- 
hauptung, „für  wissenschaftliche  Zwecke"  könne  und  müsse  man  von  „objektiven 
Zielen"  ausgehen.  Ein  „objektives  Ziel"  aber  ist  eine  cniitnidiitio  in  adjecto.  Ziele  setzen 
ist  ein  \  oluntativer  Akt  und  richtet  sich  damit  auf  ein  Solkn.  Das  ergibt  sich  schon  aus 
der  Definition  des  Be.nritTes  als 

an  durch  freie,  mdivukicllc  liiiischddung  oder  gcscUschafUich-pulitischc  Bmücheidungcii  unter  ver- 
schiedenen Handlungsmüglichkdten  projektierter,  in  der  Vorstelloog  und  Planung  antizipierter  zu- 
künftiger Zusrand,  der  zugleicfa  Oriennemng  ist  für  die  jeweib  gegenwüttigien  Handlungen  und  Hand- 
!unust(ili;i.-n."' 

Elin  »Ziel«  ist  dcnmach  ein  „angestrebter  zukünftiger  Zustand".  Damit  aln-r  handelt  es 
sie!)  nicht  um  einen  /,r/  Zustund,  sondern  \  iclmehr  utn  einen  .Vo/7-Zustand '  '  und  ist 
damit  Uetinju\  mriHiiüv.  Diesen  Punkt  gvgehtsn  zu  realisieren  ist  indessen  alles  andere 
als  oormativ.  Drittens  schliefUich  hatte  ich  einen  akadonischen  Disput  mit  einem 
Kollekten,  der  emstlich  die  Ansicht  vertreten  wollte,  ein  Techniker  sei  zumindest 
zum  Teil  auch  Wissenschaftler  und  als  solcher  in  erster  Linie  an  „reiner  Erkenntnis" 
interessiert  Meinen  Einwand,  daß  ein  Techniker  wiUy  daß  seine  frisch  konstruierte  Ra- 
kete     und  nicht  etwa  ruhmlos  zu  Boden  stürzt,  wollte  er  nur  ungern  gelten  lassen. 


^  Lichtenberg  1853,  S.  98.  Bs  ist  mir  eine  ganz  besondere  Freude,  diese  Arbeit  mk  einem  Zitat  von  Uefa- 
tenbeig  ctn^  il^mn  schließlich  war  Lichtenberg  ein  Professor  der  (fast)  ersten  Stunde  der  Georgia  Au- 
gusta  und  JarLibcr  hinaus  das,  was  man  heute  ein  „Göttinger  Od^nal"  nennen  würde. 

MWoll  1992,8.32. 
2"  .Meyers  1992:  Ziel. 

^  So  auch  Gabler  1993:  21icL  Gabler  spricht  o^mssis  vahisvoa  einem  „Sollzustand". 
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Kurzum:  Wissenschaft  ist  ein,  wenn  man  so  will,  gcscllschattlichcs  Subsystem,  dessen 
Zweck  nicht  zuletzt  darin  besieht,  die  Gesellschah  bei  der  X'erfolgung  der  jeweils  ge- 
gebenen Ziele  zu  unterstützen  oder  aber  zu  zeigen,  daß  ein  bestimmtes  Ziel  oder  (eher 
noch)  ein  Zielbündel  beim  gegebenen  Stand  der  Technik  nicht  oder  nur  unter  Ein- 
schränkungen etxeichbaf  ist^^  Wittschaften  ist  demnach  also  kein  Selbstzweck.  Auch 
Keynes  hat  sich  offenbar  bei  Gelegenheit  veranlaßt  gesehen,  auf  diesen  Punkt  einmal 
mehr  hinzuweisen: 

Verbrauch  -  um  tlas  Sc  ]ti<t\ etstSiuUidie  ZU  wiederholen  -  ist  das  einzige  Ziel  und  der  einzige  Zweck 

nllcr  \virtsch;ittlichcn  'I  rtriiikcit.'^ 

Auch  denke  ich  nicht,  daß  das  irgend  etwas  mit  einer  lustimniten  akademischen  Aus- 
richtung zu  tun  hätte,  also  etwa  mit  „Keynesianismus".  l  ast  wortgetreu  finden  wir  die 
gleiche  Aussage  schon  bei  Adam  Smith: 

Der  Vetbcandi  allein  ist  Sinn  and  Zweck  einer  jeden  Produktion.^ 

Richtig  ist  allerdings,  daß  es  in  Cambridge  eine  gewisse  „moralwissenschaftliche**  Tra- 
dition gab,  der  sich  auch  Keynes'  Lehrer  Pigpu  und  Marshall  verpflichtet  gefühlt  hat- 
ten. So  beschreibt  Bgou  Marshall's  F.instielhing  wie  folgt: 

\f:irshall  ging  davon  aus.  daß  clt-r  Wert  der  Wirtschaftswissenschaften  nicht  in  geistiger  Gymnastik 
oder  in  der  Erkenntnis  um  ihrer  selbst  willen  liegt,  sondern  dali  sie  die  Magd  der  Ethik,  die  Dienerin 
der  Praxis  zu  sein  hat^ 

An  dieser  Stelle  sollte  man  sich  vielleicht  kurz  in  Erinnerung  rufen,  daß  »Ediik«  nichts 
anderes  heißt  als  „Lehre  vom  Sollen**.  Auch  aus  der  jön^ren  Literatur  ergibt  sich 
nichts  anderes.  So  heißt  es  etwa  bei  Siebert: 

Die  wirtschaftspolitischen  Ziele  sind  letzten  Endes  der  Such-^cluinwcrfcr,  mir  Jl  i^i  der  W'irtschafts- 
theoretiker  in  das  Dunkel  der  Unwissenheit  üher  ökonotnisclu  /.usatnnienhänge  leuchtet.  Die  »positi- 
ve« 'Ilu-orie  lu/ieht  [...J  ihre  Fragestellungen  aus  dem  nomiaiiven  Bereich.'^ 

\\  ie  gesagt:  Zu  realisieren,  daß  eine  Wissenschaft  kein  Selbstzweck  sein  kann,  hat 
nichts  mit  „normativer**  Haltung  zu  tun.  Samuelson  und  Nordhaus  haben  diesen 
Punkt  einmal  sehr  pragmatisch  und  dabei  auch  sehr  plastisch  formuliert: 

Die  Wirtschaftswissenschaft  läßt  sich  mit  einer  guten  Rcistagcniur  vergleichen.  Sie  als  Reisender  müs- 
sen entscHriden,  oh  Sie  Sonne  oder  Schtice  wollen.  Sobald  Sie  sich  tiir  das  eine  oder  andere  entschie- 
den haben,  kann  ihnen  Ihre  Agentur  dann  helfen,  rasch  und  billig  au  das  gewünschte  Ziel  zu  kom- 
iJKn.5* 

Kurzum:  Ich  gehe  davon  aus,  daß  die  „Förderung  des  Volkswohlstandes'*  eine  podtwe 
Vorgabe,  gewissermaßen  ein  Auftrag  an  wirtschaftswissenschaftliche  Forschung  ist. 
Das  aber  bedeutet  zunächst  einmal  nichts  anderes  als  davon  auszugehen,  daß  die  Er- 


"  Wir  kihirien  wohl  da\<ni  ausgehen,  daß  ilas  der  Regelfall  sein  wird:  Sich  einfach  nur  Ziele  vu  setzen  ist 
im  Vergleich  sehr  viel  einfacher  als  Ziele  „realitätskompaiibel"  zu  defuiieren  —  wobei  die  f  rage,  was  rea- 
Htätskompatibel  ist,  wiederum  vom  jewcUigen  Stand  von  Wissenschaft  und  Tedinik  abhangig  ist. 

"  Kevnes  I')36  h,  S.  89. 

«  Adam  Smidi  1789,  S.  558. 
Pigou  1925,  S.  84.  in  der  Übersetzung  bei  Moggndgc  1977,  S.  21. 

«  Siebert  2000  a,  S.  232. 

M  Samuelson/Noidhflus  1987  a,  S.  100. 
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Forschung  der  Mo^lichkcircn  einer  bestmöj»lichcn  Steigerung  der  \X  irrschafrsleistung, 
also  einer  maximalen  \\  achsrumsrare,  Ziel  wirrschaftswissenschattlicher  l  orschung 
wären  -  ein  Ziel  also,  über  das  ja  auch  einliellige  Einigkeil  herrscht.  Allerdings  -  und 
darum  soll  es  uns  in  dieser  Arbeit  gehen,  könnte  es  sein,  daß  Wirtschaftswachstum 
und  Wohl£ahrtsentwicklung  nicht  das  gleiche  -  oder  jedenfalls  nicht  gan-:^  das  gleiche  - 
bedeuten  muß. 

Damit  kommen  wir  zum  zweiten  Teil  von  Wölls  Aussage.  Demnach  ist  das  Ziel,  das 
hier  nach  allem  als  unstreitig  unterstellt  werden  soU,  „am  besten  über  den  Markt"  zu 
erreichen.  Dai^  aber  wirft  als  erstes  die  Fraise  auf,  was  genau  wir  uns  unter  „dem 
Markt"  \  ()rzustellen  haben.  D.ilx  i  hat  der  Begriff  »Markt«,  wie  alle  popularisierten  Be- 
griffe, wenigstens  zwei  BegritYsinhalre. 

Zum  einen  kann  mit  »Markt«  der  Ort  gemeint  sein,  an  dem  Angebot  und  Nachfrage 
zusammentreffen  und  den  man  in  einem  üblichen  x( fF-Diagramm  abbilden  kann. 
Zum  anderen  wird  unter  »Markt«  aber  auch  ein  Steuerungssystem  verstanden.  Diese 
Bedeutung  ist  immer  dann  gemeint,  wenn  wir  von  dm  Gütermarkt,  dm  Arbeitsmarkt, 
dtm  Aktien-  oder  dtm  Devisenmarkt  sprechen,  und,  nicht  zu  vergessen,  von  „den 
Märicten"  überhaupt.  »Markt«  in  diesem  Sinne  meint  offenkundig  «K3&/den  Ort,  wo  An- 
gebot und  Nachfrage  nach  einem  Gut  oder  einem  Faktor  zusammcnrrefü  n  Markt«  in 
diesem  Sinne  meint  vielmehr  ein  S'vucriim^asystem.  Von  daher  soll  im  folgenden,  wann 
immer  die  zweite  Bedeutung  genuint  ist,  nicht  von  „Markt",  sondern  begrifflich  präzi- 
ser grundsätzlich  \(in  >>Marktsteuerung"  die  Rede  sein. 

irritierenderu  eise  kommt  übrigens  noch  hinzu,  daß  eine  Vielzahl  von  Autoren, 
wenn  sie  »Marktsteuerung«  meinen,  pauschal  von  »Kapitalismus«  sprechen.  Allerdings 
gibt  es  auch  Autoren,  die,  wenn  sie  »Kapitalismus«  meinen,  umgekehrt  von  »Markt- 
wirtschaft« sprechen.  So  weist  etwa  Schui  darauf  hin,  daß  es  den  „Erfindern"  der  So- 
zialen Marktwirtschaft  offenbar  wichtig  war, 

I  I  d  is  negativ  ..cmi  'ti<  <nsbclastctc"  Wort  Kapitalismus  ZU  vcnncidcD  und  „durch  den  neutraleren  Be- 

L'Ti:i  |...)  (Itr  M.irkiw trtsilirifi  /u  frst-t/cn"-'" 

Hin  Beispiel  lür  die  umgekehrte  Begrifiswahl  findet  sich  bei  I  lampe,  wenn  er  schreibt: 
Kcyncs  brandmarke  aut  der  einen  Seite  zwei  wesentliche  Cjebrcchen  des  liberal-kapitalistischen  Vi  irt- 
schaftssystems  seiner  Zeit.  Es  versag»  bei  der  VoUbeschäftigangsfrage  und  bringe  eine  ungerechte 
Einkommens-  und  Vcrmögcnsvcrtcilung  mit  sich.* 

Hier  wird  der  Terminus  »Marktsteuerung«  also  mit  ,4iberal-kapitalisdsches  Wirt- 
schaftssystem" umschrieben. 

(ileichzeirig,  und  das  ist  für  unsere  Untersuchung  der  wichtigere  Punkt,  sind  damit 
aber  auch  die  Positionen  abgesteckt.  „Bestmögliche  Wohlfahrt  durch  Marktsteuerung" 
auf  der  einen  Seite  b2w.  „Versagen  der  Matktsteuening  bei  der  Hnkommensvertei- 
lung"  auf  der  anderen  Seite.  Wovon  also  dürfen  wir  ausgehen?  Luckenbach  etwa  faßt 


^  Schui  2005,  S.  651.  m.V^  MiiUer-Annack  1981,  S.  181 1 
»Hampel984b,S.98. 
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die  Ergebnisse  der  Marktstcucrunc  formal  präziser  und  unterscheidet  zwischen 
„Marktversagen'*  und  „Markrahlchnung".  13ahci  versteht  sie  unter  »Marktx-ersagen«, 
daß  die  „AUokaiionsfunkiion  des  Marktes  Ixeiinrächtigt"  ist.'*''  Unter  »Marktaljleh- 
nung«  dagegen  faßt  sie  die  „Diskussion  über  Beeinträchtigungen  der  Distribuüons- 
fiifiktion"  zusammen.'*^  Die  Grundlinie  der  Marktablehnung  umschreibt  Luckenbach 
dabei  wie  folgt: 

Während  den  vetschiedenen  Ursachen  des  Marktversagens  gemcinsatn  ist,  daß  sie  sowohl  auf  Ciüter- 

nls  auch  auf  Faktr)rmSrktcn  auftreten  können,  betreffen  die  Gründe  der  Marktablehriunc',  nur  die  I'ak^ 
tunnärkte.  Sie  resultieren  aus  der  Befürcbiung,  daß  die  sich  aus  den  Koordination» vorgangen  auf  den 
Faktonnätktea  ei^bende  VetteUungssitiution  gesellschaftspolitisch  subopdinal  sd.^^ 

In  der  von  mir  bevorzugten  Terminologie  hätten  wir  es  also  mit  „Versagen  der  Markt- 
Steuerung**  einerseits  und  mit  „Ablehnung  der  Marktsteuerung"  andererseits  2u  tun.'*^ 
Luckenbach  fahrt  fort: 

Dabei  wird  die  I^l  turchtuni;  uewf'ihnlich  durch  dcei  Algumentc  gestützt:  Es  wird  die  Ansicht  vertreten, 
daß  die  marktdctcmunicttc  Vcrteilungssituaüon  möglicbeiweise  die  soziale  Gerechdg^cit,  den  sozialen 
Paeden  und  die  scizide  Sichedidt  nicht  gevfihddste.^ 

Da  sich  Luckenbach  an  dieser  Stelle  im  wesentlichen  auf  Woll  bezieht,  scheint  es  mir 

angemessen,  dort  weiterzulesen.  Woll  holt  hier  in  aller  Kürze  inhaltlich  weit  aus.  In 

Bezug  auf  den  ersten  Punkt,  die  „soziale  Gerechtigkeit",  verweist  er  zunächst  darauf 

daß  „Gerechtigkeit"  seit  der  Antike  „zu  den  vier  Haupttugenden  [gehört],  neben 

VCt  ishcif,  Tapferkeit  und  Besonnenheit".^  Dabei  kommt  er  zu  dem  Ergebnis,  daß  sich 

allcid    it  1  1^  k  lum  die  Notwendigkeit  oder  auch  nur  Angemessenheit  von  „staatlicher 

Redistnbution"  ableiten  lasse,  und  führt  aus: 

Erst  durch  die  Verbindung  mit  dem  Postulat  der  Gleichheit  erhält  die  soziale  Gerechtigkeit  einen  kon- 
kieten  Inhalt^ 

Diese  „Verbindung"  wiederum  fuhrt  er  auf  die  franzosische  Revolution  zurück,  ohne, 
wie  er  selbst  sagt,  diesen  Punkt  weiter  verfolgen  zu  wollen: 

Dem  kann  und  braucht  hier  tncht  nachgegangen  werden.  Bedeutsam  dürfte  auch  gewesen  sein,  daß 
zahlreiche  \\  isscnschattlcr  bis  in  die  (icgenwart  hinein  nur  eine  gleichmäßigere  \'crieilung  als  die  des 
Marktes  als  gerecht  bezeichnen:  Zwar  könne  man  nicht  genau  angeben,  welches  Ausmali  die  Gleich- 
mäßi^ceit  haben  müsse,  um  das  Prädikat  „gerecht"  zu  lechtfeitigen,  wohl  aber  lasse  sich  die  Richtung 
der  Umverteilung  rechtfertigen.^ 


^«  l.uckcnbach  1986,  S.  150. 

«Ludcenbach  1986,  S.  145. 

^'  T.uckenlnch  1086,  S.  14=^. 

Am  Rande  sei  darauf  hmgewicscn,  daß  es  sich  hierbei  mcht  um  ein  echtes  begriffliches  Gegensatzpaar 
handeln  kann:  Eine  MBeeintiächdgung  der  AUokation"  ist  eher  ein  objektires  Kriterium,  eine  „Ableh- 
nung der  Distribution"  dagegen  wäre  durch  und  durch  subjektiv.  Weno  Überhaupt,  müßte  der  /weite  Be- 
griff „Beeinträchtigung  der  Distribution"  heifkn.  Das  aber  würde  ein  klares  Konzept  einer  „nicht- 
beeinträchtigten  Distribution"  voraussetzen.  Ein  solches  Konzept  aber  ist  bislang  nicht  in  Sidit 

«  Luckenbach  1986.  S,  145,  m.V.a.  „die  Darstellung  der  Argumente"  bei  Woll  1984,  S.  205  ff.  In  der  2 
Auil.  1992  {\Xbll  1992)  findet  sich  die  Darstellung  auf  den  Seiten  207  ff. 

«Woll  19S4.S.207. 

«Woll  1992,5.208. 

«Woll  1992.  S.  208. 
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Als  (iründc  tur  diese  „anuchlich  wissenschaftliche  Hrkennrnis""*"  sieht  W'oII  vor  allem 
zwei  Argumente:  Zum  einen  C  jrenxnutzenuherlet>unuen,  die  er  wie  tolgt  referiert: 

Eine  Mark  habe  tür  einen  Reichen  —  veisunden  al.s  Bezieher  eines  hohen  Einkommens  oder  Ucsiuer 
eines  großen  Vermögens  -  einen  gecingeten  Nutzen  als  für  einen  Armen.  Wenn  man  den  Reichen 
Gdd  entziehe  und  es  den  Armen  zuwende,  steige  der  gesellschaftliche  Nutzen.^'' 

Das  zweite  Aigument  stützt  sich  nacli  W'oll  auf  die  Möglichkeit,  daß  die  Marktsteue- 
rung aufgrund  unvollständigen  Wettbewerbes  Rentcncinkommcn  (statt  Leistungsein- 
kommen) verteilen  könnte.  Auch  dieses  Argument  referiert  er  knapp: 

Im  Wettbewerb  würden  nur  Einkommen  erhielt,  die  auf  Leistungen  beruhen.  Marktmacht  -  wie  ein 
Monopol  —  dagegen  ermögliche  Einkommen,  die  mit  der  Leistung  nichts  zu  tun  hätten.  Deshalb  sei  es 
goecbtferdgt,  Einkotnmensunteischiede,  die  auf  Wettbewetbsbeschiänkungen  zurückgehen,  zu  besei- 

Zusammenfassend  k(jmmt  Woll  dabei  zu  folgendem  Schluß: 

Angemessen,  das  heiUt  zweckraiional,  ist  eine  Politik,  die  die  Ursache  von  Einkommen,  die  nicht  im 
Wettbewerb  entstehen,  beseitigt 

Woll  geht  also,  wenn  ich  ihn  richtig  lese,  vom  Normalfall  eines  Wettbewerbes  unter 

pcin2ipie]l  Gleichen,  also  gleichermaßen  befähigten  und  mit  gleichen  Voraussetzungen 

ausgestatteten  Wirtschaftssubjekten  aus.  Das  entspricht  ganz  dem  Bild  atomistisdier 

Konkurrenz  oder,  allgemeiner,  dem  Menschenbild  der  Aufklärung.  Ohne  diesen  Punkt 

hier  \  errieten  zu  wollen  bleibt  festzuhalten,  daß  sich  die  Argumente  für  „mehr  Gleich- 
heit" bei  Lichte  beinichiet  in  tier  Tat  als  äußerst  schwach  erweisen.  Und,  solange 
Markteinkcmnnen  beistungs-  und  keine  Rentencinkommcn  sind,  ^bt  es  keinen  ver- 
nünftigen („zweckrationalen")  Grund,  sie  umzuverteilen, 

Freie  Marktsteuerung  fuhrt  demnach,  zumindest  in  erster  Näherung,  per  se  zum  best- 
möglichen Ergebnis.  Da  aber  andererseits  die  „Ablehnung  der  Marktsteuerung"  — 
wenn  auch  regelmäßig  „normativ**  (und  damit  leicht  angreifbar)  vorgetragen  -  auch 
nach  220  Jahren  „kapitalistischer'*  Wirtschaftsordnung  noch  immer  nicht  hat  völlig 

verstummen  wollen,  scheint  es  mir  nicht  ganz  unangebracht,  den  Versuch  zu  imter- 
nehmen,  der  einschlägigen  Kritik  mit  den  Methoden  „positiver"  W  issenschaft  auf  den 
Grund  zu  gehen.  Dabei  kommen  wir  nicht  umhin,  namentlich  die  feienden  Fragen, 
eine  nach  der  anderen,  zu  untersuchen  und  zu  klären; 

(1)  Was  genau  /.r/ überhaupt  „das  bestmögliche  Hrgebnis".-' 

(2)  F/z/t/ freie  Markrsteuerung  zu  diesem  Ergebnis?  Falls  ja: 

(3)  Gilt  das  unbedingt  otlcr  nur,  falls  (mindestensj  eine  zusätzliche  norAendige  Be- 
dingung erfüllt  ist?  Wiederum  falls  ja: 

(4)  Läßt  sich  die  Einhaltung  einer  solchen  zusätzlichen  Bedingung  sicherstellen? 
Falls  nein: 


<7WoU  1992.  S.  208. 
«•Woll  1992,  S.  2U8. 
^"Woll  1992,5.208. 
»Woll  1992,8. 212 
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(5)  I.älk  sich  die  zusätzliche  Bedingung  so  modifizieren,  daß  gleichwohl  ein  zieikon- 
tbrmes  Ergebnis  erreicht  werden  kannr  L  nd  schließlich: 

(6)  Wer  genau  könnte  dafür  Sorge  tragen,  tlaf)  entweder  die  ursprüngliche  oder, 
hilfsweise,  zumindest  die  modifizierte  Bedingung  erfüllt  ist? 

Knapper,  aber  weniger  systematisch  formuliert  könnte  man  auch  fragen:  Was  kann 
„Att  Markt"?  Was  kaon  er  Atts^^?  Und  wie  könneii  wir  errdchen,  daß  er  genau  das  lei- 
stet, was  wir  von  ihm  erwarten? 

Zur  Annäherung  an  den  G^enstand  wäre  demnach  zunächst  zu  klären,  was  genau  wir 

unter  »Wohlfahrt«  -  speziell  unter  »Wohlfehrtsentwicklung«  —  verstehen  wollen  (Ka- 
pitel B).  Im  Anschluß  daran  wäre  zu  untersuchen,  ob  und  unter  welchen  Umständen 
fireie  Marktstcuerung  dieses  Ziel  unterstützt  (Kapitel  (.")."'  Dabei  wird  sich  zeigen,  daß 
freie  Marktsieuerung  sehr  wohl  zu  allgemeiner  \\  olilf ihnsentwicklung  tTihren  kann  - 
allerdings  nur,  wenn  wir  davon  ausgehen,  daß  sich  tlie  Wirtschattssubjekte  aut  eine 
besummte  —  hypothetisch  zu  postulierende  -  Art  und  \X  eise  verhallen.  Schließlich  ist 
»Marktsteuerung«  keine  eigenständige  Entität,  sondern  ledi^ch  die  aggregierte  Be- 
schreibung des  Vedialtens  der  N^udctteilnehmer.  Nun  ist  es  allerdings  unter  nicht  sehr 
realitiitsfemen  Annahmen  durchaus  denkbar,  daß  sie  sich  nicht  ^^«^  so  veihalten,  wie 
wir  das  zuweilen  vereinfiachend  annehmen.  Da  wir  es  hier  mit  einem  Unterschied  zu 
tun  hätten,  der  einen  Unterschied  macht,'^-  lohnt  sich  eine  nähere  Betrachtung  des 
Verhaltens  namentlich  der  Unternehmen.  Deren  Verhalten  aber  ist  wiederum  abhän- 


"  StRDß  gcnomincn  sollte  m*a  eigentlich  besser  von  »AHsritbtnti^  sprechen.  Ein  »Ziel«  -  im  Sinne  von 

„angcsirtl)ier  zukünftiger  '/.uUiuk!"  -  ist  erwas,  was  niiin  erreichen  k^inn.  mler  cl>en  auch  mtbt.  I'.incr 
»Ausrichtung«  bzw.,  was  das  gleiche  meint,  einem  »Zweck«  fehle  dagegen  die  Abbruchbedingung  -  man 
kann  ihn  folglich  nur  andauernd  verfolgen,  aber  nicmak  ^erreichen".  Das  ist  dem  Unterschied  zwischen 
>prosperieiien<  und  >arrivicren<  nicht  allzu  fem:  >pro$perieren<  von.  lat.  pnsptnm  >etwas  gedeihen  las$en< 
bedeutet  SAT*'.  )ßut  vorankommcn<.  >Arrivicrcn<  dagegen  leitet  sich  ab  von  lat.  ripa  >Ufer<  und  meint  svw. 
>am  Ufer  ankommen«,  >ein  Ziel  erreichen*  fvgl.  dazu  die  entsprechenden  Einträge  etwa  bei  Kluge  1989). 
Die  l 'nterscheitiuni>  fiinltii  w  ir  übrii^eiis  ■-i  hon  liei  Arisioitics:  In  seiner  Abgirenzung  zwischen  mkuuuttt- 
kewKxA  iiimihsitih:  '^xlx  üini  >;irrivicicn<  als  durch.iu'i  tuucmrr.-iti,  >pri  i>;pcricrcn<  d.ii;ct;cn,  zumindest  wenn  es 
zum  Seibsi/ueck  gtr.u,  sIä  clicr  ;inrüchig.  M.jn  konnte,  um  im  liiltl  /.u  ijlcibcn,  auch  >.agcn:  „uferlos". 
Anstoteles  subsumiert  beides  unter  »Erwerbskunst«,  wiO  es  aber  klar  untenchieden  wissen:  „Dalwr  po- 
stiilieri  man  tienn  einen  Unterschied  /wisdieii  Reidnuni  und  Cielder\\crh,  un<l  /war  mit  Reclit.  (Iclder- 
wcrb  und  naturgcmälScr  Reichtum  ist  zweierlei.  Dieser  letztere  gehört  zur  Hauswirtschaft,  jener  dagegen 
beruht  auf  dem  Handel  und  schaffit  Vermögen  rein  nur  durch  Vermögensumsatz.  Und  dieser  Umsatz 
scheitu  sich  vini  das  (ieki  /u  drehen.  Denn  tlas  Geld  ist  des  l_'msat/es  Anfang  und  I'.nde."  (  Nristoteles: 
Politik,  Erstes  Buch,  Neuntes.  Kapitel,  S.  18).  Vgl.  da:eu  da«  gesamte  achte  und  neunte  Kapitel  des  ersten 
Buches  (a.a.O.  S.  13-20),  oder  auch  die  knappe  Darstellung  bd  Söllner  2001,  S.  4. 

Die  Wendung  stammt  von  Batc^i  n.  der  d.mn  den  Be^ff  »Information«  umschreibt;  as  wir  tatsäch- 
lich mit  Information  meinen  —  die  elementare  Informationseinheit  -,  ist  ein  Vnterscbied,  der  einen  lltiter- 
schied  diisnioiht  [...|"  (Batcson  1985,  S.  582;  Hervorhebung  im  Ongmal).  Übrigens  findet  diese  Wendung, 
obwohl  sehr  griffig,  eher  selten  Anwendung.  Das  einzige  Beispiel,  das  mir  auf  Anhieb  dazu  einfiele,  wäre 
Schwanitz  2001,  S.  118. 
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gig  von  der  Vorstellung,  die  man  sich  von  den  zugrundeliegenden  „Produktionsbedin- 

gungcn"  macht.^' 

iiier  wird  sich  zeigen,  daii  sich  freie  Marktsieuerung  auf  Umernehmenscl)ene  kei- 
nesfalls wohlfahrtsentwicklungskonform  auswirken  muß.  Die  Entscheidung,  ob  sich 
freie  Marktsteuening  wenigstens  im  wohlfiihrtsentwicklungskonfoim  auswirkt, 

jßillt  aber  nicht  auf  der  Ebene  einzelner  Unternehmen,  sondern  auf  g^amtwirtschafdi- 
cher  Ebene.  Fol^ch  bleibt  im  Anschluß  zu  untersuchen,  ob  sich  freie  Marktsteuerung 
nicht  spätestens  auf  dieser  Ebene  wohlfahrtsentwicklungskonform  auswirkt  (Kapitel 
D).  Da  einiL!;es  dafür  spricht,  daß  auch  c!;in  niclu  notwendigerweise  der  F;i11  in  muß, 
bleibt  ini  Anschluß  m  klären,  ob  und  auf  w  eklic  \\  eise  die  W'irtschuftspolilik  gefor- 
dert sein  könnte,  um  lei/ilich  doch  noch  ein  w  <  )liHä!H  iseni\\  icklungskonformes  Er 
gebnis  zu  erzielen  (K.ipircl  E).  Im  letzten  Teil  schlielJlich  wollen  wir  uns  mit  mögli- 
chen „Nebenwirkungen"  befassL-n,  die  sich  aus  einer  entsprechenden  Wirtschaftspoli- 
tik ergeben  konnten  (Kapitel  F). 

Dabei  versteht  sich  diese  Arbeit  nicht  als  Beitrag  zur  WohlBüirtsökonomik  im  engeren 
Sinne.  Mir  geht  es  hier  weder  um  „Gerechtigkeit**  im  speziellen  noch  um  eine  wie  auch 

immer  geartete  normative  Ausrichtung  Im  allgemeinen.''^  Ich  möchte  mich  gi  n/  ;iuf 
Fragen  der  Funktionalität  und  der  Zielkonformität  beschränken.  Allerdings  hat  die 
Existenz  eines  Zieles,  wenn  es  einmal  gesetzt  ist,  norwendigcrweisc  zur  l'olge,  da(5  sich 
untersclieickn  läßt  zwischen  „rieht!i';cTi'"  Schritten  im  Sinne  von  »zielkontorm«  und 
eher  abw  egigen  Sehritten.  D.'//V7.'// lini/uw  eisen  aber  hat  mit  einer  „normativen"  Vorge- 
hensweise, auch  in  einem  weiteren  Sinne,  wenig  zu  tun.  Letztlich  ist  Wissenschaft  — 
von  reiner  imd  eher  seltener  Grundlagenforschung  vielleicht  einmal  abgesehen  —  ja 
kein  Selbstzweck,  sondern  versucht  (1)  zu  beschreiben,  (2)  zu  erklären  und  (3)  zu  pro- 
gnostizieren, um  schließlich  (4)  „Konsequenzen  füir  praktisches  Verhalten  [...]  au&u- 
zeigpn.**5*  Im  Grunde  ist  der  Zusammenhang  ja  auch  klar.  Unter  praktischen  Ge- 
sichtspunkten steht  obenan  ein  Z/V/.  Ein  Ziel  zu  haben  ist  aber  eine  Frage  des  Sailens 
und  föllt  damit  in  den  Bereich  der  Ethik  (im  weiteren  Sinne)  und  hat  somit  mit  Wis- 

Dabei  meine  ich  mit  dem  Begriff  keine  wie  auch  immer  geartete  Anlehnung  et\^'a  an  marxistische  Philo- 
sophie, somlern  einhich  nur  den  dcnklmr  .illgcmcitisicn  ( )l)Lrl)Cgri ff  für  die  Gcs-imtheit  aller  R^elo  und 
Gcucbcnhcitcn,  die  ein  l  ntcrnchmcn  bei  seiner  Iintscheidunii^stmdunii;  /x\  berücksichciiien  hAi. 

Ich  denke,  diese  I^rage  können  wir  gctrust  in  die  Abteilung  „unlösbare  Probleme"  verweisen.  Mit  unlös- 
baren Problemen  aber  wollen  wir  uns  nicht  weiter  be&ssen<  Im  Ergebnis  ähnlich  äußern  sich  übrigens 
auch  zum  Ri  isj^ifl  Kucern  und  Godeffrov,  wenn  sie  schreiben:  ,.In  der  \virtscb;iffspo!itisclien  DiskusslDn 
dürfte  Einigkeit  bestehen,  daß  das  Ziel  der  Verteilungspolitik  in  einer  >gcrechtercn  Vcrtcüung<  zu  sehen 
ist.  Gerechtigkeit  jedoch  ist  ein  seit  Anfang  der  Menschheitsgeschichte  umstrittener  B^rifF.  Eine  allge- 
nuin  ,uuTk;itinte  Dcfiiiitidii  oder  (^u:nnifl/icrurig  des  Ziels  der  i^ereebrcO  Verteilung  existiert  duber 
nicht"  (Kucera/Goüeffroy  1987,  S.  125).  W  ir  wollen  also  versuchen,  trou  dieser  Widrigkeiten  ixi  einem 
brauchbaren  Etgebnis  zu  gelangen.  Ein  sprichwörtlich  „hunderttausendster  Aufgoß"  wohlfahrtsökono- 
mischcr  Gcrcchtigkcitscr\i'ägungcn  (so  wördich  ein  liimvand  bei  einer  der  frühen  Ptäscntatinnen  meines 
Dissertationsvorhabens)  aber  schien  mir  schon  nach  den  ersten  V'orübcrlegiingen  nicht  der  Mühe  wert  — 
eine  Einstellung  übrigens,  die  sich  im  Laufe  der  Zeit  durchaus  weiter  verfestigt  hat  Versuchen  wir  es  also 
in  der  Tat  mit  einem  „positiven"  (also  „//Ä)&/-normativen*^  Ansatz. 
»  So  sehr  deudich  etwa  Brede  1989,  S.  19. 
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scnschatt  zunächst  rein  gar  nichts  zu  tun.  Aufqahe  der  Wisscnschatt  ist  es  allein,  einen 
mi  )olichcn  \X  cü;  dorthin  aufzuzeigen  —  oder  aber  zu  zeigen,  da(5  es  einen  solchen  Weg 
nicht  gibt  oder  nicht  einmal  geben  ktvin!'^'  Brede  unierscheidci  in  diesem  Zusammen- 
hang zwischen  „praktisch  normativ"  und  „bekennend  normativ''.^"  Mentalis  könnte 
man  geteilter  Meinung  sein,  ob  denn  Wohlfahitsentwicklung  in  der  Tat  das  Ziel  -  oder 
besser  die  Ausrichtung  -  der  Wirtschaftsentwicklung  sein  soll.  Allerdings  -  und  hier 
be2iehe  ich  mich  auf  den  Eingangsatz  dieser  Einfuhrung  -  dürfte  „die  Förderung  des 
Volkswohlstandes  in  einem  Lande"  in  der  Tat  „spätestens  seit  Adam  Smith"  völlig 
unstreitig  sein.^**  Da  wir  schließlich  auch  sehen  werden,  daß  der  Markt  selbst  --wcroi  er 
denn  theorickonforni  funktioniert  -  genau  dieses  I>gebnis  unterstützt,  wüßte  ich 
nicht,  mit  welchem  Argument  jemand,  der  freie  Markisteuerung  hepinvorttt,  ausgerech- 
net das  theoretisch  zu  erwartende  üt^ebnis  freier  Marktsteuerung  ahlebnen  wollte. 


^  Natüdich  gibt  es  auch  Grundl:im.'iif<irs<  }i.mt;  _  -ilso  Forschiinir.  'Iii'  ^iiniirli!:/  völlig  unaliMiiitriL';  \  i>ii  if- 
waigen  gssellschafdichen  Zielen  ist.  AUcidings  hat  »ich  immer  wieder  gezeigt,  daß  auch  Gruiidlagentur- 
schung  früher  oder  später  näh^th  ist  in  dem  Sinne,  daß  sie  sich  bei  der  Verfolgung  gesellschaftlicher 
Ziele  :ils  hilfrcicli  i-nvcist.  I_'h(.Tspit/t  gcsattt:  Nur  (U-shalh  „leistet"  sich  einc  Gescllscli;it't  Oiindlagcnfor- 
schung.  Natürlich  wäre  es  verfehlt,  diese  beiden  Welten,  also  Logik  (Wissenschaft)  und  Ethik,  zu  kon- 
(iindieten.  Nicht  minder  verfehlt  scheint  mir  aOerdings  die  Behauptung,  Wissenschaft  habe  mit  Ethiic 
rein  gar  nichts  zu  tun.  Der  Frage,  warum  diese  beiden  Punkte  immer  wieder  hartniicki  j  >n  fundiert  wer- 
den, soll  hier  aber  nicht  weiter  nachgegangen  werden.  Das  wesentliche  hierzu  findet  sich  in  Webers 
»Wcrtfrcihcits«- Aufsatz  (Weber  1917), 

57  Brede  1989,  S.  19  f, 

»Woll  1992,8. 32. 
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B.  Wolilfahrt 

Vemüaftiges  Denken  gleidit  dem  Rechnen 
und  sollte  mit  Definitionen  beginnen.^ 

Die  Fragestellung  dieser  Arbeit  ist  bewußt  offen  formuliert.  Sie  soll  ausdrücklich 
Raum  lassen  für  die  Möglichkeit,  dali  wohlfahrtsentwicklungskonforme  Wirtschafts- 
politik unter  Umständen  darin  bestehen  kcinnte,  daß  der  Staat  sich  jeglicher  Einfluß- 
nahme auf  freie  Marktsteuerung  enthält  —  sich  also  im  wörtlichen  Sinne  in  klassischem 
„/aissez/ain"  übt.  Die  „beste"  Wirtschaftspolitik  bestünde  demnach  darin,  keine  \i'kt- 
schafitspolidk  zu  betreiben.  Damit  lassen  wit  sozusagen  „dem  Markt",  also  freier 
Marktsteuerung,  den  Vortritt.  Diese  inhaltliche  Freiheit  steht  allerdings  in  deutlichem 
Gegensatz  zu  einer  formalen  Beschränkung:  Die  Beurteilung  der  »Wohlfahrtsent- 
wicklungskonformität«  eines  wirtschaftspolitischen  Kurses*''  setzt  nämlich  notvk-endi- 
gerweise  die  Klärung  des  Begriffs  »Wohlfahrtsenrwicklung«  voraus  —  wobei  wir  uns 
vorläufig  auf  die  l  'bene  einer  Arbcitsdcfmition  beschränken  wollen.  Kurzum:  L'm  zu 
entscheiden,  oh  ticr  Kurs  einer  Volkswirrsrhaft  wohlfahrrscnn.vicklungskonform  ist 
oder  nicht,  brauchen  wir  eine  operationalisierbare  Dehmtion  von  »Wohlfahrtscnt- 
wicklung«. 

Wohlfahrtsentwicklung  ist  zunächst  einmal  ein  sogenanntes  Determinativ- 
Kompositum  aus  »Wohlfahrt«  und  »Entwicklung«.^^  Somit  \väre  »Wohlfahrtsentwick- 
limg«  eine  spezielle  Form  der  Entwicklung  nämlich  die  Entwicklung  der  Wohlfahrt. 
Pölich  wäre  erstens  zu  klären,  was  wir  unter  »Entwicklung«,  und  zweitens,  was  wir 

unter  »Wohlfahrt«  verstehen  wollen.  Versteht  man  unter  »Entwicklung«  eine  „^rich- 
tete Veränderung  eines  Zustandes  in  der  Zeit",  dann  kann  es  sich  bei  »Wohlfahrtsent- 

wicklung«  nur  um  die  Veränderung  der  Wohlfahrt  im  /eit\ ergleich  handeln/'^  Dieses 
Krgehnis  mag  auf  den  ersten  Blick  ein  wenig  tri\  ial  wirken.  \X  ir  werden  aber  sehen, 
daß  es  durchaus  Wbhlfahrtskoiizepte  gibt,  die  mit  einem  Zeitverglcich  wenig  zu  tun 
haben. 


*B€rtr.iiui  Rus-icll  über  Hubbcs'  Nominalismus  (Russdl  1945,5.  55). 

^  Um  B^riflf8doublettien  wie  „wolilfiüiftsentwickluiigskonfofine  Entwicklung"  zu  venneiden,  wollen  wit 
uns  aufdi-n  handlicheren  Begriff  »Kurs«  vf  rständigt-n. 

»Dctcrnunaciv-Komposita«  bezeichnen  in  der  Sprachwisscnschatt  Wurtgebilde,  „bei  denen  die  Zusam- 
mensetzung eine  speziellete  Poim  von  dem  bedeatet,  was  im  HintetgHed  genannt  ist  (eine  HatufSr  ist  ei- 
nc  sptvicIliTc  Fomn  von  fiiur  Tür).''  (Kluge  19S9,  S.  XIX  f.;  1  Icr\  nrht-buiig  im  ( >riginal). 

Hier  soll  »Entu'icklung«  aU  SpezialfSdl  einer  Veränderung  verstanden  werden.  Wähteod  »VetänderungK 
jede  beliebige,  also  auch  jede  erratische  Abweichung  eines  Zustandes  im  Vergleich  2U  einem  Referenzzu- 
stand meint,  sollen  unter  »I  .nnvickliinu«  nur^gmictoilr  Veränderungen  verstanden  werden.  Meist  wird  der 
Begriffsinhalt  im  üblichen  Sprachgebrauch  sogar  auf  „gewünschte"  Veränderungen  eingegrenzt.  Aber 
auch  hier  ist  der  Sprachgebrauch  nicht  einheitlich.  Bei  einem  Begriff  wie  etwa  »RückcntwicklungK  wäre 
gci:;ui  nämlich  n/c/jt  der  FalL  Zwar  wäre  hier  die  Veiandetung  immer  noch  gerichtet,  aber  in  einem 
doch  eher  unerwünschten  Siime. 
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Der  BcuritY  »Wohlfahrt«  aber,  so  erstaunlich  das  au t  den  ersten  Blick  erscheinen  mag, 
entzieht  sich  einer  schlanken  und  allgemein  (oder  zumindest  doch  überwiegend)  ak- 
zeptierten Definition.  Etymologisch  hat  sich  »Wohlfahrt«  als  Abstraktum  zu  mittel- 
hochdeutsch mi  vom  in  der  Bedeutung  „wohl  ergehen'*  herausgebildet  und  ist  in  dieser 
Form  seit  dem  16.  Jhd.  bezeugt^  Wohlfiüut  ist  damit  also  sehr  viel  älter  als  die  Wohl- 
£üiftsökonomik  selbst.  Manchen  Autoren,  so  etwa  auch  Söllner,  gilt  dabei  Hgou  mit 
seinen  »Econo/mcs  qfWe^an«^  als  „eigentlicher  B^ründer  der  Wohlfahrtsokonomie".^^ 
W  rsucbcn  w  ir  also  zunächst,  eine  genauere  Umschreibung  von  »wohl  ergehen«  zu 
finden.  Der  möglicherweise  nicht  schlechteste  Ausgangspunkt  könnte  dabei  vielleicht 
die  Feststellung  sein,  daß  Menschen  unabänderlich  Bn/zi/pt/ssc  haben.  Wenn  wir  den 
Begrift  v.Bedürt-'nisse«  weit  genug  fassen  um!  elementare  Bedürfnisse  wie  \\  arme,  Nah- 
rung und  sogar  Atemlufi  einschließen,  dann  wird  unmittelbar  klar,  daß  ein  IVIensch 
aioK  Bedürfioisse  nur  M  sein  kann.  Bedür&isse  2u  haben  ist  somit  —  fernab  aller  öko- 
nomischen Überlegungen  -  (onditio  bümana.  Die  Tatsache  an  sich  dürfte  dabei  völlig 
imbestreitbar  sein.  Davon  ausgehend  läßt  sich  ohne  allzu  großen  gedanklichen  Sprung 
»wohl  ergehen«  als  ein  Zustand  begreifen,  bei  dem  die  wesentlichen  Bedürfhisse  zu- 
mindest im  großen  und^nzen  befriedigt  sind.  Als  Gegensatz  dazu  bierer  sich  ein  Be- 
griff wie  »Armut«  an  —  also  ein  Zustand  mehr  f)dcr  weniger  gravierenden  Mangels.*'* 
Eine  vcrmirrelndc  l'mschrcibung  könnte  »Wohlfahrt«  (bzw.  „Wohlstand"  -  beide  Be- 
griffe werden  durchweg  s\nonvm  benutzt)  auch  als  einen  Zustand  zwischen  »Armut« 
und  »Reichtum«  auffassen.""  Tatsachlich  klingt  eine  solche  Umschreibung  in  W  eiulun- 
gen  wie  etw  a  „es  zu  bescheidenem  Wohlstand  gebracht  zu  haben"  an.  Ohne  diesen 
Punkt  an  dieser  Stelle  vertiefen  zu  wollen,  können  wir  »Wohlfahrt«  im  Rahmen  einer 
Arbeitsdefinition  also  auffassen  als  einen  „Zustand  relativer  Bedürfnisbefriedigung". 
Die  Einschränkung  „relativ"  ist  dabei  schon  deshalb  notwendig,  weil  unter  den  übli- 
chen Annahmen  \  on  (1)  Budget-Restriktionen  und  (2)  Nicht-Sättigung  (also  potentiell 
unbegrenzten  Bedürfnissen)  eine  Bedürfnisbefriedigung  ohnehin /><r  .r:  nini  ig- 

lich  ist.  Unter  diesen  Uiriständcn  ist  es  allerdings  nicht  weiter  verwunderlich,  daß 
»Wohlfahrt«,  also  das  materielle  Wohlergehen  der  Wohnbevölkerung  ein  geradezu 
„klassisches"  Ziel  einer  jeden  X'olkswirischaft  ist,  also  nicht  etwa  nur  entwickelter  In- 
dustrienationen. Dabei  w  ar  .Adam  Smith  vielleicht  der  erste,  der  iliesen  Punkt  in  sei- 
nem »Wohlstand  ikr  Nationen«  in  systematischer  Form  dargestellt  hat.^'**  Aber  auch  Per- 


"  KJugc  1989:  W  ohitahrt 

Pigou  1920.  Dabei  war  »Efammia  efWe^an«  nur  eine  übeiaibdtete  Neuauflage  von  »Wealth  and  Wt^am 
(Pigou  1912).  Die  feine  (.'ntcr-^ihciclung  /wischen  nealthtt  und  »mffam  liat  dabei  wohl  der  Etablierung 
des  B^äffes  »Wohl&hrtsökonomili«  weichen  müssen. 
M  Söllner  2001,5.127. 

**  Auf  die  Trage,  ob  dieser  Mangel  absolut  oder  lelativ,  objektiv  oder  sui^icktiv  ist  -  um  die  wesentlichen 

Unterscheidungsmerkmale  von  »Armut«  zu  nennen  — ,  wollen  wir  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  eingehen. 
Auch  David  Landes  etwa  spielt  mit  diesem  Gegensatz,  wenn  er,  Adam  Smith  zitierend,  sein  wirtschafts- 
geschichdiches  Ol>ersichts\\  crk  »Wohlstand  und  Amiiit  der  Sütioiirn«  nennt  (Landes  2002). 
A*  Adam  Smith  1789,  bzw.  eigentlich  schon  in  der  1.  Auflage  1776. 


i  ■  .  ui.L.I  lUll 
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s(")nlichkcircn  der  Zeitgeschichte  wie  etwa  Mao  Zedong,  von  dem  wir  nicht  unbedingt 
erwarten  würden,  tlaß  er  weltanschaulich  auf  einer  Linie  mit  Adam  Smith  lag,  war  der 
Ansicht,  daß  „Armut  zu  Änderungen  drängt  und  zur  Revolution/  '"  Uder  nehmen  wir 
Kong  Zi  (Konfuzius),  der  wiederum  sicherlich  kein  Bruder  im  Geiste  von  Mao  Ze- 
dong gewesen  sein  dürfte.  Audi  für  ihn  war,  und  zwar  schon  in  etwa  1.500  Jahre  frü- 
her, der  „Wohlstand  des  Volkes*'  so  eine  Art  „Finabdel",  wie  wir  das  heute  nennen 
wüfden.'^o  Wir  könnten  diese  Beispiele  endlos  fortsetzen.  Kurzum:  Wohlfahrt  als  wirt- 
schafitspolitischcs  Ziel  scheint  in  gewisser  Weise  universell  und  völlig  unabhängig  von 
der  sonstigen  ideologischen  Ausrichtung  der  jeweili^n  Autoren  zu  sein.  Und  so  geht 
CS  wolil  bei  allen  einschlägigen  Auseinandersetzungen  auch  in  keiner  Weise  um  das 
Ziel  an  sich,  sondern  ein/ig  und  allein  um  den  „richtigen"  Weg,  dieses  Ziel  zu  errei- 
chen. Bei  Mises  etwa  liest  sich  das  folgendermaßen: 

Cicschichilich  war  der  Ijbcralistnu.s  die  erste  pt>liiische  Ricliiuiig,  die  dem  Wohle  aller,  nichi  dem  be- 
sonderer Schichten,  dienen  wollte.  Vom  Sozialismus,  der  eben&lls  votgibt,  ilas  Wohl  aller  anzustreben, 
unterscheidet  sich  der  I.iln  i.iü'-nuis  nicht  durch  das  Zid,  d«m  er  zustrebt,  sondern  durch  die  Mittel,  die 

erwählt,  um  dieses  letzte  /.lel  zu  erreichen 

Umgekehrt  hatte  der  Zusammenbruch  des  sozialistischen  Ostblocks  nach  völlig  ein- 
helliger Meinung  seine  übeiA\ legende  Ursache  im  Unvermögen  des  Systems,  für  hin- 
reichende wirtschaftliche  Prosperität,  also  für  ein  hinreichendes  „Wohl&hrtsniveau" 
der  Bevölkerung  zu  sorgen.  Entsprechend  lassen  sich  mit  der  bloßen  Ankündigung, 
„die  Wohlfsihrt**  bzw.  „den  Wohlstand**  fordern  zu  wollen,  unter  Umstanden  sogar 
Wahlen  gewinnen.  Ludwig  Erhards  klassische  Wahlkampfparole  „Wohlstand  für  alle** 
müssen  wir  an  dieser  Stelle  kaum  erwähnen.  Weniger  bekannt,  aber  ebenso  wirksam 
waren  beispielsv  e  i  l  diesbezügliche  Versprechungen  des  damaligen  Wirtschaftsmini- 
sters Otto  Graf  Lambsdorff.  Massarrat  etwa  beurteilt  das  wie  folgt: 

Infolgedessen  fiel  es  L.imbsdortts  I  DI'  1982  nicht  schwer,  mit  dem  Versptechen  wirtschaftlicher  Pro- 
sperität die  suziaUibcralc  Kualitiun  zu  bccndcn.^^ 

Last  Imt  »0/  kost  sd  an  Bill  CUnt<»is  Maxime  erinnert: 

„It*s  the  economy,  stupidl"  was  thc  phtase  which  pcobably  won  Bill  Clinton  tfae  Presidency  in  1992.^ 
In  zeitgenössischer  Diktion  köimte  man  also  zusammenfassend  sagen:  ^^etn  mattm". 
Was,  wenn  wir  »Wohlfahrt«  als  Gegensatz  zu  »Armut«  begreifen,  auch  nicht  weiter 
verwundern  kann. 

Bei  einem  solchen  Bedeutungsgehalt  des  Begriffes  und  einer  solch  langen  Tradition 
sollte  man  eigentlich  erwarten,  daB  der  Begriffsinhalt  hinreichend  gut  bestimmt  ist. 


*f  Schoil-I  .at<  )ur  201  )K.  S.  228.  Auch  hier  sdiinunert  übrigens  die  antonyme  Bedeututig  der  Begriffe  »Wohl- 
fahrt« und  »Armut«  durch. 

V^.  etwa  Schöll-Latour  2008,  S.  223:  „f...]  ohne  große  Männer  und  Vorbilder  |iß:ibt  es]  keine  Tugend 

uiui  keinen  W'ohlstaiid  des  Volkes  |...|"'. 
"I  Mises  192"^,  S.  7.  Im  Driginaltcxt  steht  „Schichten  .dienen"  {mit  Leerzeichen  und  Funkt)  —  ein  offen- 
kundiger Satzfehler,  den  ich  so  nicht  übernehmen  wollte. 

■'2  Mass.irrat  2(  i(  i<),  .S.  31  f. 

^3  Richard  Allcync.  in:  Thc  Daily  Telegraph  vom  23-05-08. 
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Das  allerdings  scheint  niclit  wirklich  der  I'all  zu  sein.  Soweit  ich  sehen  kann,  gibt  es 

noch  immer  keine  allgemein  akzeptierte  Definition  des  Begriffs  »Wohlfahrt«,  /um 

glciclien  Ergebnis  kommt  übrigens  auch  zum  Beispiel  Geue,  wenn  er  im  Gabler- 

Wirtschaftslcxikon  resümiert: 

Der  Wohlfiüirtsökonomie  ist  es  darüber  hinaus  nicht  gelungen,  eine  »ndeuiigt  De/mtmi ßrMt  W^f^tbrt 
2u  fonniilieiien  J"^ 

Dabei  ist  es  im  .  rnlV  ti  und  ganzen  offenbar  bis  heute  geblieben.^''  Das  alles  verwun- 
dert um  so  mehr,  als  sich  praktisch  jede  entwickelte  Volkswirtschaft  über  die  ganze 
weltanschauliche  Bandbreite  hinweg  als  „Wohlfahrtsstaat"  bzw.  „ivelfarc  s/a/t  "  zu  be- 
zeichnen ptlegf,  also  von  den  skanilina\  ischen  Mf)dellen  bis  hin  zu  eher  liberalistisch 
verfaßten  \'<}lkswirtschaften  wie  etwa  den  Vereinigen  Staaten  von  Xnierika.  ( )ttenbar 
handelt  es  sich  dabei  aber  eher  um  eine  Konzession  an  die  Krwartungshaltung  der 
Wohnbevölkerung  als  um  ein  emstliches  wirtsdiaftspolitisches  Programm. 

Gleichzeit^  —  auch  das  scheint  mir  interessant  —  ist  mit  einem  der  Synonyme  für 
»Wohlfahrtsstaat«»  nämlich  „Sozialstaat",  häufig  eine  eher  abwertende,  ,4eistungs- 
feindliche"  Konnotation  verbunden.  Das  mag  auch  damit  zu  tun  haben,  daß  »Wohl- 
fahrt«, etwa,  laut  Duden  „das  Wohl,  Wohlergehen  des  Einzelnen,  der  Gemeinschaft 
(besonders  in  materieller  Hinsicht)"  meint,^'  gleichzeitig  in  einem  veralteten  Sprachge- 
brauch aber  auch  im  Sinne  von  „öffentliche  Fürsorge"  benutzt  wurde  -  etwa  in  Wen- 
dungen wie  „von  der  W  ohlfahrt  betreut,  unicrstüt/t  werden"."  Auch  hier  schwingen 
also  wieder  die  antonvmen  Begriffe  »Wohlfahrt«  und  »Armut«  mit.  „Die  Wohlfahrt" 
wäre  demnach  sozusagen  die  Institution,  die  Armut  zu  vermeiden  hilft.  Was  der  „ge- 
fühlten" Ablehnung  derjenigen,  die  „die  Wohl£üut"  in  Anspruch  nehmen,  natürlich 
keinen  Abbruch  tut  und  schließlich  dazu  fuhrt,  die  gesamte  Institution  bzw.  den  Sozi- 
alstaat m  fo/o  in  Verruf  zu  bringen.  Der  Sprachgebrauch  war  also  schon  immer  ein  we- 
nig ambivalent  —  was  zu  dem  gebrochenen  Verhältnis  lieigetragen  haben  mag.  Zusätz- 
liche Brisanz  gewannt  dieser  Punkt,  wenn  man  bedenkt,  daß  der  B^;tiff  »Wohlfahrts- 
staat« bzw.  »Sozialstnat«  gelegentlich  —  mit  durchaus  „negativ"  gemeinter  Konnotation 
-  in  die  Nähe  des  „Interventionsstaates"  gerückt  wird.'^  Auf  den  Punkt  gebracht 


Gcuc  1997:  Wohlfahrtsökonomik  (Henorhehung  im  Original). 

Iknurkcnswcrt  ist  d.ihv'i  übrigens  dit  \\  ciiilunj;  „darüberhinaus".  IIVv/vä;  hin.iu';?  liiiicntlich  sollte  mnn 
ja  meinen,  daU  die  Dctlnition  tlcN  eigenen  Gegenstandes  die  erste  und  wicluig>te  Aufgabe  einer  jeden 
wissenschafUichen  Disziplin  sein  sollte.  90  Jahie  nach  Pigou*s  »EoMmia  ^Wt^mn  (Pigou  1920)  ist  das 
nicht  sondc-rlich  friniitigfnd.  So  L't  si  lu  itiuP.  man  <\ch  auch  nicht  v.  i  itt  r  wundern,  daß  manche  Autoren 
zu  geradezu  vernichtenden  Urteilen  konmien.  So  referiert  etwa  W  oll:  „Die  Wohlfahrtsökunomic  hat 
>pTaktisch  nichts  vetwertbares<  hervoi)^biacht  (Kenneth  E.  Boulding  [...],  ist  für  die  Gestaituni;  der  Rea- 
lität »eine  l.'t()pi(.-<  filcrbcrt  fiicrsch  [...|  <n.!cr  liictct  nur  >1  .ccrtomultK  :m  (BgOQ  Sohmcii  l...)."  AVoll  1992. 
S.  33).  Dabei  kommt  er  selbst  zu  dem  Schluß:  „Das  Wissenschaft  liehe  Urteil  zur  wirtschaftspoliiischen 
Bedeutung  der  WohlfährtsöktMiomie  ist  ktzdidi  vemiditend."  (VC'oU  1992.  S.  34). 
Duden  1999:  Wohlfahrt. 
~  Duden  1999:  W  ohlfahrt. 

'*  So  etwa  Meyers  1979:  Wohlfahrtsstaat.  .Vlcycrs  selbst  hat  das  damals  (!)  übrigens  noch  jj^nz  unbefangen 
getneint.  Dort  heißt  es:  „Der  Wohlfahrtsstaat  ist  immer  Interventionssi aat  und  insofern  das  (icgcnteil 
des  liberalen  Nachtwächterstaats."  Der  B^iiff  »IntervendonsstaatN  \nitdc  damals  also  offenbar  durchaus 
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könnte  man  die  Linie  also  in  etwa  wie  toltrt  umreißen:  Wohltahrt:  Ja  -  \\  oliihihrrsstaat: 
Nein.  Kurzum:  Das  X  crhähnis  entwickelter  Volkswirtschaften  zu  ihrer  „VX  ohltahrts- 
staatlichkeit"  darf' demnach,  \  orsichtig  gesagt,  als  etwas  gebrochen  gellen.  Allerdings 
könnte  es  sich  liierbci  auch  lediglich  um  die  venß'entiuhk  Meinung  handeln.  Im  großen 
und  ganzen  nämlich  scheinen  die  Deutschen  mit  ihrem  Sozialstaat  durchaus  zufrieden 
2u  sein  und  wollen  ihn  eher  ausgebaut  als  eingeschränkt  wissen: 

Wertet  man  die  ALLBUS-Daten  zur  „Zufriedenheit  mit  dem  Sozialseaat"  aus,  zeigt  sich,  dass  die  Be- 
völkcning  iibcrwict'cnd  „stolz"  aut  den  Snzialstaat  ist.  Der  Sozialstaat  ruht  auf  einem  breiten  Punda- 
meni  der  Zustimmung  (Roller  1992;  Mau  1997),  und  die  Bevölkerung  seut  eher  auf  einen  l^istungs- 
aasbau  als  aaf  Einschiänkung  (Zapf  1987, 1994).  (...]  Natüclicfa  vetindetn  sich  die  Befunde  im  2^tab- 
lauf,  aber  an*  gmn  saBt  ist  die  Li^timatioasbasis  des  Sozialstaates  breit  und  gesichert.^ 

Dabei  hängen  die  Ergebnisse  solcher  Umfragen  naturgemäß  sehr  von  der  genauen 
Fragestellung  ab  und  offenbar  nicht  zuletzt  auch  von  der  weltanschaulichen  Ausrich- 
tung des  I  ragestellers.^"  limpirisch  gesehen  haben  wir  es  hier  also  mit  einem  reichen 
Betärigungsteld  sozusagen  „interessengeneigter  \\  issenschaft"  zu  tun.  Allerdings  kön- 
nen untl  wollen  wir  aut  diesen  Punkt  nicht  vertieft  eingehen.  Nur  so  viel:  Herrachtet 
man  die  verschiedenen  Positionen  etwa  des  gegenwärtigen  deutschen  Sozialbudgets, 
dann  springt  unmittelbar  ins  Auge,  daß  der  Löwenanteil  mit  „Umverteilving"  wenig  zu 
tun  hat  Im  großen  und  ganzen  gilt  das  Äquivalenzprinzip:  Die  einzelnen  Haushalte 
bekommen  im  Prinzip  das  wieder  heraus»  was  sie  eingezahlt  haben.  Die  einzigen  Po- 
sten mit  MUmverteilungscharakter"  sind,  sowüt  ich  sehen  kann,  das  Arbeitsloset^eld 
II  mit  76,5  Mrd.  €  und  die  Sozialhilfe  mit  22,5  Mrd.  €.  Bei  einem  Soziall^udger  von 
insgesamt  706,9  Mrd.  €  entspricht  das  einer  Quote  von  gerade  einmal  14  "  n.*^'  Dabei 
beziehr  sich  der  Wert  für  das  Arbeitslosengeld  II  auf  die  gesamte  sogenannte  „.Arbeits- 
förderung" einschließlich  des  Arbeitslosengeldes,  für  das  wiederum  das  Acjuivalenz- 
prinzip  gilt,  so  daß  die  L'mverteilungsquote  eher  noch  etwas  geringer  anzusetzen  wäre. 
Hinzu  kommt  allerdings  noch  ein  gewisser  Lmverteilungscffekt  im  Rahmen  der 
Krankenversicherung.  Kurzum:  Eine  fundierte  Kritik  an  einer  mö^cherwdse  über- 
bordenden „Sozialstaatlichkeit**  sollte  zunächst  einmal  tatsächliche  Umverteilun^po- 
sten  und  am  Äquivalenzprinzip  orientierte  reine  Vorsoigeposten  tunlichst  auseinan- 
derhalten.^ Wenn  also  etwa  Vahlens  Großes  Wirtschafitslexikon  feststellt,  daß  es  bis- 


„positiv "  konnoüert  benutzL  Heute  dürfte  eher  das  direkte  Gegenteil  der  Fall  sein.  Vg}.  dazu  £.  UL  (»In- 
Untnliimtsmusi«), 
^  Leibfiried/Wagschal  2000  b,  S.  13,  m.w.N. 

**  So  kommen  „.irbeitgeln-rnahe"  Tnstituii-  regelmSdig  /u  \'öllig  anderen  F.rm.-bni>;sc'n  als  etwa  „gewerk- 
schaftsnahe" Institute.  Man  könnte  wirklich  den  bmdruck  gewinnen,  daß  sich  beide  „Läger"  in  verschie- 
denen Realitäten  bewegen  anstatt  in  der  gleichen.  Von  extremeren  Fällen  wie  etwa  der  Gründung  eines 
Institutes,  allein  um  Ixstininitc  l  'rgcliiiissi-  zu  protegieren,  sei  tlaliei  einniul  ^^atuc  abgesehen.  Äüt  »Wissen- 
schaft" im  engeren  Sinne  hat  so  etwas  schließlich  nicht  mehr  allzu  viel  zu  lun. 

•I  Zu  den  Daten  vgL  etwa  Zahlen  2009,  S.  75. 

Man  könnte  an  dieser  Stelle  einwenden,  daß  auch  reine  \  nrsor.  cpn  .tL  n  wie  etwa  die  Rentenversiche- 
rung auf  „staatliche  Bevormundung"  hinauslaufen.  Cileichwohl  ist  es  ein  Unterschied,  der  einen  Unter- 
schied macht,  ob  sich  „Sozialstaatiichkeit"  in  regelrechter  Umverteilung  des  Volkseinkommens  auswirkt 
oder  lediglich  in  einer  grundsätzlich  am  Äquivalenz]>rinzip  orientierten  sozialpolitischen  Vorsorge.  Von 
dieser  Unterscheidung  dürfte  nach  allem  nicht  zuletzt  auch  die  gemessene  Einstellung  der  Wohnbevölke- 
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lang  „keine  geschlossene  Konzeprion  des  Wohlfahrtsstaates"  gebe,'"'  dann  scheint  mir 
das  noch  recht  euphemistisch  tormuliert  zu  sein.  Allerdings  kann  dieses  I Ergebnis  nach 
allem  kaum  verwundern:  Wie  sollte  man  auch  eine  klare  Vorsiellung  von  «Wohlfahrts- 
staat« entwickeln  können,  wenn  bereits  das  Vorderglied  des  Determinativ- 
Kompositums,  also  »Wohl&hit«  selbst,  begrifflich  unklar  ist? 

\^elleicht  handelt  es  sich  hietbei  aber  auch  ein&ch  nuf  um  einen  Pendelausschlag. 
Während  das  18.  und  das  19.  Jahrhundert  geprägt  waren  von  dem  Versuch,  die  Welt 
der  Erscheinung^  mö^ichst  sauber  2u  kategorisieren  und  zu  katalogisieren,*^  scheint 
mir  die  Gegenwart  eher  von  einer  Art  postmoderncr  Beliebigkeit  geprägt  zu  sein: 
„(iityfhitl2,  ,'i'>t's'\  im  /.w  eife!  eben  auch  bei  der  Begriftsbildung.  Dabei  weist,  dies  nur  als 
Beispiel  tTir  den  ,,( )rdnLingssinn'",  |ulia  Voss  in  einer  Besprechung  der  o!Tfxl>f>iuknc('  of 
(Jhuii-s  Ih/nii/i''  ^~  in  einem  lesenswerten  Beitrag  in  der  darauf  hin,  d.üi  D.mvin's 

eigentliche  Ix'istung  eher  dann  zu  sehen  sei,  daß  er  erkannt  hat,  dalS  die  \\  elt  der  Er- 
scheinungen eben  mtkt  so  sauber  kategorisierbar  und  katalog^sierbar  ist,  wie  die  Wis- 
senschaftler des  19.  Jhd.  das  gsmc  gesehen  hätten: 

Für  Unordnung  hatten  sdne  Zeit|;«iossen  alletdings  wenig  Sinn.  Da  hätte  nun  also  die  Biologie  ihr 

„law  of  thc  luggledy-pig^edy",  holmie  Sir  ]nhn  Ihrschel,  Astronom  und  einer  der  einflußreichsten 

W'isscnschatrsphilosophcn  des  neunzehnten  |;ihrl  umlciT'i.''' 

Dabei  hätte,  so  \'oss'  Fazit,  hni'  of  iljc  hiajjjii:i-:'!yi!i!jii('!]  "  als  liiis  Schlagwort  für  Dar- 
win's  Lebensleistung  eher  einen  Platz  in  der  \\  issenschafisgeschichie  verdient  als  das 
schon  2u  Darwin*s  Zeiten  und  auch  noch  heute  schwer  mißverstai^ene  „survivai  of  the 
ßt^st".^  Doch  das  nur  am  Rande.  Die  eigentliche  Frage  scheint  mir  zu  sein,  ob  man 
zunehmender  Unordnung  in  der  Welt  der  Erscheinungen  bzw.  „höherer  Komplexität" 
(was  meines  Erachtens  etwas  ähnliches  meint)  mit  zunehmend  diffuser  Begcif^bil- 
dung entgegenw  irken  kann.  Ich  denke,  eher  nicht. 

Nicht  viel  anders  verhält  es  sich  tnit  dem  Begriff  »sozial«,  dem  synonymen  Begriff 
für  »Wohlfahrt«  in  Wohlfahrts-  bzw.  Sozialstaat.  Der  Begriff  meint,  je  nach  Kontext, 
entweder  „die  Gesellschaft  betreffend"  (wie  zum  Beispiel  in  „SoziaKvissenschatten") 
oder  so  etwas  wie  „mildtätig"  (etwa  in  „sozial  eingestellt  sein")  oder  einfach  nur  „ein- 


niQg  zur  „Sozi.il Staatlichkeit"  abhängen.  Dabei  gibt  die  Tatsache,  daß  die  entsprechenden  Daten  in  aller 
R^l  nichi  einmal  nach  diesem  Kriicriuni  aufgeschlüsselt  werden,  Anlaß  zu  der  Befürchtung  daß  auch 

cinschlÄ^i^c  üctrai^unucn  nicht  J.it auf' abstellen  werden. 
«  Dichil/  Issing  1994:  W  t^hltahrissiaat. 

*4  Ich  denke  Ai  auin  Beispiel  an  Linnes  Systematisiening  der  Biologie  (fysttma  Naturat,  1735,  bzw.  Spetier 
P/cwAinim,  1753)  oder  an  die  1869  ^eich/i-itig  \  (in  Meyer  und  Menddejew  besotgte  Systematisiening  der 
Chemie  anhand  des  Peiiodenssmems  der  Elemente. 

»Darwin  1865. 

"^M-  A/voni  1  VI 2-03,  S.  40. 
FA/.  vi)m  13-12-03,5.40. 

**  Der  Begriff .,///"  bedeutet  „angepaßt"  und  nicht  etwa  „stark".  Darwin  hat  somit  wohl  als  erster  das  be- 
schrieben, was  wir  heute  „System -Umwelt- Passung"  nennen  würden.  Wir  werden  darauf  im  Zusammen- 
hang mit  »W'cttbcwcrbstahigkcit«  noch  zurückkommen.  Voss  beschreibt  die  Probleme,  mit  denen  Dar- 
win damals  schon  zu  kämpfen  hatte,  wie  folgt:  „Warum  nur,  jammerte  er,  werde  er  immer  wieder  ge- 
fragt, weshalb  das  Mastodon,  das  amerikanische  Mammut,  aussterben  mußte,  wo  es  doch  so  groß  und 
stark  gewesen  sei"?  (PAZ  vom  13-12-03,  S.  40). 
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kdmmensschwach"  (zum  Beispiel  in  sozialer  Brennpunkt"  (^dcr  in  „Sozialfall").^'' 
Unter  diesen  Umständen  nimmt  es  nicht  Wunder,  da(j  Komposita  wie  etwa  „soziale 
Gerechtigkeit"  erst  recht  nicht  klar  definiert  sein  können.  Auch  dieses  Problem  ist  übri- 
gens nicht  ganz  neu.  So  resümiert  Hayek  schon  1943  in  seiner  Road  lo  Seij'dow?'^ 

Mehr  als  zehn  Jahre  habe  ich  mich  intensiv  damit  befiißt,  den  Sinn  des  B^^fFs  »soziale  Gerechtigkeit« 
hcfiiuszufinden.  Der  Versuch  ist  gescheitelt.'' 

Dabei  hat  er  es  sich  nicht  nehmen  lassen  anstume  !  en,  daß  mmand  wisse,  was  es  heißt, 

„sozial"  zu  sein.  Ich  föichte,  dem  kann  man  eigentlich  nur  beipflichten.  Das  Problem 

aber  einfach  nur  zu  iiTnoricren  scheint  mir  auch  keine  angemessene  Vorgehensweise  zu 
sein.  7,u  diesem  Punkt  \  icllcichr  noch  ein  Beispiel  aus  jüngster  Zeit,  in  einem  Beitrag 
zum  ;ikruellen  „iVlcthodenstreit"  in  der  Volkswirtschaftslelire  schreiben  Utremba  und 
Diekmann: 

Freilich  haben  sich  viele  Otdnungspolitiker  hier  zu  Lanik  [  ..|  ..n  der  Frage,  ob  die  Marktwirtschaft  um 
das  Tribut  „sozial"  überhaupt  sinnvoll  ergänzt  weiden  könne,  abgearbeitet'^ 

Hier  ist,  auch  das  sei  nur  am  Rande  vermerkt,  plötzlich  und  unvermittelt  von  einem 

„Tribut"  die  Rede.  Ein  »Tribut«  aber  ist  üblicherweise  eine  >Abgabe<  oder  ein  >Bei- 
trag<.''  '  Ciemeint  ist  aber  vermutlich  ein  „Attribut",  also  eine  >Beifiügung<  bzw.  eine  >Ei- 
genschafK.'''  Warum  also  plötzlich  ein  „Trilmt"?  Öfters  mal  ein  neues  Wort?"''  hihalil'ich 
jedenfalls  setzt  eine  solche  Attribuierung  voraus,  dal5  man  zunächst  einen  sehr  klaren 
Begnif  von  (1)  „sozial"  und  von  (2)  „Marktwirtschaft"  hat.  Dann  aber  erst  dann  - 
kann  man  sich  daran  machen  zu  klären,  ob  sich  eine  Schnittmenge  idenütiziercn  läßt, 
die  die  Eigenschaften  „marktwirtschaftlich**  und  „sozial**  beinhaltet.  Versäumt  man 
diesen  Schritt,  kann  man  sich  wohl  in  der  Tat  bis  zum  sprichwörtlich  jüngsten  Tage  an 
dem  Thema  „abarbeiten**.  Dieses  Problem  hat  übrigqis  schon  Pareto  erkannt  und  da- 
bei auf  seine  mitunter  recht  „technische**  Weise  zu  lösen  versucht:^ 

Deshalb  weigern  wir  uns  zum  Beispiel  zu  diskuiicren,  oh  eiiie  H.mtllung  oder  iins/irchr,  murdUii!) 

oder  unmoralisch  ist,  wenn  nicht  zuvor  ganz  klargestellt  worden  ist,  welchen  Dingen  diese  Begriffe  ent- 
sptechen  sollen." 


•*  Auch  zum  Beispiel  Kucera  und  MüUer-Goiktti<t\  sehen  sich  offenbar  veranlaßt,  eine  Wendung  wie 
„sozial  schwache  Gcbiere"  besser  in  „Tüddclchen"  zu  setzen  (Kucera/ Müllcr-Godcffroy  1987,  S.  1 15). 

In  der  SozialpsycholDgic  gibt  es  übrigens  noch  eine  weitere  Bedeutung:  Hier  steht  »sozial«  für  „auf 
Gruppen  bezogen",  wobei  mit  »Gruppe«  bereits  eine  Personenmehrheit  von  -  je  nach  Autor  -  zwei  oder 

drei  Pcf^i  incn  L'emeint  ist. 

*'  I  li»)  ck  1 V43.  Deutsche  Ausübe:  Dtr  Weg  ^ir  Kiieihtsfht^hzv.  (in  späteren  Übersetzungen)  Der  IJ'V^  /«  dt( 

"  Zilien  nach  Prevczanos  1999,  die  diese  Textstelle  im  Rahmen  eines  Bc  irrages  für  die  7F1T  otTeiibiir  in 
Erinneiung  bringen  wollte  -  wenn  auch  unter  dem  doch  etwas  rcilknschen  litcl  „Absage  an  den  W  ohl- 
(ähttsstaat^. 

( )treniba/Diekmaiiri  2tin9,  s  441.  Die  Aototcn  verwenden  tatsidüich,  wie  zitiert,  den  Begriff  »Tribut«. 
«1  Vgl.  etwa  Klug^  1989:  Tribut. 
»*  Vgl.  etwa  Klugp  1989:  Attribut 

Ich  w  ürde  diesen  Punkt  nicht  erwähnen,  wenn  er  nicht  so  symptomaüsch  wäre. 

*•  Schließlich  war  Pareto  von  Haus  aus  Ingenieur. 

"  Pareto  1916  b,  §  69  Nr.  6,  S.  58  f.  (Hcrxorhcbungcn  im  Original).  Die  Wendung  „welchen  Dingen  ent- 
sprechen" sollte  dabei  \  ielleicht  klarer  mit  „welche  Eigenschaften  bezeichnen**  umschrieben  werden  — 
denn  letztlich  sind  auch  „Dinge"  nur  über  ihre  Eigenschaften  faßbar.  So  vereinigt  etwa,  grob  gesagt  und 
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Natürlich  wird  es  mit  zunehmendem  Abstniktionsgrad  der  Be^ritYe  —  gerade  in  den 
Sozialwissenschattcn  —  auch  zunehmend  schw  icrit^er,  „ganz  klar"  zu  stellen,  was  je- 
weils gern  ein  l  sein  soll.  Aber  w  as  kann  die  Lösung  sein?  Ein  terminologisches  Feuer- 
werk mit  immer  neuen  Begriffen,  in  der  Erwartung,  daß  sich  jeder  dabei  schon  irgend 
etwas  wird  denken  können?  Das  Problem  ist  übrigens  durchaus  nicht  auf  Soziahns- 
senschaften  b^enzt  Russell  etwa  hat  es  aus  der  Perspektive  eines  theoretischen  Phy- 
sikers einnuil  wie  folgt  auf  den  Punkt  gebracht 

Bei  allen  Streit&agen  gehört  es  zu  den  schwierigsten  Dingoi.  einen  Sttdt  um  Wotte  von  einem  Stteit 

um  T.iis:irhcn  zu  untersclieiilen."" 

In  diesem  Lichte,  so  Russell,  seien  l-ansrcins  Rclarivirarsthcorien  im  iMgchnis  nichts 
weiter  als  der  Versuch,  Naturgesetze  unabhängig  von  der  \\  ahl  des  K< » )rdinatensv- 
stems  zu  formulieren,  tia  ein  Koordinatensystem  in  diesem  Sinne  „verbal"  untl  nicht 
etwa  y^itsl**  sei.^  Ich  sehe  hierin  eine  methodologische  Pragmatik,  von  der  sich  man- 
che Sozialwissenschaften  in  der  Tendenz  dier  zu  entfernen  scheinen,  anstatt  zu  versu- 
chen, sich  ihr  wenigstens  allmählich  anzunähern.  Dabei  ist  auch  das  nicht  neu  -  aller- 
din^  mö^cherweise  noch  immer  etwas  unverdaut  So  schreibt  etwa  Kates  über  einen 
Briefwechsel  zwischen  Jean  Baptiste  Say  und  Malthus: 

[...]  it  docs  sccm  ih.v.  rhcix  is  mcrit  in  S:n  's  Observation  to  Malthus  that  „our  discussiooi ...  begins  to  be 

nnthing  hut  a  dis[iiiii  iliunt  wcnK"  ...|.  " 

Wir  werden  auf  tliesen  Punkt  im  Abschnitt  D.  VI.  ('>Stn''sd'es  l'hcortf/j:^)  noch  zurück- 
kommen. An  einer  späteren  Stelle  wird  Pareto  übrigens  noch  deutlichen 

Wir  wollea  uns  hier  strikt  an  die  log;isch-erfahrungsmäßige  Methode  halten  und  uns  ausschließlich  mit 
Dingen  beschäftigen.  Wotte  besitzen  deshalb  keinerlei  Bedeutung  fiir  uns.  Sie  sind  einfach  Zettelchen, 

um  die  Dintrc  hczciclmen.  Wir  sagen  ilcsh;ill»:  „Diese  .Suche  wcrilen  wir  A  nennen"  <«!er  wenn  man 
will:  „\\  ir  mochten  sie  A  nennen."  Aber  —  und  das  isi  ein  groiier  Unterschied  —  wir  sagen  nicht;  „Eine 
solche  Sache  ist  A.**  Die  erste  AufTassung  ist  eine  Definition,  und  es  steht  in  unserem  Belieben,  sie  so 
zu  fassen,  wie  wir  wollen.  Die  zweite  ist  ein  Theorem  und  bedarf  des  Beweises.  Aber  bevor  wir  ihn  lie- 
fern können,  inQssen  wir  genau  wissen,  w.is  A  ist.'  " 

Nach  allem  geht  Pareto  also  strikt  nominalistisch  vor.  Zwar  ist  es  sicherlich  nicht  im- 
mer ganz  einfach  „genau  |zu|  wissen,  was  A  ist".  Ich  denke  aber,  das  entbindet  uns 
nicht  von  der  Notwendigkeit,  wenigstens  eine  Arbeitsdefinition  als  Grundlage  zu  ha- 
ben. Auf  die  Spitze  getrieben  lauft  dedd  dann  umgekehrt  auf  Spitzfindigkeiten  hinaus 
wie  zum  Beispiel  eine  Unterscheidung  zwischen  »Sozialstaat«  und  »Wohlfahrtsstaat«. 
Lessenich  etwa  erwähnt  diesbezügliche  Versuche, 


fi  rn.ih  allen  pferdekundlidien  Spezi;iK\  issens,  ein  Schimmel  <X\e  F.igensohaften  ,, Pferd  sein"  un<l  ,.weiR 
sein"  in  bich.  Heute  faßt  man  derartige  Probleme  nach  den  Regeln  der  Prädikatenlugik  (Prädikatenkal- 
kül).  Demnach  ist  ein  Stbimmel  als  ,J>ing''  keineswegs  „realer"  als  ein  »Schimmel«  als  Begriff:  Auch  ein 
Schimmi  l  „Dingf  ist  allein  iiher  seine  r  .iircnschaften  f.ißhar  usui  damit  über  seine  Be/iehuni;  /vim  be- 
obachtenden Subjekt  Zu  den  grundlegenden  Regein  der  Prädikatenlogik  vgl.  etwa  Bronstein  1996, 
S.  941  f. 
"«  Rlissel'  I'.i23,  S.  136. 

Vgl.  Russell  1925,  S.  l.>6  t.  Vgl.  dazu  da«  gesamte  12.  Kapitel  (»KanvendontH und Neilut^et^,). 
>«>  Say  1845,  S.  649;  zitiert  nach  Katcs  2003.  S.  59. 

un  Pareto  1916  b,  $  1 19,  S.  63.  Hier  sollte  es  fibc^ens  konsistenteiweise  besser  heißen  „was  A  bezddinen 
soll"  anstatt  „was  A  ist". 
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[...]  entlang  der  Bismarck-Beveridge-Achse  oder  auch  -  wie  Luhtnann  zuletzt,  entlang  der  Exklusiuns- 
loklusions-Achse  [...]  zu  difFefenzieieii.">2 

Lessenich  seilet  hält  derartige  Versuche  £ur  „wenig  überzeugend''  und  will  daher  „bei- 
de B^riffe  synonym"  benutzen.^^^  Ich  möchte  mich  dagt^m  auf  den  Begriff  »Wohl- 
fiüirtsstaat«  festlegen,  schon  weil  ich  keinen  Anlaß  für  die  Verwendung  von  Synony- 
men erkennen  kann.  Dabei  hc/iche  ich  mich  auf  Jean  Baptisie  Sa\ ,  der  sich  offenbar 
schon  1829  veranlalit  gesehen  hat  festzustellen:  „Zwei  ein  und  derselben  Sache  gege- 
bene Namen  führen  zu  Irrthümern."'"''  Auch  soll  es  uns  hier  nicht  darum  tiehen,  oh 
sich  der  \\ ohlfahrtsstaat  womöglich  aut  einem  \\  et:  befinden  mag  weg  von  „prorekri- 
ver  Umverteiluns^ssc »lidarität"  und  hin  xu  .,pr(>dukii\ isiischer  W'eubewerbssolidari- 
tät""'"  —  zumal  ich  nicht  einmal  weiÜ,  ob  namentlich  der  letztere  Begriff  ein  listiges 
Oxymoron  sein  soll  oder  einfach  nur  eine  schliditie  ceiOnt^üo  in  a^eäe.  Ich  befurchte 
allerdings  letzteres.  Jedenfalls:  „Ganz  klar  sind  solche  Formulierungen  nicht"*^Um  es 
einmal  selbstbezuglich  auszudrücken,  könnten  wir  vielleicht  auch  resümieren:  Ober- 
schießende Begdffsschöpfung  scheint  derzeit  ein  „soziales"  Phänomen  zu  sein. 

Sehr  viel  wichtiger  als  derartige  „Differenzierungen"  scheint  mir  dagei^en  eine  klare 
und  deutliche  Unterscheidung  zwischen  »Wohlfahrts-i\7/r<7//«  und  »W  ohlfahrts- 
ll///uük//if/ii«.  Bei  ersterem  handelt  es  sich  nämlich  um  eine  Z//.r/c///ri'jgröße,  bei  letzte- 
rem aber  um  eine  P/»;^t/igrol5e,  also  um  eine  V  eränderung  in  der  Zeil.  Ein  Unterschied 
also,  der  einen  Unterschied  macht.  Um  die  Veränderung  „der  Wohlfahrt"  im  Peri- 
odenvergleich -  also  die  Woblfabrt^tttnckhtng  -  messen  zu  können,  brauchen  wir  als 
erstes  eine  operadonalisierbare  Bestimmung  der  zugrundeliegenden  Bestandsgröße, 
also  des  Wob^ahrtmwMus.  Daher  wollen  wir  im  folgenden  zunächst  den  Begriff  »Wohl- 
fahrtsnix eiu«  bestimmen  und  im  Anschluß  daran  der  Begriff  »Wohlfahrtsentwick- 
lung«. Auf  dieser  Grundlage  wollen  wir  dann  versuchen  zu  klären,  ob  bei  freier 
Marktsteuerung  mit  einem  wohlfahrtsentwicklungskonformen  Kurs  zu  rechnen  ist. 
Falls  ja,  bestünde  die  „beste"  (im  Sinne  von  „ziclkonfomie")  Wirtschaftspolitik  in  der 
Tat  darin,  sich  aus  dem  Wirtschaftsgeschehen  herauszuhalten,  also  k.fiiii-  Wirrschafts- 
politik zu  betreiben,  halls  nein,  wäre  zu  klären,  ob  und  unter  welchen  Umständen  und 
mit  weldien  Mitteln  möglicherweise  doch  noch  ein  wohlfahrtsentwickhingskonformes 
ErgelHiis  erreicht  werden  könnte. 


I.cssftiicli  2(101,  S.  IS.  m.V.a.  I  iihni.itir  ."'iiiMi.  s.  423.       da/u  auch  die  etwas  bemühten  DifEnrcnzic- 
rung$versuche  etwa  bei  Meyers  1992  oder  Brockhaus  1994:  Wohlfahrtsstaat. 
«»  Lessenich  2001.  S.  18.  Pn.  11. 

Ssiy  1829  c,  S.  16.  Das  mag  gleichzeitig  als  Beleg  für  die  oben  aufgestcUte  These  dienen,  daß  BegtifFs- 
bildung  im  19.  jhd.  sehr  viel  ernster  und  gründlicher  angegangen  winde. 

Lessenich  20Ü1,  S.  21,  m.V.a.  Strccck  2U00. 

So  Dahrendorfs  (»very  Imtisb")  höfliche  Umschreibung  solcher  Art  von  Begiifftbüdimg  (v^.  Dahren- 
dorf 1999,  S.  20). 


-18- 


I.  Wohlfahrtsniveau 

Bei  der  Bestimmung  des  Wohlfahrtsniveaus  einer  Volkswirtschaft  bieten  sich  zunächst 
zwei  Möglichkeiten  an:  Wir  können  versuchen,  das  W'ohlfahrtsniveau  entweder  über 
den  iiuter rerhra/ffh  oder  über  die  düXitrprodukJioii  zu  bestimmen.  Mine  tiritte  Möglich- 
keit schließlich  könnte  darin  bestehen,  das  W'ohlfahrtsniveau  über  den  GuicxluHScb, 
also  die  Marshall'schen  Renten,  zu  bestimmen.  Daneben  gibt  es  allerdings  noch  weite- 
re —  und  durchaus  nicht  ganz  uninteressante  —  Möglichkeiten,  das  Wohl&hrtsniveau 
zu  bestinunen.  So  gpht  ein  sehr  indirekter  und  dabei  auch  sehr  el^;anter,  wenn  auch 
schon  älterer  Ansatz  von  Engel  von  der  empirisch  gut  bestätigten  Beobachtung  aus» 
daß  der  Anteil  des  Haushaltseinkommcns,  der  für  Lebensmittel  ausgegeben  wird,  mit 
zunehmendem  llaushaltseinkommen  sinkt."''  Demnach  läßt  sich  die  „Lebensmittel- 
Quote"  am  Volkseinkommen  (F.ngel-Koeftizient)  also  als  ungefährer  Indikator  für  das 
Wohlfahrtsniveau  einer  N'olkswirtschaft  nutzen.  Wir  müssen  uns  also,  wenn  wjr  auf 
diese  W  eise  messen,  weder  um  verschiedene  Preisniveaus  noch  um  Wechselkurse  be- 
kümmern —  Eintlubgrößen  also,  die  jeden  brauchbaren  X'erglcich  verschiedener 
Volkswirtschaften  in  der  Praxis  regelmäßig  zumindest  erschweren. 

Vergleichsweise  sehr  viel  jünger  (obscfaon  mit  Wurzeln,  die  bis  weit  in  die  klassische 
bzw«  neoklassische  Wohl&hrtsökonomie  zurückreichen)'^^  und  dabei,  soweit  ich  se- 
hen kann,  auch  deudich  wirkungsmächdger  sind  aber  die  wohlfahrtsökonomischen 
Axföätze,  deren  gegenwärtige  .Strömung  ich  hier  unter  dem  Etikett  „Scn"  Zusammen- 
fassen möchte.'"'*  D:r  ( I n indgedanke  ist  dabei,  allen  Unterschieden  im  Einzelnen  zum 
Trotz,  stets  der  gieiehe;  1  ür  die  Beurteilung  des  materiellen  Wohlergehens  der  Haus- 
halte einer  Volkswirtschatt  sei  nicht  allein  das  Volkseinkommen  entscheidend,  son- 
dern ebenso  sehr  auch  dessi  n  I  tiieihiiiQ^.  Demnach  sei  das  Pr< )-Kopt-l-.inkommen  als 
arithmedsches  Mittel  wenig  geeignet  und  müsse  durch  euic  Kennzahl  ersetzt  werden, 
die  die  Verteilung  des  Volkseinkommens  explizit  in  Rechnung  stellt*'^ 

Damit  aber  stehen  wir  vor  einem  Problem:  Unter  Efifizienzgesichtspunkten  errei- 
chen wir  das  bestmögliche  Ergebnis  anerkanntermaßen  bei  ficeier  Marktsteuerung  - 
wobei  mit  „bestmöglich",  das  ergibt  sich  aus  dem  Begriff  „Effizienz",  nur  die  best- 


Engel  et  al.  18.S7. 
"«  Vgl.  dazu  vor  allem  Pii^ou  1912  bzw.  l'i^uu  l')2(». 

""Vgl.  dazu  vor  allem  die  in/.\viscl)cn  schon  „klassischen"  Beiträge  wie  /.um  Beispiel  Atkinson  1970,  Sen 
1973,  Sen  1976,  oder,  aus  jOngerer  Zeit,  KUsen  1994,  Sen/Fostet  1997,  Gtün/IClasen  2001, 

Grün/Klnscn  2003,  Klasi-n  2006  oder  Grün/Klasen  2rtn8.  AIK-rdings  IiiiIhmi  diese  Ansätyi-,  w  ii'  k;r.m^  an- 
ders zu  cnvancn,  sehr  Früh  schon  einen  gewissen  „Gegenwind"  erfahren:  Der  weitaus  „prumincntcste" 
Behraj;  dürfte  dabei  wohl  Okun's  »E^uSty  mdEßÄiKf:  7%     Tnde-Gffit  sein  (Okun  197?). 

Miui  k;mti  dies  cTreicHcn,  iiidi-ni  ni:m  <.l;is  PrD-Kopf-lüiikoninicn  uhvr  ein  UnglcichvcrteiKinirsmaß 
moderien.  Sen  zum  Beispiel  benutzt  hierfür  den  Gini-Koeffizienten  in  linesirer  Fonn  (Scn  1976),  wäh- 
rend Dagutn  den  Ginl-Koeffizienten  stärker  gewichtet  (Dagum  1990).  Eine  zweite  Möglichkeit  besteht 
darin,  einen  „nicht  intlmicnsclKn"  und  dabei  vcrtciKmi>ssensiblc-n  Mittelwert  cinzufiihrcn  i  nii  mfdieac 
Weise  -  methodisch  gesehen  .ilso  genau  umgekehrt  und  dahei  auch  sehr  elegant  -  ein  „AL|uivalenzein- 
kommcn"  zu  ermitteln,  das  bei  Gleichvcrtcilung  den  gleichen  Nutzen  (die  gleiche  Wohlfahrt)  stiften 
w  ürde  wie  das  sehr  viel  höhere,  aber  ungleich  \  erteilte  Durchschnittseinkommen  (Atkinson  1970).  Eine 
Übersicht  zu  den  verschiedenen  Ansätzen  findet  sich  bei  Grün/Klasen  2Utiä,  S.  215  £,  m.wJsl. 
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möglichc  XX'irrschattslcistung  und  damit  das  bcsrmöglichc  Pro-K<)pf-Hinkf)mmen  ge- 
meint sein  kann.  Nun  führt  das  bestmögliche  Pro-Kopt-liinkommen  nach  dieser  An- 
sicht aber  eben  nicht  zum  bestmöglichen  Wohlfahrisnivcau.  Umgekehrt  liefJe  sich  ein- 
unddasselbe  Wohlfahrtsniveau  auch  mit  einer  deutlich  geringeren  \\  inschaftslcistung 
erzielen.  Demnach  müssen  wir  uns  also  entscheiden:  Wollen  wir  uns  auf  den  best- 
möglichen Durchsatz"^  kaprizieren  und  folglich  freier  Marktsteuerung  freien  Lauf 
lassen?  Oder  wollen  wir  das  bestmögliche  Wohlfahrtsniveau  anstreben  und  folglich 
denknotwendigerweise  das  Ergebnis  freier  Marktsteuerung  in  irgendeiner  Weise  korri- 
gieren -  also  „umverteilen"?  Wenn  ja:  Auf  welche  Art  und  Weise  soll  das  geschehen? 

Folglich  ist  es  eine  Sache,  ein  (bei  gegebenem  Durchsatz)  hinter  den  Möglichkeiten 
zurückbleibendes  W'oliltahrtsniveau  zu  konstatieren.  Binc  ganz  andere  Sache  aber  ist 
es  zu  klaren,  wie  wir  erreichen  können,  daß  freie  Marktsteuerung  moglichsr  inuNstfilhar 
(und  mcht  erst  über  den  Umweg  einer  Umverteilung  der  erzielten  Maikiemkcjmmen; 
zu  genau  dem  Ergebnis  fuhrt,  zu  dem  sie  anedcannterweise  „eigendich"  ja  fuhren  soll 
-  nämlich  für  bestmö^che  Wohlfahrt  (!)  zu  sorgen.  Die  Gütetproduktion  —  auch  das 
scheint  mir  durchweg  anerkannt  -  kann  und  soll  dabei  ja  nur  Mittel  zum  Zweck  sein. 
Demnach  ist  es  also  nötig,  deutlich  zwischen  Durdisatz  und  Wohlfahrt  zu  unterschei- 
den, wie  das  in  den  einschlägige  Ansätzen  ja  auch  getan  wird.  D  u  Liher  hinaus  scheint 
es  mir  aber  nicht  minder  notwendig  zu  untersuchen,  auf  welche  Weise  wir  freie 
Marktstcucrung  unmittelbar  für  das  ,, eigentliche"  Ziel  W'ohlfahrtsentwicklung  dienst- 
bar machen  k(')nnen,  statt  lediglich  zu  erwarten  bzw.  sogar  nur  zu  hoffen,  dalil  ein  best- 
möglicher Durclisatz  letztlich  auch  zu  bestmöjglicher  Wohlfahrt  führen  werde 
(„Iw/4/<!'-Dö//7/ "-Theorem).  Genau  das  ist  ja  -  auch  hier  bin  ich  nur  mit  den  Vertretern 
dieses  Ansatzes  völlig  einig  -  eben  /nin6/der  Fall. 

Die  einzige  „freie  Variable",  die  ich  an  dieser  Stelle  zu  erkennen  vermag,  ist  die  Znt. 
Es  scheint  mir  demnach  unverzichtbar,  den  „Wohlfahrts"-Begriff  aus  seiner  Peri- 
odenbezogenheit  zu  lösen  und  durch  einen  petiodenübergreifendcn  Begriff  zu  erset- 
zen, also  die  (bis  dat^  definitotisch  nt)ch  immer  etwas  unscharfe  „Wohlfahrt"  durch 
einen  im  mathcmadschen  Sinne  wolildefinicrtcn  Begriff  »Wohlfahrtsentuicklung«  zu 
ersetzen.  .Auf  diese  Weise  und,  soweit  ich  sehen  kann,  nur  auf  iliese  Weise  könnte  sich 
eine  Möglichkeit  eröffnen,  freie  Marktsteuerung  iiiuinttelhar  inx  \\  ohlfahrtsennvicklung 
dienstbar  zu  machen,  statt  ihr  zunächst  die  Maximierung  des  Durchsatzes  zu  überant- 
worten, um  dann,  in  einem  zweiten  Schritt  (und  auf  eine  bislang  noch  immer  nicht 
wirklich  zufiiedenstellend  geklarte  Art  und  Weise)  zu  versuchen,  den  erfolgreich  ma- 
ximierten  Durchsatz  in  das  „eigendiche"  Ziel,  also  maximale  Wohlfahrt,  zu  überfuh- 
ren. Idealetweise  sollten  wir  es  also  gar  nicht  erst  zu  der  Notwend^keit  einer  (nach- 


Ich  verwende  bevorzugt  den  l^vnutt  »Durchsatz«  (.^erfornann")  als  Oberbegriff  für  Gütetberg  ood 

Volkseinkommen,  tla  er  zuverlässig  daran  LTiniicit,  daß  es  sich  hierbei  nur  um  die  beiden  Seiten  einund- 
derselben  Medaille  handelt.  In  der  angcls.ichsischen  Literatur  ist  fPeifon»üHie-i  übrigens  durchaus  nicht 
unüblich  -  wenn  auch  mit  einem  zugegebenermaßen  äulkrst  weiten  Bedeutungsumfang  (vgl.  dazu  pari 
pn  !(>!(,:  „l  .S.  Post  \\  ar  Economic  Perfofnumce**  im  Titd  von  Klasen  1994).  V^.  dazu  auch  das  »Vtr^ 
ifäämu  dtr  verwenden  Symbok«. 
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träglichen)  l'mvcrtcilung  des  Volkseinkommens  kommen  lassen  —  schon  deshalb 
nichr,  weil  hierfür  bislang  kein  geeigneres  und  allgemein  oder  auch  nur  überwiegend 
anerkanntes  Procrdtrc  erkennbar  ist.-'-  Aussichtsreicher  scheint  mir  daher  der  Ansatz, 
schon  im  laufenden  P/i9^ej6'dafür  zu  sorgen,  daß  die  volkswirtschaftliche  Entwicklung  die 
Anforderungen  an  Wohlfähitsentwicklungskonfonnität  erfüllt  Das  aber  scheint  mir  in 
der  Tat  nur  dann  möglich,  wenn  wir  „Wohlfahrt"  nicht  länger  periodenbezogen  auf- 
essen, sondern  „dynamisiert",  also  ihre  Veränderung  in  der  Zeit  betrachten.  Mit  die- 
ser Vorgchenswdse  können  wir,  wie  sich  zeigen  wird,  auf  eine  „soziale  Wohlfahrts- 
funktion" bzw.,  was  auf  das  gleiche  hinausläuft,  auf  intersubjektive  Nutzen  vergleiche 
und  alle  damit  notwendigerweise  verbundenen  „normativen"  Einschläge  vollständig 
ver/iclnen.  So  gesehen  verstellt  ■-icli  diese  Arbeit  nicht  zuletzt  auch  als  theoretischer 
Beitrag  zu  einer  überwiegend  aut  empnischem  Felde  geführten  Debatte. 

1.  Wohlfahrtsniveau  als  Nutzenniveau 

Im  Grunde  ist  die  Messung  des  \\  ohlfahrtsniveaus  einer  Volkswirtschaft  über  die 
Nutzenniveaus  der  einzelnen  Haushalte  eine  sehr  naheliegende  Möglichkeit  Schwie- 
rigkeiten ergeben  sich  dabei  aber  vor  allem  aus  dem  Umstand,  daß  das  Niveau  der 
Güterproduktion  und  das  Niveau  des  Güterverbrauches  aus  Haushaltssicht  nicht 
identisch  sind.  Nach  der  volkswirtschaftlichen  Verwendungsrechnung  gilt: 

(1)    K^r-C+f+G+WY  !-K*^:-y'*' 

Die  aggregierte  Nachfrage  (K^  )  besteht  demnach  aus  den  Komponenten  Konsum 
(C),  Investitionen  (/),  Staatsausgai)en  (G)  und  eventuellen  Nettfiexportüberschüssen 
{NX)  und  soll  betragsmäßig  möglichst  so  groß  sein  wie  die  W'irtschaftsleistung  (1^'"  '), 
die  wiederum  definiüonsgemäß  dem  Volkseinkommen  (K'"^ )  entspricht."^ 

Der  Hnmittelban  Nutzen  dnes  Haushaltes  ergibt  sich  dabei  aus  dem  Güterverbrauch, 
also  dem  Konsum.  Zwar  mag  es  sein,  daß  Investitionen  zukünftigen  Konsum  ermög- 
lichen und  daher  in  einem  weiteren  Sinne  als  „Nutzen"  aufgefaßt  werden  könnten. 
Auch  mag  es  sein,  daß  Staatsausgaben  letztlich  auch  einzelnen  Haushalten  zugute 


"2  Diesen  Punkt  laumcn  die  \'i.nictLr  tlicscs  Ans.u/ts  üNriucns  ;iuch  unumwiinclcn  ein.  So  lici(5i  es  in 
dicstm  /usammunhang  cu\.i  (ki  Klii.sca:  „[..,]  >grcjw  ni>\v,  rcdiMriljutc  l.iici<  duts  no«  appcar  tu  bc  u  vi- 
able  Option  (Kksen  1994,  S.  256).  Im  Grande  enranen  die  Vecttetet  dieses  Ansatzes,  wenn  ich  sie 
riclnii;  IfSf.  von  i'iner  gk-iclim-inigen-n  F.inkonimensv  tTtt-ilung  eine  Alt  „Invcisen  trickle-down-Effekt" 
(Hemmer  1988,  S.  572;  vgl.  dazu  auch  F.  11.  (>^Ükjttt's  Pipeline i  Djaamis^  Effis^ttt^),  gewisseitnaßen  nach 
dem  Motto:  „redistribate  now,  and  expect  more  growth  latei^.  Auch  dies  ist  eine  Einschätzunf^  der  ich 
niich,  /uniiiukst  ini  I{ri;i.-Iinis.  ohne  \vciti'n.-s  ;inschlicßcn  \\iii\k-.  tl;i/vi  Ii.  II.  I  :i)  (  ii  )  {  Oplin- 

utttj InmüUonsmgMn^«),  insbesondere  Abb.  58.  Allerdings  bin  ich  nicht  sehr  zuversichtlich,  iiali  sich  diese 
Einsicht,  so  zutrefifend  sie  auch  sein  mag,  ohne  weiteres  in  praktisdie  Winschafts-  und  Suzialpolidk  wiid 
umsetzen  hissen.  D:iher  möchte  ich  in  dieser  Aibeit  den  Versuch  unternehmen,  mit  einem  periodcnüber- 
grcifenden  \\  ohllahnsbegriff  einen  anderen,  meines  Erachtens  eher  g^gbaren  einzuschlagen  — 
wobei  die  Betonung  zugegebenermaßen  auf  „eher"  liegen  muß. 

\\i  Vereinfachend  sei  angenoi-inu  :i,  > : .  ;  I  .ink<  >iunicn  und  Nach&age  identisch  sind  —  daß  es  also  nicht  zu 
Kcyncs'schen  inOatozischen  oder  dctlatoiiscbcn  Lücken  Icommt. 
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kommcn  und  somit  ebenfalls  eine  Art  von  „\"ut7,cn"  wären.  Schließlich  mag  es  sein, 
daß  Netto-Iixporti-iberschüsse,  falls  sie  einmal  „ylatttfez()i>cn"  werden,  zu  Haus- 
haltseinkommcMi  werden  und  somit  zumindest  i^ukünfti^cn  Konsum  ermöglichen. 
Gleichwohl  bleibt  festzuhalten,  daß  es  bei  einem  Nutzenbegriff,  der  auf  tatsächlichen 
Konsum  abstellt,  zu  einer  Differenz  zwischen  Güterverbtauch  (C)  und  Produktions- 
leistung (X*^)  kommen  mttß.  Trotz  dieser  Schwierigkeiten  wollen  wir  versuchen,  aus- 
gehend vom  Nutzenniveau  eines  Haushaltes  das  Nutzenniveau  einer  gesamten  Volks- 
wirtschaft in  mehreren  aufeinanderfolgenden  Aggregationsschritten  zu  ermitteln. 
Schließlicfa  unterscheiden  sich  der  Nutzen  eines  einzelnen  Haushaltes  und  der  „Nut- 
zen" einer  gesamten  Volkswirtschaft  zumindest  nicht  prinzipiell.  Mit  anderen  Worten: 
Haushaltsiheoric  und  \\"ol>ltVihristheoric  unterscheiden  sicli  im  drunde  nur  über  die 
Aggregationssrufe.  Luckenbach  etwa  formuliert  das  folgentlermaikn: 

Der  iiiiliv  itiucllc  Wohlstand  (Nui/.cnJ,  dessen  Determinanten  durch  die  individuelle  \\  uhlt'ahrist'unkti- 
on  (NutasenAuiktion)  des  jeweils  betrachteten  Wirtschaftssubjektes  erfiißt  weiden,  zählt  zum  G^pn- 
stand  der  Theorie  des  Haushalts."* 

Und  weiter: 

Hingegen  ist  der  gcsellseliahlichf  \\  <ihlM,;iul.  iJs  ^m  n  netcrminantcn  durch  die  gesellschaftliche  Wobl- 
fährtsfiinktii >n  crt'nl';  wcrdtn,  li.is  [  .ikt  iniini-.'  il  -ii-ki  lici  W'ohlstandsrhenric."* 

Die  Schwierigkeit  an  dieser  Srelle  scneiut  mir  allein  dann  zu  bestehen,  die  Nutzenni- 
veaus  einzelner  Haushalte  in  geeigneter  Weise  auf  dn  volkswirtschafdiches  Niveau  zu 
aggregieren.  Versuchen  wir  also  zunächst,  das  Nutzenniveau  eines  einzelnen  Haushal- 
tes so  zu  definieren,  daß  eine  Aggregation  auf  die  Ebene  einer  gesamten  Volkswirt- 
schaft mÖ£^ch  wird. 

a)  Nutzenniveau  eines  Haushaltes 

Als  Ausgangspunkt  für  eine  Definition  bietet  sich  die  Überlegung  an,  daß  das  Wohl- 
fahnsniveau  letztlich  eine  Funktion  tler  Gütemnorgmg  ist."^  Hier  treffen  sich  übrigens 
die  Wortbedeutungen.  Wir  sprechen  heute  noch  von  »Gütern«  als  Substantivierung 
von  >gut<.  Das  Ad\erbium  /u  »gut«  aber  ist  »wohl«."~  »Güterversorgung«  und  »W  ohl- 
fahrt« liegen  also  ethnologisch  sehr  eng  beieinander.  Beginnen  wir  also  mit  der  Güter- 
versorgung eines  einzelnen  Haushaltes,  liier  bietet  sich  der  gut  eingeführte  Begritt  des 
»Nutzens«  als  Ansatzpvmkt  an.  Dabei  sei  »Nutzen«  definiert  als  das  „Maß  für  die  Be- 
dürfaisbefriedigung, die  ein  Konsument  durch  den  Konsum  von  Gütern  erzielt""^ 


"«  Luckenbach  1986,  S.  25. 

Luckenbach  1986,  S.  25.  LuclKnbadi  spricht  durchgangig  von  „Wohlstandstheorie". 

Ich  mochte  mich  hier  in  erster  Näherung  auf  das  rein  mat(riell(  \X  ohl&hrtsniveau  beschranken  -  eine 

Einschränkung,  die  wir  später,  zumindest  zum  Teil,  wieder  aufliebcn  können. 

Das  ist  offenbar  in  allen  germanischen  Sprachen  der  l'all.  Interessant  ist  dabei,  dali  sich  >wohl<  von 
ttfillm  bzw.  von  „nach  Wunsch**  ableitet.  VgL  dazu  Kluge  1989:  wohL 
I»  Gabler  1993:  Nutzen. 


i  ■  .  ui.L.I  lUll 
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Hin  (rein)  materieller  WohlfahrtsbcgritY  isr  allcidiniis  nicht  unumstritten."'^  So  gibt 
etwa  van  Suntum  -  allerdings  ohne  jede  Begründung  -  zu  bedenken: 

Der  Vorschlag  von  Rauls,  dt-n  \\  ohlsund  allein  am  Einkummen  der  Menschen  zu  messen,  ist  jeden- 

fifüls  kaum  akz^Mabd.^^ 

Dabei  ist  auch  das  nicht  neu.  Schon  Mises  hat  sich  -  gleich  in  der  Einleitung  seines 
LibemBmHs—  oßeabar  veranlaßt  gesehen,  entsprechende  Anwürfe  aufzugreifen: 

Der  I  .ilx  raliNnuis  isi  i  i:  i  I  ilirc.  die  ganz  und  gar  auf  das  Verhahen  der  Nfenschen  in  dieser  Welt  ge- 
richii  t  ist,  I  .r  liat  in  ln/u  i  Linie  nit  hts  anderes  im  Auge  als  die  Ftirderung  der  äußeren,  der  materiellen 
Wohltahrt  der  Menschen  und  kümmert  sich  unmittelbar  nicht  um  ihre  inneren,  um  ihre  seelischen  und 
metaphysischen  BedüHhisse.  Er  verspricht  den  Menschen  auch  nicht  Glück  und  Zufriffdenhdt,  scmi- 
deni  nicVirs  anderes  als  möglichst  reicliliche  Retriedigung  aller  jener  Wünschc,  die  duTCh  BcteitStdluilg 
von  Dingen  der  Außenwelt  befriedigt  werden  können. 

Diese  rein  äußerliche  und  materialisdsche  Einstellung  auf  Irdisches  und  Vergängliches  ist  dem  Li- 
beralismus vielfach  zum  Vorwurf  gemacht  worden.  Das  Leben  des  Menschen,  meint  man,  gehe  nicht 
in  Rsscn  und  Trinken  auf.  Fs  gebe  höhere  und  wichtigere  Bedürtrüwi.-  ils  Speise  und  Trank.  W  ohnung 
und  Kleidung.  Auch  der  gruütc  irdische  Reichtum  kurmc  dem  Menschen  kein  (jlück  geben,  lasse  sein 
Inneres,  seine  Seele,  unbefriedigt  und  leer.  Es  sei  der  sdiwerste  Fehler  des  Liberalismus  gewesen,  daß 
er  dem  tiefeten  tmd  edleren  Streben  des  Menschen  nichts  zu  bieten  gewußt  habe.*^ 

Allerdings  soll  es  uns  hier  aber  auch  gar  nicht  darauf  gehen,  cinctn  „rein"  matenellcn 
Wob Ifahrtsbegri ff  das  Wort  zu  reden  und  „das  tiefere  und  edlere  Streben  des  Men- 
schen""  geringzuschätzen.  Gleichwohl  scheint  es  mir  nicht  ganz  unangebracht,  zu- 
nächst einmal  einen  materiellen  \\ Ohltahrtsbegritt  als  Ausgangspunkt  zu  wählen  und 
dann  erst  —  in  einem  zweiten  und  ggf.  weiteren  Schritten  —  nach  Bedarf  entsprechend 
zu  en.veitern.  Vielleicht  wird  der  Zusammenhang  klarer,  wenn  man  ihn  umgekehrt 
denkt:  Aus  der  Oberzeugung,  daß  ein  »,rein  materieller*'  Wohlfiahrtsbegriff  „kaum  ak- 
zeptabel" sei,  läßt  sich  unmöglich  ableiten,  daß  es  überflüssig  sein  soll,  zunächst  den 
ersten  Schritt  zu  gehen  und  einen  solchen  WohlfiahrtsbegrifF  zu  definieren.  Falls  es  uns 
nämlich  nicht  einmal  gelingen  sollte,  das  Wohlfahrtsniveau  „rein  materiell"  zu  definie- 
ren, k(mnen  wir  schwerlich  erwarten,  daß  uns  eine  —  um  was  auch  immer  —  „erweiter- 
te" Definition  gelingen  wird. 

Formal  ergibt  sich  der  Nutzen  eines  Haushaltes  in)  als  Funktion  des  Verbrauches  der 
Güter  (.t, )  bis  (a„).  Somit  gilt,  wenn  wir  den  Zusiimmcnhang  unspezifizicrt  auffassen: 

(2)  «-«(j:i,jc2.jc3,...,x„) 


In  der  Tat  gibt  es  vielfältig  Bestrebungen,  »Wohlfahrt«  nicht-materiell  zu  definieren.  Am  bekanntesten 
ist  dabei  vielleicht  der  sog.  ,^HMm  Demtkptimf  Index".  Wir  Icötmen  und  wollen  an  dieser  Stelle  aber  nicht 
weiter  auf  diese  Möglichkeiten  eingehen  -  schun  deshalb  nicht,  weil  auch  diese  Ansätze,  ähnlich  vnc  die 
oben  angesprochenen  Vorschläge  von  Sen  et  al.  oder  Engel  auf  das  WohlfahrtsülnMiir  und  nicht  auf  die 

VC'ohlfahrtsc///w7V/yr/ff^  fukussiercn. 
13'  van  Sunium  2001,  S.  266. 
>2i  Miscs  1927,  S.  3  £ 
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Nun  gibt  es  prinzipiell  zwei  Möglichkeiten,  eine  solche  l'unktion  zu  spezitlzieren  — 
nicht-linear  oder  aber  linear.  In  der  Haushalrstheorie  wird  der  Nutzen  eines  Haushal- 
tes üblicherweise  als  nicht  lineare  hunkuon  spezifiziert,  etwa  in  der  Form: 

(3)  u~u(x^,X2)~x^+xf 

Bei  dieser  Notation  beschränken  wir  uns  also  auf  einen  Zwei-Güter-FalL  Demnach 
hängt  der  kardinale  Nutzen,  den  ein  Haushalt  erßhrt,  einerseits  und  in  erster  Linie  von 

den  verbrauch  r i  n  (iütermengen  (.v,)  und  (  v  )  ab,  daneben  aber  von  den  Parame- 
tern (o)  und  (ß).  Dabei  werden  in  der  Fiaushaltstheode  die  Nutzen,  die  sich  aus  dem 
Konsum  einzelner  Güter  ergeben,  üblicherweise  additiv  verknüpft.  Dem  liegt  die 
Überlegung  zugrunde,  daß  auch  ein  einzelnes  Gut  in  der  Lage  ist,  Nutzen  zu  stiften. '-2 
Wählen  wir  für  diese  Paranu  ier,  wie  üblich,  W'erre  zwischen  Null  und  Rins,'-"'  dann 
ergibt  sich  mit  zunehmendem  Güter\'erbrauch  einerseits  em  zunehmender  Nutzen, 
gleichzeitig  aber  auch  ein  abnehmender  Grenznutzen.  Weiterhin  wollen  wir  jetzt 
schon  festhalten»  daß  die  Parameter  demnach  so  etwas  wie  „individuelle  Nutzenemp- 
findungen*' repcäsentieren.12^  Eine  solche  Modellierui^  hat  den  unbestreitbaren  Vor- 
zug, daß  sich,  zumindest  im  Modell,  der  pardelle  Grenznutzen  bestimmen  läßt,  der 
sich  aus  dem  Mehrkonsum  eines  Gutes  ergibt.  Unter  der  Annahme,  daß  ein  Haushalt 
bei  seinen  Entscheidungen  die  Aquimarginalbedingung  einhält,  lassen  sich  somit  Aus- 
sagen darüber  treffen,  wie  er  auf  mögliche  Preisänderungen  eines  Gutes  reagieren 
wird. 

Formal  ergibt  sich  (für  0  <  a  <  1)  für  den  Grcnznutzen'^s 

(4)  -T-^^Xi  =-i:5->0 


^  Bei  multiplikadver  Verknüpfung,  wnc  sie  in  der  Theorie  der  Unternehmung  üblich  ist,  würde  sich  un- 
niitrflli;ir  ein  Cifsumtnutzcn  \-(iti  Null  (.-rm-l-icn,  filN        der  beiden  Güter  gv  oicht  zur  Verfügung  Steht 
-  gleichviel,  in  welchen  Mengen  das  andere  Gut  verfügbar  ist. 
Ich  bevorzuge  diese  Schreibweise,  weil  ich  sie  für  leserfreundlicher  halte  als  eine  doch  eher  sperrige 

und  It  f/lüHi  .,tn;i:tu  :;i :ilisi(  rt  il(!i  "  NI(it:llir>n  wie  elwa  „ mit  0  <  r;  <  I  um!  0  < /J<  !**.  Ähnlich  p«lgmadSCh 
nodcrt  zum  beispicl  auch  Krumphardt  (vgl.  etwa  Krumphardt  1  WH,  S.  1 60). 
^  Die  Parameter  geben  an,  welchen  Gesamtnutzen  dn  Haushalt  bei  gegebenem  GüCerveibrauch  letzdich 
erfahrt  bzw.  in  welchem  Ausmaß  der  Nutzen  mit  dem  Mehrkonsnm  eines  Gutes  zunimmt.  Das  aber 
kann  und  wird  von  Haushalt  zu  Haushalt  durchaus  verschieden  sein  -  daher  individuelle  Nutzenemp- 
findimg".  Mein  Phyiikkluer  (!)  hatte  hierför  seineixeit  übrigens  ein  hübsches  Beispiel:  „Hier,  mein  Sohn, 
hast  du  eine  Weintraube.  Die  anderen  schmecken  genauso 

«»  Die  Schreibweisen  f(x),      '  '  und  ^  (bzw.  die  entsprechenden  „^^-Schreibweisen)  sind  identisch 

u.\  ax 

(\  gl.  etwa  Bronstcin  1996,  S.  13~.  l-n.  64).  Ich  bevorzuge  die  letztere,  weil  nur  diese  Notation  eindeut^ 
zeigt,  welche  Variable  gegen  welche  diffcrenziett  wird. 
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b2W.'26 


-  a  ■  (a  - 1)  •  x\ 


.2  a(a-l) 


(5) 


<0 


Entsprechendes  gilt  für  {.\\  )  mit  0<  /J<1.  Die  „individuelle  Nutzcncmpfindung",  die 
ein  llaushah  init  dem  Konsum  der  Güter  (.v, )  und  (.v, )  \erbitulet.  ergibt  sich  dabei, 
wie  gesagt,  aus  ilen  Parametern  {a)  und  (ß).  Um  sein  Nutzenmaximum  zu  erreichen, 
wird  ein  liaushait  den  Verbrauch  der  Güter  (.v, )  und  (.v^)  so  einstellen,  daß  er,  bei  ge- 
gebenen Gütetptdsen,  die  Äquimatg^nalbedingung  erfüllt. 

Der  eigentliche  Vorzug  einer  solchen  Modellierung  besteht  also  darin,  daß  sie  es 
erlaubt,  Aussagen  über  das  Verhalten  von  Haushalten  zu  treffen  für  den  Fall,  daß  sich 
die  Güterpreise  ändern.  Der  entscheidende  Na^teU&nct  solchen  Modellierung  besteht 
allerdings  darin,  daß  es  praktisch  unmöglich  ist,  dieses  Modell  auf  die  Vielzahl  von 
Gütern  zu  übertragen,  die  ein  einzelner  I  laushalt  üblicherweise  verbraucht,  geschweige 
denn  auf  die  Vielzahl  von  Haushairen,  mit  denen  wir  es  in  einer  Volksw  irtschaft  übli- 
cherweise zu  tun  haben.  Allerdin!.';s  ist  tlas  auch  gar  nicht  das  Erkenntnisinteresse  der 
Haushaltstheoric.  Entsprechend  wird  in  aller  Regel  unterstellt,  daß  sich  (.v^ )  auf  ein 
gegebenes  Gut  und  (^2)  auf  jeweils  alk  anderen  GV/Vfr  beziehen  soll.  Aus  der  Sicht  der 
Haushaltsdieorie  ist  eine  solche  Modellierung  also  konsequent  und  zweckmäßig.  Da  es 
uns  hier  aber  nicht  um  Haushaltstheorie  gehen  soll,  sondern  um  die  Aggcegation  der 
Nutzen  der  einzelnen  Haushalte  einer  Volkswirtschaft,  müssen  wir  anders  vorgehen. 
Dabei  wollen  wir  für  unsere  Modellierung  xon  der  -  übrigens  nicht  ganz  abwegigen  - 
Vorstellung  ausgehen,  daC)  ein  nutzenmaximierender  Haushalt  seinen  Güter\'erbrauch 
bereits  entsprechend  der  Freis\  crhältnissc  eingestellt  /w/.'-"  Um  unter  dieser  Annahme 
den  Nutzen  eines  einzelnen  Haushaltes  aggregationsfähig  zu  definieren,  gehen  wir 
zweckmäßigerweise  in  zwei  Schritten  \  i)r.  Im  ersten  Schritt  wollen  wir  tlen  Nutzen 
eines  Haushaltes  //«<w  modellieren,  in  einem  zweiten  Schritt  wollen  wir  die  Ersparnis 
in  geeigneter  Form  berücksichtigen. 

B^;innen  wir  mit  der  linearen  Modellierung  des  Haushaltsnutzens.  Wenn  wir  Aus- 
druck (2)  linear  spezifizieren,  ergibt  sich: 

«-«(;c,,  x,.jr,  x„) 

(6) 

-fl?'(A,,A,,.V3  X„) 

^  Alle  Tenne  sollen  hier  und  im  folgenden  so  ausfbrmuliert  weiden,  daß  sich  keine  „überraschenden" 

negativen  W  erte  ergeben  können.  Aus  diesem  Cirund  notiere  ich  den  (negativen)  Exponenten  (c— 2)  in 
der  1  orm  (2  -  a)  im  Nenner  bzw.  den  Ausdruck  («  -  1 )  in  der  I  orm  -(!-«). 

Dabei  wäre  übrigens  auch  eine  mögliche  [ ' eräiiderung  der  Prcisvcrhältnissc  für  unsere  Modcilicruiig 
unkritisch.  In  diesem  Falle  würden  wir  einfach  die  neue,  vtr.uuicrte  GüterkomiMnation  ziigrundekgen. 
An  den  wesendichcn  Aussage  des  Modells  ändert  sich  dadurch  nichts. 
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DefNut7.cn  eines  Haushaltes  wäre  hier  ebenfalls  eine  l'unktion  des  Ciüter\  erbrauches. 
Dabei  können  wir  hier  den  Parameter  (q )  als  die  „individuelle  Nutzenemptlndung" 
des  Haushaltes  inicrprctieren.  Auf  diese  Weise  fangen  w  ir  den  mtiglichen  Fall  auf,  daß 
zwei  vcrsclücdenc  Haushalte  bei  exakt  gleicher  Güterversorgung  durchaus  verschiede- 
ne Nutzenempfindungen  haben  könnten.  Das  Konzept  des  abnehmenden  Gienznut- 
2ens  brauchen  wir  an  dieser  Stelle  mbt  zu  berücksichtigen,  da  es  uns  allein  um  die  Fra- 
ge gehen  soll,  in  welche  Richtung  (aber  nicht  in  welchem  Ausmaße  genau)  sich  der 
Nutzen  in  Abhängigkeit  vom  Güterv  erbrauch  ändert.  Demnach  können  wir  bei  dieser 
Modellicrunt:  also  i^M»  Aussage  darüber  treffen,  wie  hoch  der  ,^solute"  Nutzen  für 
einen  1  laushalt  bei  einer  trcgebcncn  Güterausstattung  ist.  Aber  seien  wir  ebriicli:  Reali- 
stischerweisc  -  wenn  wir  also  von  dem  Kon/epi  eines  kardinal  melkbaren  Nutzens 
abschen  —  können  wir  tlas  .luch  in  der  Haushalfsrheorie  nicht.  Weiterhin  könncp.  wir 
auch  nicht  sagen,  wie  stark  sich  der  Nutzen  eines  Haushaltes  bei  einer  Zunalimc  tKiei 
Abnahme  eines  der  Güter  (jr^)  verändern  würde.  Aber  auch  das  können  wir  in  der 
Haushaltstheorie  ebensowenig.  Neben  den  theoretischen  Problemen,  die  eine  kardi- 
nale Nutzenbestimmung  mit  sich  bringt,  stoßen  wir  hier  zusätzlich  auf  praktisch  un- 
überwindliche empirische  Probleme:  Ich  für  mein  Teil  wußte  )eden£alls  niemanden, 
der  mir  auf  Anhieb  und  auch  nicht  bei  längerem  Nachdenken)  den  «-Wert  zum  Bei- 
spiel für  seinen  Bierkonsum  zu  nennen  wüßte.  Kurzum:  Die  Einschränkungen,  die  wir 
mit  einer  linearen  Modellierung  in  Kauf  nehmen,  sind  nicht  allzu  gravierend.  Was  wir 
aber  sagen  können  ist,  daß  der  Nutzen  eines  1  lausli altes  cetens paribus  bei  einem  höhe- 
ren Verbrauch  eines  beliebigen  Gutes  ansteigen  würde. 

Der  wichtigste  Unterschied  zum  Ansatz  der  Haushaltstlicorie  besteht  dann,  diü3  bei 
dieser  Modellierung  keine  Gütersubstitution  möglich  ist  Ein  Haushalt  kann  seinen 
Nutzen  also  nur  dann  steigern,  wenn  er  von  mindestens  einem  Gut  mindestens  eine 
Einheit  mehr  verbraucht  (imd  von  allen  anderen  Gütern  mindestens  genauso  viel). 
Man  könnte  das  als  Nachteil  der  linearen  Modellierung  auffassen.  Allerdings  wiegt  die- 
ser Nachteil  nicht  all/u  schw  er.  Wie  bei  jedem  Modell  kommt  es  darauf  an,  was  man 
damit  erkennen  tinichte.  1  Her  soll  also  nicht,  wie  in  der  I  huishaltstheorie,  erklärt  wer- 
den, w  ie  Haushalte  auf  Preisänderungen  reagieren.  X'ielmehr  wollen  wir  den  Nutzen 
aller  Haushalte  einer  \'oIkswirtschaft  so  weif  wie  möglich  ai;gregieren. 

Betrachten  wir  als  .\nak)gie  beispielsweise  den  Ubersichtsplan  des  S-  und  U-Bahn- 
netzcs,  etwa  von  Berlin.  Man  könnte  kritisieren,  daß  der  Plan  keinen  brauchbaren 
Rückschluß  auf  die  tatsächlichen  Entfernttngen  zwischen  zwei  gegebenen  S-Bahn- 
Stationen  zuläßt  Der  Einwand  ist  im  Prinzip  berechtigt  -  das  ist  in  der  Tat  nicht  der 
Fall.  Gleichwohl  würde  eine  solche  Kdtik  an  der  grundsätzlichen  Idee  eines  Modells 
vorbeigehen.  Ein  Modell  kann  und  soll  nicht  alles  erklären  wollen.  Zweck  des  Uber- 
sichtsplanes  ist  es  abzubilden,  wie  man  zuverlässig  von  A  nach  B  kommt.  Will  man 
wissen,  wie  ;;r//  A  und  B  auscinandcrlicgen,  so  muß  man  eben  ein  anderes,  für  diescrt 
Zweck  konstruiertes  Modell  bemühen,  also  zutn  Beispiel  einen  Stadtplan.  Kurzum: 
Die  Tatsache,  daß  ein  gegebenes  Modell  nicht  iiiics  erklären  kann,  tut  der  Berechtigung 
des  Modells  in  keiner  \\  eise  Abbruch.  W  ir  können  uns  also  ohne  weiteres  vorstellen, 


daß  ein  Haushalt  bei  (icgchcncn  ( jütcrprciscn  sein  Nutzenmaximum  —  ^ewissermalk-n 
„im  Vortckl"  -  bereits  eini^estellt  hat,  /Wror  die  lineare  Modellieruni;  greift.  Unter  die- 
sen Umsländcn  isi  eine  Nuizcnsieigcrung  auf  dem  Wege  einer  Gütersubstituiion  aus- 
geschlossen. Die  einzige  Möglichkeit  ciiicr  Nutzensteigerung  wäre  in  diesem  Falle  der 
zusätzliche  Konsum  einer  zusätdichen  Einheit  eines  Gutes  (jc,),  obne  dabei  den  Kon- 
sum der  anderen  Güter  einzuschränken.  Der  Grundgedanke,  nämlich  daß  steigender 
Güterverbrauch  zunehmenden  Nutzen  bedeutet,  bleibt  bei  dieser  Modellierung  also 
erhalten.  Lediglich  die  Bestinunung  des  Ausmaßes  des  Nutzenanstieges  „opfern"  wir 
bei  einer  linearen  Modellierung  zugunsten  der  Nutzenaggregation.  Wie  wir  gesehen 
haben,  wiegt  dieses  Opfer  aber  nicht  allzu  schwer. 

Wenn  wir  nun  bedenken,  da[.i  es  sich  hei  den  (jütern  (.v, )  bis  (  v,, )  um  inr.f  »nimcnsura- 
ble  Grölien  handelt  —  man  kann  zum  Beispiel  Apfel  (.v,)  und  Birnen  (.k^,)  nun  einmal 
nicht  so  ohne  weiteres  addieren  —  dann  liegt  es  nahe,  die  Nutzendefinition  (6)  auch 
entsprechend  zu  formulieren.  Damit  ergibt  sich: 

(7)    ü'(p-(x,,x.,x,  .v„) 

Der  Nutzen  eines  Haushaltes  ist  demnach  also  ein  Vektoiausdruck.'^^ 

Dabei  können  wir  den  1  laushaltsnutzen  aggregieren,  indem  wir  analog  zur  ülilichen 
Aggregation  des  N'olkseinkommens  (  Y )  verfahren,  /  ^yr/ gehen  w  ir  ja,  tornial  gesehen, 
wie  folgt  vor:  Ausgangspunkt  ist  die  Ciesamtheit  aller  produzierten  Cjuter  (aJ,  die  wir 
ohne  weiteres  als  Gütervektor  ( J)  der  Form 

auffassen  können.  Da  auch  hier  die  Vektorkoordinaten  inkommensurabel  sind,  behel- 
fen  wir  uns  üblicherweise,  indem  wir  einen  dem  Gütervektor  entsprechenden  Preis- 
vektor (P)  definieren,  nämlich: 


(kn.iu  genommen  ergibt  sich  das  bereits  aus  der  linearen  Modellieiung.  Vektorrechung  ist  schließlich 
ein  Teil  der  linearen  Algebra. 
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Dabei  entspricht  (/j, )  dem  Preis  von  (Jut  (.v, ),  dem  Preis  von  Gut  (.v,),  usw.  Die 
geeignete  Multiplikation  der  Vektoren  ergibt  eine  skalare  (rrolk-,  die  wir  als  nominalen 
Güterberg  bzw.,  was  definiüonsgemäß  das  gleiche  ist,  als  iiuminales  Volkseinkommen 
(y*)  interpretieren  könaen:'29 

(10)  ip^^'^rpr-'Y^ 

Da  die  Entwicklung  des  mmnakn  Gütecberges  aber  nicht  von  Interesse  ist»  müssen  wir 
das  Eigpbnis  noch  um  mögliche  Veränderungen  des  Preisniveaus  {P)  bereinigen  und 
erhalten: 

(11)  r-r-:-^ 

Der  reale  Güterberg  (Y  )  bzw.  einfach  (Y)  ergibt  sich  also  aus  dem  in  Euro  bewerte- 
ten Güterberg  {Y" )  bezogen  auf  das  jeweils  herrschende  Preisniveau  (P).  Auf  dem 
Wege  einer  geeigneten  Multiplikation  zweier  Vektoren  ist  es  also  möglich,  prinzipieU 
inkommensurable  Größen  im  Ergebnis  eben  doch  zu  addieren.  Weicht  Güter  eine 
Volkswirtschaft  im  einzelnen  produziert,  ist  dabei  völlig  unerheblich.  Entscheidungen 
dieser  Art  fallen  -  so  können  wir  uns  \  orstellen  -  auch  hier  gewissermaßen  „im  Vor- 
feld*' aufgrund  der  Güter-  bzw.  der  Faktorpreisverhältnisse. 

Cjanz  analog  lallr  sich  auch  das  Nutzenniveau  eines  Haushaltes  bestimmen.  Machen 
wir  also  drn  t  rsien  Aggregationsschriit,  indem  wir,  analog  zu  Austiruck  (8),  zunächst 
den  Güterverbrauch  eines  Haushaltes  explizit  über  einen  Güter\erbrauchsvektor  defi- 
nieren: 

(12)  i  =  (jc,,a:2,AC3,...,j:„) 

Damit  ergib-  i  "  .  inn  wir  (12)  in  (7)  einsetzen,  der  Nutzenvektor  als  Funktion  die- 
ses Gütervetbrauchsvektors: 

(13)  '"^ 


'-'  Die  Muliipükiirion  xwcicr  X'ckiorcn  isi  nur  tl:inn  ilctlnieri.  wenn  iieiile  N'cktoren  die  gleiche  Anzahl  \  (>n 
Koordinaten  haben,  also  zum  lieispicl  (iW)  -  eine  Bedingung,  die  hier  regelmäßig  erfüllt  ist,  da  wir  je- 
dem Gut  (jtf)  genau  dncn  Pteb  (/r,-)  zuotdnen.  Unter  dieser  Voraussetzung  ergabt  sich  das  Produkt  der 
beiden  Vektoren  entweder  nis  (1/  x  iW)-Matrix  oder  nls  Skalar,  also  als  eini'.iche  ZahL  Mit  „geeignet" 
meine  ich  dabei  eine  Anordnung,  die  das  Produkt  als  Skalar  ausweist.  Vgl.  dazu  er«'a  Lehmann  1981, 
S.  26  ff.  bzw.,  speziell  auf  Vektoren  bezogen,  S.  47  ff.  Zur  pragmatischen  Notation,  wenn  auch,  streng- 
genommen, „en^^en  den  Regein  der  Matfizenrechnung",  vgl.  auch,  gleich  im  Vorwort,  Köhler  et  aL 
1974,  S.V. 


i  ■  .  ui.L.I  lUll 
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W'enn  wir  nun  im  nächsten  Schfitt,  analog  zu  Ausdruck  (9),  dem  Gütervektor  einen 

Freisvektor 

(14)  P'iPi,P2,Pi  p„) 

zuordnen,  dann  ergibt  sich»  analog  tu  (10),  als  skalares  Produkt  der  beiden  Vekto- 
ren:**^ 

(15)  M  P''2xrPi'c^ 

i-l 

Dabei  läßt  sich  (c*)  als  der  in  Fairo  bevirertete  Konsum  bzw.  als  nominaler  Konsum 
interpretieren,  genau  so,  wie  sich  der  nominale  Giiterbergeiner  Volkswirtschaft  als 
skalares  Produkt  des  ()üter\'ekfors  und  des  Preisvektors  ergibt.  \\  enn  wir  das  Ergeb- 
nis wiederum  um  mögliche  Veränderungen  des  Preisniveaus  {P)  bereinigen,  erhalten 
wir  analog  zu  (1 1): 

(16)  c 

Hier  steht  (c' )  für  die  Größe,  die  uns  eigentlich  interessiert  —  den  preisniveauberei- 
nigten, also  realen  Konsum. 

Auf  diese  \\  eise  aber  läßt  sich  der  Nutzen  eines  einzelnen  Haushaltes  sehr  viel  kom- 
fortabler definieren  in  der  Form: 


(17) 


bzw. 


U        (f  ■  C 

«■«":-  —  =  -  

P  P 

Somit  haben  wir  also  den  Haushalcsnuczen  als  skalare  Größe  (n)  in  Abhängigkeit  vom 
realen  Konsum  eines  Haushaltes  definiert.  Als  Zwischenschritt  diente  uns  dabei  der 
„nominale  Konsum"  eines  Haushaltes  («^),  also  seine  Fähigkeit,  sich  zum  jeweils  ge- 
gebenen Preisniveau  mit  Gütern  zu  versorgen  und  damit  überhaupt  erst  Nutzen  zu 

ermöglichen.  We/cbe  Güter  ein  Haushalt  im  einzelnen  konsiiimirf^  ist  dabei  ebenso  uner- 
heblich wie  die  Frage,  welche  Güter  eine  Volkswirtschaft  im  einzelnen  herstellt.  Hier 
wie  dort,  so  können  wir  uns  vorstellen,  £allen  die  entsprechenden  Entscheidungen  im 


Die  Begriffe  »Skalarprodukt«  und  »skalares  Produkt«  werden  mitunter  synon)'in  verwendet  (vj^k  etwa 
Köhler  et  al.  1974,  S.  85  ff.,  90).  Ich  bevorzuge  letzteres,  w  lü  es  deutlicher  hervorhebt,  daß  es  sich  hier- 
bei um  ein  Produkt  (zweier  Vektoren)  handelt,  daß  sich  skalare  also  als  ein&che  Zahl,  abbilden  läßt. 
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Vorteld,  und  zwar  aufgrund  der  Preisverhältnisse.  So  hat  Ricardo  zwar  völlig  Recht, 
wenn  er  im  letzten  Satz  seiner  '■•Criiiidscit:^«  feststellt: 

Der  Gebrauchswert  [also  der  Nutzen]  kann  nicht  durch  irgendeinen  bekannten  Standard  gemessen 

«erden,  er  wird  von  vetschiedenen  Personen  vetschieden  eingesdiätzti^' 

Diese  „verschiedenen  Einschätzungen*'  haben  wir  über  den  „ZuMedenheitsparame- 
ter"  {/p)  aufgefangen.  Allerdings  bedeutet  das  mä)t,  daß  einunddemselben  Haushalt  ein 
höheres  Einkommen  nicht  gleichwohl  ein  höheres  Maß  an  Bedürfnisbefriedigung  be- 
scheren würde  -  und  zwar  \  öllig  unabhäi^g  davon,  welchen  „Ciehrauchswert",  also 
welchen  Nutzen  er  den  ein/clnen  Gütern  im  einzelnen  beimißt.  Demnach  haben  wir 
es  auf  volkswirrsrhafrlichcr  I  .l)ene  sozusagen  mir  einer  „inrerpn  idukriven"  Vergleich- 
barkelt der  hergestellrcii  Ciüter  zu  tun  und  aut  der  libene  eines  einzelnen  Haushaltes 
mit  einer  „inrerkonsumiiven"  Verglcichbarkeit.  Während  es  dort  nicht  darauf  an- 
kommt, welche  Güter  eine  Volkswirtschaft  im  einzelnen  prodH^^icri,  kommt  es  /frü^  nicht 
darauf  an,  welche  Güter  ein  Haushalt  im  einzelnen  komumkrt.  Somit  ergibt  sich  der 
Nutzen  eines  Haushaltes  also  als  Funkdon  seines  realen  Konsums.  Zwar  sind  wir  da- 
mit einen  Schritt  weiter.  Allerdings  ergibt  sich  an  dieser  Stelle  unmittelbar  ein  zweites 
Problem.  Nehmen  w  ir  an,  wir  hätten  das  Nutzenniveau  zweier  Haushalte  zu  verglei- 
chen, die  beide  das  gleiche  verfügbare  Einkommen  von  zum  Beispiel  1.000  €  haben, 
wobei  aber  der  eine  Haushalt  sein  gesamtes  Einkommen  konsumiert,  während  der 
andere  1  laushalt  zum  Beispiel  HK)  f  spart.  Nach  unserer  Definition  würtien  wir  zu 
dem  Lrgebnis  kommen,  daß  der  erste  I  laushalt  ein  htiheres  Nutzenniveau  erfahrt.  Ein 
solches  Ergebnis  wäre  allerdings  offenkundig  unsinnig,  da  es  schließlich  der  freien 
Entscheidung  eines  Haushaltes  unterliegt,  ob  er  yt konsumieren  möchte  oder  aber 
zunächst  lieber  sparen  möchte,  um  seinen  Konsum  auf  einen  späteren  Zeitpunkt  zu 
verschieben.  Folglich  brauchen  wir  eine  erweiterte  Definition  des  »Nutzens«,  die  frei- 
williges Sparen  einbezieht 

Wenn  wir  (17)  entsprechend  modifizieren,  ergabt  sich: 
(18)  «:-^(c"+*") 

Der  Nutzen  eines  Haushaltes  würde  sich  somit  als  Funktion  der  Summe  von  realem 
Konsum  (c  )  plus  realer  Ersparnis  (ß  )  ergeben.  Definieren  wir  schließlich  die  Summe 
von  Konsum  (c  )  und  Ersparnis  (5'  )  als  das  verfugbare  Einkommen  eines  Haushaltes 
(/),  also 

(19j  >•':=(•+.?•■• 

so  ergibt  sich,  wenn  wir  (19)  in  (18)  einsetzen: 

k:«<P'(c"'+j"") 

(20) 


»tRicaido  1821  b,S.  367. 
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Das  Nurzenniveau  eines  Haushaltes  wäre  demnach  also  eine  I-unktion  seines  verfü«^- 
barcn  Linkommens  und  nicht  allein  eine  hunktion  seines  Ciüterverbrauches.  I'oliilich 
wäre  das  Nui/cnniveau  der  beiden  Haushalic  in  unserem  Beispiel,  unabhängig  von 
ihrer  Ersparnis,  genau  gleich.  Das  aber  ist  nach  allem  nur  sachgerecht.  Dabei  enttallt 
bei  einer  solchen  Definition  übrigens  auch  der  gesamte  Disput  über  m^^che  ,  Jnkon- 
sistenzen"  bei  einer  möglichen  Umverteilung.'^  Im  Er^bnis  haben  wir  also  eine 
„Güterkombination",  die  sowohl  das  Sdtovszky-Ktiterium^^}  ^  {m^h  -  und  vor  allem 
—  das  Samuelson-Kriterium'^  erfüllt.  An  dieser  Stelle  zeigt  sich  übrigens  sehr  schön, 
daß  einunddieselbe  Modellbildung  in  einem  Bereich  äußerst  fruchtbar  sein  kann,  wäh- 
rend sie  in  einem  anderen  Bereich  kläglich  versagt. 

Festzuhaken  bleilit.  daß  sich  das  Nutzenniveau  eines  Haushaltes  als  Funktion  seines 
verfügbaren  Haushaitseinkoninuns  auffassen  läl:>t.  /.w  ar  sind  Nutzenniveau  und  F^n- 
komnien  /i/ch/  identisch,  aber  immerhin  \  erhallen  sich  beide  droßen  über  den  l'ara- 
meter  (tp)  proporocmal  taeimadetA^^ 


So  TOT  allem  die  Inkonsistcnz  des  Kaldor  Hicks  Kriteriums  (Kaldor  1^30  und  Hicks  b).  dazu 
auch  die  Darstellung  bei  Sohmen  1976,  S.  307-318  (die  ersten  Abschnitte  des  9.  Kapitels),  oder  die  icnap- 
pe  Zusammenfessung  bei  Luckenbach  1986,  S.  33  (f.  —  Dabei  bezieht  sich  Kaldor's  (kurzer  und  auf  Plau» 
sil)iliiiits;irgumcntc  hcschranktLr)  Bt  ilrag  auf  die  mii  tkr  AbsciiatTmij  der  Cmii  \ mus  in  F".ni;Iani!  (1846- 
49)  verbundenen  Utnvcrteilungscttckte:  „Since  aggregate  moncy  incomc  can  be  assumed  to  be  unchan- 
ged,  if  the  landloid's  income  is  reduced,  the  income  of  other  people  must  be  correspondingly  increased.** 
(Kaldor  1939,  S.  550).  Das  wirklich  inten  ss  inic  an  dieser  Stelle  scheint  mir  allein  die  Tatsache,  daß  stdl 
derartige  Argumente  also  nicht  nur  gegen  die  lüiiführuttg  staatlicher  „l  'mverteilungsmaßnahmen"  (bzw. 
wirtschaftspolitischcr  Maßnahmen  allgemein)  anführen  lassen,  sondern  auch  und  ebensogut  gegen  deren 
Al>scl)affuiig\  So  gesehen  müssen  wir  uns  nicht  wunilcrn,  daß  liie  Wohlfahrisökonomik,  w  as  praktische 
Polttikhcratune  angeht,  doch  ein  wenig  auf  der  Stelle  tritt.  Zwar  meint  Kaldor  ganz  zu  recht,  daß  es  - 
eine  Linkommcnsstcigcrung  „unter  dem  Stnch"  vorausgesetzt  -  ja  schlicßbch  möglich  sei,  einen  Aus- 
gleich zu  schaffen  „by  compensating  the  >IandIords<  for  any  loss  of  income  and  by  providing  the  fiinds 
for  such  compcnsation  bv  an  extra  tax  on  thosc  \vhf)sc  incomcs  have  hccn  augmented."  (a.a.O.,  S.  550), 
Zuende  gedacht  würde  das  aber  natürlich  bedeuten,  daß  umgekehrt  auch  die  Konsumenten  bei  der  Ein- 
fiihnmgAa  Com  Laws  (1815)  mit  einer  „«»r/lrw  tax",  in  diesem  Falle  also  von  seifen  der  tandMs,  hätten  ent- 
schädigt werden  müssen.  Dies  alles  klingt  doch  sehr  nach  „(  Mflecktheone"',  Wir  werden  auf  diesen  Punkt 
im  Abschnitt  E.  III.  3.  (»lutt  rn  ntihii  itrsus  Rt^heti^ng«)  noch  zurückkommen.  Ganz  anders  dagegen  Hicks 
in  seinem  ausführlichen  Beitrag.  Gleich  zu  Anfimg  stellt  er  klar  „The  subject  of  this  papet  is  a  matter  of 
vcry  fimdammtal  importance,  botfa  fat  economic  theoty  aml  ü  <  th.  proper  attitude  of  economists  to- 
wards  economic  policy.  I  hat  being  so,  it  is  not  surprising  ibat  it  sliould  have  been  a  matter  of  controver- 
sy,  cunirovcrsy  which  has  even  tended  to  widcn  into  a  profound  difference  of  opinion."  (Hicks  1939  b, 
S.  696).  Dabei  wendet  er  sich  im  Kern  gegen  jene  „scbool  of  w  riters  ',  deren  Auffiutsung  er  w  ie  folgt  refe- 
riert: „Acc<jriling  lo  thcir  \\cw  ihe  ec(in<imics  of  welfarc,  ihe  economics  of  economic  policy,  is  loo  un- 
scicntific  in  charactcr  to  be  a  part  of  economic  scienee.  (a.a.ü.,  b>.  696;  Hcr\  orhcbimg  im  Original).  V'crsu- 
dien  wir  es  hier  also  mit  einer  Zusammenfährung  von  „Wdfare  Economics  [...]  and  [...]  its  twin  btother. 
Positive  Ixonomics  |.  .|  f.i  .i.CX,  S.  712). 

De  Scitovszky  1941  und  1942.  Vgl.  wiederum  auch  die  Darstellung  bei  Sohmen  1976,  S.  307-318  (die 
«rsten  Abschnitte  des  9.  Kapitels)  bzw.  die  Zusammenfinsung  bd  Luckenbadi  1986,  S.  36  ff. 
1**  Samudson  1950.  Vgl.  dazu  die  Darstellung  bei  Baßeler/Heinrich  1977,  S.  4.57  f.  (die  Autoren  nennen 
diese  Variante  „einfaches  Samucbon-Kritcritun";  S.  457)  oder  auch  die  knappe  Zusammenfassung  bd 
Luckenbach  1986,  S.  40. 

135  Das  g^lt  zumindest  dann,  wen:  v.  i;  i  calisrischcrwcisc  unterstellen,  daß  der  „/utriedenhcitsparamctet" 
(fp)  zumindest  kurz-  oder  mittdfnsiig  kdne  allzu  großen  Sprünge  macht,  also  hinreichend  konstant  ist. 
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b)  Nutzenniveau  einer  Volkswirtschaft 

Nachdem  wir  die  Nutzen  einzelner  Haushalte  vom  Konsum  einzelner  (iürer  unab- 
häntnt!;  ircmacht  haben,  ist  der  Weg  frei  fiir  eine  gesamtwirtschaftliche  Aggregation. 
Dabei  gehen  wir  zweckmälMgeiAvcise  in  \  icr  Schritten  vor.  Im  ersten  Schritt  .iggregie- 
ren  wir  die  Nutzen  der  Haushalte  im  Rahmen  der  Möglichkeiten,  die  die  V'ekttjrrech- 
nung  uns  bietet.  Im  zweiten  Schritt  werden  wir  versuchen,  die  individuelle  „Nutzen- 
empfindung"  zu  eliminieren.  Im  dcitten  Schdtt  wollen  wir  die  Bezugsgröße  des  Haus- 
haltsnutzens —  bislang  also  das  verfugbare  Einkommen  —  funktionaler  gestalten.  In 
einem  vierten  und  letzten  Schritt  schließlich  werden  wir  versuchen,  die  Multidimen- 
sionalität  des  Ausdruckes  aufzulösen. 

in^ertragen  wir  im  ersten  Schritt  unser  Ergebnis  auf  eine  gesamte  Volkswirtsclratt, 
dann  ergibt  sich  der  „Gesamtnutzen"  (ii)  als  Kompositum  der  Einzclnutzcn  (ü()t 
also: 

(21)  Cr        »2, 113,  ....«„) 

Dabei  hätten  wir  fiir  jeden  Haushaltsnutzen       nach  Ausdruck  (7),  also 

(22)  U'(p{Xi,X2,X3  x„) 

den  jeweils  über  (<p,  )  gewichteten  Güterverbrauchsvektor  einzusetzen,  wobei  (^,)  für 
die  Nutzenempfindung  des  f/)-ten  Haushaltes  steht.  Dabei  wird  ohne  weite  res  deut- 
lich, wie  sperrig  eine  solche  Definition  wäre.  Der  Gesamtnutzen  stellt  sich  hier  als 
Vckforausdruck  dar,  dessen  einzelne  F.lemcnrc  wiederum  Vektoren  sind.  Kur/um:  Wir 
kämen  auf  eine  gigantische  Matrix.  Immerhin  wäre  das  der  volkswirtschaftliche  Ge- 
samtnutzen -  gewissemiaßen  in  seinem  Rohzustand. 

Da  wir  die  Nutzen  der  einzelnen  Haushalte  aber  bereits  »^güterbereinigt''  haben,  ergibt 
sich  aus  (21),  wenn  wir  (17)  bis  ^0)  berücksichtigen: 


(23)    *Ü (ii„  «2,  äj, ...,«„) :-  («i.,  «2.  «3. - .    )  = 


(P2  ■  V: 


Zwar  wäre  ein  solcher  Ausdruck  noch  immer  ein  Vektor.  Allerding.s  ergeben  sich  die 
Vektorelemente  zumindest  schon  einmal  als  ein&che  Zahlen. 
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Demnach  wäre  der  „Ciesamtnuty.en"  also  um  so  grölJer,  je  höher  erstens  die  Haus- 
haltseinkommen  sind  und  je  höher  zweitens  die  „Zutriedenheit"  der  Haushalte  mit 
ihrem  jeweiligen  Einkommen  ist.  Dabei  scheint  mir  nichts  dagegen  zu  sprechen,  das 
Wohlfahrtsnivcau  einer  Volkswirtschaft  mit  dem  „Gcsamtnutzen"  aller  Haushalte 
gleichzusetzen.  Definieren  wir  also  das  J&sa^ngMie  Wohlfahnsniveau  OVFN^)  einer 
Volkswirtschaft  als  den  Gesamtnutzen  (tt)^  also: 

/ 


(24)    WFN"" - 


«Ti-.v, 


Damit  hätten  wir  eine  Definition  des  W'ohltaiirtsun  eaus,  in  die  über  die  Haushaltsein- 
kommen  ( v,' )  die  l  ähigkeit  der  Haushalte  eingeht,  sich  mit  Gütern  zu  versorge  oder 
aber  zu  sparen  —  was  wiederum  völlig  sachgerecht  erscheint.  Dabei  wäre  das  Nutzen- 
niveau der  einzelnen  Haushalte  zwar  nicht  mit  dem  verfugbaren  Einkommen  iden- 
tisch» aber  über  die  Parameter  (47,)  immerhin  proportional  dazu.  Auch  das  ist  ein  Er- 
gebnis, das  mir  durchaus  ang^essen  erscheint 


Im  zweiten  Schntt  wollen  wir  nun  die  „Zufäedenheitsfaktoren"  (^,)  vor  den  Vektor- 
ausdruck ziehen  und  erhalten  dabei: 


(25)  WRV®:-^- 


( 

-Vi 

=  q  ■ 

i' 

Vi 

^fm  ■  y'mJ 

Das  Wohlfahrtsniveau  wäre  somit  eine  Funkdon  des  Vektors  der  verfiägbaren  Ein- 
kommen fp')  sowie  eines  Proportionalitätsfaktors  (</  ).  Allerdings  unterstellen  wir  da- 
bei, daß  alle  Uf  )  den  gleichen  Wert  haben.  Auf  diese  Weise  würden  wir  also  das  Nut 
zennivcau  eines  I  lauslialtes  allein  über  tlas  .\i\  eau  des  verfügbaren  l  '.inkommens  defi^ 
nieren.  I'ür  eine  „subjektive  Nut/cnumpfindung"  bliebe  dabei  kein  Raum.  Dieser 
l'unkt  scheint  mir  indessen  nicht  allzu  kritisch  zu  sein:  Wenn  wir  die  „durchschmttli- 
che  Zufriedenheit"  mit  einem  gegebenen  Einkommen  mit  normalisieren,  dann 
wird  der  eine  Haushalt  mit  diesem  Einkommen  vielleicht  etwas  zufriedener  sein 
(«p  >  1),  ein  anderer  Haushalt  dageg^  etwas  weniger  zufiieden  {q>  <  1).  Diese  Informa- 
tion würden  wir  bei  diesem  Aggtegationsschritt  verlieren.  Allerdings  liegt  es  im  Wesen 
einer  A^re^tion,  daß  man  einen  gewissen  Informationsverlust  hinnehmen  muß  oder, 
besser  gesagt,  geradezu  hinnehmen  iri/l.  Auch  bei  der  Aggregation  der  Ciüterprciscnt- 
wicklung  zu  einer  Intlarionsrarc  verliert  man  die  Information,  wie  sich  die  ein:^t'liien 
Preise  ent\\'ickclt  haben.  Gleichwuhi  darf  ein  solcher  Aggrcgationsschritt  als  bewährt 
gelten. 
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Im  Hrgcbnis  können  wir  also  das  disagt;rci;icrrc  volkswirtschattlichc  W'ohltahrrsnivcau 
(WFjV^)  als  den  Nutzenvektor  (V)  definieren,  der  sich  wiederum  über  den  l'roportio- 
nalitätstaktor  ((f  )  als  Lineark(jmbinauon  des  tinkommensvcktors  (^')  ergibt: 

(26)  WFN^:'V'q>y 

Dabei  sind  die  Haushaltseinkommen  prinzipiell  ohne  weitetes  bestimmbar,  jedenfialls 
sehr  viel  leichter  als  die  einzelnen  Haushaltsnutzen,  die  sich  einer  kardinalen  Bestim- 
mung anerkanntetweise  entziehen.  Niu-ifr/ bestimmbar  ist  allerdings  der  Parameter 

Genau  genommen  kennen  wir  nicht  einmal  dessen  Dimension.  Zwar  mag  das  uner- 
freulich sein,  fv//j^//  bedenklich  ist  es  allerclinu*^  reicht.  Wir  können  den  Parameter  für 
eine  gcgelx-ne  Rechnungsperiode  nämlich  einlach  mit  dem  Wert  Eins  normalisieren. 
Das  wäre  nichts  anderes  als  etwa  die  Normalisierung  des  Freisniveaus  einer  gegebenen 
Rechnun!.^speri< )de  mit  Fins  foder  Ilunderi  '.  Damii  aber  wären  die  wesemlichcn  Pro 
bleme  der  herkömmlichen  \\  ohitahrcstmiktioaen  be.seiugl.  \\  eder  müssen  wir  die  ein- 
zelnen Haushaltsnutzen  (m,)  über  den  Gütenrerbrauch  bestimmen.  Auch  müssen  wir 
keine  Punktionen  dieser  Haushaltsnutzen  f^iu^)  bestimmen.  Drittens  schließlich  brau- 
chen wir  au%rund  der  linearen  Modellierung  auch  keinen  Verknüpfungsoperator  zu 
bestimmen:  Es  ffbt  nämlich  keinen  solchen  Operator.  Damit  sind  wir  also  schon  mal 
um  einiges  weiter  glommen. 

Im  nächsten,  dem  dritten  Schritt,  wollen  wir  versuchen,  die  Bezugsgröße  »verfügbares 
Hinkommen«  durch  eine  Bezugsgro($e  zu  ersetzen,  die  uns  näher  an  die  üblichen 
Konventionen  führt,  also  das  X'olkseinkommen  an  sich.  Zu  diesem  Zweck  müssen  wir 
uns  nur  vergegenwärtigen,  dali  das  verf  ügbare  Einkommen  eines  Haushaltes  im  Alittel 
einem  bestimmten  Prozentsatz  (p)  des  privaten  Volkseinkommens  entspricht.  Midiin 
gUt: 

(2^)  >>p-ys 

^^ir  dem  Parameter  (p)  fangen  wir  also  den  Umstand  auf,  dalJ  wir  den  Nutzen  eines 

Haushaltes  bislang  allein  über  seinen  unmittelbaren  Konsum  (C)  definiert  und  die 
restlichen  (iröf^cn  des  Ausdruckes  (1),  alsci  Investitif^nen,  Staatsausgaben  und  Netto- 
exportüberscluil^i,  nicht  berücksichtisit  haben.  Zwar  kcninte  man  so  vorgehen.  .Aller- 
dings sollten  wir  die  Nut/cndcfinition  /Avcckmäliigcaveisc  aut  den  Durchsatz  einer 
Volkswirtschaft  als  makiookoncnniisdie  Elementatgröße  beziehen. 


Wenn  wir  also  (27)  in  (25)  einsetzen,  ergibt  sich 

'  /'-.Vi 

(28)    WFN^'  :=V  =  <p-  f''-''- 
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bzw.,  wenn  wir  den  Ptoportionalitätsfaktor  vor  den  Vektorausdruck  ziehen: 


(29)  WFN^i^n'V'p 


(y,\ 


\ym) 


mit 


Damit  aber  ist  das  disa^u;ivt;icrtc  Wohlfahrtsnivcaii  über  )  und  (/))  proportional 
zum  Einkommensx  ektor  der  Haushalte,  da  die  Summe  aller  1  laushallseinkommen  de- 
finitionsgemäli  das  Volkseinkommen  insgesamt  ergeben  soll. 

Fassen  wir  schließlich  die  Proportionalitätsfaktofen  (<p)  und  (p)  zu  einem  handliche- 
ren Ausdruck  (y)  2usanunen,  so  ergibt  sich 

(30)  WFN^:~V~Y- 

bzw.,  in  einfiicherer  Notation: 

(31)  WFN^:m9J~YP 

Das  disau;grciiicrtc  Wohlfahrtsnivcau  einer  Volkswirtschaft  (WFA''^ )  läßt  sich  somit 
recht  handlich  als  eine  proportionale  Punktion  der  Haushaltseinkommen  interpretie- 
ren. Der  „Preis"  t*ür  diesen  Schritt:  W  ir  mulUen  dit-  einzelnen  Haushalte  ihrer  subjekti- 
ven Nuuenempfindung  berauben  und  wir  muijien  unterstellen,  dab  das  veriugbare 
Einkommen  und  das  private  Haushaltseinkommen  für  jeden  Haushalt  in  einem  kon- 
stanten Verhältnis  stehen.  Zwar  sind  das  etwas  grobe  Schnitte,  im  Interesse  einer 
brauchbaren  A^regation  allerdings  keine  groben. 

Ein  letztes  Problem  bleibt  dabei  allerdings  weiterhin  bestehen:  Wenn  wir  das  Wohl- 
fahrtsniveau  einer  Volkswirtschaft  auf  diese  Weise  bestimmen,  so  haben  wir  es  immer 
n<ich  mir  einer  multidimensionalen  Zahl  zu  tiin,  was  für  praktische  Zwecke  zumindest 
unerfreulich  isr.  Idealerweise  sollte  sich  (31)  in  einem  letzten  Ag_uret;ationsschritt  zu 
einem  handlichen  skalaren  Ausdruck  verdichten  lassen.  Nun  würtle  eine  weitere  Ag- 
gregation -  wie  jede  Aggregation  -  weiteren  Informationsverlust  bedeuten.  Nament- 
lich wulxien  wir  die  Information  vedieren,  welcher  Haushalt  über  welches  Einkommen 
▼erfiigt.  Ob  man  also  einen  weiteren  Aggregationsschritt  vornehmen  möchte  oder 
nicht,  ist  keine  Frage  wissenschaftlicher  Wahrheit,  sondern  einzig  uad  allein  prakti- 
scher Zweckmäßigkeit  in  den  Grenzen  definitorischer  Konsistenz,  Um  einen  Vektor 
zu  einem  Skalar  zu  verdichten,  gibt  es  im  wesentlichen  zwei  Möglichkeiten:  (1)  das 
skalare  Produkt  und  (2)  den  Vektorbetrag.  Dabei  wäre  es  reizvoll,  auch  hier  wieder  das 
skalare  Produkt  zu  verwenden,  das  sich  ja  bei  der  A^egadon  des  Outputs  zu  einem 
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„Srandardgut"' und,  wie  wir  gesehen  haben,  auch  bei  der  Ay^t^regarion  des  Nutzens 
eines  einzelnen  Haushaltes  so  hervorragend  bewährt.  Allerdings  dürfen  wir  zwar  Ciü- 
ter  intetprodnktii'  vergleiclien  und  den  Konsum  einzelner  Haushalte  iiittrkoHsttintn\  nicht 
aber  einzelne  Haushalte  intersubjeklii\  weil  wir  auf  diese  Weise  die  Nutzen  der  Haus- 
halte gegeneinander  aufrechnen  würden,  was  aber  anerkannterweise  nicht  zulässig  ist. 
Demnach  bleibt  also  nur  der  Vektorbetrag. 

Dabei  ist  der  Betrag  eines  Vektors  wie  folgt  definiert:^^^ 
(32)    |ü|:-^vf+v|  +  v|  +  ...+v^.J2W 

Der  Vektorbetrag  läßt  sich  auf  diese  Weise  bequem  £ur  beliebig-dimensionale  Größen 
bestimmen.  Allerdings  hat  er  den  Nachteil,  daß  er  von  der  Vern  ilunL^  de  r  Vektorkoor- 
dinaten (r  )  atihängig  isr,  was  wir  uns  kurz  vergegenwärtigen  sollten.  Berechnen  wir 
dazu  zunächst  den  'l'erm  unter  der  \\  ur/cl,  indem  wir  die  Koordinaten  (vj  über  ihre 
Abweichung  vom  Alittelw'ert  aller  K(jordinaten  (v )  definieren. 

Dabei  ergibt  sich,  wenn  wir  den  Ausdruck  unter  der  Wurzel  durch  (z)  substituieren: 
Z  ■     +  Vj  + ...+ 
=  (v  +  Av,)^  +  (v  +  ÄV2)^  +  ,..+(v  +  Av^)* 
-   V" +2- v  Av, +(Av,)" 

(33) 

+  V  ^  +  2  •  V  •  A  Vj  +  (A  Vj  )^ 

+  (...) 

+  v^  +  2*v*Av„  +(Av^)^ 
Nach  Addition  der  Zeilen  erhalten  wir: 

(34)  z-«-v'+«-2v-2Av,+2(AvJ^ 

1-1  M 


Als«  zum  Beispiel  ein  Hicks'sches  •  ■■'ti.i.'pof!.',-  t  ^wowditt-  (vpl.  ci;ixu  Siehirr  2(HH1  Ii,  S.  256,  I"n.  1 1). 

Hierbei  handelt  es  sich  gewisserm;il>cn  lediglich  um  eine  Vcraligcmeiiieruni;  des  Satzes  des  Pythaguras, 

also  bzw.  c^-'la^+b' .  Der  Betr^  eines  Vektors  (seine  „Länge")  ergibt  sich  demnach  im 

zweidimensionalen  Raum  als  die  \\  urxel  der  Summe  der  Quadrate  seiner  Basisrektoren  (o,^).  Das  aber 
läßt  sich  auf  bcUcbigKÜineasionalc  Räume  vctallgpmeinenL 


i  ■  .  ui.L.I  lUll 
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üa  der  mittlere  Summand  -  die  Summe  aller  Abweichungen  vom  A'Iittelwert  —  defini- 
tionsgemäß gleich  Null  ist,  ergibt  sich  aus  (34): 
» 

(35)  z-n-v'  +  ^M' 

Damit  aber  ixrird  (z)  und  damit  auch  der  Vektorbetrag  minimal,  wenn  die  Summe  aUer 
Abweichungen  vom  Mittelwert  Null  ist,  da  der  Summenterm  (Av',)~  wegen  der  Qua- 
drierung unabhängig  vom  Vorzeichen  nur  positive  Werte  annehmen  kann.  Das  aber 
ist  genau  dann  der  Fall,  wenn  alle  Koordinaten  den  gleichen  Wert  haben.  Der  Vektor- 
betrag wird  dagegen  maximal,  w  enn  die  Summe  der  Abweichungen  vom  Mittelwert 
maximal  wird,  also  daim,  wenn  sich  die  Koordinatensumme  auf  eine  einzige  Koordi- 
nate konzentriert. 

Betrachten  wir  dazu  ein  Beispiel  mit  zwei  einfachen  zweidimensionalen  Vektoren 
U,  >m  1^ j  und  t>2  >•      Dabei  erhalten  wir  die  Vektorbeträge 

(36)  |y,|:-*|/v,'  +  v^  -V4'+0'  -•i/T6-4 
bzw. 

(37)  |ü,|:-^^-^^ß^^-V8.;^ 
In  (35)  eingesetzt  ergibt  sich  für  (i;,) 

(38)  Z'fi'v'  +  2(Av, f  - 2 •  2U (2^  +  (-2)^ ) - 16 

r-l 

und  somit: 

(39)  |y,|-Vz-4 

Für  (0,)  wurde  sich  dag^n 

(40)  z  -  n  •    +  -  2  •  2'  +(0'  +0')  -  8 

f-i 

ergeben  und  somit 

(41)  |5j|-Vi-^<4 
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Der  Vektor  mit  der  Konzentration  der  Koordinatensumme  auf  eine  einziue  Koordi- 
nate weist  also  wie  erwartet  den  j^rolkrcn  V'ckrorbetrat»  auf.  Dabei  kann  man  sich  die- 
sen Zusammenhang  vielleicht  am  einfachsten  graphisch  vorstellen: 


Abb.  1:  Vektorbettäge  und  Koordimtedsununefl 

Wenn  man  eine  Schar  von  X'cktoren  (v.  v'.  ...)  mit  den  Vektorkoordinaten  (  v)  und  (v) 
in  einen  Rinheitskreis  xcichnei,  erhält  man  Vektoren  gleichen  Betrages.  Konstruiert 
man  nun  eine  Gerade  durch  den  Achsenabschnitt  ^"jyj  mit  der  Steigung  /»  =  -l,  so 
erhält  man  die  Summe  aller  Orte,  an  denen  die  Koordinatensumme  gleich  groß  ist. 
Wie  man  unmittelbar  einsieht,  entsprechen  nur  die  Vektoren  (b)  und  (ü**)  der  Koor- 
dinatensumme. Alle  anderen  Vektoren  müsse»  sie  aus  rein  geometrischen  Gründen 
überschreiten.  Die  Vektoren,  die  auf  den  Achsen  liegen,  sind  aber  gleichzeitig  diejeni- 
gen, bei  denen  die  Summe  der  Abweichung  vom  Mittelwert  maximal  ist. 

Demnach  wäre  bei  gegebenem  Volkseinkommen  das  Wohlfahrtsiii\  eau  dann  am 
höchsten,  wenn  sich  das  gesamte  Hinkommen  auf  nur  genau  einen  Maushalt  konzen- 
trieren würde  -  ein  I Ergebnis,  das  offenkundig  unsinnig  ist.  Der  Vektorbetrag  ist  folg- 
lich kein  brauchbares  Mali,  um  Vektoren  skalar  miteinander  zu  vergleichen. 

Allerdings  gibt  es  noch  eine  weitere  Möglichkeit,  einen  Vektorbetrag  zu  definieren, 
nämlich  über  seine  »Betragssummennorm«.  Die  Betragssummennorm  ist  definiert  als: 
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Wie  man  sehen  kann,  handelt  es  sich  hierbei  um  eine  Variante  der  üblichen  Betragsde- 
finition. Der  Unterschied  besteht  allein  darin,  daß  die  Vektorkoordinaten  (genauer 
gesagt:  deren  Absolutbeträge)  nur  in  e/fifaiberPotenz,  also  /htetjt;  in  die  Betragssumme 
eingehen  -  und  nicht,  wie  beim  „gewöhnlichen"  Betrag,  im  Quadrat. 

Wie  läßt  sich  ein  dergestalt  definierter  „Abstand"  interpretieren?  Ein  anschauliches 
Beispiel  hierfür  ist  die  sog.  »Manhattan-Metrik«: 


Abb.  2:  Manhattan-Metrik 

Die  Graphik  beschreibt  die  beiden  Abstandsmaße  im  Vergleich.  Dabei  entspricht  die 
gepunktete  Linie  dem  Euklid'schen  Abstand,  also  gewissermaßen  der  „Luftlinie".  Die 
eingezeichneten  Linien  (1),  (2)  und  (3)  rcpräsenrieren  drei  (von  doch  recht  vielen)  We- 
gen, die  etwa  ein  Taxifahrer  wählen  könnte,  um  von  einem  gegebenem  Ausgangspunkt 
(A)  KU  einem  Zielpunkt  (Z)  zu  gelangen.  Die  Manhattan-Metrik  (zuweilen  auch  „Ta- 
ximetrik" oder  „Cityblock-Metrik"  genannt)  beschreibt  also  anschaulich  die  Menge 
aller  Möglichkeiten,  die  Distanz  zwischen  (A)  und  (Z)  zu  überbrücken.  Das  interes- 
sante dabei  ist,  daß  sämtliche  Wege  -  unabhängig  von  der  gewählten  Route  -  genau 
gleich  lang  sind.  Die  ;pl-Norm  („Manhattan-Metrik")  ist  also  nicht  weniger  eindeutig 
als  die  p2  -Norm  („Euklid'sche  Länge"),  nur  vielleicht  etwas  gewöhnungsbedürftiger. 
Für  unsere  Zwecke  bietet  sich  allerdings  eine  noch  ganz  andere  Interpretation  an.  Wir 
können  uns  nämlich  vorstellen,  daß  wir  einen  (/j)-dimensionalen  Einkommensvektor 
sozusagen  „auffalten"  bzw.  „in  die  Länge  ziehen".  Auf  diese  Weise  könnten  wir  zwei 
gegebene  Einkommensvektoren  auf  eindimensionalem,  also  ska/arem  Kiveau  unmittel- 
bar miteinander  vergleichen  und  das  Ergebnis  als  Volkseinkommen  interpretieren. 
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Für  unseren  Ict/tcn  Agi^tcgadonsschritt  könnten  wir  ;ils()  die  Betragssummennorm  des 
Nutzenvekiors  CU)  bikkn  und  als  „aggregiertes  W  ohlfahrisnivcau"  der  Volkswirt- 
schaft (WFN^)  bzw.  „aggregierten  Gesamtnutzen**  (t/)  definieren.  Dabei  ergibt  sich 

aus  (31),  also  WFN^  >^f-y*p,  wenn  wir  den  Zusammenhang  aus  (42)  bemdcsichti- 
gen:i38 

ll'W':.||«||^:.l/.r-2l3'.l 

(43) 

r-t 

Datnit  li;uten  wir  also  aucb  den  Gesamtnul/en  einer  \'olks\\  irt-^clmfi  nicht  länger  als 
\  ekcor  definiert,  .sondern  ebenfalls  als  handlichen  ^k.ilaren  Ausdruck.  Der  Parameter 
(y)  erinnert  dabei  nach  wie  vor  daran,  daß  das  aggregierte  Wohlfahrtsniveau  mcht  mit 
dem  Volkseinkommen  identisch  ist,  ähnlich  wie  der  Anstieg  des  Preisniveaus  nicht  mit 
dem  Anstieg  einzelner  Preise  identisch  ist.  Da  von  (y)  vor  allem  auf  kürzere  Sicht  kei- 
ne „Sprünge**  zu  erwarten  sind,  kann  man  das  Volkseinkommen  also  ohne  größere 
Bedenken  als  Maß  für  das  a^regierte  Wohlfahrtsniveau  einer  Volkswirtschaft  ver- 
wenden, im  Ergebnis  scheint  mir  das  auch  durchaus  anerkaimt  So  schreibt  etwa 
Mankiw: 

Das  langtn&tigc  Wirtschaftswachstum  ist  die  mit  Abstand  uichugstc  Dctcnninantc  der  ökonomischen 
Wohlfahit  einer  Nfttk».  Alle  andeten  Gtäßoi,  mit  denen  sich  die  MAktoölu»M»nie  befaßt  -  Atbeitslo- 
sigkeit,  Inflation,  Leistungsbilanzdefizite  usw.  - ,  veiblassen  im  Vergleich  damit'^ 

Ich  habe  eigens  diese  Textstelle  ausgewählt,  weil  sie  exemplarisch  eine  verbreitete 

Konfusion  aufzeigt.  Nach  allem  sollten  wir  besser  sagen:  Die  hauptsächliche  Determi- 
nante für  das  Wohl  fall  rrs///r(Y///  ist  das  Volkseinkommen,  die  hauptsächliche  Determi- 
nante für  die  \XVihlfahrfsr///«7V/('/////i;  ist  das  W'irrschaftswarhstum.  „Die  ökonomische 
W  ohlfahrt"  dagegen  ist  ein  durch  und  dtirch  unterhe^tininiter  Begriff.  Wenn  also,  um 
im  Beispiel  zu  bleiben,  die  Arbeitslosigkeit  bei  hohem  Wirtschaftswachstum  trendsta- 
bil zunehmen  sollte,  ist  es  meines  Erachtens  nicht  ganz  unproblcmadsch,  von  einer 
Zunahme  ^er  ökonomischen  Wohlfahrt  einer  Nation**  zu  sprechen.  Wir  werden  auf 
diesen  Punkt  im  nächsten  Abschnitt  noch  näher  eingehen. 


Auf  die  Betragsstrichc  können  wir  in  der  zweiten  Zeile  verzichten,  wenn  wir  uns  darauf  verständigen, 
daß  wir  von  „negativen  Haiishaltscinkommcn"  abschen  wollen. 

Mankiw  2003,  S.  2(i5.  Hier  müssen  wir  nur  berücksichtigen,  daß  das  langfiristig^  Wachstum  die  Deter- 
minante fiir  das  lang£nstigc  Niveau  ist 


Um  die  (lürcnxTsor^ung  eines  einzelnen  Haushaltes  zu  bestimmen,  müssen  wir  ilas 
Ergebnis  schiielMich  und  letztlich  noch  um  etwaige  X'eranderungen  in  der  \\  ohnbe- 
völkerung  bereinigen.  Für  das  aggregierte  „Pro-Kopf-\X  olilfahrtsniveau"  (»»/«^ )  ergibt 
sich  dabei: 

(44)  wfir  :-  = ' —  - yy 

^   '      ^  W8  WB 

Das  aggregierte  Pro-Kopf- WohlfahrtSfliveau  wäre  demnach  also  eine  Funktion  des 
Durchschnitts  bzw.  Pro  Kopf  Finkommcns  (  v).  Damit  bc/iL-ht  es  sich  aber  auf  einen 
statistischen  Haushalt  und  keinen  einzigen  tütsächlichi'u  Haushalt.  Der  „Preis"  für  den 
letzten  Aggregaiionsschritt  besteht  also  darin,  daß  wir  bcini  l'Ucrgang  vom  disaggre 
gierten  zum  aggregierten  Wohlfahrtsniveau  die  Information  verlieren,  wie  die  Ein- 
kommen verteilt  sind,  da  die  Vektorkoordinaten  (>'.)  nur  noch  in  ihrer  Summe  bzw.  — 
beim  aggregierten  Pfo-Kopf-Wohlfahrtsniveau  —  mit  ihrem  Durchschnittswert  in  die 
Definition  eingehen.  Für  die  Bestimmung  des  Wob^itbrtstiweaus  ist  dieser  Informations- 
verlust nicht  weiter  bedenklich,  da.  die  Verteilung  hier  überhaupt  keine  Rolle  spielt. 
Man  mag  einwenden,  daß  es  -  wie  auch  immer  -  „besser"  oder  „gerechter"  sei,  wenn 
das  Volkseinkommen  nicht  allzu  sehr  auf  nur  einen  Teil  der  Haushalte  konzentriert  ist 
Allerdings  fehlt  uns  für  eine  solche  Beurteilung  trotz  enormer  Anstrengungen  in  dieser 
Richtung  nach  wie  \•^n^  jeder  geeignete  Maßstab.  Ein  gegebenes  Volkseinkommen  zum 
Zwecke  der  Clesamtmu/cntnaximierung  um/u\  erteilen  w  ürde  ja  denknotwendig  vor- 
aussetzen, dalj  nun  zunächst  den  „Cjesamtnut^ien  "  detiniert.  Das  haben  wir  getan  — 
und  dabei  festgestellt,  daß  für  den  Nutzen  einzelner  Haushalte  an  dieser  Stelle  kein 
Raum  ist. 

Wenn  wir  nämlich  das  a^reg^erte  Wohlfahrtsniveau  gemäß  (43),  also 

m 

(45)  IVFA/^:-j?/ll  :-t/-r2.v,=yy 

-I 

detlnieren,  daim  ist  es  von  der  Verteiiuttg  der  Einkommen  nun  einmal  vollkommen 
unabhängig. 


'**  Eine  Formulicrunfi  wie  „vollkommen  unabhängig"  kann  dabei  natürlich  nur  eine  sulistischc  Bekräfti- 
gung sein.  Mathematisch  gesehen  ist  „vollkominen"  vollkommen  überflüssig.  Vgl.  dazu  auch  das  »V^tr- 
^peims  der  imweadtitu  Sjmbok«. 
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c)  Fazit 

/Aisammenfassend  bleibt  festzuhalten,  daß  die  Definition  des  \X'()hltahrrsni\  eaus  einer 
\' Olkswirtschaft  zu  zwei  verschiedenen,  aber  gleichermaßen  möglichen  Mrirelmissen 
führt.  Fnrw  cder  kcmnen  wir  das  Wohlfahrtsniveau  disaggregieii  2\s  Vektorausdruck  auf- 
fassen, nach  (31)  also 

(46)  WFJV®:-W-yp 

Araber  aggregiert     einfachen  skalaren  Ausdruck,  nach  (43)  also: 

Welcher  Definition  wir  dabei  den  Vorzug  geben  wollen,  ist  allein  eine  reine  Fra^  der 

Zw  XL  kniäßigkeit  im  Rahmen  dcfinitorischer  Konsistenz.  Ob  wir  nun  das  aggregierte 
oder  das  disaggregierte  Wohlfahrtsniveau  -  oder  aber  keines  von  beiden  -  als  Aus- 
gangspunkt für  die  Bestimmung  der  Wohlfahrtsentw^icklung  verwenden  wollen,  kön- 
nen wir  allerdings  erst  entscheiden,  nachde  m  w  ir  die  beiden  weiteren  mögliche  Kon- 
zepte auf  ihre  Lugnung  hin  untersucht  liuhcn.  Betrachten  wir  also  zunächst  das  Wohl 
fahrisniveau  als  Niveau  der  Güicrprodukiion  und  anschüeiknd  das  Marshall'schc 
RentenkcMizept 

2.  WoMlahftsniveau  als  Niveau  der  Güteipcoduktion 

Ein  zweiter  mö^cher  Ansatz  zur  Ermitdung  des  Wohlfahrtsniveaus  einer  Volkswirt- 
schaft besteht  dadn,  einfach  das  Niveau  der  Güterproduktion,  also  den  Output  als 
Bezugsgröße  zu  verwenden.  Allerdings  haben  wir  diesen  Schritt  im  letzten  Absdinitt 

aber  schon  vorweggenommen,  indem  wnr  das  Nutzenniveau  der  einzelnen  Haushalte 
über  den  Proportionalitätsfaktor  (p)  auf  das  pi  i\  if  c  Hinkommen  bezogen  haben  und 
nicht  auf  das  verfugbare  Einkommen  der  Haushalte.  Dabei  ergab  sich  nach  (43): 

m 

(48)     H/f7V^=|^|^:=ty=r2>'i  =  r>' 

Der  Unterschied  besteht  also  allein  darin,  daß  wir  nicht  sagen  können,  daß  das  W  ohl- 
fahrisniveau  mit  dem  Outpul  (K)  identisch  ist,  sondern  nur,  daß  es  zum  Output  in 
einem  als  proportional  unterstellten  Verhältnis  steht.  Da  also  die  Bestimmung  des 
Wohlfiahrtsniveaus  über  das  Nutzenniveau  der  einzelnen  Haushalte  nach  all^  auf  das 
Niveau  des  Volkseinkommens  hinausläuft,  erübrigt  sich  die  Ermitdung  und  Addition 
der  einzelnen  Haushaltseinkommen.  Demnach  wäre  es  völlig  hinreichend,  das 
Volkseinkommen  zu  messen  und  gegebenenfalls  um  eventuelle  Veränderungen  in  der 
Zahl  der  Wohnbevölkerung  zu  bereinigen. 


(47)  WFiV^ 
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3.  Wohlfahrtsniveaii  als  Rentenniveau 

Neben  der  Messung  des  Güterverbrauches  bzw.  der  Güterprodukdon  gibt  es  noch  ein 
drittes  und  dabei  außerordentlich  verbreitetes  Vcrtahren  zur  Messung  der  „\X  ohlfahrt" 
einer  Volkswirrschafr:  Die  Marshall'schen  Renren.'  *'  Mankiw  cr\va  spricht  in  diesem 
Zusammenhang  von  „elementaren  Werkzeugen  der  \\ ohltahrtsokononiik".'-'-  Aller- 
dings, dies  gleich  voweg,  müssen  wir  »Wohlfahrt«  auch  an  dieser  Stelle  in  „Tüddel- 
chen"  setzen,  weil  zunächst  zu  klären  wäre,  was  genau  die  Marshall'schen  Renten  ei- 
gendich  messen:*^  Das  WohifahxtsmmuHy  die  WohlfahttseatimkUn^  —  oder  womöglich 
etwas  noch  ganz  anderes?  Grob  gesagt  definiert  Marshall  „Wohlfahrt*'  als  die  Wert- 
schöpfung (i.S.v.  „Wertauftrieb")  einer  Volkswirtschaft  in  einer  gegebenen  Rech- 
nun^pedode  und  bezieht  sich  dabei  weder  auf  den  Verbrauch  noch  auf  die  Produkti- 
on, sondern  interessanterweisc  auf  den  CUffiicuisth.  Nicht  der  Güterverhrauch  an  sich 
würde  dciiinach  Nut/cn  stiften,  auch  nicht  die  Güterproduktion  {als  Voraussetzung 
für  tkn  Verbrauch),  sondern  eben  allein  iler  (jürertausch.  Dabei  bieten  sich  allcnlings 
grundsätzlich  Möglich keuen  an,  den  Wertauftrieb  zu  ermitteln:  W  ir  können,  nach 
Marshall,  tauschbes^gen  vorgehen  -  oder  aber  auch  produktionsbet^gen.  Im  folgenden 
wollen  wir  die  beiden  Varianten  kurz  erörtern  und  auf  ihre  Konsistenz  hin  überprüfen. 

a)  Taiischbezogene  Wertschöpfungsefinittlung 

Marshall  gjcht,  partialanalytisch,  von  der  Wertschöpfung  aus,  wie  sie  sich  durch  jeden 
einzelnen  Tauschakt  auf  jedem  einzelnen  Markt  ergibt  Der  Grundgedanke  ist  be- 
kannt: Ein  Markt  ist  der  Ort,  wo  Güterangebot  und  Güternachfrage  zusammentref- 
fen. Dabei  gehen  wir  in  der  Regpl  davon  aus,  daß  mit  steigendem  Preis  das  Gütcr- 
ang^bot  zunimmt,  während  die  Gütemachfirage  abnimmt,  und  umgekehrt. 


Vgl.  dazu  etwa  Külp/ Knappe  1975,  S.  30  f.  -  In  den  197rk-r  Jahren  waren  Autorcngemcinschaftcn 
offenbar  groß  io  Mode.  So  firmiert  cl.is  W  erk  auf  dem  Bucluieckcl  utiicr  „Külp".  Auf  Seite  iii  heißt  es 
dann  aber  „unter  Mitarbeit  von  Dr.  I  xkliart!  Knappe,  1  Irich  Ruppcl,  Rudult  Wolters".  Auch  im  \'or 
wort  (S,  v)  tauchen  alle  vier  Namen  auf.  Ich  haiie  micli  zur  bibliogiaphischen  Kennzeichnung  schließlich 
auf  „Kölp/Knappe"  geeinigt 
"«  Mankiw  2004.  S. 

'^i  UisprüngUch  dienten  Aniuhniagszeichcn  als  reines  stgimm  atahuim  (»Zitatenzeichen'),  Mit  der  Zeit  wur- 
den sie  zusätzlich  aber  auch  verwendet,  um  eine  inhaltliche  (ironische)  Abgrenzung  zu  bezeichnen. 

Demnach  baiulelf  es  sich  also  i^ewissetmaßen  um  eitlen  frühen  \'oriävifer  der  „I  niriticons"  (wie  etwa 
dem  „Smiley").  Dabei  ist  in  der  Druckersprache  für  das  Signum  äiatiotiis  seit  dem  ausgehenden  IH.  Jlul.  der 
fiKhsptachliche  Ausdruck  „GänsefuBchen"  bezeugt  (vgl.  dazu  erwa  Kluge  1989:  Gänsefüßchen;.  So  ge 
sehen  scheint  es  mir  nur  konsequent,  für  die  homonyme  BcdLutiiii  j.,  also  die  inhaldiche  Abgrenzung, 
einen  eigenständigen  üegrit'f  zu  verwenden.  Dabei  bieten  sich  die  vornehmlich  im  norddeutschen 
Sprachgebrauch  üblichen  „Tüddclchen"  geradezu  an,  da  in  ihnen  ein  sozusagen  „sclbstbezüglichcr"  iro- 
nischer l'ntcrron  mitschwingt. 
>^  Hier  ist  also  tatsädilich  ein  einzelner  „Markt"  gemeint  und  mtbt  JViarktsteueiun^. 
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Auf  diese  Weise  stellt  sich  im  Punkt  (.4)  ein  Marktuicichyewicht  mit  der  Gleichge- 
wichtsmenge  (X)  ein,  die  zu  einem  Gleichgewichtspreis  {p)  geliandelt  wird. 


Ii 

P 


—  <.  V 

X  X  ,A 


Abb.  3:  Konsumeacen-  und  Ptoduzenienreme 

Nun  kann  man  die  Nachtragekur\"c  (.v'')  als  Zahlungsbcrcitsciiatt  intcrprcucrcn.  ßci 
einem  sehr  h<^en  Preis  gibt  es  nur  wenige  Haushalte,  cfie  das  Gut  nachfragen  würden. 
Entsprechend  liegt  die  nachgefragte  Menge  im  Extremis,  wenn  also  der  „Prohibiti- 
onspreis" {p'^)  erreicht  wird,  bei  NulL^'^s  Aber  immerhin  gfht  es  nach  diesem  Modell 
r^elmäßig  ^ü^rtschafbsubjekte,  die  bereit  waren,  einen  Preis  zu  bezahlen,  der  (zum 
Teil  weit)  über  dem  Marktpreis  liegt.  Tatsächlich  müssen  sie  aber  nur  den  glcichge- 
wichtigen  Marktpreis  (p)  bezahlen.  Die  Differenz  zwischen  Zahlungsbereitschaft  und 
Marktpreis  nennt  Marshall  Konsumentenrente  (cousiimr's  s/iitltis}.^^^'  Ganz  analoij  kann 
man  die  Angeboiskurv'e  {,x^)  als  Angebotsbereitschaft  interpretieren.  Bei  einem  sehr 


Du^  gilt  /.un^iiiücsi  dann,  wenn  man  liic  N-icliliagclunkiKMi  als  Gerade  modelliert. 
1^  Der  Begriff  »Rente«  vntd  hier  und  im  folgenden  LS.v.  Jeistungsfreies  Einkommen"  verwendet  (ähnlich 

auch  etwa  VC'dII,  der  deutlich  zwischen  „I^eistungs-  und  Ri'nifncliiir:il;!(r"  dc"-  F.inkommens  unterschei- 
det (Wull  1992,  S.  212).  Zwar  handelt  es  sich  bei  der  Kunsumentenrcntc  nicht  um  ein  Einkommen  i.e.S., 
dflfär  aber  um  eine  Vetmindening  von  Aufurendungen  -  was  wirtschafdich  gesehen  auf  das  {Reiche  hin- 
ausläuft. Da  die  verminderten  Aufwenduiit^irii  schließlicli  für  u  i  Ui-nn  IsdiT-uin  frei  sind  uiul  daliei  /x\- 
säulichen  Nuuen  stiften,  ei^bt  sich  für  den  Haushalt,  allein  aufgrund  der  Marktlage,  miuelbar  ein  Nut- 
zenzuwachs, also  sozusagen  eine  Art  von  ,^mu^ä  hentß". 

Abweichend  von  der  meist  verwendeten  Notadon  sdlen  hier  Konsumenten  und  Produ/encenrente  in 
Kltiiihiuhsliiben  notiert  werden,  da  wir  uns  auf  einem  einzigen  gegebenen  Markt,  also  im  Bereich  der  Mi- 
kroökunomic  befinden.  Grolibuchstabcn  dagegen  sollen  —  zumindest  wenn  und  solange  V'crwcchslungs- 
gefahr  besteht  -  regelmäßig  makrnökonomisch  aggregierten  Großen  vorbehalten  bleiben  (vgl.  dazu  auch 
das  »Ver^ptbnis  dtrstrmatd^  Symb^tt). 
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nicdrigcn  Preis  vArd  es  nur  sehr  wenige  Unternehmen  geben,  die  bereit  und  in  der  La- 
ge sind,  das  Ciut  anzubieten.  Im  lixtremfall,  a!s(i  hei  (/?""")  als  Mindestpreis,  wäre  das 
AngcLioi  Null.  Aber  auch  hier  gibt  es  L'niernehmcn,  die  bereit  wären,  zu  einem  gün- 
stigeren Preis  anzubieten,  während  sie  tatsächlich  den  Marktpreis  {p)  erlösen.  Die  Dif- 
ferenz zwischen  Marktpreis  und  möglichem  Angebotspreis  nennt  Marshall  Produzen- 
tenrente ^ndmr's  s$npbts). 

Somit  läßt  sich  auf  einem  gegebenen  (/)-ten  Markt  die  Summe  aus  Konsumentenrente 
(ibj)  und  Produzentenrentc  (/Vj),  also  die  Gesaratrente,  nach  Marshall  als  Maß  für  die 
Wertschöpfung  auf  diesem  einen  Markt  (h-a,)  verwenden.  Sie  entspricht  den  schraf- 
fierten Flächen  in  der  Graphik  und  damit:'**" 

-p 

(49)    wsi :«  toj  +  pt;  =  J  Af     )  dpi  +  / xf  (p^)  dp, 

P  />"•*• 

Dabei  licdeuten  .v^  (/)  )  bzw.  .v/(/j  )  die  Nachfrage  bzw.  die  \ngebotsfunkiion  auf 
dem  (/)-ten  Markt.  Soweit  also  zur  Wertschöpfung  auf  einem  einzelnen  Markt'"*" 

Im  nächsten  Schdtt  ließe  sich  die  Summe  aller  Wertschöpfungen  (h^^,)  auf  allen  (/) 
Märkten  in  einer  gcj^benen  Rechnungsperiode,  also  die  gesamte  Wertschöpfung 
(WS),  bei  entsprechender  Setzui^  als  Maß  für  den  „Wohlfahrtsaufttieb*'  (AWF)  inter- 
pretieren bzw.  für  den  Gesamtnutzen  (C/),  den  die  Haushalte  in  dieser  Rech- 
nun^periode  er&hten.  Er  wäre  demnach: 


(50)    A     :- 1/ :-  WS :-  J  w<  -  2)     +  P^i^  '2 


i-1  (-1  i-1 


spätestens  an  dieser  Stelle  ergeben  sich  allerdings  einige  Probleme.  Elstens:  Wie  wol- 
len wir  jemals  die  Aggregation  dieser  Daten  bewerkstelligen?  Bedenklicher  noch:  Wie 
wollen  wir  diese  Fülle  an  Daren  überhaupt  erheben?  Zweitens:  WVi<  genau  messen  wir 
da  überhaupt?  Die  Marshail'sclien  Renten  messen  offenbar  w  eder  das  W'ohlfahrtsni- 
veaii  (/uniirKlcst  mehr  unniittclbar)  noch  die  \\  ohlfahrrsenrwicklurig  —  wenn  wir  unter 
\\  ohltahrtsciuw  icklung  die  N'eräiidcruiig  ini  Pcriodein  ergicich  verstehen.  Das  Ren- 
tenkonzept versucht  vielmehr,  die  von  den  Tauschvorgängen  („Transaktionen";  ver- 
ursachte Summ  alkrNiveatianbebttn^  zu  besttmmen:  Jede  einzdne  Transaktion  schafft 
ein  Stückchen  Wertschöpfung  und  damit  ein  Stück  „mehr  Wohlfahrt".  Damit  aber 
hängt  das  Wohlfahrtsniveau  weder  vom  Giixtetmbrau^  noch  von  der  Gnta^tndui^on 
ab,  sondern  allein  vom  Gvtettauseb.  Nun  mag  man  einwenden,  daß  das  eine  das  andere 


In  der  Graphik  habe  ich  darauf  verzichtet,  die  Bezdchner  (f)  mitzufuhrea,  da  hier  Iceine  Veiwechs- 

liinps^cfahr  zu  befürchten  ist. 
'**  Bei  den  Intcprarionsijrcnzcn  hätte  man  streng_ncnommcn  jeweils  noch  ein  rictt^csteiltes  „/"  als  Bczcich- 
ner  für  den  jeweiligen  Markt  einfügen  müssen.  Allerdings  sprcnei  il.is  tiic  Mi>i;lichkeiten  des  verwendeten 
Fotmeleditots.  Da  aber  ohnehin  keine  Verwechsliing^äüu  besteht,  wollen  wir  es  dabei  belassen. 
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Ict/rlich  bedingt:  Die  Güterproduktion  wäre  demnach  eine  Voraussetzung  für  den 
Ciutcrtausch,  und  der  Gütertausch  wiederum  X'orausscrzuno;  für  den  Ciüterverbrauch. 
Festzuhaken  bleibt  aber,  dafJ  das  Rcnienkonzepi  die  „Wohlfaiirt"  auf  eine  doch  au- 
ßerordentlich umwegige  Weise  zu  messen  versucht.  Das  allein  muß  noch  kein  Pro- 
blem sein.  Auch  indirekte  Verfahren  können  höchst  praktikabel  sein.  Auch  hätten  wir 
an  dieser  Stelle  keine  Probleme  mit  Vektorausdrücken.  Allerdings  würden  wir  bei  der 
Bestimmung  der  notwendigen  Parameter  in  der  Praxis  auf  wohl  unüberwindliche  Hin- 
demisse stoßen.  Zum  einen  nämlich  müßten  wir  die  Angebotsbereitschaft  der  Unter- 
nehmen -  und  zwar  für  a/k  Unternehmen  und  für  a/k  Märkte,  auf  denen  sie  aktiv  sind 
-  kennen  und  operationalisicrcn.  Zum  zweiten  müßten  wir  ganz  analog  die  entspre- 
chenden Informationen  fiir  die  /.ahlungsbereiischatl  der  Haushalte  \\'iederum  für 
ü/if  Haushalte  und  für  (i//f  Märkte,  auf  denen  sie  einkaufen  —  kennen  untl  opcrationali- 
sieren.  \X  as  die  Unternehmen  angeiii,  konnte  man  vielleicht  noch  versuchen,  die  An- 
gebotsberdtschaft  über  die  jeweiligen  Selbstkosten  zu  operationaUsieren.  Bedenkt  man 
aber,  mit  wie  vielen  Schätzwerten,  Faustregeln  und  notwendigerweise  mehr  oder  we- 
niger ^willkürten  Kostenzurechnungen  eine  Selbstkostenberechnung  betriebswirt- 
schaftlich verbunden  ist,  scheint  mir  ein  solcher  Versuch  schlechterdings  aussichtslos. 
Noc/j  aussichtsloser  allerdings  scheint  mir  der  Versuch,  das  ganze  auch  noch  auf  Haus- 
haltsebene versuchen  zu  wollen.  Hier  wäre  die  Datenlage  absehbar  mehr  als  unzurei- 
chend! l  ormal  gesagt:  Ohne  die  t-xcikte^  durchparamctrisicrte  Kenntnis  sowohl  der  An- 
gebots- als  auch  der  Nachfragefunktionen,  und  zwar  akü  <i/h'ii  Märkten  /^W  über  den 
gesamten  Bereich  von  Null  bis  zum  jeweiligen  Gleichgewichtspreis,  läßt  sich  die  Ni- 
veauanhebung  des  W  olilsiandes  nicht  bestimmen.  Kurzum:  Die  Marshall'schen  Ren- 
ten in  dieser  „tauschbezogenen"  Variante  mögen  als  Modell  zur  Vetanschaulichung 
von  Marktmechanismen  ihre  Vorzüge  haben.  Dabei  können  sie  aber  nur  qualitative 
Daten  liefern.  Für  eine  qttanUtatipe  Bestimmung  des  Wohl£ahrtsniveaus  aber  scheinen 
sie  mir  schlediterdin^  ungedgpeL^^ 


Diis  tTt;ihr  '-u  h  r;;m-tnli(  (•  s<  ln)ii  aus  iIlt  |-jnsicht,  c!;i'l  Nnr/cn  sinnvcillcnvcisc  nicht  kardin;)!  bi  stnmi- 
bar  ist.  Zwar  herrscht  mmlerweik  aligemeine  Übereinsiiniinung,  daß  Nutzen  nur  ordinal  vergleichbar  ist 
(vgl.  etwa  SöUdcr  2001,  S.  130  bzw.,  zum  ideengeschichtlichen  Hinteigrund,  S.  63).  Bei  der  Nutzenbe- 
stmimunt;  im  Rahmen  des  MarshaH'schcn  Rcntcnkonzcptcs  tun  wir  aber  so,  als  sei  der  Nutzen  li/er  trotz 
allem  tbcn  ./m  kardinal  bestimmbar.  Wirklich  konsequent  ist  das  nicht.  Immerhin  ist  es  einmal  mehr  ein 
schönes  Ikispici  diitür,  daß  man  sich  stets  der  Grenzen  der  MudcUc,  mit  denen  man  arbeitet,  bewußt 
sein  sollte.  Für  die  Uestimmung  des  \\  ohltahnsniveaus  einer  Volkswirtschaft  jedenfälb  scheint  mit  das 
MaishaU'schc  Rentenkonzept  in  der  Tat  ungeeignet. 
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Allerdings  bchauprcr  das  Rentenkonzept  ja  auch  i^ar  nicht,  das  W  ohlhüirtsniveau  oder 
gar  die  \\  ohlfahrrsentwicklwng  auf  volkswirtschaftlicher  li.hene  messen  zu  wollen. 
Viehiichr  begnügt  es  sich  mit  einer  partialanal)  tischen  Betrachtung  der  „\\  olilfalirtsef 
fektc"  auf  einzelnen  Märkten.  Zu  dieser  Einschätzung  kommt  auch  Söllner,  wenn  er 
schreibt: 

Damit  Rückschlüsse  auf  die  Gesamtwohl  fahrt  möglich  sind,  die  ja  das  eigendiche  2Uei  ist,  muß  voraus- 

ccscizt  wurtien,  daß  wohlfahrtssieigcrntlc  Maßnahmen  in  einem  Markt  nirhi  /u  Nutzeneinbußen  in 

aniieren  Markten  führen  -  eine  \nn,ihme,  ilie  A'ir^  , andere  als  unprohlematisc'"  'sr,'  " 

Dem  kann  man  sich  nach  allem  nur  aiiscnlieljcn.  Man  kfinnte  sogar  noch  einen  Schritt 
weiter  gehen  und  behaupten,  dal^  die  Marshali'schen  Renten  Effekte  auf  anderen 
Märkten  nicht  nur  ausblenden,  sondern  sogar  systematisch  i^mnerea.  Betrachten  wir 
dazu  beispielsweise  „den  Spargelmarkt"'^'  und  nehmen  wir  an,  daß  er  sich  zu  einem 
gegebenen  Zeitpunkt  im  Gleichgewicht  befindet.  Wenn  sich  nun  die  Arbeitsang^bots- 
kurve,  etwa  aufgrund  zusätzlichen  ausländischen  Angebotes,  nach  Südosten'^  ver- 
schiebt» so  wird  das  cetetis paribiis  zunächst  zu  einem  sinkenden  glcichgewichtigcn  Re- 
allohnsatz und  einem  höheren  ^eichgewichtigen  ArbeitSYolumen  führen  und  damit  in 
der  Folge  zu  einem  niedrigeren  Gleichgewichtspreis  rtnd  einer  höheren  Cileichge- 
wichtsmenge  auf  dem  Ciütermarkt.  Nach  den  MarshalPschen  Renien  w  äre  „die  W  ohl- 
fahrt" aut  dem  S fni rji- / r/ui rk t  dcmn-Anh  eindeutig  ^je^'/ti;;//'.  Aut  dem  .  J/^v/AV/'A/r/-/ dagegen 
wären  diejenigen  Spargelstecher,  die  von  vorneherein  nur  zu  einem  Reallohnsatz  an- 

"»  Söllner  2(K)1.S.  126. 

Zwar  Vl'< iHc!'!  w  ir  hier  niehl  üher-]H-ni}H-i  seii\  -  (iennoeh:  Sd  el\>.':i<  \\\v  ,,iler  S|);ii L'i  hr.-irkl"  kinnmi  in 
der  RealluL  nicht  wn.  Ls  gibt  einen  Markt  tur  dicken,  mittleren  und  dünnen  Spargel,  und  es  gibt  einen 
Markt  für  den  Wochenmarict  und  für  den  Supermarkt,  um  nur  zwei  Bebpide  zu  nennen.  Das  ergibt  sich 
bereits  aus  dem  M  irk'clinL'ranini,  das  ja  nur  Preise  und  Mengen  in  Be/iehvuig  set^'t,  und  dabei  von  <|uali- 
tativen  Aspekien  vulikummen  abstrahiert.  \Xenn  aisu  jemand  dicken  Spargel  haben  aiiJ,  wird  ihn  der 
Preis  für  dünnen  Spat]^  in  erster  Näherung  nicht  allzu  sehr  interessieren.  Wenn  jemand  seinen  Spaigd 

\<>m  W'i uhemr..irki  li.iln:'.  /'//,  wird  ilin  tler  Preis  im  Supermarkt  eljc'nsow enig  interessieren.  Kurzum: 
VC  ann  immer  Kunsumcnten  einen  Unterscliied  sehen,  haben  wir  es  mit  zwei  getrennten  Märkten  zu  tun. 
Übrigens  ist  es  g^au  dieser  Efifeict;  der  beim  sog.  .Abschöpfen  der  Konsumentemente"  von  marketing- 
orientierten Unternehmen  ausgenutzt  wird.  Zwar  sind  bei  genauerem  Hinsehen  all  diese  Spargelmärkte 
über  Krcuzprcisclasdzitäten  miteinander  verbunden.  Gleichwohl  haben  wir  es  aber  mit  verschiedenen 
Märkten  zu  tun. 

^  Ich  bevorzuge  die  im  angelsächsischen  Raum  verbreitete  und  sehr  pragmatische  XDi.ition  iler  Kurven - 
verscliiebunj^en  anband  von  Himmelsrichtungen.  Statt  .i!s,)  /u  satjen,  daI5  sich  tlie  Ani;ebi  itskurve  „nach 
unicn"  b/u.  „nacii  rechts"  verschiebt  (was  beides  ja  aucli  nur  der  halben  W  aliriieii  entspricht),  soll  hier 
imd  im  folgenden  von  einer  ,.Südost-Vef8chiebung"  (SO)  die  Rede  sein. 

Ohne  liier  unnötige  Verwirrung'  sti'"!!  !!  /n  wollen:  F.ine  Ang-abe  wie  „Südost -Verschiebung"  selvt  na- 
tütlidl  voraus,  dali  man  sich  zunächst  darauf  verständigt,  welche  Grülicn  auf  welcher  Achse  abgebildet 
werden  sollen.  Wenn  man,  wie  das  in  „ökonomischen"  MarktdarsteUungen  aus  historischen  Gründen 
allgemein  üblich  ist.  den  Preis  ^liet  also  den  Lohnsatz)  auf  der  Ordinate  notiert  und  Angebots-  bzA*-. 
Nachfrageströme  auf  der  Abszisse,  dann  wäre  die  SO-;Vngabe  zuueffend.  Wenn  man  dagegen,  in  „ma- 
themadschei^  Darstellung,  den  Lohnsatz  als  unabhängige  Variable  auf  der  Abszisse  notiert  und  die  An- 
gebots- bzw.  Nachfrageströme  auf  der  Ordinate,  dann  hätten  wir  es  in  innsercm  Beispiel  umgekehrt  mit 
einer  Nord-West-Verschiebung  der  .^ngebotskurve  zu  tun.  Man  mag  das  .ils  „akademische  Spitzfindig- 
keiten" abtun.  Spätestens  dann  aber,  wenn  man  sich  daran  macht,  zum  Beispiel  Integrationsgrcnzcn 
bestimmen  zu  wollen  —  wie  wir  das  in  Ausdruck  (49)  unternommen  haben  -,  tut  man  meines  Erachtens 
gut  daran,  die  Zusammenhänge  zunächst  in  eine  „mathematische"  Darstellung  zu  überfuhren. 
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bieten  wollten,  der  /il'/  r  dem  neuen  Reallohnsatz  lici^r,  vor  die  Wahl  gestellt,  entweder 
ihr  Arbeitsangebot  einzustellen  oder  den  neuen,  niedrigeren  Lohnsatz  hinzunehmen. 
Beides  aber  bedeutet  einen  Wohlfahrtsvcrlusi  im  detlnicrtcn  Sinne  Die  Frage,  ob  unter 
diesen  Umständen  die  „Gcsamtwohlfahrt"  der  Spargclstcclier  gcsdcgen  ist  oder  nicht 
-  schließlich  sind  )a  mehr  Lohn  und  Brot**  -  kann  und  muß  hier  nicht  entschieden 
werden.  Tatsache  ist,  daß  das  Einkommens-  und  damit  auch  das  Wohl&hrtsniveau 
2umindest  eines  Teiles  der  ehemaligen  Spargelstecher  unter  diesen  Umständen  sinken 
m//ß.  Wir  können  das  Beispiel  zuspitzen,  indem  wir  davon  ausgehen,  daß  ein  Teil  der 
ehemaligen  Spargelstec!  er  t  inr  log^che  Sekunde  lang  arbeitslos  ist  und,  vor  die  Wahl 
gestellt,  entweder  gar  kein  I  mkommcn  mehr  zu  beziehen  oder  einen  geringeren 
Lohnsatz  hinzunclinxn,  sich  für  leizteres  entscheidet,  weil  es  aus  ihrer  Sicht  tlas  gerin 
gere  Tbel  ist.  Schon  wieder  wäre  nach  den  MarshalTschen  Renten  die  Wohltahrr  ge- 
stiegen. Dali  sie  eine  logische  Sekunde  zuvor  gesunken  war,  bleibt  bei  diesem  Konzept 
also  vollständig  ausgeblendet  Im  infertemporätm  Vergleich  aber,  das  bleibt  festzuhalten, 
ist  die  Wohlfahrt  eines  Teiles  der  Wirtschaftssubjekte  dieser  Volkswirtschaft  definitiv 
glgsMttkea. 

Etwas  anderes  wäre  es  übr^^s,  wenn  sich,  umgekehrt,  die  Arbeit8/y<M§;92^»funkaon, 
etwa  aufgrund  Technischen  I'ortschrittes,  nach  Nordosten  verschieben  würde.  Auch  in 
diesem  f  -  all  würde  die  W  ohl  fahrt  auf  dem  Spargelmarkt  aus  Konsumentensicht  anstei- 
gen, da  Technischer  I'ortschritt  sinkende  Stückkosten  und  damit,  unter  Marktbedin- 
gungen, sinkende  Güterpreise  und  eine  höhere  C ileichgewichtsinenge  bedeutet.  (  Jtich- 
i(ff^{K  'iber  würden,  wiederum  unter  Marktbedingiingen,  auch  das  Arbeitsvolunien  //W 
der  Reallohnsatz  der  Spargelstccher  ansteigen.'  '  In  diesem  hall  würde  es  also  sehr  \  iel 
näher  liegen,  von  einem  Anstieg  „der  Wohlfahrt"  insgesamt  zu  sprechen.  Allerdings, 
und  das  ist  der  entscheidende  Punkt,  kann  das  Marshall*sche  Rentenkonzept  diese  bei- 
den Fallkonstellationen  nicht  auseinanderhalten.  Schon  von  daher  scheint  es  mir  für 
eine  Bestimmung  des  Wohl&hrtsniveaus  im  definierten  Sinne  nicht  sondedich  geeig- 
net 

b)  Produktionsbezogene  Wertschöpfungsermittlung 

Nun  gibt  es  neben  den  AhirshaH'schen  Renten,  also  der  Aw/j-f/i-bezogcncn  Wcrtschöp- 
fungsermirrlung,  noch  die  Möglichkeit,  die  Wertschöpfung  produktioiisA-^Q'/.a^zn  7U 
bestimmen.  1  herbei  setzen  wir  bei  den  Unternehmen  an  und  definieren  die  Wert- 
schöpfung  eines  gegebenen  Unternehmens  (ws)  ülier  seine  Umsatzerlöse  (£)  abzüg- 
lich der  Kosten  für  Vorleistungen  (C  "  )'^^  und  Abschreibungen  (C  "). 


^  Die  Annahme,  daß  Technischer  Fortschritt  und  damit  ein  .\nsticg  der  Arbeitsprodukth'ität  notwendi- 
gerweise zu  einem  Anstieg  der  Arbeitsnachfrage  führt,  ist  allerdings  alles  andere  als  unproblematisch.  Wir 
werden  auf  diesen  Punkt  im  Abschnitt  C.  III.  ("Modifi'^iertts  Modell  des  .-Iriteitsrntirktes-i)  noch  zurückkom- 
men. Fürs  erste  wollen  wir  uns  aber  mit  der  „klassisclicii"  Annahme  begnügen. 

154  Vodcistung^  anderer  Unternehmen  sind  aus  der  Sicht  unseres  Unternehmens  Kosten. 
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Demnachgilt:'55 

(51)  ws-.'E-iC^+C) 

Davon  ausgehend  wollen  wir  die  Kosten  (C)  eines  Unternehmens  zunächst  rück- 
stands&ei  aufteilen  in  Kosten  für  die  Inanspruchnahme  von  Vodeistungen  (C*^)  und 
die  Kosten  für  die  eingesetzten  Produkdonsfaktoren  Arbeit  (C")  und  Kapital  —  wobei 
sich  die  Kapitalkosten  aus  den  Zinskosten  (C^)  und  der  Abschreibung  (C")  erge- 
ben.»« 

Dabei  ergibt  sich: 

(52)  C^C'^'i'C^+C^'i-C'* 

Unser  Unternehmen  hat  also  in  Anspruch  genotnmene  Vorleistungen  zu  bezahlen,  zu 
denen  im  erweiterten  Siime  auch  die  Abschreibung  gehört,  und  die  Kosten  für  die  in 
Anspruch  genommenen  Produkdonsfaktoren.  Zweckmäßigerweise  sollten  wir  uns 
bereits  an  dieser  Stelle  vergegenwärtigen,  daß  es  sich  bei  den  Kosten  für  die  in  An- 
spruch genommenen  Produktionsf:aktoren  -  in  einer  X'olkswirrschaft  kommt  schließ- 
lich nichts  »weg"  —  aus  der  Sicht  der  Anspruchsberechdgten  gleichzeitig  um  Faktor- 
einkommen hiuulclt,  also  entweder  um  Arlx-itscinkommcn  oder  um  Kapitalcinkom- 
men.  Dahei  sind  die  Arbeitseinkommen  {Y  '  )  unproblematisch.  Bei  deii  Kapitalein- 
kommen sind  tiic  Dinue  etwas  vcnvincniler.  Mimnrcr  sind  damit  Zinseinkommen  ge- 
meint (die  hier  durchgängig  mit  (V^'  )  noüert  werden  sollen),  mitunter  aber  auch  die 
Einkommen  aus  untemehmedscher  Tätigkeit  insgesamt  Grund  für  die  Verwirrung  ist 
die  synonyme  Verwendtmg  des  B^riffis  »Kapital«  im  Sinne  von  Sadtk^tal  einerseits 
und  K^itaimttelH  im  Sinne  von  „Geldmittel  zur  Finanzierung  von  Sachkapital"  ande- 
rerseits. Bei  dem  Einkommen  aus  untemehmoischer  Tätigkeit  wiederum  wollen  wir 
klar  unterscheiden  zwischen  kalkulatorischem  Untemehmcrlohn,  der  demzufolge 
„Arbeitseinkommen"  ist,  und  tatsächlichem  Gewinneinkommen  (K"  ),  verstanden  als 
„Risikoprämie"  für  unternehmerische  Tätigkeit.  Nun  wird  »l Internehmergewinn« 
nicht  selten  als  die  „Differenz  zwischen  Unternehmercinkommen  und  Unternehmer- 
lohn" definiert'^"  und  damit  als  die  Summe  aus  dem  „Zins  für  das  Eigenkapital"' ^8 


'S*  Soliuigc  wir  nur  ein  einzige  Uiucrnelimcn  bct rächten,  wollen  wir  im  Interesse  einer  handlicheren  No- 
tation darauf  vcrzichicn,  icclcsm.il  cicii  Bt/.cichner  (/)  inii/ufülircn. 

Aus  hetriebsmrtsfhaßJkher  Sicht  handelt  es  sich  bei  Abschreibungen  um  Küsten.  Daher  sind  sie  hier  zu 
berücksichtigen.  Aus  volkswhtsdiaßlieher  Perspektive  dj^gen,  also  bd  der  Betrachtang  der  Wertschdpfiing 
eines  Untirnchnicns,  ,. kürzt"  sich  die  Abschrciliutit:;  allcrdin^n  wieder  MUS.  M;in  kann  sich  das  vielleicht 
9sa  einfachsten  klarmachen,  indem  man  bedenkt,  dafi  es  sich  bei  Anlagegüteni  ja  letztlich  auch  um  Vor- 
leistungen anderer  Unternehmen  handelt  (also  etwa  eines  Maschinenbauers),  die  daher  bei  der  Wert- 
schöpfungscrmitduni'  in  Abzus^  zu  bringen  sind.  Der  Unterschied  zu  „normalen"  Vorkistunucn  besteht 
also  lediglich  darin,  da(i  es  sich  hierbei  um  Vorleistungen  handelt,  die  nicht  kurzfristig,  sondern  erst  im 
Laufe  mehrerer  Rechnun^sperioden  „verzehrt"  werden. 
So  ervva  Ciabier  1993:  IJntcrnehmergewinn. 

15S  Gablet  1993:  Untcmehmeigewinii. 
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und  der  Risikoprämic  „tür  das  allgemeine  IJnternehmenvagnis".'^"  Hrschwercnd 
kommt  dabei  aber  hinzu,  daii  es  sich  bei  dem  „Zins  für  das  luocnkapital"  um  kalku- 
latorische Kosten  handelt,  also  „Zusaukosten  '  bzw.  „Anderskosien","  "  die  nicht  ge- 
winnmindernd angesetzt  werden  dürfen,  sondern  über  ein  Abgrenzungskonto  „ver- 
rechnete kalkulatorische'*  Kosten  neutralisiert  werden  müssen.*^'  Daher  fallen  wirt- 
schaftlicher (handelsrechtlicher)  und  steuedicher  Untemehmetgewinn  regelmäßig  aus- 
einander. Da  es  uns  hier  aber  nicht  darum  gehen  soll,  eine  Steuerbilan2  zu  erstellen, 
wären  Zinseinkommen  und  Risikoprämie  kosrenrechnerisch  abzugrenzen.  Deutlich 
wird  eine  solche  Abgrenzung  zum  Beispiel  in  der  Regelung  des  §  121  HGB,  der  zufol- 
ge „jedem  Gesellschafter  [einer  OIIG,  bezogen  auf  den  jahresgcwinn]  zunächst  ein 
Anteil  in  Höhe  von  vier  vom  Hundert  seines  Kapitalanteils"  gebührt  (§  121  I  (KiB) 
und  der  Saldo,  sei  es  (lewinn  oder  X'erlust,  „unter  die  C iesellschafter  nach  Kopten 
verteilt"  wird  (§  121  111  HCiB}.  In  Absatz  (Ij  ist  somit  das  Z///jW«>4(J//'///a7/ geregelt  und 
in  Absatz  (3)  das  Gemnneiakommen  (bzw.  der  Vethist)  im  Sinne  einer  RisikoprSmie.*'^ 
Vor  allem  aus  volkswirtschaftlicher  Sicht  scheint  es  mir  angemessen,  zwischen  der 
Endohnung  des  Produktionsfaktors  Kapital  und  der  Restgroße  Gewinn  in  aller  Deut- 
lichkeit zu  unterscheiden.  Die  Endohnung  des  Produktions&ktors  Kapital  sollte  dem- 
nach unabhängig  davon  sein,  ob  es  sich  um  Eigen-  oder  Fremdkapita!  handelt.  Aus 
volkswirtschaftlicher  Sicht  sind  es  ja  ohnehin  immer  nur  die  Haushalte,  die  Kapital  (ge- 
nauer: Kapitalmiftel  zur  I  manzicrting  von  Sachkapital)  zur  Verfügung  stellen.  Ahnlich, 
wenn  auch  begriftlich  etw  .is  unklar,  äußern  sich  etwa  Satiuielson  und  Nordhaus: 

Nach  .Abzug  der  kalkulatorischen  Ertrage  -  des  reinen  Zinses  tür  das  eingesetzte  Kapital,  des  kaikula- 
torischeo  Lohnes  för  die  Manag^tleistuag  usw.  -  stellt  der  verbleibende  Betrag  einen  Ertrag  der  Bereit- 
schaft zur  Obenuhmc  eines  Risikos  dar.'*^ 


r,:il,Ier  1991:  Risik(.pr;imie. 
IM)        Begrit'f  stammt,  laut  Wedeli,  von  Kosiol  und  meine  Kosten,  die  „>ander&<  als  pagatorisch,  nämlich 
kalkulatorisch"  bewertet  werden.  (Wedel!  1993,  S.  284,  1-n.  2,  m.V.a.  Kosiol  1972,  S.  35  f.).  Bei  Kosiol 
selbst  findet  sich  iIl  i  IW-riff  alletding)»  erst  sehr  viel  später  im  I  i  m  „Da  die  Kostenbeträge  ,andets'  als 
die  entsprechenden  Autwcndungcn  in  der  Rechnung  erfaßt  werden,  kann  man  auch  von  Aiiderskosteii 
sprechen.  Anderskosten  liegen  sowrihl  bei  positiven  als  auch  bei  ncgadvcn  Abweichungen  der  Küsten 
gegenüber  den  Aufwendun^^i n  v  n  "  Ki  siol  1972,  S.  96  (Herv  orhebung  im  Original), 
cl.izu  cnv.t  die  knappe  Daisiellunu  l>ei  Meinhold  2lMi(),  S.  l-t~  f. 
Bei  ^.iubcrer  Abgrenzung  müßten  wir  eigentlich  sagen:  Das  Gcwinncinkiimmcn,  das  nach  Abzug  des 
kalkulatorischen  UnKtnehmericdines  übt^leibt  —  fidh  denn  was  übrigbleibt  Auch  das  läßt  sich  übrigens 
ohne  weiteres  aus  der  rtitio  /tvf.t  ahleifen:  Bei  der  OHG  ist  der  Gesetzgeber  davon  ausgegangen,  daß  die 
Gesellschafter  ihre  ArbcitskraFt  gleichermaßen  in  die  Gesellschaft  einbringen.  Daher  die  Vcneilung  des 
„Gewinnes"  nach  Köpfen.  Im  Grunde  handdt  es  sich  dabei  aber  zunächst  um  die  Auszahlung  eines  kal- 
kulatorisehen  l'riieriKhnurld'MK  s.  I'.rsr  danach  können  wit  betriebswirtschaftlich  sauber  Ton  e^ntU- 
chem  „Gewinn"  im  Sinne  einer  Risikoprämie  reden. 

<^  Samudson/Nofdhaus  1987  b,  S.  375.  Hier  geht  allerdings  einiges  durcheinander:  Zunadist  einmal  kann 

nur  „Ab/ut;  der  kalkulatorischen  K'jfftii^'  geineint  sein.  W  eiterhin  ist  der  „reine  Zids"  alles  n  1:  ri  als 
„kalkulatorisch".  Das  gleiche  gilt  tur  die  „Managerlcistung".  Schließlich  sind  Manager  in  aller  Regel  An- 
gestellte einer  Kapitalgesellschaft.  Rein  kalkulatorisch  zu  bcrücksichugen  wäre  allein  die  U iiteniebmerlei- 
stuitg  in  einer  Personengesellschaft  oder  einem  Einzeluntemehmen.  Ansonsten  aber  ist  Samuel son  und 
Nordhaus  zuzusdmmen. 
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Dahei  hat  sich  ührigens  schon  Ricardo  für  eine  Idare  Unterscheidung  der  Hinkom- 

mcnsartcn  cinj^csctzt: 

Unter  Rente  verstehe  ich  immer  die  dem  Grundeigentümer  gezahlte  lintiolinung  für  die  Nutzung  der 
utsptüng^chcn  und  diesem  innewohnenden  Ktaft  des  Bodens.  Wenn  entweder  der  Gnindeigentümer 
Kapital  auf  sciii  eigenes  I^nd  verausgabt  oder  das  Kapital  eines  früheren  Pächters  nach  Ablauf  der 
Pachtzeit  auf  dem  Boden  verbleibt,  dann  mag  der  Grundeigentümer  etwas  erhalten,  was  man  in  der 
Tat  eine  erweiterte  Rente  nenni,  wDvon  ein  Teil  aber  offensichtlich  für  die  Nutzung  des  Kapitals  ge- 
zahlt winL>** 

Dem  kann  man  nach  allem  nur  beipflichten.'^^ 

Doch  nun  zurück  2u  unserer  Wertschöpfiingstechnung.  Umgeformt  ergibt  sich  aus 
Ausdruck  (52) 

C'C'^*C'*-t'C^*C'* 

(53) 

und  damit,  wenn  wir  (53)  in  (51)  einsetzen: 
ws.'E-iC^  +  C") 

(54)  ^E-iC-C'  -C') 

Die  XX'ertschöpfung  eines  Unternehmens  (ws)  entspricht  also  den  Umsatzerlösen  (£) 
abzüglich  sämtSäferKostsn  (C),  aber  tvmebrtum  die  Faktorkosten  fär  Arbeit  (C")  und 
Kapital  (C').  Da  nun  der  Gewinn  (O)  eines  Untemdimens  definitionsgemäß 

(55)  G:=E-C 

ist  und  dabei  wiederum  definitionsgemäß  der  l'roduzentcnrente  (pr)  entspricht,  ergibt 
sich  für  die  Wertschöpfung  eines  gegebenen  Unternehmens,  wenn  wir  (55)  in  (54)  ein- 
setzen: 

ws'E-C+C'* 

(56)  -G+C"+C^ 


>«4  Ricardo  1815  (abgedruckt  in  Ricardo  1821  b,  S.  391-422).  I^e  Stelle  findet  sich  dort  auf  S.  400  in  dner 

|-ul')n<iti.-. 

So  im  Bfgebnis  auch  Kucera  und  Müller-Godefftoy:  Zwar  gehen  sie  in  erster  Näherung  davon  aus,  daß 
das  Volkseinicominen  „aus  zwei  Komponenten"  besteht,  nimUch  den  „Bruttoeinkommen  aus  Unter- 
nehmertätigkeit und  Vermögen"  einerseits,  die  „vereinfachend  ausgedrückt  dem  Faktor  Kapital  |zutlic- 
ßen],  und  den  „Bruttoeinkommen  aus  unselbständiger  Arbeit  (Löhne  und  Cjchältcr)"'  andererseits.  (Ku- 
ccra/GodctTroy  1987,  S,  1 16  f.).  Nach  einigen  lirörtcrunj^en  kommen  sie  aber  zu  dem  Schluß,  daß  „die 
Zu<niltui::4  der  Einkommen  aller  Selbständigen  zur  >Pr(>titquote<  genauso  problematisch  {erscheint]  wie 
die  Zuordnung  aller  Unsclbständigencinkommen  zur  Lohnquote".  (Kuceta/Godcffiroy  1987,  S.  120). 
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Die  \\  crtschc  >pfunfi  eines  Unternehmens  entspricht  also  der  Prcxlu/cnrenrente  zuzüg- 
lich der  l-akturküstcn.  Aggregiert  aut  die  gesamte  Volkswirtschaft  ergibt  sich  dabei:  "''^ 

(57) 

Da  sich  schließlich  die  W'crtschopfunti  in  der  tauschhezotrcnen  Vamnte  aus  der  Sum- 
me von  Konsumenten-  und  Produzentenrente  ergibt,  also 

(58)  WS'PR+KR 
erhalten  wir,  wenn  wir  (58)  und  (57)  gleichsetzen: 

FK  +  KK  =  PR  +  C"  +C' 

(59) 

Die  Konsutnentenrente  ist  also  nichts  anderes  als  die  Summe  der  Faktorkosten  btw.  - 
da  auf  volkswiftschaftücher  Ebene  des  einen  Kosten  stets  des  anderen  Einkommen 
sind  —  der  Faktoreinkommen.  Das  aber  heißt:  Solange  sich  die  Faktoreinkommen 
nicht  ändern,  kann  sich  auch  die  Konsumentenrente  nicht  ändern,  egal,  ob  der  eine 
oder  andere  Konsument  auf  dem  einen  oder  anderen  Markt  das  eine  oder  andere 
„Schnäppchen"  machen  wird.  Hier  zeigen  sich  also  sehr  schön  und  sehr  eindringiich 
die  Grenzen  einer  partialanalydschen  Betrachtungsweise. 

Weiterhin  ergeben  sich  die  I^ohnkosten  (C  ' )  detmitionsgemäß  aus  dem  Nominal- 
lohnsalz (m  )  und  dem  Arbcilsvolumen  (A^): 

(60)  C^i'W'N 

Die  Kosten  des  Kapitaleinsatzes  (C^)  ergeben  sich  aus  dem  Wert  des  eingesetzten 
Kapitals  (AT),  dem  Zinssatz  (i)  und  dem  herrschenden  Preisniveau  (/*): 

(61)  C^i'KiP 


Dab«i  sei  die  aggregierte  Wertschöpfung  {WS)  definiert  als  die  Summe  aller  Wertschöpfiiag^  (tus,) 
aller  (n)  Unternehmen  einer  Volkswinschaft,  ako  WS i-^ws^ •  Dabei  können  wir,  solange  wir  nur  ein 

einziges  Unternehmen  betrachten,  im  Interesse  einer  handlichen  Notation  darauf  verzichten,  jedesmal 

den  Bezeichner  (/)  mitzufuhren:  (ws)  siihf  ils. .  i  nfn  '  fiir  die  Wertschöpfung  (w*,-)  eines  beliebigen 
(i)-ten  Unternehmens.  Entsprechendes  soll  auch  fiir  die  Produzenten-  und  Konsumentenrente  gelten. 


i  ■  .  ui.L.I  lUll 
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Damit  folgt  aus  (57)  für  die  mmmle  Wertschöpfung 
(62) 

Definieren  wir  schließlich  das  nak  Arbeitseinkommen  (y  "  )  als 
(63)  Y' 


P 

das  feale  Zinseinkominen  als 


(64)  Y'^.^^^^Ki 
und  schließlich  das  reale  Gewinneinkommen  als 

(65) 

dann  cr^ihr  sich  aus  (62),  wenn  wir  (63)  bis  (65)  berücksichtigen,  für  die  reale  Wert- 

schöptung:"'* 

WS-  :-  ^ 
P 

G    H  A'    K  i  P 

(66)  -— +  +  

V    /  p       p  p 

Die  reale  Wertschöpfuni':  (WS  )  ist  also  nichts  weiter  als  die  Summe  aus  realen  Ar- 
beits ,  /.itis  und  Gewinneinkomnien.  Bedenken  wir  schließlich  noch,  daß  sich  das 
Volkscuikoininen  nach  der  X'erteiluntrsrechnuns^  rückstandstrci  in  die  l'aktoreinkom- 
mcn  plus  das  ( Jcw  inneinkonimen  als  Restgtölk  verlegen  läl3t,  also 

(67)  Y:^Y^''+Y^''+Y'"' 

dann  ergibt  sich,  wenn  wir  (67)  in  (66)  einsetzen,  schließlich: 

WS  -  y'''  +  Y"  +  Y'" 

(68) 

Damit  aber  entspricht  die  reale  Wertschöpfung  itn  Etgebnis  einfadi  nur  dem  Gater- 
berg  bzw.  dem  Volkseinkommen.  Das  aber  ist  ein  Ergebnis,  das  nach  allem  auch  nicht 


Wir  haben  die  Wertschöpfung  [WS)  bislang  durchgihctul  «'vW/w/ betrachtet.  Der  Ausdruck  ^WS 
dient  somit  nur  der  Vcrdcuüichung,  um  mögliche  Kunfusioncn  beim  Übcigang  zu  einer  realen  Betrach- 
tung  zu  vermeiden. 

w»  Für  die  Bezeichnung  einer  nuleii  Cirößc  verwende  ich  gerne  die  hochgestellten  Pünktchen  (•-)  ab  Sym- 
bol für  den  Güterbeig.  V^.  dazu  auch  das  »V^ers;ti{bms  dar  poveiidettn  Symbek«. 
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weiter  verwundern  kann  —  entspricht  es  doch  einfach  nur  einer  konsistenten  Beeriff- 
lichkeit.  l  ür  mögliche  „wohlfahrtssteigernde"  Effekte  auf  einzelnen  Märkten  bliebe 
demnach  allerdings  kein  Raum. 

c)  Fazit 

Zusammenfassend  bleibt  also  festzuhalten,  daß  die  tauschbezt^cnc  Variante  der 
Wertschöpfungsmessung  vollkommen  unpraktikabel  wäre,  die  produktionsbezog^e 
Variante  dagegen  im  Ergebnis  einfach  nur  auf  die  Ermittlung  des  Durchsatzes  dner 
Volkswirtschaft»  also  des  Outputs  bzw.  des  Volkseinkommens,  hinausläuft.  Damit 
aber  ist  das  Rentenkonzept  für  die  Bestimmung  des  Wohlfahrtsniveaus  zumindest 
überflüssig,  da  sich  der  Durchsatz  produktionsbezo^n  sehr  viel  einfacher  bestimmen 
lä(k.  (reradczu  /m7//7.v-'7/// wird  das  Renrenkonzepr,  wenn  es  uns  vorgaukelt,  daß  durch 
„mehr  \\  ohlhihrt"  auf  emzelnen  Märkten  „die  \\ ohlfalirt"  ins^c^amt  ansteigen  würde. 
Sie  tut  CS  niehr  -  jetienfalls  so  lange  nicht,  wie  der  / )///r/;.fj7/^  insgcsamr  nicht  ansteigt, 
liigendiche  Grundlage  der  „W  tjhl fahrt"  ist  und  bleibt  damit  die  Produktion.  Mit  rei- 
nem Tausch  ist  es  nach  allem  nicht  getan. 

4.  Fazit 

Fassen  wir  zusammen:  Für  die  Bestimmung  der  Wohlfahrtsentwicklung  einer  Volks- 
wirtschaft brauchen  wir  zunächst  das  Wohlfahrtsniveau  als  Bezugspunkt.  Dabei  haben 
wir  drei  Möglichkeiten,  das  Wohlfiihrtsniveau  zu  definieren,  näher  untersucht:  Erstens 

über  das  Nutzenniveau  einer  Volkswirtschaft,  zweircn-  über  das  Niveau  der  Güter- 
proJukcion  und  drittens  über  die  Wertschöpfung  anhand  der  Marshall'schen  Renten. 
Dabei  hat  sich  gezeigt,  daß  das  Niveau  der  Gütcrprodukdon  bei  geeigneter  Definition 
im  Konzept  des  Nai/enni\ caus  autgeht.  Weiterhin  hat  sich  gezeigi,  daf^  das  Werf- 
schöpfungskf  jp/epi  in  tk  r  tauschbe/«  igenen  Variante  \  ollkoinmen  unprakiikahel  ist 
und  in  der  produktionsbczogenen  \  ariante  einfach  nur  auf  die  t-rmitiiung  der  Güter- 
produktion  hinauslaufi:.  Folg^ch  können  und  sollten  wir  das  Konzept  des  Nutzenni- 
veaus als  Ausgangspunkt  für  die  zu  findende  Definition  von  »Wohlfiahrtsentwicklung« 
wählen.  Dabei  hat  sich  allerdings  gezeigt,  daß  wir  ims  hier  für  eine  von  zwei  prinzipiell 
verschiedenen  Definitionen  entscheiden  müssen. 

Wollen  wir  nach  (30)  bzw.  (31)  das  dise^grtgerte  Wohlfahrtsniveau 

'''i 

>'«> 


(69) 
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zugrunde  legpn  oder  besser  nach  (43)  das  t^r^ierte  Wohlfahrtsniveau 

in 

(70)  "  'tf 

=  vr 

bzw.  nach  (44)  das  aggt^erte  Wohlfahrtsniveau  pro  Kopf,  also: 

WFN''  Y-Y 
wfii  :-   - — 

(71)  WB  WB 

Die  Entscheidung  ist  letztlich  eine  Frage  der  Zweckmäßigkeit  bzw.,  eher  noch,  der 
definitorisclien  Stringenz, 

II.  Wohlfahrtsentwicldung 

Soweit  zum  W  ohltiihrtsw/m;//.  Allerdings  soll  es  uns  hier  niciu  um  die  Lrniittlung  des 
Wohlfahrtsniveaus  einer  Volkswirtschaft  gehen.  Uns  interessiert  die  Wohlfahrts^/r/- 
wiekltntg.  Wenn  wir  bei  unserer  Definition  bleiben  und  unter  »Entwicklung«  eine  „ge- 
richtete Veränderung  in  der  Zeit'*  verstehen  wollen,  dann  brauchen  wir  das  Niveau 
ledi^ch  als  Bezugspunkt,  um  mögliche  Veränderungen  feststellen  zu  können.  Im 
nächsten  Schritt  wäre  demnach  zu  klaren,  von  welcher  Bezu^größe  wir  im  folgenden 
ausgehen  wollen. 

1.  Wahl  der  BezugsgröUe 

Hin  V'en^lcich  der  Renten  scheidet  nach  allem  von  vorneherein  aus,  da  sich  bereits  die 
Bezuu,SLir()l5e,  das  RentenwV'fv///  nicht  oder  nur  unter  unverhäitnismäljiLicn  Schwierig- 
keiten bestimmen  lielk*:  In  der  „tauschbezogenen"  Variante  läßt  sich  das  Rentenniveau 
überhaupt  nicht  quantitlzieren  und  in  der  „produktionsbezugenen"  Variante  ent- 
spricht es  einfach  nur  der  Wirtschaftsldstong.  Ein  Vergleich  der  Wirtschaftsleistung 
wiederum  geht,  wie  wir  gesehen  haben,  im  Vergleich  der  aggregierten  Wohlfahrtsni- 
veaus auf.  Somit  bleibt  als  g^e^ete  Bezugsgcöße  nur  das  Nutzenniveau. 

2.  Wahl  des  Aggt^ationsmveaus 

Wenn  wir  der  Bestimmung  der  Wohlfahrtsentwicklung  das  Nutzenniveau  zugrunde 
legen,  dann  stellt  sich  allerdings  die  Fr^,  von  wekbm  Nutzenniveau  wir  dabei  ausge- 
hen wollen? 
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Dem  aggregierten  Nutzenniveau  nach  (43) 

m 


(72) 

bzw.,  in  der  „Pro-Kopf- Variante"  nach  (44) 


wJn  :-   

(73)  W»  W» 

oder  dem  <^aggrcgicrtcn  Nutzenniveau  nach  (3Ü)  bzw.  (31).'' 


(74) 


\.ym 


Beides  sieht  auf  den  ersten  Blick  ja  recht  ähnlich  aus.  Der  Unterschied  ist  allerdings 
fundamental.  In  (72)  bzw.  in  (73)  würden  wir  die  statisHscben  Haushaltseinkommen  ver- 
gleichen, in  (74)  dagegen  die  Haushaltseinkommen,  und  zwar  alle^  zumindest  im  Prin- 
zip. XX'elches  W'ohltahrtsniveau  wir  zugrunde  legen  wollen,  ist  xunächst  einmal  eine 
reine  I'rage  der  Definition.  Wollen  wir  unter  »W'ohltahrtsenuvicklung«  verstehen,  daß 
die  Wirischaftslcisiung  hiw.  das  Pro- Kopf- Einkommen  steigt  -  iniahihnijjo  von  der 
Linkommensentwicklung  der  einzelnen  Haushalte  — ,  oder  wollen  wir  unter  »W'ohl- 
fahrtsentwicklung«  verstehen,  daß  die  Wohlfahrt  der  Haushalte  einer  Volkswirtschaft 
ansteigt?  Dabei  besteht  die  Anforderung  an  eine  Definidon  bekanntermaßen  nicht 
dadn,  daß  sie  „wahr**  ist,  sondern  darin,  daß  sie  s;afec/mäßg  ist.  Im  Priiti^  sind  Defini- 
tionen  fireL  Allerdings  wird  diese  Freiheit  stark  eing^chrankt  durch  die  Anforderung 
der  Zweckmäßigkeit  -  aus  der  sich  nicht  zuletzt  die  Anforderung  der  Widerspruchs- 
freiheit ergibt:'^'*'  Ein  widersprüchlicher  Satz  von  Definitionen  nämlich  w  äre  alles  an- 
dere als  zweckmäßig.  Entfernt  \  ergleichcn  lassen  sich  Dell nitioncn  dabei  vielleicht  mit 
den  Axiomen  der  Mathematik.  Dazu  heißt  es  etwa  bei  Bronstem: 

An  der  Spitze  [der  mathematischen  .VussagenJ  stehen  sogenannte  Postulate  oder  Axiome.  Das  sind 
Annahinen,  die  nicht  bewiesen  verden  biaachen.  Tatsächlich  etgeben  sich  die  Axiome  nicht  in  trill- 
kürlicher  Weise,  sondern  sie  sind  das  Eigelmis  eines  lai^en  madiematischen  Erkenntnisprozesses.''"* 


Das  j^ilt  zun; allst  r>r  allem  für  S3rstenie  von  Axiomen.  Vgl.  dazu  crwa  Hilbett  und  .\ckcrm.uin,  die  der 
„\X^idcrspruchslreihcii  und  Unabhängigkeit  eines  Axiomensystems"  einen  ganzen  .Abschnitt  widmen 
(Hilbert/. '\ckcrmann  1928,  §  9,  S.  74-78).  Der  Grundgedanke  läßt  sich  aber  ohne  weiteres  auf  Systeme 
von  Detlnitionen  iil>ertragen. 
171)  Bconstcin  1996,  S.  947. 
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Oder,  wie  Hermann  W'eyl  es  gefaßt  hat;  „Bevot  man  axiomaüsiert,  muß  mathemati- 
sche Substanz  vorhanden  sein."' 

Welche  Definidon  von  »Wohlfahrtsnivcau«  wollen  wir  also  der  Bestimmung  der 
Wohlfahitsentwicklung  zugrundelegen?  Für  das  aggregierte  Nutzeniiiveau  einerseits 
spricht,  daß  es  als  skalarer  Ausdruck  sehr  viel  einfacher  zu  vergleichen  ist  als  das 
ff^erh  Nutzenniveau  als  Vektotausdruck.  Das  allein  dürfte  aber  kaum  ein  hinreichen- 
der Grund  sein.  Wenn  nämlich  andererseits  im  Grunde  Einvernehmen  darüber  be- 
steht, daß  „allgemeiner  Wohlstand'*  das  eigentliche  Programm  der  Wirtschaftsent- 
wickluiig  sein  soll,  dann  können  wir  uns  darauf  beschränken,  explizit  die  sich  daraus 
ergcluntkn  formalen  K()nset]ucnzcn  zu  ziehen.  Stellen  wir  uns  zur  Verdeutlichung  für 
einen  Momenr  einen  extremen  I  'all  vor:  Die  \\  achstumsrate  einer  Volkswirtschaft 
betrage  beispielsweise  Y  =  Vk.  Der  Einkommenszuwachs  der  oberen  1Ü%  der  Haus- 
halte betrage  dabei  20%,  bei  den  mittleren  50%  der  Haushalte  bleibe  das  Einkommen 
der  Einfachheit  halber  unverändert.  Rein  rechnerisch  würde  das  bedeuten,  daß  die 
Einkommen  der  unteren  40%  um  2,5%  zurückg^en  müßten,  damit  die  Gleichung 
aufgeht. 

Die  Probe  ergibt: 

f  - 10%  •  20%  +  40%  •  (-2,5%) 

(75) 

-2%-l%-l% 

I'jnc  solche  Wirtschaftsenuvickluni,;;  würde  also  bedeuten,  da(j  wir  neben  dem  Wirt- 
schaftswachstum von  K  =  l''/r  detlnitionsgenuiij  auch  ein  Wachstum  des  aggregierten 
\\  t)hlfahrtsniveaus  von  ebenfalls  VV>';V^  =1'.^  zu  verzeichnen  hätten,  o/;«v>/;/die  unteren 
40'/it  der  Haushalte  einen  Rückgang  ihres  Einkommens  und  damit  definitionsgemäß 
einen  Rückgang  ihres  Wohlfahrtsniveaus  um  2,5%  hinnehmen  müßten.  Nun  mag  man 
einwenden,  daß  2,5%  Wohlfahrtsverlust  noch  tolerierbar  sein  mögen-^*^  Allerdings 
würde  eine  solche  Entwicklung,  falls  sie  sich  trendstabil  fortsetzt,  dazu  fuhren,  daß 
sich  für  die  unteren  40%  der  Haushalte  nach  28  Jahren,  also  nach  et>\  a  einer  Genera- 
don, wegen  (1-2,5%)"  "«0,5  das  Einkommen  und  damit  das  Wohlfahrtsniveau  hal- 


Bronstiiti  S.  94".  Dort  findet  sich  übrigens  auch  tii  r  f  ütiv.  t  is.  claH  F^crmann  Weyl  Nachfol- 

ger vun  David  Hilpert  in  Guttingen  war.  In  einer  Lchrbuchdarüteliung  liest  sich  das  übrigens,  zwar  etwas 
schlichter  (bnnuliert,  im  Ergebnis  aber  ganz  entsptechend,  vie  folgt:  „Gerade  an  diesem  Beispiel  sieht 
man  besonders  f^w.  daß  man  nicht  beliebige  Gesetze  ak  Axiome  wählen  kann,  sondern  mit  Obetl^iung 
vorgehen  muß."  (Köhler  et  al.  1974,  S.  87). 

AOcfdings  wäre  ein  solcher  Bimrand  för  uns  schon  deshalb  von  nur  |*enngem  Interesse,  als  es  uns  hier 
in  keiner  Weise  um  normative  Kriterien,  mithin  also  auch  nicht  um  ..  T' ilcicn/cn"  hzw.  „Tolcricrbarlici- 
ten"  gehen  soll.  Wir  wollen  bei  unserer  strikt  „positiven"  Linie  l>leihen  und  uns  allein  um  Fragen  der 
Ziclkonformität  bekümmern.  Zur  I-ragc  der  Anwendbarkeit  deskriptiver  Methoden  auch  und  insbeson- 
dere im  Lichte  „normativer"  Ziclvorgaben  -  und  danoit  zum  Verhältnis  von  Wissenschaft  und  Ethik 
überhaupt  —  vgL  auch  Kapitel  A.  (»EtH/Ubnu^). 
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bicrr  härte.'"'  Dal5  die  Hinkommen  der  oberen  10"  ri  der  Haushalre  im  ulcichen  Zeit- 
raum auf  das  etwa  i65-hiche  (!)  anwachsen  würden,  sei  dabei  nur  am  Rande,  und  fern- 
ab von  jeder  Form  von  „Sozialneid",  erwähnt.'"^  W  ichtig  scheint  mir  dagegen  der 
Punkt,  daß  die  meisten  Beobachter  bei  einer  solchen  Entu  icklung  wohl  zögern  wür- 
den, von  einem  insgesamt  ansteigenden  Wohlfahrtsniveau  zu  sprechen.  Wenn  also 
2um  Beispiel  Weil,  wie  im  Eingangssatz  dieser  Arbeit  zitiert,  von  „Förderung  des 
Volkswohlstandes"  spricht,  dürfte  er  kaum  an  ein  sokbes  Szenario  gedacht  haben.  Nun 
mag  man  einwenden,  das  Beispiel  sei  überzeichnet.  .Mierdings  ändert  das  nichts  am 
Prinzip.  Wenn  und  solange  die  Wirtschafiscntwiclxlung  da/ii  hihrt,  daß  ein  Teil  da: 
Haushalte  auf  längere  Sicht  mit  einem  trendstabil  sinkenden  l  .inkommcn  yu  rechnen 
hat,  dann  ist  es  nur  eine  Frage  der  Zeit,  wann  dieser  l'.inkomnunsrüci-igang  xu  einer 
(beispielsweise)  Halbierung  der  lünkommen  führt,  l  'nrcr  \\ Dhifahrtsenrwicklungsge- 
sichtspunkten  wäre  ein  .->i>lcher  wutschaftspoliuscher  Kurs  also  zielwidrig  und  damit 
(ohne  jede  Wertimg)  fehlerhaft.  Das  Problem  an  dieser  Stelle  (eines  der  Probleme)  ist, 
daß  wir  es  hier  mit  einem  Fall  von  ungebremster  Fehlerfbrq>flanzung  zu  tun  hatten.''^^ 
Das  aber  spricht  entschieden  dafür,  diese  Möglichkeit  in  der  Defitiition  von  )>Wohl- 
fahrtsentwicklui^«  auszuschließen.  Demnach  wäre  also  zu  fordern,  die  dtse^jrt^erten 
Haushaltseinkommen  zu  vergleichen. 

Warum  tun  wir  uns  damit  so  schwer?  Ich  sehe  hier  vor  allem  7wci  Gründe.  Zum  einen 
scheint  es  doch  eine  gew  isse  tnjerwindung  zu  kosten,  eine  eher  „gefüiilte"  Vorstellung 
in  die  etitspreclienden  tonnalen  Konsequenzen  zu  übersetzen;  So  würde  verniuilich 
niemand  „gefühlsmäiiig"  einen  solchen  Kurs  als  „W'ohlfahrtsentwicklung"  einstufen 
wollen.'*^*^  Eher  würden  die  meisten  Beobachter  (und  wohl  nicht  ganz  zu  unrecht)  auf- 
kommende „soziale  Probleme"  befürchten  und  wirtschafitspolitischen  „Handlungsbe- 

Zu  den  /u  erwartenden  Konsetiufn/in  vgl.  ;iuoli  tewn  Klnscn  1^')4,  .S.  2S4:  Dort  licißi  es:  „High 
growth  may  mean  nothing  more  tlian  large  improvements  for  the  currcndy  wealthy,  with  no  chaigc  or 
even  dcterioradon  for  thc-  portr.  This  is  not  jast  a  theoredcal  possibilit)-,  but  a  rcaüty  in  many  countrics." 
Unser  kleines  Rechcnexempcl  isi  also  nicht  .illzu  realitätsfern. 

Ein  Begriff  wie  »Sozialncid«  ist  ühnL',cns  kein  schlechtes  Indiz  für  die  libenc,  auf  der  wirtschafts-  bzw. 
sozialpolitische  AuseinandcrsctzLiiigcn  bisweilen  (wenn  nicht  überwiegend)  geführt  werden:  Die  Ab- 
lehnung besiimmtcT  CicgLhcnliciien  (hier  etwa  einer  iiohen  Fankoninienssprei/.ung)  win)  tiahci,  weitge- 
hend frei  von  ornsiiiclici-  AruLimL-nraiii  in,  int'antilisicrt  und  als  attcktix  cr  Impuls  dit'tamiLr!.  Die  (imen 
posidon  könnte  m.in,  um  .lut  dieser  l  .ijene  der  .\useinundersei/ung  /.u  bleiben,  konseejuenterweise  \  iel- 
leicht  ah  »Raf%ien(  diffiunieren.  Ob  wir  auf  diese  Weise  aber  inhaidich  weiterkommen,  muß  dabei  doch 
sehr  in  Frage  gestellt  Werden. 
'^^  Wenn  wir  einmal  davon  abschen,  daß  sich  der  Effekt  „Halbierung  des  \\  ohlfahrtsruvcaus"  erst  nach  28 
Jahren  and  nicht  schon  nach  20  Jahren  einstellt,  wie  das  bei  einer  atithmedschen  Pehlerfbrtpflanzuni;  zu 
erwarten  \v;ire.  Insofern  ist  der  ü'/'ffj/w/f  Rückgang  der  l  '.inkoninien  doch  ein  wenit;  geliremst. 

Problemverschärfend  kommt  meines  Eracl  i  i'^rigens  hinzu  —  ohne  daß  ich  das  als  eigenständigen 
Punkt  auffuhren  möchte  -,  daß  wir  rem  ant  i  j  irisch  gesehen  relativ  wenig  Übung  darin  haben,  in 
langen  Zciträunien  vw  denken  und/<Kkr  m  L'.comctrl^cl  er  L;eschwcige  denn  cxponcnticller  Progression^ 
So  kommt  es,  daß  wir  uns  immer  wieder  überrascht  zeigen  (und  tatsächlich  auch  überrascht  sind)  ange- 
sichts von  Ereignissen,  deren  Eintreffen  man  mit  etwas  claboricrtcrcr  prognostischer  Kompetenz  durch- 
aus hätte  kommen  sehen  können.  Vgl.  zu  diesem  Punkt  vor  allem  die  grundlegenden  experimentellen 
Studien  von  Dömcr  (Dömer  1989). 
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darf"  sehen.  Das  ist  die  eine  Seite.  Daraus  aber  konkrer  abzuleiten,  was  genau  zu  tun 
wäre,  um  eine  solche  Entwicklung  zuverlässig  zu  vermeiden  -  und  dabei  auch  den  ab- 
sehbar zu  zahlenden  „Preis"  einer  entsprechenden  X'orgehensweise  in  Rechnung  zu 
stellen  ist  eine  ganz  andere  Sache.  Uns  soll  es  an  dieser  Stelle  also  in  der  Tat  zu- 
nächst einmal  darum  gehen,  das  „gefühlte**  in  seine  formalen  Konsequenzen  zu  über- 
setzen. Zum  zweiten  scheint  mir  hier  das  „Trukk-Doan$"-*V)a.eotem  eine  gewisse  Holle 
zu  spielen  -  die  Vorstellung  also,  daß  sich  bei  langfristigem  Wirtschaftswachstum  ein 
solcher  Effekt  wohl  schon  nicht  ergeben  werde.  Das  mag  sein.  Darum  geht  es  hier 
aber  nicht.  Falls  nämlich  der  „Tw^ä-Dö»'« "-Effekt  empirisch  zutreffen  sollte,  dann 
kann  es  nichts  schaden,  wenn  wir  ihn  formalisicrcn.  Falls  das  aber  tiiclif  der  Fall  sein 
sollte,  ist  eine  Formalisierung  um  so  wichtiger.  Wir  werden  auf  diesen  Punkt  noch  zu- 
rückkommen. 

Nähern  wir  uns  dem  Problem  also  mit  einem  induktiven  Schfaiß: 

Haushalt  A  geht  es  im  Petiodenveigleich  besser  —  im  Sinne  von  „sein  Wohlfahrts- 
niveau ist  gestieg^"  -» wenn  er  vergleichsweise  mehr  Güter  zur  Verfugimg  hat  bzw.» 
was  nach  allem  auf  das  gleiche  hinauslauft,  wenn  sein  Einkonmien  im  Periodenver- 
gleich ansteigt. 

Haushalt  B  geht  es  —  ganz  analog  —  besser,  wenn  sein  Einkommen  im  Periodenver- 
gleich ansteigt. 

Haushalt  A  ////c/ Haushalt  B  geht  es  folglich  dann  Lind  nur  dann  besser,  wenn  beide 
Haushalte  die  Bedingung  für  „besser  gehen"  erfüllen,  wenn  also  ^'w^/r/- Einkommen  im 
Perioden  vergleich  ansteigt. 

Dm  Haushalten  A,  B  und  C  g^t  es  demzufolge  besser,  wenn  aller  drei  Einkooounen 
im  Periodenvetgleich  ansteigt,  usw.  Das  Argument  läßt  sich  ad  übitum  für  eine  beliebi- 
ge Anzahl  von  Haushalten  verallgemeinem.  Formal  g^t:'*" 

(76)    Wert(A  a  ß)  :=  et  [Wert  iA),  Wert  (B)) 

Dabei  steht  (Wert)  für  den  W  ahrheitswert  einer  Auss^  mit  der  Wertemenge  { \V\F\, 
also  „wahr"  oder  „falsch".  Die  logische  Funktion  {et)  steht  für  die  (  'W-\'crknüpfung. 
Dem  Ausdruck  (Ar\B)  kann  man  also  genau  dann  den  Werr  ,,wahr"  zuordnen,  wenn 
der  W  en  des  Ausdruckes  (Aj  und  {„ii"J  der  W  ert  des  Ausdruckes  (ß)  „wahr"  sind. 
Eine  Formulierung  wie  Haushalten  A  und  B**  ist  demnadi,  formal  gesehen,  also 
nur  eine  etwas  sprachfaule  Abkürzung  der  Formulierung  „dem  Haushalt  A  md  dem 
Haushalt  B".  Umgekehrt  gilt: 

Eine  .Aussage  wie 

„Zwei  Haushalten  geht  es  besser,  wenn  ihr  Durcbscbnittseinkommen  im  Periodenver- 
gleich gestiegen  ist  -  iiiiahluins^i^g  davon,  ob  der  zweite  Haushalt  über  ein  niedrigeres 
Einkommen  verfügt  oder  nicht  — ** 


177       dazu  etwa  Bconstcin  1996,  S.  939. 
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wäre  nicht  nur  konrraintuitiv,  sie  wäre  auch  weder  vom  üblichen  Sprachgebrauch  noch 
von  der  Aussagenlogik  gedeckt.  Aut  das  Pareto-Kriterium  der  intersubjektiven  Nicht- 
Verglcichbarkeii  der  Nutzen  brauchen  wir  in  diesem  Fall  überhaupt  nicht  zurückzu- 
greifen. Kurzum:  Eine  solche  Definition  würde  nicht  das  abdecken,  was  wir  eigentlich 
meinen,  wenn  wir  von  Wohlfahrtsentwicklung  sprechen.  Entsprechend  kann  mit  ,,der 
Volkswohlstand"  nur  gemeint  sein,  daß  „der  Wohlstand  des  Haushaltes  A  und  der 
Wohlstand  des  Haushaltes  B  und ..."  ansteigen  -  und  zwar  prinzipiell  für  aik  Haushalte 
einer  Volkswirtschaft.  Das  aber  legt  nahe,  logisch-konsistenterweise  unter  »Wohl- 
fahrtsentwicklung«  die  Entwicklung  der  </üa^;cegierten  Haushaltseinkommen  zu  ver- 
stehen.17» 

3.  Diskussion 

Allerdings  kTinnre  man  cinwciidcn,  eine  solche  Anforderung  sei  „utopisch",  etwa  im 
Sinne  von  „vielleicht  \\  ünschenswerr  —  letztlich  aber  unmoglicli  zu  vei"\virklichen".  Isr 
sie  das  wirklich?  XjiutiÜgliihki'it  können  wir  von  vorneherein  ausschließen.  Solange 
nämlich  das  Volkseinkommen  und  damit  auch  das  aggregierte  Wohlfahrtsniveau 
wächst,  gibt  es  zumindest  keinen  mathematischen  Grund,  der  einen  Ansti^  auch  des 
disa^^erten  Wohlfahrtsniveaus  ausschließen  würde.  Zweitens  haben  wir  hier  nur 
explizit  formalisiert,  was  ohnehin  Konsens  sein  dürfte.  Im  übrigen  ist  dieser  Konsens 
so  alt  wie  die  Nationalökonomie  selbst'^  Bd  Adam  Smith  etwa  liest  sich  das  so: 

l'ncl  cliisis  uumlHun-  Anwachsen  cUt  Pn)chiktif)n  in  iillcn  Gt-wc-rbt-n,  ;ils  Folge  der  Arbeitsteilung, 
führt  in  einetn  gut  r<:gierten  Staat  2u  allgmünetn  Wohlstand,  der  selbst  in  den  untersten  Schichten  der 
Bevölkerung  spüfbar  wild'* 

Einige  Zeilen  weiter  bekräftigt  Adam  Smith, 

[...]  daß  sich  von  selbst  allgemeiner  Wohlstand  in  allen  Schichten  der  Bevölkerung  ausbreitet**' 
Zwar  fahrt  Adam  Smith  den  Ansti^  des  allgemeinen  Wohlstandes  hier  weniger  auf 
freie  Marktsteuerung  icurück  als  vielmehr  auf  den  durch  Arbeitsteilung  begründeten 
ProduktivitätsfortschritL  Allerdings  kommt  es  darauf  hier  nicht  an.  Der  Punkt  ist,  daß 
ein  allgemeiner  Anstieg  das  zentrale  \'ersprechen  der  Nationalökonomen  war.  und  zwar 
seit  der  I'ntdeckung  der  freien  Marktsteuerung,  halls  es  an  dieser  Stelle  noch  letzte 
/weite]  gc  ln  n  sollte:  Wir  werden  im  nächsten  Kapitel  (»\\  ohlfithiiunhrickhine^  hei  jrfit'r 
MarktsteutniH^{^<)  sehen,  dali  trete  Alarktsteuerung  in  der  Tat  zu  exakt  diesem  Ergebnis 

>^  So  im  Ergebnis  und  in  aller  Deutlichkeit  auch  Samuelson:  „llie  only  consistent  and  ethics-&ee  definiti- 
on  of  an  incsease  in  poiential  re;il  inriinu-  of  a  group  is  tb;it  b;isi  (l  lipon  :i  iinifomi  sliift  dt"  tlie  uiilirv- 
possibiUty  fimction  tur  thc  group.  calculations  based  un  aggrcg-atc  data  ncvcr  pcmiit  us  tu  make 
such  inferences  about  uniform  shifts."  (Samuelson  1950,  S.  20). 

So  \v;iren  ];i  die  Khissiker  in  der  N;ichf<)It;e  von  Ad.ini  Smith  eher  erschrocken,  als  sie  glaubten  erken- 
nen zu  müssen,  daß  Adam  Smith's  „Fortschritts-  und  Wachstumsoptimismus"  einem  sehr  viel  düstere- 
rem Szenario  würde  Platz  machen  müssen,  die  Nationalökonomie  also  zur  „tEma/ sanee"  gaatea  würde, 
dazu  etwa  die  knappe  Darsrc'lunL',  lici  Söllner  2001,  S.  35. 
""'  Adam  Smith  1^89,  S.  14  fHcn  t)rhcbanc;  von  mir).  Dabei  spricht  die  W  endung  „in  einem  gut  regierten 
Staat"  übrigens  deutlich  _iitgen  einen  übcrmälJigcn  „Marktoptimismus",  wie  er  Adam  Smith  gelegentlich 
unterstellt  w  ird.  W  ir  werden  auf  diesen  Punkt  noch  zurückkommen. 
>*"  Adam  Smith  1789,  S.  14. 
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führt  —  nämlich  einem  all^cm'.'iih'v,  Ansricg  des  W'ohlfahrtsniveaus.'^'  Umgekehrr  for- 
muliert: W  er  freie  Markrsreucruni;  bcfüiAvortet,  »iiijs  loiiisch-konsistenterweise  auch  die 
allgemeine  Entwicklung  des  \\  ohirahrtsniveiujs  befürworten.  Nach  allein  wäre  ein  sol- 
ches Lrgebais  also  alles  andere  als  utopisch.  Vielmehr  handelt  es  sich  lediglich  um  die 
zu  erwartende  Konsequenz  freier  Marktsteuerung.  Allerdings  zeigt  die  Erfahrung,  daß 
genau  das  in  den  letzten  Jahren  und  Jahrzehnten,  auch  in  Deutschland,  eben  nicbt  un- 
bedingt passiert  ist  Im  Gegenteil: 

Statt  m  '  I  Wohlstand  und  mehr  AtbcitSplätzen  schuf  der  Neoliberalismus  c-int-n  Nullsummcn- 
Kapit.iliM:.us,  ilcr  den  Wohlstand  von  unren  nach  oben  umTeiteilte  und  Arbeitsplaue  entlang  der 

Loh[isciikunt;sspir;iic  nur  hin  und  her  schob. 

Das  Argument  ist  natürlich  ein  uenig  poletnisch.  Schließlich  haben  wir  es  nicht  mit 
einem  völligen  „Nullsummen-Kapitalismus"  zu  tun.  Immerhin  gab  es  auch  in  den 
letzten  Jahren  Wirtschaftswachstum,  wenn  auch  auf  unbefdedigendem  Niveau.  Nicht 
von  der  Hand  zu  weisen  ist  allerdings  auch  die  Beobachtung,  daß  weite  imd  in  der 

Tendenz  zunehmende  Bevölkerungskreise  in  den  letzten  Jahren  und  Jahrzehnten 
überwiegend  eine  Richtung  ihrer  Finkommensentwicklung  erfahren  mußten,  nämlich 
ahniirts.  Matussek  etwa  spricht  aus  der  Sicht  eines  politischen  Benliuchters  von  einer 
„gigantischen  Umverteilung  der  vergangenen  zehn  jähre"  mit  einem  Rückgang  der 
Reallöhne  um  4  Prozent  und  einer  Steigerung  der  L'nternehniensgewinne  Non  60  l-'ro- 
zent.''"*"*  Üb  eine  solche  Entwicklung  das  Attribut  „gigantisch"  verdient,  sei  dahinge- 
steUt.  Immerhin  IJeibt  festzuhalten,  daß  Wirtsdiaftswachstum  nicht  notwendigerweise 
gleichzeitig  auch  Wohlfahrtsentwicklung  bedeuten  muß. 

Doch  zurück  zu  unserer  Bezugsgröße.  So  überraschend  das  auf  den  ersten  Blick 
vielleicht  auch  klingen  mag:  Das  disaggr^erte  Wohlfahrtsniveau  als  Bezugsgroße  für 
die  Beurteilung  der  Wohlfahrtsentwicklung  wäre  nicht  nur  nicht  „utopi  * '  "  -  es  wäre 
sogar  eher  „konser\'ativer"  Natur.  Es  würde  nämlich  nicht  ausschlielJen,  dali  ein  Teil 
der  Wirtschaftssubjekte  möglicherweise  „auf  der  Stelle  tritt",  also  von  der  allgemeinen 
wirtsclvafilichen  Hniwirklung  dauerlvati  aligekoppelt  bleibt.  Fs  würde  aurb  iiitht  ver- 
hindern, daß  sich  die  sogenaiuite  „Finkommensschere"  immer  weiter  öttnet  —  daß 
also  etwa  das  Pentilsverhältnis  zwischen  oberster  und  unterster  Einkommensklasse 
immer  größer  wird.  Kurzum:  Es  würde  auf  lange  Sicht  kein  Auseinanderdriften  der 
wirtschaftlichen  Lage  einzelner  Bevölkerungsteile  ausschließen«  Das  einzige,  was  ver- 
hindert würde,  wäre,  daß  ein  Teil  der  Haushalte  im  Zeitverlauf  a^x^Ä/ gesehen  immer 
ärmer  würde.  Kurzum:  Es  würde  zumindest  den  Status  quo  sicherstellen.  Das  aber  ist 
im  eigendichcn  Worrsinne  „ konservativ* Allerdings  bleibt  zu  erwähnen,  daß  man 
eine  Definition,  in  die  die  Daten  von  etwa  40  Mio  Hauslialten  eingehen,  mit  einem 
gewissen  Maß  an  Pragmatik  wird  handhaben  müssen.  Vermutlich  wäre  es  absurd,  die 
Wohlfahrtsentwicklung  als  „nicht  entscheidbar"  zu  qualifizieren,  nur  weil  es  den  einen 


Allerdings  werden  u-ir  auch  sehen,  daß  das  nur  unter  bestimmten  Modellannahmen  gilt. 

>»J  Massarrat  2U09.  S.  32. 
>«  Matussek  2009,  S.  1. 

1*^  »Konservativ«  leitet  sich  ab  von  lat  mttsavm  >bcwahicn<  (vgl  dazu  Kluge  1989:  konservativ). 
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oder  anderen  vereinzelten  Haushalt  j^eben  mag,  dessen  Hinkommenssiruation  sich  im 
Periodenvergleich  —  moglicheiAveise  sogar  nur  geringtügii!  und  vonihcrgehend  —  ver- 
schlechtert hat.  Was  aber  zu  fordern  wäre,  ist,  daß  eine  stiiche  Verschlecluerung  zu- 
mindest nicht  sjstematisd)  —  \m  Siiine  von  „durch  das  Systcni\ crlialtcn  bedingt*'  -  erfol- 
gen darf.^** 

4.  Wohlfahmentwicklung  als  Vektonrecg|ei«:h 

An  dieser  Stdle  bewährt  sich  unsere  Definition  des  Wohlfahrtsniveaus  (WFN)  als 
Nutzenvektor  (Sl),  in  den  —  über  einen  Proportionalitätsfaktor  (y)  —  sämtliche  Haus- 
haltseinkonimen  (p)  dn^hen,  nach  (74)  also: 

(77)  WFN^-.mV'Y'V 

Demnach  kcinnen  wir  genau  dann  von  einem  Anstieg  des  Wohlfahrrsnivcaus,  also  von 
»\\  ohUahrrscnrwicklung«  {\Vf  E)  sprechen,  wenn  das  disaggregierte  \X  ( ihUahrtsniveau 
einer  Beohachtungsperiode  fVlT-A'")  großer  ist  als  das  Wolilfahrtsniveau  der  jeweiligen 
Referen/fK-riocle  (  VV'F;V"),  wenn  also  gilt: 

(78)  WFE  :=  WFN^  >  WFN^ 
Demnach  muß  nach  (77)  gelten: 

(79)  }'p,>yPo 

h7w.,  wenn  wir  von  hinreichender  Konstanz  des  Proporüonalitätsfaktors  (y)  ausge- 
hen: 

(80)  Vi>h 

Das  wiederum  ist  genau  dann  der  Fall,  wenn  gilt:*^'' 

(81) 

Von  Wohlfahrtsentwicklung  können  wir  demnach  dann  und  nur  dann  sprechen,  wenn 
im  Periodenvergleich  mindestens  ein  Haushalt  in  der  jeweiligen  Folgeperiode  ein  hö- 
heres Einkommen  (y,)  und  damit  ein  höheres  Nutzenniveau  erzielt,  das  Einkom- 
mensniveau (und  damit  das  Nutzenniveau)  aller  anderen  Haushalte  aber  mindestens 
gleich  blcil^t  Die  gleiche  Herangehensweise  finden  wir  übrigens  immer  dann,  werm 
wir  es  mit  inkommensurablen  Größen  zu  tun  haben,  also  zum  Beispiel  auch  in  der 
Produkdonstheotie. 


'■^  Unter  »System«  verstehe  ich  dabei  ein  mathematisches  Modell  und  nicht  ervra  ein  Gesellschafts-  oder 

Wirtschaftssystem  oilcr  ,i;ar  „ilcn  K.i[iii.ilismus"  oilcr  ilcrL-lLiohcn. 
Dabei  steht  (^v)  tür  das  Kcalcinkunimcn  des  (i)-tcn  Haushaltes  m  der  (y)-tcn  Rcclinungspcriodc. 
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So  definiert  etwa  (Jablcrs  \X  irtschafrslcxikon  »Ktfizicnz«  wie  Folj^t: 

hin  Gütcrbündcl  (jf,,..., Jt^)  heißt  effizient,  wenn  es  kein  weiteres  Gütcrbündcl  0|. gibt,  so  daß 
für  alle  i-l,...,«  und  y^^x^  fuf  mindesteos  ein  Is  jtn.^'^ 

Zwar  ist  diese  Definition  etwas  sperriger,  weil  sie  von  einer  nicht-verneinenden  Defi- 
nition ^eißt  efBzient")  ausg^t  und  daher  die  Bedingungen  selbst  verneinend  ^,kein 
weiteres  Güterbündel")  formulieren  muß.  Im  Ergebnis  bedeutet  sie  jedoch  exakt  das 

gleiche:  Eine  Effizienzstcigcrung  liegt  dann  und  nur  dann  vor,  wenn  mindestens  eine 
Vektorkoordinate  (Element  des  „(Jütcrl^ündeis")  gröIJer  wird,  während  alle  anderen 
Koordinaten  mindestens  gleich  groß  lileibeii.  Daniit  also  hätten  wir  die  sprachliche 
Umschreibung  von  »\\ ohltalirrsentwiclvlung«  formalisicri.  Statt  zu  tordern,  daß  „die 
liinkonmicn  der  Haushalte"  in  der  Tendenz  zunehmen,  w  ürde  es  im  Grenztall  hinrei- 
chen, wenn  mindestens  ein  Haushaltseinkommen  im  Pcriodenvergleich  angestiegen 
ist»  während  alle  anderen  Haushaltseinkommen  mindestens  gleich  hoch  geblieben  sind. 

In  einer  graphischen  Darstellung  eig^bt  sich  für  den  Fall  zweier  Haushalte  dabei  das 
übliche  Bild: 


Abb.  4:  Wohlfahttsentwicklung  als  Vckturvciglcicb 

Die  Graphik  beschreibt  das  Einkommen  des  ersten  Haushaltes  (y,)  und  das  Einkom- 
men des  zweiten  Haushaltes  (y,).  In  der  Referenzperiode  Null  betrage  das  Gesamt- 
einkommen (Kq).  Dabei  entfiillt  auf  den  ersten  Haushalt  ein  Einkommen  von  (y^^) 


»»  Gablet  1993:  ££gzienz. 
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und  auf  den  zweiten  Haushalt  ein  lünkommen  von  (v,„).  Wir  befinden  uns  im  Aus- 
gangspunkt (/\).  Der  schraffierte  „Korridor"  beschreibt  tlabei  den  Lösungsraum,  also 
die  Menge  aller  Orte,  für  die  der  Übergang  Non  der  Rcfcrcnzpcri<xle  zur  Folgeperiode 
wohlfahrtsentwicklungskonfonn  wäre.  In  der  Folgeperiode  betrage  das  Gesamtein- 
kommen (>  , )  und  die  Haushaltseinkommen  (>'|,)  bzw.  (>2|)-  Wir  befinden  uns  also  im 
Punkt  (B).  Dieser  Punkt  repräsentiert  den  Noma^aü  von  Wohl&hrtsentwicklungskon- 
formität."*  Wie  verhält  es  sich  mit  den  anderen  Punkten?  Punkt  (Ä*)  repräsentiert  den 
Grenzfall  eines  wohl&hrtsentwicklungsktjnformen  Ergebnisses:  „Die  WohlfiäJut"  ins- 
gesamt ist  gesdegen,  ohne  daß  ein  Haushalt  ein  rückläufiges  Einkommen  zu  verzeich- 
nen hätte.'""  Punkt  (B")  dagegen  ist  kein  Element  der  Lösungsmenge  und  rcpräscn- 
tierl  tlamii  eine  Zieh  ertehlung.  Zwar  haben  wir  die  gleiche  W  achstunisrate  er/ielt  wie 
im  Punkt  (B').  Allertlings  wäre  hier  die  Veränderung  des  \\'ohlfahrtsni\  eaus  nicht  ent- 
scheidbar. Das  gleiche  gilt  schließlich  auch  für  Punkt  (C),  obwohl  \>.w  beim  Lhergang 
von  (K^)  zu  {Y^  eine  noch  höhere  Wachstumsiate  erzielt  haben  ab  beim  Übergang  zu 
(K,).  Auf  die  Wadistumsiate  allein  kann  es  also  nicht  ankommen. 

Dieses  Ergebnis  scheint  mir  formal  auch  unanfechtbar.  Wenn  wir  unter  »Wohl- 
fiüutsentwicklungK  die  Entwicklung  der  disaggt^erten  Einkommen  verstehen  wollen, 
dann  t»nß  Punkt  (C)  konsistenterweise  aus  der  Losungsmenge  ausscheiden.  Gleich- 
wohl scheint  sich  hier  eine  nicht  unerhebliche  Spannung  aufzutun.  Offenkundig  steht 
Punkt  ((■)  ja  gleichzeitig  für  die  höhere  W'irtschaftsleistung  bzw.  die  höhere  W'achs- 
tumsrate  im  Perioden\  ergleich.  Sollte  dann  nicht  doch  einer  \\  irtschaftsentwicklung, 
die  zu  (C)  führt  statt  zu  {B)  oder  (B'),  der  Vorzug  gegeben  werden?'  In  der  Tat  hat  es 
Versuche  gegeben,  eine  solche  Präferenzordnung  zu  begründen.  Ich  denke  hier  vor 
allem  an  das  Kaldor-Hicks-Kriterium.'''  Schließlich  läge  ja  auch  nach  unserer  Defini- 
tion das  aggr^erte  Wohlfährtsniveau  im  Punkt  (C)  höher  als  in  den  Punkten  {B)  oder 
Mit  anderen  Worten:  Ein  ZUIkonßkt  zwischen  a^reg^ertem  und  disaggregiertem 
Wohlfahrtsniveau  ist  nach  allem  zumindest  nicht  auszuschließen.  Ein  Zielkonflikt  aber 
bedeutet,  daß  wir  eine  Enlscheidung  treffen  müssen.  Eine  Entscheidung  aber  entzieht 
sich  dem  engeren  Zuständigkeitsbereich  der  Wissenschaft.  Aufgabe  der  Wissenschaft 
kann  es  nur  sein,  auf  diesen  möglichen  Ziclkonflikt  hinzuweisen  und  —  gewissermafien 
„die  Ciesellschaft"  —  zu  fragen,  ob  sie  im  Zweifel  eine  bestmögliche  Entwicklung  tles 
aggregitrteii  oder  des  liisuggregierkn  Wohlfahrtsniveaus  präferieren  würde.  Aufgabe  der 
Wissenschaft  wäre  es  weiterhin,  aufgrund  dieser  Entscheidung,  wie  immer  sie  ausfallen 
mag,  zum  einen  äberbai^t  einen  gangbaren  W^  zu  suchen  und  idealerweise  die  —  auf 


Unter  dem  »Nonnal£iilI  von  Wohlfiriirtsentwicklungskonfonnität«  wollen  wir  verstdien,  daß  die  Haus- 

haltscinkoinmcit  im  Pcriudcnvcrglcich  in  der  Tat  ansteigen,  daß  also  „die  Haushalts"  m  Mo  einen  Anstieg 

ihres  Hinkt)mmens  und  damit  ihres  Wohlfahrtsniveaus  crfaliren. 
1'""  Unter  dem  »Grcnzt'ail  von  Wohltahrtsentw-ickluncskonformität«  wollen  wir  verstehen,  daß  die  liin- 

kommen  der  H;iush:\he  zumindest  nicht  rücklaufii;  sind. 
>«>  Kaldor  1939  und  Micks  1939  b.  VgL  dazu  etwa  Luckenbach  1986,  S.  33. 
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dcr  (irundlage  dieser  I  "nrscheidung  (!)  -  hesf/aogüche  hösuog.  Die  „Gretchenfirage"  lau- 
tet dabei  natürlich:  Bestmöglich  für  weut'^'*^ 

5.  Wohlfahrtsentwicklung  als  skalarer  Vergleich 

V(  erten  wir  zur  Beantwortung  unserer  „Gretchenfrage"  zunächst  einen  Bück  auf  die 
erweiterte  Graphik: 


Abb.  5:  Entscbeiduagsfinduag  innerhalb  des  Zielkonidofs 

Nehmen  wir  an,  eine  Volkswirtschaft  habe  die  Wahl,  entweder  die  Punkte  (B)  bzw. 
(ß')  zu  erreichen  oder  aber  (C).  Was  wäre  „besser"?  Alle  drei  Möglichkeiten  -  das 
bleibt  festzuhalten  -  sind  zielkonform  im  definierten  Sinne.  Gleichwohl  dürften  die 
meisten  Beobachter  der  Ansicht  sein,  daß  Punkt  (C)  vorzuziehen  wäre.  Schließlich 
steht  (C)  für  die  höhere  Wachstumsrate.  Allerdings  dürfte  zum  Beispiel  unser  zweiter 
Haushalt  da  ^inz  anderer  Meinung  sein,  da  Punkt  (C)  für  «6«  —  im  Vergleich  zu  Punkt 


Ich  verwende  den  Bej^ff  »Grctch cn frage«  hier  im  weiteren  Sinne.  Die  „eigendiche"  Gretchenfrage 

findet  sich  in  Coctlics  Fau>ii  I.  Dort  trjt^t  Cin-tchcii,  l'nFu  i"  iihm-nd.  ihri-ti  ;iiii;i.-hinmK'ltcn  I";n!sr:  ,,Nuii 
sag,  wie  hast  du's  mit  der  Religion?  /  Du  bist  ein  herzlich  guter  Mann,  /'  Allein  ich  glaub,  du  hältst  nicht 
viel  davon."  (Goethe  1808,  Vers  3415-3417).  Kluge  umschreibt  die  »Gietchenfragc«  allgemein  mit  „Ge- 
wissensftage"  i  KIul-c-  1989:  Gretchenfrage).  Noch  vvcitctg^end  etwa  Mcycts:  Hier  wird  der  Begriffsin- 
halt auf  eine  „heikle'"  (wenn  auch  „vielfach  auf  das  Ciewissen  bezogene")  Frage  erweitert  (Meyers  1992: 
Gretchenfrage).  Die  »Gretchenfrage«  hat  also  einen  ähnlichen  Bedeutungswandel  erfahren  wie  etwa  die 
»Milclunaiichenrechnung«,  die  -  je  nach  Quelle  —  auf  eine  Fabel  von  Jean  de  La  Fontaine  oder  Johann 
Wilhelm  loidwig  Gleim  zurückgeht. 
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(B  )  —  einen  jitiy/iii^t'rc/i  Kinkommcnszuwachs  in  der  I'olgeperiode  bedeuten  \vürdc.  Be- 
mcrkcnswcrtcrwcisc  gilt  ct\v:is  vcfolcichbarcs  aber  auch  für  den  ersten  Haushalt,  ßr 
würde  im  Zweifel  Punkt  (B)  vorziehen,  weil  er  sich,  umgekehrt,  dor/  besser  stehen 
würde.  Wir  sehen  also,  daß  beide  Haushalte  mit  gutem  Grund  das  geringere  Volksein- 
kommen (y,)  dem  höheren  Volkseinkommen  (yiO  vorziehen  könnten.  Das  interes- 
sante hieran  ist,  daß  sich  dieser  Effekt  nicht  etwa  au%rund  einer  Umverteilung  ein- 
stellen würde  (etwa  im  Sinne  von  Okun*s  Eimer),  sondern  völlig  imabhangig  davon. 
Bereits  an  diesem  eingehen  Beispiel  läßt  sich  erkennen,  daß  es  gar  nicht  so  einfach  ist 
zu  entscheiden,  was  tatsächlich  das  „bestmögliche"  Ergebnis  wäre,  also  Punkt  (B) 
oder  (B')  oder  aber  (C)?  Kurzum:  Ein  „VcrtcilungskampP',  und  zwar  sogar  zu  Lasten 
des  „bestmtiglichen"  Ergebnisses  im  Sinne  eines  bestmöglichen  Wirischaffswachs- 
tums,  wäre  \  <  )rprogrammiert.  Da  allerdings,  und  das  entschärft  das  Problem,  keiner 
der  beiden  Haushalte  im  Ausgangspunkt  {A)  absehen  kann,  ob  in  der  lolgeperiode 
Punkt  (B)  oder  {B')  erreicht  werden  würde,  selten  beide  Haushalte,  schon  alleifi  auf- 
grund unzureichender  Information,  keine  schwerwiegenden  Einwände  gegen  Punkt 
(C)  vorzubringen  haben.  Immediin  mag  dieses  kleine  Beispiel  illustrieren,  daß  es  im 
Zweifel  völlig  unmög^ch  ist,  es  allen  unter  allen  Umstanden  recht  zu  machen  bzw. 
überhaupt  nur  zu  entscheiden,  was  das  „bestmögliche"  Ergebnis  ist.''*^ 

Was  an  dieser  Stelle  allerdings  noch  offen  ist,  ist  der  formale  Cmmd,  wanm  {€')  den 
Vorzug  verdient  vor  (ß)  bzw  .  (B  ).  Die  .\nt\vorr  liefert  ein  .r/(:^^7/(/r(7- X'crglcich  der 
Vektoren  -  wobei  wir  als  Bezugsgr(")lk-  zweckmäl>igcr\\ eise  wieder  die  Bctragssum- 
nietmorm  wählen.  Ohne  es  hier  im  einzelnen  vorrechnen  xli  wollen,  entsprechen  die 
Output-Geraden,  also  zum  Beispiel  y, ,  der  Betragssummennorm  des  jew  eiligen 
Outputs.  Man  kann  sich  das  vielleicht  am  einfachsten  vorstellen,  wenn  man  sich  klar 
macht,  daß  der  Weg  vom  Ursprui^  —  oder  von  Punkt  (A)  aus  oder  einem  beliebigen 
anderen  Punkt,  darauf  kommt  es  nicht  an  —  zur  Geraden  K,  Y^  stets  der  gleiche  ist,  so- 
fern man  sich  entsprechend  der  Manhattan-Metrik  über  das  Koordinatensystem  be- 
wegt Das  aber  bedeutet,  daß  sämtlichen  Punkten  der  Geraden  K,'  K,'  eine  höhere  Be- 
tragssummennorm eigen  ist  als  den  Punkten  der  Geraden  K,  \\ .  Mit  anderen  Worten: 
liiiitrlhilh  des  Ziclkorridors  ist  der  Lösung  der  \'f)rzug  zu  geben,  die  über  die  höhere 
Betragssummennorm  verfügt.  Nach  allem  muß  die  Betonung  dabei  aber  auf  itmerijalb 
liegen. 


^  Dabei  SCI  angemerkt,  dali  dieser  Littekt  nicht  mathcmaüsch  zwingend  ist.  \\  ürden  wir  Ziclkotridote 
über  den  Punkttn  (0)  und  (fi*)  auftpannen,  dann  würde  sich  aus  der  Schnittmenge  der  beiden  Zielkor- 
ridore ein  Bereich  ergel>en,  in  ciem  sich  bei<k  Fl;iush.ilte  im  Vergleich  IQ  den  Punkten  (Ä)  und  (B*)  auf 
jeden  Fall  besserstehen.  Das  aber  würde  eine  »oeb  höheres  Volkseinkommen  als  (y,")  voraussetzen. 


i  ■  .  ui.L.I  lUll 
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Zusammenfasscnd  bleibt  also  festzuhalten,  dab  ein  Vergleich  zweier  Rechnungsperi- 
oden zur  Ik'urtcilung  der  W'ohlfahrfscnfwicklunü;  konsisfenterweise  in  zwei  Stufen  er- 
folgen muii:  Zunäclisi  ist  zu  prüfen,  ob  der  vtktomik  Vergleich  überhaupt  entscheidbar 
ist  -  ob  also  gilt: 

(82)  i>,>Po 
bzw. 

(83) 

Dann  -  aber  erst  dann  -  läßt  sich  in  einem  zweiten  Schritt  ein  x/bri^mr  Verg^ch  auf 
der  Grundlage  der  jeweiligen  Bettagssummennormen  anstellen. 

Wenn  die  Bedingung  erfüllt  ist,  dann  läßt  sich  das  Größenverhältnis  der  beitlcn  I-.in- 
kommcnsvcktorcn  (pj,)  und  (p, )  konsistent  definieren.  Dabei  ergibt  sich,  wenn  wir 
den  detinitorischen  Zusammenhang  aus  (42)  anwenden: 

II-HI 

(84)  IMl.w  

i-l 

Somit  haben  wir  nichts  weiter  getan,  als  die  Einkommensvektoren  der  Referenz-  und 
der  Folgeperiode,  also  (p«)  bzw.  (p,),  über  ihre  Betragssummennormen  ||po  ||i  bzw. 
II )),  II ,  ins  Verhältnis  zu  setzen«  Die  BeCtagssununennorroen  aber  sind  nichts  weiter  als 
die  Summe  der  Haushaltseinkommen  aller  (m)  Haushalte  in  den  jeweiligen  Rech- 
nungsperioden.*** 

Da  dieser  Vergleich  skalar  und  überdies  metrisch  ist,  ließe  sich  in  diesem  Fall  sogar 
eine  „Wachstumsratc"  bestimmen,  die  wir  als  Wachstumsrate  des  disa^egierten 
Wohl£üirtsniveaus  (tv/w^)  interpretieren  können: 

(85)  mti':y>\:^^'^'.hzJL.i 

II  f.!,  n. 

Obwohl  also  das  disaggregierte  Wohlfahrtsniveau  als  Vektor  definiert  ist,  könnte  man, 

dem  Bedürfnis  nach  pragmatischen  Wrgleichszahkn  folgend,  eine  handliche  Wachs- 
tumsrate auch  für  das  disaggregierte  \X  ohlfalirtsniveau  definieren.  Was  man  dabei  aber 


W4  Genau  genommen  handelt  ts  sich  um  die  Summe  der  Beträge  der  Haushaltseinkommen.  Zwar  sind 
negative  Haushaltscinkommcn  durchaus  denkbar  {etwa  bei  verlustreicher  unternehmerischer  Tätigkeit, 
die  aul'  den  l'ntcrnchmcrhaushali  durchschlagtj.  Allerdings  wollen  wir  diesen  Punkt  hier  nicht  vertiefen. 
Der  absolute  MNoimal£dl"  ist  ein  Uaushaltscinkonunen  größer  Null. 


nicht  mn  sollte,  ist,  die  norwcndiuc  Bcdinminii  für  eine  solche  üperaüon,  also  den  ent- 
scheidbaren vektoriellen  Vergleich,  zu  überspringen. 


Zusammengefaßt  ergibt  sich  demnach  für  die  Wachstumsrate  des  disaggregierten 
Wohl£ahrtsniveaus: 


Wenn  also  der  vekrorielle  Vergleich  fn/sr/jt/tihar  ht,  dann  ist  die  Wachstumsrate  des 
disaggregierten  Wohlfahrisniveaus  identisch  mit  der  \\  achstunisratc  des  Vulkscin- 
konunens.  Ist  der  vektotielle  Vergleich  dagegen  »rä&/entscheidbair,  dann  ist  die  Wachs- 
tumsrate des  Wohlfahrtsniveaus  schlechterdings  nicht  definiert  ^»n.d/^.  Zwar  kann 
man  auch  in  diesem  Fall  nach  wie  vor  die  Wachstumstate  des  Volkseinkommens 
bestimmen  (und  auch  die  Wachstumsrate  des  aggregierten  Wohlfahrtsniveaus)  —  aicbt 
aber  die  Wachstumsrate  des  «aSrxa^reg^erten  Wohlßuhrtsniveaus. 

6.  Folgerungen 

Ich  vermure,  daß  über  dieses  Ergebnis  auch  allgemeiner  Konsens  bestehen  dürfte. 
Damit  aber  stellt  sich  die  Frage,  wieso  dann  so  oft  -  man  könnte  sogar  sagen:  über- 
wiegend -  der  Vergleich  des  aggregierten  \X'ohlfahrtsni\  c;uis  als  W'ohlfahrtsmaßstab 
herangezogen  wird.  Hierfür  scheinen  mir  drei  Gründe  plausibel:  Zum  einen  ist  das 
aggregierte  Wohlfahrtsniveau,  wie  wir  gesehen  haben,  sehr  viel  leichter  bestimmbar. 
Zum  zweiten  ist  das  aggregierte  Wohlfahrtsniveau  durchaus  geeignet,  um  einen  ^ttfr- 
scbmttsvef^cb  durchzuföhren«  Wenn  man  also  zum  Beispiel  „die  Wohlfahrt"  zweier 
Länder  vergleichen  will,  kann  das  aggregierte  Wohlfahrtsniveau  als  ,JDaumenregel" 
durchaus  wertvolle  Dienste  leisten.  Wenn  man  sich  aber  erst  einmal  daran  gewöhnt 
hat,  das  aggregierte  Wohlfahrtsniveau  als  brauchbaren  Maßstab  für  einen  Onerschiiifts- 
ver^kiih  7x\  benutzen,  dann  kann  es  —  so  meine  Vermutung  —  passieren,  daß  man  diesen 
Maßstal)  auch  auf  ]  jlNz^ssihiiitt.fretxleichf'  Axv/.ux^-Qndcn  geneigt  ist.  Drittens  schlic  l  ilich 
scheint  mir  die  meist  unzureichende  l 'nterscheiiiung  zwischen  \\'ohltahrts////f,v//  und 
^'o\\\in\\nstiiluuk.iung  bzw.  deren  Subsumtion  unter  den  unscharfen  Uberbegriff 
„Wohlfiährt^  ihren  Anteil  an  den  entsprechenden  konzeptiondien  Mißverstandnissen 
zu  haben. 

In  welcher  logischen  Beziehung  stehen  nun  aggregiertes  und  disa^egiertes  Wohl- 
fahrrsniveau  zueinander?  Wenn  w  ir  \  on  einer  konstanten  Wohnbevölkerung  ausgehen, 
ist  die  Steigerung  des  ^ff^rten  Wohlfahrtsniveaus 


(86)    WFN^  :• 


n.d.  fOrp,  xpo 


in 


(87) 
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notwendige  Bedinqunc;  für  einen  Anstieg  ilcs  disai»e;regierten  W'ohlFahrtsnivcaus  und 
damit  nach  (86)  auch  für  W'ohlfahrtscntwicklunt»,  weil  ein  beliebiger  Haushalt  nur 
dann  bessergestelli  werden  kann,  ohne  daß  ein  anderer  I  laushalt  gleichzeitig  schlechter 
gestellt  wütde,  wenn  das  Volkseinkommen  insgesamt  steigt.  Wenn  wir  nun  in  irgend- 
einer  Weise  unterstellen  könnten,  daß  die  notwendige  Bedingung  -  gewissermaßen 
^^tuigesetzlich"  -  erfüllt  ist,  dann  könnten  wir  in  der  Tat  auch  im  Längsschnittsver- 
g^eich  auf  das  sehr  viel  handlichere  aggr^erte  Wohlfahrtsniveau  zurücl^reifen.  In  der 
Tat  hat  es  einige  Versuche  gegeben,  genau  das  zumindest  zu  behaupten^  wenn  nicht  gar 
empirisch  zu  bele^  —  dabei  aber  nicht  im  stren^n  Sinne  auch  zu  t(a^n. 

Ein  Beispiel  tür  die  schiere  Behauptung  wäre  dabei:  „\\  enn  die  Flut  kommt,  steigen 
alle  boorc  oder,  allgemeiner  gefaßt,  das  sog.  ,/i >7r>^/(?-Doj*'// "-Theorem. '  ^^  l  ormal  ent- 
spräche das  der  Aussage: 

AWfiV''  >0 

(88) 

Aus  licr  l'rtüilung  der  noimi}(ii;:^>'U  Bedingung  für  W'ohlfahrrsenrwicklung  w  urde  sich 
demnach  die  Erfüllung  der  hiunuhaiden  Bedingung  —  gewissermaßen  logisch  folgerich- 
tig -  ergeben.  Das  vielleicht  bekannteste  Beispiel  für  den  Versuch  eines  empirischen 
Beleges  ist  dabei  wohl  Kuznets'  „U-Hiese'*.*^  Kuznets  äußert  dabei  die  Vermutung, 
daß  die  Einkommenskonzentration  im  Laufe  der  Entwicklung  einer  Volkswirtschaft  in 
der  Tendenz  geringe  wird.  Wenn  dem  tatsächlich  so  wäre,  würde  das  die  von  unserer 
Definition  geforderte  hinreichende  ßedii^ng  für  Wohlfahrrsentwicklung  sogar  noch 
übertreffen,  weil  in  diesem  Fall  die  unteren  Einkommen  nicht  nur  steigen,  sondern 
sogar  iiberproporrional  ansteigen  müßten.  Nun  spannt  Kuznets  einen  Bogen  über  die 
verschiedenen  Reitephasen"  einer  X'olkswirtschafr,  während  Hemmers  Schwerpunkt 
naturgemaf)  sogar  nur  auf  F.nrwicklungsläntlern  liegt.  Also  kc'innti.-  man  einwenden, 
daß  sich  entwickelte  industricnadoncn  wohl  kaum  nut  Entwicivluiigslandern  vergiei- 


"5  Ich  venvciiilc  ilcn  Betritf  »Theorem«  im  Sinne  \  <>n  „I.thrnieinung",  was  bei  Lichte  betncbtet  oft  allet- 
dinii*^  nicln  \  icl  mehr  .ils  eine  Beh.iupiuni;  betleutel.  D.imil  soll  nicht  ecs.iet  sein,  daß  Theoreme  zu  ver- 
werten waten.  SciiliuiJlich  liicncn  sie  nicht  /.ulct/.t  der  Orientierung.  Allerdings  sollte  nutn  be.sser  davon 
absehen,  eine  letztlich  ja  „nur"  dieoietische  Vcurstelliing  mit  empiiischer  Wahrheit  zu  konfundieren. 
Kufzum:  Theoreme  sollten,  solang«  sie  den  «J^raxistest"  nicht  bestanden  haben,  im  Zweifel  lieber  still 
auftreten. 

Kuznets  1955.  Vgl.  dazu  auch  die  knappe  Darstellung  bei  Hemmer  1988,  S.  74  f.  Übrigens  hat  sich 
ICuznetS  —  das  zu  erwühiu-n  scheint  mir  an  dieser  Stelle  i;ehoten  —  Tiicht  nur  ausgesprochen  vorsichtig 
geäußert,  sondern  auch  mit  einem  gehörigen  Maß  an  Umsicht.  So  betont  er  in  seinem  Aul'saty.  ausdrück- 
lich „the  meagemess  of  teHable  Information  presented"  und  erkläre  „The  excuse  for  building  an  elabo- 
tate  structuic  on  such  a  shaky  foundation  is  a  dccp  intcrcst  in  thc  subject  and  a  wish  to  sharc  it  with 
members  of  the  [.Vmcrican  Economic|  .\<socintii  >n."  i'Kuznct.s  1955,  S.  26).  Kurzuin;  Ich  denke,  Kuznets 
hat  CS  nicht  verdient,  gewissermaßen  zum  „Kronprinzen  des  r«Vife/f-Dou7/-Thcorcms"  herausgeputzt  zu 
werden.  Wir  werden  auf  diesen  Punkt  im  Abschnitt  E.  II.  1.  b)  (»Dk  Robaitr-Stnt^en/WadtstMm  auAffahrtt- 
aitaiiek/iti^imlr^«)  noch  ziuückkommen. 
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chcn  lassen.  Sonderlich  stichhaltig  scheint  mir  ein  solcher  Hinwand  allerdings  nicht«  So 
äußerte  etwa  /inn  schon  1994  die  folgende  Befürchtung: 

Am  Lndc  konnte  eine  (^ua.si-l'eudalistjsche  Ueschätiigtenstrukcur  stehen,  d.h.  ein  Wasserkupt  unpro- 

dukdTcr  Aafmutungtknfte.)^ 

An  einer  anderen  Stelle  formuliert  er  seine  Befürchtungen  noch  schärfer,  dabei  aber  in 
eher  politischen  Kategorien: 

Der       in  die  Diensdeistung^geseDschaft  köoote  also  auch  zu  Neopauperismus  und  Neofeudalismus 

führen.  I'"* 

Allerdings  ist  Zinn  nicht  der  ein;^ige  und  schon  gar  nicht  der  erste,  der  derartige  Be- 
fürchtnngi  n  hegt.  So  sah  sich  etwa  Norbert  Wiener  schon  1948  (!)  zu  folgender  Pro- 
gnose \er.mlaßt: 

Ich  kann  vielleicht  den  historischen  Hinteigtund  der  gegcnw  -inigen  Situation  erläutern,  wenn  ich  sage, 
daß  die  erste  industrielle  Revolution,  die  Revolution  der  „finsteren  satanischen  Fabriken",  die  Ent* 
wettung  des  meoschlichc-n  Armes  durch  die  Koiikurrciiz  der  Maschinerie  war.  F.s  i^iht  keinen  Stun- 
denlohn eines  US-Erdarbcitcrs,  der  niedrig  genug  wiire,  um  mit  der  Arbeit  eines  Damptschauteibag- 
gers  konkurrieren  zu  können.  Die  moderne  industrielle  Revolution  ist  in  ähnlicher  Weise  dazu  be- 
stimmt, das  menschliche  Gehirn  zu  entwerten,  wenigstens  in  seinen  einfacheren  »der  mehr  routinemä- 
ßigen Fnlsrheiilun^en.  (...)  Stellt  man  sich  iednrli  die  yuiiie  Rcvoluiii  m  il-  hijeschlossen  vor.  so  wird 
das  durchschnitüichc  menschliche  Wesen  mit  mittelmaijigen  oder  notii  geringeren  Kenntnissen  mchts 
ZU  „verkaufen"  habeo,  was  fOr  itg^d  jemanden  das  Gdd  wert  wSie.'^ 

Zwar  ist  Wiener  kein  Ökonom.  Dafür  ist  Wiener  aber  einer,  dem  absolut  unbestreitbar 
vertiefte  Kenntnisse  der  Wirkungsweise  und  des  Verhaltens  kybernedscher  Systeme 
zuzugestehen  sind.  Ich  möchte  an  dieser  Stelle  nicht  verhehlen,  daß  das  meines  Er- 
achtens nicht  die  schlechteste  \'oraussetzung  ist,  um  zukünftige  Systemzustände  -  und 

eine  Gesellschaft  ist  aus  dieser  Perspektive  nichts  weiter  als  ein  sogenanntes  „äuf?erst 
komplexes  stochastisches  System"  —  einigermaßen  zutreffend  abzuschätzen.'  "'  Da(j 
der  Zusammenhang  zwischen  \\  irtschaftswachstum  und  \\  ohlfahrtsentwicklung  kei- 
neswegs zwangsläufig  sein  muß,  war  übrigens  auch  schon  Ricardo  klar,  zumindest  in 
der  Spätphase  seines  Wirkens.^'  In  seiner  „Selbsdcritik"^  schreibt  er: 

Mein  Fehler  entstand  aus  der  Annahme,  daß  immer  dann,  wenn  sich  das  Nettoeinkommen  der  Gesell- 
schaft vtTgn')[5crt,  sich  auch  ihr  lirunocinkommen  eAöht.  Icli  liabc  nunme'.r  Licnügcnd  (Iruiid,  um 
überzeugt  zu  sein,  dali  jener  Fonds  wachsen  kann,  aus  dem  Grundeigentümer  und  Kapitalisten  ihre 


»«•Zinn  1994,5.47. 
»«Zinn  1994,8.91. 

'•'•'Wiener  1948,  S.  5ri  f 

Ich  verwende  den  Begriff  »äußerst  komplexes  stochastisches  System«  hier  als  Terminus  Udmeus.  Alle 
Systeme  lassen  sich  j^rob  unterscheiden  in  (1)  einfache,  (SQ  komplexe  und  (3)  äußerst  komplexe  Systeme 
und  dabei  wiederum  in  a)  deterministische  und  b)  stochastische  Systeme.  Zur  Aufrcilung  und  Unter- 
scheidung vgl.  etwa  Beer  1959,  S.  33  f.  Dabei  veru'endet  Beer  als  Gegensatz  zu  »determinisusch«  lien  ci- 
gentlidi  treffenderen  BegriüT  »probabilistisch«.  Allerdings  hat  sich  mitderweile  Mtochasrisch«  durchge- 
setzt, so  da(5  wir  es  dabei  bewenden  lassen  wollen. 
^>  Das  XXXI.  Kapitel  {»Übtr  MastbittmM)^  aus  dem  diese  Textstelle  stammt,  findet  sich  erst  in  der  3.  AufL 
(1821)  der  Gruiidsäl^. 

^  Die  Bezeichnung  der  einschlägigen  Textstelle  als  „Selbstktidk"  stammt  von  Sautet  (Sautet  1995, 
S.  315). 
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Revenue  be::iehen,  während  der  andere,  von  dem  die  arbeitende  Klasse  hauptsächlich  abhängig  ist,  sich 
verkleinefn  kann.^ 

In  der  hier  verwendeten  Terminologie  könnte  man  das  also  wie  folgt  formulieren: 
Wachstum  muß  nicht  notwendigerweise  gleichzeitig  auch  Wohlfiihrtsentwicklung  be- 
deuten. Damit  ergeben  sich  also  zwei  Möglichkeiten:  Entweder  das  »TriciUe-Dmn"- 
Theorem  bzw.  die  Beobachtung  von  Kuznets  ist  empirisch  zutreffend:  Dann  schadet 
es  nichts,  wenn  wir  sie  tnnrj;ilisietcn.  Oder  aber  zumindest  eines  von  beidem  ist  lUebt 
empirisch  zutreffend:  \n  diesem  Fall  ist  die  formale  Det^ininon  um  so  wichtiger,  um 
überhaupt  einen  wohlhihrtscnrwicklungsknnhtrmen  Kurs  steuern  zu  k^mnen.  Kurz- 
um: \'<)n  )>\X'( >hltahrtsem\vicklung«  kann  iKmnach  nur  dann  die  Rede  sein,  wenn  sich 
im  Grundsatz  uiie  Haushaltscinkommcn  im  Zeitvergleich  erhöhen  bzw.  im  GrenzfalJ 
zumimlest  konstant  bleiben. 

Werfen  wir  an  dieser  Stelle  einen  Blick  in  die  Literatur.  Külp  etwa  faßt  den  Erkennt- 
nisstand im  Hinblick  auf  Wohl&hrtsentwicklung  (,,Wohlfiüirtssteigerung")  wie  folgt 
zusammen: 

Beschränkt  man  sich  mit  der  modernen  W'ohlfahnsr'ikontimik  nuf  einen  nur  ordinalen  Nntzenmaßstab, 
der  keinen  interpersonellen  Vergleich  zulälit,  so  ist  der  begriff  einer  Summe  mcht  dctinicrt  und  infol- 
g^essen  muß  die  Aussage  über  die  Art  der  Abhängigkeit  der  Gcsamtwohlfahrt  von  der  Einzelwohl- 
filhtt  sehr  viel  unbestimmter  erfolgen.  Entspcecbend  dem  Parcto-Kriierium  läßt  sich  ein .'.  .mdfrei  nur 
dann  eine  Gcsamr\vnh)t;thirssteii'eriinj»  feststellen,  wenn  der  Nutzen  mindestens  eines  Individuums 
angcsiiegen  ist,  glci(.;h/i. iiig  jedoch  kein  anderes  \fitglied  Kutzeneinl)uljcn  erfahren  h.ii.-'' 

Külp  drückt  sich  hier  ein  wenig  mißverständlich  aus.  Der  erste  Satz  -  so  wie  ich  ihn 
lese  —  klingt,  als  sei  der  ordinale  Nutzenmaßstab  dafür  verantwordich,  daß  kein  inter- 
personeller Vergleich  möglich  ist.  Tatsächlich  würde  aber  auch  ein  kardinaler  Nut- 
zenmaßstab keinen  interpersonellen  Veigleich  ermög^chen.  Richtig  scheint  mir  dage- 
gen, daß  -  unabhängig  voneinander  -  weder  die  Elemente  einer  Ordinalskala  noch  die 
Elemente  eines  \'ektors  addiert  werden  können.  Allerdings  sind  Vektorclemente  im- 
merhin über  die  Hetragssummcnnortn  einer  Addition  zugänglich.  Das  Problem  ist  al- 
lein, daß  aut  diese  \X  eise  zwar  das  \\  ohltahrtsniveau  agoregiert  werden  kann,  dieser 
Aggregationssehriti  aber  =  wie  wir  gesehen  halben  -  als  Basis  für  die  Bestimmung  der 
\X  ohltahrtsentwicklung  ungeeignet  ist.  Ansonsten  ist  Külps  Fazit,  wenn  wir  einmal 
von  der  etwas  euphemistischen  Wendung  „einwandfrei"  absehen,  durchaus  zuzu- 
stimmen. Seine  Schlußfolgerung  klingt  dabei  allerdings  eher  ernüchtert: 

Da  wirtschaftspoUdsche  Maßnahmen  in  aller  R^iel  nur  einen  Teil  der  Bevölkerung  begönsdgen,  andere 

lk-v()lkerun!ismiti;lieder  jeclnch  ]iL-n.ichtLiIis;en,  läßt  sich  das  l'areto  Kdtetium  nur  auf  einen  getil^n 

Ik-reich  konkrcitr  w  ir!si-halis]n>;inM.:her  M.ilinahmcn  anwenden.-' ' 

Das  wirklich  interessante  hieran  ist,  ilali  Külp  fwie  so  viele,  oder  eigentlich  fast  alle 
Wohltahrtsökonomen)  „w  irtschaftspolnische  Maßnahmen"  offenbar  sowohl  (1) 
diskretionär  als  auch  (2)  zeitpunktbezogen  auffaßt.  Natüdich  ist  es  nur  schwer  vor- 


*»  Ricardo  1821  b,S.  330. 

Külp  1994  a,  S.  2398  f. 
»»Külp  1994  a,S.  2399. 
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Stellbar,  daß  „der  Staat"  (oder  eben  „die  Wirtschaftspolitik")  MaI5nahmen  erirreifen 
kann,  die  ausnahmslos  alle  W'irtschattssubjekte  („Bevölkerunusmitgliedcr")  hesser 
stellen  und  niemanden  schlechter.  Wenn  das  ein  Kriterium  für  erfolgreiche  W  irt- 
schaftspolitik sein  soll,  dann  ist  es  um  die  Erfolgsaussichten  erfolgreicher  Wirtschafts- 
politik in  der  Tat  schlecht  bestellt.  Die  cnix^  so  will  mir  scheinen,  liegt  in  der  genaueren 
Bestimmung  des  Begriffes  »Maßnahme«.^  Entsprechend  faßt  WolfF  die  naheliegende 
Konsequenz  ebenso  nüchtern  \ne  realistisch  zusammen: 

Da  diesem  Krittrium  [das  Parctr»- Kriterium)  solche  \iKicrunt;cn  ikr  ökonomischen  Wirklichkeit  dicht 
erfafJt,  dii.  tlcn  Wolilstand  einer  Ciruj-ipf  mui  idui  ii  c  ilu  ila  n.  /uijkich  nher  die  W'olilstaiulspositi- 
on  einer  anderen  Gruppe  von  Individuen  versciileciiiern,  wird  aut  die  wohltahrtsokonomisciie  Be- 
handlung von  Verteilungsfragen  bewußt  vetzichtet.  Daher  steht  die  Analyse  der  Allokationsefifizienz 
|...|  im  Vordergrund  der  P.iretianischen  W'ohlstandsokonomik,  die  sicii  somit  in  erster  Linie  als  Alloka- 
donsthcofic  versteht.  Demgegenüber  gilt  das  Distnbutiunsproblcm  als  nurmauvcs,  nicht  wissenschaft- 
lich lösbares  Pfoblem,  das  der  ediischen  Beundlung  zugewiesen  wiid,^ 

In  erster  Näherung  ist  Wolff  durchaus  zuzustimmen.  Bei  genauerem  Hinsehen  scheint 
mir  das  aber,  mit  Verlaub,  eine  Kapitulation  vor  dem  Problem  zu  sein,  zumindest  aber 
ein  Rückschritt  oder  ganz  zumindest  eine  Rückbesinnung  auf  die  klassische  Wohl- 
fahrtsökonomik. Den  Klassikern  nämlich  galt  der  „physisch-materielle  Güterberg,  mit 
dem  eine  Gesellschaft  versorgt  wird''^**  als  geeignetes  Maß,  um  den  „Wohlstandsbc- 
griff  inhaltlich  mit  objektiven  Kriterien  zu  füllen."-"''  Somit,  so  Wolffs  l  'azit,  „kann  die 
klassische  Wohlstandsfikonotnik  treffend  als  Wacbtiinisökoriomik  bezeichnet  werden."'"* 
Der  Grundgedanke  finilet  sich  dabei  schon  l)ei  Pigou  und  ist  im  Grunde  auch  nicht 
ganz  von  der  Hand  zu  weisen.  Man  könnte  ihn  knapp  -  und  vielleicht  etwas  respeküos 
—  zusammenfassen  wie  folgt:  „Maximiere  den  Güterberg,  auf  daß  es  möglichst  vid  zu 
verteilen  gebe.  Auf  diese  Weise  wird  für  alle  wohl  irgendwie  schon  das  beste  heraus- 
kommen." Nfit  den  Tücken  dieser  Logik  wollen  wir  uns  im  nächsten  Abschnitt  näher 
befossen.  Andererseits  ist  zuzugeben,  daß  man  sich  mit  einer  solchen  Position  gewis- 
sermaßen „auf  der  sicheren  Seite"  befindet  -  wenngleich  man  auch,  das  bleibt  festzu- 
halten, das  eigentliche  Problem  bzw.  die  eigentliche  Aufgabenstellung  ignoriert.  Im 
Gegensatz  dazu  war  aber  schon  John  St.  Mill  zu  der  l'berzeugung  gelangr,  daß  sich 
zwar  die  Gesetze  der  l'rodukaon  wie  Naturgesetze  verhielten,  die  Gesetze  der  X'ertei- 
lung  dagegen  eher  soziale  (und  damit  becintluiibare)  Ciesetze  seien.-"  in  heutige  Dik- 
tion übersetzt  könnte  man  formulieren:  Die  Gesetze  der  Produktion  sind  naturwissen- 
schaftlich-posidv,  die  Gesetze  der  Verteilung  dagegen  eher  sozial-normativ.  So  gese- 
hen nimmt  es  nicht  wunder,  daß  sich  sehr  viele  Autoren  vorzugsweise  lieber  auf  die 


^  Wir  werden  auf  diesen  Punitt  im  Kapitel  E.  (»Optioneii  woh^fdntseHtvUkha^^UKfiamer  Wirtstbi^tpoUtikM) 

noch  zurückkommen. 
Wolff  1996,  S.  751  f. 
»•WolfF  1996,  S.  751. 
Wolff  1996,  S.751. 

W  olff  1996,  S.  751  (Her\'orhcbung  von  mir).  Wolff  spricht  übrigens  durchgehend  von  „W'ohlstands- 
ökonomik",  ähnlich  wie  Luckenbach  regelmäßig  den  Bcgritt  „Wohlstandstheoric"  benutzt.  Vgl.  dazu 
Abschnitt  B.  1.  1.  a)  (»W^^ltbrt/Niii^fHimiiaK  ÖMts  Haiabalta«). 
2»Claeysl987b.S.20. 


-72- 


positive  Seite  schlagen  —  auch  wenn  das  im  Hrgebnis  einer  i^jioratid  qnatstionis  nahe- 
kommen mag.-^'-  In  diesem  Lichte  gesehen  mulj  man  es  [ohn  St.  Mill  doch  anrechnen, 
daß  er  als  einer  der  ersten  klassischen  Nationale )kon()men  Zweifel  an  der  Naiurgesetz- 
lichkeit  (und  damit  an  der  grundsätzlichen  Unbceinflußbarkcit)  der  „Gesetze  der  Ver- 
teilung" angemeldet  hat  und  sich  damit,  durchaus  wider  den  Geist  seiner  Zeit  (und 
letztlich  wohl  selbst  noch  g^n  den  Geist  ff«jv;vrZeit),  aus  der  strikt  „positivistischen 
Tnitzbutg^*  gewagt  hat^'^ 

Bei  Garda  Pazos  etwa  liest  sich  das  so: 

Ebenso  wie  seine  \'<>rcän^cr  h;ilt  Mili  die  Produktionsgcsctzc  für  unabänderliche  Naturgesetze.  |..,|  Die 
Gesetze  Ucr  GütervertetJung  seien  dagegen  von  Menschen  gemacht  und  konnten  tolgiicl)  auch  von 
denselboi  geändert  weidcn.2<* 

Und  weiten 

Damit  schlägt  Mill  eine  Brücke  zwischen  Nationalökonomie  und  Moralphilosophic  und  trennt  sich 
von  dem  libcralistischeti  Prin/ip  des  iMim^mn  seiner  Vorgänger,  d.h.  davon,  daß  der  Staat  nicht  im 
[sic!|  Wirtschaftsleben  inicn  cnieren  soll.- 

Sicher  scheint  mir  hier  nur  eines  —  daß  nämlich,  aut  den  Punkt  gebracht,  ein  staatlicher 
Eingriff  in  Naturgesetze  nicht  nur  absehbar  unwirksam,  sondern  nachgerade  lächerlich 
wäre.  Daß  aber  Verteilungsfragen  „nai^rgesetzlicher**  Art  sein  könnten,  scheint  heute 
niemand  mehr  emstlich  behaupten  zu  wollen  —  einmal  ganz  davon  abgesehen,  daß 
sich  auch  die  „Gesetze  der  Produktion"  als  grundsätzlich  eher  nachgiebig  („flexibel") 
und  für  menschliches  Wollen  nicht  allzu  uncmpßnglich  gezeigt  haben.  Kurzum: 
Wenn  Wirr^chaftswachstum  alleine  nicht  hinreichend  ist  für  Wohlfahrtsentwicklung  — 
warum  dann  die  völlige  Konzentration  auf  Allokationsfragcn?  F.ine  Erklärung  fällt 
nicht  ganz  leicht.  Am  ehesten  würde  mir  liier  noch  V'ohruhas  .Argument  einleuchten, 
der  die  .«Spe/ifiku  des  Diskurses"  mit  dessen  „Doppelcharakter''  erkl.in:  .A\  issen- 
schafdicher  Streit  einerseits,  Interessenauseinandersetzung  andererseits."  Da  es  aus 
der  Sicht  eines  ^J^ssenschaftlers  seiiöserweise  „tabu"  ist,  sich  für  politische  Interessen 
einspannen  zu  lassen,  man  faktisch  aber  eingespannt  mrd,  ist  die  Gefahr  einer  „Trans- 
formation" der  Probleme  aus  der  politischen  in  die  wissenschaftliche  Sphäre  nicht  von 
der  Hand  zu  weisen.  Vobruba  formuliert  das  folgendermaßen: 

Mil  anderen  Worten:  Sie  [die  Wisseiisrh-ifiler]  \cTsuiiuii  poliiisiiie  „.Spielt",  in  tlenen  es  keine  koope- 
rativcn  Lösungen  gibt,  in  wissenschaftliche  Spiele  mit  kooperativen  Lösungsmöglichkeiten  zu  trans- 


Zum  Betriff  vgl.  etwa  Diedericbsen  1970,  S.  42. 

2**  Man  dart  im  diesem  Zusammenhang  nie  vergessen,  daii  die  Physik  mit  ihren  vorgeblich  unabimdcrli- 
chen  „Natuij^etzen"  im  19.  Jhd.  Sät  tinatigefochtene  „Leitvissenschaft"  war,  deren  Erfo^^  (und  damit 
natürlich  auch  deren  Mcthoticn)  nachzueifern  so  eine  ,\rt  ,,i)lii.Tstc  Diri  kti\  r"  ;nicli  ;iller  S<)/i;)l\vissen- 
schaften  war.  Natürlich  -  und  auch  das  haben  die  Physiker  als  erste  erkannt  -  sind  die  „Naturgeseue" 
weit  weniger  monolithisch  und  unabänderlich  als  es  auf  den  ersten  Bliclc  den  Anschein  haben  mag.  Wir 
werden  auf  diesen  Punkt  noch  zurückkommen. 

^>-*  Garcia  Pazos  1998,  S.  53  f.  Garda  Pazos  lehnt  sich  hier  sehr  eng  an  Gaeys  an  (vgl  Claeys  1987  b, 
S.20). 

(;arcia  Pazos  1998,  S.  54. 
J'»Vobnibal988.S.37. 


-73- 


formieren.  Gleichwohl  lassen  sich  die  Verteilungskontlikte  damit  nicht  in  praktischen  harmonischen 
Funktionalisinas  auflösen.^'' 

Das  gleiche  Problem  stellt  sich  alletdin^  auch  den  politischen  Akteuten: 

Den  im  Verteilungskonflikt  engagierten  IntetessengruptHerungen  muß  es  darum  gehen,  jeweils  solche 

Intcrprctatinnsmustcr  in  dco  Diskurs  einzubringen  und  -  möglichst  —  in  der  Öffentlichkeit  zu  vc-rnn- 
ketn,  in  denen  die  Verfolgung  des  eigenen  Interes&es  in  den  Rang  eines  systemischen  Funktionsertor- 
demisses  «hoben  wird.^'* 

Das  Ergebnis  ist,  knapp  gesagt,  Interesscnptjlitik  im  Gewände  des  wissenschafUich 
fiindierten  Sachzwanges.  Auch  das  ist  nicht  neu.  Schon  Pareto  hat  darauf  verwiesen, 
daß  in  der  politischen  Auseinandersetzung  Einstellungen  und  Werthaltungen,  die 
letztlich  interessenge  färbt  sind,  gerne  mit  einer  „logischen  T.ackschicht*'  überzogen 
wcrdcn.2i'  Wir  brauchen  hier  »Logik«  nur  mit  »Wissenschaft«  zu  übersetzen  und  sind 
ex;ikr  lieim  erwarteten  F.rgebnis.  Aber  auch  Pareto  hat  diesen  Punkt  nur  ;tufo;ce;riffen. 
Schon  in  Schopenhauers  [iristisiber  Diah'kJik  heißt  es  beim  „Kunstgriff  35":  „Denn 
was  uns  unvortheilhaft  ist,  erscheint  meistens  dem  Intellekt  absurd."^'  Schopenhauer 
führt  aus: 

li^eäidKi  Aamdr  äta  aoK  eit  e/t  {voUstSndi^  Der  InteDdct  i$t  kdn  licht,  das  ohne  Ol  brennts,  sondern  er 
wird  von  den  Leidenschaften  genährt].^' 

Dabei  zitiert  er,  durchaus  etwas  lässig,  aus  Francis  Bacon's  Notwm  O/^ttm.^  Dort 

heißt  es: 

Intellcctus  huniaiuis  iuminis  sicci  non  est;  sed  lecipit  infosionem  a  vohintate  et  affecälMis,  id  quod  ge- 

ncrai  .  \<i  ijiiixi  iii/.'  .ijVrv.'//(;.c— ' 

Schon  Bacon  war  also  realistisch  tjenut^,  „W  iinsehe  und  keidenschaften",  alst)  Interes- 
sen, als  Quelle  einer  „\X  isscnschat'i  nach  W  unsch"  zu  crliennen.  \\  enn  aber  Wissen- 


*"Vobrubal988,S.  38. 

-''^  Paretos  »AlJffmeine  So^ologje<',  §  975.  Bach  übersetzt  die  Stelle  mit  „logische  Lackschicht"  (Bach  2UÜ4, 
S.  281,  spricht  dann  aber  doch  von  „Glanzschicht",  ebenso  wie  Kaeslen  „Glanzschicht  der  Logik** 

(Kaeskr  2002,  S.  HM).  Initicrcndcrweise  wurde  Pareto  übrigens  bislang  offenbar  immer  nur  in  Aus/Ligen 
ins  deutsche  übcrset2t.  So  wurde  zum  Beispiel  in  der  Ausgabe  von  Brinkmann/Gerhard  (Pareto  1916  a) 
§  975  (zusammen  mit  den     944-990)  einfach  ausgelassen  -  aus  welchen  Gründen  auch  immer. 

22r'  Schopenhauer  1864,  S.  70.  Die  r.ristisfbe  Diaki  .'il  si.»mtni  aus  dem  von  Arthur  Hübscher  besorgten 
N'.ichl.iß  Schopenhauers.  Hübscher  seilest  datiert  das  Manuskript  aut'  18311  otler  1  S3  1. 

22'  Schopenhauer  1664,  S.  70.  Ich  habe  die  I  c.M.sicilc  (ciiiÄcliliclliich  „c't.",  eckiger  KLuniiicrn  und  Kursiv- 
schrift) zeichei^etteu  wiedergegeben. 

Bacon  ir»20  a.  AIK  r[litii:;s  ist  /u  licdenken,  daß  Schopenhauer  seine  EfÜtistAt  DiaUkdk  auch  noch  gar 
nicht  zur  \'crüffcntlichung  vorgesehen  hatte  (vgl.  Fußnote  oben). 

223  Bacon  1620  a,  XLIX,  S.  167  f.  (Hervorhebung  im  Original.  In  der  Ausgabe  Bacon  1620  b  fehlen,  auf 
S.  20  \  daL;cueii  sowohl  die  Hervorhebung  ;)ls  auch  die  Großscbn  il^u  i  ist-  drs  ,,  Ul").  W'etui  ich  den 
Sinngehalt  der  Text&ielle  übersetzen  müßte,  würde  ich  sagen:  „Der  nunschliche  Intellekt  leuchtet  nicht 
aus  sich  heraus.  Vielmehr  wird  er  von  Wünschen  und  Leidenschaften  gespeist  -  was  dazu  fuhrt,  daß  wir 
es  iTiit  >\\'isscnschaft  i^anz  nach  \V'unsch<  zu  um  haben."  Dabei  spielt  Bacon  /um  einen  mit  dem  Bild  ei- 
ner Öllampe,  die  ohne  die  „Speisung"  mit  ()1  austrocknet  und  verlischt,  und  darüber  hinaus  mit  dem  Aef 
quod  vult ...  (die  stehende  Wendung  >Ad  quod  mit  dtiim«  bedeutet  s\tx'.  „gottgefällig").  Etwas  freier  über- 
setzt —  und  dabei  vielleicht  auch  etwas  frecher,  dafür  aber  auch  mit  einem  höheren  Maß  an  Metrik  — 
könnte  man  also  auch  sagen:  „Wissenschaft  wic's  g'rade  paßt." 
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schatt  ohnehin  inrcicsscni^cnei^r  ist,  dann  ist  es  nur  noch  ein  kleiner  Scliritt  bis  zur 
Kaschierung  der  Interessen  als  Wissenschaft. 

7.  Fazit 

Nach  allem  bleibt  testzuhalten,  daß  W  ohlfahrtsentwicklung  in  der  Tat  auf  kardinalem 
Skalenniveau  und  damit  metrisch  besdmmbar  ist.  Allerdings  ist  das  nur  im  Rahmen 
eines  zweistufigen  Verfiihiens  möglich.  Zunächst  ist  —  auf  ordinalem  Niveau  im  Rah- 
men eines  vektodellen  Vetgleiches  —  zu  prüfen,  ob  das  Wohlfahrtsniveau  äbefha$^t 
angestiegen  ist.  Dann  —  erst  dann  -  läßt  sich  die  Entwicklung  des  Wohlfahrtsniveaus 
(WFN^)  im  Rahmen  eines  skalaren  Ver^eiches  auf  metrischem  Niveau  bestimmen, 
nach  (86)  also: 


(89)  WFN^ 


'Y  fUrp,  apo 
n.d.   für  i»,  >< 


Wenn  also  der  Vektorvetg^eich  entsdieidbar  ist,  dann  läßt  sich  die  Wohlfahrtsent- 
wicklung über  die  Wachstumsrate  des  Volkseinkommens  interprederen.  Falls  aber  der 

Vektorvergleich  nicht  entscheidbar  ist,  dann  ist  die  Wohlfahrtsentwicklung  schlechter- 
dings nicht  definiert,  selbst  wenn  sich  das  X'oikseinkommcn  im  Periodenvergleich  ver- 
doppelt haben  sollte!  Rin  ,J  r/rk/e-Doir/i''-¥Mckt  kann  dabei  weder  logisch  noch  empi- 
risch zwingend  unterstellt  werden.  Im  Lichte  dieser  lirgebnisse  köruite  man,  dies  nur 
am  Rande,  übrigens  auch  den  Begriff  »W  ohlfahrtsstaat«  mit  Inhalt  füllen.  Demnach 
ließe  sich  ein  Wohlfahrtsstaat  begrifflich  umschreiben  als  ein  Staat,  der  wirtschaftspo- 
litisch das  Programm224  »Wohlfahrtsentwicklungu  verfolgt.  Kurzum:  Ein  Wohlfahrts- 
staat wäre  demnach,  begtifiElich  klarer,  ein  „Wohlfahrtsentwicklungsstaat". 

Nachdem  wir  nun  eine  präzise  Vorstellung  entwickelt  haben,  was  wir  uns  unter 
Wohlfahrtscntwicklung  vorstellen  können,  steUt  sich  die  Frage,  ob  freie  Marktsteue- 
rung absehbar  zu  einem  entsprechenden  Ergebnis  fuhren  wird.  W'eini  das  nämlich  der 
Fall  w^äre,  bliebe  für  wirtschaftspolitische  Iniriative,  namentlich  iKo  für  einen  „ningriff 
in  den  Markt",  w  enig  Ijzw.  gar  kein  Raum.'  -  Mii  tlieser  I  rage  werden  w  ir  uns  im  fol- 
genden Kapitel  beschäftigen.  ZAinächst  aber  wollen  wir  noch  einen  kurzen  Blick  auf 
das  klassische  Upiimierungskalkül  werfen. 


^  Ich  benutze  den  Begriff  »PliognunnM  hier  im  technischen  Sinne  als  eine  .^bfolj^  von  Projekten",  wo- 
bei i'Ptoifkt«  tiir  fitK'  poteatidl  cinm;ilit;c  Aufgahi-nbcwältigiing  steht,  also  /hiti  l^c  ispicl  ilii-  F'rhtihiing 
des  Wohlfahruniveaus  ini  Periodenvergleich.  Da  sich  diese  Aufgabe  aber  Jahr  tur  Jahr  aufs  neue  stellt, 
also  eben  m'rbt  „einmal^'  ist,  scheint  mir  der  Begriff  »Piogpuiun«  der  geeignetste  zu  sein.  Dabei  ist  der 
Bcgrit  t  ir  diesem  Sinne  im  allgemeinen  Sprachgebmuch  eher  selten  anzuttcffen.  Als  Beispiel  fallt  mir  ei- 
gentlich nur  das  „Raumfahrtprogramm  der  NASA"  ein. 

^  W  cnn  wir  an  dieser  Stelle  einmal  von  der  Aufgabe  .^ufrcchtcrhaltung  des  Wettbewerbes"  -  die  ja 
gemeinhin  als  Votatissetzung  für  das  Fiinktionieien  der  freien  AAaiktsteueiung  angesehen  wiid  —  einmal 
absehen  wollen. 
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III.  Modifikation  des  Optimierungskalküls 

Die  l'nrerscheidung  zwischen  W'ohlfahrtsniveau  und  Wohlfahrtsennvicklung  hat  nicht 
zuletzt  Auswirkuntjcn  ;iuf  das  ( )ptimicrungskalkül.  Betrachten  wir  dazu  zunächst  das 
klassische  Optimicrungskalkü!  und  vergleichen  es  im  Anschlu(5  mir  einer  moilcrneren 
Variante,  wobei  wir  \\  (jhlfahrtsniaxiniierung  als  ein  Problem  linearer  Programmierung 
auffassen  wollen.  Dabei  werden  wir  uns  gleich/cmg,  wie  angekündigt,  kurz  mit  den 
Tücken  der  ,^eichtumsökonomik"  ausemandersetzen.^ 

1.  Das  klassische  Optimienmgskalkfil 

Das  klassische  Kalkül  zur  Wohlfahrtsmaximierung  versucht»  knapp  gesagt,  in  zwei 
Schritten  vorzugehen,  die  man  in  der  von  tnir  bevorzugten  Terminologie  etwa  wie 
folgt  umschreiben  konnte: 

(1)  Maximiere  —  bei  gegebener  Faktorausstattung  —  den  Durchsatz 
^)  Maximiere  —  bei  gegebenem  Durchsatz  —  die  Wohliahrt  (und  finde  so  das  „iipH- 
mim  tpHmorum 

Ich  möchte  auch  hier  den  Begriff  »Durchsatz«  ab  Sammelbegriff  für  sowohl  »Produk- 
tionsleistung«22^  als  auch  für  »Volkseinkommen«  verwenden,  weil  er  zu\  er!  issie^  daran 
erinnert,  daß  es  sich  hierbei  einfiich  nur  um  die  zwei  Seiten  einundderselben  Medaille 
handelt.  Bedingung  (1)  wird  dabei  üblichei"weise  produkrionsseitig  tormLilicrt,  etwa  in 
der  Form:  „Sorge  für  maximale  Ettlzienz"  (jder  auch  „Sorge  tür  effiziente  l  aktorallo- 
kation".--''  Dabei  gilt  »maximale  Effizienz«  (lizw.  einfach  nur  »Rffizienz«)  als  notwen- 
dige (und  dabei  auch  hinreichende)  Bedingung  für  maximalen  Durchsatz.  Das  ei^bt 
sich  bereits  aus  dem  Konzept  der  Produktionsfunktion.  Wenn  wir  von  einer  einfachen 
Produkdonsfunktion  der  Form 

(90)  r-y(A^<*\J5:'*') 


22*  Dabei  sei  un:i.r  "RLichiumsokonomik"  nicht  mclir  N  crsrandcn  als  der  Ansatz,  das  W'ohlt.dircsnivcau  auf 
dem  \\  cgc  einer  bcMini)glici)cn  Steigerung  der  W  irt>.cliaftsleistung  anzuheben  l>/.\v.  .sogar  /.u  „tnaximie- 
ten",  oder  eben,  wie  Wolff  e»  fiißt,  der  bestmöglichen  Veigrößerung  des  „physisch-materiellefn]  Gütern 
berg[es],  mit  dein  eine  Gesell scliiiA  \  i  r<i)rtTt  wird"  (W'oHT         S.  '''^W^ 

^'  Synonyme  dafür  wären  etwa  »Wirtschattslcistung«,  »Gutcrbcrg«  oder  auch  einfach  »Output»,  Vgl.  dazu 
auch  das  »Ver^thms  der  petwettdettn  Symbakv. 

22"  Der  Bcurriff  .»l^ffi/ienz«  \Wld  in  der  Utmtur  Überwi^iend  auf  dichotimKMii  SkalcnniveaH  henut/t.  t-.nt- 
weder  eine  Produktionsweise  ist  effizient  —  oder  sie  Ist  es  nicht  In  diesem  Fall  würde  die  erste  Variante 
der  FormuUenu^  wenig  Sinn  machen:  Eine  dichotome  Größe  läßt  sich  nicht  ^aximieren".  Ebenso  gut, 
oder  sogar  mit  einigem  XOrtcil,  könnte  man  »Effizienz«  aber  auch  auf  metrischem  Skalcnniveau  als  das 
Verhältnis  von  tatsächlichem  Output  zum  Potentialoutput  auffassen  —  also  ähnlich  dem  »Wirkungsgrad« 
in  der  Physik  (so  auch  etwa  Rufficux  2004,  S.  60).  In  diesem  l  alle  wäre  die  Tormulicrung  in  der  ersten 
Variante  durchaus  sinnvoll.  Auf  die  hiermit  Teibundenen  Möglichkeiten  und  Probleme  wollen  wir  an 
dieser  Stelle  aber  noch  nicht  weiter  eingehen. 
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ausgehen,--"  wobei  der  Outpur  (>')  mit  zunehmendem  Kinsatz  der  I-'aktoren  Arbeit 
(A')  und  Kapital  (K)  ansteigt,  dann  bedeutet  jegliche  Minderauslastung  gegebener 
Produkiionsfakioren  notwendigerweise  auch  einen  vergleichsweise  geringeren  Output 
und  ist  damit  dcfiiiitionsgcmäß  ineßi^knt  im  kchnischen  Sinne.  Weiterhin  ist  ein  Einsatz 
der  Pioduktionsfäktorea  im  udrtscbaftUcben  Sinne  nur  dann  effizient»  wenn  der  Faktor- 
einsatz so  gewählt  wird,  daß  der  Gfcnzertrag  der  Produktion  exakt  den  jeweiligen 
Grenzkosten  der  einzelnen  Faktoren,  also  den  Faktorpreisen,  entspricht^  Wenn  die- 
se Bedingungen  aber  erfüllt  sind,  können  wir  die  erste  Maximicrungsbedingung  un- 
mittelbar formulieren,  also  ohne  einen  Rückgriff  auf  die  nintergrundvariablc  »Effi- 
zienz«.-'' Festzuhalten  bleibt  aber  der  implizite  Grundgedanke,  daß  nach  diesem  Kal- 
kül ein  nia\imaler  Durchsatz  notwendige  Bedingung  tur  maximale  WOhlfahrt"  ist 
bzw.,  in  der  iiier  bevorzugten  Terminologie,  für  ein  maximales  Wohlfahrtsniveau.^-'^ 


Ich  bcsLhianl.c  mich  hier  aiit  die  Kurznotarion  und  vermeide  dabei  eine  sehr  viel  sperriL',ere,  dabei  aber 
kaum  aussaeekraitigere  Noution  wie  itum  Ueispiel:  -^-^  >  0    für  j  =  1:2  mit  F,mN  und  F,mK- 

Haushalfsscititr  t^ilt  d;is  gleicht-  fiir  ilcn  Ciren/nut/en.  F.ine  Produktinn  ist  demnach  genau  dann  »effi- 
zientK,  wenn  aui'  allen  Fakiur-  und  Ciuiermarkten  die  Aquimarginalbedingung  eingehalten  wird.  Zur  ex- 
akten Fonnalisierung  der  einzuhaltenden  Bedingongeii  vj^.  Lemcr  1944,  S.  72-77.  Letner  listet  dort  seine 
fünf  „vvt  lf.Uf  Lc^u.uions"'  auf.  I'.iiie  knappe  Zus,>.n-inn  nf.tssung  findet  sjch  etwa  bd  SoUner  2001,  S.  132  f. 
Auf  die  Grenzten  und  Probleme,  die  mit  der  I  .ii^h:i!tung  der  geforderten  Bedingnngpn  verbunden  smd, 
werden  wir  im  Kapitel  C.  (»Woh^ahrtuntwickbiii-:,  iw  jn/rr  Markisieaeningf 
231  Dabei  lassen  sich  technische  und  wirtschaftliche  Efrizien2  unter  dem  Begriff  »statische  Effizienz«  zu- 
sammenfassen. Dabei  soll  mit  »statischer  Effizienz«  nicht  mehr  gemeint  sein  als  die  vollständige  und 
bestmögliche  Nutzung  einer  zu  einem  gegebenen  Zeitpunkt  ^e^c/v««/  Faktorausstattiing  einer  Volkswirt- 
sch.U'i.  Das  ergänzcntle  Konzept  der  »dynamischen  EfH/ienz«  {im  Sinne  einer  sv  sictnaiischen  l .ivfikrung 
der  jeweils  ijegebenen  1  ak»<  irnusstattung)  wurde  von  den  Klassikern  in  der  Modellbilduni;  meines  W'is 
sens  nocl»  nicht  verwendet  -  zumindest  nicht  expli/.ii.  Si>\vuu  ich  seilen  kann,  wurde  der  BcgrilY  erst 
1959  von  Bflkssa  o<pnsäf  mtit  eingeführt  (Bakssa  1959,  S.  7),  zumindest  aber  widmet  er  ihm  in  seinem 
Aufsai/  eineti  eigeoCfl  AbschlÜtt  *Di  ?;,."//.' i  r'/?.'r/>«o->  i'a.a.O.,  S.  "'-9).  Balassa  bezieht  sich  allerdings  aus- 
drücklich auf  Schutnpeten:  »The  distincuun  betwccn  static  and  dynamic  cfficicncy  has  bccn  furccfully 
expressed  in  Schumpeter's  classical  words:  >A  sjrstem  -  any  System,  economic  or  other  —  that  at  eveiy 
point  ot  tinie  hiUy  utili/es  iis  possibiüties  to  the  best  advantag^  nwy  yct  in  the  long  ruii  he  iiiferii)r  t<>  a 
System  that  does  so  at  mo  givt-n  poini  of  time,  because  ihe  latier*!  failure  to  do  so  may  be  a  condition  for 
the  level  «r  speed  of  long-run  Performance.«"  (Dabei  verweist  Balassa  auf  Schumpeter  1942,  S.  83,  »Ita- 
lic» in  original"  (a.a.O.,  S.  7).  Wir  weiden  auf  diesen  Punkt  im  Abschnitt  F.  II.  (»Okun's  P^Jü- 
ml D\ihimische  lL[fi^eii::;«)  noch  zurückkommen. 

Dabei  wird  bei  diesem  Kalkül  die  Möglichkeit,  daß  ein  «/r/i/  maximaler  Durchsatz  zu  einem  böhtnn 
Wohlfahrtsniveau  führen  könnte  als  ein  maximaler  Durchsatz,  zumindest  implizit  ausgeschlossen.  Somit 
haben  wir  es  hierbei  gewissermaßen  mit  einem  Ctühcn  Vorläufer  des  „7nü^I)a»»''-Theoreins  zu  tun. 
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a)  Beschreibung  des  Kalküls 

In  einer  Graphik,  die  sich  auf  den  Fall  zweier  Haushalte  beschränkt,  stellen  sich  die 
beiden  Schritte  wie  folgt  dar: 


Abb.  6:  Klassisches  Opdmiemnggkflllcül 

In  der  Referenzperiode  sei  der  Durchsatz  und  damit  das  Volkseinkommen  mit  (lg) 
gegeben  und  verteile  sich  so  auf  zwei  Haushalte,  daß  wir  den  Punkt  (A)  erreichen.  Das 
Einkommen  des  ersten  Hanshaltes  betragt  dabei  (y„)  und  das  des  zweiten  Haushaltes 
(y^a)'  Um  die  \\  nhlf  ihrt  in  der  Folgeperiode  zu  maximieren,  schlägt  das  Modell  vor, 
im  ersten  Scluitt  den  ( "turput  zu  maximieren  —  also  etwa  auf  das  Niveau  (yj).  In  der 
Graphik  entspricht  tlas  dem  l^feil  fl).  Das  Mittel  der  Wahl  ist  es  dabei,  eine  möglichst 
10()"  <i-ige  BtTi/icn/  /xi  erzielen. I_^er  Üi.icrgang  vf)n  der  Referenz-  zur  Folgeperiode 
erschöpft  sich  demnach  in  erster  Linie  in  der  Vermeidung  möglicher  „Ineffuienzen". 


2-"  F:i!!s  mnn  »F-ffi/iciiz«  <1icliot<)m  .uilTnßt.  i^uiR-c  ilif  ForrtniliiTuni;  lauri-n:  ,,F.ine  effi/ienti-  F;ikfnr:ill()ka- 
tion  zu  erzielen".  Einen  Bcgrift  wie  »Putcntialuutput«  kennt  das  Uassische  Kalkül  dabei  nicht.  Das  mag 
auch  damit  zu  tun  haben,  daß  es  bis  in  die  Mitte  des  20.  Jahrhunderts  hinein  auch  in  entwickelten  Indu- 

!itrii-ti;iti(iiU'ii  kc'iiK-  ii;icli  liciitiucn  MaßstiihcMi  tTtist/unchnuMuIc  \ (>Iks\virtscli;iftliclu'  ( ii  ^^  iiiilrccliuni; 
gab.  In  Deutschland  soll  noch  Ludwig  Hrh-ud  entsprechende  Bestrebungen  als  „Schritt  in  die  Planwirt- 
schaft" abgelehnt  haben.  Ohne  eine  onpirisch  gestützte  Vorstellung  des  Potentialoutputs  kann  es  aber 
nicht  w  c'itcr  vc^^\alndcm,  daß  sich  das  Augenmerk  bei  der  Verfolgung  des  Zieles  »maximaler  Durchsatz« 
eher  aut'  augenfällige  Tatbeslände  wie  die  N'crmcidung  von  Unterbeschäftigung  und  -  in  verfeinerter 
l'orm  -  auf  doch  eher  recht  abstrakte  L'bcrlci>un,ncn  zur  globalen  Liinhaltung  der  Aquimarginalbedin- 
gungcn  kon;^Lntnct  t  hat.  So  gesehen  ist  es  allerdings  nur  konsequent,  daß  die  erste  Maximierungsbedin- 
gung  nicht  direkt,  sondern  über  den  Umweg  »Effizienz«  formuliert  wurde. 
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Dabei  kann  es  sich  nach  allem  nur  um  eine  mot^liche  U  nterbeschäftigung  potentieller 
Produktionsfaktoren  handeln  (technische  Ineftlzienz)  oder  um  die  V'ertehlung  der 
durchgängigen  Einhaltung  der  ,\t|uinvarginaibedingungcn  (wirischafilichc  Incffizicnz). 
Streng  genommen  ist  bei  diesem  Kalkül  sogar  der  Vergleich  iiwcier  Rechnungsperi- 
oden überflüssig,  da  das  Kalkül  im  Grunde  ja  nur  in  der  jeweils  gegebenen  Periode 
„denkt'*.  In  der  Graphik  wollen  wir  also  nur  deshalb  zwei  aufeinanderfolgende  Rech- 
nungsperioden skizzieren,  um  den  Ver^eich  mit  dem  im  Anschluß  zu  besprechenden 
Kalkül  zu  erleichtem.  Eine  Regel  wie  etwa:  „Steigere  die  Faktorausstattung  der  Volks- 
wirtschaft nach  Kräften'*  ist  bei  diesem  Kalkül  nicht  vorgesehen,  jedenfalls  nicht  ex- 
plizit. 

lin  l'.rgelinis  jedenfalls  erreichen  wir  den  Durchsatz  (Y])  bzw.  die  Cicrade  YX  und 
dabei  eine  [{.iiikommensverreiluny,  die  einem  der  Punkte  (ß),  (B')  oder  {B")  entspre- 
chen mag.  Nehmen  wir  iler  l.mtacliheit  ballier  an,  der  Durclisalz  (i'j  entspreche 
„maximaler  Effizienz"  bz\\ .,  je  nach  Sprachgebrauch,  „effizienter  Faktorallokation". 
In  diesem  Fall  wäre  Bedingung  (1)  erfüllt.  Der  Durchsatz  ist,  in  Abhängigkeit  von  der 
verfugbaren  Faktorausstattung,  maximiert.  Jeder  der  Punkte  (0),  (£')  oder  (B")  reprä- 
sentiert dabei  eine  pareto-optimierte  Einkommensverteilung.^  Das  a^egierte  Wohl- 
fahrtsniveau dieser  Rechnungsperiode  beträgt  Wf  A',^  =  y  •  K, .  Für  das  disaggregierte 
Wohlfahrtsniveau  ergibt  sich  VVFiV,*^  =  y  p,,  wobei  die  Koordinaten  von  ({),)  den  je- 
weiligen Koordinaten  der  Punkte  (B),  (B')  oder  (B")  entsprechen.  Nun  lälk  sich,  wie 
wir  oben  gesehen  haben,  das  aggregierte  \\  oliItalirtsni\ eau  bei  gegebenem  Volksein- 
kommen nicht  verändern  und  folglich  auch  nicht  steigern.-'^  Das  /^//jaggregierte 
W'ohlfahrtsnivcau  dagegen  lielk  sicli  durch  eine  Bewegung  auf  der  Geraden  zwar 
verättdem^  dabei  aber  ebenfiüls  nicht  steigern:  Jede  Veränderung  nämlich  würde,  wie  wir 
oben  gesehen  haben,  das  disa^regierte  Wohlfahrtsniveau  lediglich  /mofr^entscheidbar 
verändern.  Damit  aber  wären  wir  eigentlich  schon  am  Ende  unserer  Maximierungs- 
bemühungen.  Ein  der  zweiten  Bedingung  entsprechendes  „maximales  Wohlfahrtsni- 
veau" ist  niebt  idendfizicrbar.  Gleichwohl  ist  das  klassische  Optimierungskalkül  be- 
strebt, ein  sog.  „optiwuw  optimonim"  zu  finden.^''' 

Kommen  wir  also  zur  zweiten  Maximierungsbedingung.  l^m  überhaupt  eine  Mög- 
lichkeif zu  eröffnen,  das  einmal  gefundene  W'ohlfahrtsniveau  weiter  zu  verbessern 
bzw.  gar  zu  „opumieren",  brauchen  w'ir  ein  Kriterium,  mit  dem  wir  in  der  Menge  der 

^  Ich  bevorzuge  den  Begriff  »paieto-^/^Vr^K  (anstatt  „pareto-optknal"),  da  die  gesamte  Gerade  ein 

„Optimum"  n  prasi  ntic  ri.  Fin  »Optimum«  im  eigendichcn  Sinne  (also  ein  Minimum  oder  ein  Maximum) 
ist  (lab«!  aber  mclit  idcntitizicrbar. 
^  Das  aggregierte  Wohifohrtsniveau  ist  über  den  als  konstant  anzunehmenden  Propordonalititsfiiktor 

und  das  clicnf;ills  ijcgclicni-  \'i)lksc'iiik()nmKTi  t  iiuk-vitig  hcsrimmt. 
^  Eigentlich  sollten  wir  an  dieser  Stelle  besser  von  einem  „optmHtn  maximorum"  sprechen,  da  ja  das  gefun- 
dene Maximum  -weiter  „optimiert"  werden  soll.  Sehr  streng  genommen  sollten  wir  sog^  von  einem  Ma- 
ximum maximonim"  sjprcchcn,  da  Bedingung  (1)  ja  fordert,  den  Durchsatz  zu  maximicEea  und  Bedingung 
(2),  das  W'ohÜahrtsniveau  auf"  der  Cirundhige  des  maximicrten  Durchsatzes  zu  maximieren.  Mit  einer 
»Optimierung«  im  Sinne  von  „Maximicrung  unter  Nebenbedingxmgen"  hat  das  klassische  Kalkül  meines 
Erachtens  daher  nicht  allzu  viel  zu  tun.  Ich  denke,  es  handelt  sich  hierbei  einfach  um  einen  noch  nicht 
sehr  fotmalisietten,  mithin  also  eher  „untcchnischcn"  Spiachgcbtauch. 
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Punkte  (/?),  (ß'),  (/?")  und  so  weiter  auf  der  Geraden  y\Yf  das  , .«/)//>///////  ofif/womw", 
also  eben  rt'ot/'  ein  \\  ohltahrrsmaximum,  idcnrifi^ieren  können.  Als  ein  solches  Kriteri- 
um schlägt  das  klassische  ( jpiimierungskalkül  den  abnehmenden  Gren/^nutzen  des 
Einkommens  vor.  Wenn  wir  nämlich  von  einem  abnehmenden  Grenznutzen  des  Ein- 
kommens ausgehen,  dann  -  so  das  Kalkül  -  ist  im  Falle  einer  Umverteilung  der  Ein- 
kommen der  Nutzenzuwachs  bei  einem  Haushalt  mit  vormals  geringerem  Einkom- 
men größer  als  der  Nutzenen^ang  bei  einem  Haushalt  mit  vormals  höherem  Ein- 
kommen. Per  Saldo  führe  die  l  'm\  erteiluni^  also  zu  einem  insgesamt  höheren  Nutzen- 
niveau bzw.  zu  einem  höheren  Wohlfahrtsniveau.  In  der  Graphik  ist  dieser  zweite 
„Optimierungsschritt"  mit  Pfeil  (2)  dat^stellt 

Die  tols^cnde  (iraphik  bildet  für  den  I'all  zweier  Haushalte  den  Zusammenhant»  zwi- 
schen Haushakscinkommen  {y^)  und  Haushaksnutzen  (m^)  ab,  wobei  wir  davon  aus- 
gehen, daß  der  Nutzen  bei  einem  Einkommen  von  Null  ebenfalls  Null  sein  soll  und 
mit  wachsendem  Einkommen  zwar  zunimmt,  allerdings  mit  abnehmendem  Grenznut- 
zen. Demnach  gilt  für  bekle  Haushalte  eine  Nutzenfunktion  etwa  der  Form 

(91)  M-M(y)-y" 
wobei  füir  (ce)  ein  Wert  größer  Null  und  kleiner  Eins  gellen  muß. 

W  eiterhin  entspreche  die  v^umnie  der  l  laushaltseinkommen  wiederum  dem  \'nlks- 
einkommen  (>').  Die  Bedingung  Y^y^+y^^  können  wir  dabei  am  elegantesten  einbau- 
en, indem  wir  das  Einkommen  des  zweiten  Haushaltes  {y\)  „von  rechts  nach  links" 
auf  der  Abszisse  abtragen.  Durch  Addidon  der  beiden  Nutzenfunktionen  i<,Cy,)  und 
«2  (y^)  ergibt  sich  eine  Gesammutzenfunktion  (C/),  die  wir,  wenn  auch  mit  abweichen- 
der Definition,  als  „aggregiertes  Wohlfahrtsniveau**  OVFN^)  interpretieren  könnten^^ 
und  die  ihr  Maximum  iuerhei  einer  Gläebmt&hmg  der  Einkommen  hat.^ 


^~  Da  das  klassische  Kalkül  kein  ///xaggrcgicrtes  \\  ohlfahrtsnivcau  kennt,  sondern  nur  „die  W  ohlfahrt", 
bleibt  nur  die  Interpretation  als  afg^giertes  Wohlfahrtsniveau. 

In  diesem  Bc-ispid  wurck-n  dii-  F  I;iush;iItMiut-/cn  k:irciiniil  interpretiert  und  citihich  addiert,  f-.iiu'  sfilchc 
Beschränkung  ist  allerdings  nicht  unbedingt  erforderlich.  Solange  wir  einkommensabhängig  zwei  unter- 
schiedliche Gienznutzen  haben  -  also  ktitit  Gleichverteilung  der  Einkommen  -  würden  wir  auch  auf  or- 
dinakffl  Skalcnnivciui  und  bei  einer  beliebig  kMn^pl  zierten  Nutzcnbcstimmun^  d^is  Ciesamrnutzcnmazi- 
mum  verfehlen,  solange  die  Hinkommen  ungleich  verteilt  sind.  Zwar  ist  auf  ordinalem  Skalcnniveau  ein 
Maximum  nicht  definiert.  Iis  würde  sich  aber  indirekt  dadurch  ausdrücken,  daß  die  (absolute)  Nutzenän- 
derung liei  einem  l'mvertcilungsschriit  für  beide  Haushalte  gleich  wäre  —  nämlich  Null.  „Gleichheit** 
aber  ist  auch  auf  ordinalem  Skalcnniveau  definiert. 
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Damit  ergibt  sich  unsere  Graphik  wie  folgt 


AVb.  7:  Nutzentnaximienuig  im  Zwei-Personen-I^l 

Damit  aber  w  ürc  das  at?^^rce;icrtc  Wohlfahrtsnivcau  nicht  allein  vom  Volkseinkommen 
(und  einem  Proportionalitätsfaktor)  abhängig,  nach  (87)  also 

(92)  WFN^^Y-y 

sondern  darüber  hinaus  von  einem  Verteilungsmaß  Für  den  Verteilungsparameter 
wollen  wir  vereinbaren,  daß  9  ■  1  völliger  Einkommenskonzentration  entsprechen  soll 
und  9)  >  0  vollständiger  Gleichverteflung  der  Einkommen.  In  unspezifizierter  Form 
ergibt  sich  damit: 

(93)  WFN^  :~  f/-  U(Y"\({/  ') 

Das  Nut/cri-  bzw.  W'ohlfahrtsnivcau  wächst  alst)  gicicliuicnchtct  mir  Jcin  \  nlkscin- 

koninicii  und  t;cgcngc richtet  mit  dem  Verteilungsparameter.  Das  würde  auch  ganz  der 

ersten  der  beiden  I  laupttorderungen  von  Pigou  entsprechen: 

Any  cause  wlucli  iiKrt;a^c>  tlic  proportion  ot  thc  national  duiticiui  rcccivctl  b)  pixtr  persans  [...]  will, 
in  genetal,  increase  economic  weifare.^ 


^-T»  Pigou  1920,  S.  53,  zit.  nach  Söllner  2001,  S.  12^.  Allcrdini-s  konnte  ich  das  Zitat  an  dieser  Stelle  nicht 
finden.  Cilcichwohl  können  wir  davon  ausgehen,  daß  Pigou  den  Zusammenhang  genau  so  gesehen  haben 
mui5.  So  heißt  es  zum  Beispiel  auf  Seite  78  (Chaptcr  VI,  §  3)  ganz  ähnlich  und  dabei  vielleicht  noch  kla- 
nec  „Nevertheless  ic  is  evident  that  any  transference  of  income  ftom  a  idatiTely  rieh  man  to  a  relativeljr 
poor  man  of  similar  tempetament,  since  it  enables  mote  intense  wants  to  be  satisfied  at  the  expense  of 


-81- 


Ähnliche  lJbctlcgunc;en  finden  sich  dabei  schon  hei  Ciossen-*'  und  Fisher.^"*'  Später 
wurden  sie  unter  anderem  von  Lerner^"*-^  autgegritten  und  erweitert.-^"*^ 

Um  den  Zusammenhang  zu  spezifizieren,  definieren  wir  zweckmäßigerweise: 

(94)  lVfiV^:-£/=t/(r.(p):-yy(l-«>) 

Diese  Definition  unterscheidet  sich  gegenüber  (43),  also 

(95)  WRV':«|«/y  :=ü  =  y2,v,=yy 

'  i-i 

also  allein  in  der  Berücksichtigung  eines  Verteilungsparameters  {qt).  Damit  ergibt  sich 
bei  gegebenem  Volkseinkommen  das  maximale  W  ohltahrtsniveau,  wenn  die  hinkom- 
men gleichvcrteilt  sind.  Hei  vollkommener  Hinkommenskonzentranon  (</=!)  dagegen 
würde  sich  ein  modellrhL'oretischcs  \\'f)hltahrrsniveau  von  Null  ergeben.  Allerdings  ist 
ein  XX'ohltahrtsmaximum  bei  (•hiihi't'iieilunn  der  Flinkommen  nicht  unbedingt  zwingend. 
Es  ergibt  sich  hier  aus  dem  symmetrischen  Verlauf  der  beiden  Nutzcnfunkrionen.  Die 
Nutzenfunktionen  aber  vedaufen  nur  dann  symmetrisch,  wenn  wir  für  beide  Haus- 
halte die  gjleiche  Einkommenselastizität  des  Nutzens  unterstellen. 

Aus  der  Nutzenfunktion  (91)  ergabt  sich,  wenn  wir  sie  dynamisieren, 

(96)  ü^a-y 

und  damit,  über  die  Definition  der  Einkummenselastizität 

A 

(97)  »l>T-« 

(a)  als  Einkommenselastizitat  des  Nutzens.  Glddizeitig  bestimmt  (a)  aber  auch,  wie 
„steil"  die  Nutzenfunktion  verläuft  Somit  finden  wir  ein  Nutzenmaximum  genau 


Icss  intcnsc  wams,  must  incrcasc  tht-  nggngatc  sum  of  satisfaction.  'l'hc  old  .law  of  diminishing  Utility' 
thus  Iciids  secuvety  to  the  proposiiion:  Anv  cause  u  liich  inctea&es  thc  ahsdlute  share  of  real  income  in  the 
hands  of  thc  ponr,  nn >\  !tlLi.l  th.u  ir  dncs  nut  Ic.ul  lo  a  c<mrractii)n  in  thc  sizc  of  thc  nationfll  dividend 
ftom  any  poini  of  vicw,  will,  in  gtnural,  incrta,sc  economic  wclfarc."  (Pigou  1920,  S.  78). 
»»Gossen  1854. 

»'  Fisher  1892,  S.  97-ion  ("Cnin  ,i  .U,7.v/w//w.. j.  Allinlings  hält  sich  Fislu-r,  was  dii-  dicsliezö^cheo  Mög- 
lichkeiten angeht,  deutlich  auf  Distanz.  Fisher  schreibt:  „If  wc  suppusc  by  sunic  niystciious  knowlcdgc 
an  exact  equiralence  of  atilities  wete  possible  between  different  individuals  [...]  and  fay  some  equally  mys- 
terious  dcvicc  of  socialisni  w  c  coiild  ti  ilh'int  littiininni  thc  ivi^tn  r'imr>iiiiitt/\  <  alfer  their  distlibution  so  as  to 
make  the  whole  market  uiiliiy  a  maxitnum  [...]"  (a.a.O.,  S.  99;  Hervorhebung  im  Oii^al).  Von  diesen 
Schwierigkeiten  einmal  abgesehen  wäre  der  dorthin  klan  „This  could  be  bfou§^t  about  1^  a  change 
in  thc  leiadvc  incomcs,  raking  £rom  the  rieh  and  giving  to  the  pooi  [...]  (a.a.O.,  S.  99),  und  zwar  bis  zur 
Gleichvcrteilung  der  Hinkommen.  In  einem  Wort:  Der  Weg  liegt  klar  vor  Augen,  ist  aber  ohne  „some 
mystcrious  dcvicc  of  socialism"  nicht  begehbar. 
Lemer  l'i  I  I,  S.  2.V4II:  Kap.  3  h  'Vhe  Optimum  Deiisiott  ofhiauKm). 

24}  Vg}.  dazu  die  knappe  Darstellung  bei  SöUner  2001,  S.  127. 
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dann  hei  Glcichverteiiung,  wenn  wir  für  beide  Hinkonunenselastizitäten  den  gleichen 

W  ert  cinscr^cn. 

Nun  könnte  man  sich  ahcr  durchaus  vorsicllcn,  daß  für  verschiedene  Ihiushalte 
verschiedene  Einkommensclastizitäten  des  Nutzens  gelten.  So  könnte  eine  beispiels- 
weise 10%-i^  Einkommenserhöhung  dem  einen  Haushalt  „nützlichei'*  erscheinen  als 
einem  anderen.  Wenn  wir  aber  diese  Möglichkeit  zuließen,  würden  wir  uns  unverse- 
hens bei  einer  Einkommensverteilung  nach  der  Devise  federn  nach  seinem  Bedürf- 
nis" wiederfinden.  Nutzenmaximierende  Haushalte  würden  sich  in  diesem  Falle  ratio- 
naicnseise  darin  überbieten,  eine  möglichst  hohe  Einkommenselastizität  des  Nutzens 
und  damit  einen  entsprechend  hohen  Anteil  am  Volkseinkommen  für  sich  zu  rekla- 
mieren. Damit  iilur  li-itten  wir  es  nicht  allein  itiit  einetn  intersubjektiven  N'crglcich  der 
Nutzen  (.|ua  lunkonimcn  zu  tun,  sondern  ciaruhcr  hinaus  mit  einem  inrersuhjckriven 
Vergleich  der  Nuuen  c[ua  /V/j^/z/^/e/tv  Nutzenemptindung.-''  Das  aber  wäre  eui  Um- 
stand, der  Maximierungsbemühungen  in  der  Praxis  völlig  unmöglich  machen  dürfte. 
Folg^ch  sollten  wir  pragmatisch  von  einer  haushalts-  und  einkommensunabhang^gen 
Einkommenselastizität  des  Nutzens  ausgehen.  Das  entspricht  auch  ganz  der  oben  im 
Abschnitt  B.  1. 1.  (»WiA^aifftsniveatt  ab  Nut!(enmveau<f)  voi^nommenen  Substitution  der 
individuellen  Nutzenempfindungen  {q\ )  durch  den  globalen  Parameter  (flj).  Diese 
Einschränkung  vorausgeschickt,  ließe  sich  auf  diese  Weise  entgegen  dem  ersten  An- 
schein alsf)  dftih  cm  „optiwiiw  opfimonim"  hxv.'.  ein  Wohlfahrtsmaximum  identifizieren, 
da  das  b-rj^ebnis  nicht  nur  für  den  Fall  zweier  Ilauslialte  tnlt,  sondern  sich  auf  eine  be- 
liebige Anzahl  von  Haushalten  übertragen  labt.  Kurzum:  Das  ..opliwn/// opilwoniw" 
würde  sich  bei  Glcichverteiiung  des  Volkseinkommens  einstellen,  und  zwar  -  das  ist 
wichtig  -  nur  bei  Gleichverteilung. 

Geg^n  eine  solche  Bestimmung  des  Wohlfahrtsmaximums  lassen  sich  natüriich  Be- 
denken formulieren.  Der  wichtigste  und  meines  Erachtens  wohl  auch  am  häufigsten 
vorgetragene  Einwand  besagt  im  Kern,  daß  eine  solche  Voigehensweise  „normativ" 
sei.  Allerdings  will  mir  nicht  einleuchten,  w  arum  wir  die  Feststellung  eines  abnehmen- 
den Gren'/ertrages  ganz  sclbstverstäntllich  als  r/w^r//»///' akzeptieren,  die  Feststellung 
eines  abnehmenden  Grenznutzens  dagegen  normativ  sein  solL-*^  Vielmehr  bleibt  fest- 


Im  Hrjjcbnis  j»an/  ähnlicl\  wuim  .uicb.  im  Zusammcnh.in^  niii  Ki  )mpuns.iiii  lONkriicricn,  :Trt;umcnticrt 
auch  zum  Beispiel  Soluncn,  wenn  er  ^chI■ejbl;  „l  .s  licgi  auf  der  Hand,  dulj  jeder  poieiuiell  Ciescliadigle 
sein  Peäferenzsystem  bewußt  fidsch  dantellen  könnte,  um  eine  möglichst  hohe  Kompensationszahlung 
zu  erreiclu-n."  (Sohmen  1976,  S.  ^rr).  D:)s  gun/e  gilt  natürlich  ;iudi  spif  mlhildlicli:  „Audi  Ii-jt  [;i1si)  auf 
Seiten  der  Begünstigten]  würde  sich  bewußte  lauschuilig  immer  lohnen".  (a.a.O.,  S.  3UÖ).  Allerdings  muß 
es  sich  dabei  fa  nicht  einmal  um  eine  „bewußte  Täuschung"  handein:  Wir  etinnem  uns  an  Schopenhaueis 
Dikluni:  ..Denn  was  uns  un\ orthcilhah  ist,  crsclicint  meistens  dem  Intellekt  absurd."  (Schopenhauer 
1Ö64,  S.  70).  Vgl.  dazu  auch,  m.w.N.,  B.  II.  6.  (»Wobijabrtstnlwkkiung/ tofgeruttgtHaJ.  Es  ist  also  durchaus 
denkbar,  daß  die  oder  (im  ExttemfidQ  aUt  betroffenen  Haushalte  för  sich  selbst  eine  höhere  Einkorn- 
menselasrizitat  des  Nutzens  rcklamieten  würden  -  ein  Unter&ngeü,  das  rein  Statistisch  natürlich  nicht 
aufgehen  kiiiin.  Aut  diese  Weise  kommen  wir  also  nicht  weiter. 
^-^  Ich  denke,  solche  V'ürscellunj;en  kommen  aus  einer  Zeit,  in  der  nur  so)».  „objektive"  (im  weiteren  Sinne 
also  „physikalische")  Cirolkn  für  meßbar  gehalten  wurden.  Mittlerweile  sind  Sozialforscher  aber  längst 
dazu  übergegangen,  via  Beengung  wirklich  ailts  zu  messen:  Gcschäftsklima,  Einsteilungen,  Erwartungen, 
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zuhaken,  da(5,  wenn  wir  (1)  von  einem  abnehmenden  (irenznuty.en  des  Hinkommens 
ausgehen  kcinnen  und  (2)  einer  honKJgenen  liinkommenselastizität  des  Nutzens  aus- 
gehen wollen,  an  einer  Gleichverteilung  des  Volkseinkommens  zum  Zwecke  der 
Wohlfahrtsmaximierung  kein  Weg  vorbei  führt.  Selbst  die  Ablehnung  interpersoneller 
Nutzenveig^eiche  wütde  hier  ««^6/ wdterhelfiea.  Wenn  wir  den  Nutzen  bzw.  das  Wohl- 
£ahrtsniveau  nämlich  auf  diese  Weise  definieren,  dann  bleibt  für  einen  Begriff  wie  »in- 
dividueller Nutzen«  einfach  kein  Raum. 

Schwerwiegender  scheint  mir  das  Argument,  daß  mit  zunehmendem  Hinkommen 
nicht  nur  ein  abnehmender  Grenznutzen  verbunden  ist,  sondern  gleichwohl  und  trotz 
allem  auch  ein  ^z/Wf-Zw/^Wf/- Nutzen.  Wenn  nun  aber  ein  Haushalt  seinen  eigenen,  wenn 
auch  miigliciierweise  geringen  Zusatxnul/cn  hölier  bewertet  als  den  vergleichsweise 
hohen  Zusarznutzen  eines  fremden  Haushaltes,  dürfte  es  niclir  ganz  einfach  sein,  die- 
sen llauslialt  von  den  Wnzügen  der  GesaminuLzenmaximierung  zu  überzeugen.  Kurz 
gesagt:  Alle  Haushalte  mit  überdurchschnittlichem  Einkcunmen  werden  radonalerwei- 
se  eine  andere  Vorstellung  von  „gerechter  Verteilung"  haben  als  jene  Haushalte  mit 
imterdurchschnitdichem  Einkommen.  Erste  werden  einen  eher  konservativen  (i.S.v. 
„den  sUitus  quo  bewahrend*^  Standpunkt  einnehmen  und  sich  gegen  Gleichverteilung 
der  Einkommen  aussprechen.  Letztere  werden  eher  für  Gleichverteilung  oder  zumin- 
dest für  „mehr  Gleichheit"  sein. 

b)  Rückkopplungscffckte 

Von  solchen  „Partikularinreressen"  aber  einmal  ganz  ali^csehcn.  Das  elrientlii-ht'  Pro- 
blem des  klassischen  Optimierungskalküls  liegt  wohl  dann  begründet,  dal:!  der  X'ertei- 
lungsmodus  Rückwirkungen  auf  den  Durchsatz  und  damit  auf  das  Volkseinkommen 
haben  könnte. 

Wenn  das  der  Fall  sein  sollte,  dann  müßte  man  zeig^  können,  daß  in  (94),  also 

(98)  W'fiV'^:-i/-t/(y,y):-yK(l-<jP) 
die  Variable  (X)  in  irgendeiner  Weise  von  (fp)  abhängig  ist 

Natürlich  hat  auch  Pigou  einen  möglichen  Rückkopplungseffekt  gesehen  und  seine 
Forderung  nach  mehr  Einkommcnsgleichheit  dementsprechend  unter  „Ceteris-paribm"- 

Vorbehalt  gestellt: 

[...]  pro\  iiictl  (hat  it  (Joes  not  lead  lo  a  contraction  of  the  dividend  and  does  not  infvuiousljr  affect  its 


Lebensqualität,  Zukunftsängstc,  Glück,  etc.  pp.  So  deuten  zum  Bdspid  nicht  zuletzt  etwa  die  Easterlin- 
Studien  (beginnend  mit  Eastcriin  1974)  im  internationalen  Vergleich  auf  einen  starlc  abnehmenden 
Grenznutzen  des  Einkommens  hin.  Entsprechend  resümiert  Easterlin:  „If  the  view  suggcstcd  here  has 
merit,  economic  growth  docs  not  raisc  a  socict)-  to  somc  ultimatc  State  of  picnty."  (Easterlin  a.a.O., 
S.  121). 
Pigou  1920,  S.  53. 
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Bcrrachrcn  wir  also  zunächsr  einen  HxrrcmFall  in  einem  spraclilichen  Modell  und  ver- 
allgemeinern wir  das  liruebnis  im  Anschiuli  daran. 

Das  Kcrnargumcm  wurde  v  on  ( )kun  in  seiner  Schrift  »E^ua///y  tvid  Hjjtätng:  Tht;  Big 
Tnule-Ojjf»  in  eine  griffige  Form  gebracht.^^^  Wenn  demnach  Volkseinkommen  von  A 
nach  B  transportiert  werde  -  ^meint  ist  dabei  „von  reich  nach  arm**  dann  sei  das 
mit  einem  Transport  von  Wasser  in  einem  löchrigen  Eimer  vergleichbar:  Bei  B  kom- 
me immer  weniger  an  als  bei  A  eingefüllt  wurde.  Mehr  Gleidiheit,  die  durch  den 
Transport  erreicht  werden  soll,  führe  demnach  gleichzeitig  immer  auch  zu  einem 
Verlust  an  Effizienz  bzw.  -  in  der  hier  bevorzugten  Begrifflichkeit  -  zu  einer  Einbuße 
an  Durchsatz.  Auf  die  Spitze  getrieben  würde  das  bedeuten:  Wenn  jeder  Haushalt  von 
vorneherein  wüßte,  daß  er  ohnehin  einen  ebenso  großen  Anteil  am  Volkseinkommen 
erhalten  wird  wie  jeder  andere  Haushalr  auch  —  warum  sollte  er  sich  dann  überhaupt 
noch  die  Mühe  machen,  it^aui  etwas  zur  i  uzielung  des  \  olksemkommens  beizutragen? 
Wenn  also  der  Gtenzertts^  des  Arbeitsangebotes  absehbar  gleich  Null  ist,  dann  ist  es 
rational,  hütu  Arbeit  anzubieten.  Wenn  nun  aber  jeder  Haushalt  so  denkt  und  handelt, 
dann  wäre  das  aggregierte  Volkseinkommen  (zumindest  im  theoretischen  ExtremfiilQ 
gleich  Null  und  der  „gleiche**  Anteil  eines  jeden  Haushaltes  folglich  ebenfalls  glddi 
Null.  Das  „Optimum  optif/;''/';:///" -würde  sich  somit  bei  einem  Durchsatz  von  Null  ein- 
stellen.-*« Wir  haben  es  liier  also  mit  einem  klassischen  J\V/.f/'-(ileichgewicht  zu  tuxax^ 
Gerade  //r/'/sich  jeder  Haushalt  aus  seiner  Sicht  rational  uml  nutzenmaximicrcnd  ver- 
hält, ergibt  sich  nicht  nur  eine  I  'etfe/jf/oni  des  W'ohlfahrtsmaximums  bzw.  des  Gesamt- 
nutzenmaximums, sondern  sogar  das  denkbar  schlechteste  Ergebnis  überhaupt. -'■'^ 

Nun  mag  man  einwenden,  daß  es  sich  hierbei  um  einen  etwas  spitzfindigen  Ex- 
trem^ handeln  dürfte.  Sehen  wir  also  von  dem  SpezialfiUl  »Gleichverteilung  der  Ein- 


3*T  Okun  1975. 

^  Das  w  irklich  l:>emerkefiswerte  dabei  ist  meines  Entditens,  daß  zwischen  Pigou  und  Okun  immethin  55 
Jahre  (1)  liegen. 

^  Ich  verwende  den  Begriff  »MyrA-Gleidigewicht«  als  Oberbegriff  für  alle  strategischen  Sitaadonen,  in 

denen  ini.ii\ iiluelle  RationalitLii  It  i/tlich  /xi  einem  infeiioceo  Ergebnis  führt.  Beim  ursprünglichen  ,.se///n^", 
dem  Gctan>;cnendilcmma  (Tuckcr  1^50;  der  Beitrag  findet  sich  als  I"aksimilc  der  Originalvcrsiun  bei 
Helmcdag  2001),  besteht  das  Problem  darin,  daß  die  beiden  Gefangenen  nicht  kooperieren  können,  weil 
sie  sich  nicht  austauschen  können  -  da  ist  tler  Sheriff  vor.  .So  gesehen  ist  es  auch  nicht  ganz  korrekt  zu 
bch.iupten,  daß  es  bei  dieser  Spielart  nur  V'erlicrcr  ;:;L!xn  k.inr..  Der  SheritY  ist  eindeutig  der  Geuiiiiter. 
Darum  „spielt"  er  das  Spiel  ja  auch  so  und  nicht  anders,  ^liitcrcssaiitei  weise  wird  diese  Fallkonsiellation 
bei  Tucker  ausdrücklich  erwähnt.  Aus  dem  .^wd-Petsonen-Spiel*'  viid  auf  diese  Weise  ein  ,«Drei- 
Personen-Nullsummenspiel"  mit  dem  Staat  als  „dritter  Person";  vgl.  dazu  Helmedag  2001). 

In  der  Variante  »Tragtdj  oj  tlx  Comnionsn  (Hardin  1968}  dagegen  können  sich  die  Spieler  sehr  wohl 
austauschen  -  allein  es  fehlt  am  Vertrauen  in  regeikonfoimes,  das  heißt  koUektiT  nutzetunaxitnierendes 
Verhalten  der  jeweils  anderen.  In  der  ..Kon/ert-Variaote"  Schließlich  ist  das  reine  I  'erhallen  der  anderen 
das  eigentliche  Problem:  Wenn  jedtr  aus  Nut2eninaxunienuigskalkul  auf  den  Zehen  steht,  um  besser  se- 
hen zu  können,  stehen  im  Eigpbnis  alle  schlechter  und  kmtrVxoia.  besser  sehen.  Hier  geht  es  also  weder 
um  abgeschnittene  Kommunikation  noch  um  manitclndes  \  crtraucn.  l  iier  .  In  a  schlicht  und  ergrei- 
fend um  den  potenüellcn  Widerspruch  zwischen  individueller  und  koUekuvcr  Rauonalität. 

Wie  meinte  doch  Samuclsf)n?  „To  bc  litcrate  in  the  modern  agc,  you  necd  to  havc  a  gencral  undcrstan- 
ding  of  game  theorj  ."  (Ciefumien  lici  Leininger/ Amann;  o.).). 
^  Sehr  viel  geringer  als  Null  ktutn  das  Nutzenniveau,  vorsichtig  ausgedrückt,  schließlich  nicht  ausfallen. 
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kommen«  ab  und  untersuche  n  wir  den  HtYekt  allgemein.  Zu  diesem  Zweck  wollen  wir 
annehmen,  dal:!  das  Verteilunusmaß  {q  )  in  einer  Volkswirtschaft  —  etwa  über  eine  ent- 
sprechende Steuerpolitik  -  frei  wählbar  ist.  Weiterhin  wollen  wir  annehmen,  daß  das 
Arbeitsangebot  der  Haushalte  eine  Funktion  dieses  Verteilungsmaßes  ist. 

Ausgangspunkt  unserer  Überlegung  sei  dabei  wieder  unsere  Definitionsgleichung  des 
verteilungsabhängjg^  aggregierten  Wohlfahrtsniyeaus  aus  (94),  also 

(99)     WFN^  :-  f/  -  (/ (>',  (p) K  •    •  ( I  -  <P) 

mit  einem  W'ohhahrtsmaximum  bei  völliger  Gleichverteilung  der  liinkommen,  also 
q>  =  0,  und  einem  Wohlfahrtsniveau  von  Null  bei  vollständiger  £inkonunenskonzen- 
tration 

Weiterhin  können  wir  davon  ausgehen,  daß  sich  der  Durchsatz  (Y )  entsprechend  der 
Ptoduktionsfunktion 

(lOU)     Y  =  Y(N,K) 

aus  den  eingesetzten  Produktionsfaktoren  Arbeit  (  V)  und  Kapital  (K)  ergibt.  Wenn 
wir  zusätzlich  von  der  nicht  ganz  unrealistischen  Annahme  ausgehen,  daß  der  Kapital- 
bestand kurztrisug  konstant  ist,  dann  ergibt  sich  der  Durchsatz  als  reine  i'unktion  des 
Arbeitsvülumens,  also  etwa  in  der  Form 

(101)  Y'Y{N)>-N'' 

wobei  (er)  nach  den  üblichen  Annahmen  einen  Wert  größer  Null  und  kleiner  Eins  an- 
nehmen kann. 

Nun  soll  das  Arbeitsvolumen  annahmegemäß  eine  Funktion  des  Verteilungsmaßes 
sein.  In  unspezifizierter  Form  soll  also  gelten: 

(102)  N'N(<p) 


"  Mkrdings  würde  hier  dcrjcniiH  ll  iushült.  ;iuf  den  sich  d:is  i;csiimtc  lünkommen  konzentriert,  wahr- 
scheinlich eine  andere  Sicht  der  Dinge  haben.  .\bcr  das  sind  eben  die  (irenzen  der  .Modeilbildung. 
Gleichwohl  scheint  es  durchaus  nicht  abwegig,  das  W  ohltahrtsnivcau  einer  Volkswirtschaft,  in  der  ein 
einziger  Haushalt  das  gesamte  Volkseinkommea  bezieht  und  alle  anderen  gar  nichts,  modelltechnisch 
mit  Null  anzusetzen. 


-86- 


Nach  allem  können  wir  im  Mf)dcll  davon  ausgehen,  dal>  der  Arbeirsinput  sowohl  bei 
Cileichverteilung  der  Einkommen  als  auch  bei  vollständiger  liinkommenskonzenrrati- 
on  gleich  Null  wäre.  Da  wir  sclilicßlich  keinen  Anlaß  haben,  von  möglichen  Wende- 
punkten im  Kun  cnvcrlauf  auszug^en,  läßt  sich  der  Arbcitsinput  als  einfache  quadra- 
tische Funktion  modellieren.  Da  die  Kurve  nach  unten  geöffnet  sein  muß,  durch  den 
Ursprung  gehen  und  die  Abszisse  bei  Eins  schneiden  soll,  ergibt  sich  für  die  spezifi- 
zierte Funktion 

(103)  NmN(<p)'-a-(p^+a(p 

bzw.,  falls  man  die  Scheitelgleichuug  bevorzugt: 

(104)  N^N(v)^-a'(<p-^)-  +  \a 

Damit  aber  läßt  sich  das  Volkseinkommen  in  Abhängigkeit  von  dem  Verteilungsmaß 
bestimmeiL  Demnach  gilt,  wenn  wir  (104)  in  (101)  einsetzen: 

r-y(A^)-JV«  mit  NmN(q>) 

(105) 

-y(v)-(^(v-i)*+^a)" 

Schließlich  läßt  sich  auch  das  Wohlfahrtsniveau  allein  in  Abhängigkeit  von  dem  Ver- 
teilungsmaß  bestimmen.  Dabei  ergibt  sich,  wenn  wir  (105)  in  (99)  einsetzen: 

£/-£/(r,<^):-y  y  (l-(p)  mity-y(<p) 
(106)  ^ 

-£/(9)-y(-fl(9-i)^  +  fö)  (X-v) 


ohne  die  l'unktioncn  an  dieser  Stelle  im  einzelnen  diskutieren  zu  wollen  (es  handelt 
sich  um  eine  Funktion  quasi-dritter  Ordnung),  ergibt  sich  in  einer  Grapiiik  das  folgen- 
de Bikl:-52 
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Abb.  8:   Arlx  itNinput,  Volkseinkodunen  und  Wohifahrtsniveau  in  Abhängigkeit  von  einem  Vettet- 

lung&maß 

Die  Graphik  zeigt  den  Zusammenhaiig  von  Arbeitsvolumen  (N),  Durchsatz  {¥)  und 

dem  (nach  den  Vorstellungen  der  Klassiker)  aggregierten  Wohifahrtsniveau  b2w.  ge- 
samtgesellschafdichen  Nutzenniveau  {WFN^  :=  U)  in  Abhängigkeit  von  einem  Ver- 
teilungsmaß (([).  Dabei  beschreibt  das  Arbeitsvolumen  .\'{cf  )  die  oben  besprochene 
nach  umvu  ueotTrute  Parabel,  in  der  C  ir.qihik  ergibt  sich  das  Maximum  des  Arbeits 
Volumens  bei  einem  \'erteilungsmal>  \  (>n  f/  =0.5.  Das  Maximum  an  .\rbeitsinput 
würde  sich  demnach  irgendwo  bei  einer  „mittleren"  Einkommenskonzcntration  im 
Punkt  {Aq)  einstellen.  Ganz  entsprechend  verhält  sich  die  Funktion  des  Durchsatzes 
Y{N).  Der  maximale  Durchsatz  stellt  sich  in  Abhängigkeit  vom  Arbeitsvolumen  dem- 
nach ebenfidls  bei  einem  VerteUungsmaß  von  ^-0,5  im  Punkt  {Bq)  ein.  Dabei  zeigt 
das  aggregierte  Wohifahrtsniveau  U  (K,  qi)  aber  einen  interessanten  Verlauf.  Solange 
die  Einkommen  noch  annähernd  gleichverteilt  sind  entspricht  es  erwartungsgemäß 


^DcrTenn  in  der  Klammer  des  mittleren  I'aktors  in  (l'>6j  ist  dcfinitiT  quadratischer  Natur.  Snl.in-L  (k) 
im  definierten  Bereich  bleibt  (also  größer  Null  und  kleiner  L*jns),  ändert  sich  daran  nichts.  Durch  die 
Multiplikation  mit  dem  dritten  Faktor  ergibt  sich  demnach  eine  l'unktion  3.  Ordnung  bzw.  zumindest 
„quasi  dritter  Ordnunu  ',  die  sich  durch  die  Existenz  eines  Wendepunktes  auszeichnet  und  damit  —  bei 
gleichen  Nullstcllcn  -  ihr  Alaximum  an  einer  anderen  Stelle  als  (105)  erreichen  kann. 


-88- 


dem  Verlauf  der  Durchsatz-Kun  c.  Mit  zunehmender  Hinkommenskonz.entrarion  löst 
es  sich  allerdings  davon  ab.  Intcrcssanterweise  stellt  sich  das  Maximum  des  W  ohl- 
fahrtsnivcaus  (C,)  nicht  an  der  gleichen  Stelle  ein  wie  das  Maximum  des  Durchsalzes 
(ßfl),  sondern  schon  um  einiges  früher.  Erst  bei  einem  Durchsatz  von  Null  treffen 
sich  die  beiden  Kunren  wieder.  Kurzum:  Maximaler  Durchsatz  und  Wohlfahrtsmazi- 
mum  fiallen  unabändedich  auseinander!^  Das  aber  bedeutet,  daß  sich  eine  Volkswirt- 
schaft eniscbaden  muß,  ob  sie  entweder  ein  maximales  Volkseinkommen  anstreben  will 
(bzw.  eine  maximale  Effizienz)  oder  aber  ein  maximales  Wohlfahrtsniveau.  Somit 
hätten  wir  es  also  nicht  mii  einem  Zielkonflikt  /wischen  »Gleichheit«  und  »Effizienz« 
zu  tun,  sondern  mit  einem  Zidkonflikt  zwischen  den  Grundgrößen  »Wohlfahrt«  und 
»Effizienz«  selbst. 

Die  Konsequenzen  sind  meines  I'!rachtcns  cini<;ermalk'n  bemerkenswert:  Demnach 
wäre  es  also  nicht  das  eher  heliix  oder  sozialromaniische,  letztlich  aber  „nurmaiu  e" 
Ziel  der  »Gleicliheit«,  das  an  der  „harten"  Anforderung  maximaler  Effizienz  sdieitem 
muß.  Vielmehr  liegen  die  Ziele  »Effizienz«  und  »Wohlfahrtsmaximum«  sdbst  und 
unmittelbar  „über  Kreuz".  Somit  bleibt  festzuhalten,  daß  das  zumindest  implizite 
Grundkonzept  der  „Reichtumsökonomik**,  demzufolge  die  Maximierung  des  Durch- 
satzes notwendige  Bedingung  für  die  Maximierung  des  W'ohlfahrtsniveaus  sei,  nicht 
aufrechtzuerhalten  ist  Im  (iegcntcil:  Die  Maximierung  des  Durchsatzes  ist  vielmelir 
hitireichendf  Bedingung  dafür,  dali  das  W'ohltahrtsmaximum  ivifthlf  w'nd. 

Wo  also  liegt  der  Fehler  im  klassischen  Kvilkül-^  Der  Fehler  liegt  tiann  begründet, 
daß  das  klassische  Kalkül  zur  W'ohlfahrtsmaximierung  eine  Rückkopplungsschlcifc 
übersieht  oder  zumindest  nicht  gebührend  würdigt. 

Betrachten  wir  dazu  die  folgende  Graphik: 


AM}.  9:  RSckkopplungsefiGdcte  bebn  Optimieniiigskalkffl 


Ausgelicnd  \'on  einem  VcriLilunnsma(5,  ci.is  zu  m:ixiin:ilcr  i  Jfi/icnz  führt,  wünk  eine  \'er.inclcrung  in 
Richtung  „melir  Gleichheit"  (Ftcil  A^)  also  ein  vermindenes  Arbcitsvtjlunien  (Ptcil  A;V}  und  damit  ei- 
ne vennindeite  i^f&ienz"  und  folg^icb  auch  dnen  vennindetten  Durchsatz  (Pfdl  LY)  bedeuten.  Er- 
staunlicheiweise  wüxdc  die  so  definierte  MWohlfidtrt"  (Pfeil  LU)  dabei  aber  jgmdbmen. 

Übrigens  ist  bei  näherem  Hinsehen  nicht  einmal  ganz  klar,  was  genau  wir  uns  hier  unter  „EtTizienz" 
vorzustellen  haben,  da  die  verfügbare  Faktorausstatrung  eine  l'unktion  der  l'aktorprcise  (bzw.  in  diesem 
Fall  des  Verteilungsmaßes)  isi.  Die  \nn.ihme  einer  ge^^bmen  Faktorausstattung  ist  also  auch  nur  eine  recht 
grobe  und  dabei  leicht  in  die  litc  führende  Vereinfachung. 


i  ■  .  ui.L.I  lUll 
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Das  ArSeitsvolumen  {N)  ist  in  diesem  Modell  der  einzige  relevante  Inpur  ins  Produk- 
tionssystem (PS)  und  besrimmt  damit  tiessen  Output  YiM).  Der  Output  —  moderiert 
über  ein  Ycrieilungssystem  (V5)  -  wiederum  besünimi  das  W'ohlfahrtsnix  cau  (U). 
Dabei  hat  das  Verteilungssystem  iVS)  zwar  keinen  direkten  Einfluß  auf  das  Produkti- 
onssystem, dafür  aber  auf  dessen  Input  (A^)  -  und  damit  mitfe/bar  auch  auf  das  Pro- 
duktionsetgebnis.  Wir  haben  es  hier  also  mit  einem  RMckkoppIungseßktza.  tun,  den  wir 
mit  einem  entsprechenden  Algorithmus  (X)  spezifizieren  könnten.  Wie  wir  sehen 
können,  stecken  rückgekoppelte  Systeme  immer  wieder  voller  Überraschungen.  Wir 
werden  auf  diesen  Punkt  noch  zurückkommen. 

c)  Fazit 

Zusammenfassend  bleibt  festzuhalten,  daß  wir  die  (irumlitlec  des  klassischen  Kalküls, 
zunächst  den  Durchsar/  und  ilamit  das  \'o!kseinkoninien  zu  maxunieren  und  an- 
schlielknd,  in  einem  zweiten  Schritt,  das  \\  ()hltahrrsni\  eau,  uerrost  veiAverfen  können. 
W  ie  sich  gezeigt  hat,  steht  eine  Volkswirtschaft  vor  der  W  ahl,  </;/;;  tY/fr  ihren  Durchsatz 
(bzw.  ihre  Effizienz)  zu  maximieren  oder^Aici  ihr  Wohlfahrtsniveau.  Beides  gleichzeitig 
geht  ofiEensichdich  nicht.  Somit  aber  ist  »EfSzienz«  nicht  nur  keim  notwendige  Bedin- 
gung für  Wohlfahrtsmaximierung.  Ganz  im  Gegenteil  ist  »Effizienz«  offenbar  eine 
binmebeade  Bedingung  für  die  Verßbiung  des  Wohlfahrtsmaximums.  Daraus  aber  folgt, 
daß  ein  „(iptim/m  optimoruM",  verstanden  als  die  j^/f/r/?~f7//^«' Verwirklichung  maximalen 
Durchsatzes  uad  eines  maximalen  Woiiifahrtsniveaus,  nicht  erreicht  werden  kamt.  ^ 

2.  Optimierung  als  LP-Kalküi 

\\  enn  aber  Wohlfahrtsmaximierunij  so,  wie  die  Klassiker  sich  das  vori^estellt  haben, 
nicht  funktionieren  kann  —  was  dann?  Das  klassische  Optimierungskalkül  tormuliert, 
wie  wir  gesehen  haben,  gleich  ;7;/r/  Betlingungen  erstens  die  Maviniierung  des 
Durchsatzes  auf  dem  W  ege  einer  Maximierung  der  Effizienz  und  in  einem  zweiten 
Schritt  erst  die  K^udmierui^  der  Wohlfahrt.  Dem  liegt  der  Gedanke  zugrunde,  daß  ein 
maximaler  Output  und  damit  ein  maximales  Volkseinkonunen  notwendige  Bedingung 
für  ein  maximales  Wohlfahrtsniveau  ist  Auf  den  ersten  Blick  klingt  das  ja  auch  sehr 
einleuchtend.^^  Wie  wir  aber  gesehen  haben,  stellen  sich  maximales  Volkseinkommen 


^  Zum  gleichen  Etgebi^  wenn  auch  mit  sehr  viel  aufwendigerer  Begröndui^,  kommt  auch  das  Ar- 
row Nrlie  Unmöglidikeitstheorem.  Vgl.  dazu  etwa  die  Zusammenfassung  bei  Luckenbach  1986,  S.  92, 

Fn.  168. 

^  Die  VorsteUung,  daß  man  ^nSebst  möglichst  viel  erwirtschaften  muß,  um  danach  möf^chst  viel  zu  ver- 
teilen zu  haben,  ist  n  uiirlu  li  JurcH  uiui  clurth  hctriili^w  inschaftlicli  gedacht.  X'olkswirtschaftlich  gesehen 
etgpben  sich  Prouluktion  und  Verteilung  aber  als  simuiuner  Prozeß,  was  nicht  zuleui  bedeutet,  daß  die 
Verteilang  Einfluß  auf  das  Produktionsniveau  bat.  Sdbst  auf  Untetnehmensebene  läßt  sich  beides  nicht 
so  deutlich  trcniun.  wie  man  vielleicht  meinen  könnte.  Wäre  es  anders,  biäuchtcn  wir  beispielsweise  kei- 
ne „EffizienzlohnthLoric".  Aul"  volkswirtschaftlicher  F^hcnL-  spiepclt  sich  diese  N'orstcllung  allerdings  un- 
gebrochen in  der  üblichen  Unterscheidung  zwischen  prinzipiell  ..produktionsoricnticrtcr"  Wirtschafts- 
politik und  eher  „vertcilungsorientierter"  Sozialpolitik  wider.  Wenn  Produktion  und  Verteilung  aber  tat- 
sächlich simultan  ablaufen,  dann  wäre  eine  solche  Aufteilung  der  „Politildcldcr"  durch  und  durch  ver- 
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und  maximales  W'ohlfahrtsniveau  in  Abhängigkeit  von  einem  VerteilungsmaI5  bei  zwei 
verschiedenen  Punkten  ein.  liine  „eftlzienzneutrale"  Umverteilung  ist  somit  unmög- 
lich. Damit  aber  ist  ein  maximales  Volkseinkommen  iiicht  nur  ktint  notwendige  Be- 
dingung für  ein  maximales  Wohlfahrtsniveau,  sondern  -  ganz  im  Gegenteil  -  es  ist 
hinreichende  Bedingung  für  die  Verfebüing  des  maximalen  Wohlfahrtsniveaus»  jeden- 
falls im  Sinne  des  klassischen  Kalküls.  Demnach  müßte  sich  eine  Volkswirtschaft  ent- 
scheiden, ob  sie  entweder  das  Volkseinkommen  maximieren  will  oder  aber  das  Wohl- 
fahftsniveau.  Das  eigentliche  Problem  des  klassischen  Optimierungskalküls  scheint 
mir  zu  sein,  daß  es  versucht,  das  Wohltahrts/z/Vw///  jeweils  innerhalb  einer  i,^egcl)enen 
Rechnungsperiode  zu  maximieren  und  dabei  den  Perioden\  ergleich  und  folglich  auch 
die  '^'dti^dttvctsenlwicklung  aus  den  Augen  verliert  bzw.  gar  nicht  erst  sieht. 

Versuchen  wir  also,  das  Maximierungsproblem  aut  anderem  \X  egc  zu  leisen,  indem  wir 
es  als  LP-Kalkül  formulieren.^^  Demnach  würden  die  Bedingungen  lauten:  Suche  in 
der  Mengp  aller  wohlfahrtsentwicklungskonformen  Ergebnisse  den  maximalen  Durch- 
satz. Oder,  formal: 

(1)  Maximiere  -  bei  gegebener  Faktorausstattung  -  den  Durchsatz 

(2)  Verletze  dabei  keine  der  Nebenbedingungen 

Die  erste  Bedii^^mg  entspricht  dabei  ganz  dem  klassischen  Kalkül.  Der  Unterschied 
liegt  also  allein  in  der  zweiten  Bedingung.  Allerdings  ist  die  erste  Bedingung  noch  et- 
was  unzweckmäßig  formuliert.  Vorteilhafter  ist  es,  das  Optimierungsproblem  in  den 
Grenzen  geschlossener  Polygonzüge  zu  definieren.  Als( )  formuliert  man  üblicherweise 

umgekehrt  eine  Mimmkmngs-l&ctXm^n^.  Wenn  wir  den  Durclisatz  -  was  nur  sachge- 
recht ist  -  produktionsseitig  auffassen,  ergeben  sich  die  i3edingungen  wie  folgt: 

(1)  Definiere  einen  hypothetischen  maximalen  Güterberg  für  die  Folgeperiode  (K,") 

(2)  Krzeuge  in  der  l  olgeperiode  einen  tatsächlichen  Güterberg  (K,)  dergestalt,  daß 
der  Abstand  zu  (V"  )  minimal  wird 

(3)  Verletze  dabei  keine  der  Nebenbedingungen 


fcliii.  Wir  werden  aui  diesen  Punkt  in  den  ivapiteln  IL.  [»Opttonttii)  und  F.  (»Okun's  Piptline»)  noch  zu- 
fückkommen. 

^  Daß  man  OptimiiTunirsprohli-nu'  Sdlcliir  An  nur  iiuf  difsini  Wigf  sinnvoll  Icisi-n  kann,  konnten  die 
Klassiker  noch  nicht  wissen.  Das  entsprechende  Verfahren  („lineare  Opumicrung"  bzw.  „liaciirc  Pru- 
granunicning"  bzw.  J^-KsSkSSt^  wurde  erst  1939  von  Kantorovich  (in  deutscher  Transkripdon:  Kunto- 
rowitsch)  eingeführt  -  und  ^'un.iihsr  Auch  nur  im  R:ihnu-n  c-iiK"^  X'ortr.iucs  an  der  Leningrad  State  Uni- 
versitj'  (vgl.  dazu  das  Vorwort  von  .Marchenko  in  Kaniorovich  1939,  S.  366  f.,  bzw.  S  367,  Fn.  1).  Breite- 
ren (westlichen)  Fachkreisen  zugänglich  wutde  es  erst  durch  eine  VerÖffentHdrang  in  Manaffiuent  Sdemr 
im  Jahre  1960  (Kantorovich  1939  im  literatacvetzeichnis).  Auch  in  Samuclson's  Fo/indafio/if  oflli-onomk 
Aiiülysis  (Samuclson  1947)  wird  ^Linear  T^rogramming«  erst  in  der  linlarsed  lidition  (1983)  behandelt  -  als 
eine  von  einigen  ,,post-1947  dcvclopmcnts  in  modern  analytical  economic«"  (Samuclson  1947,  S.  440). 

K.inn)r<)\  ich  war  übrigens,  ebenso  wie  John  Nash,  in  erster  Linie  Mathematiker,  und  wurde  ebenfiüls 
—  sehr  viel  äiihcr  noch  als  Jolin  Nash  (1994)  —  mit  dem  Wirtschaftsnobdprcis  geehrt  (1975). 
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Auf  diese  Weise  definiert,  ergibt  sich  die  Lösungsmenge  des  Ll^-Kaiküls  in  einer  Gra- 
phik wie  fulgt: 


Vi 


Abb.  1(h  OptiRiieningals  LP-KalkuJ 

Ausgangspunkt  sei  wiecierum  c\n  in  der  Retcrenzperiode  gcucl)ener  Durclisatz  (^0) 
und  eine  gegebene  Verteilung  A  (v,o  />'2o).  Weiterhin  sei  ein  „hypothetischer^  maxima- 
ler Durchsatz  für  die  Fulgcpcriode  (Y")  definiert.  Ein  solcher  hypothetischer  Durch- 
satz läßt  sich  ohne  weiteres  fiesdegen,  indem  man  etwa  den  Potentialouiput  zugrunde 
1^  So  könnte  man  in  Deutschland  beispielsweise  ein  Wachstum  von  5%  ansetzen  - 
in  China  laue  der  Referenzwert  zur  Zeit  hei  eher  10%  oder  12%.  Dabei  ist  dieser  Refe- 
renzwert für  das  LP-Kalkül  aber  in  keiner  Weise  kritisch.  Er  dient  ausschließlich  dazu, 
die  Maximicrungshcdin!:ung  in  eine  Minimicrun^sbcdini^unu;  zu  überführen.-''"  Unter 
diesen  Voraussetzungen  ergibt  sich  der  übliche  Polvgorixug  als  Lösungsnienge  des  LP- 
Kalküls,  im  vorliegenden  Fall  alsrj  das  schraffierte  Dreieck.-^''  Dabei  ergeben  sich  die 
Grenzen  des  Dreiecks,  also  die  Strecke  y^"Y^"  per  Setzung,  die  Horizontale  und  die 
Vertikale  ab  Punkt  {A)  ergeben  sich  aus  der  Definition  von  »Wohl^hrtsentwicklung«. 
Auf  diese  Weise  wird  es  möglich,  den  Durchsatz  zu  maximieren,  ohne  dabei  perstdis 


Man  könnte  also  ebenso  gut  für  China  oder  für  Deutsdiland  einen  empirisch  völlig  unrealistischen 
Wert  von  beispielsweise  100%  einsetzen  oder  meinetwegen  sogar  noch  mehr.  Darauf  kommt  es  über- 
haupt nicht  an. 

Die  I'ormulicrung  des  „hj-pothctischcn"  Outputs  dient  also  lediglich  dem  Zweck,  von  vorneherein 
einen  geschlossenen  Pc^gonzug  als  potentielle  Lösui^menge  eaeag/ea  zu  können,  ^voh/taan  das  Pfo- 
dulctionscigcbnis  ex  ante  noch  nicht  kennt 
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Wohltahrrsmaximum  zu  \'crfch!cn  —  wie  das  im  klassischen  Kalkül  regelmäßig  der  I'all 
ist.  Aus  einer  von  \ornchcrein  miloslhinn  Autgabenstellung  ist  damit  eine  Aufgaben- 
stellunggeworden, die  einer  Lösung  zumindest  grundsäulich  zugiinglich  ist.  ^Vllerdings 
arbeitet  das  LP-Kalkül  auch  sehr  viel  bescheidener  und  versucht  gar  nicht  erst,  !(a>ei 
Zidvaiiablen  gleichzeitig  zu  maximieren.  Vor  allem  unterstellt  es  nicht,  daß  die  erste 
Zielvatiable  (maximale  Effizienz  bzw.  maximaler  Output)  notwendige  Bedingung  für 
die  zweite  21ielvaflable  (maximales  Wohlfahrtsniveau)  ist.  Maximiert  werden  soll  allein 
der  Güterbecg.  So  etwas  wie  ein  „Wohlfahrtsmaximum"  ist  dabei  gar  nicht  erst  defi- 
niert. 

Was  allerdings  im  Rahmen  der  Nebenbedingungen  gefordert  ist,  ist  die  Einhaltung 
des  einmal  erreichten  W'ohlfaliri^nu  eaus  in  der  (iLuv^^rc^i erteil  Version  -  also  für  jeden 
ein;^elnen  Haushalt.  Zumindest  modclltcchnisch  ist  genau  das  ja  auch  die  7,u  erfüllende 
.'\ntorderung.  Somit  wäre  also  zum  Beispiel  Punkt  {Li)  ein  1  .Icincnt  der  Losungsmenge 
-  ebenso  wie  etwa  Punkt  {ff)  als  GrenzfidL  Punkt  {B')  dagegen  wate  definitiv  km 
Element  der  Lösungsmenge  -  auch  wenn  er  auf  einem  noch  höheren  Output-Niveau 
litten  mag.  Das  könnte  auf  den  ersten  Anschein  irritieren  —  ist  aber  typisch  für  Opti- 
mierungsprobleme. »Optimierung«  bedeutet  ja  nidits  anderes  als  „Maximierung  unter 
Nebenbedingungen".25''  Folglich  sollte  man  sich  tunlichst  klarmachen,  was  genau  man 
eigentlich  maximieren  möchte  -  hier  also  entweder  6,ea  Güterberg  0i/(?rdie  Wohlfahrt  — 
und  was  die  jeweils  einzuhaltenden  Nebenbedingungen  sind. 

3.  Fazit 

Zusaninietitassend  für  diesen  Abschnitt  bleibt  tcst/uhalten,  daß  die  Suche  der  Klassi- 
ker nach  dem  „optinmui  (iptn>/(>nti>i"  wkXm  funktionieren  kiniiK  weil  maximaler  Durchsatz 
und  maximale  \X  ohltahrt  unabänderlich  auseinandertalien  iiinssoi.  Insotern  gleiclien 
alle  einschl^i^gen  Bemühungen  ein  wenig  der  Suche  nach  dem  Stein  der  Weisen  oder 
auch  dem  Heiligen  GraL  Gleichwohl  ist  es  aber  möglich,  im  Rahmen  eines  LP-Kalküls 
den  bestmöglichen  Durchsatz  anzustreben,  ohne  dabei  das  Wohlfahrtsentwicklui^ziel, 
das  hier  als  reine  Nebenbedingung  auftaucht,  zu  verletzen.  Im  Zweifel  kann  das  aber 
bedeuten,  daH  ein  „an  sich**  theoretisch  möglicher  noch  höherer  Durchsatz  (wie  auch 
immer  man  den  besdmmcn  wollte)  //mv^/ erreicht  werden  kann.  Immerhin:  Das  Opti- 
mierungskalkül ist  nicht  per  se  unlösbar. 

IV.  Fazit 

Zusammentassend  für  das  Kapitel  bleiln  festzuhalten,  daß  das  -  für  den  Zcilmiim  cr- 
gleich  maßgebliche  —  disn^regier/e  \\  ohlfahrtsniveau  einer  Volkswirtschaft  nur  als 


"  Oder  natiirlit  Ii  zxich  -  je  nach  Aufgabenstellung  -  »Min/wit-noii;  unTcr  Ncbcnbctiingiingcn«.  Wir  haben 
oben  die  Konl'usion  bzw.  die  unscharfe  Unterscheidung  der  Klassiker  zwischen  „Optimierung"  und 
„Maximicrung"  hötlichcrwcisc  als  Trage  des  Sprachgebrauchs  abt;ctan.  .Aus  einer  etwas  strengeren  Per- 
spektive heraus  scheint  es  mir  indessen  nicht  allzu  unwahrscheinlich,  daß  ein  ervvas  saubererer  Sprachge- 
bcaucb  durchaus  hätte  dazu  beitragen  köimen,  wenigstens  einige  der  g|x>bcrcn  Irrtümer  zu  vermeiden. 
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Vektoiausdruck  formuliert  werden  kann.  Zwar  ist  es  möglich,  mit  WFN^ 

«yy  ein  aggre^rUs  Wohlfahrtsniveau  in  handlicher  Form  zu  definieren.  Allerdings 
eignet  sich  das,  wie  wir  gesehen  haben,  nur  für  einen  Z^/jö/sfffyfe/ -Vergleich,  also  eine 
Qucrschnittsuntcrsuchung.  Über  die  Anhebung  dieses  Niveaus  —  also  die  \X ohlfahrts- 
etitwicklKN^-  sieb  nur  insofern  eine  Aussage  treffen,  als  man  die  beiden  Niveaus 
zunächst  /  r/^V/r/!  // \  crglcicht  (notwendige  Bedingung)  und,  falls  der  Vergleich  nicht  un- 
enischeidbar  ist,  in  einem  /weiten  Schritt  die  beiden  Vektoren  im  Rahmen  der  Be- 
tragssununennorm  skaiar  vergleicht.  Dabei  spricht  die  höhere  Betragssummennorm 
für  das  höhere  Wohlfahrtsniveau.  Den  skalaren  Vergleich  kann  man  dabei  auch  als 
Wachstum  des  Volkseinkommens  interpretieren  —  mcbt  aber  als  Wachstum  des  Wohl- 
fahrtsniveaus. Würde  man  dagegen  Wohlfahrtsentwicklung  allein  über  das  Wachstum 
des  Pro-Kopf-Einkommens  definieren,  überspringt  man  die  notwendige  Bedingung 
und  verfehlt  damit  zu  messen,  was  man  eigentlich  messen  möchte, 

Fine  Definition  über  die  „Renten"  hingegen  ist  (in  der  tauschbezogenen  Variante) 
entweder  außcrordenrlich  sperrig  oder  mifk  (in  der  produktionsbezogenen  Variante) 
im  lirgebnis  ohnehin  nur  die  \\  irtschaftsleistung  -  die  man  auf  herkonuiilichem  Wege 
sehr  viel  einfacher  bestimmen  kann.  \'on  daher  ist  sie  zumindest  überflüssig.  Hinzu 
konunt,  daß  das  Rentenkonzept  nur  einen  Zvitpunktvergkich  vornimmt:  Stehen  sich  die 
Tauschpartner  durch  die  jeweilige  Transaktion  besser?  Im  Zweifel  natürlich  immer. 
Um  aber  Wohlfahrtsentwicklung  zu  messen,  ist  ein  inUrUmporakry^t^&i^  erforder- 
lich. Das  folgt  schon  aus  der  oben  vereinbarten  Definition  von  »Entwicklung«  als  „ge- 
richtete Veränderung  in  der  Zeit".  Der  intertcmporaJe  Vergleich  ist  letztlich  auch  das, 
was  den  sprichwörtlichen  „Mann  auf  der  Straße"  interessiert.  Auch  in  der  Literatur 
klingt  dieser  Aspekt  gelegentlich  an.  So  heißt  es  etwa  bei  Berger  und  Offc: 

Die  25  Jahre  wirtschaftlicher  Prosperität  nach  Hndc  des  Krieges  waren  eher  der  Ausnahmetall  als  die 
Regel  kapitalistischer  Entwicklung^.  [...J  hinc  Reihe  vun  die  Nachfrage  und  das  Angebot  nach  Arbeits- 
kiaft  beeiiiflus«eaden  Entwickhingen  Speechen  eher  dafür,  daß  nun  die  „fetten  Jahre  vorüber"  sind.'''' 

Was  g^au  aber  war  denn  „fett"  an  der  Zeit  zwischen  1950  und  1975?  Das  Volksein- 
kommen lag  damals  wesentlich  niedriger  als  heutc^^i  Heute  leben  w  ir,  xumindest  im 
statisdschen  Sclmitt,  doppelt  "s-o  „fett".  Der  eigendiche  l  'nterschied  besteht  wohl  eher 
darin,  daß  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  damals  vergleichsweise  stnhi!  unt}  die  Ent- 
wicklung ii//f ii'ij'r/sj^t  n'i/t/f/ WTir.  Aut  das  ahsoluri.  Ni\  eau  kommt  es  demnach  offenbar 
weniger  an.-''-  Nachdem  wir  nun  die  Anforderungen  an  Woiilfahrtscntwicklung  for- 


»>  Bcrgpr/Ofifc  1982,  S.  354. 

2'''  D.\s  preisbereinigtt.'  Bruttoinlandsprodukt  hat  sicli  im  Zeitraum  \  ()n  l')"^*)  his  2unS  mu  fincni  F;iktot 
von  2,3  mehr  als  verdoppelt.  Das  gleiche  gilt  auch,  wenn  man  die  tLnt\v  icklung  pro  binwohner  betrach- 
tet: In  diesem  Fall  ergibt  ddi  ein  Faktor  von  immerhin  noch  2,1.  Das  cntspncht  einer  mittleren  Wachs- 
tumsratc  von  2,2%  bzw.  2,0"/«.  1.  >  ;  S:  iristischc--  Huiulvsamt  2008,  Blatt  1.4.  (am  leichtesten  lassen 
sich  die  Faktoren  dabei  über  einen  X'crglcich  der  MciJzahlcn  bestimmen). 

^  Das  „empfundene"  W'ohlfahrtsnivcau  scheint  demn.ich  nicht  allein  eine  l'unkrion  des  Haushaltscin- 
kommens  an  sich  zu  sein,  s. nuicm  zu  einem  nicht  geringen  Teil  auch  eine  Funktion  der  erwarteten  Ein- 
kommensentwicklung. Micht  zuletzt  dieser  Punkt  scheint  mir  dafür  zu  sprechen,  die  Wohlfahrtsent- 


malisicrr  und  dabei  i^cschcn  haben,  dafj  es  unbedingt  auf  den  N'ergleich  der  lUstivjireßier- 
tcii  \\  ohlfahrtsniveaus  ankommen  muIJ,  wollen  wir  im  nächsten  Schritt  untersuchen, 
ob  freie  Markisteuerung  absehbar  in  der  Lage  ist,  diese  Anforderungen  zu  erfüllen. 


wicMiing  im  Auge  zu  behalten  und  nicht  (nur)  zu  versuchen,  daß  Wohlfahrtsniveau  in  einer  gegebenen 
Rechnungspetiode  zu  maximieten. 
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C.  Woliifahrtscntwicklung  bei  freier  Marktsteuerung? 


Let  US  be  honest 
Howtnuch  ini  iii  ilo  \VL-  know 
about  the  market  process 
than  Adam  Smith  knew 
that  is  of  pnicriciil  rclevancc? 
James  M.  Btuhaiuui^^ 


Fassen  wir  noch  einmal  zusammen:  \\ Ohltahrtscntwickkins»  im  detlnicrren  Sinne  laßt 
sich  nur  in  einem  zweistufigen  Verfaliren  prüfen.  Im  ersten  Schritt  ist  zu  untersuchen, 
ob  sich  das  Wohlfahrtsniveau  auf  ordinalem  Skalenniveau  überhaupt  entseheidbar'vtt- 
ändert  hat,  ob  also  nach  (80)  analog  gilt:^** 

(107)       a  Po 

Demnach  ist  es  also  erforderlich,  daß  die  Einkommen  der  Haushalte  im  Übergang  von 

der  Referenzperiode  zur  Polgcpcriodc  (p, )  unstei<jen  oder  zumindest  nicht  sin- 
ken. Dabei  haben  wir  gesehen,  daß  diese  Bedingung  im  Grunde  eher  konservativer 
Narur  isr  und,  zumindest  hei  pragmatischer  Handhabung,  lediglich  die  Formalisierung 
eines  für  jede  X'olkswirtschatt  völlig  unstrittigen  l'rogramms  bedeutet.-^^ 

Wenn  diese  Bedingung  erfüllt  ist»  aber  nur  dann,  können  wir  die  Wohlfahitsentwick- 
lung  nach  (85)  sogar  auf  metrischem  Skalenniveau  bestimmen.  Dabei  gilt 


(108)    WFN^:J^'\;^  =^i^.y 

Falls  die  erste  Bedingong  (als  notwend^  Bedingung)  aber  nicht  erfüllt  ist,  können  wir 
zwar  immer  noch  das  Wachstum  des  Volkseinkommens  bestimmen,  das  wir  auch  als 

Wachstum  des  cißji^re stierten  (statistischen)  Wohlfalutsniveaus  bzw.  des  Wohlfahrtsni- 
veaus der  Volkswirtschaft  interpretieren  können.  Ober  das  disa^ii^rc^iciic  W'ohlfiahrtsni- 
veau,  also  die  Fnrw  ickiung  der  Wohl  Fahrtsniveaus  der  einzelnen  hl/uishiii!;',  können  wir 
in  diesem  Falle  aber  nur  sagen,  daß  es  sich  nicht-entscheidbar  verändert  hat.  Das  Er- 


Gefunden  im  Mutto  bei  Streit/ Wcgncr  1995  b,  S.  29.  Das  Urigmal  findet  sich  bei  Buchanan  1980, 
S.  14.  (In  der  Ausgabe  2008  findet  sich  Seite  14  des  Aufsatzes  auf  Seite  66  des  Buches). 

2W  In  (SO)  h,ilu-ii  wir  ein  «ff/A:^^«/ Wohlfahltsniveau  di-finicrt.  Ilierdag^n  geht  es  Ictliglidi  um  t-incn 
tntstbtidbann  Vektotvetgleich.  Dafür  aber  ist  es  hinreichend,  daß  die  Vektoren  zumindest  gleich  groß 
sind.  Demnach  notieren  wir  (80)  zweckmäßigerweise  (nur)  annU^g.  Entsprechend  läßt  sich  (107)  in  der 
„Glcich"-Variantc  als  thcorL-TisclKr  (ircn/rall  von  Wohl  fahrt  sc  n  twicidiaig  intBiprctieren,  also  einem  für 
sämtliche  C)  Haushalte  einer  V'olkswirtschait  unveränderten  Einkommensniveau. 

Mit  „pragmatischer  Handhabung"  ist  dabei  -  wie  in  Kapitel  B.  (»W'ohljtihri-')  ausgeführt  -  gemeint,  daß 
eine  mögliche  Verschlechterung  der  Einkoinmcnssituation  einzelner  Haushalte  allenfalls  erratisch,  kei- 
nesfalls aber  systematisch  (im  Sinne  von  „durch  die  Syscemsteuetung  bedingt")  vorkommen  darf. 
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gehnis  der  betrachteten  Rechnungsperiode  wäre  damit  aber  nicht  \vc)hltahrtsent\vici<.- 
lungskontorm  im  defmiertcn  Sinne.  Damit  stellt  sich  die  1-rage,  ob  wir  von  freier 
Markistcuerung  erwarten  können,  daß  sie  sich  absehbar  wohlfahrtscniwicklungskon- 
form  auswirkt.  Die  Antwort  sollte  sich  auf  dem  Arbeitsmarkt  finden  lassen,  und  zwar 
aus  zwei  Gründen:  Erstens  sind  die  Arbeitseinkommen  die  mit  Abstand  wichtigste 
Einnahmequelle  des  Löwenanteils  der  Haushalte.  Dies  gilt  vor  allem«  wenn  man  be- 
denkt, daß  nicht  nur  Einkommen  aus  unselbständiger  Arbeit,  sondern  auch  l^nkom- 
men  aus  selbständiger  gewerblicher  bzw.  freiberuflicher  Tätigkeit  bei  kaufmännischer 
Kalkulation  überwiegend  Arbeitseinkommen  sind.  Zweitens  bleibt  zu  beachicn,  tlaß 
sich  Produktivitätsfortschritte  zunächst  einmal  als  Zinseinkommen  {Y^'' )  oder  Gc- 
winneinkommen  (Y'''  )  niederschlagen  mul  erst  dann,  gewisscrniaßcn  in  einem  zwei 
ten  Schritt,  auf  dem  W  ege  einer  Lohnerhöhung  als  Arbeitseinkommen  fy  '^  )  vcrreilr 
werticn  koniiLn  -  oder  eben  aucli  nicht.-*'''  Ob  die  I  rüchte  des  ProdukuvitaLstt>rt- 
schtittes,  der  ja  die  einzige  bedeutsame  Quelle  jeder  Steigerung  des  Wohl&hrtsniveaus 
ist,  auch  bei  den  Haushalten  „ankonrnien**,  entscheidet  sich  bei  freier  Marktsteuerung 
also  in  erster  Linie  auf  dem  Arbeitsmarkt 

I.  Umbruch  auf  makrofikonomische  Kenngahlen 

Wie  wir  im  letzten  Kapitel  gesehen  haben,  versucht  das  klassische  Optimierungskalkül 

zwar,  die  Wohlfahrt  (oder  genauer:  das  Wohlfahrrsniveau)  zu  maximieren,  „denkt" 
dabei  aber  nur  innerhalb  der  jeweils  gegebenen  Rechnungsperiode.-''"  Abgesehen  da- 
von, daf^  wir  auf  diese  Weise  ohnehin  nicht  vorgehen  können,  ist  das  klassische  Opti- 
mierungskalkül für  die  Beiu'teilung  cHier  nu")glichen  W Ohltahrtsentwicklung  schon 
deshalb  nicht  geeignet,  w  eil  der  Begrit  t  »l  'ntw  ieklung«  einen  Zeit/v,7.'w\  crgleich  vor- 
aussetzt.- ^  Sehr  viel  besser  geeignet  ist,  wie  wir  gesehen  haben,  das  LP-Ralkul.  iiier 
ergibt  sich  der  Zeitraumveigleich  problemlos  aus  den  Nebenbedingungen  —  also  der 
Forderung  daß  sich  das  Wohlfahrtsniveau  überhaupt  erst  einmal  M/IrrMt/Ädr  verändert 
haben  muß,  bevor  wir  eine  Maximierung  anstreben  können.  Eine  mögliche  „Schwach- 
stelle" des  LP-Kalküls  li^  dabei,  wie  wir  ebenfalls  gesehen  haben,  in  dem  Umstand, 
daß  es  zumindest  unerfreulich  wäre,  wenn  wir  bis  zum  Abschluß  einer  Rechnungspe- 


Hier  siilkn  nii>t;!ichc  Cjcwinncinkommcn  explizit  bciücksichcipt  und  .lusilrücklich  von  Zinscinkommcn 
unterschieden  weiden.  Anders  /um  Beispiel  Mankiw,  der  Gewinneinkommen  im  Ergebnis  für  nicht- 
existeot  etkiflit  und  den  „Untetndunefgewinn"  als  „bachhfllterischen  Gewinn"  definiert  und  damit  die 
Sutnnu'  :)us  Zins-  und  Gcwinneinkoinnien  mt-inr.  Da  <l;is  Gi  v.  iiinfinkommi-n  gleich  Null  giserzi  wird, 
entspricht  der  Untcrnchmergewmn  demnach  dem  Zinseinkummen.  Üblicherweise  sind  es  aber  die 
Haushalte,  die  Kapitahnittd  zur  Verfi^ng  stellea,  und  nicht  die  Unternehmen.  Mankiw  ignodeit  diesen 
Punkt  ^illerdiiigs.  iiuieni  er  luh  iiiptet:  „In  der  Realität  g^ört  den  Unternehmungen  meist  jedoch  auch 
das  eingeseute  Kapital."  (Mankiw  2Ü03,  S.  64). 

Der  Begriff  »Maximierung«  läßt  sich  grundsätzlich  entweder  2ei^««ifc/bczogcn  oder  aber  zeit- 
ra«fflrbczogcn  auffassen,  wobei  letzteres  bedeutet,  eine  möglichst  gtoGc  Wacbstumsnte  einet  g^benen 
Größe  anzustreben. 

*^  Das  ergibt  sich  bereits  aus  der  Definition  von  »Lnt\;^icklung«  als  „gerichtete  Veiindetung  in  der  Zeit". 
Somit  setzt  Entwickluf^  zwii^end  einen  Zeitvetj^eich  voraus  und  damit  die  Betrachtung  von  zumindest 
^vw  Rcfdinuflgspedoden. 
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riodc  warten  mü(5rcn,  um  dann  —  erst  nachträglich  -  entscheiden  zu  können,  oh  die 
Nehenbedinuuni»en  im  Laufe  der  aktuellen  Rechnungsperiode  eingehalten  wurden 
oder  nicht.  \X  ir  brauchen  also  zwcckmäßigcrwcise  geeignete  Keimzahlen  für  die  Pro- 
^eßs/eueruttg.  Anders  ausgedrückt:  Wir  brauchen  Pnt^Jh'ariablea^  anhand  derer  sich  schon 
im  laufenden  Prozeß  beurteilen  läßt,  ob  der  wirtschafdiche  Kurs  wohlfahrtsentvnck- 
lungskonform  ist  oder  nicht.^  Dabei  sind  die  einzuhaltenden  Bedingungen,  cum  fftm 
saiiSy  recht  überschaubar.  Es  sind  im  ^inzen  nur  drei 

1.  Steigende  Arbeitsproduktivität 

Zunächst  ist  zn  fordern,  daß  im  Laufe  des  Prozesses  die  Arbeitsproduktivität  (a)  zu- 
nimmt, daß  also  gilt 

(109)  Bedingung  [1]:  ä\>(m 

Ein  Anstieg  der  Arbeitsproduktivität  ist  uohrt-ndiff  Bedingung  für  W'ohlfahrrsentwick- 
lung,  weil  ohne  steigende  Arbeitsproduktivität  der  Güierberg  bei  gegebenem  Arbeiis- 
volumen  nidit  wachsen  kann  und  ohne  wachsenden  Güterberg  kein  Haushak  ein  hö- 
heres Einkommen  haben  könnte,  ohne  daß  ein  anderer  Haushalt  gleichzeitig  ein  ge- 
ringeres Einkommen  hätte.  Kurzum:  Steigende  Arbeitsproduktivität  ist  die  entschei- 
dende Voraussetzung  dafür,  daß  „der  Kuchen*'  pro  Kopf  größer  wird. 

Man  könnte  das  reladv  einfach  begründen,  indem  man  von  den  Definitionsgleichun- 
gen  für  das  Pro-Kopf-Einkommen  {y)  und  für  die  Arbeitsproduktivität  {a)  ausgeht. 
Demnach  gilt: 

(110)  y:-^ 

und 


Dabei  ergibt  sich  aus  der  Gleichsetzung  von  (110)  und  (1 1 1) 

(112)  y-a 

und  somit  dynamisiert: 

(113)  jf-fl 


^  Bei  vincni  einzelnen  L'nrernehmen  ■-TeKr  sich  diese  I  r  i.'e  nicht.  Wenn  zum  Beispiel  bekannt  ist,  daß 
soundso  \'it:lc  Maschinenstiinden  unil  soundso  viel  Aibeitsvolumen  zur  Verfügung  steht,  dann  kann  ein 
einzelnes  Unternehmen  diese  Vorgaben  rein  technisch  gar  nicht  ignorieren.  Bei  der  Betrachtung  einer 
ganzen  Volkswirtschaft  mit  dezentraler  Marktsteuening  gestalten  sich  die  Verhältnisse  aber  durchaus 
kompliziotier. 
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Das  Pro-Kopt-Hinkommcn  würde  demnach  mit  der  gleichen  Waclisrumsnire  ansrei- 
gen  wie  die  Arbcirspn  )dukrivit;it.  Wie  aber  sind  diese  drolkn  zu  inreq^rerieren?  So- 
wohl das  Pro-Kopt"  Einkommen  also  auch  die  Arbeitsproduktiv  ität  ergeben  sich  als 
Quorient  aus  Durchsatz  {¥)  und  -  was  genau  soll  (N)  hier  eigentlich  bedeuten?  In 
(1 10)  ist  der  Durchsatz  als  Volkseinkommen  zu  interpretieren  und  (A^)  als  die  Wohn- 
bevölkerung. Entsprechend  ec^bt  sich  das  Pro-Kopf-Einkommen.  In  (III)  dagegen 
ist  der  Durchsatz  als  Output  zu  interpretieren  und  (A^)  als  Anzahl  der  Erwerbstätigen. 
Entsprechend  ergibt  sich  die  Produktivität  pro  Erwerbstätigem.  Offenkundig  unter- 
stellt eine  solche  Modellierung  also,  daß  die  gesamte  Wohnbevölkerung  auch  er- 
werbstätig ist  -  was  ebenso  offenkundig  eine  sehr  grobe  Vereinfochung  ist. 

Wenn  wir  die  Zusammenhange  etwas  genauer  befrachten  wollen,  dann  sollten  wir  das 
Pro-Kopt-Hinkommen  als  den  Quotienten  aus  Volkseinkommen  {Y )  und  \\  ohnbe- 
völkenmg  {WB)  definieren,  also: 

(114)  y:=  ^ 

Damit  ergibt  sich  für  die  Wachstumsrate  des  Pro-Kopf-Einkommens: 

(115)  y'Y'WB 

Für  den  Durchsatz  gilt  detinitionsgemiiß 

(116)  Y-.'uN 

und  damit  für  die  Wachstumsrate: 

(117)  Y~ä  +  N 

Das  Arbeitsvolumen  wiederum  ergibt  sich  deHnitionsgemär?  als  das  Produkt  aus  der 
Anzahl  der  Erwerbstätigen  (FT)  und  der  mittleren  jährlichen  Arbeitszeit  pro  Er- 
werbstätigem (//),  kurz  »yVrbeitszeii«,  also^'* 

(118)  N.'ETn 
bzw.  dynamisiert: 

(119)  N^ET  +  n 

Wenn  wir  (1 19)  in  (1 1 7)  einsetzen,  etgibt  sich 

(120) 

-  ä  +  LT  +  n 


Um  nicht  jedesmal  von  „mittlerer  jährüchcr  Arbeitszeit  pro  lirwcrbstätigcm"  sprechen  zu  müssen, 
wollen  w  uns  auf  die  Kufzfbrm  »AibeitszdiK  ventändigen  (v^  dazu  auch  das  »Ver^fitims  dtr  mvat^ai 
Symbole^. 


i  ■  .  ui.L.I  lUll 
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und  damit,  wenn  wir  (120)  in  (1 15)  einsetzen,  für  das  Pro-Kopf-Hinkommen: 
(121) 

'ä  +  ET  +  n-  WB 

Wenn  wir  weiterhin  davon  ausgehen,  daß  die  Mrwerbspcrsoncn  einer  Volkswirtschaft 
(£7^)  in  einem  hinreichend  konstanten  Verhältnis  (^)  zur  Wohnbevölkerung  (WB) 

stehen,  wenn  also  t;ih 

(122)  EP'^'WB 
dann  folgt  daraus: 

(123)  EP^WB 

Die  W  ränderunesrarcn  der  Frwerbspersonen  und  der  Wohnbevölkerung  sind  dem- 
nach also  gleich  -    Nun  gilt  tür  die  Beschättigungsquote  {b)  definitionsgemäß^^ 

FT 

(124)  b:-  — 
^     '  EP 

und  damit,  dynamisiert: 

b~ET-EP 

Wenn  wir  schließlich  (125)  in  (121)  einsetzen  und  dabei  (123)  berücksichtigen,  erhalten 
win 

mä  +  b-^WB  +  n-WB 

A        r  M 

Die  tntwicldung  des  Pro  Kopf- Einkommens  {y)  hangt  also  bei  genauerer  Bcirach- 
tung  nicht  nur  von  der  Entwicklung  der  Arbeitsproduktivität  (a)  ab,  sondern  darüber 
hinaus  von  der  Entwicklung  der  Beschäftigungsquote  (b)  und  auch  von  der  Entwick- 
lung der  Arbeitszeit  (n).  Da  aber  eine  Veränderung  der  beiden  letzteren  Variablen 
zumindest  mittelbare  Wohlfahrtseffekte  mit  sich  bringen  würde  —  sowohl  eine  höhere 


^*  Die  Größe  (9)  eliminiert  sich  aus  der  Rechnung,  weil  die  Veranderungsrate  einer  Konstanten  definiti- 
unsgcmäß  gleich  Null  ist 

^-  Ich  bevorzuge  eigentlich  dun  IJcgrift  »linvcrbstätigcnquote«  statt  »Beschäftigungsquote«  (bzw.  »13c- 
schäftigtcnquotc«),  weil  letzteres  Assoziationen  an  abhängige  „Beschäftigung"  weckt.  Bei  sachgerechter 
Betrachtung  kann  es  aber  keine  Rolle  spielen,  ob  jcmaml  abhängig  „beschäftigt"  oder  selbständig  et- 
weibstädg  ist  Da  der  Begriff  aber  eiogefuhrt  ist,  wollen  wir  es  dabei  belassen. 
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13cschätri^un^sc]uotc■  als  auch  eine  höhere  Arbeitszeit  würden  wenicer  Freizeit  bedeu- 
ten — ,  wollen  wir  im  Interesse  eines  „rein  materiellen"  \X'<)hlf"ahrtsbeu;riffes  im  Rahmen 
dieser  Arbeil  davon  abstrahieren  und  davon  ausgehen,  daf?  sich  weder  die  Beschäfti- 
gungsquote noch  die  Arbeitszeit  im  Beobachtungszeitraum  wesentlich  ändern. 

Damit  aber  gilt 

y  "ii  +  b  +  n 

(127)  -ö+0%+0% 

A 

Die  einzige  Bestimmungsgrolk'  für  die  lAntwicklung  des  Durchschnittseinkommens  ist 
somit  die  Produktivitätsentwicklung.  W  ir  kommen  also  /.um  gleichen  Hrgel)nis  wie  die 
oben  angesprochene,  äußerst  einfache  Rechnung.  Somit  bleibt  festzuhalten,  daß  ein 
Anstieg  der  Arbeitsproduktivität  notwendig?  (wenn  auch  nicht  unbedingt  hinreichen- 
de) Bedingung  für  Wohlfahrtsentwicklung  ist. 

2.  Kdn  Rüdcgang  des  Arbeitsvolumens 

Zweitens  darf  sich  der  Produktivitatsfortschritt  nicht  zu  Lasten  der  Beschäftigung 
auswirken.  Mit  kleinen  Einschränkungen,  die  wir  im  folgenden  kurz  diskuderen  wol- 
len, läßt  sich  das  zu  der  Forderung  verdichten,  daß  das  Arbeitsvolumen  (AT)  nicht 
rückläufig  sein  darf.  Demnach  muß  also  gelten: 

(128)  Bedingung  [2]:  Nl*0% 

Auf  den  ersten  Blick  könnte  diese  1  orderung  etwas  irritierend  wirken.  Bedeutet  ein 
rückläufiges  Arbeitsvolumen  denn  nicht  mehr  Freizeit  und  damit  auch  „mehr 
Wohlstand"?  Zweifellos.  Allerdings  wollen  und  müssen  wir  uns  auch  hier  wieder  auf 
einen  „rein  materiellen"  Wohlfahrtsbegriff  beschranken  und  folglich,  zumindest  an 
diesem  Punkt  der  Untersuchung,  allein  auf  die  matmtüen  Auswirkungoi  eines  rückläu- 
figen Arbeitsvolumens  abstellen.^'  Demnach  läßt  sich  diese  .Anforderung  aus  unserer 
Bedingung  für  den  GrenzfaU  von  Wohlfahrtsentwicklung,  nach  (107)  also 

029)  P,!s6Po 

ableuen.  Daher  müssen  <^//>  Einkommen  ^/fv  Haushalte  im  Periodenvergleich  ansteigen, 
zumindest  aber  dürfen  sie  nicht  rückläufig  sein.  Wenn  wir  vereinfachend  annehmen, 
daß  die  meisten  Haushalte  den  überwiegenden  Anteil  ihres  Einkommens  als  Ar- 
beitseinkommen beziehen,  können  wir  das  Einkommen  tmd  das  Arbeitseinkommen  in 


^  Natürlich  wäre  es  reizvoll,  den  WohlfahrtsbcKriff  weiter  zu  fassen  und  auch  die  verschiedensten  nicht- 
materiellen  \'.ariablen  cinzubczichen.  So  soll  der  Begriff  „Lebensqualität'"  ja  schon  in  den  192l)er  jähren 
von  Figüu  i',epraut  worden  sein,  in  weiser  Selbstbcschränkung  wollen  wir  uns  liier  aber  zunächst  allein 
mit  der  maicriclkn  Uasis  von  „Wohlfahrt"  befassen.  AUefdings  wefdeo  wir  uns  in  den  Kapiteln  E.  (»Op- 
ÜMem)  und  F.  (»Okua  'i  Piptäm«)  mit  möglichen  Konsequenzen  von  mehr  freier  Zeit  näher  befassen. 
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f^urcr  Näherunii  ulcichsctzen.-'^''  Dabei  ergibt  sich  das  Arbeitseinkommen  eines  belie- 
bigen (/)-ten  Haushaltes  iy^*")  aus  dessen  Arbeitszeit  («,)  und  dem  Reallohnsatz 

Somit  gilt  för  den  ganz  überwiegenden  Teil  der  Haushalte: 

(13ü) 

Damit  aber  läßt  sich  der  Hinkommensvektor  (p)  unserer  Bedingung  (107)  in  einen 
Aibeitszeitvektor  (ü)  umrechnen: 

(131)    =t>n^  w  l^ttQ'W'' 
=»ä,  !sflo 

Die  Implikation  in  der  dritten  Zeile  gilt  dabei  nur,  wenn  wir  von  einem  gleichbleiben- 
den Reallohnsatz  in  der  Referenz-  und  der  Folgepenode  ausgehen.  Ansonsten  würde 
auch  eine  Arbeitszdtvetkürzung  mit  Lohnausgleich  die  Bedingung  der  zweiten  Zeile 

erfülk  n.-"'''  Davon  abgesehen  läßt  sich  also  ciiin  grano  salis  sagen,  daß  die  mittlere  jährli- 
che Arbeitszeit  der  Haushalte  (/;  )  nicht  rückläufig  sein  darf,  wenn  der  wirtschaftspoli- 
tischc  Kurs  wohltahrtscnrwicklungskonform  sein  soll.  Gemessen  an  der  Antorderung, 
geeignete  Prozeljvariablen  /u  i>-nliL  rcn,  um  die  I  .eislung^tahigkeit  freier  Marktsteuc- 
rung  in  Hinblick  auf  das  W  ohltalirrscnrw  icklungs;^iel  zu  beurteilen,  ist  die  Bedingung 
in  dieser  Form  (als  Vcktorausdruckj  allerdings  unprakükabel.  W  ir  brauchen  demnach 
eine  handlichere  Kennzahl.  Begnügen  wir  uns  also  mit  der  aggregierten  Version  des 
Arbeitszeitvektors. 


^*  Zwar  machen  die  Arbcitseinkummen,  funktional  gesehen  nur  etwa  zwei  Drittel  bis  drei  Viertel  des 
Volkseinkommens  aus.  So  betrag  die  I.ohnquote  im  Jahre  2008  65,2%  des  Volkseinkommens  und  die 
Afbeitseinkommensquote  (also  die  Summe  aus  der  Lohnquote  uml  der  (juotc  ilcs  kalkulatorischen  Un- 
temdmieilfduies}  73^%  (v^.  etwa  Zahlen  2009,  S.  53).  Allerdings  dürfte  der  Anteil  der  Haushalte,  die 
ein  nennenswerte»  Komplementäreinkommen  (also  Zins-  oder  Gewiimdnkommen)  beziehen,  nur  im 
einstelligen  Prozentberci«. Ii  licgi-n. 

-''^  Dabei  isr  es  natiirücli  etwas  fraewürdie,  '^ier  von  il>ni  Rcalli)hnsat2  auszugehen.  ( >t(Lnkuiu!ie  beziehen 
verschiedene  Haushalte  sehr  verschiedene  Reallohnsacze.  Da  aber  eine  solche  niodelltechnische  \  erein- 
fachung  erstens  nicht  unüblich  und  zweitens  für  die  weitere  Untersuchung  ohne  sonderliche  Bedeutung 
ist,  wollen  wir  es  dabei  belassen. 

^  Beispielsweise  würde  eine  Rcallohncrböhung  von  H*  -3%  bei  einer  Arbeitszeitverkürzung  von 
h  -  -2%  im  Ergebnis  eine  Erhöhung  des  Einkommens  lui  p  - 1%  bedeuten  und  wäre  damit  auch  unter 
Vernachlässigung  von  Freizeicaspekten  im  definierten  Sinne  wohl^rtsentwicklungskonform.  Wir  wer- 
den auf  diesen  Punkt  noch  zurückkommen. 


-  102- 


Dahci  ci  i^iht  sich,  ganz  analog  zu  unserer  Herleitung  des  aggregierten  Wohltahrtsni- 
veaus  nach  (43)^^^: 

(132) 

/V:.|»|,  -2-, 

Das  Arbeitsvolumen  einer  \'r)lks\virtschaft  (A^)  ergibt  sich  also  als  die  Betragssum- 
mennorm  der  mirticrcn  jährlichen  Arbeitszeiten  (n^)  aller  Haushalte  einer  Volkswirt- 
schaft. Anstalt  zu  fordern,  daß  die  \rlieits/cit  für  /(//(/.'  ein/eincn  Haushalt  nicht  rück- 
läufig soll  sein,  wollen  w  ir  uns  mit  der  Forderung  begnügen,  dali  das  Arbeitsvolumen 
insgtsamt  nicht  rückläufig  sein  soll.-'* 

Demnach  muß  also  g^ten 

(133)  iV.IaiVo 

bzw.,  in  der  hier  bevorzugten  Notation: 

(134)  iV!»0% 

Damit  also  hätten  wir  Bedingung  [2J,  wie  wir  sie  in  (128)  formuliert  haben,  substantu- 
iert. 

Betrachten  wir  den  Effekt  probeweise  aus  einer  anderen  Perspektive:  Das  Arbeitsvo- 
lumen (JV)  einer  Volkswirtschafit  ergibt  sich  definitionsgemäß  aus  dem  Produkt  von 
Erwerbstätige  (ßT)  und  mittlerer  jährlicher  Arbeitszeit  pro  Erwerbstätigem  (n),  nach 
(118)  also: 

(135)  Ni^ETtt 


^'  \ut  die  Ikti.iu'^strichc  kiinncn  wir  auch  hier  verzichten,  wenn  wir  ilavi m  ausgehen,  daß  die  Arlicitszcit 
nur  \\  crtt  groikr  Null  annehmen  kann.  Vgl.  tia/.u  aucli  die  Erläuterung  /.u  .\usdruck  {4i)  im  j\lKschnitt 
1. 1.  b)  (»Nut^fimaK  äiur  VathvirtsAt^). 

^  Zwar  verlieren  wir  diilx  i.  v.  ie  hei  ieiler  Aggreg.uion,  Intnrniatii)n.  Gleiclv/eilig  gewinnen  \\  n  :i!ier  mich 
Übersicht.  Falk  man  den  Bcghtf  »Inturmatiun«  in  einem  mcht-technischcn  Sinne  als  „cntscheidungsrelc- 
vantes  Wissen"  auf  (so  etwa  Wöhe  1990,  S.  203,  in.w.N.)  und  definiert  Information  im  technischen  Sin- 
ne als  »D;iteti«.  datin  ktintite  iTian  treffender  formulieren:  „W  ir  \  i  rlit  ri-n  Daten,  .iln  r  wir  ta'winnen  In- 
formation". Zur  technischen  bzw.  kybernetischen  Bedeutung;  des  Begriffes  »Information«  vgl.  etwa  Wie- 
ner 1948,  S.  86  ff.,  zur  entsprechenden  Definition  des  Ikgriffes  »Entscheidung«  vgl.  Wiener  1948,  S.  87. 
yßxt  wollen  diesen  Punkt  hier  aber  nicht  vertiefen  uid  uns  mit  der  Fcststcliuni»  begnügen,  daß  die  Inhatte 
von  Begriffen  wie  »Information«  und  »üntschcidung«  im  technischen  bzw.  kybernetischen  Sinne  sehr 
wenig  mit  den  entsprechenden  Inhalten  in  den  W  irtschaftswissenschaften  bzw.  Sozialwisscnschaftcn  all- 
gemein /u  tun  haben.  Dabei  scheint  mir  eine  Formulierung  wie  ^atenverlust  bei  Informationsgewinn" 
allerdings  die  durchaus  treffendere  zu  sein. 
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In  der  dynamisierten  }rotm  ergibt  sich,  wie  in  (1 19): 

(136)  N'ET+n 

Berücksichtigea  wir  unsere  Bedingung  [2\  aus  (128),  so  ergibt  sich,  wenn  -wir  (136)  in 
(128)  einsetzen: 

(137)  ^  ^ 

Die  bumnic  der  X'cränderungsraicn  der  Anzahl  der  Erwerbstätigen  {ET)  und  der 
mittlerea  jährlichen  Arbeitszeit  (n)  darf  demnach  nicht  n^dv  werden.  Solange  wir 
also  davon  ausgehen  können,  daß  die  Arbeitszeit  (n)  hinreichend  konstant  ist 
(n-0%),  folgt  aus  (137),  daß  die  21ahi  der  Erwerbstätigen  (£7)  »mv^/ systematisch  zu- 
rückgehen darf.^  Allerdings  wäre  auf  dine  Weise  immer  noch  ein  sog.  »Karussell- 
Effekt«  möglich  -  „jede  Person,  die  eine  Stelle  findet,  verdrängt  eine  andere  in  die  Er- 
werbslosigkeit".-^'  Das  al>er  würde  für  die  betroffenen  Haushalte  einen  Einkommens- 
verlust bedeuten  und  damit  ein  I'"r(iebnis,  das  im  definierten  Sinne  ///V/'/ wohlfahrts- 
cntwicklungskonforni  wäre.  Gleichw<)hi  wollen  wir  die  Bedingung  (zusammen  mit  ticn 
beiden  anderen)  als  hinreichend  gelten  lassen.-^'  immerhin  würde  die  Einhaltung  die- 
ser Bedingung  bedeuten,  daß  wir  einen  „Pflock"  eingeschlagen  hätten  gegen  einen  zu 
nehmenden  Rückgang  der  Erwerbstädgkeit  im  Laufe  des  Produktivitätsentwicklungs- 
prozesses. Allerdings  muß  eine  im  Rahmen  eines  Karussell-Effektes  vorübergehende 
Erwerbslosigkeit  durchaus  nicht  zwingend  wohlfahrtsentwicklungswidrig  sein.  Da  wir 
hier  auf  die  Einkommenssituation  abstellen  und  die  Erwerbstädgkeit  nur  Mittel  zur 
Einkommenserzielung  ist,  könnte  man  ein  wohlfahrtsentwicklungskonformes  Eigeb- 

-'  '  Vereinzelt  hat  es  solche  Entwicklungen  allerdings  durchaus  gegeben,  etwa  bei  der  Einführung  der  42- 
Stunden-Woche  für  Bejunte  in  Bayern  im  Jahre  2004.  Erklärtes  Ziel  war  dabei,  5.500  Beamtenstellen  ein- 

zuspurcn.  Dn  es  sich  hier  um  BcamtcnstrlU-n  hundclt,  wird  d;is  /u  .ir  -liclit  /u  riiu-ni  unrnitlclbarcii  Rück- 
gang der  Zahl  der  Hrwcrbstätigen  geführt  haben.  Bei  einer  Neuu-Betrachtung  wird  man  aber  davon  aus- 
gehen dürfen,  daß  damit  5.500  ziuätzliche  Erwerbstät^  auf  den  Arbeitsmarkt  gedrückt  haben  und  so- 
mit, falls  nicht  nllc  crtoli^rcich  waren  (oder  andere  erfo^tcich  verdrängt  haben)  per  Saldo  eben  doch  ein 
Rückgang  der  Zahl  der  hrwcrbstätigen  verbunden  gewesen  sein  dürfte. 

Sf>  die  Umschreibung  von  Knöpfe!  2009,  S.  15.  Allerdings  wird  auch  dieser  Begriff  mehrdeutig  ver- 
wcndvr  Die  (il'CD  ct\v;i  vtrMtht  daruiittr  soaalsmtlichc  Regelungen,  die  es  ,^beitslosen  erlaubte, 
w  icdcrli.  ilt  zwiscilcn  Leistungsbezug  und  Programmtcilnahmc  |.tn  Arbeitsmarktprogrammcnl  hin  und 
herzuwcchscln,  ohne  an  den  freien  Arbeitsmarkt  zurückzukehren."  (CJii.CD  2UU3,  S.  22&j.  „Karussell"  ist 
eben  ein  griffiger  Begriff.  So  gesehen  kann  es  kaum  verwundem,  wenn  damit  mitunter  Bacon'sche 

ijtiorf  rti/f  .üirii/ias  (vgl.  d.izu  oben  ß.  11.  ■U"<ih/fl//irfstn'ii/d'/i<iii''  )  betrieben  w  ird. 

Bei  einer  Aussage  der  Fomi  ^^Afs.B—*Cj  sind  soii'obi  (A)  'lii  mich  (B)  iiolurndige  Bedingung  für  (C).  H/«- 
nuhtnd  ist  erst  die  gleichzeitige  Erfüllung  beider  Bedingungen.  Eine  Aussage  wie  „(A)  ist  notwendig  für 
(C)  und  (B)  ist  hinreichend  für  (C)**  -  eine  Formulierung  abo,  wie  sie  etw»  bei  der  Berechnung  von 
Extrcmwcrien  üblich  ist  -  wäre  demnach  nicht  ganz  zutrefEend  fomiulien.  (ß)  ist  nur  dann  hinreichend 
für  (C),  wenn  :^i(n<khst  Bedingung  (A)  erfüllt  ist.  Zwar  ist  das  in  aller  Regel  so  gemeint.  Hbcnso  gut 
könnte  man  die  Rcihcntwlge  aber  auch  umkehren.  Die  drei  hier  formulierten  Bedmgungen  sind  demnach 
jede  für  sich  iiotu  tndig  für  wohlfahrtsentwicklungskonfonne  Marktsteuerung  und  erst  in  der  Konjunktion 
auch  btnmtbeMd  (bzw.  sollen  hier  zumindest  als  hinreichend  gelten). 
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nis  also  ohne  weiteres  auch  zum  Beispiel  über  Transterzahlungen  herstellen.  Solange 
umgekehrt  Bedingung  [2)  (Arbeitsvolumen)  eingehalten  wird,  wäre  auch  nicht  zu  be- 
fürchten, daß  das  'rransfcrvolumen  unkontrolliert  ansteigen  würde.  Kurzuni:  Unter 
pragmatischen  Gesichtspunkten  werden  wir  uns  also  zumindest  Ho/etis  mhts  mit  Bedin- 
gung [2]  -  also  Nl^Q%m  a^regierterVoxm  —  als  zweiter  Prozeßvariablen  zufidedenge- 
ben  müssen.  Alles  andere  würde  auf  ein  (zumindest  praktisch  g^ehen)  /«r  jv  imlösba- 
res  Problem  hinauslaufen.  Mit  unlösbaren  Problemen  aber  wollen  wir  uns  nicht  weiter 
befassen. 

VollbeschäJtigiiii<i  ist  dabei  übrigens  w/V/// gefordert.  Waruni  nicht?  Weil  ein  Hausli  ilt, 
der  schon  in  der  Referenzperiode  arbeitslos  war,  sich  nicht  verschlechtern  würde, 
wenn  er  auch  in  der  Folgeperiode  arbeitslos  bliebe.  Das  mag  etwas  ,, herzlos"  klingen, 
vielleicht  sogar  /\  nisch.  Allerdings  folgt  das  un.ihweisbar  aus  der  hier  vereinbarten 
Deliniuon  von  >A\  ohlfahrtsentwicklung«.  Solange  das  Arbeitsvolumen  iiuht  rückläufig 
ist,  würden  wir  uns,  auch  ahm  Vollbeschäftigung,  zumindest  im  Randbereich  des  Zlel- 
korridors  eines  wohlfahrtsentwicklungskonformen  Kurses  befinden.^  Zumindest  der 
Grenzfall  von  Wohlfahrtsentwicklungskonfbrmitat  wäre  demnach  also  gegeben. 

Schließlich  bleibt  anzumerken,  daß  auch  eine  ansteig^de  ArbdUlostnqMoU  nicht  aus- 
geschlossen sein  muß.  Die  Arbeitslosenquote  könnte  ja  schon  deshalb  ansteigen,  weil 
—  etwa  au^rund  eines  gestiegenen  Lohnsatzes-**^  -  mehr  Haushalte  auf  den  y\rbeits- 
markt  drängen.  7! war  würde  das  für  die  betroffenen  Haushalte  bedeuten,  daß  sie  ihre 
Einkomincnssituation  nicht  werden  verbessern  kcinnen,  obwohl  sie  das  mit  der  .Auf- 
nahme einer  Rrwerbstatigkeit  gerne  w  ürden.  Allerdings  würden  sie  sich  im  Vergleich 
zur  Referenzpenode  auch  nicht  verschlechtern.  Und  mehr  ist  für  die  hinhaltung  des 
Zielkorridors  nicht  gefordert^^* 

3.  Tendenadell  ansteigender  ReallohnsatK 

Die  dritte  zu  fordernde  Bedingung  schließlich  ist,  daß  der  Reallohnsatz  (w")  in  der 
Tendenz  ansteigt  oder  im  Grenzfall  zumindest  konstant  bleibt  Demnach  muß  gelten: 

(138)    Bedingung  [3]:    w  -  P  :=  w  !a  0% 

Die  Veränderungsrate  des  Reallohnsatzes  (»v" )  ergibt  sich  demnach  als  Differenz  der 
Veränderungsrate  des  Nominallohnsatzes  (w)  und  des  Preisauftriebes  (P).  W  ir  brau- 
chen diese  Bedingung,  da  ansonsten     bei  gegebenem  Arbeits\ olumeii  -  die  1  laus 
haltseinkommen  unmöglich  ansteigen  können.  Im  Grunde  fordert  die  Bedingung  also 


Im  folgcnckti  wdIIcti  wir  ,illc  PuTiktc.  die  sich  ..niirtcn  im  Koniiliu"  befinden,  "Nomvalhill  von  W'ohl- 
fahrtsentwicklungskonformität«  nennen  und  Uie  Punkte  am  Rande  »Grenzfall  von  Wohltahrtsentwick- 
luagskonfocmitit«. 

^  Falls  Keynes  mit  seinem  Konzept  der  arbcitnchmcrscitiucn  „GeldillusicMi"  richtig  liegen  soUte,  würde 

hier  übrigens  bereits  ein  .Anstieg  des  i\'ow/«rf/lohnsatzes  \\  irkung  2eigen. 
^  So  etwas  ist  natürlich  nur  möglich,  wenn  der  Arbeitsmarkt  aufgrund  von  Lohnngiditätcn  oder  aus  son- 
sügen  Gründen  sein  Cilcichgcwicht  nicht  finden  kann.  Allerdings  könnte  es  sein,  iLiß  genau  das  auf  Ar- 
beitsmädcten  eher  die  Regel  ist  als  die  Ausnahme.  Wir  werden  auf  diesen  Punkt  noch  zurückkommen. 
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lediglich,  dal>  ein  Teil  des  Produktivirärstortschrirtcs  auch  bei  /fiifii  Hauslialtcn  „an- 
kommt", die  nur  über  ein  Arbeitseinkommen  verfügen.  Im  Grenztall  ist  dabei  lediglich 
zu  fordern,  dafJ  der  Reallohnsalz  zumindest  iikbt  sinkt. 

Wie  wir  erneut  sehen  können,  sind  die  hier  formulierten  Bedingungen  alles  in  allem 
doch  deudich  konseivaaver  Natur  -  wobei  der  Begriff  »konservativ«  in  der  ursprüngjU- 
chen  Bedeutung  mit  „bewahrend"  umschrieben  werden  konnte.  Das  soll  natürlich 
nicht  bedeuten,  daß  eine  weitetg^ende  Steigerung  des  Wohlfiihrtsniveaus  nicht  wün- 
schenswert wäre.  Allerdings  soll  es  hier  nicht  darum  gehen,  was  ich  (oder  sonst  je- 
mand) für  wünschenswert  halten  mag.  Uns  soll  es  hier  allein  um  die  Zielkonformität 
der  W'irtschaftscntwickluny;  gehen.  Dabei  bedeutet  Zielkonformität  im  definierten 
Sinne  aber  zunächst  einmal  nur,  dal)  wir  s\ stcmaiischc  Verschlechterungen  ausschlie 
ßen  müssen.  Mehr  nicht.  Von  einer  möglichen  „\X  ohlfahrtsmaximierung""  sind  wir 
dabei  zugegebenermalkn  noch  weit  encterni.  yVUerdings  macht  es  (jffenkundig  wenig 
Sinn,  eine  „Maximierung"  (oder  auch  nur  eine  „Verbesserung*^  anzustreben,  wenn 
^chzeitig  der  stat$is  quo  bröckelt  Kurzum:  Die  Auftechterhaltung  und  Stabilisierung 
eines  gegebenen  disa^rt^erten  Wohl£ahrtsmveaus  ist  eine  notmndiff  Voraussetzung 
für  jedwede  Entwicklungsbestrebung.^ 

4.  Fazit 

Nach  allem  bleibt  festzuhalten,  daß  eine  Volkswirtschaft  sich  nur  dann  auf  Wohl- 
fahrtsentwicklungskurs  befindet,  wenn  (1)  die  Arbeitspnjduktivität  ansteigt,  (2)  das 

Arbeirsvolumcn  zumindest  nicht  rückläufig  ist  und  (3)  die  Haushalte  in  der  Tcnclen? 
mit  ansteigenden  Reallohnsätzen  rechnen  ktinnen.  Dabei  ist  die  erste  Bedingung  in 
einer  entw.  icki  lien  Marktwirtschaft  vollkommen  unkrinsch:  Das  Produktix  ifätsniveau 
steigt,  nicht  zuletzt  aufgrund  entsprechender  Anreize,  praktisch  unabänderlich.  Auch 
rein  formal  kommen  wir  hier  zu  keinem  anderen  Ergebnis. 

Bei  einer  Produktionsfunktion  der  Form 

(139)    Y  =  N"K^-TK 


^  Auch  der  Begpff  »Stafailitäbi  hat  zwei  sehr  vetschiedene  B^riftsinhalte.  l^nmal  kann  >»$tabilität«  be* 

deuten,  <l:iß  „;illi  s  Sd  bleibt,  wie  (•<  ivi".  Dms  w  'atc,  'srnh  i;(.-s:)t;l.  <!ii!!.<clir  Sr:ibilii;u,  wie  wir  sie  vtw-.x  :uis  c!er 
Mechanik  kennen.  In  den  Wirtschattswisscnschattcn  würden  wir  ganz  zutreffend  von  einem  „Zustand 
mit  Behamingsvermöf^n*'  sptechen  nnd  dem  Begriff  damit  die  gleiche  Bedeutung  wie  dem  Begriff 
»(ileicHgewicbt«  /uortliieri.  »Staliiliiiit«  kann  aber  auch  liedeuten,  daß  ein  Pro/eß  „unter  Kontrolle"  ist, 
dafi  sich  im  laufenden  Prozeß  al»o  keine  erratischen  Veränderungen  momentaner  Pro/eligrdßen  ergaben. 
Das  wäre  dpiamisehe  Stabilität  oder  PmpßstahiStät.  Dazu  vielleicht  ein  Beispiel:  Ein  Flugzeug,  das  sich  von 
A  nach  B  bewegt,  ist  im  statischen  Sinne  nicht  „stabil",  weil  es,  indem  es  sich  \  on  \  nach  H  bewegt,  ja 
laufend  seinen  Zustand  verändert.  CJIeichzeitig  aber  sorgt  nicht  zuletzt  der  Autopilot  dafür,  daß  es  sich 
im  dynamischen  Sinne  „stabil"  verhält  -  zumindest  würden  wir  das  erwarten.  Kurzum:  Prozcßstabilität 
ist  nachgerade  notwendige  Bedingung  für  einen  gezielten  im  Sinne  von  nicht  erratischen)  V'erände- 
lungsprozeß.  Noch  lcäi2cr  gefaßt:  Prozcßstabilität  ist  notwendige  Bedingung  für  jedwede  Entwicklung. 
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crgibt  sich  der  Ourpur  (>  )  aus  dem  Arheitsvolumen  (N),  dem  Kapiralbestand  (K)  und 
dem  Srand  der  Technischen  Komperenz  (7"A').-^''  Dabei  sind  (<<)  und  (ß)  Paramerer, 
die  W'crie  grolkr  Null  und  kleiner  Eins  annehmen  können  und  daniii  den  abnehmen- 
den Grenzertrag  des  Faktorcinsatzcs  repräsentieren. 

In  dynamisierter  Form  ergibt  sich  dabei: 

(14U)    Y  ~a  N  +  ß  k  +  Tk 
Aus  der  Definition  der  Arbeitsproduktivität  (a),  also 

(141)  a:.L 

ergibt  sich,  dynamisiert 

(142)  a'Y-N 

Die  Wachstumsrate  der  Arbeitsproduktivität  ergibt  sich  also  aus  der  Differenz  der 
W'achstumsrate  des  Outputs  und  der  Veränderungsrate  des  Arbeitsinputs.  Wenn  wir 
(140)  in  (142)  einsetzen  ergibt  sich: 

ä'Y-N 
mia'N  +  ßk  +  Tk)-N 

(143) 

'ia-D'N+ß'k+Tk 

=  -(\-a)N  +  ßk  +  Tk 
Für  den  in  der  Literatur  häufig  angenommenen  Spezialfall  (jS  - 1  -  a)  erhalten  win 

5--0-a)  ^  +  a-«)-^  +  7^ 

(144) 

Damit  wäre  die  Produktivitätsentwicklung  also  immittdbar  von  der  Entwicklung  der 
Kapitalintensität  (K-N)  abhängig.  O&ne  diesen  Spezialfall  gestalten  sich  die  Verhält- 
nisse erw'as  komplizierter.  Wir  können  uns  aber  liehclfen,  indem  wir  das  Arbeitsvolu- 
men konstant  halten,  also  N  >=  0%.  Somit  ergibt  sich  aus  (143): 

äm-(l-a)N+ßk+Tk 

(145)  --{l-u)0%*ßk-^Tk 

mßk  +  TK 


•2'"'  Ich  bevorzuge  den  Begriff  »Technische  Kompetenz«  (statt  „Technisches  Wissen")  erstens,  weil  das 
„K"  im  Symbol  stets  daran  erinnert,  daß  wir  es  hier  mit  einer  „Kapital"- form  zu  tun  haben,  und  zv>'ci- 
teos,  weil  es  weniger  darauf  ankommt,  etwas  y.u  uiistn,  als  vielmehr  darauf  etwas  zu  kSnmn  and  vor  allem 
aber,  es  auch  zu  tun.  Nur  dat  ist  schließlich  produkdonsrelcvant. 
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Die  Arbeitsproduktivität  wächst  hei  konstantem  Arbeitsvokimen  also  mit  dem  Kapi- 
talbcstand  und  mit  der  Technischen  Kompetenz.-''*'  \'on  einer  stetigen  und  lanü;fristi- 
gen  Zunahme  tücser  beiden  GröIJen  können  wir  in  einer  Industriegesellscbvtt't  aber 
ohne  weiteres  ausg^en.^^  Kurzum:  Produktivitätsentwicklung  findet  statt!  Folglich 
können  und  wollen  wir  uns  voll  und  ^nz  auf  die  zweite  und  dritte  Bedingung  kon- 
zentrieren. 

IL  Standardmodell  des  Atbeitsmacktes 

Damit  wäre  freie  Marktsteuerung  dann  und  nur  dann  wohlfahrtsentwicklungskon- 
form,  wenn  wir  damit  rechnen  können,  daß  die  drei  formulierten  Bedingungen  im  lau- 
fenden Prozeß  eingehalten  werden.  Für  eine  wirtschaftspolitische  Marktsteuerung 

bliebe  in  diesem  Fall  wenig  Raum.-^"  l'nter  diesen  l'mständen  könnten  wir  uns  allen- 
falls fragen,  ob  eine  wirtschaftspoiitischc  Marktsteuerung  das  1  Ergebnis  der  freien 
Marktsteuerung  nicht  moglichenveise  noch  weiter  „verbessern"  kcinnte  (im  Sinne  von 
„eine  noch  höhere  \\  achstumsrate  des  W'ohlfahrtsniveaus  erzielen'").^'''"  Für  die  Beur- 
teilung einer  solchen  Möglichkeit  fehlt  uns  gegenwärtig  aber  jeder  geeignete  Maß- 
stab.^' Kurzum:  Auch  ein  „wohlmeinender  Diktator*'  würde  in  diesem  Falle  nol«tu 
pokns  zu  dem  Schluß  kommen  müssen,  daß  das  bestmögliche  Ergebnis  nur  dann  er- 


^  Der  Frage,  ob  die  Zunahme  der  Technischen  Kompetenz  bzw.  des  Kapitalbestandes  möglicherweise 
einem  abnehmenden  Grenzertrag  unterließen  kfinntc,  müssen  wir  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  nachge- 
hen, weil,  erstcMis,  i-iti  tm  ii.'liehfnv  i-ist'  ahiirliim  :i<li  r  Ci:t  :i/frrr;iL'  in  il\i"iniiii>ii-rifn  Ci]cieliLini;i-n  n:U\irLH-- 
mali  bereits  bcruck.sichügt  ist,  und  weil,  zweitens  und  vur  allem,  deiartige  L  berlegungeii  lur  unsere  l  ta- 
gestdlung  ohnehin  ohne  weitete  Bedeutung  sind. 

Dns  ist  \;\  dir  gnimlli-LT'Kie  Kk-i-,  dds  cMLrentlichc  Prognunm  einer  Inthistrietre^t-Ilscbuft:  Die  Prxxhiktion 
von  Produktion&taku>ren  voranzutreiben,  also  eine  Bohm-Bawerk'sche  „L  mwegsproduktion"  —  statt 
sich,  wie  in  einem  landwirtschaftlichen  Produktionssystem,  mit  den  gegebenen  Produkdonsüiktoren  Ar- 

heii  lind  B'Klen  /ufricdenzugeben,  Wobci  sich  eine  Zun.ilnne  lit  *-  \rlHiis\<)!uniens  ^.n^.ix  |^(ltl  I1I!el!  jint- 
duktivitatsniindernd  auswirken  würde.  Übrigens  müssen  die  mit  einem  solchen  Produktionssystem  schon 
damals  absehbar  vetbandenen  gesellschaftlichen  Spannungen  so  ofFensichdich  und  so  stark  gewesen 
sein,  daß  Malthus,  der  in  seinem  »An  lissay  on  tbe  Prindplt  of  Population»  (Malthus  1798  a)  als  einer  der  w 
sten  zumindest  indirekt  auf  diesen  Zusammenhang  aufmerksam  machen  wollte,  es  vorsichtigerweise 
vorgezogen  hatte,  sein  Werk  -  letztlich  dann  doch  „eines  der  meistdiskutierten  Bücher  in  der  Geschichte 
der  \:ition.ilökonomie"  (Sölincr  21101.  S.  37)  —  zunächst  nur  anonym  zu  veröffendichen.  Positiv  gewen- 
det: Pn »clLikiivitätsennvickluniL;  izehon  zu  einem  industnclkn  und  erst  recht  zu  einem  wissensgesell- 
schatiiiclien  Produktionssystem  wie  das  spriclnviinliche  Salz  an  die  Suppe. 
^  Der  B^^ff  ivwirtschaftspolidsche  Marktsteuerung«  ist  bewußt  doppelbödig  gewfihlc  Während  mit 
»fieier  Mnrktsfeiieninj;"  gemeint  ist,  daß  der  Markt  -  und  der  Mnrki  -  die  WlTtSdiaftSentwicklung 
Steuert,  ist  mit  »wirtschaftspolitischer  Marktstcucrung«  gemeint,  daß  die  NX  irtschaftspolitik  ihrerseits  die 
Marktsteuetung  „steuert"  oder  zumindest  Einfluß  darauf  nimmt.  Aufgnuul  welcher  „Maßnahmen"  das 
geschehen  kann,  soll  dabei  zunächst  ganz  bewußt  völlig  offen  bleiben  —  bis  hin  ZU  der  Möglichkeit,  daß 
derardge  „Maßnahmen"  besser  unterbleiben  sollten. 

^e  wir  in  Kapitel  B.  (»Vf  'oblfahrt«)  gesehen  haben,  läßt  sich  durchaus  auch  für  das  hier  dnschlägige 
///Vrfi3;/rt;'V/*Wohlfiihrtsniveau  eine  Wachstumsrate  hesdmmfiO. 

Das  klassische  Optimierungskalkül  jedenfalls  -  das  man  ja  als  einen  Versuch  in  diese  Richtung  auffas- 
sen kann  -  bringt  uns,  wie  wir  gesehen  haben,  nicht  weiter.  Darum  wollen  wir  uns  hier  zunächst  auf  die 
näherlic^ende  Frage  beschränken,  ob  fireie  Marktsteuerung  Sbtrhat^t  wohlfahrtsentvicklungskonform 
steuert. 
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reicht  werden  kann,  wenn  freie  Marktsteuerung  freie  Hand  hat.  Mankiw  etwa  resü- 
miert das  wie  fol^t: 

Die  Aufgabe  des  wohlmeinenden  gesellschal'clichen  Planers  ist  somit  sehr  leicht:  Hr  kann  die  Markter- 
gehnisse  unvetändctt  lassen.^ 

Und  weiter: 

Diese  Schlussfolgcning  macht  verständlich,  warum  Nationalökonomen  fteie  Märkte  oft  als  die  beste 

Organisationsform  für  ok'iivmiische  Aktivität  verteidigen.^' 

Allerdings  schreibt  Mnnkiw  dns  in  einem  Aliscbnitt  über  >'Konsumtife>i.  Prodii^futi:!!  und 
die  Izffi^ifii-::;  ron  Mdrkteii«  unti  stcllr  dabei  daraut  ab,  daf5  „freie  Märkte"-"'^  die  Summe 
aus  Produzenten-  und  Ki in^vununtenrente  tnasimicrcn.  Da  wir  alier  in  Kapitel  B. 
(>AV ohijahrt«)  gesehen  haben,  daß  die  Aiarsliairschen  llencen  zur  Bestimmung  der 
Wohlfahftsentwicklung  nur  wenig  beitragen  können,  dürfte  unser  »»wohlmeinender 
gesellschafidicher  Planer*'  damit  doch  noch  nicht  püoz  am  Ende  seiner  Übei^ungen 
angelangt  sein.^^  Wenn  wir  also  von  einer  im  Zeitverlauf  ansteigenden  Arbeitspro- 
duktivität ausgehen,  können  wir  uns  ganz  auf  die  Frag^  konzentrieren,  wie  sich  ein 
solcher  Anstieg  auf  das  Arbeitsvolumen  und  das  Lohnniveau  auswirken  würde.  Unter- 
suchen wir  zunächst  das  Standardmodeil  des  Arbeitsmarktes  im  Hinblick  auf  seine 
Wohlfahrtsentwicklungskonformität. 


2"-  Mäukiw  2UU4,  S.  166.  Mankiw  schwächt  dabei  den  klassischen  „Diktator"  zu  einem  weniger  martialisch 
klingenden  „Planei"  ab.  Der  Gnindgedanke  bleibt  dabei  aber  der  gleiche:  Dezenteale  Marktsteuening  ist 
ircntraler  Planung  überlegen. 
Mankiw  2004,  S.  166  f. 

^  In  der  hier  venvendeten  Terminologie  also  »fireie  Marktsteuerungic. 

2"  An  dieser  Stelle  zeigt  sich  einmal  mehr  Schr  deuilicH,  wie  w  ulitiL-;  es  ist,  die  Clg^tlkhe  Frage^-tellung 
nicht  aus  dem  Auge  zu  verlieren.  Hier  soll  es  also  nicht  darum  gehen,  was  da  „gesellschaftlicher  Planer" 
för  wünschenswert  halten  mag  oder  nicht,  sondern  allein  um  die  Erfüllung  einer  Zietvorgabe.  Soll  das 
W^ohlfahrtsnhvaii  in  einer  ;'f  et  /'.  /;;  «  Rcchmulgspeiiode  tnaximicrt  wetdcn  oder  wollen  wir  auf  Wohlftihrtsent- 
»•ickluus^  im  Zeit\'ergkich  aljstcllcn?  Dabei  wäre,  bevor  wir  uns  über  eine  mögliche  Maximierung  Gedan- 
ken machen  können,  im  ersten  Schritt  zu  fordern,  daß  sich  das  \\  ohlfahrtsnivcnu  ühcrhaupt  erst  einmal 
ett/sc/je/S(ir  vetinden.  Wir  haben  diese  Unterscheidung  und  auch  das  Rentcnij  .n/c|>".  hi  sich,  ausführlich 
im  Kapitel  B.  (»U^oh^atrtr)  untersucht  und  müssen  daher  diesen  Punkt  hier  nicht  noch  einmal  aufgreifen. 
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1.  Beschreibung  des  Modells 

Das  Modell  eigibt  sich  graphisch  wie  folgt: 


AU>.  11:  Standudmodell  des  Atbdtsimf'ktes 

Dabei  sind  Arbcitsangcliot  (A'^')  und  Arbeitsnachtrage  (A'q')  in  einer  gegebenen 
Rcchnungspcriodc  Null  eine  Funktion  des  Reallohnsatzes  (w  Der  Arbeitsmarkt 
ist  damit  zunächst  einmal  ein  Markt  wie  jeder  andere  auch.^  Nur  beziehen  sich  An- 
gebot und  Nachfrage  eben  nicht  auf  ein  Gut  (x),  sondern  auf  Arbeitsstunden  (A^).^ 
Auch  wird  der  Preis  nicht  in  Euro  gemessen,  sondern  in  „Euronen",  also  kau^reisbe- 
rcinigtcn  Eun  n,;licj  1  cn  wir  im  Standardmodcll  davon  aus,  daß  mit  steigendem 
ReaUohnsatz  das  Arbeitsangebot  zunimmt,  während  die  Arbeitsnachfrage  unter  dieser 


^  Ich  bevorzuge  die  Notatinn  (iv  )  anstelle  der  meist  verwendeten  Schreibweise  i^p),  weil  sie  sich  clc- 
j;anti.r  in  d\  aLimisi(.Tti.'  1  Mrnuüi  eintüten  l:il5t  und  tlic  .,1'unkichcn"  (ah  Svmbol  für  den  Gütetberg)  sich 
gut  als  einheitliche  NdUUidh  lur  reale,  preisiiiveaubereinigie  Größen  eignen. 

£)35  entspfidit  der  wohl  ganz  überwiegenden  Ansidit  (v^.  dazu  etwa  Woll  1992,  S.  184).  Eine  Ideine 
Einschränkung  bi-sreht  viflli  ic  ln  d.irin,  ilaH  man  Arbt-itszelt  oicht  Arfw/f''/,  soniKrn  nur  „mii-ttn"  k.imi.  So 
auch  ganz  zutreffend  ctvnn  Saniuelsun  und  Nurdhaus:  „Löhne  sind  ein  Abetzins  für  die  Nutzung  der  per- 
sönlichen Leistut^i^  eines  Menschen  [...]."  (Samuelson/Nordhaus  1987  b,  S.  293). 

Der  Arbc'itsinput  sdIUc  richtigerweise  in  Arheitssninden  und  nicht  in  Anzahl  der  Arltciter"  geniessen 
werden.  So  auch  schon  zum  Beispiel  Leoniief:  „[...]  Arbeitsproduktivität  [...J,  also  dem  Verhältnis  von 
Axbeitsetgebnis  zur  Anzahl  der  Arbeiter  oder  genauer  zur  Anzahl  der  benötigten  Arbeitsstunden."  (Le- 
ondcf  1982,  S.  147).  Bemerkenswert  iat  dlbci,  daß  das  Arbeitsvolumen  in  Stunden,  also  die  entscheidende 
Größe,  erst  seit  1997  (!)  in  der  Volkswirtschaftlichen  Gesamtiechnung  des  Statistischen  Bundesamtes  als 
solches  erfaßt  wird  (vgl.  ctw'a  Bach/ Koch  2002,  S.  58). 

^  Im  Geltungsbereich  des  Euro  bietet  sich  die  Unterscheidung  zwischen  »Euro«  und  »Euronen«  geradezu 
an. 
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Vfiniusscrzunti  sinkt.'  "'  Aut  diese  Weise  ergibt  sich,  wie  auf  jedem  anderen  Markt 
auch,  für  eine  gegebene  Rechnungsperiode  Null  ein  Cileichgewichrspunkt  (A)  mit  ei- 
nem gleicligcwichtigcn  Rcallohnsaiz  («■„)  und  einem  glcichgewichiigen  Arbcitsx  olu- 
mcn  (iVo).^"'  Der  Markt  ist  „geräumt".  Dabei  besteht  der  wesentliche  Untcrsclücd 
zwischen  einem  Arbeitsmarkt  als  Faktormarkt  und  einem  Gütermarkt  darin»  daß  die 
Arbeitsnachfrage  keinen  Präferenzen  fo%t,  sondern  sich  aus  der  Grenzproduktivität 
des  Faktors  Arbeit  ableiten  läßt.  Die  Arbeitsnachfrage  ist  also  eine  ak^ki^te  Nachfrage. 
^  Die  abgeleitete  Nachfrage  läßt  sich  ihrerseits  wiederum  aus  zwei  grundlegenden 
\nn;i!imi  n  ilileiten,  (1)  der  Ann  ilimc  abnehmender  Grenzproduktivität  und  (2)  der 
Gültigkeit  der  Grenzproduktivitätsbedingung. 

Die  .\nnahme  abnehmender  ( jren>'prMdukti\  irät  wiederum  hilk  sich  unmittelbar  aus 
einer  der  übliciien  Produküonstunktujnen  al)leiien.  W  enn  \vu'  von  einer  eintaclien 
Produkdonsfunktion,  also  zum  Beist»iel 

(146)   y-y(A/,A:)=y '  /^^ 


ausgehen,  dann  ergibt  sich  für  die  erste  Ableitung 

iL 


(147) 


N 


l-o 


Die  Annahme,  daß  das  Arbeitsangebot  mit  steigendem  Reallohnsatz  zunimmt,  ist  dabei  alles  andeie  als 
unprobk-mati^^cli.  Sic  k'itct  sich  ali  aus  dem  Knnsvim/Frc-izcit-MaNiniicnmgskalköl  der  f  lanshiiltsthcuric 
und  ist  nur  aufrechuuerhahen,  wenn  wir  allein  den  SuhstiiuüonseiYekt  berücksichtigen:  Hin  höherer  Re- 
allohnsatü  erhöht  die  Oppottunitäiskosten  der  Freizeit  (Freizeit  wird  „teurer^,  was  eineti  nutsenmaxi- 
micicndcTi  1 1  •,u'<b:JT  -licori^ctnäß  dazu  veranlassen  wird,  einen  Teil  seiner  Freizeit  durch  zunehmenden 
Konsum  zu  substituieren.  ADerdin^  ist  es  ebenso  gut  möglich,  daß  der  binkommenseffekt  den  Substi- 
tutionseffekt kompensiert  oder  sogar  übctkompensiert.  In  diesem  Falle  würde  sich  dn  nutzeiunaxiinie> 
retulcr  Haushalt  entsprechend  seiner  t;egelietKTi  Präferenzen  mehr  Frei/eit  „k  isten"  kiiiMien.  Ob  aber 
der  Hinkummenscffckt  den  Substitutionscttckt  übersteigt  oder  nicht,  läßt  sich  nur  empirisch  ermitteln. 
Sehr  langfristig  gesehen,  also  etwa  im  Vergleich  der  letzten  einhundert  Jahre,  ergibt  sich  definitiv  ein 
deutlicher  F.inkommenseffekc  Das  Arbeitsangebot  der  Haushalte  ist,  bei  steigenden  Reallohns.itzen,  er- 
heblich zurückgegangen.  Wenn  wir  aber  von  einem  starken  Einkommenseffekt  ausgehen  würden,  könn- 
ten wir  kein  Marktkreuz  konstruieren.  y\uf  diese  Fragen  wollen  wir  hier  jedoch  nicht  weiter  eingehen. 
^  Markigleichgewichte  sollen  einheitlich  mittels  einer  Tilde  über  der  jeweiligen  Größe  notiert  werden.  So 
si>ll  zum  Bt  ispii  !  (  .V)  äcjuiv  alent  sein  zu  {N*  ■iV'^  )• 

Die  Naciifrage  nach  Arbeit  ist  nach  allgemeiner  Ansicht  eine  „aligekiteie  Nachfrage".  Sehr  mißver- 
ständlich übrigens  Siebcrt,  wenn  er  schreibt  „Da  die  Faktomachirage  [...]  von  der  Nachfrage  nach  Pro- 
dukten abhängt,  wird  die  Faktornachfrage  auch  als  iil>»thitfte  Nae^h^  bezeichnet  "  iS  cNert  2lint)  a, 
S.  17Ü;  Hervorhebung  im  Original).  Zwar  hat  die  Circnzproduktivität  entfernt  mit  „der  \achfr.igc"  zu 
tun,  da  eine  höhere  Nachfrage  f.p.  einen  höheren  Gleichgcwichtsprcis  und  damit  auch  eine  höhere  gemes- 
St  ill  Produktivität  (bei  gleicher  tetAmsdur  Produktivität)  bedeutet  Allerdings  ist  dieser  Zusammenhang 
doch  eher  indirekt. 
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und  als  zweite  Ableitung  erhalten  v/ir. 


(148) 

Solans^c  wir  davon  ausgehen,  daß  die  Parameter  («)  und  (ß)  nur  Werte  gnilJer  Null 
und  kleiner  liins  annehmen  können,  ergibt  sich  mit  zunehmendem  l'aktoreinsatz  also 
ein  zunehmender  Ertrag  und  gleichzeitig  ein  abnehmender  Grenzertrag.^^  Salopp  ge- 
sagt: Mehr  bringt  mehr,  aber  immer  „weniger  mehr^'.  Wenn  wir  also  erstens  davon 
ausgehen,  daß  ein  einzelner  Produktionsfaktor  -  hier  also  das  Arbeitsvolumen  -  Vieris 
paribus  variierbar  ist  und  zweitens,  daß  seine  Grenzproduktivität  keine  reine  Faktorei- 
genschaft ist,  sondern  von  der  Faktoreinsatzmenge  abhangt,  dann  können  wir  die 

Grenzproduktivität  des  Faktors  Arbeit        in  das  Arbeitsmarktmodell  einbauen.^ 


*"  Dalii'i  gt  lu  n  wir  impli/ir  i!  i\<in  ms,  daß  Afbdtsvolumen  uod  Kapitalbestaad  Mets  positive  Werte  an- 
nehmen, was  ]a  auch  völlig  unkritisch  ist. 

Hier  noch  zwei  Hinweise  zur  Notation:  (1)  Palk  mehrere  dififerenzierbare  Größen  in  Frage  konunen  - 
was  bei  Prn(iulsti<nisfunkti()iH-ii  rcirc-lmiinic  ilcr  ist  —  SoD  durchgehend  die  ..(^"-Schreibweise  v  erwen- 
det werden,  um  zuverlässig  daran  zu  erinnern,  dali  es  sich  stets  um  partielle  Differentiale  handelt  (2) 
Größen  mit  aktivem  Exponenten,  die  im  Zähler  eines  Bruches  stehen,  sollen  hier  der  bequemeren 
Lesbarkeit  halber  durchgängig  mit  positivem  Exponenten  auf  die  Nenneiseite  umgeformt  werden,  und 
umgekehrt. 

Die  erste  Annahme  ist  dabei  völlij»  unkritisch.  N.itütlich  lassen  sich  Produktionsfaktorcn  isoliert  variie- 
ren. Fraglich  isi  .illcin,  ob  sich  die  CjrcnzpnHluküviiai  dabei  so  verhält  wie  modLllicrt.  Das  aber  ist  eine 
Frage  der  zugrundt^cl^tcn  Produktionsfiiakdon.  Wir  werden  auf  diesen  Punkt  noch  zurückkommen. 
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Dabei  ergibt  sich  das  folgende  Bild; 


N\N'\N 


Abb.  12:  Standatdmodell  des  Arbeitsmarktes  mit  abgeleiteter  Nachfragefunktion 

Die  Gtaphik  beschreibt  -  zunächst  völlig  »»abhängig  vom  Arbeitsmarktmodell  -  die 
Gtenzproduktivität  der  Arbeit  in  Abhängigkeit  von  der  Einsatzmei^e  des  Fak- 
tors Arbeit  (A^).^^  Dabei  wurde  die  abnehmende  Grenzproduktivität  so  ein&ch  wie 
möglich  in  Form  einer  Geraden  modelliert.^^  Hierbei  handelt  es  sich  also  um  zwei 
völlig  getrennt  zu  sehende  Zusammenhänge,  die  hier,  wie  in  der  Literatur  nicht  ^mz 
unüblich,  in  einer  einzigen  Graphik  zusammengefaßt  wurden.  Genau  genommen  ha- 
ben wir  es  hier  al.ier  erstens  mit  einem  Arbeitsmarktmr «KU  mit  den  Funktionen 
;V  '  =  ,v  '()v  )  und  /V  '  =jV^(vv  )  zu  tun  und  mit  dem  Produktionsmodell  eines 

Unternehmens,  das  der  Funktion  %'%{N)  folgt 

Die  zweite  zu  treffende  Annahme  ist  die  Gültigkeit  der  Grenzproduktivitätsbedin- 

gung.  H  :  rrodukrionsfakror  i.  n  nicht  unbegrenzt  verfügbar,  also  „knapp"  sind,  kommt, 
so  die  Idee,  irgendwann  der  Punkt,  wo  ein  weiterer  Einsatz  eines  gegebenen  Produkti- 


^  Die  Varinblcn  (A''')  und  (A'  ')  des  Arbcitsmarktmodclls  einerseits  und  die  Vari;il>!e  (jV)  tk-v  Produkt; 
onsmudcUs  andererseits  haben  genau  gcnummcn  nichts  miteinander  zu  tun  und  sollen  deshalb  auch 
strikt  unterschieden  werden  —  statt  sie,  wie  das  nicht  ganz  unfiblich  ist,  zu  einer  Globalvariablen  „{N)** 

zusammcn/iitnsscn. 

Eine  solche  Modellierung  würde  sich  aus  der  zugrundcgeiegten  Produktionsfunktion  allerdings  »icbl 
ergeben.  Vielmehr  hätte  die  Grenzproduktivitätshmktion  die  l'orm  einer  Hj'pcrbcl.  Da  es  für  unsere 
Zwecke  hierauf  aber  nichi  ankommt,  können  wir  uns  mit  der  einfachen  Modellierung  bescheiden.  Auf 
die  Grenzen  des  Modells  werden  wir  im  folgenden  luich  kurz  eingehen. 
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onsfaktors  zwar  nach  wie  vor  zusätzlichen  Ertrag  bringen  uiinlc,  die  zusätzlichen  Ko- 
sten für  eine  weitere  Einheit  dieses  Faktors  den  zusätzlichen  Ertrag  aber  übersteigen 
würden.  Kurzum:  Ab  diesem  Punkt  würde  sich  ein  weiterer  Faktoreinsatz  nicht  mehr 
lohnen  und  wird  daher  unterbleiben.  Ein  Unternehmen  wird  also  nur  dann  eine  zu- 
sätzliche Arbeitsstunde  nachfr^en,  wenn  es  davon  ausgehen  kann,  daß  der  zusätzliche 

Ertrag  dieser  Arbeitsstunde  ^»Iso  der  Grenzern  ig,  gröf?er  ist  als  die  zusätzlichen 

Kosten  dieser  Arbeitsstunde.  Die  zusätzlichen  Kosten  entsprechen  dabei  dem  Real- 
lohnsatz (»v  ). 

Demnach  muß  also  g^tem 

(149)  —  !aw 

dN 

Wir  wollen  diese  Bedingung  „Grcnzproduktivitätsbedingung  in  ihrer  weichen  Form" 
oder  kurz  »weiche  (Tren/piodukrivirätsbedingung«  nennen.  eich"  dt  shalb,  weil  die 
Cjroljer/Gleich-Bedingung  nur  einen  W  ertebereich  für  das  Grenzproduktivitätsniveau 
besdmmt,  aber  keinen  eindeutigen,  „harten"  Wert.  Dabei  wird  man  aber  detlniüv 
davon  ausgehen  können,  daß  die  „weiche**  Grenzproduktivitätsbedingung  eine  äußerst 
,,harte*'  Bedingung  für  zusätzliche  Arbeitsnachfrage  sein  durfite« 

Allerdings  wird  sich  ein  g^winnmaximierendes  Unternehmen  nicht  mit  der  Einhaltung 
der  weichen  Grenzproduktivitätsbedingung  begnügen.  Ohne  es  hier  vorrechnen  zu 

wollen  -  die  Zusammenhänge  sind  bekannt  —  wird  ein  Unternehmen  genau  dann  sein 
Cjewinnmaxiniuni  erreichen,  wenn  es  die  „strenge"  Grenzproduktivitätsbedingung 
erfüllt,  wenn  also  gilt:'*'' 

(150)  —  =  w 

Diesen  Zusammenhang  wollen  wir  deshalb  »strenge  Grenzprodukrivitätsbedingung« 
nennen,  weil  hier  das  (Grenzproduktivitätsniveau  eindeutig  und  ohne  Spielraum,  also 
„streng"  festgelegt  ist.  Wenn  w'ir  nun  die  strenge  Grenzprodukti\'itätsbedingung  als 
Nebenbedingung  in  das  .Arbeitsmarktmodell  einbauen,  läßt  sich  das  Produktionsmo- 
dell gleichzeitig  als  Modell  für  die  .Arbeitsnachfrage  eines  Unternehmens  interpretie- 
ren. Zu  diesem  Zweck  vereinfachen  wir  unser  Modell  zunächst  um  einen  weiteren 
Schritt  und  gehen  dabei,  den  durchaus  nicht  unüblichen  Annahmen  folgend,  von  ei- 
nem Umarm  Verlauf  der  Gtenzproduktivität  aus. 


^  Siebert  etwa  vetweadet  mitunter  den  Begriff  »Pfoduktivitätsi^^  ohne  ihn  wdtec  zu  diffetenzieren 
(z.B.  Sichert  1994,  S.  71).  AUetdings  handelt  es  sich  bei  diesem  Text  auch  um  ein  eher  populärwissen- 
schaftliches Werk. 

^  l'mglich  ist  in  diesem  Zusammenhang  allerdings,  ob  ein  Unternehmen  überhaupt  erkennt  oder  auch 
nur  crlvcnnen  kann,  ob  und  wann  die  hatte  Gienzptoduktivitatsbedingung  erfüllt  ist  Wir  werden  auf  die- 
sen Punkt  noch  zuhiddcommen. 
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Dabei  ergibt  sich  die  Arbeitsnaclitrage  wie  folgt: 

I 


3uy 


(151)    N'''N''iw)  — 


JET. 


•M''  + 


Die  Arbeitsnachfrage  ist  demnach  eine  Funktion  des  Reallohnsatzes  (h*  )  mit  den  Pa- 


rametern (c)  und 


Dabei  bezeichnet  (c)  die  maximal  mö^che  Grenzproduk- 


tivität und  damit  auch  den  maxim;il  möglichen  Reallohnsarz.  Das  konsrantc  Glied 
bezeichnet  die  maximale  Arbeitsnachfrage  bei  einem  Lohnsatz  von  Null,  also 


gewissermaßen  die  „Sättigungsmenge".  Die  Größe 


,  die  wir  hier  als  Parameter 


auftasscn  ki'nincn,  hc/eichiict  die  [  .iitwicklung  der  ( ircnzprotluknviriit  mir  zunchniL-n- 
dcm  Arbcirs\( )lumcri  (A'),  anschaulich  t;cs:if;t  alsii  die  Stcii^uiii:  der  .\d?citsnachtra^c- 
funkuon.  '"'  Damit  alsi>  entspricht  die  Cjicniiproduküs  itatstunktion  des  Produktions- 
moddls  der  Nadifiragefunktion  des  Aibdtstnadctmodeils.^'^ 

2.  Gtenzen  des  Modells 

Betrachten  wir  an  dieser  Stelle  iK»ch  kurz  die  Grenzen  des  Modells.  Wenn  wir,  wie  das 
in  der  Literatur  ganz  überwiegeiid  der  Fall  ist,  Angebots-  und  Nachfragefunktion  als 
Geraden  abbilden,  also  mit  einer  konstanten  Steigung  (m),  dann  ergeben  sich  daraus 

K<)nsci|ucnzcn  für  das  zugrundeliegende  Produktionsmodcll.  Wenn  nämlich  die  igveite 
Ableitung  der  Arbeitsnachficagefunktion  konsfanr  sein  soll  (und  das  muß  sie,  wenn  wir 
sie  als  Gerade  modellieren  wollen),  dann  muß  das  auch  für  die  zweite  Ahleitung  der 
Produktionsfunktion  bzw.  die  erste  Ableitung  der  Grenzproduktivitäcsfunktion  gelten. 

Somit  ergibt  sicli 


(152) 


:--m 


^  Wir  erhalten  die  Nacht'raget'ragefunkäon  in  dieser  l  orm,  indem  wir  die  Modellglcicliung  der  Cirenz- 
Produktivität  gemäß  Ausdruck  (152)  nach  (A^)  auflösen  und  die  strenge  Grenzpioduktivitätsbeilingung 

c'iiisct/fii.  /,u  ck-ii  Circn/iTi  il<>^rr  ModtllbililunL;       ckri  tolgctidcn  Ahschiiitt  ■(  irt  i:~en  cks  Modtät*. 

yjjij  abnehmender  Gren^cprodukiivitäi  des  Faktors  Arbeit  ausgehen,  ist  die  Steigung  negativ.  Im 
Interesse  einer  leichter  überschaubaren  Notation  sollen  Parameter,  die  ausschließlich  negative  Werte  an- 
ncl  nH  ii.  durchgängig  als  ihr  Betrag  in  \'crbindiing  mit  einem  Minuszeichen  notiert  werden.  Auch  ist  zu 
bLiichccn,  daß  die  Steigung  „ähet  Eck"  zu  lesen  Ist,  da  die  abiiängige  Variable  ja  auf  der  Abszisse  abge- 
bildet ist. 

3"  Auch  hier  müssen  wir  sagen  „entspiichi  ".  Itlmtiscb  sind  die  beiden  I  unkiionsgraphen  genau  genommen 
ittt^  weil  einmal  die  Ordinate  gegen  die  Abszisse  abgetragen  wird  und  ciiunal  umgetcchrt. 
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und  damit  für  die  erste  Ableitung 

(153)    — --BT-iV  +  c, 
und  schließlich  für  die  Ptoduktionsfunkdon  selbst 


(154) 


2  ' 


oder,  in  der  Scheitclform: 

055)  yc^).-f  •(^-ä)^^ 

Die  Parameter  (c,)  und  (Cj)  sind  dabei  die  üblichen  Integrationskonstanten»  die  man 
beim  „aufleiten*'  nicht  übersehen  sollte.  Unter  der  Annahme,  daß  das  Ptodukdonser- 
gebnis  für  einen  Faktorinput  von  Null  ebenfalls  Null  sdn  soll,  muß  allerdii^s  (Cj) 
^dch  Null  sein.  Damit  hätten  wir  eine  Produktionsfunkrion  in  der  Fotm  einer  nach 
unten  geöffneten  Parabel  mit  dem  Achsenabschnitt  Null.  Ohne  es  hier  im  einzelnen 

vorrechnen  zu  wollen,  würde  sich  das  maximak  Produktionsergebnis  bei  j  einstel- 
len, während  es  bei  einem  doppelt  so  hohen  Arbeitsinput  von  j  wiederum  Null 
wäre. 
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In  einet  Graphik  ergibt  sich  dabei  das  folgende  Bild: 


0  5  15  2-c-, 


Abb.  13:  Mödifiaette  Produktionsfuaktioo 

Zwar  mag  eine  solche  Pcoduktionsfunktion  auf  den  ersten  Blick  etwas  gewöhnungs- 
bedürftig wirken.  Allerdings  ergibt  sie  sich  rein  formal  aus  dem  linearen  Arbeits- 
marktmodell. Dabei  kann  die  Annahme  eines  konstant  abnehmenden  Grenzertr^s 
eine  recht  gute  und  vor  allem  ein&ch  zu  handhabende  Annäherung  an  eine  realistische 
Produktionsfunktion  sein,  wenn  wir  uns  bei  der  Definitionsmenge  für  (N)  auf  den 

Bereich  von  Null  bis  |  ^  |  beschranken,  also  D  - I  0  s    £  ^| .  In  der  Graphik  habe 

ich  den  re:ilisiischcn  Bereich  durchgezogen  eingezeichner  und  den  „üljcrschicBenden" 
Bereich  gcstrichcir.  hn  lirgcbnis  hatten  wir  als«  einfach  nur  eine  WurzelRinktion  (also 
mit  einem  Exponenten  kleiner  Eins)  über  eine  echte  Potenzfunktion  (Exponent  grö- 
ßer Eins)  modelliert.  Die  modifizierte  Produktionsfunktion  hat  dabei  überdies  den 
Vorteil,  daß  sie  den  absurd  hohen,  nämlich  unendlichen.  Betrag  der  Grenzproduktivi- 
tät für  sehr  kleine  Werte  von  {N)  vermeidet.  Darüber  hinaus  hat  sie  den  Vorzug,  daß 
sie  auch  ohne  die  wenig  realitärsnahe  Annahme  einer  Nicht-Sättigung  auskommt  Da- 
her sehe  ich  keine  emstlichen  Bedenken,  eine  solche  Modellierung  zu  verwenden. 
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3.  Wohifahrtsentwicklungskonformität 

Wenn  wir  davon  ausgehen,  da(i  ein  gewinnmaximierendes  Unternehmen  bestrebt  sein 
wird,  die  strenge  Grenzproduktivitätsbedingung  fiir  alle  Produktionsfaktoren  einzu- 
halten, niu(5  gelten; 

(156)  ^l.p'- 

Somit  ergibt  sich  für  alle  zum  Einsatz  kommenden  Produktionsfaktoren  {F^)  das  Ein- 
satzverhältnis  aus  dem  Vediäitnis  der  jeweiligen  partiellen  Grenzproduktivitäten  der 

Faktoten        und  den  jeweiligen  Faktoipreisen  {p^*)?^^ 

Umgesielii  ergibt  sich  aus  (156): 
f 

(157) 

P ' 

Da  diese  Bedingung  tür  ulle  Prc)duktionstaktf)ren  gelten  soll,  können  wir  die  Menge 
aller  strengen  Grenzproduktivitätsbedingungen  z\x  einer  strengen  Äquimarginalbediii- 
gung  zusammenfassen:^'^ 

dY      BY      3Y  SY 

(158)  ^!=^,=  ^,=  ,.0  , 

P  P  P  P 

Es  mag  Geschmacksfirage  sein,  ob  man  zwischen  der  strengen  Grcnzproduktivititsbe'- 
dingung  imd  der  strengen  Aquimarginalbedingung  einen  Unterschied  sehen  mag  oder 
nicht  Immerhin  wird  man  nicht  leugnen  können,  daß  die  Äquimatg^albedingung  die 
Menge  aller  Grenzproduktivitatsbedingungen  in  einer  einzigen  handlichen  Form  zu- 
sammenfaßt. 

Üa  wir  uns  hier  zunächst  auf  die  Produkrionsfaktoren  Arbeit  und  Kapital  beschränken 
wollen,  können  wir,  um  die  Notation  nicht  unnötig  sperrig  zu  gestalten,  auch  einfach 
sagen: 

iL  iL 

(159)  -^!-^t.i 
w"  i 


'•^  Ich  mi'Vchtc  im  Inti-rcssi-  der  I  .cscfrcuncilichkcit  d;ir;iuf  vcr/ichtcn,  in  jctlcni  einzelnen  Füll  einen  Ter- 
minus etwa  der  Form  „für  alle  i  von  1  bis  n"  zu  verwenden.  Solange  Mißverstandnisse  ausgeschlossen 
sind,  mag  das  „i"  dnfäch  eine  Kuizschreibweise  für  ,4i1^dein  infragckommender  Faktot^  sein. 

In  der  Literatur  vtird  die  ÄquimarLnnLilbedinuunt;  meist  ohne  den  letzten  I  v-ni  ,.-  I"  diirgestellt  (so 
etwa  bei  VC'oU  1996  a,  S.  133).  VC'oll  besticht  sicii  dabei  allerdings  nicht  auf  die  Circnzproduktivität,  son- 
dern auf  den  „Ausgleich  der  Grenznutzen"  (a.a.O.,  S.  132)  eines  Haushaltes  -  was  hier  allerdings  keinen 
l  ntcrschied  macht.  Sanuielsnn  und  Nordhaus  sprechen  in  diesem  Zusammenhang  von  „Minimalkosten- 
icgd"  (Samudson/Nordhaus  1987  b,  S.  260). 
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Hin  rntcrnchmcn  wird  also  versuchen,  seinen  I'akroreinsarz  sd  zu  ^csralrcn,  dal:'  die 
strenge  (jrenzproduktivitätsbedingung  tür  alle  infrage  kommenden  Produktionstakto- 
ren  -  liier  also  (nur)  -^Vrbeit  und  Kapital  -  eingehalten  wird.^'* 

Soweit  zu  diesem  Modell.  Betrachten  wir  nun  die  Wohl£ahrtsentwicklungsefiekte  eines 
Produktivitätsschubes,  den  wir  uns  im  ersten  Schritt  „spontan"  und  exogen  induziert 
vorstellen  können,  im  Arbdtsmaiktmodell: 


Abb.  1 4:  Standardmodcll  des  Arbeitsmarktes  bei  einem  Produktivitätsschub 

Ausgehend  von  Punkt  (A),  dem  Arbeitsmarktgleichgewicht  in  der  Referenzperiode 
Null  mir  einem  gleichgewichtigen  Arbeitsvolumen  iN„)  und  einem  gleichgewichrigen 
Reallohnsatz  K  würde  ein  spontaner  Produktivitätsschub  bewirken,  daß  sich  die 
Nachfragefunktion  nach  Niordosten  verschiebt  (in  der  Graphik  als  gestalteter  Pfeil 
dargestellt).''''  Die  Arbeitsnachfrage  wäre  damit  (A',^  ),  was  uns  beim  jJCiifhi'f/cj/  Real- 
iohnsatz  zum  Punkt  (A')  führt.  .Aufgrund  der  gegebenen  Arbeitsangebots funktion 
würde  sich  also  ein  neues  Arbeitsmarktgleichgewicht  im  Punkt  (B)  einstellen.  Damit 


Eigentlich  setzt  sich  der  Faktoipfeis  fiir  Kapital  aus  dem  Zinssatz:  (i)  plus  dem  Abschreibungssatz 
zusammen.  Da  wir  uns  hier  aber  auf  die  Wettschöpfung  (K)  beziehen,  ist  der  Abschreibungsaufxrand 
bereits  berücksichtigt  V'l'.I.  J.i/u  lucli  H,  I.  >  h)  {<  \V 'ihlfidHt/Pndiik/iorisih^^t^fne  \V\rt<fhrft!i!!:<^Rfviitthii!f^  } 
^'5  Die  Orientierung  an  Himniclsnclitungtn  findet  sich  überwiegend  in  der  angelsächsischen  Literatur.  Ich 
bevorzuge  -iic,  weil  sie  die  Möglichkeiten  einer  Verschiebung  „nach  oben"  bzw.  einer  Verschiebung 
„nach  rcclits",  die  oft  genug  nicht  ganz  leicht  auseinanderzuhalten  bzw.  ein&ch  nur  äquivalent  sind, 
pragniatisch  zusammenfaßt. 


i  ■  .  ui.L.I  lUll 
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abcr  wären  alle  drei  iiotii'iiidiß^i'ii  Bedingungen  für  W'ohlfahrtsentwicklung  erfüllt:  Die 
gestiegene  Arbeitsproduktivität  hätte  zu  einem  höheren  Reallohnsatz  geführt  und  dabei 
nicht  zu  einem  Rückgang  des  Arbeitsvolumens.  Ganz  im  Gegenteil:  Das  gleichgewich- 
tigc  Arbeitsvolumen  wäre  sogar  angestiegen  -  obwohl  es  hierauf  definitionsgcmäß  nicht 
ankommt.  Bei  einem  „senkiechteten**,  also  undastischeren  Vedauf  der  Angebotskurve 
würde  der  Lohnsatz  einfach  nur  entsprechend  stärker  ansteigen.  Im  Extremfall,  also 
bei  senkrechtem  Verlauf  der  Arbeitsangebotsfunktion,  würde  sich  der  Produktivitäts- 
schub vollständig  in  eine  Realiohnsteigerung  umsetzen.  Gleichzeitig  würden  dabei, 
dies  nur  am  Rande,  natürlich  auch  das  Gewinneinkommen  ansteigen.^"'  Kur/um:  Im 
Standardmodell  des  Arbeitsmarktes  wirkt  sich  ein  Produktivitätsschub  definitiv  wohl- 
fahrisentwicklungskonform  aus.  Der  Produkti\ itiitsfortschritl  begünstigt  sowohl  das 
( jcwinncinkommen  als  auch  die  aggregierten  Arbeitseinkommen  -  und  zwar  zum  ei- 
nen, über  die  Lohnsumme,  das  Arbeitsvolumen  insgesamt,  zum  anderen,  über  den 
Reallohnsatz,  auch  jeden  einzelnen  Arbeitnehmer.  Dabei  ist  die  VorsteUm^  da0  eine 
ansteigende  Arbeitsproduktivität  gleichzeitig  auch  eine  zunehmende  Arbeitsnachfirag^ 
bedeutet,  übrigens  alles  andere  als  unpopulär.  Genau  gen<Mnmen  ist  es  &st  einhellige 
Meinung.  So  schlage  etwa  Berthold  und  Fehn  das  folgende  vor,  um  die  „aggregierte 
Arbeitsnach&j^  [zu]  erhöhen":^!'^ 

Dir  SM;it  kniinff  vcrsuclun,  dit  Pi:  idukiivität  aller  Arbeit  nehmet  ffll  Tetgfößem.  Dsdufch  WÜfde  sich 

dif  Arbcitsn.ichtrai>c  hei  L',ei',Lhciuni  Keiiliniin  eindcuriu  erhöhen.-^'* 

Der  Effekt  scheint  Berthold  und  Fehn  also  sogar  „eindeutig".  Auch  Siebert,  um  ein 
zweites  Beispiel  herauszugreifen,  widmet  in  seinem  Disctission  Paper  »75  Punkte  gegen  die 
Arifeitshäghttt<^^^  einleitend  einen  ganzen  Abschnitt  dem  Thema  „Für  bShmn  Forttebtiit 
bei  der  Arbntsprodukiimtät  sor^".^  Kurzum:  Daß  eine  höhere  Arbeitsproduktivität  zu 
steigender  Arbeitsnachftage  fuhrt,  ist  ganz  herrschende  Ansicht.  Allerdings  kann  das 
auch  nicht  weiter  verwundem,  da  sich  diese  Folgerung  ja  unmittelbar  aus  dem  Stan- 
dardmodell des  Arbeitsmarktes  eig^bt 

Beinerkenswert  ist  dabei  übrigens,  daß  sich  der  Produktivitätsfortschntt  streng  ge- 
nommen nicht  vollständig  in  Wachstum  umgesetzt  hat.  Hätte  er  es  getan,  dann  hätte 
sich  als  Produktionsergebnis 

(16Ü)  y-y(<) 

ergaben  müssen  und  das  Arbeitsmarktgleichg^cht  sich  im  Punkt  (A')  einstellen  müs- 
sen. Tatsächlich  jedoch  ergibt  es  sich  im  Punkt  {B)  bzw.  bei  (Ä^,). 


)iK  Ober  mögliche  Veränderungen  der  Zinseinkommen  kann  man  nach  diesem  Modell  käiu  Aussage  ma- 

clic-n.  Allerdings  spielt  das  an  dieser  Stelle  auch  keine  Rolle. 
3'-  Ucrthold/Fchn  1994,  S.  321. 
si"  Bcrthold/lxhn  1994,  S.  321. 
31"  Sicl>crt  2002. 
^Siclicn  2002.  S.  4-9. 
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Demnach  bleibt  das  Pioduktionsetgebnis  um 
(161)  ^Y~j§fdN 


unterschritten  —  nlso  um  die  von  den  Punkten  {B)  uinl  (.!')  in  den  Grenzen  von  (VV,) 
bis       )  umschriebene  Fläche  (in  der  Graphik  schrattiert).^2i 


Abb.  15:  ^idhiennchie**  der  fielen  Maiktsteueciing  im  Standaidmodell  des  Aibeitsmarktes 

Das  aber  ist  in  der  Tat  ein  höchst  interessanter  Nehenettekt:  Wenn  nämlich  die  Ar- 
bcimchmcr  bereit  wären,  ^um  aUt/i  Lohnsatz  weiterzuarbeiten,  würde  ein  Lnterneli- 
men  schon  aus  Sgenintetesse  ein  aaeh  höhetes  Afbeitsvolumen  nachfc^en  und  damit 
einen  aocb  größeren  Output  erzielen.  Das  also  könnte  man  so  interpretieren,  daß  freie 
Marktsteuerung  den  maximal  denkbaren  Output  —  und  damit  das  maximale  Wachstum 
dieses  Outputs  -  verß&Ü.  Gleichzeitig  fuhrt  freie  Marktsteuerung  dazu,  daß  das  theore- 
tisch denkbare  Arbeitsvolumen  nicht  ausgeschöpft  wird  —  die  Produktion  also  (sehr) 
strenggenommen  ineß:(ient  ist.  Kürzung:  Freie  Marktsteuerung  unterstützt  sogar  in  ersUr 
Linie  \XV>hlfahrtsenr\vicklung  —  im  Hrt^ehnis  also  sogar  zu  Lasten  von  W'achstum  und 
EtTizienz,  da  ja  durcli  den  Lohnanstieg  (sehr)  strenggenommen  Fakior[-)oieniial  \  erlo- 
ren  geht!  Umgekehrt  bedeutet  das  gleichzeitig,  daß  jeder,  der  treie  Alarktsteuerung  be- 


Dabei  bezR'lu  sicli  ilcr  Ausdruck  auf  >lu-  (ibcic  kurve  A'|'(u-  )  \r/\\\.  g.iti/.  tjcnau  gi-nonimcn,  auf  die 
Fonkdon  ^^(/V),  tiic  der  oberen  Nachtragctunkuün  entspricht.  Vgl.  da/u  oben  Abb.  12. 
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fufwortct,  konscqucnrcnvcise  auch  W'ohltahrtscntwicklung  im  hier  definierten  Sinne 
befürworten  niiiis  -  und  zwar  souar  noch  vor  maximal  möglichem  Wachstum  und  vor 
maximaler  statischer  Effizienz. Nun  mag  man  einwenden,  daß  die  Arbeitsangebots- 
kurvc  ja  das  Nutzenmaitimicrungskalkül  der  Haushalte  repräsentiert  und  in  diesem 
Sinne  „effizient**  ist.  Gleichwohl:  Würden  die  Haushalte  sich  bereit  erklären,  weitedün 
zum  ursprünglichen  Lohnsatz  zu  arbeiten  —  miüiin  also  auf  JSateot*  Anteil  an  den 
Fruchten  des  Produktivitätsfortschrittcs  verzichten  -323  dann  könnte  das  Produko- 
onsergebnis  offenkundig  noch  deudich  höher  ausfellen.324  Bemerkenswert  sind  dabei 
vor  allem  die  dogmatischen  (man  könnte  auch  sagen  „psychologischen")  Konsequen- 
zen. Wer  nämlich  an  freie  Marktsteuerung  „glaubt"  und  sich  den  Markt  dabei  so  vor- 
stellt, wie  wir  ihn  hier  modelliert  haben,  //////('natürlich  seine  Schwierigkeiten  datnit  ha 
ben,  eine  Alternarive  in  f  orm  etwaiger  wirrschaftspolitischcr  Regelung-'--"'  auch  nur  in 
Erwägung  /.u  ziehen.  So  stellt  zum  Beispiel  Luckenbacii  nüchtern  test: 

Die  Lösung  des  VerteUungsproblems  über  den  Marktmedunismus  ist  ein  in  nurlEtwiiiacliaMcheii 
Otdnungsfonneo  der  Volkswirtschaft  praktiaerbares  Lösaagsverfiihfen.^ 


In  einer  frülien  Version  dieser  Arbeit  hatte  ich  einen  nicht  ganz  unbeträchtlichen  Aufwand  betrieben 
mit  dem  Versuch  des  Nachweises,  daB  allein  Wohlfahrtsentwicklung  der  eigentliche  Sinn  und  Zweck 

\r/\\  .,  im  unicchnischcn  Sinuc,  <lsis  L-igcniliclie  „Finalzic]"  ieilcr  cntwicklungsoritnticrien  \'i)Iks\\  inscli.ifi 
sein  kann  -  einem  Punkt  al&o,  der  mit  der  Untersuchung  der  Auswirkungen  freier  Marktstcuerung  als 
vollständig  erledigt  gelten  darf, 
\\\  ilirsi  iii  Falle  würde  sich  im  Modell  die  Arbeitsangebotskunre  nach  Südosten  verschieben  und  dabei 

durch  ilcn  Pmikr  (,4')  irehcn. 

Ich  niDchic  hier  lediglich  aut  zwei  Punkte  hinweisen:  Erstens  ist  es  nicht  ganz  unkriusch,  im  Rahmen 
technischer  Effizienz  auf  »das**  Paktotpotential  abzustellen,  da  sich  der  BegtifFbei  näherem  Hinsehen  als 
durchaus  unscharf  erweist.  W'  oIUti  wir,  um  es  an  einem  Beispiel  /u  vertleutliclien,  das  A rbcitsvolumen 
einer  Volkswirtschaft  an  einer  4l)-Stnnden-Wuche  festmachen  oder  konnten  wir  nicht  ebenso  gut  von 
einer  42-Stunden-Woche  oder  zum  Beispiel  auch  von  einer  60-Stutiden-Woche  ausgehen?  Zweitens  ist 

es  nicht  ganz  unkritisch,  den  wirtschafiiiclicn  I'.rfolt;  allein  über  tlic  Produktionsleistung  /u  messen.  Tin- 
gekehrt  gesagt:  Wenn  wir  wirtschafüichen  Erfolg  allein  auf  diese  Weise  messen  würden,  würde  sich  hier 
durchaus  ein  möglicher  Spielraum  für  den  „wohlmeinenden  gesellschaftlichen  Planer"  ergeben.  Er 
ki  >:.nK  nämlich  versuchen,  ilen  Hauslialten  die  Vorzüge  einer  härteren  Arbeitsmoral  nahezol^en.  Die 
Eri^cbnissc  würden  ihm  dabei  durchaus  recht  geben.  Ich  erwähne  diesen  Punkt  nur,  weil  er  mir  gar  nicht 
allzu  realitätsfern  erscheinen  will.  Meist  haben  wir  ja  so  viel  Respekt  vor  der  Wahlfrcihcit  eines  Wirt- 
scliattssubjektes,  daß  wir  U  iclii  vei^ssen,  daß  es  mit  der  „Freiheit"  der  Wahl  oft  nicht  all/u  weit  her  ist. 
Auch  Präferenzen  entstehen  ja  bekanntlich  nicln  aus  titm  Nicht';,  sondern  cb.er  .uis  dem  uesellschattli 
chen  („sozialen")  Umfeld.  So  gesehen  i<)hiit  es  sich,  ab  uiui  an  einen  blick  in  W  ebers  "6r/j/  da  Kapitalis- 
mus« zu  werfen  (Weber  1904)  oder,  falls  man  ein  Werk  jüngeren  Datums  vorzieht,  in  Landes*  »Weblstmä 
und Anr/Hf  (JerKdtionntf  (Landes  1908). 

Ich  verwende  hier  den  Terminus  »Regelung«  als  denkbar  weitesten  Uberbegriff  für  staatliches  Tun  oder 
Gewährenlassen  im  Rahmen  von  Prozeßpolitik  (kurzfristig),  StrukturpoUdk  (mittelfrisdg)  oder  Ord- 
nungspolirik  i'langfristii;).  Dabei  nirichte  ich  den  Begriff  im  SiiiLM;hir  verwenden,  um  möglichst  keine  As- 
sociationen zu  einer  Fülle  von  wirtschaftspoliiischen  „Regelungen"  oder,  wie  es  sich  meistens  liest,  „Re- 
gnlicriini^en"  aufkommen  zu  lassen.  ^Regulierung"  als  (möglicherweise  nicht  ganz  unbeabsichtigt) 
schleclue  L'bersetzung  des  angelsächsischen  „ngftlatioit"  hat  sich  meines  Etachtens  cindcutiu  als  eine  Art 
„Kamp tbcgriff"  mit  ebenso  eindeutig  negativer  Assoziation  —  etwa  im  Sinne  von  „staatlicher  Regulic- 
rungswut"  -  in  der  Literatur  festgesetzt.  \\  ir  werden  auf  diesen  Punkt  im  Kapitel  Li.  (»Optionen^)  noch 
zurückkommen. 
^  Luckenbach  1986,  S.  93. 
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Manchc  Autoren  tjcr^itcn  dabei  allcrtlings  ^cradcvu  ins  Schwärmen.  So  referiert  Schul 

Huckcns  Sicht  der  Dinge  als  Vertreter  des  Ordo-Liberalismus: 

Gerade  dieser  „eihisch-gieicligültige  Automatismus"  des  Marktes  sei  die  Bedingung  iür  die  „Verwirkli- 
chung sozialer  GcKchtigkeit",  denn  nur  er  vergebe  das  Einkommen  entsprechend  der  für  die  Konsu- 
oientinnen  und  Konsumenten  tatsächlidi  erbrachten  Leistung.^ 

Der  Nfarkt  -  also  freie  Markrsteucrung  —  sorgt  demnach  also  nicht  nur  für  das  denkbar 

bestmögliche  Ergebnis  überhaupt,  sie  entbindet  uns  auch  von  jeglicher  ethischen  Be- 
wertung. Volkswirtschaftslehre  als  Teildisziplin  der  Moralwissenschaften,  als  die  sie 
noch  von  Pigou,  Marshall  und  letztlich  auch  Kevnes  aufgehißt  wurde,  wäre  nacli  dieser 
Auffassung  definitiv  überholt.'-*^  Dabei  wird  »soziale  (Gerechtigkeit«  hier  offenbar  im 
Sinne  von  „suitm  r///^«*"  verstanden:  Jeder  verdient  (im  Sinne  von  Einkommen),  was  er 
verdient  bzw.  was  er  sich  verdient  hat  ^  Sinne  von  „tatsächlich  erbrachter  Lei- 
stung*% 

Was  aber  hat  sich  wer  im  RahineQ  eines  spontanen  Ptodukttvitätsschubes  verdient? 

Nehmen  wir  einmal  an,  jemand  habe  unter  Aufwand  von  Zeit  und  Mühe  eine  Maschi- 
ne entwickeir  oder  verbi  s^t n,  deren  F.insafz  zu  dem  Produktivitätsschub  gefuhrt  hat. 
Die  Mitarbeiter  an  der  Maschine  dagegen  haben  im  Zweifel  nichts  weiter  getan,  als 
diese  neue  Maschine  zu  bedienen.  Sic  arbeiten  einfach  mit  einer  k  isuingsfahigeren 
Maschine  und  sind  allein  deshalb  „produktiver".  Tatsächlich  aber  ist  es  allein  die  Ma- 
schine, die  produktiver  ist.  Irwine  zurechenbare  „Leistung"  vermag  ich  tiarin  beim  be- 
sten Willen  nicht  2u  erkentien.329  Trotzdem  „vergibt**  der  „ethisch-gleichgültige  Au- 
tomatismus des  Marktes"  höhere  Arbeitseinkommen  für  alle  Beteiligten.  Im  Ergebnis 
bedeutet  das  aber  nicht  weniger,  als  daß  freie  Marktsteuerung  Wohlfährtsentwicklung 
nicht  nur  fvr  möglichem  Wachstum  und  vor  maximaler  statischer  Effizienz  priotisiert, 
sondern  sogar  noch  vor  „tatsächlich  erbrachter  Leistung^!  Zumindest  konnte  man  das 
mit  einiger  Berechtigung  so  sehen.  Schliefiiich,  das  kommt  noch  hinzu,  würde  freie 
Marktsteuerung  darüber  hinaus  auch  Verteilungskämpfc  aller  .Art  vollkommen  über- 
flüssig machen.  So  referiert  etwa  Gahlen  die  Position,  die  der  Sadwerständigenrat 
schon  in  den  197Uer  Jahren  eingenommen  hat,  wie  folgt: 

Kurzfristige  Änderungen  der  Verteilungsquoten  würden  längerfristig  wieder  ausgeglichen.  Deshalb  sei- 
en Verteilungskimpfe  funktionsios.'» 

Nach  den  Ergebnissen  unseres  Standardmodells  kann  man  dem  nur  zustimmen.  Die 

Arbeitnehmer  müssen  demnach  nicht  nur  nichts  weiter  „leisten",  als  neuere  und  lei- 
stungsf:ihigere  Maschinen  zu  bedienen.  Sie  inTissen  sich  nicht  eiiitn;il  darum  kümmern, 
ihren  Anteil  am  Produkavitätsfortschritt  -  der  ilinen  nach  Euckens  Alaßstab  eigentlich 


Schui  2005,  S.  652,  m.V.a.  Eucken  1975.  (Schui  beisteht  sich  auf  die  6.  Aufl.  1975.  Im  Literaiurver- 
zeichnis  findet  sich  cüas  Weik  unter  Backen  1952). 

S»Vgl.  ct\v.i  Pigou  1925,  S.  84  bzw.  die  !  Ix  i -ctzung  ba  Mnt^trndiic  1977,  S.  21. 

^  An  dieser  Stelle  mag  man  einwenden,  daß  sich  die  MiLirbtitcr  schliel51ich  an  der  neuen  Maschine  einar- 
beiten müssen  und  insofern  doch  einen  gewissen  Beitrag  leisten.  Aber  seien  wir  ehrlich:  Im  Vergleich  zu 
der  Ennvicklungsleisiung  dürfte  es  sich  hierbei  eher  um  die  ^tichwöttlichen  „j^iMmtfr" handeln. 

^Gahlen  1976,  S.  248. 
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gar  nicht  zustehen  dürfTc  ~~  auch  durchzusetzen.  All  das  erledigt  freie  ^larktsteuerung 
mit  ihrem  „ediiscti-gleichgültigen  Automatismus".^^' 

4.  Fazit 

Nach  allem  bleibt  festzuhalten  -  und  das  ist  an  dieser  Stelle  der  entscheidende  Punkt 
daiJ  sich  ein  Produküvitätsschub,  bzw.  die  Gesamtheit  aller  Produkdvitätsschübe, 
die  wir  als  den  Prozeß  der  Produkmritätsentwicklui^  auf&ssen  könneti,  als  notmadiff 
Bedingung  für  Wohlfahrtsentwicklung  in  diesem  Modell  tatsächlich  regelmäßig  wohl- 
fahrtsentwicklungskonfbrm  auswirken  würde.  Wenn  der  Markt  so  steuert,  wie  von  dem 
Modell  vorausgesagt,  dann  sehe  ich  für  eine  etwaige  wirrschaftspolirische  Steuerung  in 
der  Tat  keinerlei  Spielraum.  Ein  ^wohlwollender  gesellschafidicher  Planer**  wäre  dem- 
nach in  der  Tat  gut  beraten,  in  keiner  Weise  in  freie  Marktsteuerung  einzugreifen. 

III.  Modifiziertes  Modell  des  Arbeitsniarktes 

Das  Srandardmodell  kommt  zu  ticm  l'.rnebnis,  da(^>  Produktivitärsenrv.vicklung  als  erste 
notwendige  Bedinuuni^  tür  W'ohlfahrtscnrw  ickluiig  unmittelbar  auch  zu  steigenden 
Lohnsätzen  und  einem  zumindest  nicht  riickJäufigen  Arbeits\-olumen  führt.  Damit  aber 
wären  die  definirionsgcmäß  notwendigen  drei  Prozcßbedinguugen  erfüllt.  Freie  Markt- 
steuerung würde  sich  demnach  vollkommen  wohlfahrtsentwicklungskonform  auswir- 
ken. Dieses  Ergebnis  stellt  sich  ein,  ohwohi  —  oder  besser  gesagt:  mii  —  sich  beide 
Madctseiten,  Arbeitsangebot  und  Arbeitsnach&age,  freiwillig  und  wirtschafdich  ratio- 
nal nutzen-  bzw.  gewinnmaximierend  verhalten.  Envaige  sozialplanerischc  ,A'crhal 
tenskorrekturen"  oder  zumindest  Ergebniskorrekturen  wären  dabei  in  der  Tat  \ ollig 
überflüssig.  Linter  diesen  l^mständcn  wäre  eigentlich  zu  erwarten,  daß  sich  freie 
Marktsteuerung  [ni(sfr.  „der  Kapitalismus")^-'-  längst  unangefochten  als  cAw  überlegene 
Steuerungssvstem  der  W  irtschaftsentwicklung  durchgesetzt  haben  sollte.  In  einer  Welt 
allgemeiner  und  ungebrochener  langfristiger  Wohlfahrtseniwicklung  sehe  ich  für 
emstlidie  und  vor  allem  nachhaltige  „Systemkritik"  eigentlich  wenig  Raum.^  Warum 
ist  es  dann  so,  daß  die  Kritik  nicht  verstununen  will?  Die  naheli^ende  Antwort:  In  der 
Realität  verläuft  die  Entwicklung  nicht  ^nz  so,  wie  es  das  StandardnK>dell  voraussagt. 


l'.uckcn  1952. 

^  Der  Begriff  »Kapitalismus«  winl  histmisch  bedingt  duichgehend  homonym  gebraucht.  Zum  einen 

bezeichnet  er  ein  Produktionssystem,  in  «li-in  der  Produktionsfaktor  Kapital  line  hcTausr  iLu  ndi'  Rr)Ile 
Spielt  -  letztlich  also  einfach  ein  industrielle!)  Pruduktionssystem.  Zum  anderen,  und  sogar  nuch  häufiger, 
vird  der  Begriff  ab  Synonym  verwendet  für  das,  was  wir  hier  »freie  M atktsteuerung«  neoneo.  Zur  Kddk 
an  ik-r  Rcgriffsvetwetfung  v|^.  etwa  Wölls  Einlassung  zum  Thema  »Was  bedeutet  Kapitalismus?«  (Woll 
1992,5.61-65). 

3»  So  gflt  zum  Beispiel  die  allgemeine  Zufriedenheit  mit  der  wirtschaftEchen  Entwicklung  in  der  Bundes- 
republik der  19S0cr  und  1960er  Jahre  (Ludwiu  I  rhards  „W  ohlstand  für  alle")  nach  nll^cmeincr  AuflEu- 
sung  als  ein  wesentlicher  Cirund  für  die  erfolgreiche  Demokratisierung  („re-ediication").  Kurzum:  Eine 
wirtschaftlich  zufriedene  Wohnbevölkerung  radikaiisicrt  sich  nicht  so  leicht.  Mit  einer  ganz  ähnlichen 
Oberlegunu,  nämlich  dem  Areument,  daß  Hausbesitzer  in  der  Tendenz  stuatstragend  seien,  hatte  sich 
übrigens  Maggi  Thatcher  in  den  1980er  Jahren  für  die  Förderung  von  Wohncigcntum  eingesetzt 
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Zwar  ist  der  FrozeI5  der  Produktivirätsentwicklung  zumindest  in  entwickelten  Indu- 
strieländern ungebrochen.  Allerdings  führt  das  offenkundig  nicht  unbedingt  und  nicht 
immerzu  einem  all^mtin  ansteigenden  Reallohnsatz.  Auch  ist  wV/V  generell  daxon  aus- 
zugehen, daß  das  Arbeitsvolumen  zumindest  konstant  bleibt.  Oder  falls  doch,  dann 
nur,  weil  ein  zunehmender  Teil  der  Haushalte  zu  tendenziell  sinkenden  Lohnsätzen 
arbeitet  bzw.  arbeiten  muß?^  Damit  aber  wäre  die  imter$tellte  Arbeitsangebotsfunkd- 
on nicht  stabil.  Sie  würde  sich  vielmehr  in  der  Tendenz  nach  Südosten  verschieben.^^ 
In  der  Realität  ist  es  eher  so,  daß  Unternehmen  im  Zuge  einer  Produktivitätssteigerung 
Personal  „ abtatten "  stan  zusätzliches  \i1h  iis\ oUinu-n  ndiht^ufragen  oder  das  gegebene 
Arbeitsvolumen  zumindest  konstant  zu  halten.'  "  /uiiiindest  eine  der  beiden  weiteren 
notwendigen  Bedingungen  für  W'ohlfahrtsentwicklung  wird  \on  freier  Marktsieuerung 
demnach  also  zumindest  nicht  zuverlässig  erfüllt.  In  der  Konsequenz  steigen  tendenzi- 
ell die  Sockelarbeiislosigkeit  und/ oder  das  Ausmaii  der  sogenannten  W  orkJriji^  Poor. 
Dabei  ist  es  vidleicht  audi  nicht  allzu  abw^;ig  zu  vermuten,  sich  dieses  Ergebnis 
um  so  eher  einstellt,  je  „freier**  freie  Marktsteuerung  steuem  kann.^^  Das  aber  wurde 
bedeuten,  daß  das  Standardmodell  die  Realität  nicht  nur  xingenau,  sondern  sogar  irre- 
führend abbildet. 

1.  Beschreibung  des  Modells 

Wie  also  könnte  ein  realistischeres  Arbeirsmarktmodell  aussehen?  Vm  das  zu  untersu- 
chen ist  es  nötig,  zunächst  einige  wenige  Annahmen  zu  treffen.  Bislang  sind  wir  von 

einem  „spontanen",  exogen  induzierten  Produkrivitärsschub  ausgegangen,  ohne  dabei 
näher  zu  erklären,  wie  ein  solcher  Schub  überhaupt  zustande  kommen  kann.  Im  mo- 
delltcrbnisclT  einfachsten  Fall  ktinnen  wir  uns  vorstellen,  da(^  ein  Unternehmen  im 
Rahmen  einer  Ursatzinvesudon  eine  Maschine  durch  eine  neuere,  leistungstahigere 
Maschine  austauscht.  Wir  beschränken  uns  also  zunächst  auf  ein  einzelnes  Untemeh- 


Um  den  Problcmkrcis  „trcl\vllli^c■  Arbeitslosigkeit"  zu  vermeiden,  sei  der  Ausdrucli  „muß"  hier  im 
Sione  von  ,.»o/m  TO/r».f"  gemeint.  Eine  gleichbleibende  Beschäftigung  zu  tendenziell  sinkenden  Lohnsät- 
zen ni.ig  .ms  ilcr  Sichi  eines  einzelnen  Haushaltes  die  beste  Moi^lichkcii  sein,  die  sich  ihm  bietet.  Dazu 
viL-nticht  ci:'.  Beispiel:  W  enn  ein  H  u  -h. ilt  im  ersten  Schritt  sein  .\rheilseinkommcn  verliert  und  in  einem 
zvv  tiltn  Sciuitt  eine  neue  Arbeit  /.um  lialben  I>ol>as.ii/  .iufninimt,  so  würde,  wie  wir  gesehen  haben,  das 
MaishaU'sche  Rentenkonzept  den  ersten  Sduitt  völlig  ausblenden  und  den  zweiten  Schritt  und  danüt  das 
Gesanitergebnis  im  7.eit/)/////fj'\ergleich  {der  für  d:is  Marsliall'scbe  Rentenkon/ept  ja  tvpisch  ist)  als  wohl- 
(ihrt^sleigemd  einstufen.  Im  Zcitra//«/ vergleich,  der  nach  allem  ja  maßgeblich  ist,  kann  aber  für  den  be- 
troflfenen  Haushalt  von  Wohlfiihnsentwickluag  keine  Rede  sein. 
Wir  w  erden  auf  diesen  Punkt  zum  Abschluß  dieses  .Abschnitts  noch  kurx  eingehen. 

3.1b  \X'£nn  und  solange  wir  von  einer  gegebenen  Angebotsfunkeion  ausgehen,  hängt  das  ^eichgewichtige 
Arbeits vohimcn  aUein  von  der  Atbettsnachfirage  der  Untemefatnen  ab. 

^  Kna{>p  gesagt:  In  einer  eher  libcralistisch  ausgerichteten  Volkswirtschaft  wie  den  USA  dürfte  es  (auch 
relativ  gesehen)  dcudich  mehr  Workiiit^  /-"oor  geben  als  etwa  in  Schweden  oder  in  Dänemark.  Im  Cirunde 
erinnert  das  an  einen  alten  Bill-CÜnton-Witz:  Bill  Clinton  rühmt  sich  bei  einer  Rede,  soundso  viele  Mil- 
lionen Arbeitsplätze  geschaffen  zu  haben.  ,^fl8  muß  stimmen",  sagt  einer  der  Zuhörer,  „ich  aUeine  habe 
drei  davon". 
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men  und  eine  einzelne  Maschine.'"'^  VVeiterhin  wollen  wir  davon  ausgehen,  daß  der 
Kapiralbesrand  unseres  l  nrcrnehmcns  durch  die  Ersatzinvestition  unverändert 
bleibt.  '  Diese  Einschränkung  isi  nötig,  weil  sich  ein  veränderter  Kapiialbestand  bei 
gegebenem  Arbeitsvolumen  unmittelbar  auf  die  Arbeitsproduktivität  auswirken  und 
damit  den  hier  zu  untersudienden  Effekt  verzetren  wurde.  Wdteihin  wollen  wir  von 
konstanten  Faktotpreisen  ausgehen,  um  mögliche  Substitutionseffekte  aus  dem  Modell 
hetaus2uhalten.  Dabei  sind  diese  Annahmen  dmchaus  nicht  ^^triktiv'*  in  dem  Sinne, 
daß  sie  die  Gültigkeit  des  Modells  in  ii^endeiner  Weise  einschränken  würden.  Sie  sind 
einfach  nur  notwendig,  um  die  „reinen"  Auswirkungen  eines  Produktivitätsschubes 
auf  die  Arlicitsnachfrage  im  Modell  herauszuarbeiten.  Demnach  wollen  wir  einen 
»Produkiiv  uatsscluib«  also  als  ein  modellicchnisch  isoliertes  singuläres  l'.reignis  begrei 
fen,  wobei  wir  die  Agt^regation  aller  Produkrivitärsschube  als  volkswirtschafdiche  Pro- 
duküviLätsentNX'icklung  -  und  somit  als  die  erste  der  drei  notwendigen  Bedingungen  für 
Wohlfahrtsentwkklung  -  interpredeten  können.  Auch  ist  es  nicht  unrealistisch  davon 
auszugehen,  daß  eine  im  Rahmen  einer  Ersatzinvestition  angeschaffte  neue  Maschine 
g^chen  Wertes  leistungsfähiger  ist  als  ihr  Vorläufermodell.  Das  war  offenbar  nicht 
immer  der  Fall.  So  hat  etwa  Schreiber  1966  am  Rande  eines  Aufsatzes  angemerkt: 

Manche  Anzeichen  sprechen  dafür,  daß  sich  der  technische  Fortschritt  in  Hinzclfallen  überstürzt:  in 
manchen  Produkiionen  sind  die  tiem  neuesten  Siantl  der  Technik  entsprechenden  Protkiktionsanl.igen 
-  auch  in  der  Anschaffung  -  billiger  als  die  kapazitativ  gleichen,  die  sie  ersetzen.  D.h.:  die  technisch 
fortschrittliche  und  «zpanstve  Neuinvestition  kann  allein  aus  der  Abscbteibui^  der  alten  finanziert 
werden.  D:is  würde  bcdcurcn.  ihifj  die  von  Böhm-Bawcrk'^chc  Krfiüuuflgscegel  TOD  der  Mefaietgiebig- 
keit  der  längeren  Pruduküunsunuvege  nicht  mehr  allgemein  zutrifft.^ 


In  der  v()lkswirrsch:it"r1ic-^rn  \L'i';Tt'j;!f!i"  'mIh-ii  wir  es  dabei  n-i»  i-iiitT  \'ii.-lx;iHl  von  L'nterTichmen  und 
einer  Menge  von  Kapiialgüiern  im  pr<j«.iukiiunsiechnischen  Sinne  (im  wesentlichen  alsu  Anlagen,  Ma- 
schinen und  Werkzeuge)  zu  tun.  An  der  grundsätzlichen  Modellierung  ändert  sich  dadurch  allerdings 

nichis. 

Aus  betriebswirtschaftlicher  Sicht  ist  es  dabei  nicht  ganz  unbedenklicli,  von  „unverändertem  Kapitalbe- 
stand"  im  Rahmen  dner  Ersatzinvesdtion  zu  sprechen.  Nehmen  'wir  zum  Beispiel  an,  ein  Unternehmen 
habe  vor  10  Jahren  eine  Anlage  im  W  en  xon  1  Mio  €  angeschafft  und  auf  10  Jahre  linear  abgeschrieben. 
Der  gegenwärtige  buchhalterische  Wert  des  Kapitals  wäre  demnach  Null  (bzw.  üins  -  bei  korrekter  Be- 
rücksichtigung eines  Erinncrungspostcns).  Die  Ersatzinvestition  würde  somit  den  buchhalterischen  Ka- 
piialbestand des  Unternehmens  um  1  Mio  f.  erhöhen.  Bei  prfulukiiotisicchnischcr  Bcir;iciiiung  wäre  eine 
Sc >lcbx'  SichrwLi'^c  ilicr  \  crtVhh.  II:tr  würde  man  den  tatsächlichen  Cicgehcnhcitcn  naher  kummcn,  wenn 
man  den  alten  und  den  neuen  Kapiialbestand  über  die  (kalkulatorische)  .Abschreibung  vergleicht.  (Dabei 
geht  es  hier  nur  um  den  Wert  des  Kapitals.  Piür  <fie  Exmitthmg  der  KtpUaUkatiai  wäre  zusätzlich  noch  der 
Zinsau^'and  zu  In  rucks'clitiiTi-^^  L  Allerdings  fimlel  auch  dieser  Behelf  dann  sc-ine  Clrenzen,  wenn  ein 
Unternehmen  mit  vollständig  abgeschriebenem  Kapital  wciterhm  produziert.  In  der  Praxis  relativiert  sich 
das  Problem  aUerdings  dadurch,  daß  ein  Unternehmen  in  aller  Regel  über  eine  Vielzahl  von  Kapitalgü- 
tem  verfugt,  wobei  sich  Abschreibung  unti  !•  r^aT/i;--.  e'-titionen  im  laufenden  PtOZCß  in  etwa  ausgleichen, 
SO  daß  das  »Kapital«  im  produküonsiechnischen  Sinne  und  das  »Kapital«  im  buchhalterischen  Sinne  in 
etwa  vergleichbar  sein  dürften.  Für  die  Modellbildung  «roOen  wir  den  Wert  des  Kapitals  im  produkd- 
onstcchnischcn  Sinne  daher  behelfsweise  über  die  Summe  der  kalkulatorischen  Abschreibung  über  die 
gesamte  Nutzungszeit  definieren.  Die  Anschaffung  einer  neuen  .\nlage  im  Wert  von  1  Alio  €  würde  (bei 
gleichen  .Abschreibungsmodahtäten)  den  Kapitalbestand  somit  unverändert  lassen. 
^  Schreiber  1966,  S.  273.  /Mierdings  ist  von  Böhm-Bawcrk  mit  seiner  l  austformel  „je  umwegiger,  desto 
produktiver"  (um  es  einmal  salopp  zu  formulieren)  ohnehin  ein  wenig  übers  21icl  hinausgeschossen.  Der 
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Dabei  foltjerr  er,  eher  dunkel: 

Die  l  ülgcn  einer  Vcrallgctncincrung  dieses  -  z.Z.  nur  als  Ausnahme  auttretenden  -  Lttekts  des  tcchni- 
scheo  Fortschntts  sind  kaum  ttbaauchätzen,^' 

Im  folgenden  wollen  wir  versuchen,  die  mög^chen  Folgen  eben  dod)  und  wenigstens  in 

den  Grundzügen  abzuschätzen. 

In  einer  graphischen  Darstellung  ergibt  sich  dabei  das  folgende  Bild: 


Abb.  16:  Veränderung  des  Outputs  nach  einem  Produktivitätsschub 

Die  Graphik  beschreibt  den  Zusammenhang  zwischen  Faktodnput  (A)  utid  dem  Pro- 
duktionsergebnis (K)  eines  Unternehmens.  Bei  aimahmegemäß  konstanten  Faktor- 
preisen ist  auch  das  Faktoreinsatzverhältnis  bzw.  die  Faktodcombinadon  {N\K  )  gege- 
ben. Der  Output  ist  damit  allein  von  der  Einsatzmenge  (A)  dieser  Faktorkombination 
abhängig.  Dabei  beschreibt  Y^^(K)  tlen  Zusammenhang  zu  den  ursprünglichen  Bedin- 
gungen, während  nacli  der  Ersat/in\ estiuon  }',(A)  gelten  soll.  Nehmen  wir  an,  der 
I'aktorinpur  unseres  l  nternehmens  betrage  (/.,,).  Somit  lag  die  Produktionsleistung  in 
der  Rcfcrcnzpcriodc  bei  {Y^)  und  in  der  Folgeperiode,  also  nach  der  hrsatzinvesuüon, 


treffliche  Begriff  aber  ist  geblieben.  Vgl.  dazu  %'on  ßöhm-ßawcrk  1889,  Buch  11,  Abschnitt  1,  oder  auch 
die  knappe  Darstellung  hci  SöUnet  2001,  S.  284  ff. 
Schreiber  1966,  S.  273  f. 
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bei  (y,  ).  '■*-  D.is  l'nrcrnchmcn  produziert  also  bei  ucqcbencm  Arbeitsvolumen  und  <ie- 
gebencm  Kapitalbestiind  einen  höheren  Output.  Damit  aber  sind  soiro Ii/ die  Arbeits- 
produktivität a/s  oiich  die  Kapiialproduktivität  gestiegen  -  und  zwar  in  gleichem  Maße. 
Das  interessante  ist  nun,  daß  das  Standardmodcll  im  Rahmen  einer  Ctkris-panbus- 
Bettachtung  zwar  den  Anstieg  der  Arbeitsproduktivität  abbildet  -  und  daraus  eine  ent- 
sprechend ansteigende  Arbeitsnachftage  ableitet  -,  dabei  aber  die  angestiegene  Kapi- 
talprodukovität  vollkommen  unberücksichtigt  läßt  Allerdings  kann  das  auch  nicht 
weiter  verwundem,  da  der  Produktions&ktor  Kapital  im  Standardmodell  ja  übediaupt 
nicht  vorkommt 

In  einem         -Diagramm  ergibt  sich  dabei  das  folgende  Bild: 


Abb.  17:  FaktofemsatzverhSltnis  nach  Ptodukthntätsschub  bei  zimehmendan  Output 

Betrachten  wir  zunächst  die  Referenzperiode,  also  den  Zeitraum  wrder  Ersatzinvesti- 
tion. Die  Isokostenkurve  (/C)  beschreibt,  wie  üblich,  die  Menge  aller  Faktorkombina- 
tionen, zu  denen  unser  Unternehmen  zu  gleichbleibenden  Kosten  produzieren  kann. 
Die  Isoquantenschar  bildet  das  bei  einem  gegebenen  Faktoreinsatzverhältnis  erreich- 


^  Von  möglichen  Absatzschwierigkeiten  wollen  wu  d  iIk  i  /unachsc  absehen.  Auf  die  Mögli^keit  einer 
RationalisieningsinTestition  werden  wir  im  folgenden  aber  noch  eingehen. 
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bare  Produktionscrgchnis  ;ih.  In  der  Ausi;an<isla(;c  wird  unser  Unrcrnchmcn,  um  bei 
ü;cu;cbcncn  Kosten  das  maximale  Protluktionseruebnis  zu  erreichen,  hei  gegebenen 
l'^akiorprciscn  seinen  Fakioreinsau  so  wählen,  daß  es  mit  einem  Arbeiisvolumen  von 
(iVo)  und  einem  Kapitaleinsatz  von  (A'o)  den  Punkt  {A)  auf  der  Isoquanten  Yo{N„,K,^) 
endchL  Dabei  entspricht  (K,)  dem  entsprechenden  Wert  in  der  vorhergehenden  Gra- 
phik. 

Welche  Verändeningen  ergeben  sich  nun  in  der  Folgepetiode,  also  nach  der  Er- 
satzinvestition? Da  das  Faktotpteisverhältnis  annahmegemäß  konstant  sein  soll,  bleibt 
die  .Va/«////^  der  Isokostenkurve  unverändert.  Da  weiterhin  die  Kapitalkosten  konstant 

bleiben  sollen,  muß  dies  bei  einem  annabmegcmäß  konstanten  Faktorcinsat/verhältnis 
auch  für  die  Fohnkostcn  gelten.  Somit  bleibt  auch  die  L.(i<ic  der  Isokostenkurx  e  unver- 
änderr.  Kurzum:  An  der  Isokostenkurve  ändert  sich  nichts.  Um  den  Produktiviriits- 
schub  möglichst  „rem"  zu  mtjdeilieren,  wollen  wir  zusätzlich  vereintachend  \  ()n  einer 
unveränderten  Grenzrate  der  technischen  Substitution  au^hen.^  Die  Steigungen 
der  Isoquanten  Y^^iN^^^Kf^)  und  Y^iN^,K^)  bleiben  somit  ebenfalls  unverändert  -  und 
damit  auch  deren  Vedauf  in  der  Höhenlinienprojektion.  Allerdings  erreicht  unser  Un- 
ternehmen bei  gkid!>em  Faktoreinsatz  und  dsamt  gkieheft  Faktorpropordonen  in  der  Fol- 
geperiode  den  Punkt  (B)  auf  der  Isoquanten  Y^{^'^.K^),  wobei  (K,)  wiederum  dem 
\X  ert  in  der  vorhergehenden  Graphik  entspricht  Damit  li^  (B)  zwar  auf  den  glei- 
chen (/i.A^)-Koordinatcn,  in  der  (K)-Dimcnsion  aber  auf  einem  höhtnn  Outpur- >slivcau 
als  Punkt  {A).  Il'V/.f  sich  demnach  also  geändert  hat,  ist  die  Fe////'/ des  Ertragshügels. 
Fr  verläuft  jetzt  an  der  Siidwestflanke  steiler.  Da  nun  aber  iH-'/tii  Cirenzproduktivitäten, 
die  der  Arbeit  /i/ul  d\c  des  Kapitals,  aufgrund  des  Produktivitätsschubes  gestiegen  sind, 
gibt  es  für  das  Unternehmen  bei  gegebenen  Faktorpreisen  überhaupt  keinen  Grund, 
am  einmal  gefundenen  FakK>reinsat2verhältnis  irgend  etwas  zu  verändern.  Für  mö^- 
che  Veränderung^  im  Faktoreinsatz  konunt  es  also  nicht  darauf  an  —  wie  es  das  Stan- 
dardmodell nahelegt  ob  und  wie  sich  die  Grenzproduktivität  eines  Faktors  verändert. 
Worauf  es  (bei  konstanten  Faktoq-irci'-en'!  ankommt  ist,  ob  und  wie  sich  das  Verijältnis 
der  Grenzproduktivitäten  geändert  hat.  Dieses  X'erhältnis  aber  hat  sich  in  unserem  Fall 
niiht  geändert,  wie  man  sich  vielleicht  am  leichtesten  mit  der  folgenden  Überlegung 
klarmachen  kann:  Die  Durchschniftsproduktivität  der  Arbeit  )  und  die  Durch- 
schnittsproduktivität des  Kapitals  (A'  )  sind  offenkundig  gestiegen,  da  einem  unverän- 
derten Faktoreinsatz  ein  höherer  Output  gegenübcrstehL^*  Nun  stehen  die  Grenz- 
produktivitäten der  Faktoren  aber  in  einem  fiesten  Verhältnis  zu  den  Durchschnitts- 
Produktivitäten. 


^  Diese  Anmhme  ist  keineswegs  zwingend.  Ebenso  gut  Icönnte  die  Einfuhrung  neuer  Maschinentechnilc 

zu  einer  \cr.imlenen  (Itenziate  ilcr  tcchnisclun  Sulisiiiuiion  fuhren. 
^  Bei  der  gegebenen  Form  scheint  mir  der  begriff  »Ertragshügel«  angemessener  als  etwa  »Hrtragsgebir- 
ge«. 

Das  hochgestellte  Symbol  (F)  steht  dal  »ei  r  i  „1  ahrstrahl",  da  die  Stcij^ung  des  Fahrsttahls  die  Durch- 
schnittsproduktivität  abbildet  (vgl.  dazu  auch  das  »Ver^;eitbiäs der  verwadeitn  SjuKlwJe«). 
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Dabei  gilt  in  einer  Cobb-Douglas-Welt  für  die  Durchsciinittsprodulcüvität  der  Aibdt: 


et .  mrl-O 


a  >  — - 


N  N 
(162) 


0 


Für  die  Gtenzptoduktivität  (a^)  etght  üdi^ 


(163)  .«.(^J 


Grenspioduktivität  und  Duichschnittspioduktivität  der  Arbeit  stehen  also  über  den 
Parameter  (a)  in  einem  proportionalen  Verhältnis  zueinander.^^  Wenn  die  Durch- 
schnittsprodiiktivität  steigt,  steigt  also  auch  die  Grenzproduktivität  entsprechend  an. 

Für  die  Kapitalptoduktivitätm  {k)  ergibt  sich  ganz  analog: 
3Y 

(164)  .  =  (l-a)-*^ 

uK 

Somit  sind  mit  dem  Produktivitätsschub  also  nicht  nur  die  durchschnitdichen  Pro- 
duktivitäten der  Faktoren  angestiegen,  sondern  gleichermaßen  auch  deren  Grenzpro- 
duktivitaten.  Unser  Unternehmen  hat  also  -  gestiegener  Arbdtsproduktivirät  -  im 
Gegensatz  zu  der  Voraussage  des  Standardmodells  nicht  den  geringsten  Anlaß,  zu- 
sätzliches Arbeitsvolumen  nachzufragen.  Wenn  aber  unser  Unternehmen  bei  mverän- 
detiem  Arbeitsvolumen  und  uiirmindcrhin  Kapitalbestand  einen  höheren  Output  produ- 
zieren kann,  dann  hat  das  Konsequenzen  für  den  verwendeten  Kapitalbegriff. 


^'Das  hochgestellte  Symbol  (D  steht  für  „T-inecniL-",  da  die  Tangenteosteiguiig  die  Gfeozptodukcvitit 
abbildet  (vgl.  dazu  auch  das  »Vtr^mbais  dtr  vtmtadtun  Sjmbohd^, 

^  Ich  bevotzuge  diese  Notadon,  weil  sie  sehr  schön  zeigt,  daß  man  die  durchschnittliche  Faktoiprodiikti- 
vitüt  bzw.  die  GienzprofhiktiTität  der  Fnl  i  in  r.  nichc  rxh  1  imktion  der  Faktorcinsatzmcngcn  interpretie- 
ren muß,  sondern  -  mit  einigem  Vorteil  -  als  hunktion  des  I-aktoreinsatzverhältnisses  interpretieren 
kann,  liinc  ateris  paribiis  vorgenommene  l'aktorvariatian  würde  demnach  nicht  deshalb  zu  einem  abneh- 
menden (irenzcrtrag  führen,  »W/  die  Grcnzproduktivilät  des  einzelnen  Faktors  sinkt,  sondern  vielmehr 
weil  sich  das  Faktorciosatzvcihältnis  verschlechtert. 
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Eine  Erklärung  des  höheren  Outputs  über  das  totale  Ditterential 

(165)  dr'—dN  +  —dK 

hilft  uns  nämlich  nicht  weiter.  Bei  unverändertem  Arbeitsvolumen  {dN  -  0)  und  un- 
verändertem Kapitalbestand  {dK^O)  müßte  auch  der  Output  unverändert  geblieben 
sein,  gleichgültig  welche  Werte  sich  für  die  partiellen  Grenzprodukdvitäten  ergeben. 

i3cide  Summanden  wären  in  diesem  Fatte  ^eich  Null  und  damit  auch  die  Veränderung 
des  Outputs: 

<3SV  dK 

(166)  -i*l.o+-^.0 

^     ^  dÜV  dK 

-0 

Bei  einem  (in  Euronen  gemessenen)  unveränderten  Kapitalbestand  und  einem  unver- 
änderten Arbeitsvolumen  läßt  sich  ein  Zuwachs  des  Ouq>uts  also  auch  dann  nicht  er- 
klären, wenn  die  partiellen  Grenzproduktivitäten  g^sti^n  sein  sollten. 

Erklären  ]ä(k  sich  das  Ergebnis  erst,  wenn  wir  in  Rechnung  stellen,  da(>  der  Produkri- 
vitätsschub  auf  eine  Veränderung  in  der  „LeistunLrsßhigkeit"  des  Kapitals  (k)  zurück- 
zuführen ist.  Der  Zusammenhang  würde  sich  demnach  wie  folgt  darstellen: 

aY.^-dN^—dK^—-dK 
dK  dK 

(167) 

-0+0+— -rfJoO 
dK 

Das  aber  bedeutet,  daß  wir  einen  erweiterten  Kapitalbegriff  verwenden  müssen.  Das 
produl^ttmkvanfe  Kapital  {K")  wäre  demnach  also  nicht  einfach  nur  das  in  Euronen 
gemessene  Sachkapital  (AT  ),  sondern  das  Produkt  aus  Sachkapital  und  dnem  „Lei- 
stungsparameter" (JC).^ 


In  der  I.ili-ratxir  ist  ci'.ilit't  -  vor  allem  im  7.us;immi-nh;ing  mit  iKm  Faktor  .\r1-n-it  -  rtu  isi  \  c-inem 
„EfiBzienzparanictcr"  die  Rede.  Da  wir  aber  unter  »btTi^ieiiz«  in  einem  strengeren  Sinne  allem  da»  Ver- 
hältnis von  tatsächlichem  Oatpat  zu  Potendaloutput  verstehen  wollen,  ziehe  ich  es  vor,  zwischen  »Effi- 
zienz« im  i-iit;crcti  Siniu-  itnl  »].<.'isnini^sf;ihit;kcit«  in  einem  weiteren  Sinne  zw  unterscheiden.  Miinchmal 
kann  man  —  dies  nur  am  Rande  —  durchaus  den  Eindruck  gewinnen,  daß  der  Begritf  »MlTi/icn/«  mitunter 
recht  unscharf  {gewissermaßen  als  (zumindest  voidcrgründig)  „nicfat-notmatives*'  Synonym  für  „gut" 
oder  „wüii  l1  cii-^wcrt"  verwendet  wird. 

Unter  dem  Begriff  »produktionsrclcvantes  Kapital«  sei  dabei  der  Kapitalbestand  verstanden,  den  wir 
der  Zunahme  der  Arbeitsproduktivität  zugrunde  legen  müssen.  Der  gleiche  Kapitalbcstand  (gemessen  in 
Euro  bzw.  prcifiniveaubctcinigi  in  „Euronen")  kann  somit,  je  nach  Stand  der  Technik,  in  sehr  unter- 
schiedlichem Maße  „pioduktionsrdcvant"  sein. 
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Demnach  können  wir  definieren: 
(168)    K'  .'K  -K 

Wenn  sich  also  der  Leistungsparameter  ändert»  ändert  sich  auch  »das  Kapital*',  also 
der  produktionsrelevante  Kapitalbestand,  und  zwar  völlig  unabhängig  davon,  ob  sich 
der  in  Euronen  gemessene  Wert  des  Sachkapitals  geändert  hat.  Was  sich  geändert  hat, 

und  worauf  es  hier  ankommt,  isr  die  liedeutving,  die  der  K^italbestand  für  die  Erzie- 
lung des  Outputs  hat.  Ein  Unternehmen  kann  somit  seinen  produktionsrcicvanten 
Kapitalbestand  erhöhen,  einfach  indem  es  :iltc  ,\nl.iü;L-n  durch  moderne  Anlagen  er- 
setzt, ohne  daß  sich  buchhalterisch  im  Anlagevermögen  irgend  etwas  ändern  würde. 
\l  i/s  sich  ändern  bzw.  verbessern  würde,  wäre  die  Produklionsleisiung  und  damit  so- 
ii'ohl die  gemessene  Arbeiisprodukiu  uät  nis  muh  die  gemessene  Kapitalprodukuvitai.  In 
ganz  ähnlicher  Weise  hat  übrigens  von  Thünen  schon  1850  eine  Bewertung  der 
„Wirksamkeit  des  Kapitab"  vorgeschlagen: 

Wie  ist  hier  nun  der  Antheil,  den  diese  beiden  Faktoren,  jeder  för  sich  an  dem  gemeinschafdichen  Pto- 

dukt  h.ihcn,  AU  crmcsscnr"  Die  Wirksamkeit  des  Kapitals  haben  wir  ermessen  an  ck-m  /uwaclT;,  den  das 
Arbcicsprudukc  eines  Mannes  durch  Vcigrölkmng  des  IOq>itals,  womit  er  arbeitet,  erlangt.  Hier  ist  die 
Aibdt  eine  konstante,  das  Kapital  aber  eine  vedindediche  Gtöße.^^ 


>X'icdcrum  davon  untetscfaeiden  wäre  das  »produktionswirksamc«  Kapital.  Hier  kommt,  ganz  analog 
zur 'r<.Ttnini)logtc  in  der  Physik,  noch  dif  /.{■it<1iti>fnsi()ii  ins  Spiel.  I  inunddirsfllK-  :iMiiIukiinnsrfli'\:inte 
Kapitalbestand  kann,  je  nach  der  Zeitdauer,  in  der  er  cingcseut  wird,  durchaus  unterschiedliche  W  irkung 
entfalten.  Da2u  vielleicht  ein  Beispiel:  Wenn  ein  Unternehmen  Oberstunden  anordnet,  dann  erhöht  sich 
bei  unveränderter  Mitarbeitcizahl  ZunädlSt  das  in  Stunden  _i,'emessem-  \rheitsvoIumen.  Gleich^'eitig  aber 
erhöht  sich  -  bei  gegebenem  (imd  in  Euionen  gemessenem)  Kapiulbestand  und  gegebener  Produktions- 
idevanz  -  auch  die  WMksamhät  des  Kapitals.  Das  Kapital  wird  ja  auch  während  der  Oberstunden  genutzt 

und  isi  damit  auch  /»/wr  \v irksam.  Dieser  Punkt  soll  an  dieser  Stelle  ahcr  nielit  weiter  vertieft  werden. 
^  von  Thünen  185U,  S.  19ü.  Vgl.  dazu  auch  die  knappe  Darstellung  bei  Söllner  (Söllner  2UÜ1,  S.  71).  Von 
Thünen  selbst  geht  auf  dieses  Thema,  für  die  damalige  Zeit  durchaus  zu  recht,  seht  ausführlich  ein.  So 
heißt  einleitend  schon  auf  Seite  120:  „Hier  ist  jedes  F'.r>^eui;ni(J  das  gemeinschafifiche  Weric  von  Aibeit 
und  Kapital,  und  es  entsteht  nun  die  Frage,  ob  der  Antheil,  den  jede  dieser  Potenzen  an  dem  gemeinsa- 
men Produkt  hat,  sich  erkennen  und  ausscheiden  lasse."  (a.a.O.,  S.  120).  Weiter  heißt  es:  „Der  Unter- 
nehmer, sein  Interesse  kennend  und  verfolgend,  wini  ilas  relative  Kapital  q  grade  soweit  erhöhen,  bis  die 
Kosten  der  Arbeit  tics  K.ipitals,  um!  die  des  Menschen  im  ^liivkien  \'erhälrni[5  mit  der  Wirksamkeit  Bei- 
der bei  der  Produktion  stellen.  Die  W  irksainkeil  des  Kapitals  mulj  das  M.us  für  die  Belohnung  desselben 
sein:  denn  die  Arbeit  des  Kapitals  wohlfeiler,  ab  die  des  Menschen,  so  würde  der  Uotecnehmer  Ar^ 
heiter  alischaffen,  im  entgeu;ent;eset/ten  Fall  aber  die  Arbeiter  v  ermehren."'  (.'».a.O.,  S.  12T;.  l  'nd  srhlieR- 
lich,  etliche  Seiten  später.  „Die  Nutzung  des  zuletzt  angelegten  Kapitals  spricht  sich  in  dem  Zuwachs 
aus,  den  das  Arbeitsprodukt  des  Mannes,  der  mit  Hülfe  dieses  Kapiäls  arbeitet,  erhält."  (a.a.O.,  S.  162). 
Von  Thünen  mifit  den  Werl  einer  zusätzlichen  Faktoreinheit  also  riicht  über  die  Cirenzprodiikriv  ität  des 
»lUtbl^ffM  Faktors,  sondern  über  ihre  Auswirkung  auf  die  Produktivität  des  jeweils  kompkmtntänn  Fak- 
tors. Dabei  läßt  er  auch  keinen  Zweifel  daran,  daß  er  »Kapital«  in  der  Tat  über  seine  Paktorieistungsfi- 
higkcit  mißt  und  nicht  etwa  über  seinen  Faktorpreis.  So  heißt  es:  „I  an  auttallendcs  Beispiel  hiezu  liefert 
der  Pflug.  Wäre  dies  Instrument  nicht  %''orhanden,  und  müßte  der  Boden  mit  dem  Spaten  bearbeitet  wer- 
den: so  würde  liuropa  wohl  kaum  die  Hälfte  seiner  jetzigen  Bevölkerung  ernähren  können.  Aber  man 
bezahlt  im  Pfluge  nicht  den  Nutzen,  den  er  gewährt,  sondern  nur  die  geringßigjigen  Verfertigungsko- 
sten."  (a.a.O.,  S.  134). 
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Allcrdings  ist  die  „\N  irksamkeit  des  Kapitals"  nicht  allein  von  der  Hinsatzmenge  des  in 
liuronen  gemessenen  Kapitalbestandes  {K  )  abhängig,  sondern  kann  ebensogut,  bei 
konstantem  Kapitalbcsiand,  mit  dem  „Leistungsparametcr"  (k)  variieren.  Diesen  Ef- 
fekt kann  man  dann  -  aber  auch  nur  dann  -  ignorieren  oder  vernachlässigen,  wenn 
sich  der  Leistungsparameter  nicht  allzu  schnell  verändert.  Genau  das  aber  ist  bei  ma- 
schinenverköfpertem  Technischem  Fortschritt  auf  der  Ebene  eines  einzelnen  Unter- 
nehmens eben  /tkbt  der  Fall.  Ob  der  den  Produktivitatsschub  auslösende  technische 
Fortschritt  dabei  Hieks-^  Hamd-  oder  Sohuf-inntm/hx,'^''^  spielt  für  unsere  Betrachtung 
eine  nur  sehr  untergeordnete  Rolle.  Im  Ergebnis  laufen  diese  „Neutralisierungs**- 
Versuche  letztlich  ja  nur  darauf  liinaus,  den  technischen  Fortschritt  -  gewissermaßen 
„um  jeden  Preis"  -  einem  der  beiden  klassischen  Produktionshiktoren  Arbeit  und  Ka- 
pital zuzuordnen.  W  enn  wir  aber  von  der  grundsärzüchen  L  nterscheidung  zwischen 
perst)nen\  erkorperler  und  maschjnen\  erkorperler  1  echnischer  Kompetenz  ausgehen, 
dürfte  es  ergiebiger  sein,  für  bäde  Produktions&ktoten,  Arbeit  und  Kapital,  einen  ent- 
sprechenden Leistungsparameter  einzuführen  und  die  Produktionsrelevanz  beider 
Faktoren  auf  diese  Weise  zu  bestimmen  und  nicht  an  der  Messung  in  reinem  Arbeits- 
volumen bzw.  reinem  Kapitalbestand  fiestzuhalten. 

Damit  aber  ergeben  sich  nicht  zuletzt  auch  Konsequenzen  für  die  Grenzproduktivi- 
tätsbedingung.  Da  die  Grenzprodukttvität  des  Faktors  Arbeit        gesti^en  ist,  der 

Reallohnsatz  (w'  )  aber  unverändert  geblieben  ist,  mußöit  Grenzproduktivitat  unver- 
meidbar über  Ata.  Grenzkosten  des  Faktors,  also  dem  Reallohnsatz,  liegen.  Demnach 

(169)  —>w 

Gleichermaßen  liegt  auch  tlie  Grenz.proihikii\  itäi  des  Faktors  Kapital  l^^j  über  den 
Grenzkosten  des  Kapitalbestandes,  also  dem  Zinssatz  (Z):^^' 

(170) 

^  dK 


Zum  Abschluß  des  sekies  %  19  (»Dtrj4HndsMH  istj^ti  dat  M^mnfUffuß,  am  Janb  den,  in  tatm  fft^ 
trieb,  t^ubt^f  M^f^tW  Afi^tt  Imm^^tV^  mrd«)  y^K\\\c\  von  Thüncn  seine  l)is  (Inhinirclientlen 
(  Ix  rliminije n  iihrigens  ZU  seiner  berühmten  ,,T  oJinfinilungsfomHr'  /  =  ■  a  - p  mir  <ietn  l  .<)l!ns:it/  (/), 
dem  notwendigen  Lcbcnsuntcrlialt  der  Aiijeiiei  {u)  und  der  ArbcjisprcnJukuv  icat       (a.a.tJ.,  S.  192). 
^      dazu  etwa  die  knappe  DaisteUung  bei  Söllner  2001,  S.  249  f. 

Aus  der  Sicht  eines  rniernehmens  bestehen  die  Grenzkosten  des  Faktors  K-ipiial  i^enau  genommen 
aus  der  Summe  aus  Zinssat;:  (< )  und  Abschteibungsrate  (</).  Da  wir  hier  aber  nicht  auf  den  Gewinn  ab- 
stellen, sondern  auf  die  Wertschöpfung  eines  Unternehmens  {y),  ist  der  Leistungsvetzehr  in  Form  von 
Vorleistungen  und  .Ahschrciliung  bereits  berücksichtigt  und  darf  von  daher  nicht  noch  einmal  berück- 
sichdgt  werden.  Gleichwohl  ist  der  B<^iiff  »Grenzkosten«  nicht  ganz  einwandfrei 
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Damit  aber  ergibt  sich  für  die  Äquimarginalbcdingung  aus  (159): 

f)Y  flY 

(171)  ^lm^\ml>l 

w"  i 

Zwar  kann  -  und  wird  —  unser  Unternehmen  die  Aquimarginalbedingung  weiterhin 
einhalten»  soweit  es  um  die  Faktorproportionen  geht.  Das  allerdings  entspricht  nur  der 
„weichen"  Form.  Die  strenge  Grenzproduktivitätsbedingung  aber  kann  unser  Unter- 
nehmen nicht  erfüllen.  Die  Gren2produktivitaten  Mder  Produktions&ktoren  liegen 

unabänderlich  über  dcn^  n  (i renzkosten.  Dieser  Effekt  stellt  sich  nach  allem  immer 
dann  ein,  weil  wir  einen  der  beteiligten  Produkticmsfaktoren,  hier  also  die  maschincn- 
verkörperte  Technische  Komperen?;,  in  der  Modellhiklung  unberücksichrigt  lassen. 
\\  ir  müssen  demnach  also  auch  bei  der  Aquimaruiiialbedingung  eine  „weiche"  und 
eine  „strenge"  Form  unterscheiden.  Zwar  ist  bei  beiden  Formen  das  Verhältnis  von 
Grenzertrag  zu  Grenzkosten  konstant.  Aber  nur  in  der  strengen  Form  sind  Grenzer- 
trag und  Grenzkosten  betragsmäßig  gleich»  wahrend  in  der  weichen  Form  der  Grenz- 
ertrag die  Grenzkosten  übersteigt  Das  aber  heißt,  daß  ein  Unternehmen  die  strenge 
Aquimarginalbedingung  (also  den  modelltechnisch  gewinnmaximierenden  Idealfid^ 
gar  nicht  einhalten  kann.  Könnte  unser  Unternehmen  aber  nicht  wenigstens  versu- 
chen, durch  eine  lineare  Ausweitung  von  Kapitalbestand  tau!  \ilieitsvolumen  zurück 
zum  alten  Grenzproduktivitiitsniveau  der  Arbeit  zu  finden,  dem  Grenzproduktivitäts- 
niveau  also,  das  dem  herrschenden  Reallohnsatz  entspricht?  Es  könnte  es  versuchen. 
Allein  es  wird  nichts  nützen. 


Aus  der  Produktionsfiinktion 

(172)    Y  ~Y{N,K)-N" -K^-" 
ergibt  sich  die  pardelle  Grenzproduktivitat 


(173) 


a-N 


a-l 

-const. 


als  Konstante,  solange  sich  das  Faktoreinsatzverhältnis  und  der  Wert  für  (a)  nicht 
ändern.  Das  Faktoreinsatzverhältnis  aber  kann  sich  bei  gegebenen  Faktotpreisen  und 
bei  gegebenen  Grenzproduktivitäten  nicht  ändern.  Die  Gren2produkti\'itäten  wieder- 
um können  sich  nicht  ändern,  solange  wir  von  einer  unveränderten  Grenzrate  der 
Technischen  Substitution  ausgehen.  Kurzum:  F.ine  lineare  Ausweitung  von  Kapiralbe- 
stand  und  Arbeitsvolumen  würde  an  der  Arbeitsproduktivität  und  damit  auch  an  der 
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( jicnzproduktivitär  der  Arbcir  nichts  ändern.''''-  Die  durch  den  Produktivitätsschub 
ausgelöste  Erhöhung  der  Grenzproduktivitäten  beider  Produktionstaktoren  ist  inever- 
sibei. 

Welche  Konsequenzen  ergeben  sich  für  das  Axbeitsmarktmodell,  wenn  unser  Unter- 
nehmen die  strenge  Grenzproduktivitätsbedingung  gar  nicht  einhalten  kann}  Wie  vir 
im  letzten  Abschnitt  gesehen  haben,  läßt  sich  die  Grenzproduktivitätsfunktion 

"  ^(^)  dann  gleichzeitig  als  Ärbeitsnachficagefunkdon  N"  -  N^iW')  inter- 

pretieren, wenn  die  Grenzproduktivität  ^''^""^  Reallohnsui/  (vv  j  entspricht,  wenn 
also  die  Grenzproduktivitätsbedingung  in  der  strengen  Form 

(174)  ^-w-- 

gUt^s^  Genau  das  aber  ist,  wie  wir  gesehen  haben,  nach  einem  Produktivitätsschub 
eben  niekf  der  Fall. 


352  Dag  gilt  jeden&lls  dann,  wenn  wir  -  wie  hier  modelliert  -  von  einer  CES-Produktionsfunkdon  mit 
einein  Homogcniti)fNi;T;i(l  \  (in  Eins  ausgehen.  Mangels  besserer  Evidenz  scheint  mir  das  aber  nicht  der 
schlechteste  Ansat:i:  /u  sein,  /war  liabcn  wir  bei  einer  Produktionsausweitung  mit  Konzen (rationsgewin- 
nen  zu  rechnen.  Dem  stehen  allerdings  auch  Koordinationsverluste  gegenfiber.  Letztlich  scheint  mir  aber 

d:is  soi^cnanntf  ,.Kr)picrarmimcnt".  so  schlicht  es  auf  den  ersten  BHck  auch  scheinen  mag,  nicht  villig 
unplausibei.  Demnach  würde  also  eine  Verdoppelung  aller  liiputs  in  etwa  auch  zu  einer  Verdoppelung 
des  Outputs  fiihien. 

^  Dabei  ist  ein  Ausdruck  wie  ^  =  J^(^)  i°        Notation  natädich  redundant,  da  sich  die  Ahhäi^ig- 

keit  bereits  aus  dem  Differential  ergabt.  Ich  verwende  ihn  lediglich  zur  Verdeutlichung  der  Zusammen- 
hänge. 
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Betrachten  wir  die  Zusammenhänge  wieder  anhand  einer  Graphik: 


Abb.  18:  Modifiziettes  Modell  des  Aibeitstmrktes  nach  einem  Produktivitätsschub 

Dabei  wollen  wir  in  drei  Schritren  vorgehen.  Schritt  (1):  In  tler  Referenzperiotle,  also 
vor  dem  l-*rüduküvitätsschub,  sei  alles  unverändert.  Die  Arbeitsangebotsfunküon 
A^'*(h'  •)  sei  weiterhin  eine  einfache  Funktion  des  ReaUohnsatzes  mit  ansteigendem 

Verlauf.  Auch  für  die  GrenxproduktivitStsfunktion  4it  =  4It(''V)  wollen  wir  weiterhin 

den  klassischen,  linear  fallenden  X'erlauf  unterstellen.  Damit  ergibt  sich  die  Arbeits- 
nachfragefunktion (i'Vj'  )  ehenfills  wie  bisher.  XX'ir  fintlen  also  unser  Marktgleichge- 
wicht im  Punkt  {A)  bei  einem  gleichgewichtigcn  Arbeitsvolumen  (Ä^,,)  und  einem 
gleichgewichtigen  Reallohnsatz  (Wo  ),  der  dabei  gleichzeitig  der  Grenzproduktivitat  bei 

(jV„  ),  also  entspricht.  Der  Arbeitsmarkt  ist  demnach  geräumt,  die  sttenge 

Gren/produktivitätstiL-dint^unj^  erfüllt. 

Schritt  •2)\  Im  /weiten  Sclirut  Wfjllen  wir  die  \'erli;iltnisse  /wr// dem  Produktn  itäts- 
Schub  betrachten.  Aufgrund  des  Produktivitätsschubes  kann  unser  Unternehmen  mit 
jedem  gegebenen  Arbeitsvolvimen  einen  höheren  Output  erzielen.  Damit  arbeitet  un- 
ser Untemdunen  auf  einem  ailgimein  höheren  Produktivitätsniveau  und  damit  auch, 
wie  wir  gesehen  haben,  auf  einem  allgemein  höheren  Grenzproduktivitätsniveau.^ 
Die  Grenzproduktivitätsftuiktion  verschiebt  sich  also  nach  Nordosten:  Wir  erhalten 

die  Funktion  i^j  {N).  Nun  tvärde  die  Funktion  der  neuen  Arbeitsnach&age  Nfiw'  ) 


3^  Unier  „allgemein"  sei  dabei  verstanden,  daß  das  ProdukovitatsoiTeau  bei  jedem  beliebigen  Atbeitsvo- 
lumen  höher  liegt  als  im  AusgangsfidL 
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cntsprcchcii,  wenn  die  strenge  Greo^produktivitätsbedingung  weiterhin  erfüllt  wäre. 
Das  aber  isr  eben  nicht  der  Fall. 

Schritt  (3):  Betrachten  wir  in  einem  dritten  Schritt,  was  tatsächlich  der  Fall  ist.  Un- 
ser Unternehmen  arbeitet  bei  gegebenem  Arbeitsvolumen  auf  einem  höheren  Gren2- 
produktivitätsniveau.  Das  entspricht  Punkt  (C).  Damit  aber  liegt  die  Gren;^ Produkti- 
vität unseres  Unrernehmens  über  dem  aktuellen  Reallohnsatz  (»v;, ).  Folglich 

müI5tc  es  liei  gegebenem  Reallohnsatz  als  (iewinnmaximierer  seine  Arbeirsnachtrage 
solange  ausdehnen,  bis  die  strenge  Grenzproduktivitätsbedingung  wieder  erfüllt  ist.  In 
unserer  Grapliik  wäre  das  Punkt  (A').  Unser  Unternehmen  hat  aber,  wie  wir  gesehen 
haben,  keinen  Anlaß,  seine  Arbeitsnachfrage  auszudehnen,  da  es  (bei  gegebenen  Fak- 
totpreisen)  in  diesem  Fall  zusätzlich  auch  noch  die  amd)e  Äquimaiginalbedingung  ver- 
letzen und  sich  somit  von  seinem  Gewinnmaximum  entfernen  würde.  Folglich  bleibt 
die  Arbeitsnachfiragp  unverändert.^*  Kurzum:  Unser  Unternehmen  könnte,  wenn  es 
wollte,  gewinnmaximicrcnderweise  einen  Reallohnsatz  zahlen,  der  der  aktuellen 

Grenzproduktivitat         entspricht.  Die  Betonung  liegt  dabei  allerdings  auf  „könn- 


te**. Bei  der  gegebenen  Arbeitsangebotsfunktion  hat  es  hierzu  nämlich  keinen  Anlaß. 
Das  neue  Arbeitsmarktg^eichgewicht  entspricht  somit  dem  alten  Gleichgewicht,  näm- 
lich Punkt  (A).  Das  aber  bedeutet,  daß  die  Flüchte  des  Produktivitätsschubes  (jn  der 
Graphik  entspricht  das  der  schraffierten  Fläche)  alkin  den  Gewinneinkommen  zugute 
kommen.  Die  Arbeitseinkommen  (und  übrigens  auch  die  Zinseinkommen)  bleiben 
unverändert.  Daß  der  Faktor  Arbeit  im  Zweifel  eher  nicht  am  Produkdvitätsfortschritt 
beteilig!  wird  -  von  L"niern(,  hnu  nsseiie  aus  jedenfalls  nicht  freiwillig  -,  war  übrigens 
schon  Ricardo  klar,  wenn  er  schreibt: 

Wenn  die  Schuhe  und  klcidcr  des  Arbeiters  durch  Verbesserungen  der  Maschinerie  mit  dem  vierten 
Teile  der  fetzt  zu  ihrer  Prodnktion  notwendigen  Arbeit  erzeugt  werden  icönnen,  so  sinken  sie  [die  Prei- 
se der  entspiLolu lulcn  (»iitcr]  wiihrschcinJich  um  ^5  Prozent;  aber  es  ist  von  der  Wahrheit  weit  ent 
fernt  anzunclinicn,  daß  der  Arbeiter  dadurch  in  die  Lage  versetzt  wird,  dauernd  \  icr  Röcke  oder  vier 
Paar  Schuhe  anstelle  von  einem  Rock  oder  einem  Paiir  Schuhe  zu  vetbrauchcn.  [...j  Wenn  diese  Ver- 
besserungen sich  auf  alle  Gegenstände  des  Konsums  des  Arbeiters  erstrecken,  so  finden  wir  ihn  wahr- 
scheinlich  nach  v.  tvML'f^i  Inhren  im  Besitz  einer,  wenn  überhaupt,  nur  geringen  Vergrößcnmg  seiner 
j\nnehnilichkeiten,  obu  uhi  der  Tauschwert  jener  W  aren  eine  recht  bedeutende  Verminderung  ertährt 
im  Vergleich  mit  cber  belieUgen  anderen  Ware,  bd  deren  Produktion  keine  solchen  Verbessetungen 
eif^fiihrt  wurden,  und  obwohl  sie  das  Erzeugnis  einer  erheblich  geiing^ren  Menge  Arbeit  sind.^ 

Kurzum:  Selbst  eine  Produkdvitätssteigenmg  von  spektakulären  300%  (1)  würde  dem- 
nach ohne  nennenswerte  Auswirkung  auf  den  Reallohnsatz  bleiben.  Damit  aber  haben 
wir  eine  cinigcrmalien  überrasclTemic  Situation:  Das  Gewinnmaximum  sollte  theore- 
tisch bei  (C)  liegen  bzw.,  bei  gegebener  Arbeitsangebotsfunkcion,  im  Punkt  {B).  Punkt 


Etwas  anderes  würde  nur  gelten,  wenn  unser  Unternehmen  gleichzeitig  auch  seinen  Kapit.ilhestand 
ausdehnen,  also  eine  lineare  Faktorv'ariation  vornehmen  würde.  Dieser  F^all  ist  zwar  nicht  auszuschließen, 
hat  aber  mit  der  hier  zu  untersuchenden  l'ragc,  wie  ein  Unternehmen  absehbar  aut  einen  Pruduküvitäts- 
schub  reagieren  wird,  nichts  zu  tun. 


Ricardo  1821  b.S.  9  f. 
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(ß)  wird  unser  Unternehmen  aber  nicht  erreichen  wollen,  weil  es  damit  (hei  gegebe- 
nem Kapitalbestand)  nicht  nur  die  strenge,  sondern  obendrein  auch  noch  die  weiche 
Grenzprodukiivitätsbcdingung  verletzen  wiirdc.  Punkt  (C)  wiederum  wird  es  ohne 
Not  nicht  aufgeben  wollen  -  schließlich  beschert  er  unserem  Unternehmen  eine  Art 
von  „Windjali  Profits",  Im  Ergebnis  bedeutet  das:  Unser  Unternehmen  i^nnte  als  Ge- 
winnmaxünieter  jeden  Reallohnsatz  zwischen  (w«  )  und  in  der  Graphik  also  im 
Bereich  von  {Lw")  zahlen.  Es  wird  sich  fimmVi^mmse  aber  nur  auf  (iVg )  einlassen. 
Umgekehrt  formuliert:  Die  Arbeitsnachfrage  ist  in  diesem  Bereich  vollkommen  unela- 
stisch. In  der  Graphik  entspricht  das  einer  in  diesem  Bereich,  also  zwischen  den  Punk- 
ten (C)  und  (/\),  vertikalen  (!)  Nachfragefunkuon  iw''). 

Welche  Konsct]ucn/cn  ergelu-n  sich  tlarausr  Die  Wiederherstellung  eines  Markt 
gleichgcwichtes,  tlas  i:vWi/j;~(7//i:  clie  strenge  C irenzprc )dukti\'ir;itsbetiingur\g  crtüllt,  ist 
demnach  nur  möglich,  wenn  das  ;Vrbeitsangcbot  in  organisierter  \\  eise  -  in  aller  Regel 
also  gewerkschaftlich  -  auf  den  Produktivitötsschub  reagiert.  Im  Modell  würde  das 
bedeuten,  daß  sich  die  Arbeitsangebotsfunktion  soweit  nach  Nordwesten  verschiebt, 
daß  sie  durch  den  Punkt  (C)  geht.^^^  Würde  damit  aber  nicht  zusätzliche  Beschäfti- 
gung verhindert?  Die  Antwort  lautet:  Nein  -  denn  schließlich  befinden  wir  uns  im 
Punkt  (C)  in  einem  Arbeitsmarktgleichgewicht.  Aus  der  Sicht  unseres  Unternehmens 
ist  die  strenge  Grena^produktivitätsbedingung  ja  immer  noch  (bzw.  überhaupt  erst 
wieder)  ertüllt.''^'^  Hinc  in  Folge  des  Produktivitätsschubes  gewerkschaftlich  durchge- 
setzte Lohnsatzerli<')luing  „knapst"  also  nur  einen  Teil  tler  W'itulfall  Profi/s  ab.  Das  aber 
ist  ein  \  ('>llig  normaler  Vorgang  in  entwickelten  Industriegcsellschaften  mit  gewcrk- 
schafdiclier  Akuvkät. 

Nichts  anderes  drückt  die  übliche  Lohnfindungsformel 
(175)    »v!-a  +  P 

in  ihrer  Grundform  ja  aus.'^'  Der  Anstieg  des  Nominallohnsatzcs  (h-)  soll  demnach 
der  Produktivitätsentwicklung  {&)  entsprechen  und  zusätzlich  den  Anstieg  des  Preis- 
es'Das  gill  jedenfalls  dann,  wmn  w  ir  die  ursprüngliche  Arhciisangcbotsfunkiion  als  die  „indiviiiuelle" 
Funktion  iitrhisi^Ln.  die  sicli  iLr  Aiy^rcj^ation  des  ArbcitsAnecbdtts  einer  ntomistischen  Anzahl  von 
Haushalten  ergibt.  Somit  wird  eine  organisierte,  also  „kollektive"  Reaktion  auf  den  Produktivitätsschub 
eher  zu  einet  entsprechenden  Verschiebung  der  Angeiiotsfiinktion  fiühren  als  eine  atomisdsche  Anzahl 
von  Einwdverhaiulluni;i'n. 

^  Pikantetweise  würde  das  gleichzeitig  bedeuten,  daß  „der  Markt"  -  also  freie  Marktsteuerung  —  ohm 
gewetksdiaMche  Hilfe  sein  Gleichgewicht  nicht  finden  icann.  Kurzum:  „Der  Markt"  braucht  sozusagen 
die  Geweikschaften,  um  tlifdriektinfnrni  /u  hiiiktionieren.  W  enn  dem  aber  SO  ist,  WÜfdc  das  iinistatuls- 
los  eiUäten,  warum  sich  in  praktisch  allen  entwickelten  Volkswirtschaften  Gewerkschaften  als  Institution 
hetbausgebikkt  und  dauerhaft  gehalten  haben. 

Auf  die  verschiedenen  erweiterten  I  ohnfindungsformcln,  bei  denen  es  vor  allem  um  die  Bcriicksichd- 
gung  von  Machtfaktoren  aufgrund  der  Arbeitsmarktlage  geht,  wollen  wir  an  dieser  Stelle  nicht  eingehen. 
Hier  soll  nur  der  Cnmdircdankc  einer  Beteiligung  der  Arbeitseinkommen  am  Produktivitätsfortschritt 
hcraus^esielh  werden.  Dal)ei  wurde  sich,  wie  wir  im  letzten  Abschnitt  gesehen  haben,  aus  dem  Sian- 
dardmodcli  des  Arbcitsmarktcs  ja  auch  nichts  anderes  ergeben.  Auch  die  Grcnzprodukdvitätsthcoiic  der 
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nivcaus  (P)  ausgleichen.  Umgestellt  auf  die  Entwicklung  des  Reallohnsatzes  {w  )  er- 
gibt sich  dabei: 

(176)    w  :«w-P!=a 

Das  aber  bedeutet  nidbts  anders  als  dneo  -  wie  soll  man  sagen?  -  „gesellschaftlichen 
Konsenses  daß  der  Prozeß  der  Produkdvitätsentwicklung  nicht  an  den  Arbeitsein- 
kommen vorbei  gehen  soll  bzw.»  deutlicher  formuliert,  daß  die  Lohnsätze  entspre- 
chend der  Produktivitätsentwicklung  ansteigen  „sollen".  Dieses  Ergebnis  kann  auch 
nicht  weifer  verwundern,  entspricht  es  clf>ch  einfach  nur  dem,  was  wir  aufgrund  des 
Standardmodcils  des  Arbeitsmarktes  ohnehin  erwarten  dürfen.''"*'  Weiterhin  bedeutet 
das,  d:i('  „Lohnzurückhaltung"  zunächst  aus  gewerkschaftlicher  Sicht,  letztlich  aber 
auch  aus  volkswirtschaftlicher  Perspektive,  durchaus  witzlos  wäre,  da  eine  LohnhM"de- 
rung,  tlie  der  Produktivitätsentwickiung  entspricht,  ja  lediglich  einen  Teil  der  W  'ituijaU 
Profits  „abknapst"  und  somit  nur  die  Einkommensverteilung  zwischen  Gewinn-  imd 
Arbeitseinkommen  verändert.  Ob  und  unter  welchen  Umstanden  das  aber  volkswirt- 
schaftlich gesehen  abträglich  sein  soll*  muß  an  dieser  Stelle  dahingestellt  bleiben.^i 
Darüber  hinaus  könnte  man  noch  auf  den  Gedanken  kommen,  daß  zumindest  eine 
JLohnzurückhaltung"  //«Ar  das  Niveau  von  (w^)  bei  der  gegebenen  Grcnzprtjduktivi- 
tätsfunktion  die  Bereitschaft  unseres  Unternehmens  fördern  könnte,  zusätzliches  Ar- 
beitsvolumen nachzufragen,  in  der  Tat  würde  ein  s()lches  Reallohnsatzniveau,  zumin- 
dest wenn  und  solange  wir  die  Cirenzprotluktivitätstunktion  als  gegeben  unterstellen, 
im  Modell  zu  einer  erhöhten  Arheitsnachfrage  führen.  .Mierdings  hätte  das  mit  unserer 
Fragestellung  nichts  mehr  zu  tun.  Hier  soll  es  allein  darum  gehen,  die  Auswirkungen 
eines  Produktivitätsschubes  auf  die  Wohlfidirtsentwicklung  zu  untersuchet^  und  nicht 


funktionalen  EinkommensverteOung,  die  die  Arbeits-  und  Kapitaleinkommen  von  der  Faktotelastizität 

des  Outpuls  al>liiitii;ii;  ni:iclii,  kommt  liie  r  /n  ki  int  tn  nndcrLn  I  '.rgibnis  fv^.  dazu  etwa  CUrk  1899  und 
auch  die  knappe,  aber  äuUerst  kritische  Darstellung  bei  SoUner  2UU1,  S.  73). 
^  Zumindest  gilt  dies  für  den  Fall  eines  konstanten  Arbeitsangebotes.  Ob  und  in\neweit  sich  stdgpnde 
Arbeitsproduktiviiät  .luch  in  I'orm  /lunclimender  Beschattigung  und  damit  gleichzeitig  in  einem  entspie- 
chcnd  weniger  stark  ansteigenden  Realit)hnsatz  auswirken  kann,  soll  an  dieser  Steile  nicht  weiter  vcrdcft 
werden,  da  ohnehin  beide  FallkonstcUationcn  dcfinitiunsgcmäß  wohlfahrtscntwicklungskonform  wären. 

Natürlich  Icönnte  man  hier  eine  Diskussion  um  die  Fnge  eröffnen,  ob  denn  nicht  möglichst  hohe  Ge- 
winncinkommen  eine  doch  sehr  günstige  Voraussetzung  rür  die  ln\ c^tiiii msiätigkcit  der  l 'ntcinclimcn 
und  damit  für  die  „Schaffung  von  Arbeiisplät/en'"  wiircn.  In  der  Tat  gibt  es  zu  diesem  Pui^kt  eine  l  ülle 
von  litetatmbaträgen.  Allerdings  vemu^  ich  bei  aller  Bemühung  keinen  auch  nur  einigermaßen  tr^fi- 
higen  ZusnmtiH-nhnng  /wischen  der  Cewinneiiikommenst|U()ii'  wm  Volkseitikonitiu-n  und  der  Investiti- 
onstätigkeit der  Unternehmen  zu  erkennen.  Selbst  wenn  es  einen  solchen  Zusammenhang  geben  sollte, 
ist  damit  noch  nicht  gesagt,  daß  eine  Selbstfinanzienmg  von  Investitionen  per  Saldo  vorteilhaft  sein  muß. 
Selbsttltinn/icnmg  kiiiiii  Ti.'imlich  diirchuus  da/vi  führen,  d.iß  „mancher  Betrieb  /u  Investitionen  ver.inkil'r 
[wird],  die  im  Falle  einer  Finanzierung  mit  Fremdkapiial  genauer  auf  ihre  Vorteiihaftigkeit  geprüft  wor- 
den und  oft  unterblieben  wären"  (Wöhc  1990,  S.  934).  Aus  volkswirtschaftlicher  Sicht  sieht  Wöhe  da- 
rüber hinaus  das  Problem,  „daß  J  i'^  in  der  \'o!kswirtschaft  gebildete  Kapital  nicht  immer  dort  Verwen- 
dung iindet,  wo  es  den  größtnKjglichcn  Ertrag  bringt",  weil  „der  personelle  .^usleseprozeß  ain  Kapital- 
markt durch  die  Möglichkeit  der  Selbstfinanzierung  unterlaufen  (...j  wird"  (\X'öhe  199Ü,  S.  934).  liine  ho- 
he Gewinneinkommcnsquoic  ist  also  durchaus  ambivalent  zu  gehen.  Wir  werden  in  Kapitel  E.  (aOptio- 
nemi)  noch  auf  die  Bcstinunungsgtößcn  der  Invesdtionsndgung  zu  sprechen  kommeiL 
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mögliche  Auswirkungen  einer  Senkung  des  Reallohnsatzes  aut  die  Arheitsnachfrage. 
C>anz  abgesehen  davon  würden  wir  mit  einer  solchen  Idee  den  üblichen  HcgritYsinhalt 
\t)n  »Lohiizurückhaltung«  auch  über  Gebühr  strapazieren/^'''  Schlicßlicli  konnte  man 
das  Ergebnis,  das  Punkt  (C)  unseres  Modells  repräsentiert,  für  volkswirtschaftlich 
„ungünstiger**  halten  als  Punkt  (B)^  der  sich  nach  dem  Standardmodell  einstellen  wür- 
de. Immerhin  wäre  der  Durchsatz,  also  die  Wirtschaftsleistung  bzw.  das  Volksein- 
kommen, in  (B)  größer  als  in  (C)  -  und  damit  auch  das  ^^gn^wi^  Wohl&hrtsntveau.^^ 
In  der  Tat  werden  wohl  alle  //KodlKr-Haushalte  -  von  Punkt  (A)  ausgehend  -  mit  dem 
Ergetmis.  lias  von  Punkt  (B)  repräsentiert  wird,  einverstanden  sein.  Schließlich  erhöht 
sich  ihr  Linkommcn  und  damit  ihr  W'ohlfahrtsnivcau.  Allerdings  wäre  das,  wie  wir 
oben  gesclu-n  liabcn,'"''  nur  deshalb  so,  weil  Option  iB)  in  der  holgeperiode  liegt  utul 
damit  //w^vw'//'  ist.  \'or  die  W  ahl  üesrellr,  sich  /wischen  ilen  siiinni;  C  )ptionen  (B)  oder 
(C)  zu  entscheiden,  würde  ein  nuizenmaximierender  ///jV^tv-Hausiialt  \ ernunttigerwei- 

se  (C )  w  ählen,  da  ihm  diese  Option  den  bSbtmt  Einkommenszuwachs  beschert  Daß 
das  aggregierte  Wohlfahrtsniveau  unter  diesen  Umständen  hinter  dem  bestmöglichen 
Ergebnis  zurückbleibt,  wird  ihn  rationalerweise  weniger  interessieren  als  die  Tatsache, 
daß  sein  persönlicher  Einkommenszuwachs  in  diesem  Falle  hinter  dem  für  ihn  best- 
möglichen Ergebnis  zurückbliebe Nun  gibt  es  aber,  wie  wir  gesehen  haben,  kein 
brauchbares  Kriterium  zu  entscheiden,  welcher  Punkt  für  das  „bessert  '  r  rgebnis 
steht:  (C)  mit  einem  vergleichsweise  höheren  Einkommenszuwachs  für  die  Insider  bei 


^  Zumal  dieser  Zusammenhang  ja  ohnehin  modeUimmanent  angelegt  ist  und  damit  nicht  weiter  iibetta- 

schcnil. 

Üblicherweise  vcrstclil  man  unter  »Lolinzurückhaltuiig«  liit  ÜitTcrcnz  zwischen  der  \\  ach.siuni.sr.tte  des 
Pcoduktiritätsniveaus  und  der  Wachstumsiate  des  Reallohnsatzes,  wobei  man  implizit  von  einer  Wachs- 
tumsnte  des  Reailohnsarxcs  iirnlkr  Null  nusi^chc.  S^mit  würde  ein  sinkender  Reallohnsatz  die  Definition 
zwar  formal  erfüllen.  Crmeiut  ist  das  in  aller  Regel  aber  laebt. 
^  Der  Durchsatz  ergibt  sich  im  Modell  wegen  Y-J^dN  aus  der  Flidie  unter  der  Gteozproduktivi- 

tätsfiinktion  in  den  Grenzen  von  Null  bis  zur  feweil^en  Stdie  auf  der  Abszisse. 

oben  15.  II.  5.  ; AV'r/hlfiihrttt-iitniik liii!^  it!s  skifüinr  I  'tr^kiih'  l 
^  Ob  Haushalte  in  der  Realität  tatsächlich  so  entscheiden  würden,  mag  an  dieser  Stelle  dahingestellt  blei- 
ben. Unter  der  Nutzenmaximierungsannahme  kommen  wir  aber  zu  keinem  anderen  Ergebnis.  Erst  wenn 
wir  unterstellen  würden,  ^i.il'  ..Wirtschaftssubjekte  keine  optimalen,  sondern  [lediglich]  befriedigende  Er- 
gebnisse [anstreben]"  (Simon  19,S().  19fi5.  197f>  -  zit.  nach  Söllner  2001,  S.  299),  läge  eine  F.ntscheidung 
fiir  Punkt  (B)  im  Rahmen  der  Möglichkeiten.  Da  aber  auch  hier  eine  entsprechende  Entscheidung  ab- 
sehbar nicht  einstinnmig  fidlen  würde,  sind  wir  bd  der  Beurteilung,  ob  etwas  „besser^  ist  oder  nicht,  wie- 
der auf  die  Frage  zurückgeworfen:  Besser  ßir  tiru}  l/brigens  w  urde  Simon  19"'8  mit  dem  W'irtschafts- 
Nobe^reis  geehrt  „für  his  piunccnng  rcsc»rch  intu  thc  decisiun-naking  prucetis  within  ccununuc  urga- 
nizadons"  (so  der  Tenor  des  Komitees,  vgl.  http://nobelprize.oq^nobel_prizes/economic»/laureates/ 
1978/).  Auch  hier  haluT  v.  ir  c'.  ilso  wieder  mit  dem  Phänomen  /u  tun.  daP>  Jii  Ni  okiassik  aufgrund  ih- 
rer „theoretischen  Grundstruktur"  (SöUner  2001,  S.  52)  immer  gleich  an  „Optimierung  unter  Nebenbe- 
dingungen"  Zöllner  2001,  S.  52)  denkt  und  djdxi  regelmäßig  Cicfähr  läuft,  die  sehr  viel  bescheidenere 
und  vor  allem  sehr  viel  nahelict.erid>.'re  Möglichkeit,  zunächst  einmal  eine  schlichte  Zustandsverbcsse- 
rung  anzustreben,  ein  wenig  aus  den  Augen  zu  verlieren.  Bedenklich  wird  eine  solche  \'orgehcnsweise 
spätestens  dann,  wenn  sie  vom  Pragmatischen  ins  Dogmatische  abrutscht  und  schließlich  nur  noch  zum 
Beispiel  eine  „Schocktherapie"  die  angebliche  Wende  zum  besseren  bringen  kann.  So  gesehen  kann  man 
wirklich  nicht  umhin,  den  Klassikern  ein  sehr  viel  höheres  Maß  an  „Bodenhaftung"  zuzugestehen. 
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unverändcrtcr  Bcschättigunti  oder  aber  (fi)  mir  einem  7.\var  geringeren  Hinkommens- 
zuwachs für  die  Insider,  gleichzeitig  aber  zusat/licher  Beschätdgung  inid  einem  dabei 
insgcsami  sogar  höheren  Durchsatz.  Davon  ganz  abgesehen  ist  Punkt  (B)  aus  der 
Sicht  unseres  Unternehmens  aber  ohnehin  nicht  zu  erreichen.  Wir  wollen  die  Be- 
trachtung daher  an  dieser  Stelle  abschließen  und  uns  dem  nächsten  Punkt,  der  mehr 
Interesse  verdient,  zuwenden.  Immerhin  bleibt  festzuhalten:  Wenn  wir  Punkt  (B)  als 
das  bestmögliche  Ergebnis  ansehen  wolltm^  dann  müßten  wir  gleichzeitig  feststdlen, 
daß  freie  Marktsteuerung  diesen  Punkt  verfehlt.  Was  den  Potentialoutput  angeht,  blei- 
ben wir  also  nicht  nur  um  die  Fläche  unter  der  neuen  Grcnzproduktivitätsfunktion 
zwischen  den  Punkten  {B)  und  {A')  zurück  wie  im  Standardmodell  (das  entspricht  in 
der  folgenden  (iraphik  der  helleren  schraffierten  Fläche),  sondern  sogar  um  die 
Fläche  zw  ischen  den  Punkten  (C)  und  {A)  —  also  den  beiden  scliraftierten  Mächen 
insgesamt. 

Damit  ergibt  sich  das  folgende  Bild: 


Abb.  1^:  „Zidhicrarchic"  der  trcicn  Maiktstcucrung  im  modi&ucrtcn  Modell 

In  der  B^rundung  der  Verfehlung  des  bestmöglichen  Ergebnisses  scheiden  sich  aller- 
din^  die  Geister.  Während  der  nach  den  Marshall'schen  Renten  wohlfahrtsfördedich- 
ste  Punkt  {A')  an  der  Unwilligkeit  der  Arbeitoehmcr  scheitert,  zum  gegebenen  Real- 
lohnsatz mehry.n  arbeiten,  scheitert  Ä/Vr  sogar  schon  Punkt  (Ä)  an  der  (völlig  rationa- 
len) Unwilligkeit  der  Unternehmen,  die  Arbeitsnachfrage  trotz  gestiegener  Arbeitspro- 
duktivität auszudehnen.  Interessanterw  eise  w  erden  dabei  beide  „Unwilligkeiten"  von 
der  freien  Marktsteuerung  untersiütt^t.  Demnach  bleibt  weitcrliin  festzuhalten,  daß  freie 
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Marktstcucrung  otYcnbar  dazu  neigr,  Insider  7.u  I.asrcn  der  O/rfsu/fr  y.u  bcgünstii^cn.  \'nn 
einem  „ethisch-t;leichti;ültigen  Aurom.itismus",  der  „Lunkommen  (nur|  entsprechend 
der  für  die  Konsumeniinnen  und  Konsuinenien  tatsächlich  erbrachten  Leistung"  \  cr 
tdlt,3*'  kann  also  zumindest  nach  diesem  Modell  nicht  die  Rede  sein.  Umgekehrt  läßt 
sich  die  Spanne  (Aw  )  als  der  in  der  Praxis  nicht  ganz  unbedeutende  „Verteilungs- 
spieltaum"  einer  Reallohnerhöhung  interpretieren.  Zwar  hat  ein  solcher  Begriff  mit 
freier  Marktsteuerung,  me  \m  sie  aus  theoretischer  Sicht  zu  verstehen  geneigt  sind, 
nur  sehr  wenig  zu  tun.  Schließlich  braucht  es  dort  keinen  „Spielraum":  Das  System 
steuert  sich  selbst.  Aus  praktischer  Sicht  aber  spielt  der  „Spielraum"  c  -nc  nicht  zu  un- 
terschätzende Rolle.  Allerdings  fiillt  es  dabei  nicht  ganz  leicht,  den  Bezug  zum  Stan 
darclmodell  her/ustellcn.  Am  ehesten  ähnelt  das  hier  skizzierte  Modell  wohl  noch  dem 
sog.  „Referenzmi idell"  von  kränz, '''^  demzutolne  sich  die  Preise  (in  diesem  hall  also 
der  Rcalltjhnsatz)  nacli  den  Mengen  ncliten  unti  nicht  etwa  -  wie  in  einem  Marktmo- 
dell  allgemein  üblich  —  umgekehrt.  Mit  einem  Nbxkt,  wie  wir  ihn  uns  gewöhnlidi  vor- 
stellen, hat  das  aU^  also  nicht  mehr  allzu  viel  zu  ton.  Kurzum:  Technischer  Fortschritt 
in  Form  maschinenverkötperter  Technischer  Kompetenz  bringt  einige  Verwerfungen 
mit  sich.  Die  wohl  bedeutendste:  Da  Technische  Kompetenz  als  Produktionsfiiktor 
nicht  unmittelbar  endohnt  wird,  laßt  sich  unternehmcnsseitig  die  strenge  Gtenzpro- 
dukti\  itätsbcdingung  nicht  einhalten  —  und  damit  auch  nicht  die  strenge  Aquimaigi- 
nalbedingung.  Das  aber  hat,  wie  wir  gesehen  haben,  nicht  ganz  unbeachtliche  Konse- 
quenzen für  die  abgeleitete  ,\rbeitsnachtrage  der  L  nternehmen  und  damit  für  die 
W'ohltahrtsentwicklungskonformitiit  des  Produktivitätsetuw  ieklungspro/esses. 

Betrachten  wir  zum  Abschlui)  unserer  Überlegungen  die  beiden  grundsätzlichen 
Optionen,  die  einem  Unternehmen  infolge  eines  Produktivitätssprunges  offenstehen: 
Es  kann  seine  Geschäftstätig^t  entweder  a$iswäten  oder  es  kann  seine  Geschäftstätig- 
keit konsoßdiemt.  Dabei  sind  diese  beiden  Reaktionsmög^chkeiten  begrifiEIich  verwandt 
mit  »Erweiterungsinvesddonen«  bzw.  »Rationalisierungsinvestitionen«.  Gleichwohl 
muß  man  zögern,  titese  Begriffe  zu  verwenden,  da  der  Begriff  »Investition«  im  engeren 
Sinne  eine  Erhöhung  des  Sachkapitalbestandes  meint.'"'''  In  unserem  Fall  aber  geht  es 
eben  gerade  nicht  um  eine  Hrhöhung  des  in  Huronen  gemessenen  Sachkapiralbesran- 
des,  sondern  um  die  Nutzung  der  angestiegenen  maschinenverkörperren  Technischen 
Kompetenz.  So  gesehen  n-irkt  eine  leistungsfähigere  Maschine  in  genau  der  gleichen 
Weise  wie  eine  in  Euronen  gemessene  Ausweitung  des  Kapitalbestandes  zum  alten 
Stand  der  Technik  gewirkt  b^.  Auch  sind  die  infrage  kommenden  Motive  die  gleichen. 
Ein  Unternehmen  kann  auf  diesem  seine  Geschäfitstati^eit  ausweiten  oder  aber 
seine  Geschäftstat^eit  rationalisieren  bzw.  konsolidieren.  Gleichwohl  scheint  es  mir 


Schui  2005,  S.  652  in.V.a.  Bücken  1975.  (ctitsptediead  Bücken  1952  im  Litentutvetzdchnis).  Vg).  dazu 
auch  die  c  11  schlinge  Fußnote  im  Abschnitt  C.  II.  (»SUmdarAKedeädesAfhiüsmaTkits«). 

I-ranz  2lKK). 

Im  uvitereii  Sinne  bedeutet  »Investition«  die  Verwendung  von  i-inanzmittcln  für  letztlich  jeden  beliebi- 
gen betrieblichen  Zweck.  In  einem  noch  weiteren  Sinne  scheint  die  Tendenz  dahin  zu  gehen,  unter  »In- 
vestition« jede  beliebige  Mittelvetwendung  zu  vetstdien. 
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nicht  ganz  angebracht.  Für  beides  gleichcrmafk-n  den  Begriff  »Investition«  zu  verwen- 
den. Belassen  wir  es  also  bei  »Ausdehnung  der  Geschäftstätigkeit«  bzw.  »Konsolidie- 
rung der  Gcschäftsläügkeit«. 

2.  Ausdehnung  der  Geschäftstätigkeit 

Betrachten  wir  zunächst  den  Fall,  daß  ein  Unternehmen  den  Produkuvitätsschub 
nutzt,  um  seine  Geschäftstätigkeit  auszuweiten.  Da»  wie  wir  gesehen  haben,  die  Ac- 
beitsnachfirage  im  relevanten  Bereich  unelastisch  reagiert,  köimen  wir  hier  auf  Grenz- 
produkttvitätsbetrachtungen  verzichten  und  uns  mit  der  modelltechnisch  sehr  viel  ein- 
facher 2u  handhabenden  Durchschnittsproduktivität  begnügen. 


Abb.  20:  PtoduktivitStssdiub  mit  Ausdehnung  der  GeschSftstStig|cett 

Unser  Ausgangspunkt  sei  (A)  mit  gegebenem  Reallohnsatz  ("Vi ),  gegebenem  Arbeits- 
voKimcn  (.V,,)  und  gegebener  Durchschnirtsproduktivitär  (r/  , ).  DalKM  mufi  die  Durch- 
schnittsproduktivitat  ///Vr  dem  Reailohnsatz  liegen,  da  es  ansf)nsten  unmöglich  wäre, 
den  Faktor  Kapital  zu  entlohnen  um!  möglicherweise  noch  Ciewinn  zu  erzielen.  Die 
Produkuonsleistung  entspricht  dabei  dem  l-*rodukt  aus  Arbeitsvolumen  und  Durch- 
schnittsproduktivität,  also  der  dunkleren  ^-schraffierten  Fläche.  Der  Produktivitäts- 
schub bewirkt  nun,  daß  die  Arbeitsproduktivität  auf  (a,)  ansteigt.  Das  Unternehmen 
erzielt  einen  höheren  CXi^ut,  also  zusätzlich  die  hellere  ^-schraffierte  Fläche.  Solange 
sich  Lohn-  und  Zinssatz  nicht  ändern,  hat  ein  Unternehmen  nach  allem  keine  Veran- 
lassung, irgend  euvas  am  gegebenen  Fakioreinsarzverhältnis  zu  ämlcrn.  Arln  itsvolu- 
men  und  das  in  Furoncn  geme^^t  iic  "^n  h kapital  bleiben  also  gleich,  .\llerdings  hat  sich 
das  produkitottsnUvante  Kapi^  duicii  den  Produktivitätsschub  erhöht  Sonst  könnte  das 
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Unternehmen  mit  dem  t^lcichcn  Arbeitsvolumen  und  dem  uleichen  Sachkapital  un- 
mtiulith  mehr  produzieren.  Da  sich  nichts  am  I'aktoreinsatzverhältnis  ändert  und  der 
Kapitalbesiand  annahmcgemälj  konstant  bleiben  soll,  muf?  also  auch  das  Arbeitsvolu- 
men konstant  bleiben.  Da  die  Arbeitsangebotsfunktion  ebenfalls  unverändert  bleibt, 
bedeutet  das,  daß  sich  auch  am  Reallohnsatz  nichts  ändern  würde.  Die  Früchte  des 
PfoduktiTitätsschubes  kämen  demnach  also  allein  den  Gewinneinkommen  2ugute. 
Immerhin  —  das  bleibt  festzuhalten  -  ist  diese  Fallkonstellation  zumindest  im  Gtenz- 
fall  wohlfahrtsentxx'icklungskonform.  Reallohnsatz  und  Arbeitsvolumen  sind  zumin- 
dest nkbt  rückläufig.  Mehr  wollten  wir  definitionsgpmäß      nicht  fordern.^'"' 

3.  Konsolidierung  der  Geschäftstätigkeit 

Wie  aber  verhalten  sich  die  Dinge  für  den  Fall,  daß  ein  Unternehmen  den  Produkrivi- 
tätsschub  für  die  Konsolidierung  seiner  Geschäftstädgkeit  nutzt,  inodclitcchnisch  ge- 
sehen also  den  alten  Umsatz  mit  geringeren  Kosten  verwirklichen  will? 


Abb.  21:  Ptoduktivitätsschub  mit  Konsolidieningder  Geschäftstät^;lEdt 

Ausgangspunkt  sei  wieder  (/i),  und  auch  ansonsten  entspricht  die  Graphik  ganz  der 
Graphik  zur  Ausdehnung  der  Geschäftstätigkeit,  allerdings  mit  einer  Ausnahme:  Statt 
mbr  zu  produzieren,  soll  der  Output  konstant  bleiben.  Dabei  entspricht  der  urspriingli- 
fbe  Output  den  beiden  ^-schraffierten  Flächen  (also  der  dunkleren  plus  der  helleren). 


Hier  zeigt  sich  einmal  mehr,  wie  zurückhaltend  bzw.  wie  „konservativ"  unsere  Definition  im  Grunde 
doch  ist.  Imme  t  liiii  schließt  sie  die  vollkommene  Abkopploog  der  Aibeitseinkommen  vom  Technischen 
Fonschntt  zumindest  nicht  aus. 
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i\V/('/'  dem  Produkri\  irärsschub  entspricht  der  Output  der  dunkleren  *53-schratficrten 
Fläche  plus  der  helleren  <?'-schratTierten  I'läche.  Dabei  sind  beide  Mächen  gleich  groß 
(was  wir  hier  über  die  Trans\  crsalc  (T)  geometrisch  konstruiert  haben).  Da  nach  dem 
Produkdvitätsschub  die  Durchschnittsproduktivität  höher  liegen  mul3,  also  bei  (a,) 
anstatt  (a^),  der  Output  aber  gleich  sein  soll,  muß  das  Unternehmen  notwendigerweise 
mit  einem  geringeren  Arbeitsvolumen  produzieren,  also  (i^,)  statt  (JV^).  Die  Ärbeits- 
nach£rage  würde  in  diesem  Fall  also  von  (JV„)  auf  (//,)  ^riick^ben  -  und  zwar  nicht 
etwa  aufgrund  einer  relativen  Veränderung  des  Reallohnsatzes,  sondern  a/Uin  wegen 
des  Pii  idnl  -iv  iiätsschubes.  Bei  unv  eränderter  Angebotsfunktion  würde  sich  damit  ein 
neues  Cjleicligewicln  im  Punkt  (B)  ergeben  -  bei  einem  Reallohnsati?  von  (vT-,  )  und 
einem  Arbciisvolumen  von  (jV,).  Unser  Unternehmen  wird  in  diesctii  Fall  also  Mitar 
heiter  entlassen  und  überdies  bei  gegebener  Arbeitsangebotstunkuon  (;V  ')  auch  nur 
einen  germgeren  Realiohnsatz  zahlen  müssen,  also  (vi',  )  statt  (>Vp  ),  ohwohi  sich  die 
Faktorpreise,  also  Lohn-  und  Zinssatz,  nidtt  geändert  haben.  Da  sich  bei  unveränder- 
ten Faktoipreisen  theodegemäß  allerdings  auch  das  Faktoreinsatzverhältnis  nicht  g^ 
ändert  haben  kann,  kann  das  nur  bedeuten,  daß  das  Unternehmen  auch  Kapital  „ent- 
lassen** haben  muß.  Wie  ist  das  zu  erklären? 
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Betrachten  wir  die  Zusammenhänge  wieder  in  einem  {N  / K)-Diag^aram; 


Abb.  22:  Faktonäasatzvediältiüs  nach  Ptoduktivitatsschub  bei  konstantem  Output 

Die  Gtaphik  entspricht  zunächst  dem  oben  besprochenen  (^/i^)-Diagramm.  Punkt 
(A)  steht  wieder  für  die  ursprüngliche  Faktorkombination  und  den  urspriuig^chen 
Output,  Punkt  (B)  Bit  den  entsptechend  höheren  C>uq>ut  bei  gleicher  Faktorkombi- 
nation. Hinzugekonunon  ist  allerdings  die  Isoquante  K,(Ar,,Ar,),  die  auf  der  gleichen 
Höhe  liegen  soll  wie  die  i  imoliclu  Isoquante  Y^iN^^K^).  Unser  Unternehmen 
kann  also  mit  einem  im  \ dglcicli  /um  Ausgangspunkt  geringeren  Arbeitsvolumen 
(.V|  )  untl  einem  gcringcrLn  Kapiralbcstanci  (A',)  den  gleichen  (Xirput  (K,)  erzielen.  Das 
bedeutet  gk-ielr/citig,  daß  es  den  i';](.-ielien  ( )utput  xu  gcniigcrcn  Kosten  produzieren 
kann.  Die  entspreciicndc  lsokt>stenkur\ c  (,IC\)  verlaute  aut  einem  ottcnkuridig  niedri- 
geren Niveau.  Wenn  das  Unternehmen  nun  Punkt  (C)  wählt,  also  den  gleichen  Out- 
put wie  in  (B),  aber  mit  geringerem  Faktoreinsatz,  muß  es  also  Arbeitsvolumen  und 
Kapital  im  gleichen  Verhältnis  „endassen'*  haben.^^^  Und  das  triffit  ja  auch  zu.  Ein 
Utitemehmen,  das  sich  so  verhält,  hat  also  den  Ptodukdvitätsschub  genutzt,  um  Ar- 
beitsvolumen /nui  Kapitalbestand  in  Reichem  Verhältnis  abzubauen.  Daß  es  trotzdem 


^'  DM)  das  Verhältnis  gleich  sein  muß,  kann  man  daran  erkennen,  daß  die  eingezeichiiete  Tiansversale 
durch  den  Ursprung g^t  und  ^eichzeitig durch  die  Punkte  (C)  und  (AIB). 
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dcn  ursprünglichen  Output  erzielt,  erklärt  sich  damit,  daß  der  (in  Huronen  gerechnet) 
geringere  Kiipitalbestand  nach  dem  i'roduktivirätsschub  die  gleiche  Ixistungsfahigkeit 
aufweist  wie  der  vormals  (in  Euroncn  gcrechnei)  groiJerc  Kapitalbestand.  Kurzum:  Ob 
ein  Unternehmen  einen  Produktivitätsschub  für  eine  Ausdehnung  der  Geschäftstätig- 
keit nutzt  oder  für  eine  Konsolidierung,  obliegt  der  freien  unternehmerischen  Ent- 
scheidung. Dabei  sind  beide  Varianten  mit  der  weichen  Äquimarginalbedingung  ver- 
einbar» das  Faktoreinsatzverhältnis  bleibt  gewahrt.  Die  Grenzproduktivitätsbedingung 
in  der  strengen  Formulierung  aber  läßt  sich  in  beiden  Versionen  nicht  einhalten  —  was 
ein  Unternehmen  allerdings  auch  nicht  weiter  bekümmern  wird,  da  ilim  das  schließlich 
,Whtdfiill  Profils''  hQ<-c\\i:xt.  Unter  WohlfahrtscntwickluxigM^esichtspunkten  gibt  es  aller- 
dings einen  Unterschied:  Während  die  Variante  »Ausdelinung  der  Geschäftstätigkeit« 
noch  den  (irenzfall  von  Wohlfahrtsentwicklungski mtornnrar  erfüllt,  würde  die  X'ari- 
ante  »Konsolidierung  der  Geschäftstäügkeit«  volkswirtschaftlich  gesehen  zumindest 
einen  Schritt  in  Richtung  Zielverfi^ung  bedeuten.^  In  einem  wetteren  Schritt  könn- 
ten wir  uns  fragen,  ob  unter  diesen  Umständen  die  unterstellte  Arbeitsangebotsfunkti- 
on noch  gültig  ist  Erfahrungen  aus  dem  19.  Jahrhundert»  die  —  auch  ohne  übermäßi- 
gen Pessimismus  -  nicht  unbedingt  als  ein  für  alle  mal  überwunden  angesehen  werden 
können,  legen  eine  andere  mögliche  Funktioa  nahe.  So  notiert  etwa  Schreiber: 

[...]  auf  (lern  Arluiismarki  iles  19.  )h.  hingegen  h.itfo  iler  nicilrige  '<;irikencle)  StuniK  nld!;!!  steigendes 
Arbeitsangebot  zur  i-oigc.  Der  einzelne  Arbeiter  suchte,  um  der  Existenz  willen,  das  Produkt  aus 
Stundenlohn  und  Arbeitszeit  (Zahl  der  jährlich  geleisteten  Atbdtsstunden)  zu  maximieren,  nicht  ah- 
nend, daß  dio'  cm  W'cttlauf  mit  dem  Schatten  war,  weil  das  vermehrte  Arbeitsangebot  den  Stunden- 
lohn nur  noch  mehr  zum  Sinken  brachte.^ 


^~  Oll  lüc  l!r.i>;cliLic!un;:  dieses  ein/einen  l'ntcrnehmens  im  Mrgclinis,  .also  inuh  Abschlul'  lIu  Rcchniiriijs 
periodc,  i.u>.iicl)licl>  uut  eine  Ziclverfchlung  hinauslaufen  wird,  hiingi  dabei  vom  ArbLiisu.telilriigcverlial- 
ten  der  anderen  Unternehmen  ab.  Das  hier  betrachtete  Unternehmen  hat  damit  allerdings  eine  erste 
notwendige  Bedingung  für  eine  Zielverfehiiing  gesetzi  -  mehr  aber  nicht.  D;is  1ied<  iitet  natürlich  nicht, 
daß  man  dem  Lntcrnchmcn  einen  Vorwurf  oder  auch  nur  eine  Vorhaltung  machen  könnte  oder  gar 
sollte  -  schon  deshalb  nicht,  weil  es  uns  hier  nicht  um  ethische  oder  moralische  Fraf^  flehen  soll,  son- 
dern ;i!lein  um  strategische.  L'nternehmeii  haben  sich  anerkaniuerweise  vornehmlich  um  ihren  eigenen 
Jahresabschluß  zu  kümmern,  und  nicht  etwa  um  die  Einhaltung  möglicher  wirtschaftspolitischer  Ziel- 
votgaben. Wenn  umgekehrt  den  Unternehmen  seitens  der  ^rtschaftspoUdk  „unethisches",  „unmorali- 
sches" oder  sonsnvic  „unmögliches"  Verhalten  vorgeworfen  wird  -  was  übrigens  gar  nicht  allzu  selten 
der  hall  ist  -  dann  scheint  mir  das  eher  ein  AnlalS  zu  sein,  die  Rahnienbedingungcn  bzw.  die  „Spielre- 
geln", unter  denen  Unternehmen  operieren  bzw.  operieren  müssen,  zu  überprüfen.  Wir  werden  auf  die- 
sen Punkt  in  Kapitel  E.  (»OpHoKOMi)  noch  zurückkommen. 

^}  Schreiber  1966.  S.  280. 
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In  unser  Modell  übertragen  ergibt  »ich  dabei  das  folgende  Bild: 


Abb.  23:  Produktivitätsschtib  und  „Wettlauf  mit  dem  Schatten" 

Ausgehend  von  (/\)  verschiebt  sich  das  Arbeitsmarktglcichgewiclu  nach  dem  ersten 
Produktivitätsschub  nach  (B)  mit  einem  gerinLrcrcn  Reallohnsatz  und  geringerem  Ar- 
bcitsvolumen.  W  enn  das  Arbeitsangebot  so  re.igiert  wie  von  Schreiber  skizziert,  errei- 
chen wir  unvennittdit  (B^  und  damit  (C)  als  neues  Arbeitsmatk^eichgewicht,  und  so 
fort.  Das  mag  zwar  recht  finster  klingen,  hat  aber  in  ähnlicher  Form  imbestreitbar 
schon  einmal  stat^funden.  Auch  gibt  es  keinen  wirklich  einleuchtenden  theoreti- 
schen Grund,  warum  sich  eine  solche  Entwicklung  nicht  jederzeit  sollte  wiederholen 
können.  Soweit  ich  sehen  kann,  ist  eine  o/ß/ie  Reallohnsenkung  als  Reaktion  auf  Pro- 
duktivitätsfortschritte bislang  allerdings  eher  selten.  Meist  wird,  auch  in  der  Literatur, 
eher  „I.ohn/urückhalrLing"  gefordert,  gegebenenfalls  auch  unterhalb  der  Intlationsrate, 
was  allerdings  nichts  anderes  bedeutet  als  eine  Reall( ihnsLnkung/^"*  /:/'/.'  Beispiel  für 
eine  offene  Reallohnsenkung  eines  groben  deutschen  Industrieunterncliniens  wäre 
vielleicht  das  im  Jahre  2002  von  VW  eingeführte  Projekt  „5000  x  5000".3'5 


^*  Genau  diesen  Effekt  versucht  ja  letsniich  auch  die  Kejmes'sche  Geldpolitik  zu  nutzen:  Ein  nviitschafts- 

politi^i  li  tniiiiiTtcT  Preisauftrieb  soll  tk-niiiach  kontraktiv  auf  den  Reallohnsat/  wirken  und  damit  die 
Unternehmen  zu  höherer  Arbeitsnachfrage  veranlassen.  Die  offenkundige  Schwäche  dieses  Ansatzes 
liq^  dabei  in  der  Unterstellung  daß  zwar  die  Atbd^ber  den  fkktisch  sinkenden  Reallohnsatz  erkennen, 
nicht  aber  die  Arbeitnehmer.  Wir  wollen  diesen  Punkt  (und  die  weiteten  Schwächen  dieser  Idee)  an  die- 
ser Stelle  aber  nicht  vertiefen. 

Bei  diesem  -  übrij;ens  durch  das  Göttinger  SCJl'l  begleitete  -  Projekt  ging  CS  darum,  5.000  Arbeitslose 
zu  einem  untertariflichen  Lohnsatz  von  damals  5.000  DM  neu  einzustellen.  Eine  offene  Rciillohnsen- 
kung  für  die  damaligen  ^asida^  war  damit  also  nicht  verbunden.  Gleichwohl  würde  eine  solche  Ent- 
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4.  Fazit 

Nach  allem  legt  das  modifizierte  Modell  des  Arbeitsmarktes  in  völligem  Kontrast  zum 
Standardmodcll  nahe,  daß  Unternehmen  keinerlei  Veranlassung;  haben  (schon  gar 
nicht  aus  ( lewinnmaximierungsintcrcssc),  ihre  Mitarbeiter  trciwillie  an  I'rociuktiviräts- 
fortschritten  teilhaben  zu  lassen.  Falls  ein  Unternehmen  Produktiv  itittstortschritte  für 
eine  Ausdehnung  seiner  Geschäitstätigkeit  nutzt  (als<)  analog  einer  Brweiterungsinve- 
stition),  würde  immerhin  der  Grenzfall  von  Wohlfahrtsentwicklungskonformität,  also 
käne  Senkung  des  Reallohnsatzes  und  kein  Rückgang  des  Arbeitsvolumens,  erreicht. 
Sollte  ein  Unternehmen  Produktivitätsfbrtschritte  aber  für  die  Konsolidierung  seiner 
Geschäftstädgkeit  nut:^;en  (also  analog  einer  Rationalisierungsinvestition),  wäre  das 
Ergebnis  definitiv  wohlfahrtsentwicklungswiddg  im  definierten  Sinne. 

IV.  Fazit 

Insgesamt  bleibt  festzuhalten,  dafJ  sich  freie  Marktsteuerung  vollkommen  wohlfahrts- 
enrwicklungskonform  auswirkt  -  allerdings  nur  dann,  wenn  wir  das  Standardmodell 
des  Arbeitsmarktes  zuirrundeiegen.  l  iier  gibt  es  nur  ertreuliches  (bzw.  ohne  \\  ertung: 
zielkontormes)  zu  berichten.  Produktivitätsfortschritt  führt  nach  diesem  Modell  re- 
gelmäßig sowohl  zu  einem  ansteigenden  Reallohn&atz  als  auch  zu  tendenziell  zuneh- 
mender Beschäftigung.  Der  einzige  Nachteil  des  S^dardmodells  besteht  demnach 
darin,  daß  es  die  Realität  wohl  nicht  allzu  treffend  abbildet.  Wenn  wir  aber  ein  reali- 
tatsnäheres  modifiziertes  Modell  zugrundelegen,  dann  zeigt  sich,  daß  sich  Produktivi- 
tätsfortschritte auf  Unternchmcnscbcne  besknfails  im  Grenzfall  wohlfahrtsennvick- 
lungskonform  auswirken.  Und  selbst  das  nur  dann,  wenn  ein  Unternehmen  den  Pro- 
duktivitätsfortschritt für  eine  Aiisdthntni;^  seiner  Geschäftstätigkeit  nutzt.  Bei  einer  Kun- 
soliditniiio  der  Geschäfistätigkeit  dagegen  ist  ein  w ohlfahrtsenrwicklunL^sw  idriges  Kr- 
gebnis  nicht  zu  vermeiden  ~  es  sei  denn,  das  .luss^esteuerte  Arbeits^  olunx  n  w  ürde  an- 
derweiüg  zu  zumindest  gleichen  Konditionen  neue  Beschäftigung  finden. ' "  Das  aber 
ist  eine  Frage,  die  sich  naturgemäß  nicht  auf  der  Ebene  eines  einzelnen  Untemdimens 
beantworten  läßt.  Betrachen  wir  also  im  folgenden  den  Produktivitätsentwicklungs- 
prozeß einer  gesamten  Volkswirtschaft  etwas  genauer. 


Wicklung,  &lls  sie  sich  ungchn  >cHcn  fortsetzt,  letztlich  aber  doch  auf  einen  Rückgang  «/^f  Reallohnes  hin- 
auslauten.  Wir  wollen  diesen  Punkt  an  dieser  Stelle  aber  nicht  weiter  vertiefen. 

intcrcssantcrwcisc  würden  mit  dem  Rückgang  des  in  liuroncn  gemessenen  Kapitalbcstandcs  auch  die 
Zinseinkommen  sinken,  fiills  die  Kapitalmittel  keine  tindeiweidge  gleichwertige  Anlagemög^ichkeit  fin- 
den. 
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D.  Untersuchung  des  Pruduktivitätscntwicklungsprozcsses 

Das  GKick  bedingt  ständige  Fortschtitt; 

es  besteht  im  ^lückürhi-n  \'()r\v  lirtskommen, 
niclit  im  Vorwärtsgekommensein. 
Btrtnmd  RusstßükrHMet'  Clütksbfgriß^'" 

Produktivitätsentwicklung  ist,  wie  wir  gesehen  haben,  notmnd^e  Bedingung  für  Wohl- 
fahrtsentwicklung. Hinmebend  ist  aber  erst  die  gleichzeitige  Erfüllung  von  zwei  weite- 
ren Bedingungen:  Produktivitätsentvi'icklu  'L;  il;irf  weder  zu  einem  rückläufigen  Ar- 
beirsvokimen  fuhren  noch  zu  einem  sink^  n.kn  Reallohnsatz,  Allerdings  sind  diese 
beiden  Ikdingungen  auf  Untcrnehniensehene  bestenfalls  im  Grenzfall  erfüllt.  Soweit 
ein  I  nrcrnchmcn  ilic  ProclLikfivifätscnrwicklung  -  die  wir  uns  der  F.infachheir  halber 
als  singulären  Pn )dukti\'itätsselRih  vorgestellt  liahen  —  für  eine  Ausdehnung  seiner  Ge- 
schättstätigkeii  nutzt  (also  analog  einer  Hrweiterungsinvestitionj,  bliebe  das  nachge- 
ficagte  Arbeitsvolumen  zumindest  konstant.  Dabei  wird  ein  Unternehmen  von  sich  aus 
aber  nicht  dazu  neigen,  die  Arbeitnehmer  in  Form  eines  ansteigenden  Reallohnsatzes 
am  Produktivitatsfortschritt  zu  beteiligen.  Allerdings  würde  der  Reallohnsatz  auch 
nicht  sinken.  Somit  wäre  das  Ergebnis  also  im  Grenzfall  noch  wohlfahrtsentwick- 
lungskonform.  Falls  ein  Unternehmen  einen  Produktivitätsschub  aber  für  die  Konso- 
lidierung seiner  Geschäftstätigkeit  nutzt  (also  analog  einer  Rarionalisierungsinvestiti- 
on),  kann  \on  W'ohlfahrtsentwicklungskonformität  nicht  die  Rede  sein:  Ein  Teil  des 
bisherigen  Arbeitsvokimens  \\  ünle  „ausgesteuert",  was  zumindest  in  erster  Näherung 
einen  N'erlust  des  Markteinkonuiiens  und  damit  ein  /wj"<  wohltahrtsentwieklungswid- 
riges  Ergebnis  bedeuten  würde. ^"'^  Allerdings  mu(J  die  Tatsache,  dalJ  ein  Teil  des  Ar- 
beitsvolumens eines  gegebenen  Unternehmens  „ausgesteuert"  wird,  nicht  notwendi- 


^  Russell  1945,  S.  559.  Wir  müssen  uns  hier  nur  vergegenwärtigen,  daß  »Glück«  der  alte  Ausdruck  für 
»Nutzen«  ist  bzw.,  in  der  hier  verwendeten  Terminologie,  für  das  Wohlfahrtsniveau.  Engels  (\X'olfram 
Engels,  also  nicht  der  I{nt;cls)  cnva  t.ilJt  d;is  in  den  folgenden  Worten:  „Die  Oknnrimic  ist  eine  Lchie 
vom  Cilück  der  Menschen.  M^m  snirt  J^is  heute  tiieht  mehr  m).  An  die  Stelle  des  »Cilücks'  ist  der  neutralere 
>Nut/.cn<  getreten."  (Mngcis  1985,  S.  7).  Und  Solo  (cbcnfuiKs  niclu  </fr  Soiow)  spricht  recht  scl>a<xlderig 
Too  „tbe  happioess  (satisfiKXioiis,  utffides)**.  (Solo  1991,  S.  109).  In  Fbnn  von  J^,  L^erty  mi  Ae  puniut 
ofH,!pp/nt:ti  "  hat  es  dieser  Begr'ff'^hihalr  immerhin  his  in  die  Präamhel  di  r  AnuTikanisclien  T 'nahhnntpg- 
keitserklärung  gebracht.  Dabei  wäre  übrigens  um  ein  Haar  Locke's  „SireL>en  nach  Higcncum''  (vgl.  dazu 
E.  m.  1.  aOpthHen/Fniha/ii/)  in  die  Präambel  ektgef^ai^^.  So  weit  wollte  Jeffetson  dann  aber  wohl  doch 
nicht  m'lifii, 

^*  Der  BcgrilT  »ausgesteuert«  ist  vor  allem  m  der  schweizerischen  Literatur  üblich  (vgl.  etwa  Aeppli  1996 
oder  Acppli  2006).  Ich  finde  ihn  sdir  passend,  da  er  zuverlässig  daran  erinnert,  daß  es  sich  hierbei  tun 
einen  Effekt  der  System.steuenu^  handelt  und  weniger  um  die  Folgen  individuellen  Tuns  oder  I  nterlas- 
scns.  Dabei  räumen  selbst  eher  „marktfreundlich"  eingestellte  Autoren  wie  etwa  Bcrthold  und  1  chn  ein, 
daß  der  „Markträumungsansatz  der  Ncoklassik  wohl  keine  adäquate  Beschreibung"  der  Arbeitsmärkte  in 
den  Ol'X^D  .Staaten  ist  und  tolgern  daraus,  daß  „die  bestehende  Arbeitslosigkeit  [...]  damit  wohl  in  erster 
Linie  unfiDciwillig"  sei  (Bcnhold/Fchn  1994.  S.  305  f.). 
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gerxveisc  bedeuten,  da(5  der  Verlust  des  Markteinkommens  endgültig  ist.  Fbcnso  gut 
wäre  es  namlic-h  möglich,  daß  das  ausgesteuerte  Arbeitsvolumen  anderweitig  Beschäf- 
tigung findet.  Sofern  das  im  gleichen  Umfang  und  zum  gleichen  Reallohnsalz  der  Fall 
ist,  wäre  das  Ergebnis  auf  volkswirtschaftlicher  Ebene  gleichwohl  wohlfahrtsentwick- 
lungskonibnn.^^' 

Verlassen  wir  also  die  Ebene  eines  einzelnen  Unternehmens  und  eines  singuläten  Pro- 

duktivitätsschubes  und  betrachten  wir  die  Entwicklung  in  a^re^erter  Form  und  legen 
dabei  unser  Augenmerk  (l;ir;iii'  v  'che  Konsequenzen  der  aggregierte  Produkiivitäts- 
entwicklungsprozcß  auf  unsere  beiden  weiteren  Prozeßvariablen  hat/*^"  Dabei  können 
wir  die  Produktivitätsentwicklung  als  Aggregat  sämtlicher  Produktis  itätsscliübc  aller 
Unternehmen  einer  gegebenen  Volkswirtschaft  auttassen.  Zu  diesem  Zweck  wollen 
wir  den  Produktivitätsentwicklungsprozeb  zunächst  im  Rahmen  eines  Phascn/mätiis  \vi 
seine  einzelnen  Bestandteile  zerlegen  (Abschnitt  D.  L).  Dabei  werden  wir  sehen,  daß 
wir  zu  kurz  greifen,  wenn  wir  »ProduktiTitätsentwicklung«  grosso  modo  über  eine  einzige 
statistische  Kennzahl  zu  fassen  versuchen.  Vidmehr  ist  nicht  auszuschließen,  daß  sich 
unter  bestinunten  Voraussetzungen  neben  der  allgemeinen  Produktivitatsentwicklung 
gleichzeitig  eine  systematische  Kückentwicklungdtsx  ArbeitsproduktiTität  einstellt.^** 
Demnach  hätten  wir  es  also  möglicherweise  mit  zwei  getrennt  zu  betrachtenden  Ar- 
beitspr()dukti\  itätcn  zu  tun:  Zum  einen  mit  der  technischen  Entwicklung  der  Arbeits- 
produktix  itiit  mit  positiver  W'achstumsrate,  zum  anderen  mit  einer  kompensatorischen 
Rückentwicklung  der  Arbeitsproduktivität  mit  W'achstumsrate.  Kurzum,  wir 

hätten  es  mit  einer  systematischen  Spaltung  der  Arbeitsproduktivität  zu  tun.  Fline  sol- 
che Spaltung  aber  wäre  nach  allem  definitiv  wohlfahrtsentwicklungswidrig. 

Im  nächsten  Schritt  wollen  wir  versuchen,  die  mögliche  kompensatorische  Rück- 
entwicklung der  Arbeitsproduktivität  zu  quantifizieren  (Abschnitt  D.  IL).  Da  das  Er- 
gebnis, wie  wir  sehen  werden,  genau  dann  wohlfahrtsentwicklungswidrig  ist,  w  enn  die 
Wachstumsratc  hinter  der  Produktivitätscntwicklimgsrate  zurückbleibt  '„überschie- 
ßende Produktivitätsenrwicklung"),  stellt  sich  die  Frage,  wie  wahrscheinlich  dieser  Fall 
ist.  Damit  wollen  wir  uns  im  Abschnitt  D.  III.  hWriisfureaktioih^)  befassen.  Schließlich 
werden  wir  uns  tragen,  ob  und  unter  welchen  Umständen  das  ausgesteuerte  Arbeirs- 
volumen  eine  Chance  hat,  in  den  W'ertschopfungsprozeß  zurückzufinden.  Dabei  wird 
sich  zeigen,  daß  es  so  etwas  wie  eine  „Rücklaufsperre  der  Produktivitätsentwicklung" 
gibt  (Abschnitt  D.  IV.):  Ein  einmal  erreichtes  Produktivitätsniveau  läßt  sich  nicht  so 
ohne  weiteres  wieder  rückgängig  machen.  Im  Anschluß  daran  wollen  wir  noch  kurz 
auf  die  G^benheiten  des  Außenhandels  eingehen,  den  wir  als  Spezialfall  der  Pto- 


^  Für  Wohlfiiihrtsentwicklungskonfonnität  ist  also  nur  zu  fotdem,  daß  die  drei  Bedingungen  „unter  dem 
Strich",  also  :iut'  \ olksw  irtscliafilirher  Ebene,  erfüllt  sinti.  Daß  sich  im  Zuge  der  Produktivitätsentvt'ick- 
lung  auf  L'ncernehmenscbcnc  möglicherweise  ein  Rück^mg  des  Aibeitsvoliimens  ergibt,  kann,  soll  und 
muß  dabei  nicht  ausgeschlossen  werden. 
Unter  »Prozeß«  sei  dabei  eine  „gerichtete  \'eränd<.  i       in.  der  Zeit"  verstanden. 

^'  Unter  »systematiscb«  sei  dabei  „durch  das  Systcmvcrhaltcn  bedingt"  verstanden. 
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dukthntärsennvicklunic  autYnsscn  können  fAhschnirr  D.  \'.).  Dabei  wird  sich  zeigen, 
dali  AulJenhandel  xumindest  unter  W'ohltahrtsenrwickluni^sgesichrspLinkren  keinesfalls 
so  vorbehahslos  vorlcilhatt  zu  sehen  ist,  wie  das  \  (>n  manchen  Autoren  verirelen  wird. 
Abscliücßcnd  werden  wir  uns  fragen,  welche  Bedeutung  dem  „Schlußstein"  der  Ange- 
botsökonomik, dem  Say'schen  Theorem,  in  diesem  Zusammenhang  zukommt  (Ab- 
schnitt D.  VL)3« 

L  Phasenmodell 

Betfachten  wir  den  Prozeß  der  Produktivitätsentwicklung  also  nicht  ffvsso  modo^  son- 
dern zerlegen  wir  ihn  in  einem  Phasenmodell  in  sdne  analytisch  unterscheidbaren  Be- 
standteile. 


1.  Ansatz 

Aus  dem  definitorischen  Zusammenhang 


bzw.  umgeformt 

(178)  }  =  a  N 

erhalten  wir  die  dynamisierte  Form: 

(179)  Y'a+N 

Das  W  irtschaftswachstum  (i'j  ist  demnach  eine  l'unküon  der  l^roduktivitatsentwick- 
lungsrate  {ä)  und  der  Veränderung  des  Arbeitsvolumens  {N).  So  würde  zum  Beispiel 
ein  Produktivitätsfortschxitt  von  bei  konstantem  Arbeitsvolumen,  also 

ein  Wachstum  von  Y  -  2%  bedeuten.  Dabei  sind  die  Produktivitätsentwicklungsrate 
und  die  Veränderungsrate  des  Arbeitsvolumens  erklärende  (unabhäi^i^)  Variablen, 
das  Wirtschaftswachstum  ist  die  erklärte  (abhängige)  Variable.  Das  erscheint  auch 
durchaus  sachgerecht.  Schließlich  ist  nach  einhelliger  Ansicht  der  Output  als  I'unktion 
des  l-aktonnputs  anzusehen.'^"'  Das  Wachstum  ist  demnach  abhängig  von  der  [  Vn/Wc- 
des  Einsatzes  der  Pr<  iduknonsfaktoren  Arbeit  (A'),  Kapital  (A')  und  Technische 
Kompetenz  (TA'),  wobei  die  l:.ntwicklung  von  Kapital  und  Technischer  Kompetenz 
über  die  Veränderungsrate  der  Arbeitsproduküvität  (a)  in  den  Ausdruck  eingeht.^** 
Weiterhin,  und  das  ist  interessant,  legt  diese  Notation  nahe,  daß  sowohl  die  Produkti- 

IcVi  licvorxvigc  i!<  ii  hcschcidcnt-riTi  BctrtitT  »Thenrcni«  i.S.v.  „Lchrnu-itiuii^"  ;n)'ir;iti  »Cicsctz«. 
Das  ist  der  gan;;  einhellige  Ansatz  jedweder  Wachstumstheorie.  Vgl.  dazu  etwa  den  Überblick  bei  Söll- 
ner 2001.  S.  238-259. 

Zwar  ist  -  vor  allem  io  der  winscliaftspolitischeo  Praxis  -  immer  wietler  einmal  die  Rede  davon,  „das 
Wachstum  fördern"  zu  wollen,  zuk-tzt  übrigens  im  sog.  „W'achstiimsbcschlcunigungsgcsctz"  (Gesetz  zur 
Bcschlcunij;unt5  des  Wirtschaftswachstums  vom  22-12-2009,  BGBl.  1  S.  395ü).  Gemeint  sein  kann  dabei 
letztlich  al)cr  nur  eine  Erhöhung  des  Faktorinputs,  also  des  Aibeitsvolumens  oder  der  komplementären 
Prodiikrinnsfaktoien  Kapital  und  Technische  Kompetenz. 
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vitätscnrw  icklunusratc  (bzw.  die  HntAvicklungsratcn  der  I'aktoren  Kapital  und  Techni- 
sclie  Kompctcn/ 1  als  auch  die  Veränderungsrate  des  Arbeitsvolumens  unabbängigey  also 
JiKte  Input- Variablen  sind. 

In  dner  Sj^temdarstellung  ergibt  sich  (179)  demnadi  wie  folgt: 


Abb.  24:  Unabhängigkeit  der  Input-Variablen 

Die  N'eränderungsraten  der  Arbeitsproduktivität  (o)  und  des  yXrbeitsvolumcns  fA^) 
wirken  demnach  auf  das  Produktionssvsicni  [PS)  ein  und  bedingen  dabei  die  Verän 
deruiiusrare  des  ( )ufputs,  also  das  Wirtschaftswachstum  (i^).  Nun  ist  die  Annahme  der 
Unabhängigkeil  allerdings  alles  andere  als  zwingend.  Ebenso  gut  wäre  es  nämlich 
möglich,  daß  sich  die  Produktivitätseatwickluiig  auf  das  gleichgewichtige  i\fbdtsvo- 
lumen  auswirkt.  Eine  Steigerung  der  Arbeitsproduktivität  um  beispielsweise  a  -  2% 
könnte  ebenso  gut  auch  da2u  führen,  daß  das  Arbeitsvolumen  um  JV--2%  zurück- 
geht und  der  Output  dabei  unverändert  bleibt,  also  Y  -  0%.  Demnach  \rare  die  Verän- 
derungsratc  des  .Vrbeitsvolumens  also  keine  wirklich  freie  Input-Variable,  sondern 
gleichzeitig  auch  als  eine  Funktion  der  Produktivitätsentwicklungsrate  aufzufassen. 

Somit  würde  gelten: 
(180)  iV-(-<p)-ö 

Der  Parameter  (t»)  wäre  hier  ak  eine  Art  Reaktionsparameter  zu  interpretieren,  der 
ai^bt,  wie  die  Unternehmen  einer  Volkswirtschaft  auf  die  Produktivitätsentwicklung 
reagieren.  Dabei  kann  (^)  Werte  von  Null  bis  Eins  annehmen. 
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In  unserer  Graphik  ergibt  sich  damit  das  folgende  Bild: 


Abb.  25:  Abhängigkeiten  der  Input-Variablen 

Die  Produklivitälscniw  icklun^sratc  (</)  und  die  V'eränderun^srale  des  Arlx-ii s\ olu 
mens  l  A')  sind  demnach  in  crsrer  Näherung  Inpur  in  das  Pn  idukiionss\  sTeni  (  /'.Vi  und 
bestimmen  damit  die  Veränderung  des  Outputs,  also  das  Wachstum  (}  ).  Cileich/eiüg 
vadiett  der  Aibeitsmput  allerdings  auch  mit  der  Ptodukthritätsentwicklung  -  oder  kam 
zumindest  damit  vanierea.  Wir  haben  es  also  wieder  mit  einer  Rückkopplungsschleife 
2u  tun. 


Dabei  g^t  für  das  Wirtschaftswachstum  weitediin: 

(181)  Y^a+N 

\X  cnn  wir  aber  den  Reaktionsparameter  (flp)  in  Rechnung  stellen,  ergibt  sich  tür  die 

\  eiantkrung  des  Arbeilsvolumens 

(182)  iV(v)-(-<p)fl 

und  damit,  weim  wir  (182)  in  (181)  einsetzen,  für  das  Wachstum: 

Y  =  Y{(p)^ä-ipä 


(183) 


Beide  Größen,  sowohl  das  Wachstum  als  auch  die  Veränderung  des  Arbeitsvolumens, 
lassen  sich  also  in  Abhängigkeit  der  Produkdvitatsentwicklung  und  des  Reakdonspa- 
rameters  aufißassen.  Damit  aber  können  wir  unseren  Zusammenhang  auch  frei  von 
Rückkoi^lun^schleifen  interpretieren. 
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Demnach  ergibt  sich; 


Abb.  26:  Wachstum  und  Veränderung  des  Arbeitsvulumens  linear 

If^utim  Produktionssystem,  also  erklärende  Variablen,  wären  demnach  allein  die  Pro- 
duktivitätsentwicklungsrate  (a)  und  der  Reaktionsparameter  (^).  OutpMtj  also  erklärte 
Variablen,  wären  das  Wirtschaftswachstum  {Y)  und  die  Veränderung  des  Arbeitsvo- 
lumens {N).  So  würde  sich  für  beispielsweise  99=0  ein  Wachstum  von  K(0)  =  a  und 
eine  Veränderungsrate  des  Arbeitsvolumens  von  iV-0%  ergeben,  der  Produktivitäts- 
forrschrin  würde  sich  hei  konstantem  Arbeitsvolumen  also  vollständig  in  W  achstum 
uniscczcn.  Umgekehrt  würde  sieh  für  n>~\  ein  Wachstum  von  K(l)-0%  bei  einem 
Rückgang  des  Arbeitsvolumens  um  N  =  -ä  ergeben.  Der  Produktivitätsfortschritt 
hätte  in  diesem  Fall  allein  2u  einem  entsprechenden  Rückgang  des  Arbeitsvolumens 
gefuhrt.  Im  ersten  Fall  hätten  die  Unternehmen  den  Ptoduktivitätsfortschritt  also  voll- 
ständig für  eine  Ausdehnung  ihrer  Geschäftstätigkeit  (analog  Erweiterungsinvestitio- 
nen) genutzt,  im  zweiten  Fall  dagegen  vollständig  für  eine  Konsolidierung  ihrer  Ge- 
schäftstätigkeit (analog  Rationalisierungsinvestidonen).  Welcher  der  beiden  Fälle  ein- 
tritt, ist  dabei  nur  empirisch  iHstinimhar.  ModclUechnisch  können  wir  die  beiden 
Möglichkeiten  -  und  auch  alle  „mitdcrcn"  i'äilc  —  aber  ohne  weiteres  über  den  Reakti- 
onsparameter isp)  abbilden. 

Alternativ  können  wir  auch  (1 82)  in  (1 83)  einsetzen  und  erhalten  dabei: 
K  ■»y(^p)-a-fli»-a 
(184)  ma'¥NW)  mitiV(f>)äO% 

-fl-|iV(«p)| 

Das  Wirtschaftswachstum  (/)  ergibt  sich  somit  aus  der  Differenz  der  Produktivitäts- 
entwicklungsrate  (a)  und  dem  Behttg  des  mö^chen  Rückganges  des  Arbeitsvolumens 

|iV(^)|3B5 


^  Im  Interesse  leichicrci  Lesbarkeit  wollen  wir  auch  hier  der  Vereinbaruag  folgen,  n^tive  Ausdrücke 
übet  die  Notation  ihics  Betrages  auch  als  solche  auszuweisen. 
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Graphisch  ergibt  sich  dabei  das  folgende  Bild: 


Abb.  27:  Wachstummte  and  Batwicklung  des  Aibeitsvolumcns  als  Funkdon  der  Ftodukdvitätsent- 
wkklungsiate 

Die  Graphik  stellt  den  RäeJ^ang  des  Arbeitsvolumens  {-N)  in  Abhängigkeit  von  einem 
gegebenen  Produktivitätsfortschiitt  (ä)  in  der  Referen2periode  und  in  Abhängigkeit 
vom  dabei  erzielten  Wirtschaftswachstum  (X)  dar.^  Eine  gegebene  Entwiclduiig  der 

Arbeitsproduktivität  U'i)  kann  also  ein  betragsmäßig  gleich  großes  Wirtschaftswachs- 
tum bei  konstantem  Arbeitsvolumen  (-A^  =  0%)  bedeuten.  Wir  erreichen  Punkt  (A). 
Es  kann  aber  auch  einen  hetragsmäßitf  iMeich  trroßen  Rückgang  des  Arhcitsx Dlumens 
bei  NulKvachsrum  hctk-uicn.  in  liiesem  hall  würtlcn  wir  Punkr  \H)  L-rrciclicn.  Schlicli- 
lich  könnte  sich  der  Pnxluktivitiitsfortschritt  betragsniäßig  aucli  gleichmäßig  aut  Wirt- 
schaftswachstum und  Rückgang  des  Arbeitsvolumens  aufteilen,  Punkt  (C).  Entspre- 
chend sind  alle  weiteren  Punkte  auf  der  Geraden  denkbar.  Nun  sollte  es  ei^ntüch  gar 
nicht  mö^ch  sein,  drei  voneinander  im  Prinzip  unabhängige  Großen  -  also  die  Pro- 
dukbvitatsentwicklungsrate,  die  Veränderungsrate  des  Arbeitsvolumens  und  das  Wirt- 
sch afiswachstum  —  in  einer  zweidimensionalen  Graphik  abzubilden.  Nach  allem  ist  es 
aber  eben  (/och  möglich,  da  die  Entwicklung  des  Arbeits volumens  und  das  Wirt- 
schaftswachsrum bei  gegebener  Produkrivirärsenrwicklung  eben  fihhf  unabhängig  von- 
einander sind.  Entsprechend  läßt  sich  die  Graphik  auch  auf  zwei  unterschiedliche 
\\  eisen  lesen: 


^  Genau  genommen  sollten  wir  dnegg^e  Entwicklung  der  Arbeitsproduktivität  in  der  Referenzpetiode 
mit  (a^)  notieren.  Da  wir  dii  sc  I'inschränkung  aber  ohnehin  wieder  aufheben  wollen,  soll  hier  einfach 
nur  (a)  notiert  werden,  um  die  Darstellung  nicht  unnötig  zu  komplizieren. 
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In  der  tnten  Lesart  können  vAr  sowohl  das  Wachstum  (Y)  als  auch  den  Rückgang 
des  Arbeitsvolumens  {-A')  jeweils  als  I'unktion  des  Reaktionsparameters  {(f  )  interpre- 
tieren (der  damit  sozusagen  als  „I linicrgrundvariable"  wirkt).  Die  Kurve  würde  dem- 
nach die  Menge  aller  möglichen  /^)-Kombinarionen  in  Abhängigkeit  von  dem  Re- 
aktionspaiameter  besdurdben: 

So  würde  sich  für  zum  Beispiel  f/  c-=()  nach  (183)  Y{q)  =  ä  ergehen  uml  nach  (182) 
/V((p)  =  0  und  damit  Punkt  {A)  der  Graphik.  Entsprechendes  gilt  für  alle  anderen  mög- 
lichen Punkte. 

In  einet  ^p/eifm  Lesart  können  wit  den  Reaktionspatameter  aber  auch  \neder  eliminie- 
ren, indem  wir  die  zweite  Zeile  von  (184)  umformen: 

Y(q>)ma+Ni<p) 
(186)  ^ 

— (a-K(<p)) 

Der  Rückgang  des  Arbcitsvulumcns  (N)  wäre  demnach  eine  unmittelbare  Fimkdon 
des  Terms  (ä-Y),  den  wir  als  »Produktivitatsüberschußrate«  interpretieren  können. 
Der  Reaktionsparameter  bestimmt  dabei  zwar  „im  Hintergrund**  die  Wachstumsrate 
(K),  taucht  im  Ausdruck  selbst  aber  nicht  mehr  auf. 

Da  wir  in  unserer  Graphik  aber  {-ff)  abgetragen  haben,  müssen  wir  in  einem  letzten 
Schritt  die  letzte  Zeile  von  (186)  umformen  und  erhalten  dabei: 

A  A        A  A 

-N~-N{Y)ma-Y 

(187) 

Damit  aber  können  wir  die  Graphik  auch  so  interpretieren,  daß  sich  der  Rückgang  des 
Arbeitsvolumens  bei  gegebener  Produkdvitätsentwicklungsrate  unmittelbar  als  lineare 
Funkdon  der  Wachstumsrate  (Y)  mit  der  Steigung  in--l  und  dem  Achsenabschnitt 
(ä)  ergibt. 

Bislang  haben  wir  die  Produkdvitätsentwicklungsrate  als  Parameter  aufgefaßt.  Aller- 
dings laßt  sich  das  Ergebnis  für  beliebige  Produktivitatsentwicklungsraten  verallge- 
meinem. Den  üblichen  Les^ewohnheiten  folgend  klappen  wir  unsere  Graphik  dabei 
zunächst  an  ihrer  Ordinate.  Damit  bilden  wir  auf  dem  nebteti  Ast  der  Abszisse  in  ge- 
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wohnter  DarstelluriL;  tiic  /jniabtne  des  Arbeitsvolumens  ab,  wobei  sich  der  iiiikf  Ast  als 
die  Zunahme  der  Arbeitsproduktivität  interpretieren  läßt  (und  nach  allem  gleichzeitig 
auch  als  der  Rückgang  des  iVrbeitsvolumens). 


Abb.  28:  Frcxkikuvitatscntwitkiungsratc,  Veränderung  des  Arbeitsvolumens  und  \\  achstum 

Die  Graphik  beschreibt  also  den  Zusammenhang  zwischen  Produktivitatsentwicklung 
{ft)y  Entwicklung  des  Arbeitsvolumens  (iV)  und  dem  daraus  resultierenden  Wirt- 
Schaftswachstum  (F)  in  allgemeiner  Form: 

(188)  Y»a+N 

Gleichzeitig  berücksichtigt  sie  den  ce/eris paribus,  also  bei  Nullwachstum,  gegengerich- 
teten Zusammenhang  von  Ptodukttvitätsentwicklung  und  der  Entwicklung  des  Ac- 
beitsvolumens: 

(189)  N^-ä 

Ausgehend  vom  Ursprung  (i4„)  läßt  sich  somit  für  jede  beliebige  Kombination  von 
iß)  und  {N)  das  daraus  resultierende  Wirtschaftswachstum  (K)  konstruieren,  indem 
wir  zunächst  auf  dem  linken  Ast  der  Absxisse  den  Produkrivitätstortschritr  abtragen, 
Punkt  (.4,',  »,  und  uns  von  diesem  Punkt  aus  mit  einer  Steigung  \on  ni  =  I  solange  nach 
Nordosten  bewegen,  bis  wir  die  Lotrechte  der  Veränderung  des  Arbeitsvolumens  er- 
reichen, Punkt  (/!,).  Im  dargestellten  Beispiel  würde  somit  aus  einem  Produküvitäts- 
fortsdiritt  in  der  Referena^ieriode  von  beispielsweise  ^  »--2%  und  einem  Wachstum 
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des  Arbeitsvolumens  von  iVj>-l%  eiwartungsgemäß  ein  Wachstum  von  -3%  re- 
sultieren. 

Damit  sich  der  Produktivitätsfortschtitt  (als  erste  Bedingung  für  Wohlfahrtscntwick- 
lungskonfoimität)  auch  tatsächlich  wohlfahrtsentwicklungskonfbrm  auswirkt,  muß 
nach  (128)  gelten: 

(19ü)    Bedingung  [2]:    N  !2  0% 

Das  Arlicitsvolumen  muß  also  zunehmen  oder  zumindest  konstant  bleiben.  Wenn  wir 
uns  auf  den  Grcnzfall  von  VC'ohlfahrtscntwicklungskonformität  beschränken,  ist  es 
hinreichend,  daß  das  Arbeitsvolumen  zumindest  konstant  bleibt,  also^""^ 

(191)    Bedingung  [2]:  fi\'0% 

Damit  folgt  aus  (1 86): 

Niq>)'Y(<P)-a  !-0% 

(192) 

Produkrivirärstortschrirr  (als  crsre  Ikilin^une  für  \\'()hltahrrscnr\vicklun^sk<)nt(»rmirär) 
wirkt  also  dann  und  nur  dami  wohlfahrtseiitwicklungsküaform,  weim  er  sich  vollständig 
III  \\  achstum  umsetzt. 

Bislang  haben  wir  die  Veränderung  des  Arbeitsvolumens  als  reine  Keaktio»  auf  den 
Produktivitätsentwicklungsptozeß  aufgefaßt.  Wtt  können  insofern  also  von  nakther 
Veränderung  des  Arbeitsvolumens  sprechen.  Daneben  besteht  aber  durchaus  auch 

noch  die  Mö^chkeit,  daß  die  Entwicklung  des  Arbeitsvolunicns  unter  Umständen  die 
Produktivitätsentwicklungsrate  überstevity  daß  also  :(unthtmnd  Arbeitsvolumen  in  den 
Wcrtschöpfuntrsprozcß  cinhc;-/')<';cn  wird.  Mit  diesem  Fall  -  w^ir  wollen  ihn  (Uitoitome 
W  ränderung  des  ,\rheifsvolumcns  nennen  —  und  vor  allem  mir  der  krage,  unter  wel- 
chen Umständen  dieser  Fall  ciniteten  kann,  wollen  wir  uns  erst  im  Abschnitt  D.  1\'.  4. 
{»AujhäHjabn«)  befassen.  Zunächst  aber  soll  es  uns  nur  um  den  Zusammenhang  zwi- 
schen Produktivitätsentwicklung  als  erster  Bedingung  für  Wohlfahrtsentwicklung  und 
dem  damit  möglicherweise  verbundenen  reaktiven  Rückgang  des  Arbeitsvolumens 
gehen. 


^  Um  dtti  /.ihlcr  der  Bedingungen  nicht  unnötig  hochlaufen  zu  lassen  wollen  wir  Bediflgimg  ß],  solange 
es  nicht  zu  Mißverständnissen  fuhren  kann,  in  dieser  einfacheren  Form  auffassen. 
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2.  Produktivitätsentwicklung:  Szenario  1 

Betrachten  wir  also  den  Pros^  der  Produktivitätsentwicklung  in  seinen  einzelnen  Pha- 
sen. 


Abb.  29:  PhaseomodeU  bei  vollständiger  Umsetsning  in  Wachstum 

Ausgangspunkt  sei  der  Ursprung  i.A„):  Arhcirs\ i jlumcn,  Wachstum  und  Produktivität 
sind  z\x  einem  gegebenen  Zeitpunkt  notwendigerweise  konstant  -  was  nichts  anderes 
heißt»  als  daß  ilue  Änderungsraten  gleich  Null  sind,  also  Y,N,ä» 0%. 

In  der  ersten  Phase  (nennen  wir  sie  Produktivitätsentwicklungsphase)  steige  nun 
durch  eine  Erhdhui^  des  ptoduköcnsrelevanten  K^itals  —  also  etwa  die  Anschaffiing 
einer  teureren  oder  auch  nur  einer  leistungsfähigeren  Maschine  -  die  Produktivität, 
was  im  Modell  bei  konstantem  Output  zunächst  zu  einem  entsprechenden  Rückgang 
des  Arbeitsvolumens  führt.  Eine  Steigerung  der  Produktivität  um  beispielsweise 
a  =  \  (y/c  bedeutet  demnach  -  da  der  Output  zunächst  konstant  sein  soll  —  einen  Rück- 
gang des  bcnDtigtcn  Arbcitsvoluincns  um  ;V  =  -I()<;'f .  Damit  wären  wir  bei  Punkt 
I oLirastie  hat  einen  solchen  Zustand  übrigens  opümistisch  als  „provisorische  Arbeits- 
losigkeit'" bezeichnet.'**^ 


Fourasti^  1952,  S.  194.  Dabd  vmd  er  mit  „piovisorisch"  wohl  „vorübeigchend"  gemeint  haben.  In  der 

1  ..I  1  il  .11  ir  einigen  Grund  zu  iler  Annahme,  daß  uin  soldu  r  Zusi.ind  in  der  Tat  üln  rwiim  inl  \of- 
übcrgchcndi-r  Natur  sein  wird.  (Jleichzeitig  haben  wir  aber  keinen  Cirund  zu  der  Annahme,  daß  dem 
unter  allen  Umständen  so  sein  mitß.  Umgekehrt  können  aber  auch  minimale  Abweichungen,  wenn  sie 
sich  trendstabil  fortpflanzen,  aut  längere  Frist  gesehen  zu  recht  erheblichen  Verwerfungen  führen.  Nur 
darum  soll  es  uns  an  dieser  Stelle  gehen. 
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In  der  zweiten  Phase  (nennen  wir  sie  \X  achstumsphase)  führe  die  gestiegene  Pro- 
duktivität zu  einem  höheren  Output.  Der  Produktivitatsfortschritt  setzt  sich  also, 
wenn  wir  die  Dinge  optimistisch  bcirachtcn,  vollständig  in  Wachstum  um.  Damit  wä- 
ren wir  beim  Punkt  (i4,).  Das  Bcschäftigungsvoiumcn  hätte  sich  dabei  im  Vergleich 
zum  Ausgangszustand  nicht  veiändert  (iV  -0%)»  der  Output  aber  wäre  gestiegen.  Wir 
hätten  also  Wachstum  erzielt,  im  Beispiel  Y  - 10%. 

In  der  darauf  folgenden  Periode  -  so  können  wir  ims  vorstellen  -  wiederholt  sich 
dieser  Prozeß.  Wieder  werden  neue  Maschinen  eingesetzt,  die  in  einem  Zwischen- 
schritt zu  einem  Rückgang  des  Arbeitsvolumens  führen,  ini  Ergebnis  aber  stets  und 
ausschließlich  zu  Wachstum.  Wir  icommen  somit  zu  den  Punkten  {A^),  und  so 
weiter. 

Das  also  wäre  die  graphische  Darstellung  der  optimistischen  Grundidee  eines  uidu- 
stdellen  Produktionssystems.  Produktivitatsentwicklung  setzt  sich  dabei  bei  (zumin- 
dest) konstantem  Arbeitsvolumen  stets  und  vollständig  in  Wachstum  um.  Daß  das 
allerdings  nicht  unbedingt  so  sein  mußy  dürfte  unbestreitbar  sein.  Kromphardt  etwa 
resümiert; 

[...]  daß  die  Atbdtsprodukrivität  kräfdg  gestiegen  ist.  Deren  Ansric  t-  lint  allerdings  auch  einen  ncgadven 
Aspekt;  denn  sie  bedeutet,  daß  eine  gegebene  Wachstumsrate  der  Produlction  mit  weniger  zusätzlichen 
Arbeitskräften  verbunden  ist.^ 

In  dieser  Formulierung  schimmert  übrigens  sdur  exempkrisdi  der  tatsächlidie  oder 
auch  nur  vermeintliche  ZielkonfUkt  zwischen  Produktivitatsentwicklung  (als  erster 
notwendiger  Bedingung  für  Wohlfeihrtsentwicklun^  und  nicht-rückläufiger  Entwick- 
lung des  Arbeitsvolumens  (als  zweiter  notwendiger  Bedingung  für  Wohl&hrtsent- 

wicklung)  durch.  Eine  Ablehnung  oder  auch  nur  die  Befürwortung  eines  .Abbremsens 
der  Produktivitätsentwicklung  würde  mit  der  ersten  notwendigen  Bedingung  für 
W'ohlhihrtscntvvickluniL;,  konflii^ieren.  Das  Hinnehmen  eines  rückläufigen  Arbeitsvolu- 
mens -  ocU  r  auch  nur  eines  konsranfen  .Xrln  iisx  ( »lumens  zu  sinkenilcn  Lohnsätzen  — 
würde  mit  der  zweiten  bzw.  der  dritten  notwendigen  Bedingung  für  W'ohlfahrtsent- 
wicklung  konfligieren.  Folglich  müssen  wir  enuveder  einen  Weg  finden,  alle  drei  not- 
wendigen Bedingungen  für  Wohlfahrtsentwicklung  zu  erfüllen  —  oder  wir  müssen  uns 
von  der  Vorstellung  verabschieden,  daß  ein  wohlfahrtsentwicklungskonformer  Kurs 
mehr  als  nur  ein  Ausnahme£dl  ist 


Kromphardt  1999  b,  S.  12.  Statt  der  etwas  euphemistischen  Wendung  „mit  weniger  zusätzlichem" 
konnten  wir  nach  allein,  insbesondere  auch  nach  den  Erfahrungen  der  letzten  Jahrzehnte,  ohne  weiteres 
auch  von       weniger  iHmiku^f"  sprechen. 
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3.  Produktivitätsentwicklung:  Szenario  2 

Was  also  passiert  in  dem  I'all,  da(5  auf  die  Produktivitätsentwicklungsphase  keine  voM- 
ständig  kompensierende  W'achstumsphase  ff)lin  -  sich  der  Produktivitätsfortschritt 
also  nur  ^xm«  ieilm  Wachstum  umsetzt?  Diesen  Fall  illustriert  die  folgende  Graphik: 


Abb.  30:  Phnseaniodell  bd  nur  panieller  Umseaung  in  Wachstum 

Ausgangspunkt  sei  wieder  der  Ursprung  {\).  Ein  Produkti\itätsfürtsclmtt  von  wie- 
derum bdsiMelsweise  a  •  10%  fuhrt  wieder  zum  Punkt  {A^)  und  damit  zu  einem  Ruck- 
gang des  Arbeitsvolumens  um  jV--10%.  Falls  sich  dieser  Produktivitätsfortschritt 
nun  aber  nicht  vollständig  in  Wachstum  umsetzt,  sondern  beispielsweise  nur  zu 
dann  ergibt  sich  für  diese  Periode  ein  Rückgang  des  Arbeitsvolumens  um 
N  =  -3%.  Wir  erreichen  demnach  Punkt  Nehmen  wir  nun  der  Einfachheit  halber 
an,  Produktivitätsfortschritt  und  Wachstumsrate  seien  in  allen  Perioden  konstant.'^ 
Der  Produktivitätsfortschritt  betrage  also  stets  a  =  \()'k,  die  Wachstumsrate  sei  stets 
K  =  79f .  In  diesem  Fall  ergäbe  sicli  ein  konstanter  Rückgang  des  Arbeitsvolununs  um 
jeweils  .'V  =  -3'/r.  Wir  würden  also  die  Punkte  (A^  ),  (A, )  und  schließlich  (/A  )  errei- 
chen. Der  Rückgang  des  Arbcits\  olumens  wäre  also  IreudslabiJ.  Verbindet  man  die 
Punkte,  dann  etgibt  sich  übrigens  relativ  zwanglos  ein  Bild,  das  man  als  Anstieg  der 
Sockelarfoeitslosigkeit  bzw.  als  „sich  verfestigende"  Arbeitslosigkeit  interpretieren 
kann.  Vobruba  etwa  hat  dafür  die  recht  anschaulichen,  wenn  vielleicht  auch  etwas  un- 


^  Diese  Amuhme  dient  allein  der  graphischen  Vereinfachung. 
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technischcn  Bcgritte  »Technikanwender«  und  »Technikopfer«  geprägt.'''"  Zu  einem 
ganz  ähnliclien  Schluß,  wenn  auch  weniger  khir,  kommen  etwa  Berthold  und  h'ehn, 
wenn  sie  feststellen,  daf5  „die  gegenwärtige  Arbeitslosigkeit  [...]  mit  der  Arbeitslosigkeit 
in  der  Vergangenheit  korreliert'*  zu  sein  schcmL3''2  Als  wesentlichen  Grund  für  die 
Nicht- Wiedereinstellung  freigewordenen  Arbeitsvolumens  in  einer  nachfolgenden 
Aufschwungphase  vermuten  sie  dabei,  daß  sich  „nach  und  nach  das  allgemeine  und 
vor  allem  das  betfiebsspe2ifische  Himiankapital  der  arbeitslos  g^ordenen  Arbeit- 
nehmer" entwertet  und  so  eine  Wiedereinstellung  verhindern  würde.^^^  Wenn  dem  so 
wäre,  dann  müßten  wir  in  einer  nachfolgenden  Aufschwungphase  aber  einen  entspre- 
chenden Anstieg  der  offenen  Stellen  beobachten  können  und  damit  eine  entsprechen- 
de Arlieitslosigkcit:  Die  L'nternehmen  ;/y///<7/ einstellen,  ko!/>/f//  Aber  nicht,  weil 
in  der  Zwischenzeit  lias  Humankapital  erodiert  ist,  selbst  das  iler  eigenen  f!)  ehemali- 
gen Mitarbeiter.  Eine  solche  Ai/jyWd/ir/A- Arbeitslosigkeit  i^l  m  ailer  Regel  aber  un/j/  zu 
beobachten.  Eher  sdieint  es  so  zu  sdn,  daß  die  Unternehmen  gar  nidit  erst  einstdien 
voUm.  Zumindest  ein  Teil  des  einmal  überflüssig  gewordenen  Arbeitsvolumens  b&ibt 
also  bis  auf  weiteres  überflüssig  -  genau  so,  wie  es  unser  Phasenmodell  nahd^. 

Die  Angst  vor  dem  Phänomen  rrendstabil  überschießender  Produktivitätsentwicklung 
und  auch  die  einschlägigen  Lösungsvorschläge,  wie  man  einem  solchen  Phänomen 
begegnen  könnte,  sind  dabei  übrigens  alles  andere  als  neu.  So  hat  ct\va  schon  „der  frü- 
he Marxist"^'''  Lederer  l'>^1  in  seinem  Hauptwerk  -JW/j/i/sditr  For/Si  liri//  >iiui  .  IHm/s/o- 
sigkeit^'  den  Technischen  1  ortschritt  für  das  Phänomen  hoher  Arbeitslosigkeit  verant- 
wortlich gemacht  und  daraus  -  dem  Zeitgeist  entsprechend  wohl  etwas  pathetisch  — 
gefolgert, 

das«  eine  Beschränkung  technischer  Vetändenmgen  eine  Oheriebensfirage  für  die  Nationen  Europas 
ist.'** 


V'obruba  1988,  S.  9.  limc  recht  übersichtliche  graphische  Darstellung  zur  empirischen  Lnnvicklung  der 
Sockclarbcitslosigkcit  findet  sich  zum  Beispiel  bei  Sichert  2000  a,  S.  351  (m.V.a.  Siebert  199b,  S.  21j. 

»2  Bcrthold  / 1  L-hn  1994.  S.  317. 

W  BcrthoIci/l-L-hn  Vm.S.  31". 

So  van  Suntunis  Kur/.-Charaktcristik  (van  Suniun»  2üü5,  S.  108).  I.inli  dagegen  .spridii  \<in  tictn  „So- 
zialist Lederei^'  (Linfl  2007,  S.  99).  Es  ist  wirklich  erstaunlich:  Wendungen  wie  „der  Pazifist  Einstein" 
wird  man  in  di-r  natunvisscnschafilirfu  ti  I.itfratur  wohl  eher  \  t  ri.'iMi(  h  -^ucln  ii.  D  i--  scheint  mir  doch 
sehr  datiir  zu  sprechen,  dalS  wir  es  hier  in  erster  Linie  mit  gesellschaUswissenschaUlichen  Auseinander- 
setzungen zu  tun  haben,  wobei  die  Betonung  deßnidv  auf  „Gesellschaft"  und  weniger  auf  „Wissen- 
Schaft"  liegen  muß.  l/lirigcns  mußten  sicli  auch  rerummiierterc  Wirtschaftswissenschaftler  wie  etwa 
Stackelherg  als  „nationalsozialistische  Ökonomen"  bezeichnen  lassen.  Zwar  hat  es  in  der  Nazi-Zeil  Ver- 
suche gegeben,  auch  Einsteins  Arbeiten  als  „{üdische  Physik"  abzutun.  Allerdings  hat  das,  soweit  ich  se- 
hen kann,  niemanden  aus  der  sm/nifk  a.inmuDih,  von  eini^^en  Opportunisten  vielleicht  abj^eselun,  jemals 
emstlich  interessiert.  Kurzum:  In  den  Sozialwissenschatten,  /u  denen  man  zumindest  nokns  rokns  auch 
die  Volkswirtschaftslehre  w^ird  zählen  müssen,  scheint  die  „politische"  liinstcllung  eines  Autors  eine  sehr 
viel  grölkrc  Rolle  zu  spielen  als  in  den  Naturwissenschaften. 

»51inß2007,S.  100. 
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Gleichzeitig  har  Lcdcrcr  allerdings  auch  die  von  „der  \X  irtschatr"  und  auch  von 
Reichskanzler  Heinrich  Brüning  geforderten  Lohnsenkungen  als  A'littel  zur  Überwin- 
dung der  Arbeitslosigkeit  abgelehnt: 

ür  glaubte  nicht  daran,  dass  angesichts  brachliegender  Kapazitäten  ein  Unternehmen  die  intoigc  von 
Lohnsenkungen  gestiegenen  Gewinne  in  Erweiteningsinvestitionen  stecken  wüsde.^ 

Heute  wissen  wir,  daß  Lederer  mit  dieser  Einschätzung  ToUkonunen  richtig  lag. 

Die  Btüoiogfschen  Ni  .i\i  roulmnim  ii  in  Dt  utsiMand  1931,  die  eine  Senkung  aller  Tariflöhne  um  10% 

tTXwanei'n,  linitcn  z.R.  1a  nu  I  .rhoiiune  ilfr  Bi  st  li.if'titrunp  zur  Foli^e.^''" 

Cianz  umgekehrt  dagegen  etwa  Berthold  und  l  ehn  —  die  die  Lösung  des  Problems 
nach  wie  vor  oder  immer  noch  in  einer  „zuriickhalicntlen  und  difTcrcn/iertcn  Lohn 
politik"  sehen,  die  „die  (Jewiuneivvartungen  der  Lnteraehnien  erhoiit  und  die  W  ieder- 
eing^edening  von  Langseitaibeitslosen  ermöglidif  Diesem  Losungsansatz  aber 
liegt  in  exemplarischer  Klarheit  die  Vorstellung  zugrunde,  daß  ein  niedrigerer  Lohn- 
satz Unternehmen  motiviert,  mehr  Arbeitsvolumen  nachzufragen.  Da  es  uns  hier  aber 
vornehmlich  um  die  Auswirkungen  des  Produktivitätsentwicklungsprozesses  im  Hin- 
blick auf  die  Wohlfahrtsentwicklung  geht,  brauchen  wir  die>^t  r  Frage  nicht  w  eiter 
nachzugehen.  Auch  müssen  wir  uns  der  Einschätzung  Lederers,  daß  die  Unternehmen 
die  infolge  von  Lohnsenkungen  steigenden  Gewinne  kaum  in  Erweiterungsinvestitio- 
nen stecken  würden,  gar  nicht  anschließen.  Ls  ist  hinreichend  daraufhinzuweisen,  daß 
wir  es  hier  genau  genommen  mit  einer  ignoratio  quatstioiiis  zu  tun  haben:  '"'  Spätestens 
dann  nämlich,  wenn  die  „zurückhaltende  und  differenzierte  L<jhnpolitik"  einen  staken- 
den Reallohnsatz  zur  Folge  hätte,  wäre  das  Ergebnis  definitionsgemäß  wohlBihrtsent- 
wicklungswidrig  und  damit  ohnehin  kein  Beitrag  zur  Lösung  der  gegebenen  Au%a- 
benstellung.  Allerdings  stehen  Berthold  und  Fehn  mit  diesem  Ansatz  durchaus  nicht 
alleine  da.**  Vielmehr  läßt  sich  eine  zunehmende  Verschiebung  der  Problemwahr- 
nehmung und  damit  auch  eine  entsprechende  Fokussierung  auf  „Bekämpfung  der  ht- 
bcitslosigkeit"  oder  gar  „Vollbeschäftigung"  als  Mittel  der  Wahl  zur  Lcisung  des  wahr- 
genommenen Problems  feststellen.  Dabei  wird  gerne  übersehen,  daß  Vollbescliäfti 
gung  an  sich  nicht  hinreichend  ist  für  die  Lösung  des  eigentlichen  Problems,  namlich 
die  Frage,  üb  und  unter  welchen  Voraussetzungen  sich  ein  wohlfahrtsentwicklungs- 
konformer  Kurs  einschlagen  läßt 

Das  war  nicht  immer  so.  So  lassen  sich,  um  ein  prominentes  Beispiel  herauszugreifen, 
etwa  die  Ziehror^ben  des  Stabilitätsgesetzes  von  1967,i^i  also  „hoher  Besdiäft^ungs- 

stand"  bei  „angemessenem  Wirtschaftswachstum"^*'-  ohne  weiteres  als  hinreichende 
Bedingungen  für  Wohlfahrtsentwicklung  interpretieren.  »Vollbeschäftigung«  ent- 


Linß  2007,  S.  101. 
«"  Kromphaidt  1998,  S.  101. 

^"'t  BerthoUI/Fehn  1994.  S.  M~ . 

Zum  liegriffvgl.  cr*  a  Dicdcnchscn  1970,  S.  42. 
**•  Um  nicht  zu  sagen:  Sic  repräsentieren  den  „Mainstream". 

«*>  Gesetz  zur  Föidenuig  der  Stabilität  und  des  Wachstums  der  Wimchaft  (BGBL  I S.  582). 
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spricht  dabei  bzw.  übererfüllt  sogar  die  7Aveite  Bedingunii  (kein  Rückgang  des  Arbeits- 
volumens), und  »angemessenes  Wirtschaftswachstum«  bedeutet,  wenn  wir  die  Lohn- 
findungsformcl  in  ihrer  einfachsten  Form 

(193)    w  l~ä 

als  Nebenbedingung  einbauen,  einen  tendenziell  ansteigenden  Reallohnsatz  und  damit 
(neben  der  Erfüllung  der  ersten  Bedingung)  die  Erfüllung  der  dritten  Bedingung. 

Kurzum:  VC'ährend  das  StabG  noch  der  Zielvotgabe  »Wohlfahrtsentwicklung«  ver- 
pflichtet war  (auch  wenn  das  nicht  explizit  so  formuliert  wurde),  scheint  sich  in  jünge- 
rer Zeit  der  Problemfokus  auf Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit"  verkürzt  zu  haben. 
Das  Ziel  «W'ohlfahrtsentwicklung«  bleibt  dabei  zumindest  implizit  auf  der  Strecke. 
Davon  ganz  abgesehen  gibt  es  natürlich,  wie  immer,  noch  weitere  Möglichkeiten,  das 
Phänomen  trcndstabii  uberscliiebender  Produkuvitätsentwicklung,  wenn  schon  nicht 
ZU  Uisetit  so  doch  zumindest  zu  dett/ett,  Hecdet-Domdch  etwa  sieht  hier  eine  „Rationa- 
litätenfalle'' am  Werk: 

Der  SosialstMU  entmckdt  kdo  gldchgewichtsbildeodes  System,  sondern  ist  ein  sich  sdbst  ständig  zu 

wi'itc-rer  Expansion  amn-iluTuk-r  Pro/t-P..*'' 
Möglichervi'eise  hat  Herder  Di  niieich  das  nicht  ganz  so  gemeint,  wie  ich  es  ihm  hier 
unterstelle.  Bemerkensw  ert  ist  und  bleibt  allerdings,  daß  Herder-Dorneich  auch  „Ra- 
tionaluatcnfallen'"  sieht,  die  „ixjsiliv  zu  bewerten"  seien.  Ein  Modell  dafür  sei  der 
Markt.**"**  Zwar  weiß  ich  weder,  was  genau  Herder-Dorneich  mit  „Ralionalitätenfallen" 
meint,  noch  was  genau  er  unter  „Markt"  versteht.  Offenkundig  scheint  mir  nur,  daß  es 
eben  gerade  freie  Marktsteuerung  ist,  die  zu  dem  oben  skizzierten  Ergebnis  fuhrt.  Das 
aber  könnte  man  dann  auch  so  lesen,  daß,  ganz  im  Gegenteil,  £teie  Marktsteuerung 
i^iSb/ letztlich  zu  einer  Ausweitung  des  Sozialstaates  fuhrt. 

Noch  ein  weiterer  Punkt  scheint  mir  in  diesem  Zusammenhang  erwähnenswert:  Die 
sogenannte  „Wachstumsschwelle".  Die  Wachstumsschwelle  giljt  an,  wie  hoch  das 
XX'irtschaftswachstum  sein  muß,  um  einen  „positiven"  Beschäftigungseffekt  /u  erzie- 
len, also  eine  Zun.ihme  des  Arbeitsvolumens  zu  erreichen.  Nun  ergil')t  sich  ein  solcher 
Ettekt  nach  allem  genau  dann,  wenn  die  W'achstumsrare  gn>l<er  ist  als  die  Produktivi- 
tätsentwicklungsrate.  So  würde  die  Wachstumsscliweile  bei  einer  Produktivitätsent- 
wicklungsrate  von  zum  Beispid  a  -  2%  bei  y  -  2%  liegen,  bei  a  -  3%  waren  es  y  -  3%, 
und  so  weiter.  „Wachstumsschwdle"  (Y^)  ist  also  nur  ein  anderes  Wort  für  »Produk- 
tivitatsentwicklungsrate«  ^,Ptoduktivitätsfbrtschritt'^. 


Hetder-Domeicb  1982,  S.  103;  vgl.  auch  Vobniba  1988,  S.  25  f. 

Zumindest  in  der  kritischen  Darstellung  von  Vobtubu  ist  d.is  so  A  ohruba  1988,  S,  25  f.).  Offengestan- 
den ist  mir  nicht  wirklich  klar  geworden,  was  genau  Hcrtici  Dorntich  eigentlich  meint,  Das  wird  auch 
ganz  zum  Schluß  nicht  besser,  wenn  er  schreibt:  „Politische  Aufgabe  zur  Stabilisierung  des  Suzialstaatcs 
ist  es,  sich  schlicht  zurückzuhalten  |...|"  oder  „Den  Druck  der  leeren  Kassen  in  Ofdnungspolitische  Kraft 
umzusetzen,  ist  die  Gabe  der  Knsc."  (Hcidcr-Domeich  1982,  S.  108). 
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Demnach  gilt 

(194)  r'«-fl 

Die  Wachstumsschwdle  li^  also  um  so  höher,  je  größer  der  Ptodukdvitätsfortschtitt 
ist  Während  aber  „Produktivitätsfortschritt"  durchw  cg  positiv  konnodert  ist  —  übri- 
gens sehr  zu  recht,  denn  schließlich  handelt  es  sich  hierbei  um  eine  der  notwendi^n 
Bedingui^n  für  Wohlfiahrtsentwicklung    wird  eine  „hohe  Wadistumsschwelle" 

legentlich  als  Anzeichen  für  eine  verbcsserungswütdige  wirtschaftliche  Situation  ge- 
deutet —  besser  gesagt  wohl  w/^deutet.  Bei  Siebert  etwa  heißt  es  dazu: 

Und  nochmals  N'orsicht:  [...]  \\  irtschaftlichcs  Wachstum  ist  in  Deutschland  —  anders  ;Us  in  anderen 
Volkswirtschattcn  -  nicht  sehr  intensiv  mit  neuer  Beschäftigung  verbunden;  es  geht  an  der  Arbeiislo- 
s^eit  weitgehend  vorbei.  (...]  Erst  über  einer  Wachstumstate  von  knapp  2  Prozent  -  der  Wachstums- 
srlnv  clle  -  l>eirinnt  iIIl-  Beschäftigung  sich  zu  rühren.** 

Dabei  stellt  Siebert  einen  ganzen  Abschnitt  seines  „Referenzpapiers""^'  -  15  von  ins- 
gesamt 75  Punkten  -  unter  die  Überschrift  'Fär  hohi-reti  Fortsehnt!  hei  der  Arbeiisj->rodiik.ti- 
rität  sori'x'i  ■  (■  leichzeitig  warnt  er  aber  in  clicruliesem  Alischnitt  \  or  einer  hohen 
W'achstumssciiwelle  —  also  vor  einem  hohen  Produkrivitärsfortschrirr. "  Nun  ist  es 
aber  unmöglich,  ein  Omelett  zu  backen,  ohne  ein  Ei  zu  zerschlagen:  Man  kann  nicht 
beides  g^chzeitig  haben  —  eine  hohe  Produkdvitätsentwicklungsrate  eine  niedrige 
Wachstumsschwelle.^  Letztlich  soll  ITaebsium  diesem  Konzept  zufolge  unmittelbar  zu 
mehr  Beschäftigung  fuhren.  In  unserem  Modell  aber  fuhrt  umg^ehrt  Produkdritäts^rt- 
schritt  zunächst  zu  einem  Beschäftigungsrückgang  der  g^bmenfaUs  durch  Wachstum 
kompensiert  wird.  Eine  vollständige  Kompensation  ist  dabei  weder  theoretisch 
zwangsläufig  noch  empirisch  der  Regelfall.  Davon  abgesehen  kann  es  unmöglich  die 
Aufgabe  „wirtschaftlichen  W  achstums"  sein,  das  ßeschäftigungsproblem  zu  lösen. 
Eine  solche  Sicht  der  Dinge  würde  niimlich  W  achstum  als  lnput-\'ariable  auffassen 
und  Beschäftigung  als  den  sich  daraus  ergebenden  Output.  Damit  aber  würden  wir  die 


Sichert  2002,  S.  7,  Punkt  13.  Dieses  Beispiel  zdgt  übrigens  seht  schön,  daß  die  Zusammenhinge  zwi- 
schen den  drei  elementaren  Variablen  Wachstum,  Produktivitätsentwicklunijsratt  und  N'eränderun^sratc 
des  Arbeiisvolumens  doch  einiges  Kopfzerbrechen  bereiten  und  dabei  auch  einige  weniger  geglückte 
Folgetungen  nach  sich  ziehen  können.  Allerdings  würden  sich  über  den  oben  eingeführten  Reaktionspa- 
rameter  (q?)  die  gröbsten  Itrungen  vermeiden  lassen. 

*"'  Siclit-rr  20112. 

*'~  Uh  beziehe  mich  gerne  .»ut  Siebcrt,  weil  er  die  einschlägige  „^Jeakuug^4rt"  erfriscliend  offen  und 
schnöricellos,  also  geradezu  Jdealtypisch**,  auf  den  Punkt  bringt  Allerdings  hegt  er  dabei  auch  einen  ge- 
wissen missionarischen  Irnpetus.  Icdenfalls  war  es  immer  seine  erklärte  Absicht,  „den  F.rkenntnissen  der 
Neoklassik  in  der  Politik  Gehung  [zuj  verschaffen**  (vgl.  etua  ZEIT-I'unkte  6/96,  S.  50).  Die  Webseite 
der  Z6W  (Deutsche  Zentialbibliotfaek  für  Vl^nschafbwissejischaftien)  stelk  Siebett  dementsprechend  ab 
„('')k<>n()m  und  Politikbeiatet"  vcmt  (www.zbw'-kid.de/kataloge/ecoai8_.select/ecoiiis8elect_docs_2009/ 
fli_  horst_sieberthtm). 

Gerade  bei  Autoien,  die  qua  Profession  mit  der  EsisteiU!  von  ( )pportunitätskosten  und  Ztelkonflikten 

vertraut  sein  sollten,  wirkt  der  Versuch,  den  sprichwörtlichen  Kids  zu  quadrieren,  itiii:u  r  vietler  ein  we- 
nig irritierend.  Im  Grunde  ist  das  vergleichbar  mit  einem  Münzsammler,  der  sich  in  ilen  Kopf  gesetzt 
hat,  nur  Münzen  mit  „Kopt^'  zu  sammeln,  und  dabei  „Wappen"  seiner  Sammlung  fernzuhalten.  Wenn 
wir  aber  für  unser  Bespiel  davon  ausgehen,  da(i  jede  Mun/e  aus  „KopP*  „Wappen"  besteht,  wird 
klar,  daß  so  etwas  schon  vom  Ansatz  her  nicüit  funktionieren  kann. 
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einhellig  akzeptierte  Produktionsfunktion,  der  zufolge  umgekehrt  „Beschäftigung" 
(also  das  Arbeitsvolumen)  ein  input  ist  und  die  W'irtschaftsleistung  bzw.  deren  W'achs- 
tum  der  Output,  im  wahrsten  Sinne  des  Wortes  auf  den  Kopf  stellen.*"'  Nach  allem 
bringt  uns  das  Konzept  der  „VC  achstumsschwdle"  zwar  keiner  Lösung  des  gegebenen 
Problems  näher.  Dafür  aber  —  und  hierin  liegt  sein  e^entlicher  Wert  -  bringt  es  den 
Zielkonflikt  auf  den  Punkt 

Fassen  wir  zusammen:  Bei  trendstabil  überschießender  Produktivitätsentwicklung 
wird  Arbeitsvolumen  frei.  Und  solange  der  Trend  anhält,  wird  zunehmend  mehr  Ax- 
beits\  ()lumcn  frei.  Nun  könnte  man  versuchen,  die  überschicfknde  Produktivitätsent- 
wicklung aus/ubrcmscn.  wie  es  etwa  Lcdcrcr  vorgeschlagen  hat.  OdermAn  könnte  ver- 
suchen daiür  zu  sorgen,  dal!  im  l-.rgebnis  elxn  doch  kein  Arbeitsvolumen  frei  wird  — 
also  beispielsweise  nach  Bcrrhold  Lind  l  ehn  mit  einer  „zurückhaltenden  und  differen- 
zierten Lohnpolitik",  die  „ilie  Ciewinnetwanungen  der  Unternehmen  erhöht  und  die 
Wiedereingliederung  von  Langzeitarbeitslosen  ermög^chtV^^  Mit  dieser  Option  wol- 
len wir  uns  im  folgenden  Abschnitt  be&ssen. 

4.  Produktivitätseiitwickliiiig:  Szenario  3 

Nun  ist  es  durchaus  nicht  auszuschließen,  daß  der  Arbeitsmarkt  einen  Rücl^;ang  des 
Arbeitsvolumens  veriiindem  könnte  —  wenn  er  nur  flexibel  gentig  wäre.  Wie  aber  kön- 

nen  w  ir  uns  im  Modell  ein  nicht-rückläufigcs  \rlK  irs\  <  »lumen  vorstellen?  Zunächst 
bliebe  alles  beim  alten.  Im  Zusammenspiel  der  beiden  Phasen  ergibt  sich  ein  Wachs- 
tumseffekr  bei  vermindertem  Input.  Um  aber  zum  ursprünglichen  Arbeitsvolumen 
zurückzufinden  ~  es  soll  ja  annahniegenial)  keinen  Rückgang  der  Beschät-tigung  gehen 
—  gibt  es  nur  eine  Möglichkeit:  Der  Wachstumspfeil  muß  ein  wenig  nach  Osten  ver- 
schoben werden.  Das  ist  schon  deshalb  die  einzige  Möglichkeit,  weil  die  Shuguiig  des 
Pfeils  mit  m  =  1  aus  modelltechnischen  Gründen  feststeht  Das  aber  heißt,  daß  ein  Teil 
des  Produktivitätsfortschrittes  im  Interesse  der  Beschaftigungsneutralitat  kompensiert 
werden  muß.  Formal  bedeutet  das,  daß  wir  eine  dritte  Phase  einschieben  müssen. 
Nennen  wir  sie  „Produktivitatskompensanonsphase".'^^* 


*>*  Auf  die  kesse  These,  daß  sich  entwidceliule  Volkswimchafiten  einem  Tfend  ft^gen  von  einer  »Bedarfs- 

ck-ckunir^wirfscViaft«  über  eint-  »Ri'clarfs\vfcl<tings\virisch;ifr«  bin  /u  i-itu-r  ».\rlifiispl:if/l->i-srh;itTiiiig8wiri- 
schaü«,  woUea  wir  an  dieser  Stelle  iiichi  weiter  eingehen.  Dabei  ist  allerdings  auch  diese  These  alles  ande- 
te  als  neu.  Sie  stammt  aus  einer  Veröffiendicfaung  von  Rolf  Bcdteastein  mit  dem  Titel  »Wozu  überhaupt 
Vollbc-schiifii^'uiig?«  (vi;!,  V.V.VV  vom  Im  Netz  verfügbar  uQtcr  http://www.2eitde/ 

Wozu-ueberhaupi-VoUbe$chaeftigung?page=all&print=true. 
«0  Bcrthold/Fdm  1994.  S.  317. 

Ursprunglidi  hatte  ich  hier  an  einen  BegritT  wie  »PtoduktivitStskootfakdon«  gebucht.  Mittieiweile  den- 
ke ich  aber,  daß  »Kompensation«  (von  lat.  cumprnson  >ausu'icgcn,  abwäj»cn<  bzw.  peiisun  >abwägcn,  ausglei- 
chen*; vgl.  Kluge  1989:  kompensieren)  treffender  ist.  Schließlich  geht  es  hierbei  ja  genau  darum:  Line  das 
Wachstum  überschießende  Pioduktivitacsentwicklungstate  mit  einer  das  Wachstum  „unterschießenden** 
Rate  auszugleichen. 
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In  der  Graphik  ergibt  sich  damit  das  folg^de  Bild: 


Abb.  31:  Phftsenmodell  mit  Ptodukdvitätskompeosadon 

Ausgehend  von  (A  )  erreichen  wir  nach  cler  Pr(  )clukTivirarsenr\\  icklunusph:ise  wieder 
den  l-*unkt  Jim  Teil  des  Arbeitsvolumens  arbeitet  aut  einem  höheren  Pniduku- 

vitätsniveau.  Nun  muß  aber  ein  anderer  Teil  notwendigerweise  auf  einem  geringerm 
Produktivitätsniveau  arbeiten»  weil  sonst  die  Beschäftigungsbilanz  nicht  aufginge  -  wir 
also  den  Punkt  {\)  nicht  erreichen  könnten.  Im  Ergebnis  kommen  wir  also  zurück 
zum  Beschäftigungsstand  der  Ausgangssituadon  mit  iV«0%.  Der  Produktivitätsfort- 
schritt  hat  nun  -  über  das  Steuerungssystem  Arbeitsmarkt  -  dazu  gefuhrt,  daß  ein  Teil 
des  Arbeitsvolumens  produktiver  arbeitet,  ein  anderer  Teil  dagegen  .7;;pn  »dukaver. 
Das  aber  bedeutet  in  aller  Regel,  daß  der  eine  Teil  mit  einem  ansteigenden  Reallohn- 
satz rechnen  kann,  während  der  andere  Teil  absehbar  mit  einem  niiklanfi'^tii  Reallohn- 
saiz  wird  rechnen  müssen.  Genau  das  ist  es  ja  auch,  was  die  Betürworter  \  nn  „Lohn- 
zurückhaltung"  vorschlagen.  Dabei  lautet  das  (aus  dem  Arbeitsmarkt-Modell  abgelei- 
tete) Argument,  daß  ein  niedrigerer  Reallohnsatz  eine  höhere  Arbeitsnachfragc  be- 
deuten würde.  Das  mag  sein.  Nach  allem  können  wir  den  Zusammenhang  (mit  dem 
PhasenmodelQ  aber  noch  klarer  fiissen:  Der  Reallohnsatz  muß  schon  deshalb  niedriger 
sein,  weil  das  Produktivitätsntveau,  zu  dem  der  ausgesteuerte  Teil  des  Arbeitsvt)lumens 
(wieder)  Beschäftigung  finden  wird,  unausweichlich  niedriger  liegen  muß  als  in  der 
Referenzperiode.  Demnach  führt  also  nicht  ein  geringerer  Reallohnsatz  zu  mehr  Be- 
schäftigung, sondern  ganz  im  Gegenteil:  Mehr  Beschäftigung  ist  nur  zu  einem  geringe- 
ren Produktivitätsniveau  möglich  —  und  damit  auch  zu  einem  geringeren  Reallohnsatz. 


-168- 


5.  Diskussion 

Ebendiese  Spalrungsdynamik  ist  Ii  i  !ic  Kritiker  der  freien  Marktsteuening  auf  den 
Plan  ruft."-  Das  I  lauptargumcnr  lautet  tl  ibci  -  nach  allem  wohl  nicht  ganz  2U  unrecht 

—  daI5  die  „neoliheralc  (Sozial-)P()lirik" '  '  dazu  führe,  daß 

der  \X  ohlstand  relativ  weniger  Menschen  steige,  zugleich  aber  immer  mehr  Menschen  verarmten.  Sie 
stärke  somit  die  Tendenz  der  Spaltung  von  Wirtschaft,  Gesellschaft  und  Soaabtaat.  In  der  Wirtschaft 
und  auf  (Icrt)  Arl>i'jtsin:irkt  vtiiiuK  ii  prosperiecefide  Sektoren  mit  steigender  Produktivität  [...]  einetn 
Kunehmi  iidcn  Bi  ri  ii  li  unsiclun  r  Bi  schafrigongsvethSltnisse  mit  geringet  Qualifikation  und  ohne  exi- 

stcii/sichcriKic  l^tnl«lnmK■n  gegenüber.^" 

Ob  dabei  der  Wohlstand  von  nur  „relaüv  wenigen  Menschen"  steigt  oder  ob  es  sich 
dabei  nach  wie  vor  (noch)  um  eine  Mehrheit  handelt»  sei  an  dieser  Stelle  dahingestellt 
Festzuhalten  bleibt  aber,  daß  es  sich  bei  der  relativen  Schlechterstellung  um  einen  Ef- 
fekt handelt,  von  dem  zumindest  ein  Teil  der  Haushalte  systemaiiseb  betroffen  ist.  Da- 

mit  aber  wirkt  freie  Marktsteuerung  ebenso  systematisch  wdi^ahrtstttttvickhiu^suhlrig. 
Jedenfalls  können  wir  bei  einer  solchen  Entwicklung  nicht  vr)n  „der"  Produktivitäts- 
cntwiclslungsratc  sprechen.  N'iclmehr  müssen  wir  zwischen  tier  (regelmäßig  positiven) 
technischen  Prnduktivirärsenrwicklunusrate  und  der  (norwendigenveise  negativen) 
k(jmpensat<>risclien  Protlukn\ itälscniw  ieklungsrate  unterscheiden.  Daln  i  hat  der  Zu 
sammenhang  von  treigesetiitem  iVrbeit.svolumcn  und  \\  eiterbe.sciiartigung  an  anderer 
Stelle  schon  die  klassischen  Nationalökonomen  beschäftigt.  So  ist  zum  Beispiel  schon 
Ricardo  1821  in  seinen  »Prine^Im  im  31.  Kapitel  (»Oh  Macianeiy«)  davon  ausg^angen, 
daß  „bei  einer  sehr  raschen  und  weit  verbreiteten  Einfuhrung  neuer  Maschinen  durch- 
aus Arbeitslosigkeit  resultieren  kann'\^<^ 


'"■^  Dabei  ist  der  B^tiff  »Spaltungsdynamik«  in  keiner  W  eise  wertend  gemeint.  Es  soll  uns  also  nicht  dar- 
um gehen,  ob  eine  solche  Entwicklung  möglichetweise  „ungerecht"  oder  „nicht  akzeptabel"  sein  konnte. 

Es  soll  hier  nur  darun^  ^lIk:..  .zunächst  einmal  das  Phänomen  zu  beschreiben.  Dabei  soll  von  »Spal- 
rungsdynamik« immer  dann  die  Rede  sein,  wenn  sich  bei  einer  gegebenen  Gröik-  mit  einer  gegebenen 
VC'achstumsratc  mindestens  zwei  Tcilgrößcn  mit  unterschiedlichen,  dabei  aber  langfristig  trcndstabilcn 
Wachstumsraten  unterscheiden  lassen.  Wenn  also  zum  Beispiel  in  Deutschland  „die  Sommertemperatur" 
jShrlicli  um  1"  "  anstcisjt  "  v.  i'inJc  und  ..die  WintcTteniperafur"  L^lcich/citii;  um  I "  n  /uriic"ki-'<'ht.  ilismi  w  iir 
de  die  Durch&chnittsiempcr.iiur  otTcnkundig  kunsiani  bleiben.  Demnach  würde  die  Somnitriemperaiur 
also  von  beispielsweise  20°C  entsprechend  293  IC  (Grad  Kelvm)  um  ui^fihr  3  K  anstdgen,  was  ^ch- 
zeitig  einem  Xnstieg  um  f^T  entspricht.  (Die  IJmrecbiv.in^  in  KeK  in  ist  nciti^,  weil  nian  nur  auf  einer 
Rationalskala  sinnvollerweise  von  einem  „Anstieg  um  soundso  viel  Prozent"  sprechen  kann).  Entspre- 
chend würde  die  Wintertempetatur  um  3"C  sinken.  Allerdings  würde  das  nicht  bedeuten,  daß  das  Klima 
dabei  unverändert  bliebe.  Ganz  im  G^enteil:  l'.s  würde  sich  merklieh  veniiulern.  K\ir/iim:  Bei  einer  sol- 
chen Entwicklung  läßt  sich  die  Realität  mit  Durchschnittswerten  nicht  mehr  angemessen  beschreiben. 
Das  gleiche  gilt  nach  aUem  auch  (ur  die  Entwicklungsiaten  der  Aibdtq>ioduktivität 

Pilz2(i()4,S.  61. 

Pilz  2004,  S.  62. 

So  Kromphardts  Interpretation  (Kxomphardt  1998,  S.  13ü).  Bei  Ricardo  heißt  es  wörtlich,  daß  „Bevöl- 
kerung überzählig  wird  und  die  Lage  des  Arbeiters  sich  allgemein  verschlechtert"  (Ricardo  1821  b, 
S.336). 
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Allerdings  tagt  er  an: 

Um  das  Prinzip  zu  erläutern,  habe  ich  unterstellt,  dalJ  Verbesserungen  der  Maschinerie  pl'.>t~iidi  erfun- 
den und  in  großem  Um&ng  benutzt  werden.  Die  Wahiheit  ist  jedoch,  daß  diese  Erfindungen  albnäh- 
Uchetfb]gai[-r<^ 

Dieses  Kapitel  hat  Ricardo  übrigens  erst  in  der  3.  Auflage  und  wohl  erst  nach  einigem 
Nachdenken  „unter  dem  Eindruck  der  Tatsachen"^'"'  angefügt.  Ich  denke,  Ricardo's 

Hoffnung  ist  insofern  nicht  ganz  unberechtigt,  als  wir  in  der  Tat  davon  ausgehen  kön- 
nen, da(^  der  gröIJte  Teil  des  freiwerdenden  Arhcitsvolumcns  neue  Heschähigung  fin- 
den ifird.  Auch  hat  er  recht,  wenn  er  davon  ausgeht,  daß  es  sich  bei  der  Produkrivitäts- 
eniwickiung  um  einen  eher  „schleichenden"  ProzelJ  handelt.  Im  Kern  läuft  Ricardos 
Argument  also  darauf  hinaus,  daß  es  auf  lange  Sicht  gesehen  schon  irgendwie  funktio- 
nieren wird  mit  der  Beschäftigungsbilanz*  Dennoch:  Bei  einer  Netto-Betrachtung,  also 
„unter  dem  Strich",  kommen  wir  an  unserer  Au^angsgleichung  nicht  vorbei:  Über- 
schießende Ptoduktivitätsentwicklung  fuhrt,  zumindest  in  erster  Näherung,  zu  einem 
Rückgang  des  Arbdtsvolumens/'^  Im  übrigen  sah  die  Realität  auch  zu  Ricardo's  Zei- 
ten mitunter  ganz  anders  aus: 

\I\  l.onK:  ,,\\  iliiiiu!  dir  kiir/tii  Zeit,  die  ich  kürzlich  in  N< utiiii^liaiiisliirc  \ <.rbr;iclnf,  verstrich  kein 
halber  Tag  ohne  den  Ausbruch  neuer  (Jcwalttatigkeiten;  man  teilte  mir  dort  mit,  dali  am  Vorabend 
vienig  Webstühle  zerstört  wurden.  Diese  Maschinen  machten  die  Einstellung  einer  Vielzahl  von  Ar- 
beitern überflüssig,  die  daraufliin  dem  Verhungern  preisgegeben  waren.  Kin  bestimmter  Webstuhl  er 
moglicht  einem  einzigen  Mann,  die  Arbeit  \neler  auszuführen,  und  die  überzähligen  Arbeiter  wurden 
cndasscn.  In  ihrem  blinden  Unverstand  betrachteten  sich  diese  Arbeitslosen  als  Opfer  der  Maschinen, 
anstatt  freud^  die  Segnungen  der  Mechanisienn^  2u  begrüßen." 

Mit  iliescn  Worten  versuchte  l.<ird  B\ron  im  I'chruar  des  |:ihres  1H12  bei  seiner  (unuternrede  im 
britischen  Oberhaus  die  Beweggründe  der  Maüchinen&türmer  erklären,  deren  Prolest  die  gesell- 
schaftliche Ordnung  Englands  zu  erschüttern  drohte/'' 

Die  Entwicklui^  war  bisweilen  also  alles  andere  als  „schleichend*^ 

Das  Problem  wird  heute,  sofern  es  nicht  gänzlich  ignoriert  wird»  vornehmlich  unter 

dem  Bi  tri  i ff  »Stn.ikturwandel«  diskurierr.  Daß  Strukturwandel  nicht  ohne  Änderungen 
zu  haben  ist,  sei  dabei  unbestritten.  Auch  scheint  mir  unbestreitbar,  daß  diese  Ände- 


„To  cliicidiite  rhe  pnnciplc  1  have  bccn  supposing  that  improved  machinen,'  is  siiddenly  discovcrcd,  and 
extetisiveh  iised;  but  thc  truth  is  that  thesc  discovenes  are  gradual  [.„]".  (Ricardo  1821  a,  S.  395;  Hervor- 
hebung im  Original). 

Braeuer  1952,  S.  116.  E>abei  spricht  es  meiaes  Erachtens  sehr  für  Rjcacdo,  daß  er  sich  von  „Tatsachen" 
beeindrucken  läßt.  F.ine  l.risiniu  für  das  Problem  der  übersdii^enden  Produktivitätsentwicklung  hüt  al- 
lerdings auch  Ricardo  nicht  cintailen  wollen.  Gniodsätzlich,  das  war  Ricardo  klar,  gibt  es  tür  Produküvi- 
tätsentwicidung  keine  vernünftige  Alternadve.  So  wehrt  er  sich  rein  vorbeugend  gegen  die  mögliche 

»Schlußfolgeruni,'  [...].  daß  die  I 'infiihriing  \  nn  MMscliineii  nicht  gefiirdert  wertleti  soll"  (Rlcatdo  1821  b, 
S.  336)  und  betont  die  Voneilhatiigkeit  entschlossener  Industrialisierung  auch  für  die,  wie  wir  heute  sa- 
gen würden.  Terms  of  Trade  (Ricardo  1821  b,  S.  338).  Da  er  aber  keine  Lösung  finden  konnte,  Udbt  Ri- 
cardo nur  die  FlotTnung.  iLiß  „X'erlx  sserungen  der  M.ischinerie  (nicht)  plöt^s^lkh  erfunden  und  in  großem 

Umfang  benutzt  werden."  (Ricardo  1821  b,  S.  336;  Hcrv'orhebung  im  Original). 

Zu  einer  etwas  genaueren  Betrachtung,  sozusagen  „in  zweiter  Näherung",  kommen  wir  in  Abschnitt  D. 
IV.  4.  (»Aufl>aiißilmtt). 

Lcondcf  1982,  S.  146. 
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run^cn  um  so  einschneidender  sind,  je  schneller  sich  der  Strukturwandel  vollzieht. 

Drittens  schließlich  steht  aulk-r  I  rage,  daß  es  mittel-  und  lanutVistii;  gesehen  keine 

ernstliche  Alternative  für  eine  Anpassung  an  veränderte  Strukturen  geben  kann.  So 

beschreibt  etwa  van  Suntum  die  Grundzüge  des  Problems  recht  anschaulich: 

AUeidicigs  bedeutet  dieser  Strukturwandel,  daß  die  freigesetzten  Arbeitnehmer  flexibel  genug  sein  müs- 
sen, um  die  neu  entstehenden  Ailu  itspi  itzc  auch  besetzen  zu  können.  Sie  müssen  umlernen,  mögU- 
rhcrwcisc  .mch  ihren  W  ohnort  wechseln  und  uoiet  Umständen  sogar  bereit  sein,  zu  einem  gjetingeren 

C)clcili»hn  /u  arbeiten  als  bisher.*^ 

Van  Suntum,  dies  voru'eg,  geht  also  davon  aus,  daß  neue  yVrbeitsplätze  in  genügender 
Zahl  entstdiien.  Das  bedeutet,  daß  van  Suntum  als  Konsequenz  des  Strukturwandels 
allenfalls  MisMafc6-Athatsk>si^aat  erwartet  -  eine  Erwartung»  die  vielleicht  eine  Spur 
2u  optimistisch  sein  konnte.  Nach  allem  müssen  wir  ja  davon  ausgehen,  daß  eine  über- 
schießende Produktivitätsentwicklung  zu  einer  per  Saldo  n^tiven  Beschafdgungsbi- 
hn-/.  fuhrt.  Stellen  wir  diesen  Punkt  aber  fürs  erste  außer  Streit.  Demnach  bleiben  drei 
Punkte: 

Daß  Arbeitnehmer  gegebenentalls  umlernen  müssen,  sei  ebenfalls  unbestritten.  Zu 
bedenken  ist  dabei  allerdings,  daß  „umlernen"  ein  Prozeß  ist,  der  Ze/f  kostet  und  da- 
mit, über  die  Variable  „Lebensunterhalt",  auch  Geld.  Hier  würde  sich  ;ilso  -  das  niu" 
am  Rande  -  die  Frage  stellen,  wer  für  die  Kosten  des  „ümlemens"  vernünftigerweise 
aufkommen  sollte. 

Daß  Arbeitnehmer  „mög^cherweise  auch  ihren  Wohnort  wechseln**  müssen,  ist 
unter  Wohl£ahrtsentwicklungsg^sichtspunkten  schon  eher  bedenklich.  Ein  Wohnort- 

wechscl  bedeutet,  so  fem  er  unfreiwillig  bzw.  „notgedrungen"  erfolgt,  akns  piirihus&siit 
potentielle  Verschlechterung  des  Wohlfahrtsniveaus.  Da  wir  liier  aber  ein  „rein  mate- 
rielles" VVohlfahrtsniveau  zugrunde  legen  wollen,  sei  auch  dieser  Punkt  aulkr  Streit 

gestellt. 

Drillens  schlielMicli  nicini  van  Suntum,  daß  Arbeitnehmer  „unter  Umständen"  so- 
gar bereit  sein  mußten,  „/.u.  einem  geringeren  (Jeldlohn  zu  arbeiten  als  bisher".  Diese 
Anforderung  allerdings  hat  wenig  mit  „Flexibilität"  zu  tun  —  vielmehr  ist  sie  per  defini- 
Hmm  wohlfahrtsentwicklungswiddg.  Nun  mag  man  argumentieren,  daß  ein  solcher 
Effekt  im  Einzelfall  unvermeidlich  sein  könnte.  Allerdings  müssen  wir  nach  allem  da- 
rauf bestdien,  daß  sich  die  Konsequenzen  überschießender  Produktivitätsentwicklung 
nicht  als  „Finxclfalle"  abtun  lassen.  Im  Grunde  macht  van  Suntum  also  das  gleiche 
wie  schon  Ricardo:  Hoffen,  dafj  das  alles  schon  nicht  so  schlimm  werden  wird.  Eine 
überzeugende  Antwort  auf  das  gegebene  Problem  vermag  ich  darin  aber  nicht  zu  er- 
kennen. 

Das  „lückische"  an  dem  Prozeß  ist,  daß  er  einerseits  ausgesprochen  „schleichend" 
verläuft,  andererseits  sich  die  „l  ehler"  aber  getreulich  kumulieren.  Nehmen  wir  an,  der 
Beschäftigungssaldo  betrage  bescheidene  N  "-0,5%  pro  Jahr.  Ein  solch  geringfügiger 
Fehler  in  der  Systemsteuerung  würde  kaum  oder  gar  nicht  auf  Gallen,  zumal  er  von  an- 
deren Einflußgrößen  übedagert  würde,  wie  etwa  natüdicher  Fluktuation,  geburtenstar- 

-»>  van  Suntum  2005,  S.  131. 
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kcn  oder  -schwachen  jahrgängen,  Änderungen  im  Rentenrechr,  usw.  Allerdings  wür- 
den sich  diese  liintlußgrölk-n  auf  längere  Sicht  nivellieren,  was  beim  Beschäftigungs- 
saldo eben  nicht  do-t  Fall  ist.  Nun  ist  es  aber  so,  daß  sich  ein  kumulierender  winziger 
„Fehler"  von  0,5%  nach  nur  30  Jahren  (unter  Berücksichtigung  des  „Zinses^ins"- 
Efifektes)  auf  beachtliche  14%  auswachst.  Nach  30  Jahren  hätten  wir  es  also,  wenn  der 
Effekt  nicht  anderweitig  ausgeglichen  wird,  mit  einem  Rückgang  des  nachgefragten 
Atbeitsvolumens  von  N"  --14%  zu  tun.  Damit  aber  befinden  wir  uns  in  Größenord- 
nungen, die  nicht  ganz  unrealistisch  erscheinen.  Letztlich  ist  es  also  die  „scheinbare 
Unmerklichkeit  dieses  Prozesses",^-'  die  die  Dinge  so  schwierig  erkennbar  und  folg- 
lich auch  so  schwierig  gestaltbar  macht.'*^ 

6.  Fazit 

Zusammenfassend  bleibt  festzuhalten,  daß  überschießende  Produkdvitätseiitw  icklung 
bereits  rein  dcfinitorisch  7.u  rückläufiger  Beschäftigung  oder  zu  einem  sinkenden  Re- 
allohnsatz für  einen  Teil  des  Arbeitsvolumens  führen  wird  und  damit  per  se  als  wohl- 
fahrtsentwicklungswidrig  einzustufen  ist 

n.  Prodiiktivitätskompeiisation 

Neben  dem  Strukturwandd  gelten  die  sog.  „Armutsfalle"  und  vor  allem  ein  „zu  hohes 
Lohimiveau**  als  die  wesentlichen  Gründe  für  die  Sockelarbdtslosiglccit.^  Nun  ist 
eine  Aussage  wie  „zu  hoch"  wenig  s|>ezifiziert  Die  eig^tlich  interessante  Frage  ist 

doch:  Um  w/V/'/V/ist  das  Reallohnniveau  zu  hoch?  Ptäziser  formulierr:  \\  k  stark  bzw. 
auf  welches  Niveau  müßte  der  Reailotuisatz  absinken,  um  den  Arbeitsmarkt  zu  räu- 
men? Dabei  wollen  wir  in  erster  Näherung  so  tun,  als  gälie  es  tatsächlich  so  etwas  wie 
„den"  Reallohnsaiz.  F.rsr  in  einem  /wi  iten  Schritt  wollen  wir,  immerhin  fVww  realitäts- 
näher, von  xumindc^i  r'/v,'  Reallohnsätzen  ausgehen,  einem  für  Insü/er  und  einem  für 
wiederzubeschäftigende  Ausgesteuerte. 

1.  Quandfiziening 

Im  ersten  Schritt  wollen  wir  also  ganz  konventionell  anhand  dner  Cobb-Douglas- 
Funktion  untersuchen,  wie  weit  der  a/i^meine  Reallohnsatz  und  damit,  nach  den  übli- 
chen Annahmen,  auch  das  allgemeine  Produktivitätsniveau  absinken  müßte,  um  Voll- 


Der  üegntt  stammt  von  Mulier-Armack  (Müller-Armack  1978,  S.  13)  Vgl.  dazu  auch  Siarbatt)  (Star- 
batty  2005,  S.  135,  oder  auch  schon  Statbattjr  1998,  S.  40),  dem  alleudings  entweder  die  Fundstelle  (Mül- 
ler-Armack  ]*)""  [sie!],  S.  1  I  t.)  ein  wenig  „vcmitscht"  sein  nniß,  odCT  e,s  nmß  sich  um  eine  antlcrc 
Quelle  handeln.  Irritierendervk'eise  muß  der  Text,  das  ergibt  sich  aus  dem  Inhalt,  in  der  Tat  bereits  1977 
verfaßt  worden  seia  Im  übrigen  sollten  wir  ohnehin  besser  von  aftstiemeitderUtmetkBthkät  sprechen. 

Man  ist  versucht  hinzuzufügen:  \'<)r  :illen:  in  (It  inokniiisiii  vert  iP.ten  Gesellschaften,  detien  neben 
vielen  Vorzügen  der  entscheidende  Nachteil  ;inhattct,  daß  die  Politik  nur  Themen  aufgreifen  kann,  die 
von  einer  Mclirhcit  der  Wähler  auch  als  Problem  wahrgenommen  werden.  Das  aber  ist  gerade  bei  „un- 
merklichen" Problemen  naturgemäß  nicht  der  Fall. 
^       etwa  die  knappe  Datstellung  bei  van  Stmtum  2005.  S.  322  ff. 


-  172- 


bcschäfriqung  im  herkömmlichen  Sinne  wiederherzustellen.  Zwar  ist  »Vollbeschätti- 
gunu«  keine  Bedingunt»  für  »W'ohltahrtsentwicklune",  aber  eine  kleine  Untersuchung 
ist  CS  allemal  wen.  In  einem  zweiien  Schritt  wollen  w  ir  dann  versuchen,  die  Gnifk-n- 
ordnungcn  abzuschätzen,  die  sich  ergeben,  falls  sich  die  „Lasten"  überschießender 
Produkävitätsentwicklung  eatsprechend  unseres  Pbasenmodelis  mit  ProdukHntätshimipm- 
saäm  auf  emen  kleinen  Kfeis  ^Ausgesteuerter"  konzentderen. 

a)  Allgemeine  Senkung  des  Plodukdvitätsniveaus 

Wenn  wir  von  einer  Cobb-Doug^as-Produktionsfunktion  mit  technischem  Fortschritt 
ausgehen,  also  etwa 

(195)    Y  =  N"K'-"TK 

dann  ergibt  sich  für  die  Grenzprodukttvitat  der  Arbeit 

SN 


(196) 


Die  Grenzproduktivi^t  ist  demnach  eine  gleidigerichtete  Funktion  der  Arbeitselasti- 
zitat  des  Ou^uts  (a),  der  Technischen  Kompetenz  (7J^)  und  der  Kapitalintensität  der 

AAeit  (^). 

Unter  der  üblichen  Annahme,  daß  die  strenge  Grenzproduktivitätsbedingung  gilt,^^ 
(197)    w  !-  — 


Zwar  haben  wir  gesehen,  da(S  die  strenge  Cjrcnzproduküvitätsbedingung  bei  Berueksichtigung  maschi- 
ncnvcrkörpcrtcr  Technischer  Kompetenz  nicht  gelten  /:<;////.  \'v\.  C.  III.  1.  (>:\!o{i/ß;;/eries  Alodf//  des  Ar- 
bfitsmiirkles/ lieschnibung  des  Modells«).  Cilcichwohl  wollen  w  n  ari  dieser  Stelle  vereinfachend  davon  aiuge- 
hcn,  daß  dem  Jetb  so  ist,  einfach  um  das  A^;iiment  „zu  hohes  Lohnniveau"  weiteizufiihien. 
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creihr  sich,  wenn  wir  (19"^)  in  (196)  einsetzen  und  anschließend  nach  (iV)  auflösen,  die 
Arbcitsnachtragefunkrion:"'^^ 


AT"' 


TK 

w 

(198)  „L^).;^l^).7^/^(^) 


Die  Arbeitsnachfrage  verhält  sich  also  gegengeiichtet  zum  Reallohnsatz  und  gleichge- 
richtet zur  Arbeitsclastizität  des  Outputs,  zum  Stand  der  Technischen  Kompetenz  und 
zum  Kapitalbestand  der  Volkswirtschaft. 

Da  uns  hier  vornehmlich  die  Veranderuiigsraien  interessieren  sollen,  stellen  wir  (198) 
zunächst  funktional  um  und  erhalten: 

(199)  w 

Wenn  wir  {«),  (K )  und  (TK)  realistischerweisc  als  kurzfristig  konstant  ansehen,  also 
Veränderungsraten  von  Null  unterstellen,  ergibt  sich  die  dynamisierte  Form  wie  folgt: 

AT"-  ^—  u   +_!_  (flf  +  71S:)  +  JS: 

O-a)  (l-a) 

(200)  —  w'  +0%  +  0%      für  d, Tic, 

(l-a) 

1 

 •  w 

(l-a) 


Ausdruck  (  I'Ki)  beschreibt  die  Grenzprdduktivität  in  \bhänuii;kcit  vom  Arbeitsvfilurncn,  (l''"':  be 
schreibt  den  Reallohn.sau  in  Abhangigktiic  von  der  Grcn^produküvitac.  l  ür  den  l'all,  daß  die  siienge 
Greiveproduktivititsbedingung  gilt,  etgibt  sich  aus  (196)  also  dasjenige  ArbeitsTohunen,  das  zu  einem 
j^e^elx-tieo  ReaUohnsai/  „paHt".  niit^^in  älsn  die  Arbeitsn.ichfrage.  Daher  ist  es  getechtfecdgt»  beim  Über- 
gang v<»n  (196)  nach  (1^8)  tür  das  Arbeitsvoluineii  (N)  die  Arbeitsnachfrage  {N")  einzusetzen.  Das  gilt 
aber  nur  dann  und  nur  solange,  wie  die  strenge  Grenzproduktdvitätsbedingung  crtüllt  ist. 

Im  übngen  habe  ich  im  Interesse  leichterer  Lesbarkeit  auch  hier  wieder  die  Tenne  so  auf  Zähler  und 
Nenner  verteilt,  daß  die  Exponenten  stets  positive  Wette  annehmen. 
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Die  Afbeitsnachfrae^  verändert  sich  also  mit  einer  Elastizität  von  i| :-      =  -    ^  ^ 

gegengetichtet  zur  Entwicklung  des  Reallohnsatzes.  Für  einen  empirischen  Wert  von 
beispiekweise  a  >-  ^  erhalten  wir 

(201)    N"'  —  »  -  -4  •  w'- 

(1-a) 

und  für  einen  Wert  von  et  >•    kommen  wir  immerhin  noch  auf: 

(2Ü2)  A^'^  !_.vv  »-S  w-'- 
Das  aber  bedeutet,  daß  eine  allgemeine  Absenkung  des  Reailohnsatzes  um  w''  >-l% 
im  Modell  zu  einem  Anstieg  der  Arbeitsnachfrage  um  N'*  -  3%  ...  4%  fuhren  würde. 
Eine  Zunahme  der  Arbeitsnachfrage  um  N"  !- 10%  wäre  demnach  für  den  doch  eher 
bescheidenen  Preis  einer  eifma^eti  allgemeinen  Reallohnsenkung  im  Bereich  von  2,5% 
bis  33%  durchaus  wohlfei!  zu  haben.^^^  Ich  denke,  dieses  Ergebnis  ist  einigermaßen 
überraschend.  Mifh  zumindest  hat  es  überraschL 

In  zweiter  Näherung  wäre  nicht  einmal  eine  Reallohnsenkung  vonnöten.  Wenn  wir 
nämlich  (2üü)  vollständig  dynamisieren 


VAT  1  .  1  .  1 


(203)  iV*-  n+—  a  +  —^TK+K 

'  (1-a)         (1-a)  (1-a) 

und  dabei  von  einem  kurzfidstig  konstanten  Wert  für  (a),  also  a  -0%  ausgehen,  ergibt 
sich: 

(204)  i—  •  w  +  — — TK  +  k 

^     '  (1-a)  (l-o) 

Damit  aber  würde  die  Arbeitsnachtrage  bei  gegebenem  Reailohnsatz  proportional  mit 
dem  Wachstum  des  Kapitalbestandes  ansteigen  imd  darüber  hinaus  sogar  mit  einem 
Faktor  von  3  bzw.  4,  je  nachdem,  welchen  Wert  wir  für  (a)  zugrundelegen,  mit  dem 
Zuwachs  der  Technischen  Kompetenz.  Bei  einer  kumulierten  Zuwachsrate  von  Kapi- 
talbestand und  Technischer  Kompetenz  in  der  Größenordnung  von  2,5%  bis  3,3% 
müßte  sich  also  auch  ein  entsprechender  Anstieg  der  Arbeitsnachfirage  ergeben.  Dabei 
können  wir  ohne  weiteres  von  einer  solchen  Zuwachsrate  ausgehen.  So  betrug  allein 
die  W'achstumsrare  des  Kapitalbesrandes  in  den  19'^Oer  )ahren  ^'  =  4.3*^?,  in  den 
198ücr  Jahren  X  =2,6%,  in  den  19yücr  Jahren  ^  =  2,1%  und  im  Zeitraum  von  2000 


Natürlich  ist  „wohlfeil"  eine  Wertung.  Wenn  man  aber  bedenkt,  daß,  zumindest  nach  dem  Modell,  eine 
tinmalige  allgemeine  Realiohnscnkun}^  um  maximal  3,3"  'u  ausreichen  würde,  um  den  Arbeitsmarkt  auf  ei- 
nen Schlag  zu  fäumen  und  die  zunehmende  winschaftspolitische  Schieflage  der  letzten  30  Jahie  zu  be- 
ieinigen, leönnte  man  doch  Tccsucht  sein,  hier  von  „wohlfeil"  zu  sprechen. 
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bis  2006  immerhin  nnch  K  =  I.l9f  Damit  würden  wir  also  (über  den  I'akror  3  bzw. 
4}  mit  einer  minimalen  \\  achstumsrate  der  Technischen  Kompetenz  auskommen,  um 
eiiie  Zunalimc  der  Arbeiisiiachfrage  in  der  Grolicnordnung  von  iV^  =10%  und  damit 
in  etwa  Vollbcschäftigungsniveau  im  herkömmlichen  Sinne  zu  erzielen. 

Zusammengefaßt  können  wir  also  einen  durch  das  Wachstum  des  Kapitalbestandes 
und  der  Technischen  Kompetenz  bedingten  Anstieg  der  Arbeitsnach&agp  erwarten« 
der  allerdings  durch  eine  Reallohnerhöhung  in  gleicher  Größenordnung  kompensiert 
wird,  so  daß  die  Arbeitsnachfrage  im  Modell  konstant  bleiben  würde.  Umgekehrt  be- 
deutet das  aber,  daß  wir  mittelfristig  und  erst  recht  langfristig  gar  keine  „I^)hnzuiück- 
haltung"  brauchen  würden.  Demnach  würde  eine  einzige  „Nullrunde"  vollkommen 
ausreichen,  um  den  Arbeitsmarkt  sozusagen  „auf  einen  Schlag"  ins  Gleichgewicht  zu 
bringen  und  Iiis  auf  weiteres  tlorr  zu  belassen.  Das  wirft  natürlich  diu  I  rage  auf,  wieso 
dann  nicht  nur  Deutschland,  sondern  alle  encwickeiten  Intlusirienauonen  seit  so  langer 
Zeit  ein  so  hartnackiges  Problem  mit  der  Vollbeschäftigung  haben.^^  Ich  denke,  daß 
sich  dieses  Phänomen  auch  und  vor  allem  mit  der  ,Jasfder-0/i/sider*'-Thsoöe  nicht  plau- 
sibel erklären  laßt^  Mög^cherweise  mag  man  noch  darüber  streiten  können,  ob  eine 
allgemeine  „NuUrunde"  durchsetzbar  ist.  Allerdings  zeigt  die  Erfiahrung  der  letzten 
zehn  oder  zwanzig  I  ihre,  daß  es  so  manche  Nullrunde  und  SO  manche  Lohnzurück- 
haltung gegeben  hat.  Daß  es  aber  in  den  letzten  dreißig  Jahren  nicht  möglich  gewesen 
sein  sollte,  das  Lohnni\  eau  im  Interesse  der  Vcjllbeschaftigung  um  ///.f<^('.ww/ bescheide- 
ne 2,5%  bis  3,3*'o  niedriger  zu  hallen,  erscheint  nach  allern  mehr  als  unplausibel. 
Kurzum:  Die  I/isuh-r-O/t/sidir-ThcDrn:  mag  eine  gewisse  Plausibilität  für  sich  in  An- 
spruch nehmen  können.  Allerdings  gilt  das  offenbar  nur  so  lange,  wie  man  sie  nicht 
direkt  mit  der  Produkdonsfunktion  konfrontiert  Zusammenfassend  bleibt  also  fest- 
zuhalten, daß  es  kaum  „det^'  Lohnsatz  sein  kann,  der  zu  hoch  liegt  und  damit  Vollbe- 
schäftigung oder  auch  nur,  sehr  viel  bescheidener,  einen  wohlfahrtsentwicklungskon- 
fbtmen  Kurs  verhindert. 

b)  Partielle  Senkung  des  Produktivitätsniveaus 

Tatsächlich  wirkt  sich  überschießende  Produktivitätsentwicklung  -  also  eine  Ptodukti- 
vitätsentwicklung,  die  das  Wirtschaftswachstum  übersteigt  -  ja  auch  anders  aus,  als 
man  das  in  erster  Näherung  erwarten  würde.  Sie  führt,  wie  wir  gesehen  haben,  bei 
freier  Marktsteuerung  dazu,  daß  c/n  leil  des  Arbeitsvolumens  auf  höherem  Produkti- 
vitätsnix eau  arbeitet,  der  Rest  dagegen  notwendigeweise  entweder  gar  nicht  oder  aber 
auf  niedrigerem  Niveau  und  damit  in  aller  Regel  auch  zu  einem  entsprechend  niedrige- 
ren Reallohnsatz.  Es  geht  bei  Lichte  betrachtet  abo  gar  nicht  darum,  daß  „der"  Real- 
lohnsatz zu  hoch  ist  Eher  geht  es  nach  allem  darum,  daß  der  Lohnsatz  „am  unteren 


Dabei  beziehen  sich  dii  /.  ihlun  für  die  IQ'^Oer  und  1980er  Jahte  auf  Westdeutsdiland,  ab  den  1990er 

Jahren  auf  Deutschland  (vgl,  Zahlen  2009,  S.  27). 
■♦2'*  Neuerdings  übrigens  wieder  einschließlich  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Von  weniger  cntwik- 
kelcen  Ländern  wollen  wir  an  dic^Li  si^lk-  i^.ir  nicht  reden. 

dazu  etwa  die  Imappc  DacstcUung  bei  Kromphatdt  1998,  S.  99  ff. 
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Kndc  der  L< »hnskal.!"  zu  hoch  ist.  Das  aber  hedcurcr  zunächst  einmal,  daii  wir  von  der 
modellrechnischen  Annahme  t'//its  iL^e|>ebenen  Realiohnsatzes  (wie  sie  etwa  in  makro- 
okonomischen  Totalmodellen  üblich  ist)  in  diesem  Zusammenhang  Absiaiici  neluiieii 
müssen.'*3o  Was  sonst  könnte  etwa  Sichert  meinen,  wenn  er  schreibt: 

Die  35  Millionen  Beschäftigten  in  den  3  Millionen  Unternehmen  weisen  nicht  aUe  die  gleiche  Atbeits- 

produktivitäc  auf;  vielmehr  gibt  es  in  einer  Volksw  n  tst  li  ift  eine  Produktivitätstreppt  mit  sehr  unter- 
schietllichun  Pnuini  fni/iif  o/nini.  In  Zukunft  muss  es  gelingen,  vetstärkt  Afbeitsplätze  auf  den  unteren 

Stuten  ilcr  Frodukuvitätstrcppe  entstehen  zu  lassen.'*^' 

Und  weiter: 

Eine  wichtige  Voraussetzung  für  mehr  Arbeitsplätze  auf  den  unteren  Stufen  der  Produktivitatstrcppc 
ist,  dass  die  Löhne  stärker  diffiercnzicrt  werden.  Sockcüxtr.igc  für  die  unteren  Lohngruppen,  so  ver- 
ständlich sie  erscheinen  moccn,  solhen  nicht  pr.ikliziert  werden.  muss  .luch  möglich  sein,  die  Lohne 
nach  unten  cius^ujächeni  [sic!J.  Vi  cnn  die  Bcschatugung  in  den  unteren  i^hngruppcn  abnimmt,  müssen 
die  Lohne  reagieren.^ 

Auch  Berthold  und  Fehn,  um  nuf  ein  einziges  weiteres  Beispiel  anzuführen,  sind  der 
Ansicht,  daß  Tarifverträge  entsprechend  nach  unten  „aufge&chert"  werden  soUten.^^ 
In  der  einschlägigen  Literatur  dreht  sich  die  Diskussion  also  schon  seit  langem  nicht 
mehr  um  „den"  ReaUohnsatz,  sondern  um  einen  bunten  Strauß  „aufgefächerter"  Re- 
allohnsätze. Das  war  nicht  immer  so  -  jedenfalls  nicht  ganz.  So  wollte  und  konnte  et- 
wa von  Thünen  unter  den  Ciegebenheiten  eines  lancKvirtschattlichen  Froduktionssv- 
stems  noch  davon  ausuchen,  ilal?  es  „nur  einen  einzigen  einheitlichen  Lohn  geben 
könne"  und  damit  „die  Bezahlung  des  zuleui  beschättigten  Arbeiters  die  genereile 
Lohnhöhe  [bestimme]".^^  Kurzum;  Die  Annahme  „eines  einz^en  einheitüchen  Loh- 
nes" ist  zu  einfach,  um  für  unsere  Zwecke  brauchbar  zu  sein.  Die  Annahme  eines 
btmten  Straußes  „aufgefächerter"  Reallohnsätze  dagegen  ist  zu  kompliziert,  um  für 
unsere  Zwecke  brauchbar  zu  sein.  Also  wollen  wir  uns  auf  den  unter  diesen  Umstan- 
den einfachsten  möglichen  Fall  konzentrieren  und  genau  ^'ei  Reallohnniveaus  untcr- 
scheitien.  Nennen  wir  sie  das  Reailohnniveau  der  „Koch- Insider"  und  das  (zu  erwar- 
tende) Reallohnniveau  der  „Noch-.^usgestcuerten".  Der  Grundgedanke  ist  dabei  im- 
mer der  gleiche:  W  ir  gehen  von  einem  Prozeß  überschießender  ProiKiktiv itätsent- 
Wicklung  aus,  was  notweneligerweise  dazu  führt,  elaß  ein  Teil  des  Arbeitsvolumens 
fortan  auf  höherem  Produktivitätsniveau  arbeitet  und  folglich  in  der  Tendenz  auch 


Namcnihch  in  makroukonunii,>.chen  1  outhnodcllen  leistet  „der"  ReaUohnsatz  recln  gute  Dienste.  In 
unseiem  Zusanunenhang  stößt  er  aber  an  die  Grenzen  seiner  Leistungsfih^keit 

Siebert  2002.  S.  LS.  Punkt  41  fHi  rvorhehunucn  von  mir^ 

Siebert  2002,  S.  15,  Punkt  43  (Hervorhebungen  von  mir). 
4»  Berthold/Pehn  1994.  S.  330. 

So  tlie  /.us.tnimenfassutig  hei  Linß  2(Mr.  S.  84.  Bei  von  Thiituii  selbst  heißt  es:  ,.Der  Lohn  ;iher.  den 
der  zuletzt  angestellte  Arbeiter  erhäh.  nml'i  normirend  für  alle  Arbeiter  \im  Reicher  Geschicklichkeit  und 
Tüchtigkeit  sein;  denn ßr gbitbt  heistuiv^tn  kann  nidit  migktthtr  Lehn  gc^iihk  mrden"  (von  Thünen  1850, 
S.  1S2  L;  I  K  r\ orhehuni;  (i^esperri)  im  Original).  Bei  nälu  rnii  Hinsehen  unterscheide)  \(tn  Thünen  also 
doch  durchaus  verschiedene  „Cicschicklichkeits"  Stuten  und  damit  auch  verschiedene  Reallohnsätze. 
„Der"  Reallohn  war  also  wohl  schon  immer  eine  etwas  grobe,  der  Mudellbildung  geschvddetc  Vereinfa- 
chung. Immerhin  wird  man  sagen  können,  ci.il'j  \  i  >n  Thünen  dem,  was  wir  heute  „Tariflöhne"  nennen 
würden,  näher  gekommen  ist  als  so  mancher  Autor  der  Gegenwart 
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eincn  höheren  Reallohnsatz  erwarten  kann,  während  ein  Teil  des  Arbeitsvolumens 
gleichzeitig  und  ebenso  notwendigerweise  „ausgesteuert"  werden  muß  und  nun  der 
„Wiedereinste uerung"  harret.'''^  In  welcher  Grolknordnung  würde  also  das  Produkti- 
vitätsniveau der  Noch-Ausg^steuerten  zurückgehen  müssen,  damit  sie  unter  der  An- 
nahme überschießender  Ptoduktivitätsentwicklung  wieder  Beschäftigung  finden?  An 
dieser  SteUe  ist  vielleicht  ein  kleiner  Hinweis  angebracht:  Im  folgenden  g^t  es  um  die 
Vorhersage  einer  Ex-^^oiZ-Betrachtung,  sozusagen  in  „Futur  U",  also  etwa  in  der  Art: 
„Was  wird  passiert  sein,  wenn  wir  in  einer  g^ebenen  Rechnungsperiode  eine  Produk- 
tivitätsentwicklui^  von  soundso  viel  Prozent  erzielen,  aber  ein  Wirtschaftswachstum 
von  nur  geringeren  soundso  viel  Prozent?"  Einfacher  gesagt:  W  eiche  Konsequenzen 
ergeben  sich  aus  überschießender  Prodiiklix  itätscntwicklung?  Betrachten  wir  da/u  ein 
Rechenbeispiel.  Dabei  wollen  wir  zunächst  von  dem  Spezialtall  K=()'K  also  sog. 
„Nullwachstum"  ausgehen  —  eine  Einschränkung,  die  wir  im  nächsten  Schritt  wieder 
aufheben  werden.  Die  Arbeitsproduktivität  sei  in  der  Beobachtui^speriode  um  nicht 
ganz  unrealistische  a  -  2%  gesti^n. 

Demnach  ergibt  sich  nach  (186): 

(205)  =-(2%-0%) 
—2% 


*^  Wir  wollen  an  dieser  Stdie  die  Diskussion  um  mögliche  De6zite  in  der  Arbeitsbeteitschaft  bzw.  in  der 

ArlKii' !  ilii;:kiii  bzw.,  wie  es  mLii^icns  hcilSi,  „IkschattigungjfiÜiigkeit"  („emplqyabilitf")  lädtit  aufgreifen 
und  vitlmciir  davon  ausgehen,  datJ  der  Löwenanteil  der  Ausgesteuerten  lieber  nicht  ausgesteuert  worden 
wäre.  Daß  es  gleichwohl  einen  gewissen  Sockel  an  „Noch-nic-Eingesteucrtcn"  geben  mag,  soll  dabei  au- 
ßer Streit  v;cstcllt  werden,  schon  deshalb,  weil  dieser  Personenkreis  mit  unserer  I  rai^cstcllung  wenig  zu 
tun  hat.  Uns  soll  es  hier  nur  darum  l^cIu-ii.  wie  sicli  im  lautenden  Prozeß  der  Rcallohnsar/  dir  ,,\och- 
iHsider"  und  der  „Noch-Ausge.sieucrici^ "  cniwickeln  wird.  So  gc&elien  spiegeln  die  hier  \trwciHletci»  Be- 
grifKe  gjeichzeit^  auch  die  durch  eine  überschießende  Pnxluktivitatsentwicklang  entftchte  «Dynaniik" 
besser  wider  als  die  eher  „statisi  heu"  Begriffe  ..hiüdir"  xind  ..Oafsidrr".  Schließlich  sei  an  dieser  Stelle 
noch  einmal  darauf  hingewiesen,  dalS  hier  ni(bt  beliauptet  werden  soll,  daii  überschieUende  Produktivi- 
tätsentwicklung  immer  und  in  großer  Zahl  Ausgesteuerte"  hervorbringt.  Es  soll  lediglich  behauptet 
werden,  daß  ühersdiießende  Produktivitätsentwicklung  bei  ftciet  Marktsieuennig  fast  notwi  ruÜLH  nvcise 
Ausgesteuerte  hervorbringt,  und  das  auch  nur  in  einem  prozenauU  gesehen  bescheidenen  Rahmen.  Al- 
lerdings, und  das  ist  der  Punkt,  hätten  wir  es  hier  mit  ungebremster  Fehlerfbrtpflanzung  zu  tun.  Wie  be- 
reits oben  erwähnt,  u  iirdf  sich  ein  jährlicher  Rückgang  der  Arbeitsnachfrage  um  bescheidene  0,5%  in  30 
Jahren  (unter  Berücksichtigung  des  „Zinseszins"-Effektes)  zu  einer  veritablen  Kluft  von  14%  auswach- 
scn.  Lüne  solche  Entwicklung  könnte  allerdings  dazu  fuhren,  daß  langfristig  in  der  Tat  auch  der  Sockel 
der  „Noch-nie-Eingesteuerten"  wächst  Insoi^  würden  sich  die  beiden  Problemkieise  also  doch  berüh- 
ren. 
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Das  Arbeitsvolumen  würde  demnach  in  erster  Näheruni;  um  jV  = -2%  7.urück^ehen. 
W  cnn  wir  aber  fordern,  daß  es  zumindest  konstant  bleiben  soll  (/V  !«0%),  so  muß  gel- 
ten: 

(206)  --(2%-0%) 
— 2%!-ü% 

Diese  Gleichung  ist  offensichtlich  nicht  lösbar.  Erst  wenn  wir  berücksichtigen,  daß  wir 
es  ja  mit  i^wn  unterschiedlichen  Produktivitätsentwiddungsraten  zu  tun  haben  -  er- 
stens der  technischen  Produktivitatsentwicklungsrate  ia)  und  zweitens  einer  Produkti- 
vitätskompensationsrate  (f),  können  wir  (2CkS)  in  eine  lösbare  Form  bringen: 

(207)  iV(?>)--(aa+p-f-r(9j))!-0% 

Damit  erhalten  wic^^ 

-(a-fl+p  f-y)  !-0% 

(208)  [a  ä-^p  r-Y)  !-0% 

a  ä+p  r  !=y 

Dabei  bedeutet  (a)  den  Anteil  der  Noch -///jvV/cr,  der  zum  gestiegenen  Produktivitätsni- 
veau arbeitet,  (p)  ist  der  Anteil  des  Arbeitsvolumens,  der  bei  Nullwachstum  ausge- 
steuert wurde  und  nur  noch  7.u  einem  niedrigeren  Produktivitatsni\  ean  Beschäftigung 
finden  kann.  Das  aber  bedeutet  nichts  anderes  als  die  oben  erwähnte  ,,Autfächerung 
der  Produktivitätsniveaus''. 

Unter  der  Annahme  von  Nullwachstum  entspricht  der  Anteil  der  Ausgesteuerten  dem 
Rückgang  des  Arbeitsvolumens  und  damit  definitionsgemäß  der  Produktivitätsüber- 
schußrate iä-Y): 

pm-Nm(a-Y) 

(209)  -(a-0%) 

-fl 

Für  ö  -  2%  würde  sich  also  ein  bctragsmäßig  gleich  großes  ausgesteuertes  Arbeitsvo- 
lumen von  p  -  2%  ergeben. 


^  Auf  den  wiederholten  Hinweis,  daß  sich  die  Größen  jeweils  in  Abhängigkeit  von  dem  Reaktionspara- 
meter  {q>)  e^ben,  können  und  wollen  wir  im  Interesse  einer  schlankeren  Notation  im  fönenden  abse- 
hen. 
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Da  (a)  und  (p)  Gewichte  sind  und  sonst  keine  weiteten  Gewichte  im  Spiel  sind,  gilt 

(210)    a+p  =  l 
und  damit: 

a  =  1  -p 

(211) 

-1-a 

Entsprechend  würden  also  o  -  98%  des  ursprünglidien  Arbeitsvolumens  weitediin 
Beschäftigung  finden,  was  nach  allem  nicht  weiter  verwundem  kann. 

Wenn  wir  (209)  und  (21 1)  in  (2U8)  einsetzen,  ergibt  sich: 
a  ä+p  r  !-K 

(212)  <ü'{l-u)  a  +  a- r  !- > 

Diese  Bedingung  ist  erfüllt,  wenn  gilt 

(213)  ^=I-a+r 

a 

oder,  nach  (r)  aufgelöst: 

(214)  f=^-i+a 

Die  Produkdvitätskompensationsrate  (r)  ist  also  um  so  größer,  je  kleiner  das  Vedialt- 
nis  von  Wachstumsrate  (Y)  und  Produktivitätsentwicklungsrate  0)  ist  Bei  Nullwachs- 
tum würde  sich  demnach  r  -  -100% +a  ergeben.  Für  unser  Rechenbeispiel  mit  a  -  2% 
würde  das  bedeuten,  daß  das  Produktivitatsniveau,  zu  dem  die  Ausgesteuerten  weiter 
Beschäftigung  finden  könnten,  um  r»-98%  (!)  einbrechen  würde.  Sie  würden  sich 
also,  unabhängig  vom  Ausgangsniveau,  bei  einem  Produktivitätsniveau  (und  damit 
einem  entsprecbentlcn  Rcallohnsat/)  von  praktisch  Null  wiederfinden.  Das  aber  ist 
keine  sehr  rosige  Perspektive  für  die  Betroffen. 

Das  Ergebnis  lälit  sich  für  beliebige  Wachstumsraten  verallgemeinern.  Wenn  wir  unser 
Ausgangsbeispiel  modifizieren  und  einem  Wirtschaftswachstum  von  K-1%  (bei  einer 
Produktivitätsentwicklui^  von  nach  wie  vor  ä  =  2%)  ausgehen,  dann  wären  wiederum 
a  B  98%  des  ursprünglichen  Arbeitsvolumens  zum  neuen  Produktivitätsniveau  tätig 
und  p  -  2%  zunächst  ausgesteuert 
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Wenn  das  nicbt  passieren  soll,  dann  können  diese  p  -  2%  folglich  nur  zu  einem  verän- 
derten Pruduktivitätsniveau  von 

Y 

a 


(215) 


-—-100% +  2% 
2% 

-50%-100%  +  2% 

=  -48% 

wieder  Beschäftigung  finden.  Dieses  Ergebnis  ist  im  Vergleich  zum  S/enario  „Null 
Wachstum"  nicht  ganz  so  „dramatisch"  -  das  Produktivitätsniveau  (und  damit  abseh- 
bar auch  der  erzielbare  Realli )hnsatz)  würde  sich  „nur"  halbieren  statt  aut  Nahe  Null 
abzustürzen.  Gleichwolil  scheint  mir  ein  solches  ürgcbnis  immer  noch  fernab  jeglicher 
wirtschatts-  und  sozialpolitischer  Praktikabilität. 


Probeweise  in  (208)  eingesetzt  er^bt  sich: 

/o.^      -98% -2% +  2%  (-48%) 
(216) 

-1,96% -0.96% 
-1% 

Die  errechnete  Aufteilung  der  Protluktiviiäten  führt  also,  wie  erwartet,  zu  einem  Wirt- 
schaftswachstum von  Y  ^\9c.  Dabei  würde  der  „Preis"  tles  Produktivitätsfortschrittes 
für  2"  o  des  Arbeitsvolumens  (und  ///ir  für  diesen  Teilj  darin  bestehen,  zukünftig  auf 
einem  in  etwa  halbierten  Produktivitätsniveau  und  damit  auch  zu  einem  in  etwa  hal- 
bierten Lohnsatz  arbeiten  zu  müssen. 
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Übrigens  läßt  sich  die  Produktivitätskompcnsationsratc  für  praktische  Zwecke  noch 
vereinfachen,  l  ür  empirisch  realistische  „kleine''  Veränderungen  von  (a),  also  „klein'' 
mi  Verhälmis  zu  100*y<»,  ergibt  sich  aus  (214)  näherungsweise: 


(217) 


r---l+a 
a 

4-1 

a 

A 

a 

-(ä-Y) 


(g-y) 

a 

Dabei  steht  (ö-K)  für  die  (absolute)  Produktivitätsüberschußrate.  Den  Term  — - — 

a 

können  wir  folglich  als  relcttive  Produktivitätsühcrschußrate  interpretieren.  Die  Produk- 
tivitätskompensationsraie  (/')  entspricht  also  handlicherweise  einfach  nur  der  relativen 
Produktivitätsüberschußratc  (niit  negativem  Vorzeichen). 

Wie  stark  das  verbleibende  Produkdvitätsniveau  des  zunächst  freigesetzten  Arbeitsro- 
lumens  zurückgeht,  hängt  demnach  allein  davon  ab,  in  welchem  Ausmaß  sich  der  Pro- 
duktivitatsfortschritt  in  Wachstum  umsetzt.  Für  K>a  ergibt  sich  kein  kompensatori- 
scher  Produktivitätsrückgang,  der  Produktivitätsfortschritt  setzt  sich  vollständig  in 
Wachstum  um.  Für  Y  =  0%  dagegen  ergibt  sich  eine  Pnjduktivitätskompensation  um 
etwa  f--100%!  Das  aber  bedeutet,  daß  das  rechnerische  Produktivitätsniveau  der 
Ausgesteuerten,  unabhä"ngig  von  seinem  \usgnngsniveau,  bei  Null  liegen  würde. 
Kurzum:  Sie  wären  unter  Marklbediiigungen  erwerbslos  -  und  zwar  selbst  dann,  wenn 
sie  nicht  arbeitslos  sind.  Für  Y  =\  ä^  für  den  Fall  also,  daß  die  Pi< nluklivitätsent- 

wicklungstate  doppelt  so  hoch  liegt  wie  das  WiiTschatrswachstum,  hätten  wir  es  im- 
merhin noch  mit  einer  Produktiv  iiätskompensaiionsrate  \'on  etwa  /*  =  -S()',r  /w  tun, 
w'as  bei  Erwerbstätigen,  die  vormals  „normal"  verdient  haben,  unmittelbar  die  übli- 
chen Diskussionen  über  „existenzsichemde  Löhne**  auslösen  dürfte.  Umgekehrt  muß 
man  sich  unter  diesen  Umständen  nicht  wundem,  daß  „das**  Lohnniveau  (gemeint  ist 
hier  das  mögliche  Lohnniveau  der  Wiedereinzusteuemden)  geradezu  zwangsläufig  „zu 
hoch"  sein  muß.  Das  aber  bedeutet  im  Ergebnis,  daß  es  nicht  allzu  viel  Sinn  macht, 
noch  langer  über  irgendwelche  „Produküvitätstreppcfaen**  nachzudenken. 
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c)  Fazit 

Zusammenfassend  bleibt  fest2uhalten,  daß,  falls  die  Cobb-Douglas-Funktion  empi- 
risch haltbar  ist,  eine  einmalige  a/Z'^em/nc  Ahs.cnkumi  des  Reallohnsatzes  in  der  Grö- 
ßenouinun^  xon  ervva  vi'  =-3'/f  ausreichen  würde,  um  zumindest  theoretisch  unver- 
züglich Vollbeschäftigung  wiederherzustellen.  Zwar  ist  W)llbeschäftigung  keine  Be- 
dingung für  \\  ohlfalirtsent>\'icklung  im  detonierten  Sinne.  Einen  Versuch  wäre  es  aber 
allemal  wert.  Veimudich  aber  zeichnet  die  Cobb-Douglas-Welt  die  Realität  zu  schön, 
um  empirisch  wahr  zu  sein. 

Realistischerweise  ei^bt  sich  ein  anderes  Bild.  Überschießende  Produktivitatsent- 
wicklung  fuhrt  bei  freier  Marktsteuerung  dazu,  daß  der  überwiegende  Teil  der  Er- 
werbstätigen aufgrund  ansteigender  Arbeitsproduktivität  mit  einem  in  der  Tendenz 
anste^nden  Rcallohnsntz  rechnen  kann,  während  der  Rest  entweder  „ausgesteuert" 
wird  oder  nur  auf  einem  völlig  niferiorcn  l^roduktivitätsniveau  und  damit  zu  einem 
ebenso  inferioren  Realiohn^.u/  Ut  srhätrieung  finden  kann.  Freie  Markfsteuerung  führt 
bei  überschießender  Produku\ itaisentwicklung  also  dazu,  daß  ein  zwar  jeweils  sehr 
kleiner,  dabei  aber  trendstabil  zunehmender  Personenkreis  die  gesamte  „Anpassungs- 
last'* schultern  muß,  und  zwar  in  einem  Ausmaß,  das  völlig  jenseits  jeglicher  wirt- 
schaftspoUtischer  Praktikabilität  liegen  dürfte. 

Die  Konsequenzen  dieser  Entwicklimg  können  wir  seit  Jahrzehnten  beobachten: 
Zunehmender  Trans ferbedarf,  zunehmende  „Verunsicherung"  der  Noch-Frwerbstäti- 
gen,  also  Angst  vor  Arbeitsplatzverlust  und  „sozialem"  Abstieg  (also  Einkommens- 
verlust  I.  All  tias  ist  nach  allem  auch  nicht  allzu  unbegründet.  Hinzu  kommt  eine  in  der 
Tendenz  zunehmende  Zahl  sog.  ,,^/sco/injiit'{/  iivrkcrs",  die  jede  Hoffnung  bzw.  auch  nur 
jede  Erwarlung  aufgegeben  haben,  jemals  wieder  „Tritt  zu  fassen"'.  Kur/um:  Die 
Kombination  aus  überschießender  Froduküvitätsentwicklung  und  freier  Marktsteuc- 
rung  fiöhrt  dazu,  daß  sich  in  der  Tendenz  ein  Grundgeföhl  allgemeiner  Perspektivlo- 
sigkeit  ausbreitet  Zwar  ist  Rechnungspedode  für  Rechnungspedode  nur  ein  sehr  klei- 
ner Teil  der  Erwerbstätigen  betroffen,  allerdings  nimmt  dieser  sehr  kleine  Teil  mit  je- 
der Rechnungsperiode  trendstabil  zu.  Das  alles  sind  aber  nicht  gerade  die  idealen  Vor- 
aussetzungen für  das,  was  man  gemeinhin  „Aufbruchsstimmungf"  nennt 

Dabei  befinden  wir  uns  hier  natürlich  auf  „sozial  schwer  vermintem  (iebiet".  So  hat 
etwa  der  damalige  SPD-Vorsitzende  Kurt  Beck  mit  der  schlichten  Festsiellung  einer 
solchen  Entw  icklung  in  der  \  •riiiikfiirUr  yMl^fmiitfii  S(iiiutags':^ittiug  im  (^ktf)ber  2006  ein 
mittelschwercs  Beben  in  der  sozialpolitischen  Debatte  ausgelöst.  Dabei  hatte  Beck 
lediglich  geäußert 

Es  gjbt  viel  zu  vide  Menschen  in  Deutschland,  die  keinerlei  HofBnung  mehr  haben,  den  Aufstieg  zu 
schaffen.  Sie  finden  sich  mit  ihrer  Situation  ab.  Sie  haben  sidi  materiell  oft  artan^ert  und  ebenso  auch 
kuhuidl.«^ 


Vgl.  etwa  Spiegel  Online  vom  07-10-06:  ww.spiegcl.de/palidk/deutschland/0,1518.441376,00.hmfiL 
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Allerdings  scheint  es  mir  nichr  die  unvernünfriustc  Strategie  zu  sein,  bei  einem  Spiel, 
bei  dem  man  sich  keine  (Chance  auf  lirtolg  ausrechnen  kann,  gar  nicht  erst  mitzuspie- 
len. Umgekehrt  formuliert:  Das  Vertrauen  in  einen  wenigstens  ungefähren  Zusam- 
menhang zwischen  dem  eigenen  Handeln  und  den  zu  erwartenden  Konsequenzen  ist 
konstitutiv  für  jede  Arbeitsmotivation.  Einen  solchen  Zusammenhang  nicht  erkennen 
2u  können,  hat  absehbar  Konsequenzen  für  die  Leistui^sbereitschaft  und  letztlich 
sogar  für  die  LeistungsnUiigkeif*^"  Im  Grunde  handelt  es  sich  hierbei  also  um  eine 
Spielart  der  „Leistung-muß-sich-wieder-Ic)hnen"-Idee,  allerdings  mit  umgekehrtem 
\  /.eichen.  Auch  würde  uns  die  Einführung  von  „Produktivitätstreppchcn"  keinen 
Schritt  weiterbringen.  .Abgesehen  daNon,  daß  ein  solcher  Schritt  ohnehin  t>tr  sc  wohl- 
fahrtscntwicklungsw  idrig  w  äre,  würden  wir  damit  nicht  einmal  ein  .\rlK'itsmarktglcich 
gewicht  im  herkömmlichen  Sinne  erreichen.  X'ielmehr  wären  die  licrroffcnen  ahscb.har 
nach  wie  vor  aut  Transteremkommen  angewiesen,  wie  sich  an  den  verschiedensten 
^u£stocker^-  oder  „Kombüohn**-Modellea  sehr  schon  zeigt.  Der  naheliegende  Ein- 
wand an  dieser  Stelle:  Wenn  übersdiießende  Produktivitatsentwicklung  so  unerfreuli- 
che bzw.,  deskriptiv  formuliert,  so  zielwidrige  Eigebnisse  mit  sich  bringt,  dann  brau- 
chen wir  eben  eine  höhere  Wachstumsrate.  In  der  Tat  er&eut  sich  dieses  Argument 
unter  Wirrschaftspolitikem  einer  gewissen  Beliebtheit  („mehr  Wachstum").  Wir  wollen 
auf  diesen  Punkt  -  da  er  einiger  Erörtenmg  bedarf  —  aber  erst  im  Abschnitt  £.11.  1. 
(»Durebsaf^sebkumfftngff)  näher  eingehen. 

2.  Diskussion 

Unser  cr.r/cf  Szenario  in  1).  I.  ("P/xmvwodt'/l'j,  bei  dem  sich  der  Produktivitätshjrtschntt 
vollstaiuip^  in  W'aclistum  umsetzi,  ist  unproblematisch.  Die  angestiegene  .Arbeitspro- 
duktivität würde  nicht  zu  einem  Rückgang  des  ArbeitsvoJumens  führen  und  gleichzeiüg 
auch,  wenn  sich  die  Endohnung  an  der  Produktivitatsentwicklung  orientiett,  zu  einem 
in  der  Tendenz  ansteigenden  Reallohnsatz.  Damit  aber  wären  die  Bedir^ungen  [1],  [2] 
und     erfüllt,  der  Kurs  ist  wohlfährtsentwicklungskonform. 

Im  s^ttn  Szenario  aber  würde  sich  au%rund  der  überschießenden  Produktivitats- 
enrwicklung  ein  rückläufiges  Arbeitsvolumen  ergeben  und  damit  ein  Verstoß  gegen 
Bedingung  [2]  (Arbeitsvolumen).''"  Im  Hnttoi  Szenario  schließlich  würde  zwar  das  Ar- 
beitsvolumen konstant  bleiben,  iler  Reallohnsatz  eines  Teiles  der  Hrwerbstärigcn  wür- 
de aber  absehbar  erheblich  zurückgehen,  was  einen  Verstoß  gegen  Bedingung  |3|  i  Rc 
allohnsatz)  bedeurer.  Im  zweiten  und  dritten  Szenario  wäre  der  Kurs  also  nkhi  w  ohl- 
fährtsentwicklungskonform. 


Vgl.  daza  vor  allem  Seligmanns  Theorie  der  ff kmttn  Hi^hsifi^keit  (Scligmann  1975)  oder  auch  die  Zuaam- 

mentassungpn  etwa  bei  I  k^rkm  r  1 99 1 ,  S.  in]  „der  Wiswedc  2i  H  H  i,  s.  85. 

Als  kleine  mnemotechnische  Hiltcstellung  sei  hier  und  im  tblgcndtn  den  Bedingungen  jeweils  ihre 
Kurzbeschreibung  beigefügt  (also  »Arbcitsproduküvntät«,  »Arbeitsvolumen«  und  »Reallohnsatz«).  Ge- 
meint, aber  mnemottchnisch  viel  zu  sperrig,  ist  dabei  aber  immer  die  Veftm^m^srait  der  jeweiligen 
Größe. 
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ob  sich  eine  solclnc  Hntwiclclung  aiifgrtimi  freier  Marktsteuerung  ergibt  oder  nicht, 
spielt  für  unsere  Betrachtung  keine  Rolle.  W  ichtig  ist  nur,  dalj  freie  Marktsteuerung 
dem  offenbar  nicht  abhelfen  kann.  Kurzum:  Bei  übcrschielknder  Produkiivitätsent- 
wicklung  „versagt"  freie  Marktsteuerung  bei  der  ihr  eigendich  zugedachten  Aufgabe, 
für  einen  wohlfahrtsentwicklungskonfbrmen  Kurs  zu  sorgen.  Dieses  Ergebnis  sollte 
eigentlich  Grund  genug  dafür  sein,  sich  über  die  Grenzen  der  Leistung;;  Fähigkeit  freier 
Marktsteuerung  Gedanken  2u  machen  und  sich  zu  überlegen,  ob  und  wie  man  einem 
solchen  -  definidonsgemäß  zielwidrigen  —  Ergebnis  gegebenenfalls  \ orbeugen  kann. 

Die  ganz  '  >  iegende  Ansicht  in  Literatur  und  Praxis  versucht  aber,  soweit  ich 
das  überblicken  kann,  einen  anderen  Weg  zu  gehen.  Der  eine,  kleinere  Teil  stemmt 
sich  gegen  das  dritte  Szenario  um!  x  ersucht,  etwa  über  das  Instrument  »Mindestlohn«, 
einen  übermäliigen  .Absrur/  ilcs  Rcallohnsarzes  für  ilic  Betroffenen  zu  verhintlcrn.  Der 
andere,  sehr  viel  größere  1  eil  dagegen  stemmt  sich  gegen  das  zweite  Szenario  und  ver- 
such^ einen  Rückgang  des  Arbeitsvolumens  zu  vermeiden.  Dabei  ndimen  beide  Posi- 
tionen die  jeweils  andere  Konsequenz  in  Kauf.  Die  „Mindesdohnbefürwortef**  neh- 
men in  Kauf,  daß  infolge  ihres  ,Jxisungsvorschlages*'  das  Arbeitsvolumen  zurückge- 
hen könnte,  imd  die  „Vollbeschäftigungsbefurworter"  nehmen  in  Kauf,  daß  infolge 
ihres  „Losungsvorschlages"  der  Reallohnsat2  zurückgehen  könnte.  Auf  die  Einzelhei- 
ten der  Kontroverse  können  und  wollen  wir  hier  nicht  vertieft  eingehen.  Auch  nicht 
auf  den  Umstand,  daß  heidr  Seiten  in  bemerkenswerter  Einmüdgkcit  argumentieren 
oder  zumindest  implizit  davon  ausgehen,  daß  die  Folgen  ihrer  jeweiligen  L(")sungs\ or- 
schläge  schon  nicht  so  „schlimm"  sein  werden.  So  versuchen  die  „Jvündestlohnbefür- 
woner"  zu  bestreiten,  dal^  Mindesdöhne  zu  mehr  Arbeitslosigkeit  fuhren  könnten,  in 
der  hier  bevorzugten  BegriffUchkeit  also  zu  einem  Rückgang  des  Arbeitsvolumens. 
Die  „VoUbeschäftigungsbefürworter"  wiederum  versuchen  zu  bestreiten,  daß  der  Re- 
allohnsatz in  geradezu  drastisdier  Weise  absinken  könnte  und,  fiills  doch,  man  ja  über 
die  verschiedensten  „Kombilohn"-  und  „Aufetocker"  Modelle  das  schlimmste  ver- 
mciik n  könne.  Damit  aber  haben  imde  „L<5sungsvorschläge",  sowohl  Mindesdohn-  als 
auch  Aufsrocker-Modelle  im  weitesten  Sinne,  mir  freier  Marktsteuerung  im  engeten 
Sinne  nicht  mehr  allzu  viel  zu  tun.  Spatesrens  an  diesem  Punkt  wäre  es  vielleicht  keine 
schlechte  Idee,  sich  zusammenzusetzen  uml  sich  zunächst  einmal  einzugi-  srchen,  daß 
freie  Marktsteuerung  bei  überschießender  Produktivitätsentwicklung  in  der  Tat  über- 
fordert ist  Denn  in  diesem  Punkt  sind  sich  beide  Seiten,  wenn  auch  sicherlich  nur  un- 
gern und  meist  auch  uneingestanden,  ja  vollkommen  einig.  Wieso  sonst  würden  sie 
Lösungsvorschläge  unterbreiten,  die  pir  se  „marktwidtig"  sind?  Ganz  abgesehen  von 
ihrer  „Marktwiddgkeit*':  Die  beiden  ,Jjösungsvorschläge"  nrären  ohndiin  nicht  wohl- 
fahrtsentwncklungskonform  im  hier  definierten  Sinne.""*^  So  leicht  also  läßt  sich  „gegen 
den  Markt"  keine  wohlfahrtsentwicklungskonfbrme  Lösung  finden. 


***  Die  Termini  „Mindestlohnbefürw-ortcr"  und  „VoUbeschäftigungsbefürworter"  sollen  hier  nur  als  „Eti- 
ketten" (Jabels")  für  die  beiden  grundsätzlich  möglichen  Lösungsansätzc  dienen,  wnc  sie  sich  aus  dem 
Phascnmodell  eigeben.  Natürlich  gibt  es  innerhalb  dieser  beiden  Gruppen  feine  und  feinste  Nuancen 
und  Di£feiien2en,  die  wie  an  dieser  Stelle  aber  nicht  vertiefen  wollen. 
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Betrachten  wir  im  tolgcndcn,  allein  schon  aufj^rund  seiner  „Prominenz",  das  VoUbe- 
schäftigungszicl.  Wie  verhaken  sich  »W  ohlfahriseniwicldung«  und  »\'ollbeschähigung« 
2:ucinandcr?  Zunächst  einmal  ist  Wohlfahrtsentwicklung  das  insofern  „bescheidenere" 
Ziel»  als  es  hierbei  nur  auf  die  Achtung  ankommt  (das  disaggregierte  Wohllährtsniveau 
soll  im  Laufe  der  Zeit  ansteigen).  Ein  bestimmter  Zustand  (also  etwa  Vollbeschäfd- 
gung)  ist  dabei  gar  nicht  gefordert  Gleichzeitig  ist  Wohlßihrtsentwicklung  aber  auch 
das  anspruchsvollere  Ziel,  da  sich  auch  eine  „vollbeschäftigte"  Volkswirtschaft  ohne 
weiteres  ;iuf  einem  wohlfahrtsentwicklungswidrigcn  Kurs  befinden  kann  -  immer 
dann  nämlich,  wenn  sich  der  Reallohnsatz  für  zumindest  einen  Teil  der  Erwerbstäd- 
gen  in  der  Tendenz  rückläufig  entwickelt.  Das  eine  hat  mit  dem  anderen  also  wenig  zu 
tun. 

Dabei  sind  „VoUbeschäfdgungsbefurwort^  typischerweise  der  Ansicht, 

[...]  dass  der  voUstSndige  Wettbewerb  automatisch  zur  Vollbeschäftigung  [führe].  Die  eotfesselte  Kon- 
kurrenz auf  allen  Markten  triid  in  dkaer  Logik  zur  besten  Sozialpolitik.^' 

Übersetzen  wir  »So/i  ilpnlirik«  mit  »Wohlfahrtsentwicklungspolitik«,  dann  wäre  eine 

solche  Ansicht  nach  allem  aber  kaum  ernstlich  vertretbar.  Auch  bei  Woll,  ansonsten 

sehr  analytisch,  best  sich  das  ganz  ähnlich: 

Das  wichtigste  Mr!i;ci")nis  inicn  cntionstrcicr  .Xrbcusm.irkic  ist  die  Vollbcsch:it'tij;uni;. 

Das  mag  sehr  erfreulich  sein.  Gleichwohl  geht  es  aber  an  der  gegcl.ienen  .Aufgaben- 
stellung, nämlich  einen  wohlfahrisentwicklungskonformen  Kurs  zu  steuern,  vorbei. 
Dabei  erinnert  dieser  Punkt  doch  sehr  an  das  ,,Triekh-Dimm"-*T^eMotem.  Darf  ist  der 
Kem^danke»  daß  ein  ansteigendes  aggregiertes  (also  statistisches)  Wohlßdirtsniveau 
schon  »^irg^dwie*'  bei  „den  Haushalten"  ankommen  werde.  Hwrist  der  Kemgedanke 
ganz  analog,  daß  eine  vollbeschäftigte  Volkswirtschaft  schon  .irgendwie**  keine  emst- 
lichen Probleme  mit  „der  Wohlfahrt"  haben  werde.  Beides  kann  aber  einer  näheren 
Überprüfung  nicht  Stand  halten.  Kurzum:  Mit  Vollbeschäftigung  (j//e/r/  ist  es  nicht  ge- 
tan. Mit  dem  bei  manchen  Sozialpolitikcrn  so  beliebten  Diktum  „Sozial  ist,  was  .\rbcit 
schafft"  übrigens  auch  nicht  -  jedenfalls  dann  fiicln,  wenn  wir  den  „w itulelw eicin  ti""'' 
Begriff  »sozial«  mit  »wohlfahrtsentwicklungskonform«  übersetzen.  Beide  Positionen 
ignorieren  also  geflissentlich  den  Punkt,  daß  wir  von  Wohlfahrisentuicldung  nur  dann 
Sprechen  können,  weim  —  ft0ben  Bedingung  [1]  (Arbeitsproduktivität)  -  ^lyei  weitere 
Bedingungen  erfallt  sind.  Zwar  ist  »Vollbeschäftigung«  hinreichend  för  Bedingung  [2] 
(Arbeitsvolumen).  Solange  Vollbeschäftigung  herrscht,  Jkaft»  das  Arbeitsvolumen  (un- 
ter der  Nebenbedingung  einer  konstanten  Anzahl  von  Erwerbstätigen)  naturgemäß 
nicht  zurückgehen.  Insofern  ist  »Vollbeschäftigung«  die  anspruchsvollere  Variante  von 


**'  Schui  2005,  S.  653,  m.V.  i.  l  .ucken  1975.  Schui  verweist  hier  summarisch  auf  die  5.  (unveränderte) 
Auflage  von  Euckcns  GnmdsätTig  der  Wirtsdniß^Htik  (im  Litctaturveizeichnis  Eucken  1952). 

■MzWoll  1992,  S.  184. 

Der  Begriff  hat  seinen  Ursprung  offenbar  in  miuldbttich  ()\v  eifi  wie  ein  Leintuch«)  und  wurde  erst  später 
Tolkseiymolo^sch  entsprechend  umgebildet  (vgl.  dazu  Kluge  1989:  windelbleich). 
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Bcdini^Ling  |2|:  hinreichend,  aber  nicht  notwendig.  Aber  auch  eine  „anspruchsvolle" 
lirfüMung,  sozusagen  eine  „l  herertullung"  von  Bedingung  (2|  kann  eine  mögliche 
Nichterfüllung  der  weiteren  notwendigen  Bedingung  für  Wohlfahrtsentwicklung,  also 
Bedingung  [3]  (Rcallohnsatz),  nicht  ausgleichen. 

Betrachten  wir  dazu  ein  einfaches  Beispiel  und  nehmen  wir  an,  jemand  müßte  er- 
stens die  Sicherung  reindrehen  (1.  notwendige  Bedingung)  und  zweitens  den  licht- 
schalter  umlegen  (2.  notwendige  Bedingung),  damit  eine  Lampe  brennt.  Da  wird  es 
nichts  nützen,  die  Sicherung  „besonders  gründlich"  reinzudrehen.  Solange  man  nicht 
^ät^äeh dca  Schalter  umlegt,  «wv/dic  T  nmjx-  nicht  brennen,  das  beabsichtigte  Ergeb- 
nis also  fur/if  erreicht.  Kurzum:  Die  ,.\  <>llbescliäftigungsbefür\vortcr"  ignorieren 
schlicln  und  ergreitend  die  Tatsache,  daß  wir  es  mit  ;;7/>,'  gleichzeitig  zu  erfüllenden 
Bedingungen  zu  tun  haben.  Die  Erfüllung  von  nur  i/;it'r  der  beiden  bringt  uns  dem 
Ziel  keinen  Schritt  nälier.  Und,  das  bleibt  hinzuzufügen,  auch  nicht  deren  (Jhemjüiltmg. 
Dabei  gerät  die  gesamte,  letztlich  zielverfehlende  Debatte  auf  eine  weitere,  noch  höhe- 
re Ebene,  wenn  man  sich  vor  Augen  hält,  attf  welche  Weise  Vollbeschäftigung  erreicht 
werden  soll.  Mittel  der  Wahl  soll  dabei  vornehmlich  der  sog.  „tertiäre*'  Sektor  sein, 

[.„]  auf  den  die  Regjeningen  jedweder  Couleur  setzen,  um  neue  Arbeitsplätze  zu  schaffen.^ 
Nun  ist  auch  ein  Begriff  wie  »tertiärer  Sektor«  oder  »Diensdeistungssektor«  bei  Lichte 
betrachtet  ein  Homonym.  Einmal  ist  damit  das  Residuum  aller  Tätigkeiten  i  int, 
die  nicht  landwirtschaftlich  und  ///V/;/  industriell  sind  -  salopp  gesagt  also  die  Menge 
aller  wirtschaftlichen  Betätigungen,  die  nicht  auf  dem  Acker  stattfinden  und  wo  kein 
Schornstein  erkennbar  raucht.  Das  aber  kf'inncn  beispielsweise  anwaltliche  oder  unter- 
nehmensberaterische  Taügkeiten  oder  auch  l  inanzdienstleistungcn  zu  Stundensätzen 
von  beispielsweise  500  €  oder  mehr  sein.  Es  kann  sich  dabei  aber  auch  um  sog.  „per- 
sonennahe Dienstleistungen'*  zu  Stundensätzen  von  5  €  oder  weniger  handdn.  Kurz- 
um: Der  „Tertiäre  Sektor"  ist  einfach  nur  ein  Auf  fangbecken.  Das  allein  wäre  nicht 
weiter  bedenklich.  Die  Bildung  einer  Kategorie  „sonstiges"  (,^efault"hi?».  „miseeilatU' 
OMs")  hat  sich  schließlich  weithin  bewährt.  Bedenklich  wird  es  al)er,  wenn  wir  in  einer 
solchen  Kat^otie  Din^  auffangen,  also  sprichwwtlich  „in  einen  Topf  werfen",  die  so 
rein  gar  nichts  miteinander  zu  tun  haben.  Kurzum:  Auch  der  „tertiäre  Sektor"  ist, 
einmal  mehr,  ein  „Teekesselchen",  und  zwar  eines  der  besonders  „tückischen"  Sorte, 
weil  hier  die  KonfusionsgL-fahr  bt-somU  rs  grol)  ist.  In  tiem  Zusammenhang,  um  den  es 
uns  tiicr  gehen  soll,  w-erdcn  wir  unter  „teruärem  Sektor"  geuost  die  letztere  Kategorie 
verstehen  können.  Dement^fechend  heißt  es  etwa  bd  Siebert: 

In  Zukunft  muss  es  gelingen,  verstärkt  Arbeitsplätze  auf  den  unteren  Stufen  der  Ptoduktivitätstteppe 

entstehen  zu  lassen.  Auch  diese  TAri^kLiten  stellen  gesellschaftlich  nützliche  und  s  /i  iI  merkennens- 
werte  Arbeit  dar.  (...)  Auch  bei  den  Dienstleistungen  im  immer  bedeutender  werdenden  Freizeitbe- 
reich, im  Hotel-  und  Cjasc&tattengewerbe,  in  der  Touristikbranche  und  l>ei  Diensüeiscungen  im  Haus- 
halt, vom  Handwerker-Service  bis  zu  den  persönlichen  Diensddstungen,  gibt  es  ein  beachtliches 
Nachfiagepotential  nach  Arbeitskräften.^ 


**»  Sautet  1995,  S.  31.S. 

Sichert  2002.  S.  15,  Punkt  43. 
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Dabci  kann  übrigens  ein  Betritt  wie  „Produktivirärsrrcppc"  nur  ein  freundlicher  Hu- 
phcmismus  sein.  Nach  allem  sollten  wir  besser  von  einer  „Produktivitäts-I-"alltür" 
sprechen.  Fur  die  „soziale  Anerkennung"  einer  ,\rbei(  aber,  auch  dies  nur  am  Rande, 
gibt  CS  unter  den  Bedingungen  freier  Marktsteuerung  ein  recht  valides  Maß,  nämlich 
den  Reallohnsatz,  den  einer  mit  seiner  Tätigkeit  erzielt.  Der  wichtigste  Punkt  in  diesem 
Zusammenhang  aber  ist,  daß  Siebert  hier  offen  Produktivitätskompensation  vor- 
schlägt: Ein  zunehmender  Teil  der  Erwerbstätigen  soll  auf  niedrigerem  Produktivitäts- 
niveau Beschäfdgung  finden.  Zwar  mag  das  den  Arheitsmarkt  räumen.  Mit  einem 
wohlfahrtsentw  ickUingskonformen  Kurs  hätte  es  aber  nichts  zu  tun.  Ganz  entspre- 
chend lesen  sich  die  einschlägigen  Lösungsvorschläge  etwa  bei  Berthold  und  Fehn,  die 
klären  wollen,  was  die  .AX  ur/el  allen  tHjcIs"  ist,  und  dabei  zu  dem  Schluß  kommen, 
dal:)  die  ,,///.r/(7:7-( /■-The<>rie  den  anhaltenden  .Anstieg  der  oesamuvirtsch.itrlichen 
Komponente  der  Arbeitslosigkeit  überzeugend  erklären"  ktjnne,  wälirend  die  „Mis- 
match-Komponente  da  Arbeitslosigkeit  auf  zu  inflexiUe  Lohnstrukturen,  auch  w^en 
eines  zu  großzügigen  Ausbaus  des  Wohlfahrtsstaates**,  zurückzuführen  sei.^  Dabei 
räumen  die  Autoren  übrigens  ein,  daß  der  „Markträumungsansatz  der  Neoklassik  wohl 
keine  adäquate  Beschreibung**  der  Arbeitsmärkte  in  den  OECD-Staaten  sei  und  fol- 
gern daraus,  daß  „die  bestehende  .Arbeitslosigkeit  (..,]  damit  wohl  in  erster  Linie  un- 
freiwillig" sei.*^^  Dabei  kommen  Berthold  und  Fehn  zum  gleichen  Lösungsvorschlag 
wie  Siebcrt: 

Hs  ist  daher  ganz  klat,  daß  die  überwiegend  vorhandene  klassische,  aber  auch  die  Mismatch- 
Arbeitslosigkcit  am  dann  aennenswert  sinken  kann,  wenn  entweder  Öffiiungsklaoseln  in  die  Tarifver- 
teige eingebaut  werden  oder  die  Tari^rerträge  entsprechend  nach  unten  au%efichert  weiden.^ 

Auch  Berdiold  und  Fehn  schlagen  also  Produktivitätskompensadon  vor  und  bedienen 

sich  dabei,  dies  w  iederum  nur  am  Rande,  auch  des  gleichen  ,J?Qeusprech".^'  An  ande- 
rer Stelle  wird  Berthold  noch  deutlichen 

Das  Pnihli-ni  der  ^erinfjfiiL'iu.cii  I-ii-sch-iftlLnintr  ):if^l  nicht  isohcrt  lösen,  c-s  t-rfordiTt  grundlegende 
RcUjinicn  aul  den  ArbciiMiuikicn  ebenso  wie  im  Bereich  des  huziakn.  Vor  allem  dreierlei  i.si  ertor- 
deriich:  Es  ist  erstens  notwenig,  ein  Niedriglohnsegment  einzuführen,  das  gekoppelt  ist  mit  Maßnah- 
men, ilic  niidieUen,  die  „Armuisfailc"  /.u  cnischiirfcn.  \  '.\:\c  I-nil.  ihriLir.i^  über  alle  Produktivitfitsstufen 

hinweg  niMcht  auch  die  Beschiittigvmg  gering  iiualifi/ierer  \rl>eitne'"ni;  r  'An  iier  'f  iliTi^nd/'"" 

Fs  geht  also  in  der  Tat  nicht  um  eine  Absenkung  „des  Reaili  )hnsai/.es",  sondern  um 
eine,  trotz  annahmegeniäß  ansteigenden  Produkdvitätsni\  eaus,  Absenkung  des  Real- 
lohnsatzes für  einen  7V/7  der  Erwerbstätigen,  mithin  also  Produktivitätskompensation. 
Dabei  würde  sich  übrigens,  auch  das  nur  am  Rande,  absehbar  ein  weiterer  uner- 
wünschter „Nebeneffekt"  ergeben,  nämlich  „versteckte  Arbeitsloslglceit'*.  Ein  solcher 


*«  BerthoU/Fehn  1 994,  S.  304  f. 
BctthoH/Fehn  1994,  S.  305  f. 

**»  Berthold/Fehn  1994.  S.  .r¥l. 

„Oftnungsklauseln",  „aut'tachern"  -  das  klingt  nach  .Aufgeschlossenheit  und  einem  ertrischcnd- kühlen 

Lüftchen.  Gemeint  ist  dabei  aber  immer  ein  in  der  Tendenz  rückläutigcr  Reallohnsatz  für  einen  Teil  der 

Envcrhstaiigcn. 
4»Bctthoki2000.S.246. 


-188- 


Effekt  ergibt  sich  unmirrclhar  ;uis  einer  Produktionsweise,  bei  der  „mehr  Arbeitskräfte 

eingesetzt  werden,  als  hei  cüizienter  Produktion  erforderlich  wären"."*^'  Somit  kann 

mit  »ctTizienter  Produktion«  also  nur  eine  Produktionsweise  gemeint  sein,  bei  der  die 

Faktoren  Kapital  und  Technische  Kompetenz  auf  dem  jeweiligen  Stand  der  Technik 

bestmöglich  genutzt  werden  -  die  also  auf  dem  jeweils  bestmög^chen  Produktivitäts- 

niveau  arbeitet.  Damit  aber  würde  umgekehrt  jede  Form  von  Produktivitatskompen- 

sation  unmittelbar  2u  versteckter  Arbeitslosigkeit  fuhren.  Kehren  wir  aber  zurüdc  zu 

Berdiold.  Bei  seinem  Vorschlag  ist  sich  Berthold  sicher ... 

Das  ist  die  einzige  ökonomisch  sinnvolle  Antwort  auf  die  rückläufige  Nachfrage  nach  einfacher  Ar- 
beit.«» 

...  und  auch  um  einen  \X'eg  dorthin  nicht  verlegen: 

Die  cintachstc  Lusung  besieht  noch  immer  in  cmcr  Rctcjrm  der  SoziaihiÜe:  Die  Aniechnungssätzc 
müssen  verrii^g^  wetden,  um  die  Aibdtsamdze  zu  erhöhen.^ 

Berthold  will  also,  das  ist  bemerkenswert,  auf  die  „riicAlät^ge  Nachfrage  nach  einfadier 

Arbeit"  mit  „erhöhten  Arbeitsanreizen",  also  einem  erhöhten  Arbeitsangebot  reagieren 

und  hält  das  allen  Ernstes  auch  noch  für  die  „einzige  sinnvolle  Antwort**.  Das  kann 

einem  wirklich  die  Sprache  verschlagen.''^^ 

Der  Aufsatz  trägt  übrigens  den  Titel:  Ahbaii  von  hißt'xihiliiüicn  iUij  den/  Arlmtsmarkt:  Ist 
die  W'hlsduiftspnlitik  auf  dem  richtigfii  Hf^?  So  gesehen  mag  Berthold  ja  recht  haben.  Die 
\X  irtschafispolilik  war  damals,  im  Jahre  2000,  vielleicht  w  irklich  noch  nicht  auf  dem 
„richtigen  Weg",  was  den  „Abbau  von  Inflexibilitäten  auf  dem  Arbeitsmarkt"  angeht. 
Die  eigentliche  Frage  an  dieser  Stelle  aber  scheint  mir,  ob  Berthold  auf  dem  richtigen 
Weg  ist,  wenn  er  meint^  auf  diese  Weise  zur  Korrektur  dnes  wohl£dirtsentwicklung$- 
widrigen  Kurses  beizutragen,  denn  letztlich  ist  das  ja  auch  sei»  Anliegen.  Warum  sonst 
würde  er  die  von  ihm  beklagte  Entwicklung  „wohbtandsschädlich**  nenncn?*ss  ich 
denke,  daß  wir  daraus  schließen  dürfen  (obwohl  es  streng  genommen  nicht  ,:?<'/'/~  lo- 
gisch ist),-*^*'  daf5  er  seine  eigenen  X'orschläge  für  ///VÄ/ „wohlstandsschädlich"  hält,  im 
Sinne  der  hier  \  erwendeten  Begriftlichkeit  also  womöglich  gar  tür  wohlfahrtseniwick  ■ 
lungskonform.  Das  wiederum  kann  aber  nur  bedeuten,  daß  Berthold  eine  doch  eher 


Sielicrt  2000  a,  S.  ."^^fi,  Vn.  1.  '/.\\  .\x  \  ermuici  Sieheri  dieses  Phänomen  „insl)us<  Midete  in  Entwicklungs- 
ländern". Allerdings  sehe  ich  keinen  plausiblen  Grund,  warum  es  solche  Erscheinungen  nicht  auch  in 
entwickelten  Volkswirtschaften  sollte  geben  können. 

Muncht  \i  iDun  unterscheiden  übrigens  noch  zwischen  „versteckter"  und  „verdeckter"  Arbeitslosig- 
keit. Auf  solche  leinen  Unterscheidungen  wollen  wir  hier  aber  nicht  weiter  eingeben. 
«2  Berthold  21X10.  S.  246. 
«»Berthokl2000,S.m 

*^  L'm  an  dieser  Stelle  keine  Mil5verst.indnissc  auflcommen  zu  lassen.  I-'s  soll  uns  hier  nichr  'pi  ii  M  um 
Bcrthulds  Vorschläge  gehen.  Berthold,  oder  auch  Sieben,  rcpräscnucrcn  aber  in  geradezu  „idealt)pi- 
sdter"  Weise  die  entsprechende  Strömung,  die  zu  skizzieren  hier  unser  eigentliches  Anliegen  sein  soll. 
Berthold  2000.  S.  24S. 

Aus  (a—*->h)  f'jlgt  /;/(•///  (-•«—»/>).  Wenn  also  Berthold  den  von  ihm  beklagten  Kurs  für  iiiihl  wohl- 
fahrtskontorm  hält,  muB  das  nicht  unbedingt  bedeuten,  daß  er  seinen  eigenen  Vorschlag^Ärwohlfahrts- 
kontorm  hält  Wir  wollen  hier  die  formale  LogäL  aber  nicht  überstrapazieren  und  davon  ausgehen,  daß 
Bcrthokl  genau  das  meint 
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abweichende  X'orsrellunu  von  \X'()hltalirrsenr\vicklun(:sk()ntV>rmität  haben  muß.  Wel- 
che das  (neben  X'ollbeschätnqunu)  sein  könnte,  wird  dabei  allerdings  nicht  _ü;anz  klar. 
Die  entsprechende  Diskussion  isi  übrigens  alles  andere  als  neu.  So  haben  etwa  Leib- 
fried  und  Tennstedt  bereits  1985,  also  vor  nunmehr  25  Jahren,  notiert: 

Wir  erleben  zur  Zeit  den  Prozeß  einer  offtHtH  Spaltung  des  Sozialstaats  und  einer  Spaltung  der  Gesell- 
schaft. I  I  Hic  Gesellschaft  wird  durch  i»irtschaftlich-technischc  und  sie  verstärkende  administrativ- 
poliiischu  Prozesse  in  tincn  »pnaluktivistischen  Kern«  gespalten,  der  nus  einer  schruinjifeiiilen  und  am 
Lrhalt  ihres  Status  orientierten  Arbeitsbevölkerung  besteht,  und  m  eine  Bevölkerung,  die  nur  von  im- 
mer spärlidiet  flieBenden  Transfereinkommen  bei  enger  verdeoder  Bedärftigkeitsptüfung  lebt  [^.^ 

Auch  zum  Beispiel  Berger  hat  sich,  in  etwa  um  die  gleiche  Zeit,  veranlaßt  gesehen 
festzustellen,  daß  wir  „heute  [...]  mit  der  paradoxen  Lage  einer  Krise  des  Beschäfti- 
gungssystems ohne  wiridiche  Krise  der  Produktion  konfrontiert  [sind]."^''*  Nach  allem 
haben  wir  es  hier  aber  weniger  mit  einer  „paradoxen  Lage"  zu  tvin  als  vielmehr  mit  den 

wenig  überraschenden  Konsequenzen  unseres  Phasenmodclls.  Folglich  ist  es  auch  nur 
konsequent,  daß  „Erhards  AX'ohlsrand  für  alle<  |...|  nicht  mehr  gelten  |soll|",  und  die 
„Parole  der  >\'e/irn  Sozialen  Marktw  inschaft<  [...]  folgerichtig  statt  dessen  nur  noch 
>Chancen  für  allc<  [verspricht]".''-^'*  Also  „Chancen"  statt  Wohlfahrtscntwicklung.''^ 


^  Leibfned/Tennstedt  1985  b,  S,  13  (Heivorhebung  im  (Original). 

458  Bcrgcr  1984,  S.  64.  Vgl.  auch  Lcibfricd/Tcnnstcdt  l'JSn  b,  S.  16  (m.V.a.  Bcri;cr  n  a  CX}  oder  Rcisscrt  et 
al.  1986,  die  den  ersten  Abschnitt  ihres  Aufsatzes  mit  „Die  Wirtsthaß  floriert  -  aixr  die  Arbeitslosigkeit  bleibt" 
überschrieben  haben.  Berger  schreibt  im  Anschluß  an  die  einschlägige  Textstelle:  „Eine  solch  anomale 
SiiLKiüon,  in  der  sich  der  Beschäftigungsaspekt  vom  ProiLiLiinnsaspckt  losgelöst  hat,  schreit  gcnidczu 
nai  li  neiitungen  und  l  .rklarun^i  n."  fa.ii.O.,  S.  64).  C.lt  leliu  oh]  er  si  'hst  nirhi  mit  einer  reL'elreehien 
„Deutung"  autwanen  kann  -  und  schon  gar  nicht  tnii  einem  Losungsansati;,  gibt  er  sich  doch  ungebro- 
chen optitnistisch:  „Wenn  nicht  schon  jetzt,  dann  wird  die  Wirtschaft  der  Bundesrepublik  jeden&Us  im 

Jahn*  20] 'I  rinrn  ökonomischen  Rein  ;L'T:ul  ern  icht  haben,  der  solche  \ltem;itiven  zum  Arbeitsmarkt  als 
zentraler  Determinante  der  Pri>duk|j(>n  und  der  Vericiiung  des  Reichtums  ermög^cht.**  (a^.O.,  S.  71). 
Ganz  so  ist  dann  offenbar  doch  nicht  gekommen. 

*59  Schui  2005,  S.  6^14  ;  I  Ut\  orhebunL'  i"i  <  'rii^inMl). 

Auch  »Chancen«  gehört  zu  den  bcgnttcn,  die  man  —  um  die  nuugc  Distanz  nicht  zu  verlieren  -  tun- 
lichst immer  in  „Tüddelchen"  schreiben  sollte.  Letztlich  handelt  es  sich  bei  dem  B^tifF  wohl  eitunal 
mehr  utn  Linen  durchaus  unreflektieri  übernommenen  Anglizistnus.  „T« d  fjhiiKr" bedeutet  im  ameri- 
kanischen Sprachgebrauch  s\'w.  „ein  Risiko  eingehen".  Natürlich  kann  man  dabei  auch  gcxt'inncn.  Aber 
ebenso  gut  kann  sich  das  Gegenteil  ergeben.  Dabei  gibt  es  {im  spicithcorctischcn  Sinne)  zwei  grundsätz- 
lich verschiedene  Strategien  zu  „spielen":  „Ml-^N"  und  ,J>P".  Bei  der  MEN-Stratcgic  versucht  man,  den 
„Maximal  /u  Hrwarteiulcn  Viit/in"  xu  erzielen,  beim  ..Dominanz-Prinzip"  läßt  man  sich  nur  auf  „Spie- 
le" ein,  die  den  gegebenen  Zustand  absehbar  nur  verbessern  können  (vgl.  da/u  etwa  Sainsbury  1988, 
S,  73-93.  »Newcondbs  Planuloxie«).  Während  also  das  Dominanz-Prinzip  die  „risikoavetse"  Spiebtrategie 
ist,  legen  wir  die  MFN-Strategie  U  lli/  •■t  ibst verständlich  allen  Nut/entii-i\itnii  runi:<4 'berleL'UTiuen 
angnuide.  Dabei  zeitigt  die  MEN-Straiegie  auf  längere  Sicht  in  der  Tat  die  besseren  Ergebnisse.  Aller- 
dings gibt  es  ausgesprochen  gute  Gründe,  nach  dem  Dominanzprinzip  vorzugehen.  Der  wichtigste:  Die 
MRN-Strategie  erweist  ihre  I_'berle^enlieit  mathematisch  zuverlässig  erst  b/w.  nur  dann,  wenn  man  die 
Gelegenheit  hat,  oft  genug  zu  „spielen",  wenn  also  das  „Geseu  der  großen  Zahl"  wirken  kann.  Immer, 
wenn  das  nicht  der  Fall  ist,  kami  es  dtitchaus  rational  sein,  „auf  Nummer  Sicher"  zu  gehen.  Meine  liebe 
gute  .ilte  Großmama  hätte  gesagt:  „Der  Spatz  in  der  1  land  ist  mir  lieber  als  die  Taube  auf  dem  Dache," 
Wer  also  zum  Beispiel  Kapitalmittcl  breit  gestreut  anlegen  kann,  kann  die  am  wenigsten  rentable  Anlage 
„auf  Verdacht"  durch  eine  andere  ersetzen  in  der  Hoffnung,  daß  sie  sich  als  rentabler  erweist.  Wer  dage- 
gen beispielsweise  nur  ein  einziges  (!)  Beschäfügungsverhäluiis  hat,  wird  es  nur  ungern  auf  Spiel  setzen 
wollen,  selbst  dann  nicht,  wenn  ihm  dabei  die  „Chance"  winkt,  sich  verbessern  zu  können.  So  gesehen 
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„Chanccn"  aber  gibt  es  -  das  kann  man  nicht  anders  sagen  -  sprichwörtlich  ..a  iH  nny  a 
do-::;t'ii".  Es  ist  ja  geradezu  charakteristisch  tür  „(Üiancen",  da(5  sie  oft  in  einem  krassen 
Mjljverhältnis  zum  tatsächlichen  „Gewinn"  stehen.  So  hat  buchstäblich  jeder,  der  zum 
Beispiel  einen  Tippschein  ausfüllt,  gleichermaßen  die  volle  „Chance"  auf  den  Haupt- 
gewinn. I\(.//'.>.(  /(';'  w  ird  diese  „Chance"  w  egen  A\,^,  =i^'j-|'^^j  •  14-10''  aber  nur  einer 

von  14  Millionen."  '  Kurzum:  „flvancen"  zu  versprechen  hat  mir  einem  wohUahrrs- 
ennvicklungskontormen  Kurs  rein  gar  nichts  zu  tun.  Damit  alier  ilrängr  sich  die  Frage 
auf:  Warum  suchen  die  V'ollbcschäfugungsbefürworter  so  vehement  eine  Lösung,  die 
keine  Lösung  ist?  Schließlich  geht  es  ja  auch  ihnen  letztlich  um  „\\  ohlfahrt",  wenn 
auch  vielleicht  in  einem  etwas  2u  unbestinunten  Sinne.  Das  einzige  Motiv,  das  mir 
einleuchten  würde,  ist,  daß  die  einschlägigen  Autoren  implizit  davon  ausgehen,  daß 
„der  Markt"  -  also  das,  was  wir  hier  durchgangig  »ftde  Marktsteuerung«  nennen  -  per 
st  zum  bestmöglichen  Ergebnis  fuhrt.  Unter  dieser  Annahme  ist  es  nur  konsequent  zu 
versuchen,  „dem  Markt"  mehr  Geltuttgzu  verschaffen.  Nennen  wir  das  entsprechende 
Motiv  also  „Marktgeltungsmoriv". 

U"t'f//i  aber  der  Markt,  auch  das  ist  konsequent,  annahmegemälJ  per  se  zum  bestmög- 
lichen Ergebnis  führt,  dann  ist  es  offenkundig  zweitrangig,  wie  dieses  Ergebnis  im  ein- 
zelnen aussehen  wird,  ledes  Ergebnis  wäre  nach  dieser  Logik  das  „bestmögliche"  Er- 
gebnis, und  ein  „bestmögliches"  Ergebnis  läl3t  sich  nun  einmal  nicht  übertreffen. 
Schließlich  steckt  der  Schluß  sdion  in  der  Annahme.  Falls  sidi  dabei  aber  herausstel- 
len sollte,  daß  das  „bestmö^che**  Ei^bnis  nicht  wohlfahrtsentwicklungskonfbrm  ist, 
dann  ffbt  es  eben  kein  wohlfahrtsentwicklungskonformes  Etgebnis.  Diese  Konsequenz 
aber  wird,  soweit  ich  sehen  kann,  selten  oder  nie  offen  ausgesprochen.  Da  war,  einmal 
mehr,  Ricardo  schon  weiten 

l.icgi  ikr  Murktprcis  ik-r  Arlu'it  iinti-r  ihrom  natürliclu-tt  Preis,  so  In  tlTidtn  sii''  iX-.c  \rhc-iter  in  cim-r 
außerurdentlich  elenden  Lage,  und  die  Annut  beraubt  sie  jener  AnnelunlichkcUcn,  welche  die  Ge- 
vohnhdt  zu  unabdingbaren  Lebensnotweadigkeittn  gemacht  hat.  Ent  nadidem  Um  EnAdtm^  ihn 
Zahl  vtmindert  haben  oder  die  Nachfrage  nach  Arbeit  sich  erhöht  hat,  wird  der  Marktpreis  der  Arbeit 
wieder  auf  ihren  natiirlichcn  Preis  «»Hisi-n.*"' 

Ricardo  stellt  also  offen  in  Rechnung,  daß  freie  Markisteuerung  sehr  wohl  ein  wohl 
fahrrscnrwicklungswidriges  Ergebnis  her\-orbringen  kiiini.  Seine  Nachfolger  aber  tun 
sicii  damit  anscheinend  eher  schwer.  W  enn  man  also  die  enisprecliende  „Logik"  in 

niiissen  wir  uns  also  nicht  wundem,  daß  eine  gewisse  Risikoaversinn  sehr  zu  Recht  wdt  verbreitet  ist 

Dcnin.ich  sollten  w  ir  Lins  also  d;i\  or  hüten,  ,,DP-Spieler"  /i^-/' .fc  als  „irrational"  einzustufen  -  nur  weil  wir 
uns  daran  gcwuhtu  habcit,  die  MEN-Strategic  als  die  „Standard-Entschcidungsrcgcl"  anzusehen.  Sie  ist 
es,  bei  Lichte  betrachtet,  nicht  ^nebnehr  hängt  ihre  Güki^eeit  bzw.  ihre  Anwendbarkeit  davon  ab,  ob 
bestimmte  V'nr.iussetzungcn  gegeben  sind  -  hier  also  die  Möglichkeit,  oft  i;eni.u;  ,,';piclen"  zu  können. 
Vor  allem  aber  sollten  wir  uns  davor  hüten,  „Chancen"  auf  Wohltahrtscntwicklung  tnit  VC  ohlfahrtscnt- 
wickhing  an  sich  zu  konfiindieren. 

Das  <.?i]r  /.imir.dest,  wenn  wir  von  der  „klassischen"  Variante  des  1  ,ottr)spieles,  also  ,,6  aus  49",  ausge- 
hen. Dabei  ergibt  sich  die  Gewinnchance  als  Kombination  ohne  Wiederholung  (K^,^)  aus  /j  =  49  Ele- 
menten der  Klasse  k~f>.  Mitdcrwcilc  sind  die  Chancen  auf  den  Hauptgewinn,  wie  ich  gehört  habe,  über 
die  Einführung  einer  einstelligen  „Superzahl"  noch  einmal  um  den  Faktor  10  gesunken. 
^  Ricardo  1821  b,  S.  80  (Hervorhebung  von  mii). 
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dieser  Kürze  zusammcnf:i(;»t,  kann  man  sich  eigentlich  nur  wundern.  Und  so  sehe  ich 
auch  nur  zwei  mögliche  „Stützen"  einer  solchen  I.oi^ik:  Erstens  die  —  wie  wir  uesehen 
haben  -  traditionell  unscharfe  BcgritTsbestimmung  von  „Wohlfahrt".  Solange  man 
nämlich  keine  hinreichend  klare  Zieldcfinition  hat  und  auch  keinen  Maßstab,  um  den 
Grad  der  Zielerreichung  zu  operationalisieren,  föllt  einem  eine  Zielverfehlung  natur- 
gemäß wen^r  auf.  Womög^ch  sie  einem  gar  nicht  auf.  Zweitens  die  oben  bereits 
angesprochene  Hof&iung,  daß  das  alles  schon  nicht  so  „schlimm"  werden  wird  mit 
den  Konsequenzen.  Mehr  als  eine  Hofl&iung  kann  das  hei  Lichte  betrachtet  aber  nicht 
sein,  auch  wenn  die  Konsequenzen  sich  nur  sehr  allmählich  zu  einem  größeren  Pro- 
blem auswachscn  sollten.  Kurzum:  Die  wesentlichen  „Stützen"  sind  der  unscharfe 
„WohUahrts"  Begriff  und  das  zu  diesem  Zweck  hilfsweise  eingeführte  „Trickk-Dowtl"- 
Theorem.  Allerdings  ist  beides  weniuer  s^eei^net,  das  C»edankengebäude  an  sich  zu 
Stützen,  als  \  lelmehr  nur  die  gröbsten  Risse  zu  kaschieren. 

Wenn  wir  also  schon  davon  aus^hen  müssen»  daß  der  Begriffsinhalt  von  „Wohl&hrt** 
bedenklidi  unterbestimmt  ist:  Wie  steht  es  dann  mit  dem  B^riffsinhalt  von  „Markt"? 
Wenn  einer  nämlich  davon  ausgeht,  daß  „der  Markt"  —  also  das,  was  wir  hier  freie 

Marktsteuerung  nennen  -  per  se  zum  lustmciglichen  Ergebnis  fuhrt,  dann  sollte  er  auch 
hier  eine  möglichst  klare  Vorstellung  davon  haben,  was  genau  er  damit  eigendich 
meint.  Zunächst  einmal  ist  zuzugeben,  daß  die  Entdeckung  des  Marktes  durch  die 
Klassiker  einen  geradezu  sf>ektakulären  Durchbruch  bedeutet  halten  muß:  Nicht 
„göttliche"  oder  zutnindest  von  Gott  abgeleitete  fürstliche  Zentralsteuerung  gewähr- 
leistet demnach  Ordnung,  Bestand  und  Zusammenhalt.  Ganz  im  Gegenteil:  Eine  voll- 
kommen dezentrale  Steuerung  erfüllt  den  gleichen  Zweck  sehr  viel  zuverlässiger  und 
sehr  viel  besser.  Das  war  im  Kern  die  eigentliche  Bedeutung  der  Entdeckung  „des 
Marktes"  bzw.,  besser  gesagt,  der  freien  Marktsteuerung.  Klären  wir  also  kurz,  was 
freie  Marktsteuerung  im  Kern  eigentlich  ist,  und  vor  allem  auch  was  nicht.  Da  es  sich 
bei  freier  Marktsteuerung  um  ein  Steuerungs/ju/imsr  handelt,  liegt  es  nahe,  von  einer  Sy- 
stemdarstellung auszug^en. 


-  192- 


Dabei  ergibt  sich  das  folgende  Bild: 


Abb.  32:  Maiktsteuetudg  als  R^plkreis 

Aiiizchorsstroni  (.v  *)  und  Nachfragestrom  (.v'^  )  bilden  dabei  den  Inpiir  in  den  Sx  srem- 
kcrn  der  Aiarktsteuerung.  '" '  Dabei  „errechnet"  der  Markt  aus  den  v  ertugbaren,  de- 
zentral eingehenden  Daten  die  relative  Knappheit  (k)  eines  gegebenen  Gutes  oder 
Faktors. 

Der  dabei  verwendete  Algotitlimus  ist  nicht  weiter  anspruchsvoll  Er  ei^bt  sich  aus 
der  Differenz  von  Nachfrage-  und  Angebotsstrom  bezo^n  auf  den  Angebotsstrom» 
also: 

(218)  K^^^-^ 

X 


Mit  »SystcniktTti«  ist  clahci  das  rcc+in  ki^a-  I*Vld  gemeint,  wobd  die  Untetschcidiing  z\visclu-ii  »System« 
und  »Systemkern«  eine  reine  Abgrenzungsfrage  isu  Weiterhin  sollten  wir  wirklich  besser  von  Angebots- 
und Nachfragcx/rewc//  sprechen  als  von  -mmpfn,  da  es  sich  ja  in  der  Tat  um  Stromgrößen,  also  Mengen- 
eioheiten  ff"  /eiiiinluii  HandLli.  S(i  h.ii  Beispiel  schon  Ricardo  den  B^tiff  /^..v/o/i  einerseits  im 
Sinne  von  >Angebot<,  gleichzeitig  aber  auch  im  Sinne  von  )Zufuhr<  verwendet,  was  den  (Charakter  einer 
Stromgrößc  deutlich  macht.  Das  aber  ist  eine  Assoziation,  die  im  deutschen  Sprachgebrauch  untergeht. 
Vgl.  dazu  etu'a  Kurz'  editorische  Notiz  zu  Ricardos  »Ejmj  oh  Pnßtm  (Ricardo  1815),  abgedruckt  in  Ri- 
cardo 1821  b,  S.  392. 
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Aus  der  so  crmirrclrcn  relativen  Knappheit  trcncricrr  die  Marktsteuerun«;  eine  gleichge- 
richtete Verändening  des  Preises  für  ein  gegebenes  Gut  oder  einen  gegebenen  Fro- 
duktionstakior,  also: 


(219)  K> 


X* 


Dabei  wirkt  die  Preisändeiung  übet  eine  Rückkopplungsschldfe  gleichgerichtet  auf 
den  Angebotsstrom  und  gegengetichtet  auf  den  Nachfragestrom.  Diese  beiden  Rück- 

kopplungsschlcifcn,  und  sonst  nichts,  sind  es,  was  wir  „Marktgesetze"  nennen.  In  ei 
nem  iterativen  Prozeß  findet  diese  Anpassung  genau  so  lange  statt,  his  sich  hei  einem 
Gleichgcwichtsprcis  ([>)  ein  Glcichgcwichtsstroni  (.v)  einstellt,  dessen  wesentliche  Ei- 
genschaft darin  besteht,  Angehots-  und  Nachtragestrom  gleichzusetzen,  l  ormal  kön- 
nen wir  also  auch  sagen:  Gleichgcwichtsstrom  („Gleichgewichtsmenge")  und  Gleich- 
gewichtspreis sind  der  Oui^utdes  Sjrstemkems. 
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Wenn  wir  einen  solchen  Regelkreis  mir  einer  Handvoll  Daten  futtern  und  arbeiten  las- 
sen, würde  sich  2um  Beispiel  das  folgende  Bild  ergeben:"^^ 
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Abb.  33:  I'unküonswcisc  des  Regelkreises  »Marktsceuerung« 

Die  Graphik  zeigt  den  Verlauf  des  Ai^botsstromes  x*(t)  und  des  Nachfragestiomes 
x^it)  im  Verlauf  von  einigen  Rechnungspeiioden  (t).  Im  Ausgangspunkt  beträgt  das 

Angebor  in  unserem  Beispiel  80  Einheiten,  die  Nachfrage  dagegen  nur  50  Einheiren. 
In  der  Folge  würde  der  Preis  />(/)  von  ursprünglich  25  Einheiten  auf  etwa  17  Einhci- 
ren  fallen.  Damir  aber  sreigr  die  Nachfrage  und  das  Angebor  gehr  zurück,  woraufliin 
der  Preis  wieder  anziehr,  und  so  weirer.  Nach  einigen  Rechnungspenoden  spielen  sich 
somit  eine  Gleichgewichrsmenge  und  ein  Gleichgewichtspreis  ein.  Kompli/ierier  ist  es 
nicht.  Demnach  ist  die  „unsichtbare  Hand"  also  nichts  weiter  als  eine  deutlich  sichtba- 
re Rückkopplungsschleife.^  Das,  und  nicht  mehr,  ist  das  Prinzip  der  freien 
Marktsteuerung:  Ein  schlichter  R^lkrds.  Die  Klassiker  konnten  das  noch  nicht  wis- 


Neben  den  Startwertcti  für  Annchot,  Niichtr;it;c  und  Preis  hraiiclun  wir  /wsiitzlich  nur  tlii-  W'crtf  für 
<lie  Angebots-  und  Nachfrageelastizität  und  noch  einen  Uampfungsfakior,  der  bestimtni,  w  ir  stark 
das  Stcucnm^ssystemi  auf  die  errechnete  Knappheit  feajsjeten  soll.  Würden  wir  eine  sehr  ungi.  djnspfte 
Reaktion  xulassen,  also  sehr  hnhi.-  PruisänderuriLH m  n  il'-  Ri  iikii'm  .uif  diu  Knappbeitsverlialtnisse, 
könnte  sich  das  System,  wie  jedes  System  solcher  .\rt,  allerdings  auch  aufschaukeln  und  würde  AeiK 
Gleichgewicht  finden,  in  der  Realität  ist  ein  solcher  liffckt  aber  praktisch  nicht  zu  beobachten. 
^■^  Cicnau  genommen  handelt  es  sich  natürlich  um  Rückkopplungsschleifen  —  was  in  diesem  Zusam- 
menhang aber  keinen  allzu  großen  Unterschied  macht 
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sen  —  wir  dagegen  schon.  So  gesehen  solhc  die  l  'aszinarion,^''''  die  freie  Markrsteuerung 
bei  manchen  Autoren  otYenbar  noch  immer  auslcist,  i^clcizcnrlich  einer  \  ielleicht  etwas 
nüchterneren  Betrachtung  Platz  machen.  Eine  wcltanschauliclie  otier  geradezu  quasi- 
religiöse Überhöhung  scheint  mir  so  ganz  und  gar  nicht  mehr  zeitgemäß.  Heute  kön- 
nen wir  einfach  sagen,  Marktsteuerung  ist  ein  Regelkreis,  wie  er  in  dutzenden  von 
technischen  Geräten  in  jedem  Haushalt  vorzufinden  ist  Also  nichts,  was  ein  sonderli- 
ches Aufhebens  rechtfertigen  würde.  Damit  aber  ist  „der  Markt"  (also  freie 
Madctsteuerung)  viel  zu  schlicht,  als  daß  man  ihr  bedenkenlos  anspruchsvollere  Auf- 
gaben wie  etwa  die  Verfolgung  eines  wohlfahrtscntwicklungskonformcn  Kurses  in 
Eigenregie  überlassen  sollte.  Sie  ist  ein  kleines,  aber  feines  „Rechenwerk".  Dabei  ist  sie 
formal  und  technisch  gesehen  aucli  w  enig  anspruclisxoll.  Kurzum:  ..Der  Markt"  ist  ein 
II  cr.^^r'c//;',  mir  dem  man  umgehen  k.uiii  und  soll.  lün  nützliches  Werkzeug,  zugegeben. 
Mt/jr  aber  auelt  nicht.  Das  einzige,  was  freie  .Marktsteuerung  also  „kann",  ist  Preissi- 
gnale  auszusenden.  Und  so  ist  es  nur  konsequent,  daß  allen,  die  an  freie  Marktsteue- 
rung (mehr  oder  weniger)  „glauben**,  in  der  Regel  auch  nicht  sehr  viel  mehr  einfallt  als 
die  Empfehlung,  doch  bitte  schön  mehr  auf  „Preissignale"  2u  reagieren  und  ,JEUgidi- 
täten"  aller  Art  möglichst  voUständig  abzuschaffen.  Eine  solche  Vorstellung  aber  ent- 
spricht ganz  dem  oben  beschriebenen  JSfark^g^tungsmodv". 

Dabei  kann  das  Marktgcltungsmotiv  mitunter  recht  kuriose  Züge  annehmen.  Greifen 
wir,  pars  pro  /o/o  nur  ein  Beis[-)K  l  heraus,  einen  Aufsatz  von  Lesch.  "'"  Lesch  untersucht 
die  »Beschäjligungsuirknu^vn  tintr  wodi-ni/eii  Lj[jhiipoli/ik^<  und  kommt  dabei  gleich  im  ersten 
Satz  seines  Summary  zu  dem  Ergebnis,  daß  „bis  auf  drei  Jahre  [...J  seit  1971  liierzulande 
die  Arbeitskosten  regelmälMg  stärker  gestiegen  [sind]  als  die  Produktivität".^'  Das 
klingt  interessant,  geradezu  spektakulär.  Welch  krasser  Fall  einer  Verfehlung  der 
Marktgeltung!  Gleichzeitig  klingt  es  aber  auch  irritierend,  weil  es  in  der  Tat  kaum  vor- 
stellbar ist,  daß  eine  solche  Entwicklung  über  einen  Beobachtungszeitraum  von  30 
Jahren  möglich  gew  esen  sein  soll.  Nun  hat  Lesch  „zur  empirischen  Überprüfung"  ei- 
nen „Indikator  der  I.ohnzurückhaltung  entwickelt".  Fr  mifJt  „die  Differenz  zwischen 
der  prtizentualen  X'eränderung  der  Arbeitsproduktivität  einerseits  und  den  Löhnen 
andererseits"."''  Dabei  unterscheidet  er  I.ohnzurückhaltung  in  einer  „strengen"  und 
einer  „weichen"  Detlmuon.'  '  Die  „strenge"  Definidon  meint  dabei  „Produktivität 
minus  nominale  Arbeitskosten",^^'  die  „weiche"  Definition  „Produktivität  minus  reale 


So  wörtlich  etwa  auch  Samuelson  und  Nordhaus:  „Zumindest  seit  den  Tagen  von  Adam  Smith  waren 

\\  irrsfh;itt>i\vis^i-iisch;ifrlcr  vom  Mfch.iiK'^rin;-^  ilc-^  \  ..w^wY.-ftäStfasi^hiitr/  und  t^l;mhten,  daß  Cr  wohl  <.iif 
opüinaie  Form  der  Organisation  einer  Volkswirischaü  darstelle."  (Samuelson/Nordhaus  1987  b,  S.  419; 
Hervorhebung  von  mir). 
Lesch  2001. 
«"Lesch2(i()I,.S.  .39. 
*•"  Losch  200 LS.  40. 

Lesch  200  L  S.  42,  Tabelle  1. 
^>  Lesch  2001,  S.  42,  Fn.  3. 
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Arbeitskostcn  (dertationicrt  mit  dem  BIP-Dcflator)".'^"-  Nun  trayr  man  sich  verwun- 
dert, was  an  der  ersten  Definition  „streng"  und  vor  allem,  was  an  der  zweiten  Defini- 
tion „weich"  sein  soll?  Da  wir  uns  in  aller  Regel  inimtr  -AW  realen  Größen  orientieren, 
kommt  wohl  auch  für  die  Lohnzurückhaltung  allein  die  „weiche"  Definition  in  Frage. 
Das  allerdings  wirft  die  Frage  auf,  wieso  sie  dann  „weich**  sein  soll?  Sie  ist  einfach  nur 
sachgerecht. 


*'2Lcsch20ül.S.42,FiL4. 
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Lesch  ermittelt  die  folgenden,  unterlegten  Daten  für  die  Kntwicklung  der  Arbeitspro- 
duktivität (a)  und  die,  wie  er  es  nennt,  „weiche"  Definition  der  Lohnzurückhaltung 
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Abb.  34:  Froduktivitätsentwickliing  und  Luhnzuruckholtung  bei  Lesch  2001 


Dabei  kommt  tt  zu  folgendem  Eigpbnis: 

Gemessen  an  der  weicheren  Definition  stehen  zwölf  Jahie  mit  übendztem  Vetteilungsspielnum  19 
modeiatcn  Jahren  g^cnübct.^^'* 


In  den  Spaltenüberschriften  habe  ich  das  „Dach"  der  liinfachheit  halber  »eben  die  jeweilige  Größe  ge- 
setzt statt  darüber, 
«^•i  Lesch  2üül,S.  43. 
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In  der  „strengen  Abgrenzung",  mir  der  wir  uns  hier  aber  gar  nicht  weiter  befassen 

wollen,  ist  alles  noch  viel  „schlimmer"'.  Dort 

(..-1  weist  der  InUikaior  der  Lohn;surückhaltung  nur  in  drei  Jahren  (1997,  1998  und  2000)  ein  positives 
Votzeichen  auf.  Ledig^ch  för  diese  Jahre  kann  demnach  dne  absolute  Lohnzutückhaltung  attestiert 
werden.*" 

Was  soll  damit  gemeint  sein?  „Zwölf  zu  neunzehn  gegen  den  Markt",  also  schlimm 
genug?  Hätte  Lesch  es  unternommen,  einen  Inrlcx  der  Produktivität  (PI)  und  der 
Lohnzurückhaltung  (LZ/)  zu  ermitteln,  wie  ich  ilas  in  den  einschlägigen  Spalten  getan 
habe,  dann  hätte  ihm  auffallen  müssen,  daß  im  Langzeitvergleich  die  Produktivität  auf 
185,3  Punkte  angestiegen  ist  (das  entspricht  2,0%  im  Mittel)  und,  das  ist  der  wichtigere 
Punkt,  die  Lohnzurückhaltung  mit  102,5  Punkten  (das  entspricht  0,\%  im  Mittel), 
knapp,  aber  im  Zweifel  immerhin  „positiv"  war.  Von  „überreizten  VerteSungsspiel- 
raum"  im  Langzeitvergleich  kann  demnach  also  überhaupt  keine  Rede  sein. 

Schließlich  bliebe  noch  die  Frage  offen,  wie  Lesch  auf  seine  Ptodukdvitätszahlen 
kommt.  Als  Quelle  nennt  er  „Statistisches  Bundesamt;  Institut  der  deutschen  Wirt- 
schaft Köln**,*'*  ohne  genauere  Angaben.  Lesch  hat,  wie  sich  herausstellt,  einfach  die 

Erwerbstätigenproduktivität  zugrunde  gelegt  und  nicht,  wie  es  für  solche  Ver- 
gleiche angemessen  wäre,  die  Stundenproduktivität  |^|.  Da  die  Anzahl  der  Erwerbs- 
tätigen im  Bcobachtungszeitraum  aber  stärker  angestiegen  ist  als  die  Anzahl  der  gelei 
Steten  Stunden,  ergeben  sich  für  die  Erwerbstädgenproduktivitat  entsprechend  geringe 
Werte.'^''^  Wenn  man  dagegen  die  Produktivitätsentwicklutigsraten  pro  Stunde  zugrun- 
delegt,**^^  auf  dmn  Basis  einen  Index  bildet  (Spalten  »Phi«)  und  davon  ausgehend  nach 
Leschs  Definition  die  Lohnzurückhaltung  (LZ)  und  deren  Index  berechnet,  ergibt  sich 
ein  ganz  anderes  Bild.  Iiier  hätte  die  Produktivität  einen  Indexwert  von  gut  238  er- 
reicht (das  entspricht  2,8%  im  Mittel)  und  die  Lohnzurückhaltung  sogar  einen  Index 
wert  von  gut  132  fdas  entspricht  einer  Lohnzurückhaltung  von  +0,9%  pro  Jahr).  Nach 
diesi-u  Daten  kann  von  unzureichender  Lohnzurückhaltung  also  wirklich  nicht  die  Rede 
sein. 


LescH  2(101 .  S.  44.  Daß  Lesch  vornehm  „attestiett",  sei  dabei  nur  am  Rande  vennerkt 
«»Lesch20()l,S.42,  Fn,4. 

^  Die  Anzahl  der  Erwerbstädgai  in  Westdeutschland  betrug  1970  etwa  27  Mio  und  hat  sich  bis  2000  in 

Deutschlaiul  auf  etwa  39  Mio  erhöhl  (+44"  i  ).  Das  Afbeitüvnluimn  tlugcgen  betrug  1970  etw  i  /i2  Mrd. 
Stunden  und  lag  im  )ahrc  2(K)()  mit  58  Mrd.  au t' einem  nicht  sehr  viel  höheren  Niveau  (+12'*'o).  Dabei  ist 
die  mittlere  jährliche  Arbeitszeit  pro  lirwerbstätigcm  von  1.966  Std.  in  1970  auf  1.473  Std.  in  2U00  um 
etwa  25%  zurückgeg.ingcn.  Vgl.  Statistisches  Bundesami  2tMi8,  I  achiieoe  18,  Reihe  1^,  Blatt  1.12. 
Statistisches  Bundesamt  2Ü08,  Fachscne  18,  Reihe  1.3,  Blatt  1.13. 
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Die  folgende  Graphik  zeigt  die  Unterschiede  im  Oberblick: 
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Abb.  35:  PriHluküviLäcsentu'ickiung  und  Lohnzurückhaltung  im  Langzciiverglcich 

Die  obere  gestrichelte  Kurve  (P/^)  beschreibt  den  Index  der  Produktivitätsent- 
wicklung, wie  er  sich  nach  Lcsch  ergeben  würde,  wenn  Lesch  sich  die  Mühe  gemacht 
hätte,  den  Index  zu  ermitteln.  Die  obere  durchgezoi^cnc  Kurve  (PI*)  beschreibt  den 
Index  n:ich  den  w/V  vorliegenden  Produktivitätszahlcn.  l  uitspreclicnd  beschreibt  die 
untere  gestrichelte  Kur\  c  (LZl'""  ')  den  Index  der  Lohnzurückhalrung,  wie  er  sich  in 
Leschs  „weicher"  N'ariante  ergeben  härte.  Die  untere  durchgezogene  Kurve  (LZl  '  ) 
schiieljlicli  beschreibt  den  Index  der  Li>hnzurücl<.haltung,  der  sich  ergibt,  wenn  ich  die 
mir  votli^enden  Produktivitätszahlen  einsetze  und  verrechne.  Basisjahr  für  alle  Kur- 
ven ist  1969.  Kurzum:  Um  zum  gewünschten  Ergebnis  („vm  hören  zu  wenig  auf  die 
Marktsignaie")  zu  kommen,  führt  Lesch  „streike**,  aber  unsachgemäße  Standards  ein, 
rechnet  die  Ptoduktivitätsentwicklung  iinsachgemaß  runter  und  vet^eicht  die  Daten 
statt  über  Indices  nach  Arteines  Fußball-Totos  („12:1'^  g'^gen  den  Markt"  oder,  in  der 
„strengen"  Variante,  sogar  „28:3").  Und  das  alles  wohl,  zumindest  drängt  sich  dieser 
Verdacht  auf,  aus  einem  „Marktgeltungsmoüv"  heraus. 

Fassen  wir  zusammen:  V\  ährend  also  die  ,,\'()llbeschäftigungsbetürw<)rter"  V'ollbe- 
schättigung  anstreben  und  dabei  die  dritte  Bedingung  tür  Wohltahrtsentwicklung  (ten- 
denziell ansteigender  Reallohnsatz)  geflissentlich  ^orieren,  streben  die  „Mindest- 
lohnbefurworter"  einen  Mindestlohn  an  und  nehmen  es  dabei  mit  der  zweiten  Bedin- 
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guni^  fkcin  Rückgant;  des  i»Icichgc\vichtigcn  Arhcitsvolumcns)  nichr  so  genau.  Damit 
aber  verfehlen  beide  Positionen  nicht  nur  die  eigentliche  Autgabenstellung,  nämlich 
einen  wohlfahnsentwicklungskonformcn  Kurs  zu  steuern.  Darüber  hinaus  sind  die 
Verfechter  beider  Richtungen  im  Zweifel  anscheinend  sogar  bereit,  freie  Marktsteuc- 
rung  selbst  (zumindest  mkns  vokni)  auf  dem  Altar  ihrer  Lösungsvorschläge  zu  opfern. 
Imbesondere  bei  den  „Vollbeschäfdgungsbefurwortem**  haben  wir  es  nach  allem  mit 
einer  sich  selbst  einfangenden  Logik  2u  tun:  Der  Markt  bringt  das  bestmögliche  Er- 
gebnis hervor.  Also  ist  das  Ergebnis,  lI  is  iler  Markt  her\'orbringt,  das  bestmögliche. 
Gestützt  wird  diese  Logik  anscheinend  durch  eine  möglicherweise  noch  nicht  gm/ 
zucnde  gedachte  Wjrstcllung  davon,  was  genau  „der  Markt"  eigentlich  sein  soll,  und 
durch  eine  wohl  ebenfalls  noch  nicht  ganz  zuende  gedachte  Vorstellung  dav<jn,  was 
denn  genau  „das  bestmögliche  Hrgebnis"  sein  soll.  Präzisieren  wir  aber  ,,clcn  Markt"' 
als  ein  Sleuerungssystem,  das  wir  »freie  Marktsteuerung«  nennen,  und  machen  uns 
klar,  daß  es  sich  dabei  einfach  nur  um  einen  schliditen  Regelkreis  mit  genau  zwei 
Rückkopplungsschleifen  handelt,  dann  wird  das  ganze  sehr  viel  klarer.  Realisieren  wir 
darüber  hinaus,  daß  es  sich  bei  dem  „bestmöglichen  Ergebnis"  nur  um  einen  wohl- 
fahrtsentwicklungskonfbrmen  Kurs  mit  nach  Möglichkeit  bestmöglicher  Entwick- 
lungsrate des  disaggregierten  Wohlfahrtsniveaus  handeln  kann  —  dann  erst  wird  der 
Weg  frei  für  eine  Untersuchung,  wie  wir  mit  freier  Marktsteuerung,  und  nicht  etwa  JIP- 
sie,  ein  wohlfahrtsentwicklungskonfotmes  Ergebnis  erzielen  können. 

3.  Fazit 

'/usamnicntasseiid  bleibt  test/uhaltcn,  da(:>  sich  Produktixitätsfortschritt  (als  erste 
notwendige  Bedingung  für  WohUahrrsentwicklung}  iiieht  unbeilingt  tiii;ii->iitn!  ausw  irkcn 
muß,  sondern  sich,  falls  er  das  \\  irtschaftswaehstum  übersteigt,  absehbar  sjhüliingsdj- 
namisch  auswirken  wird.  Er  begünstigt  systematisch  /«m/crbzw.  besser  gesagt  sogar  nur 
die  „Nach-wie-vor-/>iuÄ/0r",  also  diejenige  die  im  Zug^  der  Produktivitatsentwicklung 
(noch)  nicht  „ausgesteuert"  wutden.^"^  Die  Ausgesteuerten  dagegen  hätten,  je  nach 
reladver  Produküvitätsüberschußrate,  mit  einem  Rücl^ang  ihres  Reallohnsatzes  „jen- 
seits von  gut  und  böse"  zu  rechnen  -  einer  CIrößenordnung  also,  die  sofort  jeden  So- 
zialpolitiker auf  den  Plan  rufen  dürfte.  Hinzu  kommt,  daß  die  jeweiligen  Nach-wie- 
vor-///.ivV/r/' nicht  wissen  können,  ob  sie  demnächst  nichr  ebenfalls  zu  den  Ausgesteu- 
erten gehören  werden.'^'  Zwar  ist  es  richtig,  daß  ein  sinkender  Lohnsatz  in  der  Ten- 
denz zu  mehr  Beschäftigung  führen  würde.  Aber  abgesehen  davon,  daß  ein  sinkender 


*"  Wobei  tlii-M  Hi  ininstigung,  wie  wir  t-^c^klu-ii  haben,  nicht  not\\i-ndigtT\vfisc  von  ck-r  freien  Msirktstcuc- 
nii%  ausgehen  muli,  sondern  sich  ott  g^nug  erst  aa%nind  oiganisierten  (in  der  Regel  also  gewerkschaftli- 
chen) Druckes  «gibt. 

Ersuunlichenveise  denken  wir  bei  „Phnungssicherhdt"  vornehmlich  an  XJnkrnthmtn  und  seltener  an 

die  Situation  der  l  laushaltc. 
*"  Die  Unterscheidung  zwischen  »Nlach-wic-vor-Z/w/i/t"/?*«  oder  vielleicht  auch  »Noch-i««</fr»«  und  »Ausge- 
steuerten« macht  das  proze0hafte  der  Entwicklung  besser  deutlich  als  die  eher  statische  Unterscheidung 
von  tinädam.  und  ttOutäderm. 
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Lohnsatz  per  ^/<y////7^//f7// \v()hlfahrrscnnvicklun(is\vidrii;  wäre,  scheinen  mir  Lf>hnsen- 
kungen  in  den  hier  intrage  kommenden  CiroUenordnungen  sowohl  aus  wirtschatrspo- 
litischer  Sicht  als  auch  aus  der  Sicht  einzelner  Haushalte  jenseits  jeglicher  Praktikabili- 
tät zu  liegen.  Genau  dieser  Punkt  aber  bleibt  in  der  einschlägigen  Literatur  weitgehend 
ausgeblendet.  Van  Suntum  etwa  schreibt  in  diesem  Zusammenhang»  daß  die  Arbeit- 
nehmer 

|...]  unt«  Umstanden  s<^ar  bereit  sein  [müssen],  zu  einem  geringeren  Geldlohn  zu  arbeiten  als  bis- 

hcr.*ö 

Ich  möchte  hier  nicht  übermäßig  viel  Ikdeutung  in  eine  ein/eine  Fornuilierung  legen. 
Allerdings  scheint  mir  diese  Art  der  Darstellung  typisch  für  weite  Teile  der  Literatur. 
Vokaheln  \\  ie  „unter  l'mständen"  oder  „sogar"  deuten  sehr  darauf  hm,  dal:!  Iiiermit 
wohl  eher  ein  Ausnahmefall  gemeint  sein  soll.  Auch  stellen  wir  uns  unter  dem  Begriff 
„geringer"  gemeinhin  keine  Lohneinbrüche  in  einer  Größenordnung  von  50%  oder 
sogar  100%  vor,  wie  sie  sich  aus  dem  Phasenmodell  ergeben.  Solche  Rückgänge  sind 
aber  durchaus  keine  Ausnahmeerscheinungen,  sondern,  wie  wir  gesehen  haben,  zu- 
mindest im  Modell  die  absdibaren  Fo^en  überschießender  Produktivitätsentwicklung. 

Im  Abschnitt  C.  III.  (»M6diß:(/er/es  Modell  des  Arimtsniarktes«)  haben  wir  am  Rande 
die  iTage  aufgeworfen,  warum  freie  Marktsteuerung  nicht  längst  einhellig  und  unange- 
fochten als  das  überlegene  Steuerungssystem  der  Wirtschaftsentwicklung  akzeptiert  ist 
und  sich  entsprechend  durchgesetzt  hat.  Nach  allem  mul^  die  Antwort  lauten:  Weil  sie 
die  F.rwartungen  oder  aucli  nur  die  Anforderungen  nicht  zu\  erlässig  erfüllt.  Ganz  im 
Gegenteil  führt  überschielknde  Produktivitätsentwicklung  unabweisbar  zu  einer  Ver- 
letzung von  Bedingung  [2]  (Arbeitsvolumen)  oder  Bedingimg  [3J  (Reallohnsatz).  Mit 
einem  wohlfahrtsentwicklungskonfbrmen  Ergebnis  ist  unter  diesen  Umständen  bei 
&eier  Mad^tsteuerung  mebt  zu  rechnen.  Fragen  wir  uns  also  als  nächstes,  für  wie  wahr- 
scheinlidi  wir  den  Fall  überschießender  Produktivitätsentwicklung  zu  erachten  haben. 

III.  Mengenreaktion 

Im  letzten  Abschnitt  haben  wir  gesehen,  daß  wir  sowohl  das  Wirtschaftswachstum  als 
auch  die  Entwicklung  des  Arlxiis\ oluinens  \  on  der  technischen  Produktivitätsent- 
wicklung (rt)  und  einem  Reaktionsparameter  (q^')  abhangig  machen  können.  Dabei 
kann  sich  eine  gegebene  Produktivuätsentwicklungsrate  im  F.xtremt'all  \(>I]ständig  in 
Wachstum  umsetzen,  wobei  das  Arbeitsvolumen  konstant  bleiben  würde.  Sie  kann 
sich,  im  anderen  Extremfall,  aber  auch  als  Nullwachstum  unci  einem  entsprechenden 
Rückgang  des  Arbeitsvolumens  äußern.  Dabei  wäre  der  erste  Extremfall  -  und  ««rder 
-  zumindest  potentiell  wohl£ahrtsentwicklungskonfbrm,  während  alles  andere  potenti- 
ell wohl£üirtsentwicklungswidrig  wäre.  Wie  wahrscheinlich  ist  es  also,  daß  sich  Pro- 
duktivitätsfortschritt voUstimdig  in  Wachstum  umsetzt? 


van  Suntum  2005,  S.  131. 


Abb.  36:  Ausgangsmodell  eines  TolkswiitschafilicheQ  Totalmodells 

Die  Ordinate  bildet  zum  einen,  wie  üblich,  d.is  Preisniveau  (P)  der  Volkswirtsch.itr  .ib. 
Z//,ü//^//(7v  haben  wir  aber  auch  die  agi^regierien  Grenzkosien  der  Wcrrschöpfung 

abgetragen.  Auf  der  Abszisse  findet  sich  das  aggregierte  Güterangcbut  (Y^)  und  die 
a^;rcgicrtc  Gütcrnachtragc  (Y  ^). 

Dabei  sei  die  aggregierte  Gülernach frage  (>' " )  gemäß  der  Cambridge  Gleichung 

(220)  Mv^PY" 

eine  Funktion  des  Preisniveaus  {P),  also: 

(221)  Y"  =Y\P)^^^ 

Der  Parameter  (M)  steht  dabei  für  die  Geldmenge  und  (v)  im  eine  wie  üblich  als 
konstant  angenommene  Umlaufitequenz.^ 

Beim  Güterangebot  wollen  wir  davon  ausgehen,  daß  auch  auf  aggregierter  Ebene  gilt» 
was  wir  auf  Untemehmensebene  regelmäßig  unterstellen:  Zunächst  werden  die  Güter 


Ich  bevorzuge  den  Begriff  »Frequenz«,  da  es  sich  ja  hierbei  tatsächlich  um  eine  Ptequeaz  im  Sinne  von 
^Umläufe  pn>  Rcchnungspenode"  handelt  und  nicht  etwa  um  eine  „Geschwindigkeit". 
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produzicrr,  die  den  höchsten  (irenzerrrag  versprechen,  und  dann  ersr  (lürer  mir  gerin- 
gerem (irenzertram,  und  zwar  snlanize,  bis  die  C »renzkosten  den  Cirenzertrau  einholen. 
Ab  diesem  Punkt  würde  es  keine  weitere  Produktion  geben.  Nun  \  erliaheii  sich  ab- 
nehmender Grenzertrag  und  zunehmende  Grenzkosten  genau  spiegelbildlich  zueinan- 
der. Wir  können  also  ebenso  gut  sagen,  daß  zunächst  die  Güter  mit  den  geringsten 
Grenzkosten  hergestellt  werden,  und  zwar  so  lange,  bis  die  Grenzkosten  den  Gtenz- 
ertrag  einholen.^ 

Dabei  läßt  sich  die  Gtenzkostenfunktion  im  einfachsten  Fall  wie  folgt  modellie- 
ren: 

(222)  f^^.-Ä^.y» 

Die  Grenzkosten  der  Produktion  ergeben  sich  somit  als  Funktion  des  aggre- 
gierten Gütetang^botes  (Y*)  und  dem  der  Einfachheit  halber  als  linear  angenomme- 
nen Grenzkostenanstieg  m-^^^.  Wenn  wir  weiterhin  davon  ausgehen,  daß  die 

Grenzkosten  bei  Null  ebenfalls  Null  betragen,  dann  ergibt  sich  die  eingezeichnete 
Cirenzkostentunktion  ^(l''')  <i<^r  Steigung  (m)  und  dem  Achsenabschnitt 
NuU/äS 

Aufgelöst  nach  dem  aggregierten  Güterangebot     ')  folgt  aus  (222): 

(223)  Y*—^  — 

Das  aggregierte  Güterangebot  ergibt  sich  somit  als  Gerade  in  Abhängigkeit  von  den 
Grenzkosten  mit  der  Steigung  (»/'),  wobei  (m')  einfach  nur  der  K-chrwert  des  Grenz- 
kostenanstieges ist.""'' 


^  Das  ist  auch  der  Grund,  warum  sich  Grenzkosten  und  Preisniveau  auf  einunddersciben  Achse  abbilden 

lassen:  Gienzkosteo      schließlich  nichts  weiter  als  der  Preis  fVir  l  ine  zusätzikh  hetg^tellte  Einheit. 
-  Genau  genommen  müßten  w  an  dieser  SteUe  eigendich  ^(k^*)  notieren.  Im  Interesse  einer  hand- 

licheteo  Notation,  und  da  wir  ohnehin  auf  den  Gleichgewichtszustand  (7:-  K^-/'')  fokussiefen, 
wollen  wir  fs  bit  i  Ulli  im  fnl-^ciKkri  lu'i  cint-r  vt-n-infiichtcti  Sctirt-ihwcisc  lit-liisscn.  Im  übrigen  ist  auch 
hier,  wie  schon  im  Ab&chniii  C  III.  I  (»Moäiß^ertts  MoätU  des  Arbtitsmarkttsj  l&tscbrtibung  des  MtdtUs«),  die 
explizite  Bezeichnunf>:  der  Abhängigkeit  redundant,  da  sie  sich  bereits  aus  dem  Differential  ergibt.  Sie 
dient  also  auch  liii  r  U  ili  jlu  li  der  Verdeutlichung  der  Zussunmenh.mgi-. 

Demnach  spielt  es  also  keine  Rolle,  ob  wir  das  Gütcrangebot  als  I'unkiion  der  Cirtnzkosten  auffassen, 
oder  umgekehrt,  die  Grenzkosten  als  l'unktion  des  Gütcrangebotes.  Der  Zusammenhang  läßt  sich  in 
hciikn  Richtungen  interpretieren:  Wir  haben  es  also  mit  einer  Korrelation  ohne  eindeutigen  Ursa- 
che/Wirkungs-Zusammenhang  zu  tun. 
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D:inius  läßt  sich  das  volkswirtschaftliche  Glcichircwicht  aus  Gütcrangebot  und  Güter- 
nach tVapc  ermitteln.  Zunächst  soll  die  Gleichgewichtsbedingung 

(224)  y'lmY'* 

gelten.  Dabei  eigibt  sich  aus  (223)  und  (221): 

I      dC    M  V 


(225) 


d-C  dY  P 
(dYf 


Als  zweite  Gleichgewichtsbedingung  soll  gelten; 

(226)  ^!.P 

dY 

Warum?  Die  schratticrte  Fläche  bezeichnet  zum  einen  das  nominale  Volkseinkommen 
und  zum  anderen  die  nominale  Produktionsleistung  bei  einem  gegebenen  Preisniveau. 
Da  beides  definitionsgcmäß  gleich  groß  sein  soll,  ergibt  sich  also  die  Gleichgcwichts- 
bedingung  aus  (226). 

Wenn  wir  nun  (226)  in  (225)  einsetzen»  ergibt  sich 

(227)  -^.P^^ 

bzw.,  umgestellt 

(228)  P'-Af  v 


(dYf 

und,  nach  (P)  au%elöst: 


(229)  P'  —  mjM-v-^ 
^     ^         dY   \  {dYf 


Somit  hätten  wir  also  das  Preisniveau  (P)  bestimmt,  bei  dem  aggregiertes  Güterange- 
bot und  aggregierte  Güternachfrage  im  Gleichgewicht  sind. 


-205- 


Probeweise  in  (223)  bzw.  (221)  eingesetzt  erhalten  wir. 

Y^m-i  P 


bzw. 


MV 


\(dYf 


P 


(231) 


Af'V 

\W7 

Die  Probe  geht  also  auf  -  a^^ertes  Angebot  und  a^egiette  Nachfrage  sind  im 
Gieichg^cht 

Das  (ileichgcwicht  des  volkswirrschaftlichcn  Durchsatzes  licgr  demnach  um  so  hoher, 
je  geringer  der  Gren/kosienanslicg  ist  und  je  grolk-r  cicr  I  .ageparameter  tlcr  Nachfra- 
getuni:<.üon  (M  •  V)  ist  -  ein  Ergebnis,  das  sich  anliand  der  Graphik  nach\ ollziehen  läßt: 
Sowohl  eine  (gegen  die  Ordinate  gemessene)  stdkie  Steigung  der  Angebotsfunktion 
als  auch  eine  durch  einen  größeren  Lageparameter  bedingte  Streckung  der  Nachfrage- 
funktion nach  Osten  (g^hisch  sieht  das  aus  wie  eine  Verschiebung  nach  Nordosten) 
würden  zu  einem  weiter  östlich  liegenden  Gleichgewichtspunkt  fuhren. 

Nun  könnte  man  versucht  sein,  aus  (230)  bzw.  (231)  zu  folgern,  daß  eine  reine  Er- 
höhung der  Geldmenge  eigendich  hinreichend  sein  müßte  für  eine  l^rhöhung  des 
gleichgcwichtigcn  Durchsat/cs.  Allerdings  würde  ein  solcher  Schluß  etwas  zu  kurz 
greifen.  Der  anschauliche  (irund:  Nach  (229)  ist  das  Preisniveau,  tür  das  wir  das 
Gleichgewicht  besdmint  haben,  selbst  von  dem  L;igeparameter  abhängig.  W  enn  wir 
also  die  Cieldmenge  erhöhen  würden,  hätten  wir  nicht  länger  das  Preisniveau,  für  das 
wir  unser  Gleichgewicht  ermittelt  haben.  Machen  wir  uns  also,  um  unnötige  Konfusi- 
on zu  vermeiden,  vom  Preisniveau,  soweit  es  allein  von  der  Geldmenge  (M)  abhängt, 
unabhängig. 
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1.  Unabhängigkeit  vom  Preisniveau 

Eine  Erhöhung  der  Geldmenge  hätte  Auswirkungen  auf  beide  Funktionen.  Betrachten 
wir  den  Zusammenhang  zunächst  in  einer  Graphik.  Dabei  ergibt  sich  das  folgende 
Büd: 


Abb.  37:  Unabhängigst  vom  Preisniveau  im  Totahnodell 

Die  Graphik  bildet  das  aggregierte  Güterangebot  und  die  aggregierte  Güternachtrage 
in  einer  gegebenen  Rechnungsperit^de  bei  zwei  unterschiedlichen  Preisniveaus  ab.  Da- 
bei sei  (X^)  das  Angebot  beim  Preisniveau  (Pq)  und  0'^ )  entsprechende  Nachfra- 
ge, (y^)  und  (y,")  gelten  entsprechend  für  das  Preisniveau  {P^).  Damit  kommen  wir 
auf  die  Gleichgewichtspunkte  \(X^IPf^)  bzw.  {Y^  IPy),  Durch  die  Geldmengenerhö- 
hung haben  also  beide  Kurven,  a^egiertes  Angebot  und  aggregierte  Nachfrage  ihre 
Lage  verändert,  und  zwar  SO,  daß  sie  sich  zwar  bei  einem  anderen  Preisniveau  tcefifen» 
gleichwcjhl  aber  hei  genau  dem  gleichen  Niveau  des  Durchsatzes.  Kurzum:  Der 
Durchsatz  ist  ilemnach  von  der  Geldmenge  unabhängig  -  ein  Ergebnis,  das  wir  im 
Grunde  auch  nicht  anders  erwartet  hätten. 

Dabei  ergibt  sich  die  Lageverschiebung  der  Nacfffh^fimkUon  aus  der  Veränderung  ih- 
res Lageparameters  (Af  Unterstellt  man  für  (v)  einen  konstanten  Wert,  dann  er- 
gibt sich  in  der  geometrischen  Darstellung  für  jeden  Punkt  {A)  mit  den  Koordinaten 

{Y IP{Y))  der  ^^|-fache  Abstand  zur  Ordinate,  wobei  ^^'^  Verhältnis  der 

Cicldmengen  in  den  Rechnungsperioden  Hins  und  Null  beschreibt.  Kurzum:  Die 
Nachfragefunküon  iX^)  wird  geometrisch  nach  Osten  „gestreckt":  Statt  durch  den 
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Punkt  (.4,, )  \  ci läuft  SIC  nun  durch  {A^),  was  in  der  Graphik  allerdings  wie  eine  Nord- 
ost-Verschiebung aussiebt. 

Gleichzeitig  verändert  sich  aber  auch  die  Lage  der  Angebotsfunktion:  Sic  verläuft  (ge- 
messen gegen  die  Abszisse)  steiler.  Warum?  Die  nominalen  Kosten  der  Produktion 
etgeben  sich  aus  der  Fläche  unttr  der  Angebotskurve  in  den  Grenzen  von  Null  bis 
zum  Gleichg^chtspunkt,  abo: 

So  würden  sich  bei  einem  i'um  Beispiel  vtTdoppchcn  Preisniveau  auch  doppelt  so  ho- 
he nominale  Kosten  der  Produktion  ergeben.  Da  nach  (232)  die  Kosten  aber  allein 
von  den  C/ircn/'kosten  abhängig  sind,  bedeutet  das,  daß  bei  jedem  gegebenen  Output 
mit  den  Kosten  auch  die  Grenzkosten  doppelt  so  hoch  liegen  müssen. 

Da  die  Grenzkosten  nach  (222),  also 


dC     j  c 


(233)  — 

abcr  wiederum  allein  vom  Anstieg  der  Grenzkosten  [     ^ J  abhängig  sind,  muß  sich 

\{(JY)') 

folglich  der  Anstieg  der  Cirenzkosten  und  darnit  auch  die  Steigung  der  Angebotsfunk- 
tion verdoppelt  haben.  Das  Zusammenspiel  beider  Verschiebungen  alxr  führt  dazu, 
dali  sich  aggregiertes  Angebot  (K,')  und  aggregierte  Nachfrage  (K,'')  im  Punkt  (A,) 
anstatt  in  (\ )  trefien«  Verallgemeinert  man  diese  Votgehensweise  auf  die  Menge  aller 
mö^chen  Geldmengen,  dann  ergibt  sich  die  Angebotskurve  (Y*)  als  „klassische" 
Preisniveau-unabhängige  Parallele  zur  Ordinate. 

2.  Verallgemeineniiig 

Das  Gleichgewicht  von  a^regiertem  Angebot  und  a^regierter  Nachfrage  stellt  sich 
also  unabbänffg  von  der  Geldmenge  als  Lageparametcr  des  Preisniveaus  dn.  Daß  die 
lieiden  Kurven  sich  aber  tatsächlich  beim  gleichen  Niveau  des  Durchsatzes  treffen, 
hal)Ln  wir  ilamit  nur  graphisch  plausibilisicrt,  aber  noch  nicht  gezeigt.  Machen  wir  uns 
also  von  etwaigen  \'eränderungen  des  l.agcparameters  L  =  M  v  unalihängig.  Dabei 
gehen  wir  zwtckmälJigerweise  indirekt  vor,  indem  wir  zeigen,  dal>  eine  .  AnderiiiiQ^  des 
Lagepaiarneters  keine  Auswirkung  auf  das  Niveau  des  Durchsatzes  hätte,  W  enn  näm- 
lich eine  Änderung  keine  Auswirkung  hat,  dann  kann  auch  das  NimMt  des  Lageparame- 
ters keine  Rolle  spielen. 

Dabei  sei 

(234)  L,~M,v 
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der  Lageparameter  in  der  Referenzperiode  und 

(235)  L,-W,-v 

der  Lageparameter  in  der  Folgeperiode.  Nun  können  wir  jede  nur  denkbare  Verände- 
rung des  Lageparameters  aufFangen,  indem  wir  sagen: 

(236)  Z.,-(l  +  <p)-Z„ 

Dabei  bedeutet  die  Veränderungsrate  des  Lageparam^m  und  kann  dabei  beliebi- 
ge W  erte  annehmen.  Für  (/^  =  0  hätten  wir  also  einen  unveränderten  Lageparameter, 
bei  zum  Beispiel  q)  - 1  hätte  sich  der  Lageparameter  verdoppelt. 

Damit  ergibt  sich  für  das  aggregierte  Angebot  aus  (223): 

I  dC 


(237)  K*- 


Wenn  also  die  Geldmenge  zunimmt  und  damit  der  Lageparameter  ü;rößer  wird,  ergibt 
sich  für  den  Nenner  ein  gn'HJerer  Wert:  Die  nominalen  Grenzkosten  steigen,  die  An- 
gebotsfunkdon  verläuft  damit,  gemessen  gegen  die  Abszisse,  steiler. 

Für  die  aggr^erte  Nachfiragp  ergabt  sich  aus  (221): 

(238)  y^-V^ 

Hier  gilt  ganz  analog:  W  enn  die  (ieldmenge  zunimmt  und  der  Lageparameter  damit 
größer  wird,  streckt  sich  die  Funktion  in  östliche  Richtung.''*' 

Unter  Berücksichtigung  der  ersten  Gleichgewichtsbedingung,  also 

(239)  J"*!-y' 

gilt  demnach,  wenn  wir  (237)  und  (238)  gleichsetzen: 

1  dC    L^,([  +  q) 


(240) 


*'  Auf  Grund  der  Eigenschaften  einer  Hyperbel  sprechen  wir  hier  besser  von  „Streckung"  statt  von  „Ver- 
schiebung". Während  sich  bei  einer  Versebielwiig  einer  Kurve  jeder  neue  Punkt  additiv  aus  dem  jeweiligen 
Refetenzpunki  i  rgibt,  haben  wir  es  hei  einer  Slmhmg  mit  einer  multiplikativen  Abbildung  zu  tun.  Im 
vorliegenden  l  all  bedeutet  das,  daß  jeder  neue  Punkt  der  aggregierten  Nachfragefunktion  doppelt  so  weit 
östlich  liegt  wie  sein  Referenzpunkt.  Zwar  wirkt  eine  solche  Transformation  graphisch  gesehen  uit  eine 
Nordost- Verschiebung  der  Kurve,  itt^aet  iceine  Nordost- Venchiebung,  sondern  eben  eine  Stmktit^va 
ösdichc  Richtung 
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Unter  Berücksichtiguiig  der  zweiten  Gleichgewichtsbedingung,  also 

(241)  ^!-/> 
^     ^  dY 

eigibt  sich 

(242)  '  ^.i^ 

und  damit 

(243)  p-^i^iUfpf-^ 

bzw.,  autgelüst: 


(244)    P-l^-d  +  v)-^^ 


Das  gleichgcwichdge  Preisniveau  (P)  ist  also  wie  erwartet  eine  Funktion  des  Lagepa- 
rametets. 


Dabei  ergabt  sich  für  das  Angebot  im  Gleichgewicht 

 ^1 

W 

(245) 


'  d'C 


I 


und  für  die  Nachfrage  erhalten  wir: 
(246) 


Das  bedeutet:  Wie  auch  immer  die  Veränderung  des  Lageparameters  ausfallen  mag: 
Aggregiertes  Angebot  und  aggregierte  Nachfrage  trefifen  sich  gleichwohl  bei  ein  und 
demselben  realen  Output.  Wenn  aber  die  Vmiadenttig  des  Niveaus  des  Lageparameters 
keine  Rolle  spielt,  dann  kann  auch  das  Niveau  an  sich  keine  Rolle  spiden.  Damit  aber 

ist  tler  gleicbgewichtige  Durchsatz  atisschlitß/ich  vom  Anstieg  der  trakn  Gienzkosten  der 
Produktion  abhängig.  )c  geringer  der  Ansdeg  der  realen  Grenzkosten,  desto  höher 
wäre  demnach  ilas  ( ilcichgcwicht  aus  aggregiertem  (lütcrangcbot  und  aggregierter 
Gütemachfrage,  im  Vergleich  zu  (230)  bzw.  (231)  ist  der  Schnittpunkt  von  der  Geld- 
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mcn^c  also  vollkommen  unabhängig.  Am  leichtesten  können  wir  uns  das  vielleicht 
vorstellen,  indem  wir  uns  klarmachen,  da(5  wir  auf  diesem  W  ege  die  /-'-Achse  sozusa- 
gen tlielknd  auf  nak  Werte  skalieren.  Bei  welchem  P -Niveau  auch  immer  sich  die 
beiden  Kurven  treffen  mögen:  VX'ir  können  diesen  Punkt  als  (P^),  also  als  das  „Refe- 
renz-Preisniveau" interpretieren. 

3.  Ptoduktivitätsciitwiclduiig  im  TotalmodeU 

Betrachten  wir  nun,  welche  Auswirkui^n  eine  Steigerung  der  Arbeitsproduktivität  in 
unserem  Totalmodell  haben  würde.  Dabei  wollen  wir  die  Fallkonstellationen  a)  allff- 
meine  Produktivitätsentwicklung  und  b)  paftieüe  Produktivitätsentwicklung  unterschei- 
den. 

a)  Allgemeine  Produktivitätssteigerung 

Eine  aH'H'mf'nw  Produktivitätssteigerung  dürfte  als  theoretischer  Grenxfall  in  der  Reali- 
tät praktisch  nicht  vorkommen.  Das  nämlich  würde  bedeuten,  daß  sämtliche  Sektoren 
einer  \'olkswirtschaft  in  einer  gegebenen  Rechnungspenode  gleichzeidg  ihre  Produkti- 
vität gleichermaßen  steigern.  In  aller  Regel  wird  es  aber  so  sein,  daß  bestimmte  Sekto- 
ren höhere  Produktivitätssteigerungen  erzielen,  andere  dagegen  geringere.  Anderen- 
falls wäre  so  etwas  wie  „Strukturwandel**  gar  nicht  zu  erklären.  Gleichwohl  kann  die 
Annahme  einer  al^emänen  Produktivitätssteigerung  nützlich  sein,  gewissermaßen  als 
»^ferenzmodell*'. 


Abb.  38:  Gldchgewiditsmenge  bei  «%iiM»wrProdukthntatsentwicU 

In  der  Referenzperiode  sei  ein  Gleichgewicht  im  Punkt  \{Y^,/P^,)  gegeben.  Durch 
eine  (der  graphischen  Übersichtlichkeit  halber  angenommene)  Verdoppelung  der  Pro- 
duktivität erreiche  die  Volkswirtschaft  in  der  Folgeperiode  den  Punkt  A^  {YJP^):*'^ 
Dabei  hat  sich  die  Steigung  der  Ang^botsfunktion,  gemessen  gegen  die  Ordinate,  ver- 
doppelt. Die  Nachficagefunktion  muß  sich  also,  bei  gegebenem  und  konstant  gehalte- 
nem Preisniveau  (^/|),  entsprechend  nach  Osten  gestreckt  haben.  Damit  aber  haben 
sich  die  nominalen  Grenzkosten  der  Produkdon,  bezogen  auf  (Y^,)  halbiert.  Anders 
formuliert:  Die  Volkswirtschaft  könnte  zu  gleichen  nominalen  Kosren  den  Output 
(>;')  herstellen,  da  die  Flächen  der  durch  die  Punkte  {O/A^/Y^)  bzw.  {OJAl^/Yo)  mit 
(O)  als  Ursprung  des  Koordinatensystems  gleich  grolJ  sind. 

Warum  sind  die  Flächen  gleich  groß?  Für  jede  beliebige  gegebene  Gerade  durch  den 
Ursprung  mit  der  Steigung  (m) 

(247)  y,^m-x 

und  jede  beliebige  gegebene  Hyperbel  mit  dem  Lageparameter  (a) 

(248) 


*"*  Durch  tiic  oben  vorgenommene  Skalierung  der  Pieisniveau-.^clisc  müssen  a/U  Preisniveaus  in  allen 
denkbaren  Rcchnungspcnodcn  notwcndigciweise  stets  auf  der  gleichen  Parallelen  zur  Abszisse  liegen. 
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ergibt  sich  als  Schnittpunkt: 


a 

<^  m  A  -  — 


und  damit  für  die  Fläche  unter  der  Geraden  bis  zum  Schnittpunkt  mit  der  Hyperbel: 
(250) 

2  2  2 

Damit  aber  ist  die  Fläche  allein  vom  Lageparameter  der  Hyperbel  (a)  abhängig  und 
von  der  Steigung  der  Geraden  vollkommen  ««abhängig.  Folglich  ergibt  sich  bei  einer 
gegebenen  Hyperbel  bei  jedem  beliebigen  Schnittpunkt  mit  der  Geraden  die  gleiche 
Fläche. 

Wegen  (232),  also 
(251)    C'{  —  dY 

ergibt  sich  daiixit  ein  höherer  Output  zu  glciclicn  liu/iniuikn  Ktjstcn.  Allerdings  würden 
wir  uns  hierbei  auf  ein  niedrigeres  Preisniveau  beziehen.  Preisniveaubereinigt,  also  zu 
nakn  Kosten,  ergibt  sich  der  Output  (yj).^  Die  Volkswirtschaft  findet  ihr  neues 
Gleichgewicht  bei  doppeltem  Durchsatz  zu  verdoppelten  realen  Kosten,  da  die  Drei- 
ecksfläche (0/i4,/f,)  genau  doppelt  so  groß  ist  wie  die  ursprüngliche  Fläche 

Worin  soll  dabei  der  Fortschritt  bestehen?  Der  Fortschritt  besteht  darin,  daß  die 
Volkswirtschaft  ixx  /cc//y //('/' gedoppelten  Kosten  den  doppelten  Output  er/ich.  Ck-tjen 
über  den  Produktionsbedingungen  in  der  Referenzperiode  wäre  hierfür  ansonsten  der 
vierfache  iKwiwAwA  nötig  gewesen  -  und  wir  hätten  uns  im  Punkt  (ß)  uiederget'unden. 
Umgekehrt  formuliert  hat  die  Volkswirtschaft  sich  s(izusagen  so  entwickelt,  als  hätte 
sie  es  nicht  mit  steigenden  Grenzkosten  zu  tun,  sondern  vielmehr  mit  einer  linearen 


^  Ein  niedrigeres  Preisniveau  bedeutet  ja  nichts  anderes  als  daß  die  realen  Kosten  höher  liegoi  die 

nominalen.  Da  wir  unsere  Betrachtung  al>i  r  unabhängig  vom  Preisniveau  halten  woUen,  ergibt  sich  (i4,) 
und  nicht  etwa  (i4^)  als  der  entscheidende  Punkt. 
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Faktorausdchnung  hei  einer  I'aktorelastizirär  iIcs  Outputs  von  Eins.  Dieser  Effekt  ist 
dabei  allein  der  lintwicklun^  der  komplementären  I'aktoren  zu  verdanken,  da  das  Ar- 
beiisvolumen  annahmegemiiß  ja  konstant  sein  soll.  Also  hat  sich  die  allgemeine  Pro- 
duktivitätsentwicklung vollständig  in  Wachstum  umgesetzt  und  folglich  auch  zu  kei- 
nem Rückgang  des  Arbeitsvolumens  gefuhiL  Wenn  wir  wdtediin  annehmen,  daß  sich 
der  Reallohnsatz  entsprechend  der  Lohnfindungsformel  ebenfalls  in  etwa  verdoppelt 
hat,  ist  das  Ergebnis  also  durch  und  durch  wob^^frtsettttmkiungskonfom.  Das  alles  ent- 
spricht auch  voll  und  ganz  zum  Beispiel  John  St.  lkM*s  Argument: 

All  sellfis  .Iii  :ni.  ',  ;l;ihl'.  .ini!  ,'v  ,' ;:',v7'/;.'  Inivcrs.  Could  wo  suiKUr.lv  il'iulili  fht  protluclivi.'  powtrs  of 
thc  countT}',  WC  sliuuld  duublc  che  suppiy  ot  cominoditics  in  cvci}'  market;  but  wc  shuuld,  b)  thc  samc 
stroke,  douUe  the  purchasing  power.  Evetybody  would  bring  a  double  demand  as  well  as  supply:  eve- 
tybody  would  be  able  to  buy  twice  as  mucb,  because  evety  ooe  would  bare  twice  as  much  to  ofFec  in 
exchange.*" 

Eine  aU^mane  Produktivitätssteigerung  hätte  also  in  der  Tat  g^au  diesen  Effekt 

b)  Partielle  Produktivitätssteigerung 

Was  aber  würde  bei  einer  (nurj  partiellen  Produktivitätssteigerung  geschehen?  Betrach- 
ten wir  dazu  wieder  unsere  Grapliik: 


Abb.  39:  Gleicligewichc&menge  bei/i(//j!w/farPiDduküvicätsentwicklung 


♦■"'John  St.  Mill  1871  a,  S.  571  f.  Vgl.  dazu  den  gesamten  Abschnitt  »Oj  Excess  oj Suppfy«,  \  2  »Tbe  supply  «f 
commoditits  in  gtneial  caiinot  tsceed  the  power  pKrcbasm.  (a.a.O.,  S.  571-57^,  und  auch  Batens  1987,  S.  83-103 
(»Effdtüvt  Nad^n^  als  „Banün"«),  S.  88. 
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Wir  gehen  wieder  vf)m  ( jleichgewicht  in  der  Referenzperiode  aus,  also  (>',  Z/^,).  Nun 
sei  es  aber  so,  dali  lediglich  ein  besnmmter  Sektor  (7),  also  nicht  die  Volkswirtschaft  in 
toio,  einen  Produkiiviiaisforischritl  realisiert,''"  Dessen  Angeboistunktion  in  der  Folgc- 
pcriodc  wäre  demnach  {y^').  Die  „mittlere"  Angebotsfunktion  aber,  die  sich  als  ge- 
wichteter Mittdwert  aus  dem  Produktivitätsniveau  der  Referenzperiode  und  dem  Pro- 
duktivitätsniveau  des  Sektors  (/)  in  der  Folgeperiode  ei^bt,  wäre  demnach  „nur** 
{Y*)/'^  Damit  aber  würde  sich  auch  die  Nachftagefunktion  nur  entsprechend  weit 
nach  Notdosten  verschieben.  Das  Gleichgewicht  in  der  Folgeperiode  läge  also  im 
Punkt  (.4,)  bei  einem  Durchsatz  von  (fj).  Der  „innovative"  Sektor  könnte  aufgrund 
des  Produktivitätsfortschrittes  bei  gegebenem  Arbeitsvolunu-n  demnach  {Y[)  produ- 
zieren -  würde  diese  Menge  aber  zumindest  auf  dem  Binnenmarkt  nicht  absetzen 
können.  I'olglich  lileibt  nur  die  M(")ulichkeit,  unterhalb  der  Produktionskapazitäten  zu 
produzieren  -  und  das  bedeutet  nicht  nur  eine  potentielle  L  nierbeschätÜgung  des 
Sachkapitals»  sondern  im  Regelfall  eben  auch  des  Arbeitsvolnmens:  Arbeitsvohimen 
wird  frei. 

Die  einzige  Mög^chkeit,  diesen  Effekt  zu  vermeiden,  bestieht  darin,  hochproduktiv 
hergestellte  Güter  zu  exportieren.  Historisch  gesehen  scheint  es  in  der  Tat  so  zu  sein, 

daß  Volkswirtschaften  mit  hoher  (überschießender!)  Produkrivitärscntw  icklung  schon 

immer  e]q>ortabhängig  waren,  was  natürlich  auch  wieder  Kritiker  auf  den  Plan  rufu^'^ 

Gombrich  zum  Beispiel  -  einer  möglichen  „revolutionären"  Gesinnung  vollkommen 

unverdächtig  -  schildert  diesen  Effekt  in  seiner  'A/^r^f//  Weltgeschichte  für  Junge  Leser«  \xi 

sehr  einfachen  W  orten,  dafür  aber  um  so  eindringlicher: 

Immerhin  war  ihr  [der  Arbeitnehmer]  Lohn  natürlich  nicht  hoch  gt-nug,  liaß  sie  alles  hätten  kaufen 
können,  was  da  von  den  neuen  Riesenmaschinen  erzeugt  wurde.  Blieben  aber  diese  Waggonladungen 

von  Tuch  odtr  I.ftlt-r  liegtii  und  wunkn  f.irl.t  \i.rk;iufi.  dünn  h:itii'  es  kfimn  Sinn,  wenn  dif  Falirik 
täglich  neue  herstellte.  Sic  mußte  schließen.  \X  cnn  sie  schloß,  waren  die  Arbeiter  arbeitslos,  konnten 
sich  gar  nichts  mehr  kaufen,  und  dann  blieb  immer  mehr  liegen.  Einen  solchen  Zustand  nennt  man 
W'irtschaftskrisi.-.  I  m  sie  ZU  vermeiden,  w  ar  <.s  für  alle  Länder  wichtig,  daß  möglichst  alle  Waren,  die 
die  v  ielen  l'ahriken  crzcujitcn,  aiicli  \erkautt  werden  konnten,  l'nd  wenn  das  nicht  im  eii;encn  Lande 
ging,  mußte  es  eben  im  Ausland  versucht  werden.  Nicht  in  Europa.  Da  standen  ja  fast  überall  l  abri- 
ken.      Kurz,  es  wurde  wirklich  fär  die  europäischen  VöUcer  wicht^  Kolonien  zu  besitzen.^ 

Wir  werden  auf  diesen  Punkt  noch  zurückkommen« 


Das  (/)  mag  dabei  für  „innovativ"  stehen. 

Die  Überstreichung  steht  für  »Durchschnittswert«  (v^.  auch  das  A  er^icbnis  dtr  vtmtndttdR  Sjmboit«), 
Kritiker  also,  die  dabei  in  etwa  argumenderen,  daß  auf  diese  Weise  „die  inneren  Widersprüche  des  Sy- 
Stenns"  exporiitn  im'  I.  i/iiich  potenziert  würden.  Im  Cirumle  Ixruht  ja  die  gesaniie  „Kapitalismus  = 
Imperialismus' -Idee  im  K.ern  auf  diesem  Argument.  Dieser  Khdk  wollen  wir  an  dieser  Stelle  aber  nicht 

weiter  nachgehen. 

Gombrich  1998,  S.  317  (.  Sir  Ernst  Gombrich  (f  2001)  ist  übrigens  seit  1986  Ehrenmii^^ied  der  Aka- 
demie der  Wissenschaften  zu  Göttingen. 
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Fasscn  w  ir  ini  iiiiclistcn  Schritt  die  Zusanmicnhänge  algebraisch.  Dazu  wollen  wir  zu- 
nächst eine  handlichere  Notation  vereinbaren: 

Demnach  gilt  nach  (223)  für  die  Angebotsfunktion  in  der  Referenzpenode: 

(253)  Y^.\'^ 
Für  die  „innovative"  Angebotsfunktion  in  der  FoJgepenode  gilt: 

(254) 

Der  „innovadve"  Sektor  produziert  also  auf  einem  Niveau,  das  einem  „Zuschlag**  von 
(9>)  entspricht,  wobei  (f»)  Werte  größer  Null  annehmen  soU.^^  Die  Angebotsfiinktion 
verläuft  also,  gemessen  g^en  die  Ordinate,  mitsprechend  steiler. 

Für  die  resultierende  „mitdere"  Aogebotsfunkdon  der  Folgeperiode  {Y^^)  ergibt  sich 
damit: 


(255)     yr-((l-y).l  +  y.(U<^).lj.^ 


Dabei  steht  (y)  för  das  Gewicht,  das  der  innovative**  Sektor  am  gesamten  Produkti- 
onseigebnis  hat.  Daher  muß  im  Zweisektorenfall  das  Gewicht  der  „restlichen**  Sekto- 
ren sein.  Damit  produziert  ein  Teil  der  Volkswirtschaft,  nämlich  (1-y),  auf  dem 
ursprünglichen  Niveau  ein  anderer  Teil,  nämlich  (y),  dagegen  auf  dem  imi  den 
Zuschlag  (f>)  eriiöhten  Niveau. 

Aufgelöst  erhalten  win 

(256)  .l.((l-y)  +  y+y.^)).^ 

-p?-(i+(yv))~ 

Dabei  läik  sich  der  Tcrm  (}'•(/')  als  „Cjcsamtzuschlagsparameter"  interpretieren:  Die 
Steigung  der  mitderen  Angcbotsfunktion  in  der  l  olgeperiode  ist  also  (gemessen  gegen 


Dabei  luiben  wir  den  Ausdruck  ülier  <len  Faktor  (l  +  f»)  SO  einf.u  li  wit-  »niglioli  modelliert.  Genau  ge- 
nommen wird  natüiiich  (c**)  im  Nenner  AJtiuer,  was  für  unsere  Zwecke  aber  keinen  Unterschied  macht 
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dic  Ordinate)  um  so  steiler,  je  (1)  „innovativer"  der  einschlägige  Sektor  ist  {(p)  und  (2) 
je  größer  sein  Gewicht  (y)  in  der  Volkswirtschaft  isL 

Vergleichen  wir  abschließend  noch  die  Steigung  der  Angebots funküon  des  „innovaü- 
ven**  Sektors  ^m'j,  die  wir  nach  allem  ja  als  Maß  für  den  partiellen  ProdukdvitätsfbrC- 
schritt  intetpretieren  können,  mit  der  Steigung  des  mittleren  Niveaus  (m),  also: 

(257) 

c 

bzw. 

(258)  «  =  ^(l+yMp) 

Die  Steigungen  sind  genau  dann  gleich  groß,  wenn  gilt: 

o  l  +  flj-l  +  y«p 

(259)  ofp-ytp^a 
-*»9P(l-y)-0 


vy-1 


Das  heißt  also,  wenn  es  entAveder  keinen  Froduktivitätsfortschritt  gibt  ((/"  =  ())  oder 
wenn  der  Produkux  iiacstortscliriu  tür  die  gesamte  Volkswirischaü  ///  toto  gilt  (y-I). 
Bei  jeder  anderen  Konstellation  aber  ergibt  sich  eine  Abweidiung  und  damit  eine 
JMeng^nreaktion**.  Der  Produktivitätsfortschritt  fuhrt  damit  unweigerlich  zu  einer 
Unterbeschäftigung  von  Faktoren,  was  ^eichzeitig  bedeutet,  daß  er  sich  /mcfr/ vollstän- 
dig in  Wachstum  umsetzen  kann.  Damit  aber  ist  der  Fall  einer  nur  partielka  Produkti- 
vitätsstei^erunu  zumindest  in  erster  Näherung  ä/VA/ wohlfahrtsentwicklungskonform. 
Das  wirft  allerdings  eine  Frage  auf:  Könnten  die  Unternehmen  nicht  versuchen,  das 
hier  skizzierte  lir^ebnis  zu  anrezipieren  und  sich  entsprechend  darauf  einstellen?  \'iel- 
leicht  wäre  das  möglich.  Allerdings  stellt  sich  hier  sofort  die  Gegenfrage:  W  arum  soll- 
ten sie?  Produktivitätsfortschritt  bedeutet  die  Mtiglichkeit,  den  gleichen  Output  zu 
geringeren  Küsten  zu  erstellen.  Mögliche  Konse4uenzen  für  das  Arbeitsvolumen  lie- 
gen aber  nun  einmal  nicht  in  der  originären  Verantwortung  der  Unternehmen.  Die 
zweite  Möglichkeit  besteht  dann,  das  nicht-absetzbare  Produktionsvolumen  zu  expor- 
tieren, sofern  es  sich  um  trad^k  gf>odshuaA<At,  Von  dieser  Möglichkeit  wurde  und  wird 
ja  auch  reichlich  Gebrauch  gemacht.  Nach  allem  können  wir  sagen:  muß!  (Stichwort: 
„Exportweltmeister"),  .\llerdings  können  Nettoexportüberschüsse,  wenn  sie  chronisch 
werden  (wie  das  für  Deutschland  traditionell  der  Fall  ist),  neuerliche  Instabilitäten  mit 
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sich  bringen.-''"'  Kinc  'zi'iiiuisät:^liche  Lösung  tur  das  Problem  der  Mengenreaktion  ist  also 
auch  an  dieser  Stelle  zumindest  auf  die  hinge  Sicht  nicht  unbedingt  zu  envarten. 

Nach  allem  dürfte  also,  wenn  wir  einzelne  Rechnungsperioden  betrachten,  der  Fall 
partieller  Produktivitätssteigerung  der  absolute  Normalfall  sein.  Über  mehrere  Peri- 
oden betrachtet  'wiid  es  aber  so  sein,  daß  mal  der  eine,  mal  ein  anderer  Sektor  Produk- 
tivitätsfottschntte  erzielt.  Auf  diese  Weise  „dreht"  sich  (f^"*)  im  Uhrzeigersinn,  die 
Steigung  (gemessen  gegen  die  Ordinate)  wird  steiler,  die  Produktivität  nimmt  im  Laufe 
der  Zeit  also  immer  mehr  zu.  Dennoch  wird  es  so  sein,  daß  Produktivitätsfortschritte 
k;unäclist  einmal  auch  Arbeitsvolumen  freisetzen,  das  nicht  ohne  weiteres  sofort  neue 
Beschäfdgung  findet.  Anschaulich  interpretiert  bringt  der  partielle  Produktivitätsfort- 
schritt dabei  also  so  etwas  wie  eine  „Bugwelle  an  Arbeitslosigkeit"  mit  sich.  Diese 
Welle  legt  sich  wieder,  wie  jede  Bugwelle.  Cileichzcitiü  cnTsrehr  sie  aber  auch  immer 
waeder  neu  -  solange  jedenfalls,  wie  der  Prozeß  technischen  I  tntschrutes  nicht  zum 
Stillstand  kommt.  Was  allerdings  bis  auf  weiteres  wohl  nidit  der  FaU  sein  dürfte.  Da- 
mit stellt  sich  die  Frage,  ob  und  wie  man  diese  „Bugwelle**  möglichst  flach  halten,  zu- 
mindest aber  ein  trendstabiles  Ansteigen  vermeiden  kann.  Mit  dieser  Frage  wollen  wir 
uns  im  Kapitel  E.  (»Opiioim«)  befassen. 

4.  Gedankenaq>etiment 

Zunächst  aber  wollen  w  ir  uns  die  Ergebnisse  dieses  Abschnitts  —  ohne  auf  ein  Modell 
zurückzugreifen  —  anhand  eines  kleinen  Gedankenexperiments  verdeutlichen.  Dabei 
wollen  wir  von  einer  Volkswirtschaft  mit  genau  zwei  W'irtschartssubjekten  ausgehen  — 
also  /um  Beispiel  einem  Bauern  und  einem  FailensielK  r.  Der  Bauer  produziere  aus- 
schließlich ^X'ei2en,  der  Fallensteller  ausschließlich  Fleisch,  wobei  In  ide  einen  Teil  ih- 
res Ou^uts  selbst  konsumieren  und  den  Rest  tauschen.  Im  Ausgangs/ ustand  leisten 
beide  einen  bestimmten  Input  an  Zeit  und  produzieren  dabei  auf  einem  gegebenen 
Produktivitätsniveau.  Damit  läßt  sich  (bei  gegebenem  „Preis-**  bzw.  Austauschvei^t- 
nis  und  bei  gegebenen  Präferenzen)  die  Wirtschaftsleistung  (wahlweise  in  Weizen- 
oder Fleischeinheiten),  das  aggregierte  Wohlfahrtsniveau  und  auch  das  disa^eg^erte 
Wohlfahrt sni\eau  bestimmen.  Nehmen  wir  nun  an,  daß  es  heidettyd'&m  Bauern  und 
dem  l'allensteller,  gelingt,  ihre  i'rodukrivirär  in  der  bolgeperiode  zu  verdoppeln.  Das 
wiirde  unserer  iilhitnitiiwn  Produktivitätseniwicklung  entsprechen.  Beide  können  somit 
doppelt  soviel  produzieren  und  kotisumieren.  Die  W'irtschaftsleistung  und  die  Kon- 
summöglichkeiten  iiäiien  sich  also  verdoppelt  und  damit  (nach  unserer  Detlnition) 
auch  das  aggregierte  und  das  disaggregierte  Wohlfehrtsniveau.^^  Der  Produktivitäts- 
fortschritt würde  sich  also  vollständig  in  Wachstum  umsetzen.  Betrachen  wir  nun  die 
zweite  Möglichkeit  und  nehmen  wir  an,  allein  der  Fallensteller  habe  seine  Produktivität 
verdoppelt,  der  Bauer  dagegen  verharre  auf  seinem  ursprüng^chen  Produktivitätsni- 

Auf  die  W  nhlt'ahrtscnrv,vickiuagskontonnität  des  Außenhandels  werden  vir  im  Abschnitt  D.  V.  {»Au' 
ßenhandel«)  noch  eingehen. 

Gienznutzenüberlegungen  haben  wir  ja  der  Aggr^iatioasfithigkdt  geopfert  Für  unser  Gedankenexpe- 
liment  spielen  sie  aber  ohnehin  keine  Rolle. 
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vcau.  Damit  konnte  der  Fallensteller  doppelt  so  viel  Weizen  eintauschen  wie  in  der  Rc- 
ferenxpcri< nie.  Allerdings  wird  der  Bauer  nicht  in  der  I.agc  oder  fautgrund  seiner  Prä- 
ferenzen) zunundest  nicht  geneiut  sein,  diese  doppelte  Menge  auch  eintauschen  zu 
wollen/'*  Wenn  wir  davon  ausgehen,  daß  der  Preis  für  Fleisch  nicht  bis  auf  die  Hälfte 
des  Urspningswertes  sink^  würde  dem  Fallensteller  also  nichts  weiter  übrigbleiben  als 
den  größten  Teil  seiner  zusät2lichen  Fleischproduktion  selber  zu  konsumieren.  Um 
dieses  einfache  Gedankenexperiment  aber  nicht  allzu  weit  von  den  Gegebenheiten 
einer  realistischen  Volkswirtschaft  zu  entfernen,  wollen  wir  annehmen,  dalJ  Wirt- 
schaftssubjekte vornehmlich  produzieren,  um  zu  tauschen.  Also  wird  dem  Fallensteller 
nichts  weiter  übrigbleiben  als  seinen  Input  an  Zeit  zu  senken.  Er  wird  seine  Produkti- 
on vielleicht  um  j^s50%  stetem,  was  er  nach  allem  mit  einem  Input  von  ^  der  ur- 
sprünglichen Arbeitszeit  bewericstelligen  kann.  Er  wird  sanen  Arbeitsinput  also  nokus 
Polens  um  N  =  -25%  reduzieren.  Der  Rest  ist  (unfreiwillige)  Freizeit.  Der  partielle  Pro- 
duktivitätsfortschritt hätte  sich  auch  hier  nur  zum  Teil  in  einen  höheren  Output  umge- 
setv'i,  /um  anderen  Teil  aber  in  einen  Rückgang  des  Arbeitsvolumens:  Es  kommt  also 
auch  hier  zu  einer  Mengenreaktion".  Dieser  Zustund  würde  so  lange  anhalten,  bis  es 
dem  Hauern  ebentalls  gelingt,  sein  Produktivitätsniveau  /u  verdoppeln.'''"  Kurzum: 
Das  iirgebnis  unseres  Gedankenexpetiments  entspricht  voll  und  ganz  der  oben  vor- 
genommenen ModeUbüdung. 

5.  Fazit 

Zusammenfassend  bleibt  festzuhalten,  daß  sich  Produkdvitätsfbrtschritt  langfristig  ge- 
sehen regelmäßig  in  Wachstum  umsetzt  und  damit  zu  dnem  trendstabil  anste^nden 
e^fft^rten  Wohlfkhrtsniveau  fuhrt  Insofern  haben  die  „Kapitalismus-brii^-S^en"- 
Vcrfechter  vollkommen  recht.^  Auf  kürzere  Sicht  aber  müssen  wir  in  Rechnung 
stellen,  d.ifj  Produkt! vitäts Fortschritte  regelmäßig  nur  einen  Teil  der  Sektoren  einer 
Volkswirtschal  t  betreffen  und  damit  partiell  sind  und  eben  nicht  aligemein.  Das  aber 
führt  dazu,  daß  die  jeweils  „inno\  ativen"  Sektoren  regelmäljig  mit  Absatzproblemen 
konfrontiert  sein  werden.  A^regiert  gesehen  bedeutet  das,  daß  die  Produktivitätsent- 
wicklungsrate  einer  gegebenen  Rechnungsperiode  die  entsprechende  V\  achstumsrate 
ohne  weiteres  übersteigen  kann:  Es  kommt  zu  „überschießender  Produktivitätsent- 


4M  Alletdings  würde  dne  solche  Bntwiddm^;  absehbar  zu  einer  Vetindeniiig  des  Austauschverhältiiisses 

fülin-n.  Der  Buut  r  würclc  für  die  gkiclii'  Mt,  nt:i  W'cizi-n  vermutlich  WfAr  Fleisch  t-int-iusclit  ii  k<inneo.  So 
gesehen  würde  alKu  auch  er  indirekt  von  dem  Frodukuvitätst'ortschhtt  des  Fallenstellers  begünstigt. 

Der  Frage,  ob  beide,  Bauer  K»i  Fallensteller,  das  verdoppelte  ProduktivitätsniTeau  möf^cherweise  nut- 
zen konntt'ti,  uni  /us;ii/lichen  KoDSiim  zugunsten  von  mclir  FVcixcit  zu  licgicnxt-'n  (I'.inkrjmmciisi-ffckt), 
wollen  wir  hier  nicht  weiter  nachgehen,  da  das  erstens  den  Rahmen  unseres  kleinen  Gedankenexperi- 
mentes  sprengen  würde,  und  da  wir  ohnehin  von  einem  „rein"  materiellen  WohUahrtsb^jrifF  ausgehen 
woUii  II. 

**'  Wobei  hier  unter  »Kapitalismus«  eine  kapitalintensive  industrielle  Pnjduküonsweise,  letztlich  also  eine 
hohe  Fnrwicklungsiatc  der  Arbeitsproduktivität  zu  verstehen  wäre,  und  nicht  etwa  freie  Marktstcucrung 
an  sich.  Daß  das  eine  mit  dem  .iiulercn  zusammenhängen  leann,  igt  eine  ganz  andere  Frage,  der  wir  an 
dieser  Stelle  aber  nicht  weiter  nachgehen  wollen. 
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wicklung".  Zwar  gleicht  sich  dieser  Kffckr  mirrcltrisri^j  ans,  weil  mal  dieser  und  mal 
jener  Sektor  „innovativ"  sein  wird.  Demnach  ist  beides  richtig:  Langtristig  gesehen 
tuiiri  Produkiivitätsfortschritt  zu  einem  trendstabil  ansteigenden  \X  ohltahrtsniveau, 
auf  kürzere  Sicht  gleichzeitig  aber  auch  zu  einem  Rückgang  des  Arbeitsvolumens  und 
ist  damit,  wenn  hierfür  keine  Losung  gefunden  wird,  nach  unseren  Kriterien  zumin- 
dest potentiell  mb^ahrtstntwiekiungsaiidt^.  Hinzu  kommt:  Sektoren  mit  cbraniscb  schwa- 
cher Produktivitätsentwicklung  würden  auf  längere  Sicht  den  wohlfahrtsentwick- 
lungswidrigen  Kurs  nur  verschärfen.  In  (259)  haben  wir  gesehen,  daß  die  Entwicklung 
nur  genau  dann  nicht -m  einer  Mengenreakiion  führt,  wenn  der  Pnnluktivitätsfort- 
schritt  alloemeit!  ht  ()'  =  !).  Die  „innovativen"  Sektoren  sollten  also  möglichst  die  ge- 
samte Volkswirtschaft  abdecken.  Utngekchrt  bedeutet  das,  daß  der  Anteil  chronisch 
minderprodukciver  Sektoren  an  der  volkswirtschaftlichen  W'ertsch/ipfung  auf  mittlere 
Sicht  möglichst  nickjäußg  sein  sollte,  wie  das  in  den  letzten  6Ü  Jaiuen  vor  allem  bei  der 
Landwirtschaft,  aber  auch  etwa  bei  der  Kohlefordening  ja  auch  der  Fall  war.  Erstaun- 
licherweise können  wir  aber  eine  genau  gegenteilige  wirtschaftspolitische  Tendenz  be- 
obachten, nämlich  den  Versuch,  eine  zunehmende  Zahl  „Wieder-Einzusteuemde*' 
ausgerechnet  in  Sektoren  mit  chronisch  schwacher  Produktivitätsentwicklung  zu  be- 
schäftigen, also  namendich  im  Bereich  sog.  „personennaher  Dienstleistungen".  Nach 
allem  ist  es  aber  nur  schwer  vorstellbar,  wie  ein  solcher  wirtschaftspoliüscher  Kurs  zu 
einem  wohlfahrtsentwicklungskonfbrmen  Ergebnis  fuhren  soll. 

IV.  Rücklaufsperre  der  Produktivitätsentwieklimg 

Wie  wir  im  Abschnitt  D.  1.  (•'Phtisfiiwodeikj  ^cs<:\\>jn  haben,  führt  überschielk-nde  Pnj- 
dukrivitätsennvicklung  in  erster  Näherung  daxu,  da(>  ein  Teil  des  \rheits\-olumens 
ausgesteuert  wird.  Dabei  wäre  es  zwar  denkbar,  daß  das  ausgesteuerte  Arbeitsvolunien 
anderweitig  Beschäftigung  findet  Allerdings  wäre  das,  wie  wir  im  Abschnitt  D.  IL 
(»^rodukHvttötskom^ttsation«)  gesehen  haben,  nur  zu  einem  äußerst  inferioren  Produkti- 
vitätsniveau und  damit  einem  entsprechend  inferioren  Reallohnsatz  denkbar.  Ein  Er- 
gebnis also,  daß  p»  deßnitionem  wohlfahrtsentwicUungswidrig  wäre.  Wie  wir  im  Ab- 
schnift  D.  TU.  (  \li  uztnreakHon«)  ^sch^n  haben,  ist  eint  solche  Entwicklung  auch  nicht 
unbedingt  als  unwahrscheinlich  einzustufen.  Sie  stellt  sich  um  so  eher  ein,  (1)  je  größer 
und  (2)  je  selektiver  der  Produktivitätsfortschritt  in  einzelnen  Sektoren  einer  Volks- 
wirtschaft ist. 

Dabei  drängt  sich  geradezu  die  Frage  auf,  f)b  unter  diesen  Umständen  nicht  der 
Schritt  in  die  Selbständigkeit  eine  reizvolle  und  vor  allem  auch  wohlfahrtsentwick- 
lungskonforme  Alternative  sein  könnte?  Der  Grundgedanke  ist  dabei  recht  einfach: 
Wenn  -  wie  das  in  der  allgemeinen  Wahrnehmung  der  Fall  zu  sein  scheint  —  die  Un- 
teraehmensgewinne  übelproportional  steigen,  die  Arbeitnehmereinkommen  dag^;en 
stagnieren  oder  gar  rückläufig  sind,  dann  sollte  das  genug  Anreiz  sein,  selbst  ins  Un- 
tcmehmerlager  überzuwechseln.  Ein  solcher  Schritt  hätte  für  die  Betroffenen  zwei 
unmittelbare  X'orteile:  /um  einen  wären  sie  weiterhin  erwerbstätig.  Sofern  das  in  ei- 
nem der  früheren  Beschäftigung  vergleichbaren  Volumen  der  i'all  ist  (und  davon  ist 
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hei  Ncu^rünc^un^cn  durchaus  auszugchen),  wäre  die  zweite  Bedingung  tur  Wohl- 
tahrtscntwicklungskontormität  schon  einmal  erfüllt:"''*'  Das  Arhcitsvf)lumen  wäre 
demnach  ///VA/ rückläufig.  Sofern  sie  weiterhin  ein  vergleichbares  Einkommen  erzielen, 
wäre  auch  die  dritte  Bedingung  für  Wohlfahrtsentwicklungskonformität  erfüllt:  Ob 
jemand  abhängig  beschäftigt  ist  oder  selbständig  spielt  für  die  Wohlfahrtsentwicklungs- 
konfotmität  keine  Rolle.  Auch  aus  volkswirtschafitlicher  Sicht  liegen  die  Vorteile  auf 
der  Hand.  Zum  einen  ließe  sich  auf  diese  Weise  Arbeitslosi^eit  vermeiden.  Wer  selb- 
ständig ist,  ist  per  dtfinitionem  nicht  arbeitslos  und  damit  —  das  ist  ja  oft  der  entscheiden- 
de Punkt  auch  kein  sozialpolitischer  Problenit^ill.  Zum  zweiten  könnte  eine  rege 
„(  iründeriatigkcii"  sogar  Arbeitsplätze  schafffii.  So  w  ird  diese  Option  in  der  Tateratur 
aucli  rege  diskutiert  und  dabei  meist  auch  für  „zieiführend"  erachtet.  So  schreiben  et- 
wa Berthold  und  hehn: 

Lin  wcitcrci  V\  cg,  den  \\  cttbeweib  auf  den  Gütermärkten  zu  intensivieren,  besteht  dann,  die  Neu- 

gtündungTon  Untemehmcd  zu  focdecn.^ 

Dabei  argumenderen  Berthold  und  Fehn  eher  indirekt.  Sie  verstehen  Selbständigkeit 
nicht  nur  als  Alternative  zu  ansonsten  drohender  Arbeitslosigkeit  oder  einer  Beschäfti- 
gung zu  einem  geringeren  Lohnsatz,  sondern  als  einen  Weg,  den  „Wettbewerb  auf  den 
Gütermärkten  zu  intensivieren. Mehr  W  ettbewerb  auf  den  Gütermärkten  bedeute 
aber  „größere  Gütermengen  zu  niedrigeren  Güterpreisen"  und  damit,  so  Berthold  und 
I-chn,  ,, steigt  die  ArlieilsnachtVagi.-  an"."'"'  Nun  ist  „ansteigende  Arbeitsnachfrage"  ein- 
deutig wt)hlfahrtsentwickluiigskoiitorm.  Und  „größere  Gütermengen"  führen  —  egal 
ob  zu  niedrigeren  Güterpreisen  oder  nicht  -  nach  dem  Marshall'schen  Rentenkonzept 
ebenfidls  2u  einem  ansteigenden  Wohlfahrtsniveau.  So  gesehen  haben  Berthold  und 
Fehn  also  durchaus  einen  wohl&hrtsentwicklungskonformen  Kurs  im  Sinn.  In  der 
hier  verwendeten  BegrifOichkeit  kommt  es  aber  im  Gegensatz  zum  Marshall'schen 
Rentenkonzept  auf  „größere  Gütermengen'*  an,  sondern  auf  einen  ansteigenden 
Reallohnsatz.  So  gesehen  //////  die  Lösung,  die  Berthold  und  Fehn  vorschlagen,  also 
nicht  norwendigerwcisc  wohlfahrtsenrvvicklungskonform  im  hier  definierten  Sinne 
sein.  Tatsächlich  hat  es  in  der  jüngeren  Vergangenheit  auch  nicht  an  entsprechenden 
wirtschaftspolitischen  Vorstößen  gefehlt.  So  gab  es  von  „Ich-ACi"  bis  „Uberbrük- 
kungsgeld"  die  verschiedensten  Formen  von  Fxistenzgründungszuschüssen."""  Damit 
verbunden  war  stets  der  Zweck,  ausgesteuertes  Arbeitsvolumen  in  die  Selbständigkeit 
zu  „endassen".  Uns  soll  es  hier  aber  weniger  um  sozialiomantische  Verklarung  gehen 

*"  Dtr  BcirritT  ■»XtugründiTw  ist  lUiln-i  olTi'iisiclnlidi  i-in  PUr)ii:istmis.  Wi-nn  ii-maiul  fi\v;is  „irründet", 
dann  ist  da.s  nutwendigerv^'eise  neu.  Icli  niijchte  den  Begriff  gleichwohl  veru'enden,  weil  er  »ich  a)  einge- 
bätg^  hat  und  weil  er  b)  eine  wohltuende  Distanz  schafft  zwischen  „Gründern"  un  engten  Sinne,  also 

tatkr,'itlit;i-ti  Pcrs(nilichl<<.'iti.Tl,  die  zu  ilirrr  /cii  l',.iVi/i   I  'nrcrnrlinicnsiniperiiMi  aufi^c-h.iul  —  ciiif 

Wortbedeutung  also,  wie  sie  etwa  in  „Gründerjahre  '  anklingt  -,  und  ausgesteuerten  ehemaligen  Arbeii- 
nehmem,  die  sich  oft  gcnuu:  glücklich  schätzen  können,  wenn  es  ihnen  gelingt,  als  Einsduntemehmer 
(euphi  inistisrh  „Arlx  iiskrattuntc  rnehmeO  einigermaßen  über  die  Runden  zu  kommen.  Das  eine  hat 

mit  dem  anderen  also  nicht  allzu  viel  zu  tun. 

Andererseits  wollen  wir  die  „Gründerjahre"  hier  aber  auch  nicht  verklären.  Zum  guten  Teil  hat  es  sich 
dabei  ja  nur  um  eine  mit  französischen  Reparationszahlungen  finanziere  „Blase**  geliandelt. 
»2  Bctthokl/Fchn  1994.  S.  323. 
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(„(iründcrjahrc")  als  vielmehr  um  die  I'rai^e.  ob  und  inwietern  ein  solcher  Schritt  tür 
die  Betroffenen  wohlhihrtsentwicklunt^skontorm  wiue.  Das  wirft  die  l'raji;e  auf,  ob 
Neugründer  tatsächlich  in  der  Lage  sind,  für  „mehr  W  cubewerb"  zu  sorgen.  Und,  falls 
ja,  welche  Form  von  Wettbewerb  wir  dabei  erwarten  können.  Der  Grundgedanke  ist 
ja,  daß  sich  jeder,  der  will  (und  dabei  besdnimte  Anforderungen  erfüllt),  prinzipieU 
jederzeit  selbständig  machen  kann.  Wir  kennen  das  unter  dem  Stichwort  »Gewerbe- 
freiheit«^  oder,  voUcswirtschaftlich  formuliert,  als  »freien  Marktzugang«.  Dabei  finden 
sich  Forderung  und  Begründung  einmal  mehr  bereits  bei  Adam  Smith: 

Das  Eigentum,  das  jedet  Menscli  .in  <i.  ini  i  Arln  i'  lit  '^iizi,  isi  in  lioclisii  tii  NtafW'  hi  iliL'  uni!  uii\  rrk't/- 
lich,  weil  CS  itn  Ursprung  alles  andere  üigcncuin  begründet.  Das  Erbe  eines  armen  Mannes  liegt  in  der 
Kiaft  und  in  dem  Geschick  seiner  Hände,  und  ihn  d«ran  zu  hindern,  beides  so  einzuseceen,  wie  er  es 
fäi  richtig  h;ili.  oriu  dabei  seinen  Nachbarn  zu  schädiji^n,  ist  eine  offene  Verlet;!ung  dieses  heiligsten 
Eigentums,  offenkundig  ein  riiergritT  in  die  \v olilhegrünclete  Freiheit  des  Arlieiters  unc!  uller  anderen, 
die  bereit  sein  mögen,  ihn  zu  beschäftigen.  Su  wie  der  eine  daran  gehindert  wird,  an  etwas  zu  arbeiten, 
was  er  für  richdg  hält,  so  werden  die  anderen  daran  gehindert,  jemanden  zu  beschäft%en,  der  ihnen 
paßt  Das  Urteil  darüber,  ob  er  für  die  Arbeit  geeignet  ist,  kann  ruhig  der  l-.n|seheidung  der  llniemeh- 
mcr  überlassen  bleiben,  deren  Interesse  davon  so  stark  berührt  wird.  Die  heuchlerische  Besorgnis  des 
Gesetzgebers,  diese  künntcn  einen  zumindest  Ungeeigneten  bcschiifugcn,  ist  offensichtlich  ebenso  un- 
Terschämt,  wie  sie  bedruckend  ist.^ 

Adam  Smith  sieht  fteien  Marktzugang  also  durch  den  Gesetzgeber  beschrankt.  Uns 
soll  es  hier  aber  nicht  um  ncbtUcbe  Hürden  gehen,  sondern  um  mögliche  ökonomische 
Hürden  freien  Marktzuganges.  In  erster  Käherung  können  wir,  soviel  scheint  mir  si- 
cher, davon  ausgehen,  daß  die  Neugründung  eines  Unrcrnehmens  nicht  „im  luftleeren 
Raum"  stattfindet,  jeder  Neugründer  wird  auf  Unternehmen  stolk-n,  die  sich  bereits 
auf  dem  Markt  tiimtiicln.  Diese  Lhiternelünen  Itaben,  formal  gesagt,  eines  gemeinsam: 
Sie  vertügen  über  eine  gewisse  und  dabei  meist  auch  nicht  ganz  unerhebliche  Aus- 
stattung an  Sachkapital  und  Technischer  Kompetenz  im  weitesten  Sinne.  Kurzum: 
Neugründer  treffen  auf  das,  was  die  Rechtsprechung  „eingerichtete  und  ausgeübte 
Gewerbebetriebe"  nennt  und  dabei  als  absolutes  Recht,  also  mit  Wirkung  gegen  je- 
dermann, schützt^^  Da  Arbeitskraft  allein  vollkommen  unproduktiv  ist  —  selbst  bei 
einer  einfachen  Cobb  Douglas-Produktionsfunktion  ergibt  sich  bei  einem  Kapitalbe- 
stand von  Null,  unabhängig  vom  Arbcitsinput,  ein  Output  von  ebenfalls  Null  -  brau- 
chen die  Neugründer  also  zumindest  eine  Grundausstattung  an  Sachkapital  und  Tech- 


^  Berdiold/Fehn  1994,  S.  323. 

Ri  rr>-o!(I/Fehn  1094.  S.  "^23. 
^'^  Cjemcint  ist  dabei  natürUch  die  Gründung  einer  Existenz  als  Stihstänätgtr.  Die  Existenz  an  skb  kann 

nämlich  kaum  „gqijtändet"  werden.  Wer  nicht  ohnehin  bereits  existiert,  wird  sich  schwertun,  eine  Exi- 

stt-n/  zu  „gründen".  Aher  w  ir  wollen  hier  nicht  haarspaltcrisch  werden. 
^  Dabei  hat  die  Gewerbefreiiicit  in  Deutschland  gem.  y\rt  12  1  GG,  wie  auch  schon  gem.  Aru  151  III  der 

Weiinarer  Reichsver&ssung,  sogar  Verfassungsrang. 
WAdam  .Smith  1789,5.106. 

S**  Das  Recht  am  eingerichteten  und  ausgeübten  Gewerbebetrieb  ist  ein  von  der  Rechtsprechung  im 
Rahmen  des  §  823  1  BGB  entwickeltes  sonstiges  absolutes  Recht.  Es  umfaßt  alles,  was  in  seiner  Gesamt- 
heit den  winschafdichen  Wert  eines  Betriebes  ausmacht.  Dazu  gehören  zum  Beispiel  der  Bestand,  die 
Erscheinungsform,  der  Tätigkeitskreis  und  nicht  zuletzt  auch  der  Kundenstamm. 
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nischcr  Kompetenz.  IDas  Kcrnprnhlcm  hat  dabei  schon  Adam  Smith  in  seiner  un- 

übertroftcn  pointierten  Weise  toimuliert: 

Außer  dem  Uesiu  vcin  etwas  Kapital  niuU  er  näiiilich  lesen,  schreiben  und  rechnen  können.  [...]  u>  daii 
ihn  dg^tUcfa  nichts  dann  hindect,  selbst  Gtoßbindkr  za  weiden,  außet  das  fehlende  Kapital^ 

Zwar  können  wir  im  Grundsatz  davon  ausgehen,  daß  jemand,  der  sich  heutzutage  in 
Deutsdiland  selbstiindig  machen  wül,  ,4e5en,  schreiben  und  rechnen"  kann.  Faßt  man 

die  Anforderungen  aber  etwas  weiter,  bin  ich  mir  hier  allerdings  gar  nicht  mehr  allzu 
sicher  \irhr  umsonst  gilt  unzureichendes  kaufmännisches  \X  issen  als  eine  der  haupt- 
sächlichen L'rsachen  für  gescheiterte  r.xistcnzgründungcn.  Machen  wir  uns  an  dieser 
Stelle  nur  hewullr,  w  ie  schwer  sich  ein  grof^cr  Teil  der  W  ohnbevölkerung  allein  mit  der 
jährlichen  Steuererklärung  tut  —  von  der  \  erhreiteten  Unfähigkeit,  etwas  so  ,,konipli- 
zieries"  wie  erwa  die  Strom-  oder  Gasal^rcchnung  zu  lesen  und  zu  inicrprciicren,  ganz 
zu  schweigen.  Ähnlich  realistisch  sieht  die  Dinge  auch  etwa  Schreiber,  wenn  er,  ganz 
„alte  Schule**,  nüchtern  feststellt: 

Der  Sprung  aus  dem  Status  des  Arbeitnehmers  in  den  des  selbständigen  Handwerkers,  des  Einzel- 

hXmllcr';,  des  Pfodulctionsunteniehmcr':  crti irdcn  ^\x■nn  wir  von  der  M''n:lichkcit  der  „lünhcirat"  ab 
sehen;  ID  aller  Regel  ein  bestimmtes  Minimum  an  Startkapital,  d.h.  ein  ererbtes  oder  erwurbencs  V'er- 

Hinzu  kommt,  daß  der  Anteil  jener  Haushalte,  die  aufgrund  fehlgeschlagener  Unter- 
nehmensgrütidungen  überschuldet  sind,  und  nicht  etwa  au^rund  überz<^nen  Kon- 
sums oder  singulärer  Ereignisse  wie  Arbeitslosigkeit  oder  Ehescheidung,  seit  Jahren 

kontinuierlich  im  Ansteigen  begriffen  ist.  Was  auch  nicht  weiter  verwundem  kann,  da 
es  den  Gründern  neben  einem  „Minimum  an  Startkapital"  oft  und  vor  allem  auch  an 

einem  Minimutn  betriebswirtschaftlichen  und  sonstigen  ki/oii'  hons  fehlt.  Kurzum: 

Neugründer  brauchen  Sachkapital  und  Technische  Kompetenz  als  komplementäre 

Produktionsfakroren,  von  Mitteln  zur  I'inanzicrung  des  Umlaufvermögens  einmal 

ganz  abgesehen,  ßerger  und  Ötte  euva  formulieren  das  wie  toigt: 

Es  stellt  sich  damit  die  Frage  nach  der  Organisation  [...{  ilc  t  |...{  Tätigkeit  außerhalb  des  Arbeitsmark- 
tes. Diese  Frage  stellt  sich  um  so  dringhchcr,  als  in  der  Regel  nicht  anzunehmen  ist,  daß  arbcits- 
marktextern  operiorcntk'  t  ieinarheit,  inslKsoiiderf  ,,.ihirn:ii:\ c  BiarieUc"  wegen  ihrer  in  der  Rii;cl  v  iel 
zu  geringen  Kapitalausstattung  |...J  es  zu  einem  Niveau  der  Produktivität  bringen  werden,  welches 
Konkuttenzfahigkeit  gegenüber  „notmalen"  Betrieben  erlaubt.'" 

Damit  haben  wir  unser  Stichwort  Um  für  „mehr  Wettbewerb"  sorgen  zu  können, 

müssen  die  Neugründungen,  so  trivial  das  klingen  mag,  „konkurrenzßhig^*  bzw.  a>eU- 

bewerbsfähig  sein.  Umgekehrt  formuliert:  Eine  Neugründung,  die  nicht  wettbewerbsfä- 
hig ist,  wird  über  kurz  oder  lang  (meistens  eher  kurz)  sprichwörtlicl i  \\  it  cler  „vom 
Markt  gefegt"  werden  -  falls  sie  überhaupt  Zugang  findet.  Nehmen  wir  gleiclnvohl  an, 
daß  lixistcnzgründung  ein  gangbarer  Weg  ist,  auch  wenn  er  für  die  Betroffenen  mögli- 
cherweise recht  steinig  sein  mag.  Das  allein  sollte  ja  kein  Hinderungsgrund  sein.  Das 


Adam  Smith  1789,  S.  97. 
^1'  Schreiber  1966,  S.  292. 
^»  Bciger/Offe  1982,  S.  364. 
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erste  crnstzunchmcnde  Problem  auf  diesem  W  eu  wäre  also  der  Zugang  zu  Kapital- 
mittcln  —  ein  Problem,  das  übrigens  auch  Berrhold  und  1  ehn  sehen: 

Nicht  /uktzc  die  mangelnde  Uereii&chat't  der  Banken,  potentiellen  Unternehmensgriindern  das  not- 
wendige Risikokapita)  zur  Verfügung  zu  stellen,  ist  für  die  zu  gerii^  Gtändoogsakttvität  mitverant- 
wortlich.*" 

Hier  müssen  wir  uns  fragen,  n  amm  die  Bereitschaft  der  Banken  so  unzureichend  ist? 
Wtuti  cs.,  i>rosso  modo,  lohnend  wäre,  Neugründer  mit  Risiko- Kapitalmitteln  auszustat- 
ten, Hvv/  man  davon  ausgehen  kann,  daß  sich  ein  entsprechendes  Rngagemenr  der 
Banken  „unter  dem  Strich",  also  nach  Verrechnung  der  V'erluste  durch  fehlgeschlage- 
ne Gründungen,  „rechnet",  dann  können  wir  mir  Sicherheit  davon  ausgehen,  da(i  sich 
ein  entsprechender  Markt  etablieren  würde.  Wo  Nachfrage  ist,  da  ist  in  aller  Regel 
auch  Angebot.  Voraussetzung  aber  ist,  daß  sich  das  Angebot  auch  wirklich  rechnet. 
Aus  der  Tatsache,  daß  es  keinen  Kapitalmittelmarkt^^^  für  Gründer  ohne  Sicherheiten 
gibt,  können  wir  also  fast  sicher  schließen,  daß  ein  entsprechendes  Engagement  aus 
der  Sicht  der  Banken  unrentabel  wäre  (oder  zumindest  als  unrentabel  eingeschätzt 
wird).5i*  Letzdich  sind  es  also  die  „Marktkräfte**  selbst,  die  die  Ausstattung  von  po- 
tentiellen Griindern  mit  Kapitalmitteln  verhindern. 

Kommen  wir  zum  zweiten  komplemenraren  Faktor.  Niehl  nur  Kapiralmittel  lassen 
sich  beschaffen,  auch  Technische  Kompetenz  kLUin  man  einkauten".  Dabei  ist  es  so- 
gar ökonomisch  rational,  alles,  was  man  selber  nicht  oder  nur  zu  vergieiciisw  eise  ho- 
hen Kosten  herstellen  oder  erstellen  kann,  einzutauschen.  In  einer  arbeitsteiligen  Wixt- 
schaft  ist  das  anerkannterweise  ja  der  Königsweg  für  Produktivitätssteigerung.  Dabei 
hat  Adam  Smith  diesen  Punkt  für  wichtig  genug  g^alten,  um  damit  das  erste  Kapitel 
seines  »WohhUmdes  d^Natioftem  einzuleiten: 

Die  Arbeitsteilung  dürfte  die  produktiven  Kiäfte  der  Atbdt  mehr  als  alles  andere  fötdetn  und  verbes- 
sern.^" 


*«Beithoki/i  chn  1994,5.  324. 

Ich  bevorzuge  den  Begriff  »KapitalmittelmarktK  (statt  Kapitalmarkt),  weil  das  Homonym  »Kapital«,  das 

einmal  im  Sinne  von  „Kapitalmittel"  (also  Finanzmittel  zur  Beschaffung  von  Kapitalgütern)  und  einmal 
im  Sinne  von  »Produktionsfaktor  Kapital«  (also  Anlagen,  Maschinen  und  Werkzeuge)  benutzt  wird,  oft 
genug  zu  einiger  Konfusion  führt.  Wenn  crvva,  um  ein  Beispiel  hcniuszugreifen,  von  „Kapitalvcrnichtung 
an  der  Brirsc"  die  Rede  ist,  dann  hat  das  mit  der  „Vernichtung"  von  Produkiii  aist  iktorcn  rein  gar  nichts 
zu  tun.  <  )diT  wenn  CS  hcÜ't.  K.ipit.il  sei  ..flvichtiu".  ctiiin  li;ir  auch  d.ts  mit  dem  l'r( n.iuktionsf:)ktf)r  Kapital 
in  ticr  Regel  wenig  zu  tun.  Cicmeuit  sind  jeweils  Kupnalminel,  also  Geld,  das  iür  die  Finanz.ierung  von 
Sachkapital  bestimmt  ist. 

^*  Zwar  hat  es  einige  Versuche  gegehen.  Markte  für  „Risikokapital"  /u  etahlieren.  Alk  nh'ngs  sind  alle 
einschlägigen  Uemüiiungen,  soweit  ich  sehen  kann,  zumindest  bislang  nicht  allzu  erfoigreidi  gewesen. 

Adam  Smith  1789,  S.  9.  Dabei  hat  Adam  Smith,  dies  sd  am  Rande  erwähnt,  die  Bedeutung  des  Pro- 
duktionsfaktors Kapital,  also  die  Bedeurmig  von  Nnl.i  ji  ri,  Maschinen  uiul  Werkzeugen  für  die  ,.produk- 
tiveo  Kiäfte  der  Arbeit"  meines  Erachtens  wohl  grümllieh  unterschäut.  Jedenfalls  fmdet  Kapiul  als  Pn>- 
dttktioasSüctor  im  aWtUthmd  dtr 'Nationen«  nur  höchst  gelegentlich  Erwähnung.  Zu  einer  ähnlichen  Ein- 
schätzung ^Smith  hat  eben  seine  blinden  Hecken")  kommt  übrigens  auch  Landes  uml  verweist  dabei 
auf  eine  eher  vei^tecktc  Stelle  im  5.  Buch:  Die  l''iiiüns;eii  des  Staates.  Dort  schreibt  Adam  Smith:  „Da  der 
Preis  für  Brennmaterial  den  Lohn  stark  bccintlußt,  bevorzugen  die  Gewerbe  allenthalben  in  Großbritan- 
nien die  (legenden,  in  denen  es  Kohle  gibt,  denn  in  anderen  Landesteiten  können  sie  wegen  des  hohen 
Preises  dieses  Brennstoffes  nicht  so  billig  produzieren."  (Adam  Smith  1789,  S.  751).  Landes  konunentieit 
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Kurzum:  Wer  keinen  Cieschäftsplan  erstellen  kann,  beauftraj^t  eben  einen  l  'nterneh- 
mensbcrater.  W  er  Probleme  mit  der  Steuererkläruni;  hat,  beauhraut  einen  Steuerbera- 
ter, Wer  juristischen  Rai  benötigt,  fragt  einen  Rechtsanwalt  -  und  versucht  also  besser 
gar  nicht  erst,  alles  selber  machen  zu  wollen.  Bei  Adam  Smith  liest  sich  das  so: 

Hat  sich  die  Arbeitsteilung  einmal  weithin  duichgesetzt,  kann  der  einzelne  nur  noch  einen  Bruchteil 
seines  Bedarf  durch  Produkte  der  eigenen  Arbeit  decken.  ILr  lebt  weitgehend  von  Gütern,  die  andere 

erzeugen  um!  iVic  er  im  Tausch  gegen  ciie  überschüssigen  Pnulukte  seiner  Arbeit  erhiih.  So  leiii  eigent- 
lich jeder  vom  Tausch  oder  er  wird  in  gewissem  Sinne  ein  Kaufmann,  und  das  Gemeinwesen  cntwik- 
kelt  sich  zu  etner  komtnetzieUen  GeseUschaii^i* 

Adam  Snüdi  beschreibt  damit,  wie  üblich  sehr  klar  und  sehr  anschaulich,  die  Situation 
unseres  Neugründers.  Das  Problem  ist  nun  Z\idschen  dem  Produktivitätsniveau  dieser 

Berufsgruppen  (zumindest  aber  deren  Honorarsärzen)  und  dem  Produktivitätsniveau 
eines  Neugründers  liegen  im  Regelfall  Welten.  Ein  Neugründer  hat  noch  keine  „über- 
schüssigen Produkte  seiner  Arbeit",  die  er  eintauschen  könnte.  Der  Kerngedanke  der 
Arbeitsteilung  funktioniert  also  nicht,  l'nser  Neugründer  arbeitet  nicht  (zumindest 
anfangs  «ca  /'  nicht)  auf  einem  Protluktivitätsniveau,  tlas  es  ihm  so  ohne  weiteres  erlau- 
ben würde,  entsprechende  Dienstleistungen  einzutauschen.  In  der  praktischen  Konse- 
quenz wird  er  noUas  wkns  versuchen,  das  meiste  eben  doch  selbst  zu  erledigen.  Damit 
aber  entledigt  er  sich  im  Ergebnis  der  Vorteile  der  Arbeitsteilung  und  gerät  auf  diese 
Weise,  bevor  er  sein  Unternehmen  auf  die  Beine  stellen  kann,  in  einen  Teufelskreis: 
Arbeitsteilui^  würde  seine  Produktivität  steigern.  Da  er  aber  noch  kein  hinreichendes 
Produktivntätsnivcau  erreicht  hat,  kann  er  seine  Produktivität  auch  nicht  auf  dem  Wege 
der  Arlicitsteilung  steigern.  Damit  aber  wird  die  Ennvicklung  Technischer  Kompetenz 
zumindest  außerordentlich  erschwert.  Nun  wird  man  einwenden  können,  daß  sich 
auch  der  Einkauf  von  Dienstleistungen  kreditfinanzieren  läßt.  Das  ist  sicherlich  richtig. 
Damit  aber  verlagern  wir  das  Problem  nur  wieder  zurück  in  den  Bereich  I'inanzierung. 
Festzuhalten  bleibt  nach  allem,  daß  unser  Gründer  unter  allen  Umständen  versuchen 
muß,  möglichst  rasch  ein  Produktivitätsniveau  zu  erreichen,  daß  es  ihm  nicht  nur  er- 
mög^cht,  wetd>ewerbsfahig  am  Markt  aufzutreten,  sondern  auch,  an  der  für  seine 
Konkurrenten  selbstverständlichen  Arbeitsteilung  teilzuhaben. 

Wir  wollen  den  Punkt  „Gründungsschwierigkeiten**  hier  aber  nicht  weiter  vertiefen. 
Die  wesentlichen  Probleme  sind  bekannt.  Uns  soll  es  nur  um  eine  mögliche  „Rück- 
laufsperre" der  Produktivitätsentwicklung  gehen  und  deren  Auswirkungen  auf  die 


diese  SteUe  wie  folgt:  „VOO  Kohle  als  Brt  imstoff  für  Kraft-  und  Arbeitsmaschinen  spricht  er  nicht;  er 
verlieft  denn  auch  kein  Wott  über  Damptmascliioen  und  sagt  nur  wenig  über  Arbeitsmascliinen."  (Lan- 
des 2002,  S.  556,  Endnote  8).  Alleidinf^  erwähnt  Adam  Smith  in  diesem  Zusammenhanf;  immerhin  die 
Bi-tk'iitung  ck-r  Knhlc  ..;ils  uiK-rubclTrlitlu-s  Bcrrit-hsmirtc-l".  l'^SlSg  blind  kann  Adam  Snnt':  J  ibci  ;ilsr> 
nicht  gewesen  sein.  1  .s  finden  sich  nämlich  auch  Textstellen  wie  diese:  „So  kosten  Kariottehi  im  Aug^n- 
blidc  weithin  im  Königreich  nur  noch  halb  soviel  wie  vor  30  oder  40  Jahren.  Gleicfaes  gilt  für  Stecklüben, 
Karotten  und  Kohl,  alles  Dinge,  die  man  früher  nur  mit  dem  Sp  i  n  .iber  vorwiegend  mit  dem 
Pflug  anbaut."  {.\dam  Smith  1789,  S.  68).  Allerdings  geht  es  auch  in  dioci  Passage  in  erster  Linie  um  et- 
was anderes,  nämlich  die  „reale  Undohnung  der  Arbeit"  (S.  67),  und  weniger  um  eine  Steigerung  der  Ar- 
beitsproduktivität aufgrund  eines  vermehrten  Einsatzes  von  SadikapitaL 
Adam  Smith  1789.  S.  23. 
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Wohlfalirtsentwicklungskontormität  des  wirrschattspolitischen  Kurses,  l  Unterscheiden 
wir  dabei  zunächst  zwischen  „alten"  und  „neuen"  (iütern.  Dabei  seien  »alte  Ciüter« 
solche,  für  die  es  schon  einen  Markt  gibt  und  für  die  folglich  auch  ein  Marktpreis  exi- 
stiert Unter  »neuen  Gütern«  wollen  wir  solche  Güter  verstehen,  bei  denen  das  noch 
nicht  der  Fall  ist 

1.  Alte  Güter 

Betrachten  wir  zunächst  den  Fall  der  »alten  Güter«.  Um  in  diesem  Bereich  wirtschaft- 
lich erfolgreich  2u  sein,  ist  die  erste  und  wichtigste  Bedingung,  daß  das  Angebot  unse- 
res Neugründers  wettbemthsß^ig  ist.  Falls  es  nämlich  nicht  wettbewerbsfähig  sein  sollte, 
verhindert  die  „Marktdynamil    selbst  einen  erfolgreichen  Marktzutritt  oder  zumindest 

ein  mehr  als  nur  vorübergehentlcs  .\utiretcn  am  Markt. 

Was  genau  wollen  wir  uns  unter  »\\  ettbewcrbstähigkeit«  vorstelleii?  »\\  ettbewerbs- 
tähigkeit«  als  Begritt  hat  nach  meiner  Rinschäfzung  in  den  letzten  |ahrcn  eine  recht 
intlationäre,  wörtlich  also  „aufgebiahte"  Anwcndungshäutlgkeit  erfahren,^'"  ähnlich 
wie  sonst  vielleicht  nur  „Marketing"  oder  „Quantensprung".  Jeder  meint  irgendwie  zu 
wissen,  was  damit  gemeint  sein  soll.  Faßt  man  aber  nach,  dann  zeigt  sich,  daß  niemand 
nichts  genaues  weiß.  Versucht  man,  den  Begriff  in  einschlägigen  Lexika  nachzuschla- 
gen, erföhrt  man  zunächst  einmal  -  nichts!^^^  Allein  schon  aus  diesem  Grunde  möchte 
ich  etwas  ausführlicher  auf  diesen  Punkt  eingehen,  obwohl  er  unser  Thema  nicht  im 
engeren  Sinne  berührt.  Allerdings  zeigt  er  dtjch  recht  exemplarisch  das  ganze  Ausmaß 
„konzeptioneller  Mißverständnisse",^'^  vor  allem  also  und  nicht  zuletzt  aufgrund  un- 
zureichender begriftlicher  Klarheit. 

Macht  man  sich  auf  die  Suche  nach  einer  Begriffsbestimmung  oder  gar  einer  Defi- 
nition, dann  fällt  als  erstes  auf,  daß  es  den  Begriff  aiiscneinend  gar  nicht  gibt.  Weder 
bd  Sichert^  noch  bei  Mankiw^^  findet  sich  im  Stichwortverzeichnis  ein  entspre- 
chender Antrag.  Auch  ältere  Lehrbücher  kennen  den  Begriff  nicht,  weder  Dorn- 
busch/Fischer^ noch  Samuelson/Nordhaus.^^  Auch  in  Söllners  GtselmbU  des  Skonth 
mischen  Dtnkms^'^  findet  sich  nicht  der  geringste  Hinweis.  Entsprechend  stellt  etwa 
Cough  in  einem  Aufsatz  über  »Wohlfahrt  und  Wetthemrb^h^kttt«  fest,  daß  „Wettbe- 
werbsfähigkeit [...]  normalerweise  ein  Charakteristikum  von  Unternehmen"  sei.^^ 

5"  »Inflation«  Icilul  sich  ab  von  lat.  injiniw,  ulas  Anschwellem,  WÖrdich  >da8  Sich-Auftjlascn»  (Kluge  1989: 
Inflation). 

S'"  I 'mgi  kclirl  müssen  wir  uns  (Inriiln-r  ;i1kt  auch  Qldlt  allscu  sclir  wiinclcrn,  da  lu  rt  iis  Jas  X'oriKTglictI  (U-s 
Begritte.s  —  „\X  etibewerb"  -  ähnlich  unscharf  bestimmt  ist  Zur  Uegtittsscharte  und  vor  allem  auch  zum 
Bedeutungswandd  des  Begriffes  vgl.  etwa  2001. 

Auch  das  ist  üliri^ctis  iiicVit  wirklich  neu:  Sclion  Adam  Smith  spricht  in  ähnlichen  Zusammenhingen 
von  „seltsamen  Mißverständnissen"  (vgl.  etwa  Adam  Snüth  1789,  S.  66). 

»>  Sieben  2000  a. 

S2"  Mankiw  1 996  oder  Manidw  2004. 

Dornbusch/I-ischer  1989. 

Samuclson/Nordhaus  1987. 
^^••SöUnerZOOl. 
s»  Cough  1997,  S.  114. 


-226- 


Untcr  Bcrutung  auf  Porter  soll  W  ettbewerbsfähigkeit  dann  t^e^eben  sein,  wenn  sie 

„Mehnvert  schatYt".^-''  Forter  selbst  äußert  sich  dabei  folgendermaßen: 

To  gain  competitive  advaniage  over  its  rivals,  a  firm  must  either  provide  coniparable  buyer  value  but 
petfbrm  acdvides  more  effidendy  than  its  competitors  (lower  cost),  or  perfonn  acdvities  in  a  unique 
way  that  creates  greater  buyer  valuc  and  comnuinds  a  premium  price  (differentiaüon).^ 

Damit  schlägt  Porter  also  letztlich  einen  möglichst  hohen  Srück-Dcckungsbeitrag  vor 
—  womit  er  sich  immerhin  auf  dem  richtigen  \\  eg  befindet.''-'^  Von  einer  Definition  im 
eigentlichen  Sinne  ist  das  aber  noch  weif  entfernt.  Wirklich  fündig  wird  man  dann  al- 
lerdings in  der  19.  Auflage  der  Brockhaus-1 '.n/^.  klopädie  von  1904.''-^"  Iiier  taucht 
»W'etdiewerbsfähigkeit«  plötzlich  sogar  als  „Schlusselbegriff"  auf  und  wird  auf  immer- 
hin knapp  drei  Seiten  in  aller  Ausfülitlichkeit  erläutert.  Demnach  ist  »Wettbewerbsfä- 
higkeit« 

die  gegenwärtige  Stellung  und  die  zukünftigen  Aussichten  einer  Person,  eines  Untemehniens,  einer 

Branche  i  )dcr  einer  N'olkswii  ischaft  im  Wettbewerb  an  nationalen  und  internationalen  Märkten.'* 

Natürlich  verheißt  eine  solche  Dcfmition  nichr^  ^utes»  was  offcnb;u-  auch  dem  (ano- 
nymen) Autor  des  Beitrages  aufgefallen  sein  muß,  wenn  er  im  folgenden  schreibt: 

in  diesem  weiten  Sinne  reicht  der  Begriff  von  der  VC  cttbewerbsfahigkeit  eines  Arbeitslosen  am  Ar- 
beitsmarkt über  die  Fähigkeit  eines  Unternehmens,  sich  in  Konkurrenz  mit  anderen  Anbietern  am 
Markt  zu  behaupten,  bis  zur  relativen  LdstungsfÜhigkeit  und  wirtschaftlichen  Dynamik  einer  Volks- 
wirtschaft in  der  Weltwirtschaft."^' 

Im  folgenden  konzediert  der  Beitrag  im  Abschnitt  )AX'ctfbewerbsfähigkeit  einer 
Volkswirtschaft«  denn  auch,  daß  „ein  allgemein  akzeptiertes  Meßkonzept  fehlt",'''^- 
was  den  -Autor  aber  nicht  davon  abhält,  im  Abschnitt  )A\  irtschaftspolitik  zur  Stärkung 
der  \\  ettbewerbsfähigkeit«  eine  ganze  Liste  von  angeblich  zweckdienlichen  Maßnah- 
men aufzuzählen.  Die  Liste  beinhaltet,  was  nicht  weiter  verwundem  kann,  den  ganzen 
üblichen  Katalog,  wie  er  etwa  unter  dem  Begriff  »Washington  Consettstts«  popularisiert 
wurde.^  Das  pikante  daran  ist  übrigens,  daß  sich  Wilüamson,  als  ucreator  of  Üte  tem*'^ 


s»  Cough  1997,5.114, 

Porter  1990,  S.  40  (ziiiert  nach  Ciou^  1997,  S.  1 1 4; . 

-^^N  \XV>bci  ein  hoher  Stück-Dcckungsbeitrag  natürlich  nur  dann  „MchiAvert"  (womit  wohl  eine  Wcrtschöp- 
fvmt;  größer  Null  gemeint  sein  soll)  bedeutet,  wenn  die  Absatzmenge  grolJ  genug  ist,  um  auch  die  Fixko- 
sten decken     können,  .\nsonstcn  würde  der  schönste  Stuck-Deckung^beittag  nichts  nützen. 

K"  Brockh;u:s  ?'i'M;  W  eiilx-werbstnhigkcit. 

5*»  Brockhauj.  1^94:  \\  cllbcwerbsfähigkcil. 

531  Brockhaus  1994^  Wettbeweifasfih^keit 

"^Blockhaus  1994:  W'ettlx-werhsfihigkeir. 

533  Dabei  handelt  es  sich  bei  einer  so  verstandenen  „>X  ettbewerbsfähigkeit"  also  eher  um  eine  Umschrei- 
bung dessen,  was  jemand  für  iichtig  hält,  und  weniger  um  eine  Definition.  Wobei  überdies  —  das  ist  das 
etitscln-ideiule  -  die  ptaktisclie  .Arnveiuiiiiig  ,.;iiif  dem  Prüfstein  der  I  rfjlu  unij"  l.imdes  199K,  S.  92) 
nicht  alku  sehr  geglänzt  hat.  So  schreibt  etwa  Stigiitz  im  Zusammenhang  mit  der  Asienkrise,  er  halte  es 
„für  keinen  Zufall,  dass  das  einzige  große  ostasiatische  Land,  das  sich  der  Krise  entziehen  konnte,  China, 
einen  politischen  Kurs  eins^  j  U  r  den  1\X'F-Empfehlungen  diametral  zuwidedief,  und  dass  lia.s  Land 
mit  der  kürzesten  Rezession.  MaLiysia,  die  IW'I'-Strategie  ebenfalls  ausdrücklich  verwarf."  (Stiglitz  2002, 
S.  151).  liin  Gegenbeispiel  dazu  wäre  vielleicht  Haiti.  Haiti  mußte  1994  im  Rahmen  solcher  „Empfeh- 
lungen" seinen  Importzoll  auf  Reis  von  50%  auf  3"  <>  senken.  Die  Folge:  Billigerer  Reis,  natürlich,  aber 
auch  40.000  arbeitslose  Bauern  (vgL  etwa  Spiegel  Online  vom  16-01-10:  WU  die  Kaiastn^tbe  ^  Cbana  wer^ 
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mittlerwcilc  von  seiner  eigenen  Schöptung  distanziert  hat.  Auslöser  war  dabei  ein  Bei- 
trag von  Moiscs  Nai'm  in  der  finaiidtil  liwes  im  Oktober  2002  unter  der  Uberschrift 
„Washington  CoHseiisiis:  /\  Daiiiagtd  Biwid","^'"'^  iti  tlem  es  heilJt: 

Dunng  thc  tin>c  half  uf  thc  199Ü!>,  it  sccmcd  as  it  all  cconomy  ministcrs  frotn  cmcrgiag  markcts  wcrc 
using  the  same  PowerPoitit  presentation.  When  they  ^ve  a  talk,  in  Washington  or  Loodon,  they  ap- 

pcarcd  to  usc  thc  samc  slides  with  rhf  s.utic  nu-s'iagps  and,  at  timcs.  thc  samc  uraphs.  Thc  simiiaritics 
were  eerie,  con&idering  one  minister  nw^iw  hc  Iroin,  sajr,  Russia  and  the  other  from  Ghana  or  Mexico. 
[...]  Many  calied  diese  polides  die  „Washington  Consensus**.^ 

Williamson  hat  daraufhin  kurze  Zeit  spater  in  einem  Vortrag  erklärt,  daß  das  alles  so 
nicht  gemeint  gewesen  sei.  Schließlich  hätten  sich  seine  Vorschläge  allein  auf  Latein- 
amerika („nutali  atunims")  und  nur  auf  die  Zeit  um  1989  („not  aU  tmes*')  bezogcn.^^  Es 
soll  uns  an  dieser  Stelle  aber  nicht  darum  gehen,  den  Washing^oii  Conseiisiis:  zu  diskutie- 
ren. Festzuhalten  bleibt  allerdings,  daß  eine  so  verstandene  „Wtttbcwerbsföhigkeit" 
zumindest  nicht  operationalisierbar  ist,  schon  weil  „ein  allgemein  akzeptiertes  Meß- 
konzept tehlt".'^'"'  „\N  ctthewerbsfähigkcit"  in  diesem  Sinne  meint  also  im  Kern  eigent- 
lich kaum  mehr  als  eine  moglichsi  umfassende  Anpassungsbereitschatt  an  die  tatsäch- 
lichen oder  auch  nur  vermeintlichen  Anforderungen  der  jeweils  einschlägigen  Märkte. 
Über  Sinn  oder  Unsinn  einer  solchen  Haltung  soll  es  uns  an  dieser  Stelle  nicht  gehen. 
Nur  so  viel'  .^Anpassung*'  hat  offenbar  Konjunktur."'  Wenn  sich  aber  alle  nur  noch 
anpassen,  dann  stellt  sich  irgendwann  die  Frage,  an  was  man  sich  da  eigentlich  anpaßt. 
Letztlich  hätten  wir  es  hier  also  mit  einem  „Hj^"im  Sinne  einer  sich  selbstverstär- 


(ffri  kiiftn).  Doch  tl;is,  wif  i;i's:igl.  nur  .\m  Rnridr.  W  ir  W  i  rclt  ii  :iuf  ilif  versrecktt  n  Kosu-n  !.{<■<  I''n  ih.)ncit:U 
im  Abschnitt  D.  \.  (»Außenhandel^')  noch  jm  .sprechen  lvt>nimcn.  Kurzum:  W  cnn  alle  maclicn,  was  alle  an- 
deren machen,  »eHiSit  aodeien  es  machen,  dann  haben  wir  es  regelmäßig  mit  einem  „H^"!»  tun  -  also 

dem  PhänonK  ii  sich  scibstvcrstärkcndcr  so/ialcr  Realität.  Bei  einer  solchen  Entwicklung  jji  v.  intr  aber  in 
aller  R^el  der,  der  im  richtigen  Moment  genau  das  Gegenteil  macht.  In  diesem  Fall  also  China  und  Ma- 
laysia. 

»•Williamson  2002,  S.l. 
»»Nato  2001 
SM  Nato  2002,  S.l. 

W  illiamson  2(M)2.  S.  1 . 
S5»  Brockhaus  1994;  \X  ctibcwcrbsfähiRkcit. 

5"  Das  ist  übrigens  ein  Phänomen,  das  man  am  Börsenmarkt  sehr  schön  beobachten  kann.  Wenn  alle, 
oder  hinreichend  \'\c\c,  ^laHben,  daß  der  Kurs  einer  gegebenen  Aktie  steigen  wird,  und  sich  entsprechend 
verhalten,  indem  >^ie  diese  Aktie  erwerben,  dann  stei<jen  die  Kur-ie  iri  der  Tat  -  und  y\v,\r  \  .iii,ihli;iii- 
gig  von  der  tatsachliciien  Geschattsentwicklung  (\gl.  lia/u  etwa  die  sehr  aui'schluikeichc  L  nicrsucliung 
von  Ruffieux  2004).  Im  Grunde  handelt  es  sich  hierbei  um  eine  Frage  der  „System-Umwelt-Passung" 
(Adaption).  Ein  „Svsteni",  also  eine  Einzelperson,  {  irie  Organisation  oder  eine  L'<  sat^\ie  \'olkswirtschaft 
kann  in  einer  als  prinzipiell  übermächtig  anzunehmenden  „Umwelt"  nur  überleben,  wenn  die  „Passung" 
stimmt.  Dabei  gibt  es  aber,  ebenso  gtundsätzlicheiweise,  ^im  Möglichkeiten:  Das  System  kann  sich  an 
die  l'niwelt  anpas^rn  i  AkVi inii idarion),  (Kicr  CS  kann  versuchen,  die  l'nuvelt  ati  sich  anzupassen  (Assi- 
milation). Die  Begritfe  wurden  übrigens  bereits  1947  von  Plaget  eingeführt  (vgl.  Piagei  1947).  Der  Unter- 
schied wird  dabei  nicht  zuletzt  to  Maricedng  tdewant  Einerseits  versteht  man  unter  »Marketing«  eine 
Untemehmensführunt;  „\<>n  1 1er  relevanten  Umwelt  het^  (Gabler  1993:  Marketing-Kommunikation  I  I  i, 
andererseits  aber  auch  die  „Steuenmg  von  Erwartungen,  Einstellungen  und  Verhalten  der  Empfanger" 
(a.a.O.  I  3).  Erstcrcs  wäre  in  der  hier  verwendeten  Terminologie  Akkomodation,  letzteres  Assimilation. 
Im  Zweifei  scheint  mir  dabei  Assimilation  die  elaboriertere  Strategie  zu  sein.  Aber,  wie  gesagt,  Akkomo- 
dation hat  gegenwärtig  offenbar  ^Konjunktur". 
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kcnden  sozialen  Realität  zu  tun:  Alle  tun  nur  noch  das.  was  alle  anderen  tun,  wobei 
niemand  mehr  so  ganz  genau  weili,  warum  eigentlich.  Krugman  etwa  verwirft  das 
Konzept  daher  auch  -  und  nach  allem  wohl  auch  nicht  ganij  zu  unrecht  -  als  „dangerous 
Obsession  ".^'^ 

Dabei  ist  »Wettbewerbsföhigkeit«  ursprünglich  ein  Begriff  der  Außenwirtschaftslehre. 
Siebert  etwa  definiert  die  Wettbewerbsfähigkeit  (WF)  der  Sektoren  einer  Volkswirt- 
schafit  über  ihren  „Pteisvorteil".     Demnach  gilt  nach  Siebert : 

(26Ü)    WR :  ^ 

Die  W  ettbewerbsfähigkeit  eines  beliebigen  Sektors  (/)  einer  Volkswirtschaft  (VV7-')  wä- 
re dabei  das  Verhältnis  von  dem  Preis,  zu  dem  dieser  Sektor  ein  gegebenes  Produkt 
herstellen  kann  (pj,  zu  dem  über  den  nominalen  Wechselkurs  (w)  gewichteten  Preis, 
zu  dem  dieses  Produkt  am  Weltmadct  gehandelt  wird  {p*).^  Wenn  also  zum  Beispiel 
ein  Kilo  Bananen  in  Deutschland  im  Treibhaus  zu  Selbstkosten  von  10  €  hergestellt 
werden  kann,  das  gleiche  Kilo  Bananen  am  Weltmarkt  aber  Zu  einem  Preis  von  1  $ 
gehandelt  wird,  dann  würde  sich  bei  einem  Wecliselkurs  von  iv  =  0.8^  eine  Wettbe- 
werbsfähigkeit von  VV'/-'  =  12.5  ergeben. W  ürde  der  Dollar  sich  abwerten,  etwa  auf 
»■  =  0.5  läge  die  Wettbewerbsfähigkeit  liei  VV'F  =  2ü.  Nach  dieser  Definition  ist  ein 
Sektor  also  um  so  wettbewerbsfähiger,  je  k.hincr  der  Quotient  ausfällt.  Damit  -  das 
bleibt  fesi/ulvalien  ~  liefert  Sieberl  eine  lirauchbare  und  vor  allem  auch  operationali- 
sierbarc  Detimuon  von  »\\  ettbewerbstaliigkeit«. 


5<i  Siebe«  2000  1-  S 

^-  Sichert  verwendet  il.is  .Symbol  (u')  für  den  nominalen  Wechselkurs  und  (w^)  tür  den  realen  Wechsel- 
kurs (vgl.  Sieben  20lKi  Ij,  S.  77  f.). 
Das  Konzept  der  »Selbstkosten«  abstrahiert  von  der  Idee  absatzabbängiger  totaler  Durchschnittsko- 

su  n.  D:!-.  t  iisspricJit  y\\  :\r  r^iclif  g:inz  (lem  tlieDretiseht  ii  M  itns/rrtim,  dafür  aber  wohl  um  so  mehr  der 
unternehmerischen  Hni.scheidangs&ituaüon.  In  der  Realität  dürtce  ein  Unternehmen  in  den  Grenzen  sei- 
ner Absatzmöglichkeiten  mit  mehr  oder  wenige  konstanten  Selbstkosten  kalkulieren.  Auch  in  der 
v<)lks\vins<  h:irtlieheri  Praxis  wäre  alles  .irulerc  iinpraktikabcl.  So  geht  etwa  die  von  Flaherler  vor£;estliIa- 
gene  Definition  von  »Dumping«  von  einem  Preis  unter  ,^lbstkosten"  aus  (vgl.  dazu  etu'a  van  Suntum 
2005,  S.  189).  Für  ein  gegebenes  Unternehmen  zu  einem  gegebenen  Zeitpunkt  können  und  sollten  wir 
also  :iurh  von  gegebenen  Selbstkosten  ausi^ehen  und  nicht  versuchen,  eine  lei/dirli  doeli  eher  „akademi- 
sche" absatzabhängige  Stückkostenfunktion  zu  konstruieren.  Selbst  die  WTC)  bezieht  sich  bei  ihrer 
Dumping-Definition  auf  entsprechende  »Selbstkosten«  bzw.  „/ie  prite  il  normal})'  chargts"  -  und  zwar  un- 
abhängig von  der  .\bsatzmcnge  (vgL  dazu  etwa  van  Suntum  2005,  S.  190,  oder  w  i'O:  www.wto.org/ 
cnglish/  tratop_e/adp_c/adp_eJimi). 
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Allcrdint^s  sollten  wir  die  Defininon  zunächst  vom  Kopf  auf  die  Füße  stellen,  indem 
wir  den  Kehrwert  von  Sicherts  Definiiion  verwenden  (und  für  den  nominalen  Wech- 
selkurs das  S)mbol  (e)  eintühren),  also: 

* 

(261)  WF.-.'e^^ 

Pi 

Somit  ergäbe  sich  im  ersten  Fall  unseres  Bananen-Beispiels  eine  Wettbewerbsföhigkeit 
von  8%  und  im  zweiten  Fall  eine  Wettbewerbsfähigkeit  von  nur  noch  5%.  Da  ein 

Sektor  nacl)  dieser  Definition  aber  erst  ab  einer  Wettbewerbsfähigkeit  von  lOO'Mi  auf 
dem  Weltmarkt  ci  folgreich  sein  würde,  stünden  die  Chancen  für  einen  deutschen  Ba- 
nanenanbau also  denkbar  schlecht.^''''  Allerdincrs  sollte  das  auch  nur  ein  ReispiL-l  sein. 
Da  es  uns  hier  aber  nicht  um  die  aubenwirtschaftliche  Wettbewerbsfähigkeit  gehen 
soll,  wollen  wir  die  Definition  :iuf  liinncnwirtschat'tliche  \'erhäli.nissc  übcnras.^en.  Dazu 
müssen  wir  zunächst  den  nonuaalen  Wechselkurs  elimimcreu,  da  der  bianenwirt- 
schaftlich  nicht  existiert  Wenn  wir  weiterhin  die  Preisniveaus  der  Sektoren  der  betei- 
ligten Volkswirtschaften  durch  die  binnenwirtschafdich  relevanten  Preisverhältnisse 
ersetzen,  ergibt  sich  die  fönende  Definition: 

(262)  WF.mt 

P 

Dabei  entspricht  {/>)  dem  Preis,  /u  dem  ein  Lhuernehmen  bei  langfristiger  winschatt- 
licher  Stabilität  anzubieten  in  der  Lage  wäre  —  mithin  also  seinen  Selbstkosten  ein- 
schheblich  kalkulatorischem  Zins  und  kalkulatorischem  Lnternehmerlohn,  während 
(p)  dem  gleichgewichtigen  Marktpreis  entspricht,  den  ein  Unternehmen  vorfindet 
Weim  der  Preis,  zu  dem  ein  Unternehmen  anbieten  kann,  exakt  dem  Marktpreis  ent- 
spricht, dann  hätte  es  demnach  eine  Wettbewerbsßihigkeit  von  WP- 100%.  Ii^;en  die 
Selbstkosten  dag^en  unter  dem  Marktpreis,  dann  würde  sich  für  die  Wettbewerbsfä- 
higkeit ein  Wert  größer  lOO'Vi)  ergeben.  Im  dritten  möglichen  Fall,  wenn  also  die 
Selbstkosten  über  dem  Marktpreis  liegen,  würde  sich  ein  Wert  kleiner  100%  ergeben. 
Kinc  Aussage  wie  zum  Beispiel  „Das  rnternchmcn  ist  zu  90%  wettbewerbsfähig" 
würde  also  erstens  bedeuten,  daß  es  mit  seinem  Produkt  besser  /,■•/(■/'/  an  den  Markt 
geht.  Cjleichzeitig  könnte  man  daraus  aber  auch  ablesen,  wie  grolS  die  Anstrengungen 


^  Vorzugsweise  sollte  man  Größen  so  definieren,  daß  sie  unmittelbar  (und  nicht  erst  „um  die  Fxke  ge- 
dacht") einleuchten.  Folglich  sollte  auch  »Wettbewerbsfähigkeit«  so  definiert  werden,  daß  sit  um  so  grö- 
ßer ist,  je  größer  der  Zahlcnwcrt  ist  -  und  nicht  etwa  umgekehrt.  Ein  anderes  Beispiel  in  diesem  Zusam- 
nicnhanj;  wän-  das  soi;.  ,.Kurs-Cif\\iiin-\'i  rliälinis"  .in  Aktii-nmärkicn.  W'ürdi-  m.m  tliisi-  Gnißf  umge- 
kehrt als  „Gewinn-Kufs-Verhaltnis"  detinicren,  hatte  man  nicht  nur  eine  uniniiteibare  Entsprechung  zur 
KapitalrentalMlität,  sondctn  nidi  dn  um  so  crftetdicheres  Ei^bnis,  je  bSber  diese  Kennzahl  ausfallt,  und 
nicht  umiickchn  i'also  „um  die  F.ckc  gcil.iclii";.  Der  Au^v.cis  ciicstr  (IrotSc  als  Prozcnizahl  schiicfJlicb 
dient  zusätzlich  der  leichteren  Lesbarkeit  und  intcrprcticrbarkcit.  Ob  man  dabei  für  den  nominalen 
Wechselkurs  das  Symbol  (w)  oder  aber  (e)  wähh,  dütfite  dne  reine  Geschmacksfrag»  sein.  Idi  bevorsu- 
gc  Icrxtcrcs,  weil  (w)  bereits  für  den  nominalen  Lohnsatz  steht.  Das  aber  ist,  wie  gesagt,  eine  idne  Ge- 
schmacks frage. 
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sein  müssen,  um  mö^lichcnvcisc  doch  noch  am  Markt  autzutrcrcn.  Mir  9(l"o  wäre  es 
immcriiin  sehr  viel  dichter  am  Ziel  als  mit  5%  oder  iJ%  wie  in  unserem  bananenbei- 
spicl. 

Damit  hätten  wir  also  eine  handliche  und  vor  allem  operationalisicrbarc  Definition 
des  Begriffs  »Wettbewerbsfähigkeit«.  Zwm  sagt  diese  Definition  nichts  darüber  aus, 
was  man  tun  muß,  um  wettbewetbsfah^  zu  werden.  Aber  das  ist  auch  nicht  der  Sinn 
einer  Definition.  So  sagt  2um  Beispiel  auch  die  Definition  der  Inflationstate  nichts 
darüber  aus,  me  man  Inflation  vermeiden  konnte.  Begnügen  wir  uns  also  mit  der  Fest- 
stellung, daß  ein  Unternehmen  i  rnn:  dann  Wettbewerbs  Tili  ig  ist,  wen-  '  r  Preis,  zu 
dem  CS  anbieten  katin  (also  seine  Selbstkosten'  unter  dem  Marktpreis  liej.;t,  den  es  vor- 
findei.  Auch  wenn  w  ir  also  niclit  sagen  können,  v\as  ein  L  nlcrnchmcn  tun  muß,  um 
weTrbewerbstähiL;  zu  innh/i,  so  ki>nnen  wir  doch  versuchen,  eine  Aussätze  darüber  zu 
tretten,  unter  welchen  Bedingungen  ein  Unternehmen  wettbewerbstähig  is/.  Zu  diesem 
Zweck  wollen  wir  das  Thema  aus  vier  verschiedenen  Perspektiven  untersuchen  und 
dabei  zunächst  a)  einen  Selbstkostenansatz  betraditen,  dann  h)  eine  Modellierung  über 
die  Cobb-Douglas-Funktion,  drittens  c)  die  in  diesem  Zusammenhang  wesendichen 
Aspekte  unternehmerischer  Entscheidungsfindung  und  schließlich  noch  d)  das  Phä- 
nomen „Isoquantensprung^',  wie  es  sich  im  TMgs  Technischen  Fortschrittes  ergabt. 

a)  Selbstkostenansatz 

Da  wir  »Wettbewerbsfähigkeit«  als  Ausgangspunkt  gewählt  haben  und  den  Begriff  da- 
bei nominal  definiert  haben,  liegt  es  nahe,  sich  zunächst  auch  mit  einem  nominalen 
Ansatz  zu  nähern.  Wir  werden  im  tolgenden  Abschnitt  (''Modfiiitriiii;:^  über  eine  C.ohb- 
Doiiglcis  PmduktioHsjunktion«)  aber  sehen,  daf?  das  keine  wesentliche  Einschränkung  der 
Modellbildung  bedeutet.  Gehen  wir  von  einer  sehr  einfachen  Zuschlagskalkulation 
aus,''*''  dann  ergeben  sich  die  Selbstkosten  (^/^),  die  wir  hier  der  Finfachheit  halber 

mit  (C )  notieren  wollen,  aus  den  Lohnstückkosten         und  einem  Zuschlagsfaktor 

(l+z),  der  die  Kapitalkosten  (Zins-  und  Abschreibungsaufwand)  decken  muß  und 
darüber  hinaus  nach  Möglichkeit  auch  noch  einen  Unternehmensgewinn  ermöglichen 


^  Bei  dieser  wirklich  W'/  cinliichcn  /.uscliiagskalkuLuiun  iiandclt  es  sich  abo,  bciricbswirtschaUlici)  gese- 
hen, um  eine  90^  sununamche  Zuschl^kalkulation  auf  Lohnkostenbosis.  Im  Grunde  läßt  sidi  „(fieses 
grobe  Verfahren"  (VCTilu-  1990,  S.  1260)  für  KuIkLil.uions/uicki'  nur  liann  an\\i-n(!i  ri,  ,,\M'iin  dii-  Ge- 
meinkosten, gemessen  an  den  Einzelkosten,  einen  ganz  unbedeutenden  Anteil  an  den  Ciesamikosten  ha- 
ben." (Wöhe  1990,  S.  1260).  Da  wir  biet  aber  nicbt  as  ante  ksükulicren  wollen  und  aucb  nicht  müssen, 
können  wir  dlc^c  einfache  '/uschlagskalkulation  als  £x'-/iM/-Betnichtung  der  notwendigen  Bedingungen 
für  Wettbewerbsfähigkeit  interpreueien, 

^  Stebert  spricht  bd  gleicher  Definidon  von  „Kapimlnutzungskosten"  (Siebett  2000  a,  S.  195).  Wenn  wir 
also  die  KxpaaXkfistea  eines  Unternehmens  hi  -r  idir^ n,  niüssen  wir  den  Abschreibungsaufwand  mit  ein- 
beziehen. Wenn  wir  dagegen  von  der  VC'ertschoptung  eines  Unternehmens  ausgehen,  ist  der  Abschrei- 
bungsaufwand (zusamtncn  mit  den  Vorleistungen)  dcfinitorisch  bereits  berücksichtigt,  so  daß  wir  in  die- 
sem Fall  nur  den  Zinsaui\vand  {'jhiie  ,\l>sclircibung)  als  Faktorkosten  anzusetzen  haben.  Zur  Berechnung 
ygL  etwa  B.  I.  3.  b)  (»ProJakÜMsbes;egftu  Wertsäta^Hf^ermMm^). 
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Demnach  ergibt  sich: 

(263)    C-(l+z)  (^)  !sp 

Die  Selbstkosten  unseres  Neui^ründers  müssen  also  unter  dem  gleichi^ewichtigen 
Marktpreis  {p)  liegen.  Dabei  ergeben  sich  im  wesentlichen  zwei  Möglichkeiten: 

Im  ersten  Fall  seien  die  Gfößen  (w)  und  (c)  gegeben."^^"  Unser  Neugründer  findet  also 
sowohl  einen  Reallohnsatz  als  auch  einen  bianchenüblidien  Kalkulationszuschlag  vor. 
In  diesem  Fall  wird  er,  wenn  er  sich  am  Markt  behaupten  will,  eine  Arbeitsproduktivi- 
tät erreichen  müssen,  die  zumindest  der  des  leistungsschwachsten  Mitanbieters  ent- 
spricht. Gelingt  ihm  das  n/chf,  werden  seine  Selbstkosten  über  dem  Marktpreis  liegen, 
womit  er  im  tiefinierten  Sinne  wettbewcrljsBihig  wäre.  Dieser  Fall  ist  im  Modell 
also  völlig  unkritisch.  Für  unseren  Neugründer  aber  wäre  er  um  so  kritischer,  da  das 
bedeuten  würde,  daß  sein  ünlcrnehmcn  mehr  oder  weniger  „aus  dem  Stand"  das  Pro- 
duküvitätsniveau  der  eingerichteten  und  ausgeübten  (iewerbebetriebe  seiner  Konkur- 
renten erreichen  mubic.  Ein  Szenario  also,  daß  wir  als  nicht  allzu  wahrscheinlich  ge- 
trost verwerfen  können. 

Im  zweiten  Fall  wollen  wir  annehmen,  daß  nur  (z),  nicht  aber  (w)  festgelegt  ist  In 
diesem  Falle  könnte  unser  Neugründer  auch  bei  inferiorer  Arbeitsproduktivität  immer 
noch  zu  wettbewerbsfähigen  Selbstkosten  produzieren.  Er  müßte  dabei  allerdings  ei- 
nen (kalkulatorischen)  Lohnsatz  ansetzen,  der  seiner  inferioren  Arbeitsproduktivität 
entsprechend  niedriger  liegt.  Allerdings  wäre  eine  solche  Lösung  ptr  dtfinitioiitm  wohl 
fahrtscntwicklungswidrig.  Wartmi?  Betrachten  wir  dazu  den  Prozeß.  Im  .\usgangsfall 
war  unser  Neugründer  /uin  l.olinsat/  (u  )  aliliängig  bcsehättigt.  Dann  wurde  er  im 
Rahmen  überschießender  Produktivitatscntwicklung  ausgesteuert.  W  enn  er  sich  nun 
zu  einem  (kalkulatorischen)  Lohnsatz  selbständig  macht,  der  unter  dem  ehemaligen 
Lohnsatz  liegt,  wäre  also  die  dritte  Bedingung  für  Wohl&hrtsentwicklung  verletzt  Al- 
lerdings würde  das  an  sich  noch  keine  Rücklaufsperre  der  Produktivitatscntwicklung 
bedeuten,  da  es  ja  durchaus  möglich  ist,  auch  auf  einem  inferioren  Produktivitätsni- 
veau zu  produzieren.  Allerdings  —  dies  sei  einschränkend  festgehalten  -  kann  das  nur 
gelten,  wenn  und  solange  unser  Neugründer  keine  Mitarbeiter  beschäftigt  Wenn  er 
nämlich  Mitarbeiter  beschäftigt,  wird  er  ihnen  cn/vrdcr  den  üblichen  Lohnsatz  zahlen 
müssen.  Das  aber  würde  seinen  Bemühungen,  das  allgemeine  Produktivitätsniveau  via 
inferioren  Lohnsatz  zu  unterlaufen,  deutliche  Grenzen  setzen.  Ort'fr  al^er  er  würde  sei- 
ne „Lohnzuriickhaltung",  falls  er  es  rechtlich  durchsetzen  kann,  auf  seine  Mitarbeiter 
ausdehnen.  In  diesem  Falle  aber  würde  er  einen  weiteren  Beitrag  zu  einem  wohlfahrts- 
entwicklungswidrigen  Kurs  leisten.  Ein  Beispiel  hierfür  mag  die  PIN  Group  AG  sein. 


Dabei  ist  die  Annahme  eines  für  alle  Unternehmen  am  Markt  gültigen  Zuschlagsfaktors  in  volkswirt- 
scli.ittIicliLi  Modellbildnng  durchaus  nicht  unüblich.  Wir  werden  diese  Annahme  im  folgenden  aber  wie- 
der aufheben. 
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dercn  ( icschäftstührung  f)ffcn  arj^umcnticrr  hat,  dal)  sie  nur  dann  „wctdicwerbsfahiy" 
gegenüber  der  Deutschen  Post  A(j  sein  kann,  wenn  es  ihr  erlaubt  sei,  niedrigere 
Lohnsätze  zahlen  zu  dürfen.  Das  aber  ist,  mit  Verlaub,  eine  höchst  interessante  Aut- 
fassung von  Wettbewerbsfähigkeit.  Die  Grundidee  des  Wettbewerbes  ist  es  doch  (falls 
ich  das  richtig  verstanden  habe),  daß  sich  diejenigen  Unternehmen  am  Madct  durch- 
setzen, die  unter  g^bnmn  KabmettbtdingMngen  besser  und  billiger  anbieten  können,  weil 
sie  effizienter,  wirtschaftUcher,  preisgünstiger,  kurzum:  produktiver  arbeiten«  Mit  „ge- 
gebenen Rahmenbedingungen"  kann  dabei  aber  nur  ein  gegebener,  für  alle  auf  einem 
gegebenen  Markt  tätigen  Unternehmen  gültiger  Reallohnsai/  und  natürlich  auch  ein 
gegebener  Zinssatz)  gemeint  sein.  Allerdings  scheint  mir  -  und  das  ist  interessant  -  der 
Zeitgeist  gegenwärtig  aus  der  eher  entgegengesetzen  Richtung  zu  wehen.  \\  cnn  also 
die  \\  n"TschatrspoIirik,  übrigens  sekundiert  von  weiten  Teilen  der  Literatur,  fordert, 
man  müsse  /.u  einer  „prciduktivitätsorienucrten  Lohndiüeren/icrung"  finden,  dann 
bedeutet  das  bei  Lichte  betrachtet  nidits  weiter  als  eine  (versteckte)  ,^ubventiome- 
rung'*  von  im  Grundsatz  nicht  wettbewerbsföhigen  Unternehmen,  die  sich  ansonsten 
am  Markt  nicht  würden  halten  können.  Dabei  besteht  der  „Charme"  einer  solchen 
Subventionierung  aus  der  Sicht  der  wirtschaftspolitischen  Akteute  natürlich  darin,  daß 
auf  diese  Weise  keine  Staatskasse  erkennbar  belastet  wird  und  sich  „Lohndifferenzie- 
rung", wiederum  dem  Zeitgeist  entsprechend,  obendrein  noch  als  „Deregulierung" 
politisch  verkaufen  läßt.  Datnit  aber  würde  „\\  ettbewerb"  im  eigentlichen  Sinne,  also 
v  erstanden  als  „Leistungswettbewerb",  faktisch  allgeschafft  oder  docli  zumindest  sehr 
eingeschränkt.  In  der  Tat  vermag  ich  keine  sonderliche  „Leistung"  darin  zu  erkennen, 
bei  einem  wirtschaftspoii tisch  sanktionierten  inferioren  Realiohnsatz  erfolgreich  „kon- 
kurrieren" zu  können.  Gleichwohl  ist  es  nach  allem  durchaus  mö^ch,  auch  bei  infe- 
riorer Arbeiteproduktiviät  wettbewerbsföhig  zu  sein,  wenn  die  inferiore  Arbeitspro- 
duktivität über  einen  ebenso  inferioren  Reallohnsatz  au%e6angen  wird.  Damit  aber 
stellt  sich  wieder  die  eigentlich  interessante,  nämlich  die  quantitative  Frage:  IF«?  inferior 
müßte  der  Realiohnsatz  bei  einer  inferioren  Ausstattung  mit  Komplementärfäktoren 
eigentlich  sein? 

Betracliten  wir  dazu  zunächst  den  Zuschlagssatz  (z): 


Der  ZuschU^satz  drückt  also  nichts  weiter  aus  als  das  Verhältnis  von  Kapitalstückko- 
sten (C*^)  zu  Lohnstuckkosten  P  L  Warum? 
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Wenn  wir  (264)  in  (263)  einsetzen,  erhalten  wir 
C.(Uz)(^) 


(265) 


1  + 


bzw.  autjgclöst 


(266) 


-(^) 


und  damit  die  gesamten  Stückkosten.  Der  Zuschlagssatz  (z)  beschreibt  also  nichts 
weiter  als  die  in  Stückkosten  ausgedrückte  Kapitalintensitat  der  Produktion. 

Ein  inferiores  Produktivitätsniveau  und  damit  höhere  Lohnstück  kosten  würden  sich 
also  in  erster  Näherung  über  geringere  Kapitalstückkosten  lusgLichcn  lassen.  Nun 
können  wir  im  einfachsten  Fall  davon  ausgehen,  daß  die  Arbeits[-)rodukti\  itat  (a)  eine 
Funktion  der  Kapifalintensifaf  ist.  Bei  genauerer  Betrachtung  mülkcn  wir  allerdings  in 
Rechnung  stellen,  dali  sich  eine  intcriore  Arbeitsprodukuvkät  auch  aufgrund  inferiorer 
Technischer  Kompetenz  ergeben  kann.  Wenn  wit  uns  hier  allein  auf  den  Zusammen- 
hang von  Arbeitsproduktivität  und  Kapitalintensität  beschränken,  befinden  wir  uns 
sozusag^  „auf  der  sicheren  Seite",  da  wir  ja  unterstellen,  daß  die  Arbeitsproduktivität 
allein  mit  der  Kapitalintensität  abnimmt. 

Wiederum  im  einfachsten  Fall  ist  die  Arbeitsproduktivität  (a)  dabei  eine  lineare  Funk- 
tion der  Kapitalstückkosten  (C^ ).  Demnach  würde  gelten: 

(267)  a-?>C* 

Über  den  Leistungsparameter  {(p)  stellen  wir  also  einen  Zusammenhang  her  zwischen 
Kapitalstöckkosten  und  Arbeitsproduktivität  Setzen  wir  (267)  in  (266)  ein,  scj  erhalten 
wie 


(268) 


Dabei  beschreibt  der  erste  Summand  die  LoI.n^rllckkosten  als  Funktir)n  der  Kapital- 
stückkosten,  der  zweite  Siunmand  stellt  die  KLapitaistückkosten  selbst  dar.  Die  Lohn- 
stuckkosfen  steigen  somit  mit  dem  Lohnsatz  (vv)  und  sinken  mit  den  Kapitalstückko- 
sten  (C^ ).  Beides  leuchtet  unmittelbar  ein.  Gleichzeitig  sinken  die  Lohnstückkosten 
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aber  auch  mit  dem  Leistun^sparamerer  {r/  ).  Dahinter  steckt  einmal  mehr  die  L  berle- 
gung,  daß  wir  den  HtYekt,  den  eine  uegehene  Kapitalintensirät  auf  die  Arheirsprodukti- 
vitäi  Ivat,  nicht  allein  über  den  in  Euronen  gemessenen  Kapualbesiand  messen  kcinnen 
oder  zumindest  nicht  sollten. Eines  der  bemerkensweitesten  Beispiele  hierfür  ist 
vielleicht  die  Erfindung  der  Brille.  Landes  etwa  beschreibt  das  folgendermaßen: 

Eine  scheinbar  banale  Geschichte,  etwas  so  Alltägliches  fsicl],  daß  es  schon  tttvial  wirkt.  Und  doch 

verlänL'orrc  die  I^ifnulung  der  Brille  das  Arheitslelicn  gelernter  HnnilwcrkLr  nuf  t!;is  Doppelte,  /um.il 
wenn  die  Tätigkeiten  strapaziös  (ur  die  Augen  waren,  wne  bei  Sciireibern  (vur  der  liriindung  des  Buch- 
druckes außerordentlich  wichtig)  und  Lesern,  Instrumentenbauem  und  Werkzeugmachern,  Feinwe- 
bem,  Fdnsdunieden.  Aber  wenn  er  vierzig  war»  konnte  ein  Handwetket  im  Mittelalter  einigerma- 
ßen sicher  ilimit  rechnen,  daß  er  noch  zwanzig  weitere  lahre  leben  unt!  t;iiig  sein  konnte,  die  besten 
lalire  seines  Arheitslehens  —  vorausgesetzt,  er  konnte  pii  genug  sehen.  I")]!  Hrille  lo^ic  li^is  Problem.^ 

Obwohl  eine  Brille  im  Mittelalter  nicht  ganz  billig  gewesen  seiti  dürfte,  dürfen  wir 
doch  dav^on  ausgehen,  daß  es  sich  bei  den  Kosten,  gemessen  an  der  damit  verbunde- 
nen Produktivitätssteigerung  (bzw.  der  Wiederherstellung  der  Produktivität  über- 
haupt), vergleichsweise  doch  um  die  sprichwördichen  ,^<»ir#/^"  gehandelt  haben  dürf- 
te. Demnach  wäre  es  also  völl^  verfehlt,  den  Wert  der  Brille  über  den  Wert  des  Sach- 
kapitals zu  messen.  Der  entscheidende  Einflußfaktor  ist  hier  der  Leistungsparameter 
(g?).55<'  Anders  ausgedrückt:  Ein  mittelalterlicher  Handwoicer  hat  sich  nicht  deshalb 
eine  Brille  angeschafft,  weil  der  Zinssatz  gerade  günstig  war  oder  sein  kalkulatorischer 
Lohnsat/  so  hoch,  sondern  weil  sich  die  AnschatTiing /r7;»v7/.f  aller  Fakiorpreispropor 
tioiun  prodiikii\  irätstechnisch  „gerechnet"  hai.  I'.in  weiteres  Beispiel  aus  jüngerer  Zeit 
wäre  dabei  vielleiclit  Thomas  Edisons  Glühbirne  (1079),  deren  Auswirkungen  auf  die 
Arbeitsproduktivitit  den  in  Euronen  gemessenen  Sachkapitalwett  bei  weitem  über- 
troffen  haben  dürfte.^^i  Der  Leistungsparameter  (9)),  der  letztlich  also  bestimmt,  in 
welchem  Ausmaß  sich  die  Kapitalausstattung  eines  Unternehmens  auf  die  Arbeitspro- 
duktivität auswirkt,  ist  dabei  vom  Stand  der  Technik  gegeben  und  somit  für  jedes  Un- 
ternehmen am  Markt  ein  Datum.  Somit  können  wir  nach  (268)  die  Selbstkosten  (C) 
als  Funktion  der  Kapitalstückkosten  (C^)  auffassen,  wobei  wir  den  Lohnsatz  (h^)  und 
den  I.eisrungsparameter  ((jp)  als  konstante  Parameter  auffassen  können.  Damit  aber 
gehen  nach  (268)  die  Kapitalstückkt>sten  einmal  als  linearer  Ter/n  und  zum  anderen  in 
l'brm  einer  tijperbei  in  die  Selbstkosten  ein. 


»•*  Vgl.  d.izu  C.  III.  (MoäfisijtrtttModta^ArMtmarittm). 

Landes  2(102,  S.  62. 

Das  rechtfertigt  meines  lirachtcns  übrigens  auch  die  hier  vorgenommene  lineare  Modellierung,  zumin' 
liest  als  ;\ns.itz  in  erster  Näherung. 
SSI  Das  Beispiel  findet  sich  übrigens  ebenfalls  bd  Landes  (Landes  2002,  S.  297). 
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Somit  ergibt  sich  der  folgende  prinzipielle  Kurvenverlauf: 


Abb.  40:  Addidon  einer  Genden  dutch  den  Utspning  und  einer  Hyperbel 

Die  Gerade  (C^  )  bildet  dabei  eiiihicli  nur  die  Kapitalstückkosten  linear  ab.  Die  Hy- 
perbel beschreibt  den  Verlauf  der  Lxjhnstückkosten  in  Abhängigkeit  von  den  Ka- 
pitalstückkosten. Je  höher  also  die  Kapitalstückkosten,  desto  geringer  werden  die 
Lohnsfückkosten  sein.  Die  l'-förmige  Kun'c  schlie(51ich  stellt  die  Summe  der  beiden 
Kur\-en  dar  und  damit  die  gesamten  Stückkosten  („Selbstkosten")  in  Abhängigkeit  von 
den  Kapifalstückkostcn.  Tnteressanicrweisr  c  r'j;ibt  sich  tiabc  i  ein  deutlirhcs  und  beson- 
ders linksseitig  schart  abgegren^ites  Koster^nuiiimum  im  Funkt  (A)  —  im  Zahlenbei- 
spiel also  bei  -  10.  Das  aber  bedeutet,  daß  die  Selbstkosten  bei  zu  geringen  Kapi- 
talstückkostcn  geradezu  exphsioasartig  ansteigen.  Für  unseren  Neugründer  heißt  das, 
daß  seine  Chancen,  mit  infedoter  Kapitalausstattung  wettbewerbsfähig  am  Markt  auf- 
zutreten, ebenso  explosionsartig  schwinden. 


Ermitteln  wir  nun  das  Kostenminimum.  Algebraisch  ergibt  sich  das  Kostenminimum 
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wcnn  wir  die  erste  Ableitung  gleich  Null  setzen: 


dC 


+  l!-0 


(270) 


Has  Kostenminimum  ergilit  sirli  also  genau  dann,  wenn  der  Kapitaleinsarz  so  gewählt 
wird,  dafi  die  Kapitalkosten  der  Wurzel  des  (Quotienten  aus  Lohnsatz  und  I.eistungs- 
paranieter  enisprechen. '  -  le  hoher  also  der  Lohnsatz,  desto  hoher  liegen  die  kosten- 
mimmicrcndcii  Ivapitaistütkkosteii.  Das  leuchtet  unmittelbar  ein.  Vielleicht  erst  auf 
den  zweiten  Blick  wird  dagegen  klar,  daß  die  kostenmininiierenden  Kapitalstuckkosten 
mit  dem  PtoduktivitätsefFekt  des  Leistungspafameters  {q>)  abnehmen.  Der  Grund  be- 
steht datin,  daß  ein  höherer  Leistui^sparameter  dazu  fuhren  würde,  daß  sich  die 
Lohnstückkosten-Kufve       in  unserer  Graphik  noch  enger  an  die  Achsen  schmi^n 

würde  und  die  Gesamtkostenkurve  somit  noch  früher,  also  bei  noch  geringeren  Kapi- 
talstückkosten, ihr  Minimum  erreicht 

Damit  ergabt  sich,  wenn  wir  (270)  in  die  Stückkostenfunktion  ^69)  einsetzen: 
C^—^-^C"      für  -J^ 


(271) 


Da  negative  Kapitalkostcn  ausgeschlossen  sein  sollen,  brauchen  wir  die  Minus  A'ariante  der  Lösung 
nicht  zu  berücksichtigen.  y\uch  wollen  wir  auf  die  Berechnung  der  2.  Ablcitim-  ■  civichtcn,  da  sie  offen- 
kundig größer  Null  ist  und  es  sich  bei  dem  Extteonrcrt  somit  um  ein  Minimum  handeln  muß. 
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Das  möj^lichc  Srückkostcnminimum  steigt  also  mit  dem  Lohnsatz  (u  )  und  sinkt  mit 
dem  Leistungsparameter  {<p).  Ein  Ergebnis,  das  nach  allem  nicht  weiter  überraschen 
kann. 

Dabei  würde  in  der  hier  vorgenommenen  Modellierung  gelten: 
(272)  C^'2'^m2'C^ 

Das  Stückkosten-Minimum  würde  also  genau  das  doppelte  der  kostenminimierenden 
Kapitalsrückkosten  betragen.  Demnach  müssen  Knpiialstückkosren  und  Lohnstückkf)- 
stcii  also  gleich  groß  sein.  Dieser  Effekt  ist  aber  allein  der  hier  vorgenoninienen  linea- 
ren Modellierung  geschuldet  und  hat  als  Spezialfall  für  die  weitere  Betrachtung  keine 
defere  Bedeutung.  Bei  entsprechend  aufwendigerer  Modellierung  würde  sich  dieser 
Effekt  nicht  ergeben.  Der  wichtige  Punkt  aber  ist:  Der  Leistungsparameter  (9)  deter- 
miniert  die  absolute  Untetgrenze  der  möglichen  Stückkosten  und  damit  unter  Wettbe- 
werbsbedingungen die  Obergrenze  der  eben  noch  wettbewerbsfähigen  Selbstkosten. 
Dem  muß  sich  jeder  Neuzugang  am  Markt  stellen,  wenn  er  wettbewerbsfähig  sein  will. 
Dabei  ist  (q)  aber  reehnisch  gegeben  und  hat  mit  Faktorpreisverhältnissen  zunächst 
einmal  rein  gar  nichts  zu  tun. 

\\  eiche  l'ülgerungen  ergeben  sich  daraus  tur  unseren  jSieugrunder.''  \\  cnn  wir  die  ko- 
stenminimierenden  Kapitalstückkosten  aus  (270)  dynamisieren,  erhalten  win 

(273) 

-  4  •  w  f  ür  ^  -  0% 

Bei  gegebenem  Leistungsparameter,  also  ^«0%,  ergibt  sich  eine  Lohnsatzelastizität 

A 

C*^  1 

der  kostenminimierenden  Kapitalkosten  von  t]  :=  — ^  =  ^ .  Das  bedeutet,  daß  ein  Un- 
ternehmen unter  diesen  L  tnsländen  auf  eine  Erhöhung  des  Lohnsatzes  um  beispiels- 
weise u' =  lO^f  mit  einer  Mrhöhung  seiner  Kapitalstückkfisten  um  =  reaiüeren 
würde,  l  alls  aber  Li>hnsatz  und  Leistungsparameter  gleichermalien  ansteigen,  hatte 
das  Unternehmen  keinen  Grund,  am  nominalen  Faktoreinsatzverhaltnis  ü^end  etwas 
2u  ändem.^'3  Was  allerdings  nicbf  unbedingt  heißen  muß  —  wir  erinnern  uns  an  Ab- 
schnitt C.  in.  (»Modiß^ö^ries  ModeU  des  ArbeitsmarilUes«)  -,  daß  ein  Unternehmen  den 
Lohnsatz  auch  freiwillig  erhöhen  würde.  Wenn  allerdings  der  Leistungsparameter  lang- 
fristig  gesehen  stärker  ansteigt  als  der  Lohnsatz,  dann  hätte  ein  Unternehmen  in  der 
Tat  eirund,  seine  Kapitalstückkosten  zu  senken.  Das  könnte  möglicherweise  ein 
Grund  dafür  sein,  daß  die  Zuwachsrate  des  Kapitalbestandes  in  den  letzten  jahrzehn- 


^  Man  kann  sich  das  auch  so  votgteUen,  daß  sich  das  enechnete  m^|iche  Stfickkoseenmiiiimuiii  in  die- 
sem Fall  nicht  verändcm  würde. 
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tcn  eine  deutlich  rückläufige  Tendenz  hatte."  '  Für  unsere  L'iitersuchung  interessanter 
ist  aher  ein  noch  ganz  anderer  F.ffekf:  Wollte  ein  l  nternelimen  mit  Kapitalstückko- 
sten  produzieren,  die  beispielsweise  10'*  a  unter  dem  Upümuni  liegen,  so  könnte  es, 
wenn  es  wettbewerbsfähig  sein  will,  nur  einen  Lohnsatz  zahlen,  der  20%  0  unter  dem 
Referenzweit  ]i^;t  Bedenkt  man  nun,  daß  bereits  ein  Lohnsatz,  der  30%  unter  dem 
üblichen  Referenzlohnsatz  liegt,  der  Rechtsprechung  als  „sittenwidrig**  gilt,  dann  wird 
klar,  daß  ein  Unternehmen  es  sich  nicht  leisten  kann,  ndt  seiner  Kapitalausstattung 
vesentScb  unter  dem  Referenzwert  zu  bleiben. 

Zusammenfassend  bleibt  tVst/uliahen,  daß  es  in  erster  Näherung  zwar  durchaus  mög- 
lich ist,  auch  bei  Linem  inferioren  Produktivilälsniveau  wettbewerbstahig  am  Markt 
aufzutreten,  wenn  das  inferiore  Produktivitärsnix  cLiu  über  einen  entsprechend  inferio- 
ren Reallohnsatz  kompensiert  wird.  Bei  genauerem  i  linsehen  zeigt  sich  allerdings,  daß 
der  Reallohnsatz  bei  infieriorer  Kapitalintensität  dermaßen  drastisch  niedrig  liegen 
müßte,  daß  mit  wettbewerbsfähigen  Selbstkosten  im  Ergebnis  eben  doch  nicht  zu 
rechnen  ist.  Positiv  formuliert  bedeutet  das:  Freie  Marktsteuerung  verschafft  der  Pro- 
duktivi^tsentwicklung  Geltung.  Umgekehrt  heißt  das  aber  eben  auch:  Wir  haben  es  in 
der  Tat  mit  einer  Rücklaufsperre  der  Produkdvitätsentwicklung  zu  tun.  Dabei  müssen 
wir  also  gar  nicht  auf  mehr  oder  weniger  fragwöirdige,  zumindest  aber  normative  Kon- 
strukte  wie  „gerechter  Lohn'"  oder  dergleichen  zurückgreifen:  Freie  Afarktsteuerung 
selbst  \  erhinderi  demnach,  zumindest  bei  mittel-  und  langfristiger  Betrachtung,  eine 
Rückkehr  zu  minderprodukd\  en  Produktionsweisen  und  damit  letztlich  auch  inferio- 
ren Reallohnsätzen.  Unternehmen,  die  das  versuchen  wollten,  wären  einfach  nicht 
wettbewerbsfähig. 

Was  fireie  Marktsteuerung  dabei  allerdings  verhindern  kann,  sondern  in  der 
Tendenz  vielmehr  noch  befördert,  ist  ein  damit  unter  Umstanden  verbundener  Rück- 
gang des  Arbeitsvolumens.  Was  fteie  Marktsteuerung  ebenfalls  nicht  verhindern  kann, 
ist,  daß  sich  möglicherweise  ganze  Sektoren  einer  Volksw  irtschaft  auf  kapitalarme 

Produktionsweisen  verlegen.  Wenn  nämlich  üHi:,  also  auch  die  eingespielten  l'nter- 
nehmen,  ohne  nennenswerte  Kapitalausstattung  arbeiten,  dann  konnte  ein  Neugrün- 
der, der  ebenfalls  ohne  Kapitalausstatiung  arbeitt r,  nach  allem  gleichwohl  wettbe- 
werbsfähig sein.  Allerdings  würden  das  im  eigentlichen  \\  ortsinne  „trostlose"  Sekto- 
ren sein.  Mit  Wohlfahrtsentwicklung  jedenfalls  hätte  das  nichts  mehr  zu  tun.  Was  freie 
Marictsteuerung  schließlich  auch  nicht  vediindem  kann,  ist,  daß  ^9(^rtschafts-  und  Sozi- 
alpolitiker verschiedenster  Couktir  auf  den  Gedanken  kommen,  daß  es  doch  möglich 
sein  müsse,  ausgesteuertes  Arbeitsvolumen,  gewissermaßen  „auf  Teufel  komm  raus", 
auf  einem  inferioren  Produktivitätsnhreau  in  den  Markt  zu  drücken.  Nach  allem  haben 


So  ist  der  Kapitalbcstand  in  den  1970er  Jahren  um  4,3"  «  gewachsen,  in  den  195iUcr  Jahren  nur  noch  um 
2,6%  (jeweils  Westdeutschland),  in  den  199()er  Jahren  um  2,r'  <i  und  im  Zeitraum  von  1991  bis  2006  so- 
gar nur  noch  um  1,1%  Qewdls  Deutschland).  Vgl  etwa  Zahlen  2Ü09,  S.  27. 
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wir  aber  (irund  zu  der  Annahme,  daß  so  etwas  eben  m/^/i/ möglich  sein  dürfte  —  jeden- 
falls nicht  bei  freier  Marktsteuerung.^^* 

b)  Modellierung  über  eine  Cobb-Douglas-Produktionsfiinktion 

Betrachren  wir  die  Erfolgschancen  eines  Neugründers  nun  aus  einer  zweiten  Perspek- 
tive. Dabei  wollen  wir  den  relativen  Kapitaleinsatz^'^  nicht  läno^cr  über  den  Zuschlags 

taktor  z  -  7^  in  nominalen  Größen  messen,  sondern  real.  Auch  wollen  wir  von  dem 

Spezialfall  absehen,  daß  die  Arbeitsproduktivität  linear  mit  dem  relativen  Kapitalein- 
sat2  ansteigt.  Vielmehr  wollen  wir  einen  abnehmenden  Grenzertrag  bzw.  einen  ab- 
nehmenden Anstieg  der  Arbeitsproduktivität  unterstellen.  Üblicherweise  gehen  wir  bei 
einer  Cobb-Douglas-Produktionsfunktion  von  einer  gegebenen  Isokostenkurve  aus 

und  bestimmen  dann  die  ertragsmaximiercndc  Faktorkombination.  Was  aber  würde 
passieren,  wenn  wir  die  (^obb-Dougkis-I  unkrion  so  modellieren,  ilaß  wir  —  umgekehn 
-  \  on  einem  gegebenen  Output  ausgelu  ii  und,  analog  zum  letzten  Abschnitt,  die  Ko- 
sten in  Abhängigkeit  des  l'aktorcinsatzx  erhältnisses  bestimmen? 

Wenn  wir  also  eine  Produkdonsfunktion  der  Form 

(274:  YmN"'K''" 

zugrunde  legen  und  dabei  das  bei  gegebenem  Outpur  notwendige  Arbeitsvolumen  in 
Abhängigkeit  vom  eingesetzten  Kapital  betrachten,  darm  ergibt  sich  aus  (274): 

(275)  N{K)~^ 

K  " 

Dabei  beträgt  die  Arbeitsprodukdvität  (a): 


(276) 


™  Allerdings  haben  wir  im  Abschnitt  D.  II.  2.  (»FrodKMintHtskoMfiensalioii / DiskusiioM«)  gesehen,  daß  die 
Bereiischaft,  aotfalls  auch  die  fteie  Marktstenenu^  sdbst  „auf  dem  Altar  der  Lösungsvorschläge  zu 
sdihchten*',  verbcdtetet  Ist,  ab  man  gemebihin  vetmuten  mödite. 

^  ObUchet^se  wird  das,  was  vir  hier  „idadveo  Kapitaleinsatz"  nennen.  Ober  die  Kj^talintensität  |  j 
bestimmt.  Damit  aber  beschränken  wir  uns  ohne  Not  auf  einen  hochaggregierten  Zwei-Faktoren-Fall. 

Beziehen  wir  nlsn  den  relativen  Kapitaleinsatz  statt  auf  den  I'aktf)r  Arbeit  xweckmäßijrcrvvcise  aut  die 
ClroKc,  die  stell  natürlicherweise  anbietet,  rianihch  die  \\  crtschciptung  (K).  Auf  diese  Weise  wird  es 
möglich,  den  relativen  raktorcinsatz  für  eine  beliebige  Anzahl  von  Produktionsfaktoren  zu  definieren. 
Wir  werden  auf  diesen  Punkt  im  nächsten  Abschnitt  (»UnimeißuriJtAe  EHtstbädiingsßtMiw^}  noch  zurück- 
kommen. 
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Die  Arbeitsproduktivität  ist  bei  gegebener  l-aktotelasti2ität  (a)  also  eine  reine  i'unkti- 
on  der  Kapitalintensität 

Wenn  wir  (275)  in  (276)  einsetzen,  ei^bt  sich: 


l-a 


l-a 


i 
ya 


(277) 


/    it        !-<(  ^ 

l-a 

/     a+l-a  N 

l-a 

(     '  \ 

K"  ■  K  " 

K  " 

K" 

1 

1 

1 

[     Y-  1 

ya 

V" 

l-a 


-i 


a 


Somit  hätten  wir  also  die  Arheitsprockikti\ ität  als  reine  Funktion  des  Kapitalkoetfi- 
zienten  |-p-j  dargestellt.  Dabei  betragen  die  nominalen  Lohnstückkosten 

(27«)  (^). 


l-f( 

(f)" 


Für  die  nominalen  IG^italstückkosten  ei^bt  sich: 
(279)  C*' 


Folglich  betragen  die  Stückkosien  (C  )  insgesamt: 


(28U) 


C:--+C' 
a 


\-a  Y 
a  ' 


iP 


Somit  hätten  wir  die  Stückkosten  bei  gegebenem  Preisniveau  (/>)  und  gegebener  Fak- 
torelastizität (a)  als  reine  Funktion  des  Lohnsatzes  {w)y  des  Zinssatzes  (/)  und  des 

Kapitalkoeffizienten  |yj  definiefL  Dabei  hat  der  Ausdruck  die  prinzipiell  gleiche 
Form  wie  unsere  Modellierung  über  die  Zuschlagskalkulation  in  (268). 
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finden  wir: 

(282)  C--^*(f)/P 

Einundderselbe  Ausdruck,  dort  also  (C'^)  und  hier  ^y-j,  taucht  in  den  Summanden 

einmal  im  Nenner  auf  und  einmal  im  Zähler.  Damit  hat  der  erste  Teilausdruck  wieder 
die  Form  einer  Hyperbel^^"^  und  der  zweite  Teilausdruck  die  Form  einer  Geraden 

durch  den  Ursprung.  Der  Unterschied  zwischen  den  Funktionen  besteht  also  lediglich 
darin,  daß  wir  in  (281)  die  Variable  (C")  über  (91)  linear  modelliert  haben,  in  (282) 
dagegen  die  Variable  ^-^j  über  eine  Wurzelfunktion  ^Cobb-Douglas-typisch"  non- 
linear.558 


Im  Veigldch 

(281)  C  > 
bzw. 


Daß  der  Knpit;ik-ins;u/  <_l;ihc-i  ühcr  einen  ikur/fri^tig  als  konstant  HnzuschcDdeil)  Exponenten  moduliett 
wird,  spielt  tur  den  liypcrbcllonnigca  \  criaut  der  Kurve  keine  R<)lie. 
™  Für  den  üblicherweise  infirag^  kommenden  Beieich     <  a  <  I  et^bt  sich  eine  Cobb-Douglas-t>'pische 

Wurzclfunkuon.  Ein  zunehmender  Kapitalkoeftlzicnt  erhöht  die  Arbeitsproduktivität  a  -  |p- j  "  also 

nur  mit  abnehmendem  GtenzefFekt  Für  a  -  würde  ein  zundunender  KapitalkoefBzient  die  Arbeits- 
produktivität linear  ansteigen  lassen,  und  für  0  <  a  <  ^  würde  die  Arbdtsproduktivitit  mit  zunehmen- 
dem Gtenzcffekt  ansteigen. 
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In  einer  Graphik  ergibt  sich  dabei  das  folgende  Bild: 


Abb.  41:  Stückkostenverlauf  bei  variablem  Kapitaleinsatz  bei  Cobb-Douglas 

Auf  der  Abszisse  ist  hier  der  Kapitalkoefifizient  als  Maß  für  den  „relativen  Kapi- 
taleinsatz** abgetragen.  Dabei  können  vfit  den  wenig  aussag^kraftigqi  Be^iff  »Kapital- 
koefiBzient«  |y-j  besser  als  „Kapitaleinsatz  pro  Stück*'  bzw.,  noch  besser,  als  „Kapital- 

didite  der  Produktion"  interpretieren.^'  Die  Unke  Ordinate  steUt  die  damit  korres- 
pondierenden Kosten  dar.  Dabei  beschreibt  die  lineare  Kurve  (Ü'^)  wiederum  die  Ka- 
pitalstückkosten, die  mit  zunehmender  Kapitaldichte  erwartungsgemäß  linear  zuneh- 
men. Die  blasse  Kurve  beschreibt  rein  nachrichdich  den  Verlauf  der  Arbeitsprodukti- 
vität, die  sich  aus  der  variierenden  Kapitaldichte  ergibt,  und  bezieht  sich  dabei  auf  die 

rechte  Ordinate.  Die  Hyperbel        beschreibt  den  Verlauf  der  Lohnstückkosten  in 


^  Der  Begriff  »KapitalintensitätN  ist  ja  bereits  besetzt.  Wobei  es  ohnehin  unzweckmäßig  ist,  sich  auf  Je» 
komplementären  Pr(Kluktinii<;fnkr()r  beziehen  —  sehr)ti  deshalb,  weil  wir  uns  tluniit  auf  ruir  L;en;ui  zwei 
Produktionsfaktoren  fesilegen  würden.  Zwar  konnte  von  Thünen  im  Zusammenhang  mii  einem  land- 
wirtschaftlichen Ptoduktioassystem  oodi  mit  einigem  Recht  auf  diese  Weise  vorgehen  (vgl.  oben  C.  IQ. 
».\UjiIifi^uTti'.<  M'iM des  ArbtHsmarMttsit),  Bsffb  eben  nur  die  Faktoren  Arbeit  und  Kapital,  da  der  Faktor 
iiodcn  als  gegeben  und  konstant  vorausgesetzt  werden  konnte.  Unter  industriellen  Produktionsbedin- 
gungen bzw.  allein  schon  unter  Berücksichtigung  des  Produktionsfaktors  »Technische  Kompetenz«  ist 
das  aber  eine  im  Citunde  völlig  überflüssige  und  vor  allem  auch  unnötige  Einschränkung.  Wir  werden  auf 
diesen  Punkt  im  folgenden  Abschnitt  AJuimuhmeriscbe  EjitifhadM^g^iubn^  noch  zurückkommen. 
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Abhängigkeit  von  der  Kapitaldichte»  und  die  U-föimige  Kurve  C  ^yj  schließlich  bildet 

wiederum  den  Verlauf  der  gesamten  Stückkosten  („Selbstkosten'^  ab.  Damit  aber  ha- 
ben wir  hier  den  prinzipiell  Reichen  Kurvenverlauf  wie  bei  unserem  »Selbstkostenan- 
satz«. Auch  hier  weist  die  Kurve  im  Punkt  (A)  ein  deutliches  Kostenminimum  auf  und 
steigt  im  Bereich  des  linken  Astes  ebenfalls  geradezu  explosionsartig  an.  Das  bedeutet, 

daß  auch  nach  diesem  Mf)dcll  ein  unzureichender  Kapitaleinsatz  mit  geradezu  drama- 
tisch ansteigenden  Selbstkosten  \  urhunden  wäre,  [demnach  führen  uns  also  der 
Selbstkostenansatz  und  die  Modellierung  über  eine  Cobb-Douglas-Funktion  zum  ge- 
nau gleichen  Ergebnis. 

Im  nächsten  Schritt  wollen  wir  wieder  das  Stückkosten-Minimum  in  Abhängigkeit 
vom  Kapitaleinsatz  ermitteln.  Dabei  ergibt  sich,  wenn  wir  (280)  nach  (K)  ableiten: 

dK    \  a  f  Y 

(283) 

/,        \  tu       _1  i.P 

--(■L^J  u'-y  «  -ä:« +1-1-1-0 

und  somit: 

(284)    (l^j-H-  y'     A  '  -il^ 

Au^elöst  nach  (K)  ergibt  sich  zunächst 
.1  ip 


Y  Y"  w  (^) 

(285, 

Y^'w{^) 

und  schließlich 


(286)  ^  ' 


Für  die  Kapitaldichte  ^y-j  ergibt  sich  somit  im  Minimum,  wenn  wir  (286)  durch  (Y) 
teilen. 


(287) 


-244- 


oder,  in  realen  Größen  ausgedrückt: 


Die  stückkostcnminimiLi-endc  Kapitaldichtc  ist  also  eine  Funktion  des  Faktorpreisver- 
hältnisses und  der  Faktorclastizitiit  (a)."^''" 

Welches  Faktoreinsatzverhältnis  würde  sich  dabei  im  Optimum,  also  bd  kostenmini- 
mierender  Kapitaldichte  ergeben?  Das  Arbeitsvolumen  in  Abhäi^jgjkeit  vom  Kapital- 
einsatz beträgt  nach  ^75): 

(289)  N(K)-^ 

Setzen  wir  in  (289)  das  Ergebnis  aus  (286)  ein,  so  ergibt  sich: 

1 
yo 

W)  i=- 


(290) 


Y"  {i  P) 


Für  das  Faktoreinsatzverhältnis  bzw.  die  Kapitalintensität  ergibt  sich  somit  aus 
^86)  und  (290): 

(291)  ^  {iPTY'irPy- 

iP  \  a  I 
bzw.,  in  realen  Größen: 

(292)  f-f -(1^) 


/.um  ijlLichcn  I  iijcbnis  iim  Cirundc  soi-ar  noch  eleganter)  wären  wir  übrigens  auch  gekommen,  wenn 
wir  (2S2)  unmittelbar  nacb         abgeleitet  hätten. 
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D;is  l  akrorcinsatzvcrhältnis  bzw.  die  Kapitalintensität  hängt  also  zunächst  vom  I'ak- 
torprcisvcrhäitnis  ab  —  ein  lirucbnis,  das  wir  auch  nicht  anders  erwartet  hätten. 
Gleichzeitig  hängt  es  aber  auch  von  der  Fakiorelasiiziiät  des  Outputs  (a)  ab.  W  enn 
also  die  Faktorclastizität  sinkt,  was  in  den  letzten  Jahren  in  Deutschland  tatsächlich  zu 
beobachten  war,'^  dann  muß  im  Modell  die  Kapitalintensität  ansteigen.^  Das  leuch- 
tet auch  ein.  Wenn  nämlich  die  Leistungsfähigkeit  des  Faktors  Arbeit  (a)  abnimmt, 
steigt  in  einer  Cobb-Dou^as-Welt  gleichzeitig  die  Leistur^sßhigkeit  des  Faktors  Ka- 
pital, da  beide  Größen  ja  komplementär  zu  Eins  definiert  sind.  Bei  höherer  Leistun^- 
fiüiigkeit  aber  li^  ein  relativ  verstärkter  Faktoreinsatz  nahe  -  und  zw  ar  \  ('')llig  imabhän- 
gigvom  Faktorpreisverhältnis.  Kurzum:  Auch  in  einer  Cobb  Douglas  Welt  wird  es 
sich  ein  Neu/tigang  am  Markt  nicht  leisten  kr)nncn,  deutlicli  hinter  der  kostenrninimie- 
renden  K-ipitaldichrc  zurückzubleiben.  Fr  wäre  in  liicsem  I  alle  nämlich  detlnidv  nicht 
wettbewerbsfähig  und  würde  über  kurz  oder  l.mg  wieiier  „vom  Markt  getegt"  —  falls  er 
unter  diesen  Umständen  überhaupt  jemals  Zugang  tmden  würde.  Pt^e  Mai^tsteue- 
rung  sorgt  also  auch  im  Rahmen  einer  Cobb-Dou^as-Welt  für  eine  Rücklaufsperre  der 
Produktivitätsentwicklung. 

Soll  das  nun  heißen,  daß  es  unmö^ch  ist,  ein  Untemdimen  zxx  gründen?  Natürlich 
nicht.  Marktzugänge  und  Abgänge  gehören  zu  freier  Marktsteuerung  wie  das  sprich- 
wörtliche Salz  an  die  Suppe.  Es  hat  immer  schon  Neugründungen  gegeben  und  es 
wird  wohl  auf  absehbare  Zeit  auch  immer  wieder  Neugründungen  geben,  getragen 
von  findigen  und  tüchtigen  L^nternehniern,  die  sich  in  der  Lage  sehen  und  auch  tat- 
sächlich in  der  Fage  siud^  die  Position  alteingesessener  L'nternehnien  erfolgreich  zu 
bestreiten.  Voraussetzung  dafür  ist  aber,  daß  diese  Unternehmer  ein  ausreichendes 
Maß  sowohl  an  Sachkapital  als  auch  an  Technischer  Kompetenz  mitbringe  Hierbei 
dürfte  es  sich  allerdings  in  aQer  Regel  eher  um  Aasnabmeersebeimtn^n  handeln.  Daraus 
aber  ein  Mastenphättomen  machen  zu  wollen  —  letztlich  also  Nei^ründungen  als  Mittel 
gegen  überschießende  Produktivitätsentwicklung  einsetzen  zu  wollen  —  scheint  mir 
nach  allem  kein  sonderlich  erfolgversprechender       zu  sein. 

c)  Unternehmerische  Entscheidungsfindung 

Im  letzten  Abschnitt  haben  wir  gesehen,  daß  ein  Neugründer,  wenn  er  wettbewerbs- 
fähig am  Markt  auftreten  will,  nicht  hinter  der  Kapitalausstattung  seiner  eingespielten 


*i  Dabei  ist  Jcr  zweite  I'aktor  und  tl  iirii  .Ilt  i;c-samte  .Viisdruck  für  den  Definitionsbereich  0<a<l 
erwartungsgemäß  erstens  definiert  (a  9^     und  zweitens  großer  Null. 

H2  Empirisch  läßt  sich  Faktordasdatät  dabd  am  ehesten  über  die  Lohn-  bzw.  die  Arbeitseinkommens- 
quote abschätzen.  Dabei  betrug  die  Lohnquote  im  Jabr  2000  etwa  72%  und  ist  bis  2>  ii  ih  kuntinuierlich 
auf  etwa  65%  zurückgegangen.  L^^n  wir  die  Arbcitscinkommcnsquotc  zugrunde,  ergibt  sich  eine  ähnli- 
che Entwicklung.  Hier  ist  der  Wert  von  etwa  80%  in  2000  ebenso  kontinuierlich  auf  etwa  73%  in  2008 
zurückgegangen  (vgl  etwa  Zahlen  2009,  S.  53). 

^  Das  macht  man  sich  am  besten  klar,  indem  man  für  den  Klammcttetm  ^  - 1|  notiert.  Mit  abnehmen- 
dem (o)  wird  der  Minuend  größer  und  damit  der  gesamte  Ausdruck.  Damit  aber  muß  bei  gegebenem 
Paktorpreisverhältnis  auch  das  Faktoccinsatzverhältnis  ansteigen  —  die  Kapitalintcnsität  nimmt  also  zu. 
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Konkurrcnrcn  zurückbleiben  sollte.  Zwar  köinitt-  er  versuchen,  eine  unzureichende 
Kapitalausstattung  mit  einem  ebenso  interioren  (kalkulatorischen)  Realiohnsatz  auszu- 
gleichen. Allerdings  würde  ein  solches  Konzept  schnell  an  seine  Grenzen  stoßen,  da 
der  Lohnsatz  in  diesem  Fall  schon  anßtrordentüch  inferior  sein  müßte,  so  daß  diese  Op- 
tion letztlich  nur  sehr  theoretisch  ist.  Im  folgenden  wollen  wir  den  summarischen» 
hochaggregierten  Begriff  »Kapitalausstattung«  etwas  tealitätsnäher  betrachten. 

Nach  (292),  also 
K 


(293) 


N     i   \  a  } 

■T(i-') 


ergibt  sich  das  gewinnmaximierende  l  aktoreinsatzvcrhältnis  von  Kapital  iK)  und  Ar- 
beit (  A'")  proportional  /um  l  aktorpreis\  erlvältnis,  also  dem  Reallohnsatz  (ii   )  und  dem 

Zinssatz  (/),  mit  dem  Proportionaiitätsfaktor  Proportionaiitiit  gilt  aller- 

dings nur  dann  und  nur  solange,  wie  wir  unterstellen  können,  daß  die  partielle  Faktor- 
elastizität (a)  hinreichend  konstant  ist.^^'-*  Würde  zum  Bespiel  der  Faktor  Arbeit  Ici- 
stimgsfahiger  werden,  der  W  ert  für  («)  also  ansteigen,  so  würde  sich  ein  geringerer 
Wert  für  den  Proporiionaliiaisfakror  ergeben  und  ilamit,  //v//^ gegebenem  b'akiorpreis- 

verhältnis,  auch  eine  geringere  Kapitaliniensitai  j^^j,  und  umgekehrt.''''''  Die  Lei- 

stungstahigkeit  ist  also  nicht  ganz  unbeachtlich.  Nun  gehen  aber  wir  in  aller  Regel  da- 
von aus,  daß  (a)  mehr  oder  weniger  konstant  ist."''''  So  referiert  etwa  Rittenbruch,  der 
(a)  über  die  bereinigte  l.olinquote  abschätzt,  die  langfristige  F.ni\\  ickking  wie  folgt: 

In  der  BR  Deutschland  stieg  die  beieinigte  Li)hnijuoce  seit  196U  bis  zu  Beginn  det  fci<Jer  Jaiire  durcbaus 
zvrar  stärker  an,  fiel  dann  aber  langsam  wieder  und  erreichte  in  den  90er  Jahren  in  etwa  wieder  den 
Wert  von  1960.  Damit  war  sie  also  sehr  langfristig  gesehen  ebcnfiüls  erstaunlich  stafaiL^^ 

Bei  genauerem  Hinsehen  hat  die  Lohnquote  in  dem  von  Rittcnbruch  bezeichneten 

Zeitraum  allerdings  doch  deutliche  Veränderungen  crflihren.  \  or  allem  ist  sie  seit  den 

1990er  Jahren  von  damals  gut  70%  auf  gegenwärtig  nur  noch  65y2%  (2008)»  also  um 


Xit  lii  l'cn  wird  in  der  I.iicr.irur  .luch  ilcr  BcL'riff  partielle)  »Pr<)dukti<in>;Ll;i'-ii/it:ii<<  verwendet.  Ich 
niöclui  mich  hier  aber  an  die  herkömmliche  Konvention  halten,  wonach  die  unabhängige  V  ariable  als 
Präfix  vor  „-elastiziiat"  steht  So  gehen  wir  zum  Beispiel,  wenn  wir  von  „Preiselastizitit  der  Nachfiage" 
sprechen,  davon  aus,  daß  sich  die  N'.ichfragc  als  abhüniiiee  \';iri.'.hle  mit  dem  Preis  als  unabhäns;ii;cr  \'a- 
riablc  verändert.  Entsprechend  wollen  wir  hier  von  »i'aktorelastizitäc  des  Outputs«  oder  kurz  »l  aktorela- 
stiadtatw  sprechen. 

Daß  bei  ansteigendem  (a)  der  Wert  des  PiDpordonalitätsfaktors  sinkt,  erkennt  man  am  leichtesten, 
wenn  man  von  der  z\*'citcn  Zeile  in  (293)  ausgeht, 
***  Vgl.  etwa  Rittenbruch,  der  ganz  selbstverständlich  notiert;  „l"ür  den  Wert  der  Konstante  a  gilt: 
()<({<!"  f  Rn  icnliruch  2( "  >i  t,  .S.  276;  Hervorhebung  von  mir). 
Rittcnbruch  200Ü,  S.  279,  tn.  1. 
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immerhin  etwa  7"  o  zurückgegangen.''''^  Ob  man  dabei  noch  von  „ersraunlicher  Srabi- 
lirät'"  sprechen  kann,  mag  im  Auge  des  Betrachters  liegen.  Hinzu  kommt,  daß  es  sich 
bei  der  I.olintiuotc  l>z\v.  bei  dem  Parameter  («)  um  einen  hochaggregierten  Werl  han- 
delt. Dabei  müssen  wir  davon  aus2:ugehcn,  daß  huchaggrcgierte  Daten  (im  statisti- 
schen Sinne  also  Mittelwerte)  nichts  über  eine  mög^cheiweise  systematisch  zuneh- 
mende Varianz  der  zugrundeliegenden  Einzelwerte  bzw.  Gruppen  von  Einzelwerten 
aussagen.^«'  Kurzum:  Selbst  wenn  wir  einen  konstanten  Wert  für  (a)  unterstellen, 
können  wir  nicht  ausschließen,  daß  der  Leistungsparameter  für  einen  Teil  des  Arbeits- 
voli  nu  ns  systematisch  ansteigt,  während  er  für  einen  anderen  Teil  ebenso  systema- 
tisch absinkt.5™ 

Berr.ichten  wir  also  die  Zusammenhänge  auf  geringerem  .Xggregationsniveau.  D.ibei 
wollen  wir  wieder  von  einer  eintachen  Cobb-Douglas-Produkuonstunkuon  ausgehen, 

also:''' 

(294)  Y~Y(N,K)'N"'K^'^ 

In  dieser  Formulierung  behaupten  wir  also,  daß  der  Output  (K)  eine  Funktion  des  In- 
puts  der  Faktoren  Arbeit  (A^)  und  Kapital  (K)  ist. 

Dabei  wird  die  Behauptung  deutlicher  erkennbar,  wenn  wir  sie  graphisch  als  System 
abbilden: 


Abb.  42:  Ptoduktioosfimktion  in  SystemdanteUung 


Ein  Mittelwert  von  z.B.  a  -  lOÜ  kann  im  Extremfall  zum  Beispiel  bedeuten,  daß  für  a//e  Elemente  der 
Gnindgesamdieit  ein  Wert  von  - 100  enninelt  wurde,  oder  aber  zum  Beispiel  auch,  daß  sich  ßir  die 
eine  Hälfte  der  Elemeote  jr,«5D  und  för  die  andere  Hilft«  jc,>15D  ergeben  hat. 

S(i  «A  arr  t-s,  um  ein  kotikn  tt-v  Rt  ispit  l  ;in/ufü}iren,  durchaus  vorsttHlmr,  daß  cU-r  Bi-itrug  /um  l'nu-r- 
nehmensertolg  eines  MascliincnschiosserH,  der  neu  angeschaffte  Fuumaschinen  wartet,  steigt,  während 
der  Beitrag  der  Putzkräfte  entsprechend  sinkt.  Betrachten  wir  „den  Paktor  Arbeit"  dagegen  aggregiert, 
würtk'ti  wir  unter  l'mstäntk'n  eine  glcichhlc-iht-iulc  I.cistuimsflihigki-ii  des  f-aktors  messen.  Volkswirt- 
schaftlich gesehen  mag  das  einerlei  sein.  Betriebswirtschaftlich  aber  stellen  sich  die  VerhiUtnisse  andets 
dar:  Ein  Unternehmen  wurde  unter  diesen  Umständen  absehbar  dazu  neigen,  mehr  Patzmaschinen  an- 
zuscfiaffen,  gegebenenftlls  einen  weiteren  Maschinenschlosser  einzustellen,  die  Mascliim  :.vc1)1<ism  r  im 
Zweifel  besser  zu  bezahlen  und,  im  Gegenzug,  weniger  Fuuskräfte  zu  einem  geringeren  Lohnsatz  zu  be- 
schäfcigcn. 

S7I  p{if  unsere  Zwecke  brauchen  wir  m^ichen  Technischen  Fortschritt  zunächst  nicht  zu  berücksichti- 
gen- 
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Demnach  wären  Arbeit  und  Kapital  also  Input  in  ein  Protluktionssystem  (AS),  das 
dabei  einen  entsprechenden  Output  u;eneriert.  Allerdins^s  unterschlägt  diese  durchaus 
übliche  Betrachtungsweise,  da($  dieser  Zusammenhang  unmöglich  für  das  Entscliei- 
dungsverhalten  eines  Unternehmens  gelten  kann.  So  würde  beispielsweise  kein  Unter- 
nehmen jemals  sagen:  »»Laßt  uns  mal  den  Faktorinput  erhöhen.  Das  müßte  absehbar 
2u  einem  höheren  Output  fuhren/'  Ein  Unternehmen  muß  und  wird»  ganz  im  Ge- 
genteil, vom  Ouq>ut  her  „denken".  Es  wird  also  einen  bestimmten  Output  pianen  und 
seinen  Faktorinput  entsprechend  darauf  einstellen. 

Damit  aber  ergibt  sich  für  unsere  Systemdarstellung  das  folgende  Bild: 


(^) 

Abb.  43:  Abhängigkeiten  der  Variablen  aus  der  Sicht  eines  Unternehmens 

Zwar  kann  man  auch  hier  den  Output  als  eine  Funktion  der  Faktorinputs  interpretie- 
ren. Allerdings  sind  aus  der  Sicht  eines  l'nternehmens  die  l  aktorinputs  naturgemäß 
davon  abhängig,  welchen  ( )utput  das  Unternehmen  überhaupt  plant!  Der  /usaninien- 
hang  ist  also  über  die  Schleifen  (Ä, )  und  ( )  vollständig  rückgekoppelt.  Zwar  deter- 
minieren die  Produktionsfaktoren  den  Output,  ^/^f/^/z^t///^  aber  determiniert  der  Output 
die  Produktionsfaktoren.  Wenn  wir  also  die  Graphik  „von  links  nach  rechts"  lesen, 
betrachten  wir  das  Produktionssystem  sozusagen  pros^ßorimHert.  Lesen  wir  die  Graphik 
dagegen  „von  rechts  nach  links",  betrachten  wir  den  Zusammenhang  ^nz  im  Gegen- 
teil entscbeU^ngsorienüirtP-  Das  aber  entspricht  gleichzeitig  der  Unterscheidung  zwi- 
schen einer  Ex-atiti-  und  einer  £x^0x/-Betrachtung.  Drittens  schließlich  bedeutet  das 


Den  Unterschied  kann  man  sich  ganz  analog  der  L^iterscheiilung  zv^i^cluii  ]iri)/i  ß-  untl  hKiTiori- 
cnticrtcm  Kontenrahmen,  vnc  er  et\v-a  in  den  DATEV-Kontcnrahmcn  SKR  U3  bzw.  SKR  i>4  zum  Aus- 
druck kommt,  vorstellen.  Im  ersten  l-all  betrachten  wir  den  Ablauf  (also  den  Prozeß),  im  zweiten  l-ail 
dagegen  den  Vorgang  vom  Eig^bnis  (bzw.  vom  Abschluß  bzw.  von  den  zugnindeCegenden  Entschei- 
dungen) her. 
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einc  l  nrcrscheidung  zwischen  der  volkswirtschaftlichen  und  der  betriebswirtschaftli- 
chen Lbcnc.-  ' 

Das  ist  aber  durchaus  nicht  der  einzige  Unterschied.  So  wird  sich  ein  einzelnes  Un- 
ternehmen bei  seinen  Entscheidungen  kaum  von  der  Grenzproduktivität  der  Faktoren 
leiten  lassen.  Warum  nicht?  Der  erste  und  wichtigste  Grund  dürfte  sein,  daß  es  die 
Grenzproduktivitäten  seiner  Produktionsfaktoren  nicht  kennt  und,  wichtiger  noch, 
nicht  einmal  kennen  kann.  Grundvoraussetzung  für  die  Bestimmung  der  Grenzpro- 
duktivität, beispiekweisc  des  Faktors  Arbeit,  wäre  ja,  daß  w  ir  es  mit  einem  homogenen 
Arbeitsinput  /u  tun  haben.  Das  mag  vielleicht  bei  Erntehelfern  im  18.  Jhd.  noch  an- 
sat^'wcisc  der  l  all  o;c\vcscn  sein.  Unter  den  Fkdinirungcn  industrieller  Produktion  mit 
einer  Vielzahl  nicht  direkt  \  ergleichbarcr  l'aktorinputs  ist  das  aber  ganz  sicherlich  //u/j/ 
mehr  der  I'all.  Allgemeiner  noch:  l'nrcr  der  Annahme  von  .Arht-itsfeihm'j  'xm  weitesten 
Sinne  kcinnen  wir  unmöglich  von  einem  homogenen  l  akioremsatz  ausgehen:  Das  eine 
schließt  das  andere  notwendigerweise  aus.  Man  muß  also  gar  nicht  auf  industrielle 
Produktionsbedingungen  zurückgreifen,  um  die  Idee  homogenen  Arbeitsinputs  und 
damit  die  Idee  der  Bestinmibarkeit  der  Grenzprodukdvitat  sds  einigermaßen  realitäts- 
fem  zu  verwerfen. 

Der  zweite  Grund  dürfte  sein,  daß  es  ein  Unternehmen  ja  nicht  allein  mit  „den" 
Faktoren  „Arbeit"  und  „Kapita!"  zu  tun  hat,  sondern  mit  einer  Fülle  von  produktions- 
relevanten Inputs,  die  erst  ex  hos I,  iiicht  -xhct  in  der  jeweiligen  Untschcidungssituation, 
zu  dtn  Faktoren  Arbeit  und  Kapital  zusammengefaßt  werden  kcuinen.  So  wird  ein 
Unternehmen  für  seine  Produktion  zum  Beispiel  einen  Ingenieur  mit  einer  Zusatzqua- 
lifikation als  CAM-Fachmann  brauchen  oder  eine  Fräsmaschine  der  Spezifikation 
XYZ.  h^endein  „Arbeitsvolumen"  und  irgendein  Stück  „Kapital"  würden  aus  der  Sicht 
eines  Unternehmens  vollkommen  witzlos  sein.  Ich  denke,  daß  es  auch  niemanden  ge- 
ben wird,  der  das  emstlich  bestreiten  wollte.  Wir  haben  es  hier  also  letztlich  mit  dem 
Grundproblem  der  Identifizierung  der  Grenzen  bzw.  des  Anwendungsbereiches  eines 
Modells  zu  tun.  Sicherlich  \  ermag  die  aggregierte  Ex--^//-Betrachtung  wertvolle  Dien- 
ste zu  leisten.  Wir  sollten  al)er  nicht  den  Fehler  machen,  sie  auf  unternehmerische 
Fnrschcidungssituationen  anwenden  zu  wollen.  W  ie  aber  können  w"ir  uns  unternehme- 
risclie  Untscheidungstlndung  dann  vorstellen?  Wenn  ein  Unternehmen  zwar  die 
Grenzproduktivitat  der  \  erschiedenen  Fakt(;ren  nicht  kennt  und  nicht  einmal  kennen 
kann,  so  kann  es  doch  eine  Vorstellung  von  der  Faktorleistmg  (A^)  eines  beliebigen  (/)- 
ten  Ptoduktions&ktors  haben. 


Die  betriebswirtschaftliche  Perspektive  ist  norvvcndigcrwcisc  cntschcidungsuricndcn,  während  bei 
namentlich  makroökonomischer  Betrachtung  Entscheiilungcn  in  aller  Regd  auggeklammert  Ueiben.  Wir 
haben  es  hierbei  also  mit  einer  Spielart  der  unzureichenden  Mikrofimdierung  zu  tun. 
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Dabci  können  wir  die  »Faktorlcistun^«  als  die  jcweiligp  Faktorelastizität  des  üuq>uts 
des  entsprechenden  l^rodukdonstaktors  definieren: 

Y 

(295)    /j; :  -  — :  -  ^i,  -  oonst. 
Fi 

Bei  der  Faktorleistung  handelt  es  sich  also  einfach  nur  um  den  dynamisierten  Beitrag 
eines  Faktors  zur  realen  WertschöpiEung  (K)  eines  Untemehmens.^^"^ 

So  wird  ein  Unternehmen  durchaus  abschätzen  kfinnen,  welche  Zuwachsrate  des 
Outputs  (Y)  aus  der  Zuwachsrarc  eines  bestimmten  Faktors  (^)  absehbar  resultieren 
würde,  daß  also  /um  Beispiel  du  Anschaffung  einer  zweiten  computergesteuerten  Ab- 
füllanlagc  den  m()^lichen  (  )urput,  zumindcsr  aber  die  Produktionskapazität,  um  so- 
undso viel  Pro/eni  erhoben  würde."''  l^itl  lu  ri;ni  (Iis  entspricht  ja  auch  der  Praxis 
unternehmerischer  Lncsclieidungstlndung.  L  nienieluncn  „denken"  demnach  rcgel- 
mäß^  in  Engpaßfaktoren  („bottktmks'%  was  aber  nichts  anderes  bedeutet  als  die  Ab- 
schätzung der  benötigten  disaggt^vrtm  Inputs  vom  geplanten  Output  her.  Eine  solche 
Sichtweise  hat  für  ein  Unternehmen,  abgesehen  davon,  daß  sie  ohnehin  unverzichtbar 
ist,  g^ch  zwei  Vorzüge:  Zum  einen  laßt  sie  sich  auf  beliebig  viele  beliebig  disa^;re- 
gierte  Faktoren  ausdehnen.  So  könnte  der  Faktor  {JF^  etwa  für  „Sekretärinnen  in  der 
Buchhaltung"  stehen  oder  eben  auch  für  „computergesteuerte  Abfüllanlage".  Zum 
zweiten  hat  eine  solche  Sichtweise  den  Vorzu!>,  daß  sie  -  im  Gegensatz  zur  Grenzpro- 
duktivität —  nicht  mit  der  jeweiligen  Hinsatzmenge  variiert  und  gleichzeitig  auch  völlig 
unabhängig  vom  jeweils  gegebenen  Output  ist.  Schließlich  müßte  ein  Unternehmen 
nicht  einmal  tatsächlich  eine  Erhöhung  seines  Outputs  planen.  Es  könnte  ebenso  gut 
eine  manuell  betriebene  Abfüllanlage  (mit  entsprechend  niedrigem  Leistungsparame- 
ter) durch  eine  computergesteuerte  Anlage  (mit  entsprechend  höherem  Ldstungspa- 
rameter)  ersetzen.  Kurzum:  Ein  Unternehmen  ist  bei  dieser  Betrachtungsweise  nicht 


Es  ist  ^utcT  Brauch,  dnzelwtttschafdiche  Größen  in  Kleinbuchstaben  zu  setzen  und  aggregierte  Giö- 
ßen  in  (inißhuchsulren.  Da  wir  e$  hier  «Beidiiigs  aussclilitßlich  mii  dt  r  iK  iriL-hswinschaftlidieii  Ebene 
zu  tun  haben  und  von  daher  keine  Verwechslm^i^tahr  besteht,  wollen  wir  den  Beitrag  eines  Unter- 
nehmens zur  volkswirtschaftlichen  Gesamdeistimg  ebenso  wie  andere  typisch  betriebswinschafdiche 
Größen  wie  etwa  Gewinn  (G),  Kosten  (C)  oder  Umsatzerlöse  (£)  einheidich  mit  (Y)  anstatt  (y)  notie- 
ren. 

Aus  rein  kaufmannischer  Vorsicht  sollten  wir  hier  besser  von  Prixluktionskapa^utat  sprechen  und  nicht 
von  Output.  Zwar  würde  sich  die  zusätzliche  Produkdon  volkswirtschaftlich  gesehen  als  zusätzlicher 

Output  diir'li-'ih'ii.  I-:ills  d;is  L'titenu-hnK'it  ;ibcr,  aller  Theorie  zum  Trotz,  dr)ch  auf  Ahsat/scinvifnt;kciteii 
Stoßen  sollte,  hätten  wir  es  mit  einer  ungeplanten  Lagerbestandserhöhung  /.m  tun,  in  der  volkswirtschaft- 
lidien  Gesamtrechnung  also  mit  einer  „Investition",  die  keine  ist  (vgl.  dazu  etwa  Dombusch/Fischer 
1989,  S.  66  oder  Hemmer  1988,  S.  149).  Nun  wird  aber  kein  Unternehmen  seine  Protiuktionskapa/itäten 
ausweiten,  nur  um  mittelfristig  absehbar  auf  Lager  zu  produzieren.  Kurzum:  „Vor  dem  Invcstitionsplan 
kommt  der  .^bsatzpian."  So  in  etwa  könnte  man  eine  entsprechende  Aussage  von  Wöhc  paraphrasicrcn 
(vgl.  Wöhe  1990,  S.  769).  Wir  werden  auf  diesen  Punkt  im  Abschnitt  E.  II.  1.  b)  (»Dit  Kaimtr^ 
Slrat^ai/Wadutimi  tvobffabrtsatiaiidUMHffivübiffi)  noch  näher  zu  sprechen  kommen. 
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auf  den  Spc;^ialfnll  Faktorsubstitution  angewiesen,  sondern  kann  seine  Faktoren  nach 
Belieben  variieren.^''* 

Betrachten  wir  hicr^u  als  Beispiel  ein  Unternehmen,  das  als  „Produküonsfaktoren" 
sowohl  Mulis  als  auch  Traktoren  einsetzt,  wobei  die  Mulis  zunehmend  durch  Trakto- 
ren ersetzt  werden.s'^  Wollten  wir  die  Produktivität  der  verschiedenen  Faktoren  (^,) 
auf  herkömmliche  Weise  bestimmen,  wobei  (/)  für  .^irgendeinen"  beliebigen  Faktor 
steht,  also 

(296) 

so  würden  wir  7u  dem  doch  ziemlich  ahsurcicn  Schlu(5  kommen,  ihill  die  Mulis  immer 
produktiver  werden,  die  Traktoren  dagegen  immer  unprodukuver.  \\  arumr'  \X  eil  sich 
der  (vereinfachend  als  konstant  angenommene  Output)  auf  immer  mehr  Traktoren 
verteilt  und  auf  immer  weniger  Mulis. 

man  dagegen  die  dynamisierte  Faktodeistung  (A,)  zugrunde,  nach  ^95)  also 

(297) 

dann  ergibt  sich  ein  vollkommen  anderes  und  sehr  viel  realistischeres  Bild:  So  würde 
eine  Erhöhung  der  Anzahl  der  Mulis  um  1()*M)  vielleicht  eine  Steigerung  des  Outputs 
um  2"  i»  ergehen,  eine  Erhöhung  des  Anteils  der  Traktoren  um  10%  dagegen  bei- 
spielsweise eine  Steigerung  des  Outputs  um  5%.  Damit  ist  erstens  festgestellt,  daß  die 
Traktoren  »leistungsfähiger"  sind.  Vor  allem  aber  wäre  eine  solche  Kennzahl  im  Ge- 
gensatz zur  Grenzproduktivitat  des  Faktors  einigermaßen  unabhängig  von  der  jeweils 
g^benen  absohften  Etnsatzmenge  des  Faktors.^^  Fraglich  ist  dabei  nur,  ob  sich  der 
Mehreinsatz  der  Traktoren  auch  mrtstbaßHcb  lohnt.  Das  aber  ist  nicht  nur  eine  Frage 


Faktorsubsdtudon  ist  ja  nichts  weiter  als  Paktonraxiatioo  unter  der  Ncbcobedingung  eines  konstanten 

Outputs. 

^'  Das  Beispiel  stammt  von  Lcontict  (Lconticf  1982,  S.  147  f.).  Alleidings  spriL  lir  !  l i  mticf  von  „Pferden" 
und  nicht  von  „Miilis".  Cileichwohl  h;ibe  ich  mir  ;)n^cw<i^>nt.  cüi.-  cnr^sprcchi.  ndc  TcNtstcllc  ,,!  conticfs 
Muli-Bcispiei""  zu  nennen.  Also  mochte  ich  es  tlal)ei  belässett.  Hin/.ukomim,  il;ili5  es  sicli  bei  einem  Muli 
genetisch  gesehen  ja  immerhin  zumindest  um  ein  „halbes  Pferd"  handelt  (vgl.  etwa  Meyers  1992:  Muli  / 

r.sd). 

Die  Grenzproduküvicat  geht  bei  dieser  Herangehensweise  übrigens  nicht  unter.  Dazu  muli  man  sich  nur 
klaimachen,  daß  es  bd  zunehmendem  Einsatz  eines  gegebenen  Palctors  immer  aufjrendiger  wird,  diesen 
Faktor  um  beispielsweise  10"»  /u  c-rhf">hen.  W  enn  uii'^cr  L'imTTu-bmcii  alsn  rnir  10  Traktoren  h;it,  dann 
reicht  für  eine  lOVn-ige  Erhöhung  des  Traktorbesiandes  die  Anschaffung  eines  einzigen  weiteren  Trak- 
tors. Wenn  es  aber  bereits  100  Traktoren  hat,  dann  wäre  fär  die  gleiche  Steigerungsrate  die  Anschaffung 
Too  weiteren  Traktoren  notig.  Umgekehrt  bedeutet  das  aber  nichts  anderes  als  die  Aboahme  der 
Grenzproduktivität  zusätzlicher  Traktoren.  —  l  'ö///ci  unabhängig  von  der  I-aktorcinsatzmenge  ist  die  dy- 
namisierte l'aktorlcistung  dabei  allerdings  niih/,  da  sehr  Rroßc  Veränderungen  der  l  aktoreinsatzmenge 
durchaus  Auswirkungen  auf  die  Faktorleistung  haben  können.  Für  prakdsche  betriebswittschaftlicbe 
Übed^ungen  spielt  das  aber  eine  zu  vernachlässigend  geringe  Rolle. 
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der  ['aktorlcisrunt;,  sondern  auch  eine  Frage  der  I 'aktorkosten.  Versuchen  wir  also,  das 
unternehmerische  Hntscheidungsverhalten  nachzuvollziehen  und  unterstellen  wir  da- 
bei in  erster  Näherung,  dali  ein  Unternehmen  danach  strebt,  seinen  Gewinn  zu  erhö- 
hen. Auf  „Maximierung"  wollen  wir  vorerst  verzichten. 

Dabei  sei  der  Gewinn  (G)  wie  üblich  definiert  als  die  Differenz  aus  Umsatzedösen 
(£)  und  Kosten  (C),  also: 

(298)  G:-E-C 

Um  Vorleistungen  und  Abschreibungsaut\vand  aus  der  Rechung  herauszuhalten,  wol- 
len wir  uns  aber  nicht  aui  die  Umsatzerlöse  beziehen,  sondern  zweckmäßigerweise 
direkt  auf  die  W'ertschöpfung.  Dalx-i  ergibt  sich,  wenn  wir  Lohnkosten  (C  ^ )  und  Ka- 
pitalkosten, also  Zinsen  (C^  ),  zusammenfassen,  die  »omnak  Wertschöpfung  eines 
Unternehmens  (WS)  nach  (56),  also 

WS-Ü+  c 

(299) 

als  die  Summe  aus  Gewinn  (G)  und  Faktorkosten  {C").^  Umgestellt  ergibt  sich  der 
Gewinn  aus  der  Differenz  von  Wertschöpfung  und  Faktorkosten: 

(300)  G  =  vv;v-r' 

Eine  Steli^eninsi  des  Gewinns  im  Rahmen  unternehmerischer  Entscheidungsfindung 
bedeutet  demnach,  dalJ  die  zusätzliche  Wertschöpfung  (AWS)  größer  sein  muß  als  die 
damit  verbundenen  zusätzlichen  l'aktorkosten  (AC^ ): 

(301)  AG-AWS-AC''  !>0 

Nun  wollen  wir  die  Wertschöpfung  eines  Unternehmens  über  den  Output  definieren. 
Dabei  ergibt  sich  wegen  (68)»  also 

(302)  WS  =  Y 

die  nominale  Wcrtschopking  eines  Unternehmens  aus  dem  Produkt  aus  realer  Wert- 
schöpfung und  dem  herrschenden  Preisniveau  (P): 

(303)  WS*:-WS-Ff 


So  geht  ccx^'a  auch  der  Lntscheidungstheuretiker  Simon  rcalisuschcrweise  davon  aus,  dali  „Vt  irtschaits- 
subjekte  keine  optimalen,  sondern  pediglich]  befriedigende  Ergebnisse  [anstreben]"  (Simon  1956, 1965, 

1''7f);  zit.  n;ich  Sr)Ilncr  2(Hil.  S  Da  außerdem  „I '.rhohimu  des  CJewinns"  nnn.vcndij;c  (wenn  auch 

nicht  hinreichende)  Bedingung  tür  „Maximicrung  des  Gewinns"  ist,  machen  wir  also  zumindest  einen 
Schritt  in  die  fichtige  Richtung. 

Auch  für  die  WcrtschöpFung  eines  Unternehmens  wollen  vic,  solange  wir  uns  rem  auf  Untemehmens- 
ebene  befinden,  einheitlich  (IV5)  notieren  ansutt  (ws),  wie  wir  es  in  (56)  getan  haben. 
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Somit  erhalten  wir  für  die  Wertschöpfung  in  einer  gegebenen  Referenzperiode 

(304)  WS^'-Y^P 
bzw.  für  die  Fol^periode 

(305)  WS,«r,/' 

und  damit,  bei  g^benem  Pxeisoiveau,  für  die  t^säi^^ebe  Weitschöpfiuig: 
(306) 

Die  zusiirxlichc  \\  crtschöpfung  entspricht  also  der  Differenz  des  realen  Outputs,  be- 
wertet üuin  gegebenen  Preisniveau.^^' 

Versuchen  wir  nun,  den  Term  (AK)  noch  etwas  handlicher  zu  fiassen.  Dabei  gehen  wir 
zweckmäßigefweise  davon  aus,  daß  sich  der  Output  einer  Folgepenode  {Y{)  darstellen 
läßt  als  der  um  die  Wachstumsrate  (K)  vergrößerte  Output  der  Referenzperiode  (1^), 
also: 

(307)  r,=y„-(i+n 

So  würde  zum  Ikispicl  ein  Output  in  der  Reteien/periode  von  -l.OOÜ  bei  einer 
\\  achstumsr.ite  von  K  =  109f  in  der  l'olgeperiode  einen  Output  von 
Y^  -  1 .000  •  (1  +  10% )  -  1 . 100  bedeuten. 

Damit  aber  ergibt  sich: 

Ay:-y,-y„ 

(308) 

=     (1  +  1^-1) 

Wenn  wir  (308)  in  (306)  einsetzen  und  dabei  (304)  berücksichtigen,  erhalten  wir: 
KWS'J^Y'P 

(309)  'Y^'Y'P 


^>  Der  Einfiichhcit  halber  wollen  wir  davon  ausgehen,  daß  das  Preisniveau  hinicichend  konstant  ist. 
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Dic  zusärzlichc  W'crtschöpfung  entspricht  also  dem  ursprünglichen  Niveau  des  Out- 
puts (>'|  )  multiplizicrr  mir  dessen  Wachstumsrate  (K)  und  ilcm  herrschenden  Preisni- 
veau, hzw.  einfach  nur  der  ursprünglichen  \\  ertschöpfung  multipliziert  mit  derW  achs- 
tumsrate  des  Outputs. 

Für  die  zusätzlichen  Faktorkosten  gilt  entsprechend: 

AC^=(/-„U  +  /)-/'„)/ 

(310)  ° 

Die  zusätzlichen  i'.iktorkosren  ergeben  sich  also  aus  dem  ursprünglichen  Niveau  des 
Fakioreinsaucs  multipliziert  mit  dessen  Veränderungsrate  (F)  und  dem  jeweiligen 
Faktoiptcis  (p*^).*« 

Zusammengefaßt  etg^bt  sich,  wenn  wir  (309)  und  (310)  in  (301)  einsetzen,  als  Bedin- 
gung für  eine  Gewinnsteigqning: 

(311)  '(wS^'Y)  -(Co  'F)  !>0 

Die  zusätzliche  Wertschöpfung  muß  also  größer  sein  als  die  damit  verbundenen  zu- 
sätzlichen Faktorkosten.  Dabei  läßt  sich  dieser  Zusammenhang  bequemer  handhaben, 
wenn  wir  (31 1)  in  geeigneter  Weise  umformen. 

Wir  erhalten 

WS  ■  Y 

(312)  ^^^^^-L-  !>1 
^  C^-F 

bzw. 

Y  C 

(313)  A.:-4!>-^ 


^  Ich  möchte  darauf  vetziditen,  zusätzlidi  noch  die  Bezeichner  für  die  eiiuelnen  Faktoren  (f))  zu  notie- 
ren, weil  die  Notation  dadurch  lun  sju  rriger,  aber  nicht  auftchlußreicher  würde.  Der  Zusammenhang  g^t 
natüdich  für Jedm  in&age  kommenden  Faktor. 
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Das  aber  bedeutet,  daß  ein  l  nternehmen  mit  zusätzlichem  l  aktoreinsatz  genau  dann 
zusätzlichen  Cicwinn  erzielt,  wenn  die  dynamisierte  I'aktorleistunu,  (A  )  größer  ist  als 
der  Fakiorkostcnantcil  an  der  Wcrtschopfung  in  der  Rcfercnzpcriotle.  Im  ( low  innma- 
ximum  sollte  demnach  der  Faktorkostenanteil  aller  Faktoren  an  der  \X  ertschöpfung 
genau  deren  Faktorleistung  entsprechen: 

(314)    A,:-4!=  ' 


Fi  WS, 

Dabei  läßt  sich  dieser  Zusammenhang  auf  eine  beliebige  Anzahl  disaggrcgic  ru  r  F  iiao- 
rcn  übertiagen,  also  etwa  Mulis,  Traktoren,  Sekretärinnen,  etc.  pp.,  und  nicht  aliein  auf 

hochagtrrcgicrtc  Faktoren  wie  Arbeit  und  Kapital.  Auf  (//esc  können  Unternehmen 

denken  und  planen,  und  so  in  etwa  werden  sie  es  auch  tun.  Betrachten  wir  aber  den 
Zusammenhang  zunächst  auf  hoher  Aggrcgati< »nselicne,  indem  wir  F  i  =  K  und 
Cp  >- Q  =i  K  F  setzen.  Unser  Produkuonstaktor  ist  also  Kapital,  die  Kosten  sind 
die  Zinskosten. 


Demnach  ergibt  sich  för  die  linke  Seite  von  (314): 

(315)  ?,:~l>~l~ß 

Auf  diese  Weise  überführen  wir  also  nur  die  allgemeine  Formulierung  der  Faktorlei- 
stung eines  beliebigen  disaggregierten  Faktors  (A  )  in  die  vertrautere  Faktorleistung  des 
aggregierten  Faktors  Kapital,  die  nach  allem  einfach  nur  der  Kapitalelastizität  des 
Outputs  (ß)  entspricht. 

Für  die  rechte  Seite  von  (314)  ergibt  sich  dabei,  wenn  wir  sie  zusätzlich  auf  reale  Grö- 
ßen umstellen: 

(316)  ^>.^  =  L^.L£ 

Damit  folgt,  wenn  wir  (316)  in  (314)  einsetzen 
Y 

__  t  0 

(317)  *  ' 

Y 

bzw.,  wenn  wir  (315)  berücksichtigen, 
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oder,  umgestellt: 
(319)  (f)!-^ 

Der  auf  die  Wertschöpfbng  bezogene  Kapitalbestand  eines  Unternehmens  sollte  im 

Gewinnmaximum  also  dem  Verhältnis  aus  cl  i  I  iktorlcistung  des  Kapitals  und  dem 
Faktoq}reis,  hier  also  dem  Zinssatz,  entsprechen.  Diese  Größe,  die  wir  im  folgenden 

Ka^taidicbte  6 nennen  wollen,  hangt  neben  dem  Zinssatz  also  glmbemaßen  von 

der  dynamisierten  Faktorleistung  des  Kapitals  (ß)  ab.  Somit  würde  die  gewinnmaxi- 
mierende  Kapitaldichte  mit  sinkendem  Zinssatz  also  ansteigen,  gleichzeitig  aber  auch 
mit  zunehmender  Faktorleistung  des  Kapitals.  Ähnlich  wie  also  zum  Beispiel  die 

Q 

Kennzahl  ROS:^—  angibt,  wieviel  Umsatz  ein  Unternehmen  machen  muß,  lun  einen 

C 

besunimten  Gewinn  zu  erzielen,  gibt  die  Kapitaldichte  an,  wieviel  Kapital  gebunden 
werden  muß,  um  eine  bestimmte  Wertschöpfung  zu  erzielen.  Dabei,  und  das  ist  ein 
wichtiger  Unterschied,  ist  die  Kapitaldichte  nur  ein  SpezialM  der  aUgpmeinen  Faktor- 
dichte,  die  sich  auf  eine  beliebige  Anzahl  beliebig  disaggregierter  Faktoren  beziehen 
läßt. 

Welche  Einflußgrößc  ist  dabei  die  wichtigere?  Im  Zweifel  die  1  aktorleistung!  Der 
Zinssatz  scheint  mir  dagegen  vollkommen  zweitrangig  /u  sein.  So  hat  sich,  um  ein 
markantes  Beispiel  aus  der  \X  irtschatrsgcschichfe  herauszugreifen,  die  Hisenbahn  ja 
nicht  (ksbalb  durchgesetzt,  weil  die  Lohnforderungen  der  Cowboys  so  hoch  gewesen 
wären  oder  der  Zinssatz  gerade  so  günsüg.  Sie  hat  sich  deshalb  durchgesetzt,  weil  der 
Leistungsparameter  der  neuen  Technik  so  konkurrenzlos  günstig  war.^  Wenn  also, 
um  auf  unser  Beispiel  zurückzukommen,  die  „Muli-Kosten"  in  der  Referenzpeiiode 
10%  der  Wertschöpfung  ausmachen,  dann  lohnt  sich  der  Einsatz  weiterer  Mulis  g^nau 
dann,  wenn  deren  Faktorleistung  größer  als  1  ()'*/o  ist.  Da  das  Unternehmen  in  unserem 
Beispiel  aber  immer  wen^er  Mulis  einsetzt,  können  wir  daraus  schließen,  daß  deren 
I 'aktorleistung  wohl  eher  unter  10"  o  liegen  wird.  Wenn  aber  umgekehrt  die  „Traktor- 
Kosten"  beispielsw  eise  nur  20"  <>  der  W  ertschöpfung  ausmachen,  aber  eine  f  aktorlei- 
stung von  40"  o  ausw  eisen  würden,  so  würde  sich  demnach  die  Anschaffung  w  eiterer 
i'iaktoren  bzw.  die  weitere  Substitution  von  Mulis  durch  fraktorcn  lohnen/'"'  Auch 
das  hat  übrigens  schon  Ricardo,  ebenfalls  am  Beispiel  von  Pferden,  wenn  auch  unter 
umgekehrtem  Vorzeichen,  klar  erkannt: 

Bs  g^bt  einen  anderen,  bemerkenswerten  Fall  einer  Möglichkeit  der  Erhöhung  des  Umfangs  der  Netto- 

un<l  sr)i;;ir  iIiT  BnitinrfNfiiuf  einis  I.:itn!ts  Ixi  \'trrint;crung  diT  Nachtram-  n;ich  .Xrln'it.  F.r  trirt  ci.mn 
ein,  wenn  die  Arbeit  des  Menschen  durch  die  von  Fferden  ersetzt  wird.  Wenn  ich  hundert  Leute  auf 


**'  Wie  wir  einmal  mehr  sehen  können,  lassen  sich  Prozesse  besser  veranschaulichen,  wenn  man  sie  sich 
nicht  als  stttiffn  Vornant;,  sondern  als  si/ifft/äns  lircignis,  iilso  disknt,  vorstellt. 

^  Von  möglichen  Absatzproblemen  oder  auch  nur  der  l iiiuebätigmg  des  Unternehmens,  daß  es  auf  Ab- 
satzprobleme stoßen  könnte,  sei  hier,  wie  üblich,  abgesehen. 
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meiner  Farm  beschäftige  und  t'estsccile,  daß  die  für  fünfzig  dieser  Leute  vorgesehenen  Nahrungsmitte) 
für  die  Haltung  von  Pferden  verwendet  werden  können,  die  mir  einen  höheren  Hrtn^  an  Rohpnxhik- 

ten  liefern,  nachtlttii  ich  den  Zins  für  das  Kapital,  das  der  Kauf  ikr  Pk  rJc  licanspruchen  wird,  in 
Rcchnune  ecstclh  habe,  so  w  ird  c5  für  mich  von  Vorteil  sein,  die  Alenschea  durch  die  Pferde  zu  erset- 
zen, uiul  ich  w  iTili'  <las  i-iitsprcchciuic  ruii."'''' 

Ricardu  bcsclircibi  hier  also  mchis  anderes  als  eine  hakiorvanauon  aufgrund  des  Ver- 
hältnisses von  Faktodeistof^  zu  FaktodEOsten. 

Wie  aber  kann  es  sein,  daß  etwas,  das  den  Klassikern,  zumindest  einigen,  so  völlig  klar 
war,  in  der  Neoklassik  weitgehend  untergehen  konnte?  Der  formale  Grund  scheint 

mir  die  der  mathematischen  Beherrschbarkeit  der  Modelle  geschuldete  hohe  Aiy^rega- 
tionsebene  der  Faktoren  zu  sein.  Weiterhin  wird,  aus  den  gleichen  Gründen,  in  einer 
neoklassischcn  Produkrionsfunkrion  die  Faktorelastizität  des  Outputs,  im  l  alle  des 
Faktors  Kapital  also  (/J),  in  aller  RLL:;el  als  konstant  untl  gegeben  unterstellt.  Auf  hoch- 
aggregierter  Ebene  mag  tlas  eine  gewisse  Berechngung  haben.  Sobald  wir  aber  genauer 
hinsehen  und  etwa,  um  im  Beispiel  zu  bleiben,  zwischen  Mulis  und  Traktoren  unter 
scheiden  oder,  wie  Ricardo,  zwischen  Leuten  und  Pferden  oder  eben  auch  zwischen 
Eisenbahnen  und  Cowbojrs,  dann  stößt  diese  Betrachtung  doch  sehr  schnell  an  ihre 
Grenzen.  Auf  diese  Weise  nämlich  ist  eine  Faktorvariation  per  se  ausgeschlossen,  so- 
lange sich  der  Faktotpreis  bzw.  das  Faktorpreisverhältnis  nicht  ändert.  Das  aber  hat 
mit  den  Regeln  unternehmerischer  Entscheidungsfindung  nicht  mehr  allzu  viel  zu  tun. 
l  lnternchmen  (.lenken  nicht  in  hochaggregierten  Faktoren,  sondern  unterscheiden  aus- 
gesprochen fein  zwischen  dutzenden,  ja  Hunderten  von  Faktoren,  die  sie  für  ihre  Pro- 
duktion benötigen. 

Der  hauptsächliche  \'orteil  unserer  1  lerangeheiisw  eise  besteht  also  dann,  daß  wir 
die  Faktorleistung  der  einzelnen  Faktoren  unabhängig  \  on  ihrer  Einsatzmenge  definie- 
ren können.  Auch  sind  wir  nicht  auf  FakxotsubstiMiofi  angewiesen,  wobei  es  sich  hier- 
bei ja  nur  um  den  Spezialfall  VikxotvariaHen  unter  der  Nebenbedingung  gleichbleiben- 
den Outputs  handelt.  Eine  solche  Nebenbedingung  ist  aber  unnötig  praxisfem  und 
sollte  schon  von  daher  nicht  ohne  Not  in  ein  Modell  eingebaut  werden  \  or  allem, 
wenn  sie  völlig  entbehrlich  ist.  Schließlich  und  letztlich  hat  l'.ic  Kenn/alil  I  il  torlci- 
stung«  den  N'orteiK  daß  sie  sich  ohne  weiteres  auf  eine  beliebige  Anzahl  \  on  Frndukti- 
onsfaktoren  anweniien  läßt.  Dies  scheint  mir  vor  allem  dann  von  großem  W  err,  wenn 
man  tlie  Pnuluktionsheilingungen  etwas  genauer,  also  unter  I'.inbeziehung  einer  reali- 
sdschen  Anzahl  von  l  aktoren  betrachten  und  sich  dabei  nicht  auf  die  betriebswirt- 
schaftlich ohnehin  wenig  nützliche  Aggregation  auf  die  Faktoren  Arbeit  und  Kapital 
beschränken  will.  Allerdings  liegt  an  dieser  Stelle  ein  Einwand  nahe.  Wenn  es  riditig 
ist  und  ein  Unternehmen  so  ganz  anders  „denkt"  als  eine  Cobb-Douglas- 
Produktionsfiinktion  das  nahelegt:  Wie  läßt  es  sich  dann  erldären,  daß  wir  mit  einer 
Cobb-Dou^as-Produktionsfunktion  im  Ergebnis  tloch  eine  einigermaßen  brauchbare 
Annäherung  an  die  volkswirtschaftliche  Entwicklung  modellieren  können.^ 


»H  Ricardo  1821  b.S.  333  f. 
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Dcr  wesentliche  Cjfund  scheint  mir  zu  sein,  daß  sich  die  Regeln  unternehmerischer 
Entscheidungsfindung  in  eine  Cobb-Douglas-Produkiionst'unkdon  t^urikkrubiwn  hx's>- 
scn.  Gehen  wir  dazu  von  unserer  Grundgleichung  (319)  aus,  also: 

(320)  (f)!-^ 
Umgestellt  eigibt  sich: 

Daraus  folgt,  wenn  wir  die  linke  Seite  Schritt  für  Schritt  umformen: 

^  (D 

f  K 

(322)  'J'k 

(lY     Kdt  Y 
~  ^  di    dK  Kr 

dK 

Dabei  ergibt  sich  die  Umformung  in  der  ersten  Zeile  aus  dem  definitorischen  Zusam- 
menhang aus  (315).  Bemi  Übergang  in  die  dritte  Zeile  verwenden  wir  den  definitori- 
schen Zusammenhang,  demzufolge  eine  W'achstumsrare  nichts  weiter  ist  als  der  Quo- 
tient aus  Differential  —  hier  also  '  ur^d  i'unlctionswert,  in  diesem  1  all  also  {Y). 

Dabei  lassen  sich  auch  die  Differentialoperatoren  (dt)  wie  gewöhnliche  Rechenzei- 
chen behandeln  und  folglich  auch  kürzen."^"*  Kurzum:  Wir  erhalten  unsere  gewohnte 

Grenzproduktivitätsbedingung. 

Das  aber  heilit:  Unser  l'nfcrnehmen  berücksichtigt  annahmegemäß  allein  die  bak- 
torleistung  des  (hier  der  Einfachheit  halber  als  homogen  angenommenen)  Kapitals 

und  stellt  die  l  aktordichte,  hier  also  '^•^^y'j»      *^'*^>  '^'^^^       ii^i^ch  Möglichkeit  dem 


Diese  Vocgieheasveite  geht  übrigens  zurück  auf  das  SfjycnanniL  „Hca\isii!e-Kalkül".  lün  englischer 
Elektroinpcnicur  namens  Hcavisidc  wollte  linde  des  19.  )hd.  eine  l)irterential,i;leicluin;.;  der  1  orm 

y— ^  —  /(/)  lösen  und  kam  dabei  aut  die  „formale  geniale  Mctliude  |...|  dalJ  man  mit  DitYcrentialopc- 

ratorcn  in  der  gleichen  Weise  wie  mit  al.u;cbraischcn  Gröijcn  umgehen  kann"  (Bronstcin  1996,  S,  406). 
Brf)nstcin  führt  dabei  aus,  daß  diese  Idcc  „heute  im  Rahmen  der  Theorie  der  Pseudodifferentialopcrato- 
rcn  als  strenge  matheniarigche  Theorie  fealisiert"  ist  (Broostein  1996,  S.  406).  Kiuziun:  Wir  können  be- 
denkenlos so  TOtgehen. 
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Vcrhiiltnis  aus  Faktorlcistiini^  und  Fiiktorprcis  entspricht.  Nach  dem  gleichen  Verfah- 
ren wird  es  für  alle  infra^c  kommenden  Proilukti* )nstakr()ren  auf  beliebig  dis- 
aggrcgicrtcm  Niveau  entscheiden.  Demnach  kennt  in  der  Reaiitiit  zwar  kein  einziges 
Unternehmen  die  Grenzproduktivität  seiner  Faktoren  und  kann  sie,  wie  wir  gesehen 
haben,  bei  einer  arbeitsteiligen  Produktionsweise  auch  gar  nicht  kennen.  Darüber  hin- 
aus hat  jedes  einzelne  Unternehmen  über  den  Einsatz  einer  Vielzahl  von  Produktions- 
faktoren» und  eben  nicht  nur  »^Arbeit**  und  „Kapital"  zu  entscheiden.  Allerdings  ist  ein 
einzelnes  Unremchmen  sehr  wohl  in  der  Lage,  die  Faktorleistung  der  verschiedenen 
Prodi! k ! i(  »nsfaktoren  und  deren  Kostenanteil  an  der  Wertschöpfung  abzuschätzen  und 
danach  über  einen  Mehr-  oder  Mindercinsatz  des  jeweiligen  Faktors  zu  entscheiden. 

Was  ein  L'nternehmen  nach  allem  aber  )iichl  kann,  ist  sich  iiiiwittclhiv  nach  einer 
Cobb-l)i )uglas-ProdLikrionsfunktion  zu  richten,  ohiivhl  wenn  man  es  rückblickend  be- 
trachtet, es  ganz  danach  aussehen  mag,  als  ob  es  genau  das  getan  hatte.  Obwohl  ein 
Unternehmen  also  (1)  vom  Output  her  denkt,  (2)  nkbt  in  Grenzproduktivitäten  und 
eher  in  (3)  Faktorvariation  statt  Faktorsubstitution»  kommen  wir  bei  einer  Ex-post- 
Betrachtung  zu  einem  Eigebnis,  das  all  das  nahelegen  würde.  Daß  sich  die  volkswirt- 
schaftliche Entwicklung  trotz  allem  in  Form  einer  Cobb-Douglas-Funktion  abbilden 
läßt,  ist  demnach  also  das  Ergebnis  eines  statistischen  .Artefaktes,  letztlich  also  eines 
Past-hoc-er^prBpter-hoc-Tvn^c\\\\xs^cs.  Demnach  steigt  der  Output  nicht,  weil  die  Unter- 
nehmen ihren  Input  crh(')ht  haben.  Vielmehr  haben  die  Unternehmen  ihren  Input  er- 
höht, wr//  sie  einen  h()heren  ( )utput  geplant  (und  auch  verwirklicht)  haben. Die 
Cobb-Douglas-Funktion  ist  demnach  geeignet,  ex post  und  auf  hoher  .Aggregations- 
ebene (also  zum  Beispiel  auf  die  Faktoren  Arbeit  und  Kapital  beschränkt)  die  Ent- 
wicklung zu  beschreiben.  Sie  hat  aber  hinen  sonderlichen  praktischen  Wert,  wenn  es 
darum  g^ht»  die  Entscheidungen,  wie  sie  einzelne  Unternehmen  in  der  Realität  treffen 
oder  zu  treffen  haben,  vorhersagen  zu  wollen. 

Welche  Folgerungen  ergeben  sich  daraus  in  einer  langfristigen  und  gleichzeitig 
hochaggreg'i  •  Perspektive?  Sehen  wir  für  den  Moment  von  der  multifaktoriellen 
Vielfalt  al)  und  konzentrieren  uns  aus  volkswirtschaftlicher  Perspektive  auf  die  hoch- 
a^egierten  Faktoren  Arbeit  und  Kapital. 

Deren  Faktorleistung  ist: 

A 

(323)    A,  >-a:-i- 
N 


^  Die  Post-boc-fixo-prvpkr-hfic-Kc^d  führt  regelmäßig  in  die  Itie,  wenn  wir  C8  mit  pbinetischer  Intelligenz  zu 
tun  haben,  il.i  sich  Planung  ja  notwendigerweise  auf  die  /.ukunft  bezieht.  Mein  Ijeblingshei.spiel  hierzu: 
Es  wird  nicht  deshalb  Weihnachten,  weil  die  Leute  W'eihnachtseinkäufe  machen.  Vichnchr  machen  die 
Leute  VC'cihnachtscinkäufc,  »wV  sie  plancrisch  voraussehen,  daß  demnächst  W  eihnachten  sein  wird.  Wo- 
bei es  mit  der  planerischen  Intelligenz  natürlich  oft  ucna^  nicht  allzu  weit  her  igt  So  fiUlt  «r/r  zum  Bei- 
spiel meistens  erst  sehr  spät  ein,  daß  demnächst  Weihnachten  ist 
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und 

(324)  ^>-ß:-j 

Um  das  Gewinnmaximum  zu  erreichen,  würde  ein  Unternehmen  nach  (320)  darauf 
achten,  daß  ffit 

(325)  (f)!-^ 

bzw.,  auf  den  hochaggrcgicrtcn  i-aktor  Arbeit  bezogen: 

(326)  ^ 

Die  Kapitaldichte  verhält  sich  also  gleichgerichtet  zur  I  il  t«  t  Ii  i  run<:  des  Kapitals  und 
gegqigerichtet  zum  Zinssatz.  Entsprechendes  gilt  für  die  iVrbeitsdichte. 

Um  die  Bedingungen  (325)  und  (326)  zusammenzufassen,  formen  wir  sie  um  und  er- 

liaiiL-n  dal)ci 


Damit  aber  wird  das  Faktoreinsatzverhältnis  ^-^j,  in  diesem  Fall  also  die  Kapitalinten- 
sitat,  nicht  allein  vom  Faktorpreisveiiiältnis         bestimmt,  sondern  gleichermaßen 

auch  vom  Faktorieistungsverhalmis  (f ).  Wenn  wir  in  der  langfristigen  Perspektive 

von  einer  trendstabil  relativ  zunehmenden  Faktorldstiu^  des  Faktors  Kapital  ausge- 
hen, so  würde  daraus  also  eine  ebenso  trendstabil  ansteigende  Kapitalilichte  der  Pro- 
duktion folgpa,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  der  Reallohnsatz  im  Verhältnis  zum  Zins- 
satz xrÄrir/ ansteigen  würde.  Die  zunehmende  Kapitalintensität  der  Produktion  ist  dem- 
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nach  also  keine  I  Vage  „zu  hoher  Reallohnsätze"  -  jedenfalls  nicht  nur  -,  sonckrn  glei- 
chcrmalkn  bedingt  durch  die  in  der  Tendenz  relativ  zunehmende  Faktorleistung  des 
Kapitals. 

Das  also  ist  die  absehbare  Konsequenz  freier  Marktsteuerung.  Da  wir  hier  in  keiner 
Weise  normativ  vorgehen  wollen,  soll  das  auch  nicht  weiter  beanstandet  werden. 
Schließlich  entspricht  es  ja  auch  nur  der  Grundidee  eines  industriellen  Produktionssy- 
stems, daß  die  Produktion  zimehmend  kapitalintensiver  wird.  Nur  auf  diese  Weise 

schließlich  läßt  sich  ja  unsere  erste  Bedingung  fiir  Wohlfidutsentwicklung,  also  ein  An- 
stieg der  Arbeitsproduktivität,  erfüllen.  Auch  muß  eine  nla^  rückläufi-  '1  citsdichte 
ja  nicht  bedeuten,  daß  Arbeitsvolumen  ^//w////  gesehen  ausgesteuert  w  ird.  1  s  ludeutct 
lediglich,  dal?  der  rehiüve  Anteil  des  l  aktors  Arbeit  an  der  W'crtschoptung  langtrisrig 
gesehen  absehbar  immer  geringer  werden  winl.  l 'nter  \X  ohlfahrtsentwicklungsge- 
sichtspunkten  wird  die  Umwicklung  erst  dann  zielwidrig,  wenn  das  Arbeitsvolumen 
dabei  gesehen  rücidiufig  ist  Wobei  die  Entwicklung  erst  dann  vollends  außer 
Kontrolle  gerat,  wenn  sich  der  Rückgang  des  Arbeitsvolumens  nicht  auf  die  Erwerbs- 
tätigen insgesamt  bezieht,  sondern  auf  einen  kleinen  Kreis  Ausgesteuerter,  der  in  der 
Tendenz  allerdings  immer  größer  werden  dürfte.  Zumindest  in  den  letzten  40  Jahren 
ist  ja  g^au  das  passiert 

Wenn  wir  übrigens,  das  nur  am  Rande,  in  (329)  von  einer  CKS  Funktion  vom  Homo- 
genitätsgrad Eins  ausgehen  und  somit  von  jti  -  i  -  a,  würden  wir  mit 


schließlich  wieder  unseren  Zusammenhang  aus  (293)  erhalten. 

Werfen  wir  zum  Schluß  noch  einen  kurzen  Blick  auf  die  langfristig  zu  erwartende 
Entwicklung.  Dabei  dürften  wir  nicht  allzu  fiüsch  liegen,  wenn  wir  fiör  unsere  vier  Pa- 
rameter von  den  folgenden  Entwicklungstendenzen  ausg^en: 


0 


>  0 

>  0 
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Dic  l'aktorlcistung  der  Arbeit  («)  dürtrc  also  in  cuva  konstant  bleiben,  während  die 
I'aktorleistunü;  des  Kapitals  {ß)  absehbar  zunehmen  wird.  ( ileichzeitit^  ersvarten  wir 
von  der  freien  Markisteuerung,  daß  sich  der  Reallolmsatz  (u  )  fortlaufend  erhöht, 
während  schließlich  der  Zinssatz  (i)  langfristig  gesehen  in  etwa  konstant  bleiben 
dürfte. 

Dabei  ergibt  sich  für  die  Entwicklung  der  Kapitaldichte,  wenn  wir  (325),  also 

(332) 

dynamisieren: 

(333)  k-Y~ß-i 

Für  die  Arbeitsdichte  ergibt  sich  aus  P26)  entsprechend: 

(334)  N-Y=ä-w 

Das  aber  bedeutet  —  oder  ka/ifi  nur  bedeuten  daß  die  Kapitaldichte  langfidstig 
ansteigen  wird  und  die  Arbeitsdichte        entsprechend  absinken  mußhtxir.  die  Kapi- 

talintcnsitär  der  Produktion  {K  -N)  zunehmen  w/iß.  W  arum?  Wir  erhalten  die  Kapi- 
talintensitat  der  Produktion  in  dynamisierter  Form,  wenn  wir  (333)  und  (334)  nach 
(k)  bzw.  (N)  auflösen  und  die  beiden  Tetme  subttafaieten. 

Demnach  ergibt  sich: 

k-N  =  {ß-i  +  Y)-(ä-w'-+Y) 

(335) 

\X  enn  wir  unsere  Lr\\  artun^;s\verte  aus  (331)  einsetzen,  so  erhalten  wir: 
^-JV-^-0%-0%  +  H' 

(336) 

=  ^  +  w"  >  0%      (mit  ß,  w  '-  >  0%) 

Die  Kapitalintensität  der  Produktifin  wird  also  in  dem  Maße  zunehmen  müssen,  wie 
die  l'akrorleistung  des  Kapitals  ansteigt  und  ;7//.w/,~//V/Mn  dem  Maße,  in  dem  der  Real- 
lühnsaiz  ansteigen  soll  oder  wird.  Ein  höherer  Leisiungsparameter  des  Faktors  Kapital 
bedingt  also  aus  rein  unternehmerischem  Kalkül  eine  höhere  Kapitalintensitat  der 
Produktion,  und  ein  steigender  Reallohnsatz  ist  ohne  höhere  Kapitalintensität  gar 
nicht  erst  möglich. 

Soweit  ist  das  alles  wunderbar.  Bedenklich,  und  vor  allem  wohlfahrtsentwicklun^^swid- 
rig,  wird  das  ganze  erst,  wenn  ein  Teil  des  Arbeitsvolumens  von  den  Frücluen  tler  zu- 
nehmenden Kapitalintensität  der  Produktion  oi^eim/fM  wird.  Das  aber  wird  absehbar 
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genau  dann  passieren,  wenn  dieser  Teil  im  Rahmen  xan  „Markträumunirsbemühun- 
gen"  bzw.  im  Rahmen  einer  Produktivirärskompensation  in  Bereiche  mit  geringer  K.a- 
pitaldichtc  verwiesen  wird,  „khassischerweise  '  also  in  den  oft  so  hochgdobten  „tertiä- 
ren Sektor",  vor  allem  in  der  Spielart  „personennahe  Dienstleistungen".^^  Greifen  wir 
in  diesem  Zusammenhang  noch  einmal  unser  »,Eisenbahn**-Beispiel  auf.  Van  Suntum 
etwa  schreibt 

Die  Eisenbahn  reduzierte  die  Kosten  des  Gütertransports  zu  Lande  um  bis  zu  90Vo  und  ennöglicbte 

damit  ein  weitaus  größeres  Maß  von  I  lande!  und  Arbeitsteilung.'^" 

Das  ist  natürlich  die  optimistische  Version.  Fi^ir  die  im  /ui-e  dieser  l'iuwieklung  ausgc- 
steucrren  (lowbfivs  bedcutcrc  das,  dalJ  sie  sich  entweder  mit  einem  vollkommen  un- 
realistischen Zehntel  ihres  ursprünglichen  Reallohnsatxes  hätten  zufriedengeben  müs- 
sen, um  wettbewerbsiähig  zu  bleiben  oder,  naheliegender,  unter  den  liedingungen 
freier  Marktsteuerung  die  Anpassungsleistung  an  den  Strukturwandd  auf  e^ne  Faust 
und  vor  allem  auf  eigene  Rechnui^  hatten  bewältigen  müssen.  An  dieser  Stelle  halte 
ich  es  für  lohnend»  einmal  mehr  bei  Norbert  Wiener  nachzulesen.  Seine  Pn^ose  aus 
dem  Jahr  1948  (I)  lautete  wie  folgt: 

leb  kann  vielleicbt  dcii  liisiorischcn  Hinu  ri;nind  dcf  gegi'iuviinigen  Situation  tTl."iuit.ni,  wenn  ich  "^agc, 
daß  die  erste  industrielle  Revolution,  die  Revolution  der  „finsteren  satanischen  l  abrikcn",  die  Um- 
wertung des  menschlichen  Armes  durch  die  Konkurrenz  der  Maschinerie  war.  Es  gibt  keinen  Stun- 
denlohn eines  US-Eidatbdtets,  der  niedrig  genug  wate,  um  mit  der  Arbeit  eines  Dampfschaufielbag- 
gers  konkvirriercn  /u  können.  Die  modc-rnc-  industric-llc  Revolution  ist  in  äbnlicber  Weise  <.];r/v.  be- 
stimmt, das  menschliche  Cjchirn  zu  entwerten,  wenigstens  in  seinen  ein&cheren  oder  mehr  routinemä- 
ßigen Entscheidungen.  |...|  Stellt  man  sich  jedoch  die  zweite  Revolution  als  abgeschlossen  vor,  so  wird 
das  durchschnittliche  menschliche  Wesen  mit  mirtcln:a(^igcn  oder  noch  gpriogeren  Kenntnissen  nichts 
zu  „verkaufen"  h.ilicn,  was  für  irgend  jemanden  il.is  (leki  wen  wäre.''"" 

Zugegeben:  Bislang  ist  dieses  Szenario  in  dieser  Schärte  noch  nicht  eingctrofTen.  Aber 
wer  sagt  denn,  daß  die  zweite  Revolution"  bereits  „abgeschlossen"  ist?  \\  as  heißt  in 
diesem  Zusammenhang  ülierhaupi  „abgeschlossen"?  Wir  haben  im  Abschnitt  D.  I. 
(»Pbaseamode//«)  gjtsehen,  daß  es  sich  hierbei  um  sehr  „schleichende"  Prozesse  handelt. 
Da  diese  Prozesse  gleichzeitig  in  eine  zielwidrige  Richtung  fähren,  lag  dort  das  Attri- 
but »»tückisch**  nahe.^1  Kurzum:  Ich  halte  die  Befürchtung,  daß  wir  uns  auf  einem  ent- 
sprechenden Entwicklungsp€ad  befinden  konateft^  för  alles  andere  als  unb^ründet 


m  Vgl        oben  D.  II.  2.  {»Pn^ktmtätskMipeHSiitiM/Dttkiissieii«), 
»'  van  Suntum  2005,  S.  153. 
»«Wiener  194«,  S.  50  f. 

*"  Damit  soll  auch  hier  keine  Wertung  gemeint  sein,  sondern  lediglich  ein  System  verhalten,  das,  ähnlich 
wie  in  der  Medi/in,  /ielwicirige  („unerwünsclite")  Tentlenzen  nichi  offen  /mackttieldct,  s<»ulern  erst 
dann,  wenn  die  Prcjbleme  (hier  eintach  nur  verstanden  als  „Soll/lsi-Diskrepanz"}  bereits  ein  Ausmaß 
erreicht  haben,  das  dne  erfolgreiche  Gegensteuetung  zumindest  schwierig,  wenn  nicht  sogar  fiut  oder 
gänzlich  unmiiglich  machi. 

Dabei  präzisiert  etwa  Dörncr  eine  „SoU/lst-Diskrcpanz"  über  drei  Eigenschaften:  Einen  uner- 
wünschten Ausgangszustand  (S^),  einen  erwünschten  Endzustand  (5,)»  sowie  dne  MTtansformations- 
barriete",  die  den  Obecg^ng  von  (S^)  in  (5,)  „im  Moment  verhindert".  Stachle  1991,  S.  269,  m.Vji.  Dör- 
ncr 1979.  S.  10. 
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Fcstzuhalrcn  bleibt,  dalJ  nicht  allein  das  l  aktorprcisvcrhälrnis,  sondern  gleichermaßen 
das  l'aktorlcistungsverhältnis,  letztlich  also  der  Stand  der  Technik,  das  l'aktoreinsatz- 
vcrhäknis  besiimmi.  Dabei  diirhcn  die  Faktorkosien  sogar  deutlich  in  den  Hinter- 
grund treten.  Sehen  wir  von  kurzfristigen  Schwankungen  einmal  ab,  dann  können  wir 
von  langfristig  ansteigenden  Reallohnsätzen  bei  praktisch  gleichbleibenden  Zinssätzen 
ausgehen.  In  Verbindung  mit  einer  tendenziell  stark  ansteigenden  Faktorleistung  des 
Kapitals  bei  eher  gleichbleibender  Faktorleistung  der  Arbeit  folgt  daraus  notwendi- 
gerweise eine  immer  kapitalintensivere  Produktion.  Dagegen  ist  auch  überhaupt  nichts 
einzuwenden,  schon  deshalb  nicht,  weil  eine  solche  Entwicklung  einfach  nur  der 
Grundidee  eines  industriellen  Produktionssystems  entspricht.  Positiv  gewendet:  Freie 
Marktsteuerung  sorgt  tür  ungebrochene  F.niwicklung  der  Arbeitsproduktivität  und 
damit  rur  tlie  Frtullung  der  ersten  Bedingung  für  W'ohlfahrrscntwicklung.  Aus  dem 
Ruder  läuft  das  ganze  erst  dann,  wenn  sich  im  Zuge  dieser  Fntw  icklung  entweder  das 
Aibeitsvolumen  oder  der  Reallohnsatz  für  einen  Teil  der  Exwerbstäti^n  absolut  gese- 
hen rückläufig  entwickelt,  weil  in  diesem  Fall  die  zweite  bzw.  die  dritte  Bedingung  für 
Wohlfahrtsentwicklungskonfbrmität  nicht  mehr  erfüllt  wäre. 

Was  bedeutet  das  alles  für  unseren  Neugründer?  Für  ihn  bedeutet  das,  daß  er  tun- 
lichst versuchen  sollte,  sich  an  den  eingespielten  Unternehmen  zu  orientieren.  Die 
nämlich  werden  ihre  Faktoreinsatzverhältnisse  nach  Möglichkeit  entsprechend  der 
Jeweiligen  Faktcjrleistungcn  gewählt  halten.  Da  die  Faktorleistung  aber  technisch  gege- 
ben ist,  dürfte  auch  aus  dieser  Perspektix  e  gesehen  wenig  Spielraum  tür  Experimente 
bleiben.  Kurzum:  Auch  aus  dieser,  unserer  dritten  Perspektive,  errichtet  freie  Markt- 
steuerung eine  Rücklaufsperre  der  Produktivitätsentwicklung. 

d)  Isoquantensprung 

Im  Abschnitt  D.  IV.  1.  a)  (»SelbakMtenansat-:^«)  haben  wir  gesehen,  daß  ein  Neugründer 
nur  dann  wetdsewerbsfahig  am  Markt  aufbieten  kann,  wenn  er  entweder  zumindest  das 
Produktivitätsniveau  des  leistungsschwächsten  Konkurrenten  erreicht  oder  wenn  er 
seine  inferiore  Arbeitsproduktivität  durch  einen  entsprechend  inferioren  Reallohnsatz 
ausgleichen  kana.  Allerdings,  auch  das  haben  wir  gesehen,  sind  dem  u  'ichc  Gren- 
zen gesetzt:  Eine  unzureichende  Ausstattung  mit  Sachkapital  (und  Technischer  Kom- 
petenz) würde  in  einem  AusmalJ  auf  die  Arbeitsproduktivität  drücken,  das  über  einen 
inferioren  (kalkulatorischen)  Reallohnsatz  kaum  auszugleichen  wäre,  so  dalJ  von  Wett- 
bewerbsfähigkeit im  Ergebnis  keine  Rede  sein  kann. 

im  Abschnitt  D.  IV.  1 .  b)  (»Modellierung  über  eine  Cobb-Douglas-Produktionsßtnküom) 
hat  sich  gezeigt,  daß  wir  auch  dann  zu  keinem  anderen  Ergebnis  kommen,  wenn  wir 
für  den  Zusammenhang  von  Kapitalausstattung  und  Arbeitsproduktivität  einen  ab- 
nehmenden Grenzeffekt  unterstellen.  Auch  hier  ergibt  sich  ein  scharf  definiertes  Ko- 
stenminimum, von  dem  ein  Neugründer  nicht  wesentlich  wird  abweichen  können. 

Im  letzten  Abschnitt  (»Vnttniehmrische  Batsfbeiduttgsjrnd/i/'iiu)  schließlich  haben  wir 
gesehen,  daß  sich  das  Modell  sehr  viel  praxisnäher  auch  auf  eine  beliebige  Anzahl  zu 
berücksichtigender  input-Faktoren  übertragen  läßt,  statt  nur  hochaggregiert  auf  yVrbeit 


-265- 


und  Kapital.  Demnach  wird  jedes  l 'nrernehmen,  wenn  es  seinen  Clewinn  maximieren 
will,  hei  der  W  ahl  seiner  l'aktorkombination  neben  den  relativen  Preisverhältnissen 
auch  und  ebenso  sehr  die  jeweilige  l.eistungstahigkeit  der  Faktoren  in  Rechnung  stel- 
len. Da  diese  Größen  aber  tecluiisch  gegeben  sind,  würde  jede  Abweichung  iiiervon 
(oder  gar  der  Veizicfat  auf  bestimmte  Input&ktoien)  notwendigerweise  zu  einer  Ver- 
fehlung des  pfoduknonstechnisch  möglichen  Kostenminimums  fuhren  und  damit  zu 
höheren  Selbstkosten  als  technisch  nödg  und  folglich  wiederum  2u  einem  potentiell 
nicht-wettbewerbsfahigen  Angebot.  Dabei  sind  war  in  allen  drei  Abschnitten  davon 
ausgegangen,  daß  die  infragc  kommenden  Produktionsfaktoren  gegthefty  also  technisch 
verfügbar  sind.''"-  Abschließend  wollen  wir  den  Fall  betrachten,  daß  aufgrund  techni- 
schen Fortschrittes  ein  neuer,  Icistungstaliigerer  Produkiionstaktor  !!in:-iik.ii////>/'.  Dabei 
ergibt  sich  ein  Phänomen,  das  wir  hier  „Isoc|uantcnsprung"  nennen  wollen. ~  "  Dabei 
wollen  wir  unter  »Isoquantensprung«  euie  nicht-sietige,  also  „sprunghatte"  Verände- 
rung in  der  Form  des  Ertragshügels  verstehen.^** 


Wobei  dicsicr  Punkt  ersi  im  dritten  Abschnitt  praktisch  wurde.  Zunächst  waren  wir  ja  auf  hoher  Aggre- 
gationsebene vereinfächend  nur  pauschal  von  den  Faktoren  Arbeit  und  Kapital  ausgegang^. 

Die  /ündcndc  IcitL-  für  die  l'hcrschrifi  ilitsi^;  Teils  dir  Arlnit  •üanimt  \in\  niiimm  tüchtigen  Co.tch, 
Jana  Kuiatkuwski,  der  ich  tür  diesen  Lantall  hiermit  gatu  besunders  danken  möchte.  —  Man  suU  NX  itzc  ja 
nicht  erklären.  Gleichwohl  scheint  es  mir  angebracht,  hier  eine  Ausnahme  su  machen.  Der  BegtifF 
»Quantenst't  iuil:  '  kommt  aus  der  Physik  und  bezeichnet  dort  die  „uns:».  iii;c  Anderuni;  der  l^ncrj^ic  eines 
mikrophysikahschcn  Systems,  die  nur  portionsweise  (in  Quanten,  z.lV  ii!s  Photon  oder  Phonon)  absor- 
biert bzw.  emittiert  wird."  (Meyers  1992:  Quantensprung),  QuantcnsprÜDgc  fuhren  also  zum  Beispiel  da- 
zu, daß  eine  Neonröhre  leuchtet.  Wenn  man  nun  bedenkt,  daß  Atomdurchmesser  im  Pikometetbeteich 
(lO-'^m)  liegiTi,  dann  wird  klar,  daß  es  kaum  etwas  win^'igeres  gclien  k.uui  als  einen  „Quanten^ipning". 
Gleichwohl  wird  unigangssprachlicli  aber  ein  „Riesenschritt"  darunter  verstanden  —  so  /ulei/.t  etwa  Tri- 
chet,  der  im  Zusammenhang  mit  der  „Wähnu^skrise"  einen  „Quantensprong'"  der  Euro-Staaten  gefor- 
dert hat  i'\  gl.  etwa  liitp:/ /\\A\\v.'.pieL'el.de/politik/ausland/0,1  5 1  ! /lO.littnl i.  (Hesem  Zusam- 
menhang liai  sich  übrigens  Die  ZHIT  schon  1996  veranlalJt  gesellen,  einen  Artikel  mit  der  Unterzeile 
»Die  sprachlichen  Dummheiten  sterben  nicht  aus«  zu  veföfFentlichen  (im  Netz  Terfügbar  unter 
WWV%/eit.de/199f)/l9/ijuanteii.txt.l99605n3.xml).  Kurzum:  Avis  einer  nicht-stetigen  X'erändctung  eioCT 
Isoquanie  einen  „Isoquantensprung"  zu  machen,  scheint  mir  nach  allem  nicht  ganz  ohne  Wiu. 
^  Dabei  handdt  es  sich  allerdings  nur  aus  der  Sicht  eines  einzelnen  Unternehmens  um  einen  „Sprung". 
Auf  Tolkswirtschafilicher  Kbene  würtlen  die  Unternehmen  eine  neue  Technologie  elier  <i pm  einfuh- 
ren —  ein  Vorgang,  der  sich  dann  wieder  als  konünuierlichcr  Prozeß,  im  mathematischen  Sinne  also  steüg 
abbilden  ließe.  Rein  aus  Gründen  der  Darsttlhiiij^  wollen  wir  aber  zweckmäßigerweisc,  ganz  ähnlich  wie  in 
Kapitel  C.  (»Wdlt^ahtitHividHiatg  bä fintr  Maiktshmm^«}^  von  einet  sprunghaften  Veiinderung  ausge- 
hen. 


Abb.  44:  Faktorsubsötuäon  aufgrund  gesöegcoer  Faktotproduktivität 

Die  Giaphik  beschreibt  eine  Faktorsubsdtution  aufgrund  höherer  Leistungsfähigkeit 
eines  neu  entwickelten  Ptoduktions&ktors.  Ein  Beispiel  hierfür  wären  etwa  die  land- 
wirtschafidichen  Produktionsbedingung^  im  späten  18.  Jhd.  Ein  Bauer,  der  zunächst 

nur  mit  einer  Hacke  (ursprüngliches  Sachkapital)  gearbeitet  hat,  konnte  nun  einen 
Pflug  (neu  verfügbares  Sachkapital)  cinsct/cn.'^'''  Welche  Auswirkungen  hätte  das  auf 
den  Outpur  und  wie  würde  sich  dabei  tlas  l  akrorcinsatzverhältnis  verändern? 

Betrachten  \\  ir  /unächsi  nur  den  ursprünglichen  Ertragshügcl,  wie  er  durch  die  Iso- 
quantenschar  {/Q^,  JQl.  ...)  repräsentiert  wird.  I  m  die  Ciraphik  nicht  zu  ühertV.ichten, 
wollen  wir  uns  dabei  auf  die  Darstellung  der  Isoquante  (IQ^)  und  eine  weitere  Vertre- 
terin der  Schar  UQ[)  beschränken.  Damit  beschreibt  die  Graphik  die  möglichen  Ein- 
satzvediältnisse  der  Produktionsfiaktoren  Arbeit  (AT)  und  Kapital  {K)  bei  einem  g^- 
benen  Stand  der  Technik  imd  einem  gegebenen  Bestand  an  Boden.  Der  Ausgangs- 
punkt (A)  etg^bt  sich  dabei  wie  immer  aus  dem  Tangentialpunkt  der  Isoquantenschar 
(IQ^)  mit  der  gegebenen  Isokostenkurve  (/C,).  Bei  gegebenen  Kosten  wird  unser  Bau- 


Schon  Adam  Smith  erwähnt  dieses  Beispiel  als  Ursache  für  sinkende  C»üterpreise  (Adam  Smith  l'?89, 
S.  68).  Und  tatsächlich  ist  zu  erwarten,  daß  technischer  l  ortschritt  im  lirgebnis  zu  sinkenden  Gütcrprci- 
sen  führt,  ün.s  soll  es  hier  aber  weniger  um  die  Gütetpreise  g^en  als  vielmehr  um  die  zu  erwartenden 
Faktotcinsatzverhältnisse. 
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cr  den  maximal  möglichen  Hrrra"  also  bei  einem  Faktoreinsatzveiliältnis  von  (/V,)  und 
(A  |  1  erzielen  -  wir  befinden  uns  im  Punkt  (.4). 

\\  :is  würde  sich  nun  im  Falle  Technischen  Fortschruies  ergeben,  den  wir  uns  exo- 
gen induziert  vorstellen  können  —  also  >:um  Bespiel  der  Erfindung  des  Pflugps?  In  die- 
sem Fall  würde  sich  die  gesamte  „Foim**  des  Ertragshügels  verändern.  Statt  mit  der 
Isoquantenschar  (/(2i),  (IQi),  und  so  fort  hatten  wir  es  nun  mit  der  Isoquantenschar 
(/Q})«  (IQz)^  und  so  fort  2u  tun.  Charakteristisch  ist  dabei,  daß  der  hoti2ontale  Schnitt, 
also  die  „Höhenlinien"  der  neuen  Isoquantenschar  einen ßacbentt  Verlauf  aufweisen. 
Ilire  Steigungen  haben  also  an  jeder  Stelle  einen  geringeren  Betrag.  Warum?  Weil  unser 
Bauer  bei  jeder  beliebigen  gegebenen  Faktorkombination  weniger  zusätzliches  Kapital 
brauchte,  um  eine  Arbeitseinheil  zu  substituieren.  W  ährend  also  im  Ausgangstall  mit 
einer  zusätzlichen  Finheir  Kapital  vielleicht  iv/u-  Arbeitseinheit  hätte  substituiert  wer- 
den können,  würden  sich  nun  mit  einer  zusaLzlichcn  Einheit  Kapital  jjy;«'/  Arbeitsein- 
heiten substituieren  lassen.^^  Das  aber  bedeutet  nichts  anderes,  als  daß  die  Isoquante 
flacher  verlaufen  muß.^^^  Dabei  —  und  das  ist  wichtig  -  repräsentieren  (/Q,)  und  (IQ^) 
einunddasselbe  Output-Niveau!  Anschaulich  kann  man  sich  das  so  vorstellen,  daß  der 
Ertra^hügel  nun  an  der  Südwestflanke  //Imi/Srr  vedäuft.^  Beide  Isoquantenscharen  sind 
also  nicht  direkt  miteinander  vergleichbar,  da  es  sich  um  zwei  völlig  verschiedene  Er- 
tragshügel handelt,  die  hier  nur  in  einer  einzigien  Graphik  „übereinandergelegt"  wur- 
den.'''''' l  'nser  Bauer  könnte  also  mit  dem  gegebenen  Arbeitsvolumen  ( A', )  und  einem 
aufgrund  des  Teclinischcn  Fortschrittes  geringeren  Finsatz  an  Kapital  und  damit  zu 
geringeren  Kosten  den  gleichen  Output  erzielen.  Wir  würden  zum  Beispiel  Punkt  (A') 
erreichen.  Genau  das  ist  ja  das  Wesen  des  Technischen  Fortschrittes.  Um  die  Verhält- 
nisse vec^chbar  2u  halten,  wollen  wir  in  erster  Näherung  annehmen,  daß  unser  Bau- 
er auf  seiner  alten  Isokostenkurve  (/C,)  bleiben  möchte.  Damit  ergibt  sich  —  zum  alten 
Faktorpreisverhältnis  —  der  Punkt  (B).  Unser  Bauer  hätte  seinen  Ertrag  gegenüber 
dem  ursprünglichen  Zustand  bei  gleichen  Kosten  gesteigert,  da  (IQ2)  als  Teil  der  neu- 
en Höhenlinienschar  höher  liegt  als  Damit  aber  wurde  im  Ertragsmaximum 


^  Dabä  wollen  wir,  den  fiblichen  Annahmen  folgend,  davon  ausgehen,  daß  alle  Faktoren  frei  substituier- 
barsind. 

^  Dabei  würden  sich  für  sehr  kleine  W  erte  von  (yv)  die  Steigungen  as)  mptotisch  aneinander  annähern. 
Da  solche  Werte  aber  weit  von  der  Minimalkosienkombioation  entfernt  sind,  hat  das  für  unsete  Überle- 
gungen keine  ueiicre  Butlcuiurig. 

Finunddassclbc  ( Jutput-Nivcau  wird  mit  einem  geringeren  Faktoreinsatz  erreicht.  Ausgehend  vom 
I  rsprung  würde  man  also  „früher"  auf  einumlderselben  Höhenlinie  ankommen.  Das  aber  heißt,  daß  die 
Südwcstflankc  des  Frtragshügpls  steiler  ansteigt. 

D.is  ist  aucli  dir  Cinind,  warum  sich  dif  I  Icihcnlinicn  der  In  iden  ls(>c[iiantfn<ichafen  ohne  \\  i  iitTi  < 
schneiden  können.  Tatsachlich  „sclineiden"  sie  sich  natürlich  nicht.  Sie  repräsentieren  ledi^ch  zw  ei  v  ur- 
schiedene  ErtragshugeL 

Daß  ilQy  )  und  i7()'  I  t.icsächlich  2ur  gleichen  Höhcnlinicnschar  gehören,  kann  man  sich  \  iLllL!chi  .im 
besten  dadurch  kiartn.ichen,  daß  der  W  inkel  /\vi<i(.hi-n  der  Isokostenkurve  (/C,)  bzw.  cuicr  Parallelen 
hierzu  und  der  Transversalen  durch  den  Ursprung  bei  beiden  Isoquanten  gleich  groß  ist.  iiinc  üncarc 
Faktorvariadon  würde  demnach  das  r-aktoteinsatzvetfailtnis  unverändert  lassen.  Damit  aber  müssen  bei- 
de Isoquanten  2ur  gldchea  Familie  gehören. 
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bei  gleichen  Kosten  das  Arbeitsvolumen  von  (A',)  aut  (.V.)  zurückgehen  und  der  Ka- 
piralcinsatz  würde  sich  von  (A^, )  auf  (A', )  erh()hen.  Kurzum:  L'nscr  Bauer  würde  mit 
höherem  Kapilaleinsatz  und  weniger  Arbeiisvolumen  bei  gleichen  Kosten  einen  höhe- 
ren Ertrag  erzielen.  All  das  ergibt  sich,  obwohl  das  Faktorpreisverhältnis  vollkommen 
unverändert  geblieben  istl^^ 

Das  aber  ist  g^au  der  Effekt,  den  -wir  oben  in  (330),  also 
K 


(337) 


modelliert  haben.  Die  gestiegene  I-eisf ungsfähigkcil  des  Faktors  Kapital  t'ührt  tlem- 
nach  zu  einem  relaüv  höheren  Kapitaleinsatz  und  damit  zu  einer  höheren  Kapitaiin- 
tensität  der  Produküon.  Dies  gilt  nach  allem  also  auch  dann,  wenn  sich  am  Faktor- 
preisvethältnis  nichts  ändert  Können  wir  sicher  davon  ausgehen,  daß  Punkt  iß)  er- 
reicht vntd?  Unter  den  gegebenen  Annahmen,  ja.  Allerdings  wäre  es  auch  denkbar,  daß 
der  Arbeitsmarkt  auf  die  veränderten  Umstände  reagiert.  Mit  anderen  Worten:  Es 
könnte  sein,  daß  das  Faktorpreisv  erhältnis  sich  dergestalt  ändert,  daß  unser  Bauer  An- 
laß hätte,  den  zusätzlichen  Kapitaleinsatz  zugunsten  einer  höheren  Bt  >  h  trigung  zu- 
mindest zum  Teil  zu  substituieren.'"^  1  tn  den  ursprünglichen  Bestand  an  Beschäfti- 
gung zu  halten,  müßte  sich  die  Isokustenkurve  aber  in  {^lCj_)  wandeln. 

Dabei  ergibt  sich  die  isok(JStenkurve  aus  der  umgestellten  Kostentunkuon  mit  der 
Gleichung 

(338)  K'^~'N 

wobei  sich  der  Achsenabschnitt       als  Quotient  von  Gesamtkosten  (C)  und  Zinssatz 

(/)  ergibt  und  der  iliZ/v/i;  der  Steigung 


aus  dem  Verhältnis  von  Reallohnsatz  (»'  ) 

und  Zinssatz.  I  jn  tlacherer  Verlauf  bedeutet  demnach  nichts  anderes  als  einen  bei  ge- 
gebenem Zinssatz  geringeren  Reallolinsatz.  Bei  einem  entsprechend  sinkenden  Real- 
lohnsatz konnte  die  Einführung  des  Btluges  demnach  also  durchaus  beschäfügungs- 
neutral  sein.'^"^  Im  Ergebnis  würde  sich  also  ein  Punkt  irgendwo  zwischen  {B)  und  (C  ) 
einstellen.  Welcher  Punkt  erreicht  wird,  hängt  dabei  allein  von  der  Veränderung  des 


^  Ein  Ausdruck  wie  „vollkommen  unveiändert"  kann  dabei  natüriich  nur  ein  Sdlmittel  sein,  um  das  Er- 

gclitiis  /II  bctoncTi.  I'.in  Ucirri ff  w  ie  »unverändert«  ist  schlic-ßlich  logisch-fornial  in  kt-inem  Falle  StcigC- 
rungsfähig  und  damit  auch  einem  versteckten  Elativ  wie  „vollkommen"  nicht  zugänglich. 

Hierbei  handelt  es  sich  ja  um  die  Hoffnung  aller  Sodalpolidker  und,  das  bleibt  hinzuzufügen,  auch 
weiter  Teile  der  Uteratur. 

Allerdings  wäre  eine  solche  Entwicklung  tur  tlic  Arbeitnehmer  gemäß  Bedingung  (3|  (Reallohnsat2)  per 
st  wohlfahrtscntwicklungswidrig.  An  dieser  Stelle  soll  es  uns  aber  nicht  um  Vi  ohlfahrtsentwicklungskon- 
focmitilt  gehen,  sondern  allein  um  die  Fnge,  ob  es  so  etwas  wie  eine  Rücklauftpeire  der  Produkdvitäts- 
entwicklung  g^bt 


-269- 


Rcallohnsatzes  ab.  Fcstzulialtcn  bleibt  allerdings,  daß  die  Entwickluni!;  des  Reallohn- 
sar/es unter  diesen  I'msränden  aber  nur  eine  Richtung  kennen  kann:  abwärts!  Techni- 
scher Fortschritt  würde  demnach  in  erster  Näherung  also  entweder  zu  einem  Rück- 
gang des  Arbeitsvolumens  oder  zu  einem  Rückgang  des  Reallohnsatzes  fuhren,  oder 
zu  einer  Kombination  aus  bddem.  Der  wesentliche  Punkt  an  dieser  Stelle  aber  ist,  daß 
selbst  im  Extrem&ll,  also  bei  Punkt  (C),  der  Kapitaleinsatz  immer  noch  höher  liegen 
würde  als  im  Ausgangszustand  (A).  Mit  einer  vollständigen  „Resubstitution"  von  Ka- 
pital durch  Arbeit  ist  also  realistischerweisc  nicht  zu  rechnen  —  auch  dann  nicht,  wenn 
die  Beschäftigten  arbeitsplatzerhaltende  Rcallohneinbußen  liinnchmcn  würden.  Kurz- 
um: Die  Kapitalintensitäc  der  Produktion  infolge  technischen  Fortschrittes  steigt  in 
jedem  FalL 

Was  müßte  passieren,  damit  die  ursprüngliclie  Ivapitalintensität  beibehalten  wird?  Die 
Antwort  finden  wir,  wenn  wir  (337),  also 

dynamisieren.  Dabei  ergibt  sich,  wenn  wir  für  (1-a)  die  allgemeinere  Form  (ß)  notie- 
ren: 

(340)  K-N'W  -i*ß-a 

Dabei  steht  (K-N)  für  die  l  iuwicklung  der  Kapitalintensitat.  Sie  steigt  alstj  mit  zu- 
nehmendem Reallohnsatz  (h  )  und  mit  zunehmender  Leistungsfähigkeit  des  Faktors 
Kapital  (ß),  und  sie  sinkt  mit  ansteigendem  Zinssatz  (i)  und  mit  zunehmender  Lei- 
stungsfähigkeit des  Faktors  Arbeit  (a).  Unter  der  am  Ende  des  letzten  Abschnittes 
getroffenen  Annahme,  daß  sich  der  Zinssatz  und  der  Leistungsparameter  der  Arbeit 
auch  auf  längere  Sicht  nur  unwesentlich  ändern  (/ ,  ä  -  0%),  ei^bt  sich: 

(341)  mw--0%+ß-Q% 

Um  also  eine  gegebene  Isapitalintensität  aufrechtzuerhalten,  müßte  gelten: 

(342)  ^  ^ 
w  ■  ^-ß 

Demnach  müßte  der  Reallohnsatz  also  mit  der  gleichen  Rate  zurückgehen,  mit  der  die 
Leistungsfähigkeit  des  Faktors  Kapital  ansteigt. 


Abb.  45:  Faktorsubstilucion  bei  konstanter  Kupitulintcnsitat 

Die  Transversale  vom  Ursprung  durch  den  Punkt  (A)  stellt  dabei  die  Menge  aller  Orte 
g^cher  Kapitalintcnsität  dar.  Um  die  ursprüngliche  Kapitalintcnsität  beizubehalten, 
müßte  sich  folglich  ein  Fakfnreinsat/'vcrhältnis  ergehen,  das  Punkt  (D)  entspricht.  Wie 
man  sehen  kann,  ist  das  aber  nur  nützlich,  wenn  die  entsprechende  Isokostenkurve 
Hodi  flacher  verläuft  als  (/C,).'"'  So  gesehen  wäre  Technischer  Fortschritt  hei  kon- 
stantem Arbcitsvülumen  also  nur  um  den  Preis  einer  Senkung  des  Reallohnsatzes  zu 
haben.  Technischer  Fortschritt  bei  konstanter  Kapitalintensität  würde  dabei  den  Re- 
allohnsatz sogar  ttocb  weiter  senken.  Nun  könnte  man  argumentieren,  daß  die  Annah- 
me einer  konstanten  Leistungsfähigkeit  der  Arbeit  nicht  unbedingt  zutreffen  muß.  In 
der  Tat  ist  es  denkbar,  daß  nicht  nur  die  maschinenverkörperte  Technische  Kompe- 
tenz xunitnmt,  sondern  auch  die  personenverkörperte  Technische  Kompetenz  -  was 
im  I  riiLbins  eine  Steigerung  des  Leistungsparameters  (a)  bedeuten  würde.  Wahr- 
scheinlich wird  es  auch  so  sein,  clab  mit  der  I-aktorleistung  des  Kapitals  auch  die  Fak- 
torlcistung  der  Arbeit  zunimmt.  Da  m  unserem  Modell  aber  nur  die  hochaggregierten 


^  Um  die  Graphik  nicht  zu  über&achtefi,  möchte  ich  daiauf  verzichten,  die  entsprechende  Isokostenkur- 
Tc  anzuzeichnen. 
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Faktorcn  Arbeit  und  Kapital  vorkommen,  wäre  eine  l.cistunessteiiierung  des  Faktors 
Arbeit,  etwa  über  einen  Zuwachs  an  Humankapital,  unter  „Arbeit"  zu  subsumieren. 
Folglich  können  wir  davon  ausgehen,  daß  mit  der  1  lumankapitalentwicklung  auch  „die 
Arbeit**  leistungstlihigcr  würde,  genau  so,  wie  mit  der  Einführung  des  Pfluges  „das 
Kapital**  Idstungstahiger  wurde.  Von  daher  wird  es  also,  um  ein  beliebtes  Äigument 
aufzugreifen,  „schon  nicht  so  schlimm  werden'*  wie  hier  skizziert. 

Das  alles  gilt  aber  nur  dann,  wenn  der  Humankapitalbestand  auch  UUs^Bdt  ansteigt 
Ebenso  gut  könnte  sich  nämlich  ein  ähnliches  Szenario  ergeben,  wie  wir  es  gegen  En- 
de des  Abschnitts  D.  IV.  1.  a)  (>>KiUkl(Uifsf»mlStlbstkost(namati:^<)  angesprochen  haben. 
Dort  ging  es  darum,  daß  sich  ganze  Sektoren  einer  Volkswirtschaft  auf  eine  kupitalar- 
mc  Protlukr ionsweise  verlegen  könnten  -  mit  dcrn  Effekt,  daß  ein  Neugriinder  /war 
aus  dem  Sfantl  Wettbewerbs tähig  sein  würde,  aber  eben  nur  in  einem  ,, trostlosen" 
Sektor  mit  emem  per  sc  wohlfahrtsentwicklungswidngen  Kurs.  Cianz  analog  könnte 
sich  hier  das  Szenario  ergeben,  daß  sich  ganze  Sektoren  auf  eine  humankapitalarme 
Produktionsweise  ved^en  -  wobei  beides  wohl  nicht  einmal  voneinander  zu  trennen 
wäre.  Der  Effekt  wäre  dabei  ^nau  der  gleiche  oder  würde  sich  sogar  noch  verstärken: 
Die  Betroffenen  wären  nicht  nur  aufgrund  einer  geringen  Kapitalausstattung  auf  ein 
niedriges  Produktivitätsniveau  (und  damit  auf  einen  geringen  Reallohnsatz)  verwiesen, 
sondern  darüber  hinaus  auch  noch  auf  ein  geringes  Niveau  der  „Humankapitalaus- 
stattung". In  diesetn  Falle  aber  kcmnte  von  einem  trcndstabilen  Anstieg  der  Eeistungs- 
tahigkeit  der  Arbeit  nicht  mehr  die  Rede  sein  und  die  Konse4uen^en  wären  absehbar 
genau  so  wie  hier  skizziert. 

Auch  das  ist  übrigens  eine  Entwicklung,  die  man  zumindest  im  Ansatz  in  Deutsch- 
land schon  seit  längerem  beobachten  kann,  wenn  man  sich  nur  die  Mühe  macht,  genau 
hinzusehen.  Das  Pikante  dabei  ist  —  und  hier  schließt  sich  der  Kreis  — ,  daß  man  die 
„Schuld*'  einer  unzureichenden  Humankapitalausstattung  leicht  auf  dem  entsprechen- 
den Personenkreis  abladen  kann.  Das  sind  dann  eben  die  „Geringqualifizierten".  War- 
um haben  sie  auch  die  Schule  abgebrochen  /  kein  Abitur  /  keine  Hochschulausbil- 
dung? Selbst  wenn  das  alles  richtig  wäre:  An  dem  hier  skizzierten  Szenario,  also  einer 
trendstabil  anwachsenden  Leistungsfähigkeit  des  Kapitals  bei  zumindest  p.irnell 
gleichl)leibentler  I.eisuingstähigkeit  der  Arbeit,  würde  ilas  nichts  ändern,  l  nierstellen 
wir  also,  daß  die  Leistungstahigkeit  des  Kapitals  schneller  wächst  als  die  Leistungsfä- 
higkeit der  Arbeit.  Muß  das  bedeuten,  daß  sich  technischer  Fortschritt  stets  zu  Lasten 
des  Arbeitsvolumens  oder  des  Reallohnsatzes  auswirkt?  Nein,  das  muß  es  nicht.  Wir 
sind  ja  nur  in  erster  Näherui^  davon  ausg^angpn,  daß  unser  Bauer  seine  Isokosten- 
kurve einhalten  möchte.  Tatsächlich  könnte  er  unter  den  gegebenen  Umständen  aber 
ebenso  gut  seine  Produktion  ausweiten. 
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Dabei  ergibt  sich  das  folgende  Bild: 


Abb.  46:  Lineare  Faktorvariation  nach  gesti^OKr  Faktocptoduktivität 

Wenn  nämlich  Punkt  (B)  ökonomisch  (Optimal  ist,  dann  gibt  es  keinen  Gmnd,  waram 
bei  linearer  Faktorvariation  nicht  auch  zum  Beispiel  Punkt  (D)  optimal  sein  sollte.^ 

Keinen?  Einen  Grund  gibt  es  döeb.  Im  Falle  unseres  Bauern  wäre  das  der  Bestand 
des  dritten  Produktionsfaktors,  also  des  Bodens.  Wenn  und  solange  der  Boden  be- 
grenzt ist,  ist  eine  —  ansonsten  durchaus  mögliche  und  sogar  naheliegende  -  Ausdeh- 
nung der  Produktion  eben  t/or/!  nichr  möglich.  Hahei  stcckr  das  eigentliche  Problem 
übrigens  schon  im  Bcgrifi  »optimal«.  Wenn  wir  nämlich  Punkt  {H)  als  „optimal"  quali- 
fizieren, tiann  meinen  wir  ilamit  ja  nichts  anileri  s.  als  daf'  an  diesem  Punkt  das  \'er- 
liältnis  von  Output  (Y)  zu  Paktorkosten  (C' )  maxtniai  ist.  W  enn  aber  der^//w/f/;/ 
maximal  ist,  dann  gilt  das  auch  für  die  DiffereN-:^.  Die  DifFetenz  aus  Ouqput  und  Faktor- 
kosten aber  ist  der  Gewinn.^  Somit  ist  Punkt  {B)  also  ».gewinnmaximierend".  Aller- 


***  Der  Punkt  (D)  in  <!i,.u-r  Graphik  hat  offienkuinlig  nü-hu  mit  tk  ni  glt-ichnam^gen  Punkt  der  letzten  Gra- 
phik zu  tun.  Dil  wir  Punkt  (ü)  aus  der  letzten  Cmphik  nbcr  nicht  lüngcr  benötigen,  können  wir,  um  den 
„Punktczählcr"  nicht  unnötig  huchlaufcn  zu  lassen,  den  Namen  alsu  neu  vergeben. 

*^  Der  G«vinn  bestimmt  sich  rein  definiiorisch  als  C-E'-C  mit  CoC^-f  C^'-l-C'.  Damit  ei^bt  sich 
G'E-C""  -C°-C''.  Wenn  wir  berücksichtigen,  daß  gilt:  /-ß-C^-C",  erhallen  wir 
G^y^  -C'^ .  Man  muß  hier  nur  beachten,  daß  man  den  Output  bi?\v.  die  Wettschöpfuns:  eines  l'ntcr- 
nehmcns  (y*)  nicht  mit  dessen  Umsatzerlöscn  konfundiert.  Vgl.  dazu,  zusammenfassend,  auch  Aus- 
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dings  müssen  wir  „gcwinnmaximicrcnd"  hier  in  „Tüddclchen"  scrzcn,  weil  wir  im 
Punkt  (D)  zwar  den  gleichen  (Quotienten  aus  W  ertschoptung  und  l'aktorkostcn  hät- 
ten, aber  eine  hohtrt  DitTcrcnz  und  damit  einen  noch  hciheren  Gewinn.*'""  Somit  handelt 
es  sich  bei  (B)  zwar  um  ein  „Uptimum",  aber  nur  dann  und  nur  solange,  wie  wir  von 
einer  gegebenen  Isokostenkurve  ausgehen.  Wenn  wir  dagegen  die  Produktion  linear 
ausdehnen,  dann  ergibt  sich  unverzüglich  ein  neues  und,  was  den  Gevvinn  angeht,  hö- 
herliegendes  „Optimum'\  Kurzum:  Ein  gewinnmaximierender  Bauer  müßte  also  von 
sich  aus  Punkt  (D)  präfericrcn.  l  'mgekehrt  formuliert:  Falls  er  das  nicht  tut,  handelt  er 
entweder  ökonomisch  irrational  -  oder  er  wird  seine  Gründe  dafür  haben.  Das  übliche 
Argument  an  dieser  Stelle  ist,  daß  zunehmender  Faktorcinsatz  mit  abnehmendem 
Gren/crtrag  \ erbunden  ist.  Im  X'crgleich  zu  unserem  Ausgangspunkt  (A)  mit  einem 
Arhei:svolumen  von  (.V,)  hätten  wir  es  im  Punkt  (D)  aber  nicht  mit  einem  zuneh- 
menden l  aktoreinsatz  zu  tun.  Der  Einsatz  des  l  aktors  Arbeit  würde  lediglich  konstant 
bleiben.  Auch  der  mit  Pünkt  (D)  verbundene  höhere  Kapitaleinsatz  wäre  bei  (von  {B) 
ausgehend)  linearer  Faktorausdehnung  keinem  abnehmenden  Grenzertrag  unterwor- 
fen. Unser  Bauer  hätte  somit  aus  der  Sicht  des  Modells  allen  Grund,  Punkt  (D)  gegen- 
über Punkt  {B)  zu  praferieren.  Allenfalls  bei  den  Punkten  nordöstlich  von  (D)  könn- 
ten wir  mit  einem  mö^cherweise  abnehmenden  Grenzertrag  des  Faktoreinsatzes  ar- 
gumentieren.*^'* 

Fassen  wir  zusammen:  Ausgehend  \  iin  (,4)  stellt  sich  nach  einer  technischen  Innova- 
tion Punkt  (B)  mit  geringerer  Arbeitsnachfrage  und  höhcrem  Kapitaleinsatz  als  neuer 
gewinnmaximierender  Punkt  ein.  Dabei  wäre  {B)  allerdings  wohlfahrtsentwicklungs- 
widrig.  Ein  Rückgang  des  Arbeitsvolumens  laßt  sich  nur  vermeiden,  wenn  entweder 
der  Reallohnsatz  nachgibt,  Punkt  (C),  was  aber  ebenfalls  wohlfahrtsentwicklungswid- 
rig  wäre,  oder  wenn  die  technische  Innovation  zu  einer  linearen  Faktorausdehnung 
fuhrt  und  wir  Punkt  (D)  erreichen,  der  zumindest  im  Grenzfall  wohlfahrtsentwick- 
lungskonform  wäre.^  Dabei  legt  das  Modell  eine  Entwicklung  in  Richtung  Punkt  (D) 
nahe.  Erst  hier  würde  unser  Bauer  nicht  nur  das  bestmögliche  Verhältnis  von  Wert- 


druck (62)  im  Abschnitt  B.  I.  3.  b)  (»PndMklmitba^egem  Wtrtsd^fia^samittbn^).  "Lot  Symbolik  v^.  das 

"[  'crrfirl'n,'.!  fler  rfnirndetcn  Symhnl-'.  . 

Die  Mu.Mtnicrung  des  Quoiiciucn  ist  somit  (/.utnindest  bei  dieser  .MtKiellicruag;  tioiu  tH^ff  Bedingung 
für  Gewimunoxiniienii^  hümiebmi  ist  aber  erst  die  Maximierung  der  Differenz. 

*"*  l'rul  selbst  ist  /wiiftlhaft .  i'  i  <l;is  K(i!'./t  pt  dc<  ;i1infhmi  n(l<  ri  Cirt  n/iTtraijt  s  \<i;i  fiiUT  Konstanz 
der  jeweils  anderen  Fakturen  ausgelu  und  daher  bei  linearer  („proportionaler")  i  akLorvariation  nicht  ein- 
schlägig ist.  Allenfalls  könnte  man  also  mit  abnehmenden  Skalenerträgen  argnmenderen.  Dagegen 
spricht  ;iIlcTdini;>-  il  is  —  empirisch  wohl  nicht  m >n  iK  r  [l.uul  /u  weisende  —  „Kopierurgumcnt": 

Mögliche  Konzeniraiionsgewinne  und  mögliche  Koonlinaiion&verluste  halten  sich  demnach  in  etwa  die 
Waage,  so  daß  bei  einer  (beispielsweise)  Verdoppelung  des  Faktoteinsatzes  audi  mit  einer  Verdoppelung 
der  Wettschöpfung  zo  techni   isi .  Wir  wollen  diesen  Punkt  an  dieser  Stelle  aber  nicht  weiter  m  i  tu  ten. 

***  Zumindest  haben  wir  es  hier  nicht  mit  einem  Verstoß  gegen  Bedingung  [2|  (.^rbeitsvolumen)  zu  tun, 
und  auch  Bcdinijuni;  (3|  (Rcallohnsatz)  kann  wegen  der  unveränderten  Steigung  der  Ikidgctgcradcn  als 
erfülh  yclitti.  Kurzum:  Weder  das  Arbeiisvolumcn  noch  der  ReaUohnsatz  hätten  sich  rückläufig  entwik- 
kelt.  Mehr  aber  wollten  wir  für  den  Grcnzfall  von  Wohlfahrtsentwicklnng  gar  nicht  fordern. 
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schöptuni^  zu  I ''aktorkosten  erreichen,  sondern  auch  die  bestmögliche  Differenz  beider 
Cirößen  und  damit  den  maximal  möglichen  CJewinn.  W  arum  Funkt  (D)  dabei  nicht 
oder  nicht  imn^r  erreicht  wird,  läßt  sich  im  Rahmen  c/'/V.ffj' Modells  w/r/V  erklären.  Er- 
klären ließe  sich  eine  entsprechende  Entwicklung  erst,  wenn  wir  entweder  davon  aus- 
gehen, daß  weitete  Ptoduktionsfaktoiea  (also  zum  Beispiel  Boden)  im  Spiel  sein 
könnten,  oder  davon,  daß  eine  lineare  Faktorausdehnung  an  der  mangelnden  Verfüg- 
barkeit des  Faktors  Kapital  scheitern  könnte.^^^  Drittens  schließlich  könnten  wir  es 
auch  mit  eher  irrationalen  oder  sonstigen  „banalen"  Gründen  wie  etwa  Risikoaversion 
des  Bauern,  unzureichenden  Möglichkeiten,  das  zusätzlich  benötigte  Kapital  (etwa 
au%rund  mangelnder  Kreditw  ürdigkeit)  zu  finanzieren,  oder  auch  einfach  nur  mit 
„ttaditionalem"  Verhalten  zu  tun  haben/'" 

e)  Fazit 

Fassen  wir  zusammen:  Im  Bereich  alter  (lürer  kommen  wir  unalihiingig  tl.non,  oh  wir 
einen  Selbstkostenansatü  wählen,  eine  Modellierung  über  eine  Cobb-Douglas-Funk- 
tion,  die  unternehmerische  Entscheidungsfindung  genauer  betrachten  oder  den  „Iso- 
quantensprung" untersuchen,  immer  wieder  zum  gleichen  Ergebnis:  Eingespielte  Un- 
ternehmen orientieren  sich  rationaletweise  am  jeweils  gegebenen  Stand  der  Technik 
und  verfugen  demnach  über  eine  entsprechende  Ausstattung  an  Sachkapital  und 
Technischer  Kompetenz,  die  „narlTh>  ilcnd"  uifzubauen  für  jeden  Neugründer  eine 
Herausfordenmg  der  g^nz  besonderen  Art  bedeuten  dürfte.  Die  Alternati\x-,  mit  einer 
inferioren  Ausstattung  an  komplementären  Faktoren  zu  arbeiten  und  dabei  entspre- 
chende Abstriche  am  (kalkulatorischen)  Reallohnsatz  zu  machen,  mulj  nach  allem  aus- 
scheiden, da  trotz  aller  Abstriche  nicht  mit  wettbewerbsfähigen  Selbstkosten  zu  rech- 
nen ist.  Dali  derartige  „Abstriche" /»e/Vf  wohltahrtsentwicldungswidrig  wären,  sei  dabei 
nur  am  Rande  erwähnt,  da  das  hier  nicht  unser  Thema  war.  Kurzum:  Freie  Markt- 
steuerung errichtet  eine  Rücklaufsperre  der  Produktivitätsentwicklung.  Ein  einmal  er- 
reichtes Produktivitätsniveau  kann  so  leicht  nicht  mehr  unterlaufen  werden.  Entspre- 
chend lapidar  faßt  etwa  Mankiw  den  Stand  der  Dinge  zusammen: 

Da  die  Neuen  |;ilsn  die  Neugninder]  höhere  Kosten  haben,  moss  der  Pfeb  fiu  einen  lohnenden  Madct- 

cinsrici^  f  rsr  aDstfigcii.'''-' 

Dabei  ist  „Warten  auf  hrihere  Preise"'  natürlich  leichter  gesagt  als  getan.  1  ,ine  „Lö- 
sung" für  die  Rücklaufsperre  der  Produktivitätsentwicklung  ist  das  jedentalis  iiubt. 


Dabei  isi  mii  „mangelnder  V'ertügbarkeiC'  gemeint,  daii  eine  Ausdehnung  des  Kapitalbestandes  nicht, 
wie  vom  Modell  unterstellt,  zu  konstanten  Preisen  möf^lich  ist.  In  diesem  Fall  nämlich  würde  sich  das 
Wrhältni-i  von  /us;itzlichi'r  W'crtscliöpfung  zu  xu-i.it/üchrn  Fiiktorkristcn  unmittclli;ir  vfrschli-chtcrn, 
und  damit  auch  der  zu  erwartende  zusätzliche  Gewinn.  Ansonsten  ist  natürlich  unter  Marktbedingungen 
alles  jederzeit  in  jeder  bdiebigen  Menge  verfugbar,  sol^m.uc  man  nttr  bereit  und  in  der  Lage  ist,  den  ent- 
sprechenden Preis  zu  bezahlen. 

*"  Dabei  sei  unter  »traditionalem  Verhaken«  Verhalten  „durch  eingelebte  Gewohnheit""  (Weber  1922,  §  2) 
verstanden.  Zwar  ist  das  nicht  „radonal",  aber  nicht  umsonst  unterscheidet  W  eber  ja  gleich  vier  Vcrhal- 
tenst\'pen,  von  denen  ^tionales  Verhalten"  nur  eine  ist. 

«UMankhv  2004,  S.  332. 
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Zumal  wir  nichr  einmal  sagen  können,  ob  wir  dafür  überhaupt  eine  Lösung  suchen 
sollten.  Schlicl:llich  ist  Produktivitätsentwicklung  nach  wie  vor  unsere  erste  Bedingung 
für  W  ohirahrisentw  icklung.  Dainil  aber  bleibt  als  mögliche  wohlfahrtsentw  icklungs 
konforme  Option  für  unsere  Neugründer  nur  eine  Beschäftigung  bzw.  BetäügL4ng  im 
Bereich  „neuer  Güter**.  Zunächst  aber  wollen  wir  noch  kurz  einen  Blick  auf  die 
„trostlosen"  Sektoren  („£smai  bmmbes")  werfen,  die  nach  allem  im  Zuge  der  Entwick- 
lung ja  durchaus  entstehen  könnten. 

2.  „Tretmühle** 

Falls  ein  Neugründer  im  Bereich  „alter  Güter"  wirtschaftlich  tätig  werden  will,  so 
bleibt  ihm,  wie  wir  gesehen  haben,  neben  der  unverzüglichen  Annäherung  an  das  herr- 
schende Produktivifätsniveau  nur  die  Kompensation  über  einen  (kalkulatorischen) 
Reallohnsatz,  der  ebenso  inferior  ist  wie  sein  Pn)dukti\ itiitsniveau.  Zwar  wird  dieser 
\'ersuch,  wie  wir  ebenfalls  gesehen  hal)en,  auf  n"sirtlere  und  längere  Sicht  keinen  l-.rfolg 
haben.  Aber  versuchen  kann  man  es  ja.  Dabei  w  ürde  sich  ein  Effekt  ergeben,  der  sehr 
an  das  erinnert,  was  wir  in  der  Entwicklungsökonomie  »landwirtschaftliche  Tretmüh- 
le« nennen.^'^  Dabei  laßt  sich  dieser  Begriff  formal  aus  der  Kingfschen  Regel  ablei- 
ten.«4 

Die  King'schc  Regel  besagt  im  Kern,  daß  der  Preis  für  landwirtschaftliche  Produkte 
angpbotselastisch  reagiert,  also: 

(343) 


Der  Bcgriü  »l-ind\virtscli.Uilichc  Tretmühle«  wurde  bereits  1958  von  dem  Agr.»rükoiiomen  \X  illard  \X'. 
Cochnne  in  seinem  Werk  »Fenw  Priea:  Mytb  and  ReaÜtjw  eingeführt  (Cochiane  1958).  Vj^  dazu  etwa  von 
Wit2lce2ons.s.  \Fn,  1. 

<M  Dabei  ist  die  King'sche  Regel  noch  sehr  viel  alter  als  der  Ucgritt  »landwirtschattliche  Ttetmühle«.  bie 
geht  zurück  auf  einen  Steuerbeamten  seiner  Majestät,  Gregory  King,  der  bereits  im  späten  17.  Jhd.  den 

ZiisammcTihiini,'  /wischen  einem  Emtenickgiing  und  der  <.l;ir;uis  rcsultK-rendcn  Pn  issteiucnirii;  statistisch 
untersucht  luu  und  dabei  Qn  heutiger  Terminologie)  Angebotselasiiziiäten  des  i'reises  ermittelt  hat,  die 
bcttagsmiiliig  zwischen  300%  und  900%  lagen  ;\  gl  dazu  etwa  Btaeuer  1952,  S.  68  f.).  Braeuer  bezeichnet 
den  von  King  gefundenen  Zusammenhang  als  „tlurchaus  zutreffend"  um]  i  rw  iihnt  dabei  -  aus  heudger 
Sicht  vielleicht  fast  schon  etwas  rührend  -  dali  in  solchen  Fällen  „heute  |...|  in  jeder  zivilisierten  Nation 
der  Staat  eingreifen"  würde.  (Um  also  die  Lebensmittelversorgung  trotz  drastischer  Preissteigerungen 
sicherzustellen.  Dabei  ist  .dlerdings  zu  bedenken,  da(i  d.tir..ils,  in  den  1 95()er  Jahren,  der  Anteil  der  Aus- 
gaben eines  Haushaltes  für  Lebensmittel  noch  wesentlich  höher  lag  als  heute). 
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Das  aber  bedeutet,  dali  sich  bei  einer  Zunahme  des  Angebotes  die  ürlöse  der  Anbieter 
rückläufig  entwickeln: 

(344)  ^r]-xUx'' 

-Jt'^  Cij+l)  <0%  fiir}}<-l 

Die  Veränderung  der  Edöse  (£)  ei^bt  sich  demnach  aus  der  Veränderung  des  Markt- 
preises {^)  und  der  Veränderung  der  Angebotsmenge  (Je'*)."*  Wenn  wir  (343)  um- 
stellen und  in  (344)  einsetzen,  ergibt  sich  demnach  ein  ninbiMf^^ger  Erlös  trotz  nynebmett- 
</#rAngebotsmen^.'*i'  W  enn  also  ein  Bauer  unter  diesen  Umständen  seine  Angebots- 
menge ausdehnt,  um  damit  sein  Finkommensniveau  aufrechtzuerhalten,  würde  das, 
ganz  im  Gegenteil,  zu  einem  Kiickß^üiiß^  seiner  Frlöse  führen/''"  Da  mit  zunehmuniler 
Angeliofsmengc  absehbar  auch  die  Kosten  ansteigen,  wird  sich  also  auch  sein  (iewinn 
(bzw.  sein  Einkommen)  rückläufig  entwickeln.  Gleichzeitig  wird  mit  zunehmender 
Angcbotsincngc  absehbar  auch  das  Arbciis\ olumen  ansteigen.  Im  Ergebnis  leistet  der 
Bauer  also  einen  höheren  Arbeitsinput  auf  geringerem  Produktivitätsniveau^^^  und  er- 
zielt dabei  auch  noch  einen  sinkenden  Reallohnsatz,  Damit  aber  wären  gleich  alle  drei 
Bedingungen  für  Wohlfahrtsentwicklungskonformi^t  verletzt^'^  Wir  hätten  es  also 
auch  hier  mit  einem  „Wetdauf  mit  dem  Schatten"  zu  tun,  wie  ihn  Schreiber  schon 
1966  trefHich  auf  den  Punkt  gebracht  hat:«^ 

[...]  auf  dem  Arlit-itsmarki  jles  19.  \h.  hingegen  halte  der  niedrige  i'sinkende^  Stundenlohn  sieigendes 
Arbeitsangebot  zur  Folge.  Der  einzelne  Arbeiter  suchte,  um  der  Existenz  willen,  das  Produkt  aus 
Stimdenlc^  und  Arbeitszeit  {Zahl  der  jihdich  geleisteten  Acbehsstunden)  zu  maximiecen,  nicht  ah- 
nend, daß  dies  ein  Wetdauf  mit  dem  Schatten  war,  weil  das  Tennehtte  Arbeitsangd>ot  den  Stunden- 
lohn nur  noch  mehr  zum  Sinken  brachte,"' 


''^  Wobei  wir  davon  au^hen  können,  daß  das  Angebot  bei  landwirtschaftlichen  Produkten  aufgrund  der 

meist  begrenzten  Hahh.irkcit  abgesetzt  werden  /////.il'und  daher  auch  ahgcsetzi  werden  iiirti 
'"^  Bei  landwirtschiittlichcn  Produkten  kommt  noch  verschärfend  hmzu,  daß  gicich/eiiig  das  „Engel'sche 
Gesetz**  ^t,  also  eine  einkommensunelasiische  Entwicklung  der  Nachfrage  nach  Lebensmitteln: 

}j _  <  1 .  Immerhin  konnte  Engel  aufgrund  dieses  Zusammenhanges  seine  , JLebensmittel-Quote"  als 

V 

ungefähren  Indikator  lur  tias  \X ohh'ahrisnivcau  enier  V<iik,sw Iri.scliafi  formulieren,  vgl.  dazu  Absciuiitt 
B.  I.  (»VTob^h/tniiveaiHr},  Zu  den  Auswirkungen  des  Ef^l'schen  Gesetzes  (Ei^l  et  al.  1857)  vgl.  etwa 
<1ii'  knappt  ti  Xnnierkungen  liei  Ueinrner  1088.  S.  221  f. 

Das  gilt  zumindest  dann,  wemi  sich  liinreichend  m/e  Bauern  entsprechend  verhalten. 

Die  Arbeitsproduktivität  sinkt  bd  gegebenem  Arbdtsvohimen  gleichgerichtet  mit  dem  Vericaufsptds, 
da  -  Ix-i  gegeheritni  Ahsiuz  (1)  -  der  Marktwert  des  Outputs  sinkt  und  dattüt  der  gcmcsseoe  Output 
selbst,  und  damit  definiüonsgemäß  auch  die  Arbeitsprodukt i\'iiäu 

Wobei  es  natürlich  keine  Rolle  spidt,  wie  viele  Bedingungen  vetktzt  sind.  Die  Verletzung  einer  einzi- 
gen Bedingung  ist  nicht  weniger  hinreidiend  für  eine  Zidverfehlung  als  die  Verletzung  aller  did  Bedin- 
gungen. 

Und  wie  wir  ihn  bereits  oben  im  Abschnitt  C.  Iii.  3.  (»Modift^ertes  Modell  des  AH^eitsmarktes/ Konsolidierung 
der  Cescbäfistätigkeit«)  haben  zu  Wort  kommen  lassen. 
<^iSchrdberl966.S.2&0. 
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In  einer  Graphik  ergibt  sich  dabei  das  folgende  Bild: 


Abb.  47:  Dynamik  bei  Mafktneuzugai^  im  Bereich  alter  Gäter 

Die  (Iraphik  licschrcihr  die  MarkrsiruatifMi  für  ein  beliebiges  Produkt  im  Bereich  alter 
Ciütcr.  Ausgangs|ninkt  sei  dabei  ein  Marktglcichgewicht  bei  (.4,)  mit  der  Angebots- 
tunktion  (.v,')  und  der  Naehhagetunkrion  f.v'^  ).  W  enn  nun  ein  Neugri^inder  —  oder 
hinreichend  \  iele  Neugründer  -  aut  den  Markt  drängen,  so  führt  das  beim  gegebenen 
Gleichgewichtspreis  (/;,)  zu  einer  höheren  Angebotsmenge  und  damit  zu  einer  Ver- 
schiebung der  Angebotsfunktion:  Wir  erhalten  (xj  )•  Damit  aber  stellt  sich  das  neue 
Marktgleichgevncht  im  Punkt  (A2)  ein:  Wir  eilialten  eine  größere  Gleichgewichtsmen- 
ge zu  einem  geringeren  Gleichgewichtspreis. 

Das  gängige  Gegenargument,  daß  ein  einzelner  Anbieter  zu  klein  ist,  um  mit  seinem 
Angebot  das  Marktgieichgewicht  zu  beeinflussen,  ist  dabei  wenig  stichhaltig,  denn  wir 
reden  hier  nicht  von  einem  einzelnen  Neugründer,  sondern  von  einer  systematischen 
Entwicklung.  Wenn  aber  Neugründer  i-ysli/f/atiscb  und  in  hinreichend  großer  Zahl  auf 
den  Markt  drängen,  wird  das  absehbar  sehr  wohl  Auswirkungen  auf  den  (deichge- 
wichtsprcis  haben.  Hinzu  kommt,  daß  „der  Arbeitsmarkt"  in  dieser  Form  nur  eine 
modeUtechnische  Verein&chung  darstellt  In  der  Realität  aber  wird,  mangels  QualiB- 
kation,  nicht  jeder  Anbieter  auf  jedem  Arbeitsmarkt  aktiv  werden  können.  ^»Arbeits- 
markte"  g^bt  es  bei  Lichte  betrachtet  nämlich  so  viele  wie  es  unterschiedliche  Qualifi- 
kationen gibt.  Damit  alxr  steigt  die  Wahrscheinlichkeit,  daß  eine  systematische  Zu- 
nahme des  Angebotes  durchaus  Auswirkungen  auf  die  Gleichgewichtsmenge  haben 
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kann.  Hin  ähnliches  Phänomen  kennen  wir  übrigens  auch  von  den  Aktienmärkten,  die 
einem  „iilcalen  Markt"  ja  noch  am  nächsten  kommen.  In  erster  Näherung  dürfte  der 
relative  Anteil  an  der  Zahl  der  ausgegebenen  Aktien  eines  Unternehmens,  den  ein  ein- 
zelner Aktionär  hält,  so  klem  sein,  daß  ein  An-  oder  Verkauf  keine  spürbare  Auswir- 
kung auf  den  Kurs  haben  dürfte.  In  zweiter  Näherung  aber  kommen  wir  zu  dem  Er- 
gebnis, daß  wir  den  Anteil  eines  Kleinaktionärs  nicht  auf  das  gesamte  Aktienvolumen 
beziehen  dürfen,  sondern  nur  auf  den  Streubesitv^  —  also  jenen  Anteil  der  Aknen,  die 
tatsächlich  am  Markt  gehandelt  werden.  Dabei  kann  dieser  Streubesitz,  gemessen  am 
Gesamtvolumen,  durchaus  vergleichsweise  gerin.'  in  D  '.mit  aber  kötmen  auch  klei 
nerc  An-  oder  Verkäufe  durchaus  Einfluß  auf  den  Preis  haben.  Kurzum:  Die  Volatili- 
tät einer  Aktie  steigt,  wenn  die  Strcubcsit;^c|uotc  klein  ist. 

Das  uleiche  eilt  auch  für  „den"  .\rhcirsmarkr,  \\'enn  wir  bedenken,  dal»  es  ,,tien" 
Arbeitsmarkt  ebensowenig  gibt  wie  „den"  Aküenmarkt.  X'ielmehr  gibt  es  eine  Vielzahl 
von  Korkten  für  dnzelne  Aktien  und  eine  Vielzahl  von  Märkten  für  einzelne  Qualifi- 
kationen.^ Kurzum:  Die  Volatilität  auf  dem  Arbeitsmarkt,  also  der  Einfluß,  den  ein 
einzelner  Anbieter  oder  zumindest  eine  gewisse  Anzahl  systematisch  zunehmender 
Anbieter  auf  den  Marktpreis  hat,  dürfte  deutlich  größer  sein,  als  man  das  in  erster  Nä- 
herung vielleicht  annehmen  könnte. 

Wenn  sich  dieser  Prozeß  nun  wiederholt  —  und  da\ on  können  w'ir  unter  den  gege- 
benen Umständen  ausgehen  -  dann  ergibt  sich  sehlielMich  ein  Marktgleichgcwicht  bei 
(.\):  Per  Saldo  ist  das  gleichgewichtiue  Preisniveau  xon  (/>,)  auf  (/\)  gesunken  untl 
die  gleichgewichtige  Gütermenge  \  (>n  (.v, )  auf  (.v^^)  gestiegen.  \X  as  sonst  könnten  etwa 
Berthc)ld  und  Fehn  meinen,  wenn  sie  davon  sprechen,  „den  Wettbewerb  auf  den  Gü- 
termärkten zu  intensivieren"?  ^  Nach  allem  sollten  wir  hier  wohl  zutreffender  von 
einem  schlichten  JLohnsenkungswettbewerb"  sprechen.^ 


<^  Dabei  sind  dk  dnzdnen  Märkte  aOeidin^  nicht  völlig  unabhängig  voneinander,  sondern  viehnehr  über 
die  jeweiligen  Kreuzpidselastizitäten  miteinander  verbunden.  Das  ändert  aber  nichts  an  der  gnindsätzli- 

chen  Überlegung. 
Bcrthold/lThn  1994.  S.  323. 
^*  Dabei  sei  unter  »Lohn«  nach  wie  vor  sowohl  das  Entgelt  für  abhängige  Beschäftigung  als  auch  der 
kalkulatonschc  Untemehmeclohn  dnes  Neugcündets  verstanden. 
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Was  bedeutet  das  für  die  WohlfahrtsentAvicklunii,  wenn  wir  die  MarshaH'schen  Renten 
als  Maßstab  anlegen?  In  unserer  Graphik  ergibt  sich  dabei  das  folgende  Bild: 


Abb.  48:  Rentenzuwachs  in  derTtetmühle 

Im  I  jgcbnis  führt  der  Versuch  unserer  Ncui^runder,  auf  dem  Markt  1  u(5  zu  tassen,  zu 
einer  Senkung  des  Gleichgewielitspreises  bei  einer  Erhöhuni;;  der  Gleichgewichtsnien- 
ge.  Obwohl  also  auf  den  lierroffenen  Teil-Arbeitsniärkten  eine  zunehmende  Zahl  von 
Erwerbstätigen  zu  einem  geringeren  Reallohnsatz  arbeitet,  würden  wir  eine  Zunahme 
sowohl  der  Produzentenrente  als  auch  der  Konsumentenrente  messen.  Nach  dem 
Marshall'schen  Rentenkonzept  würden  wir  also  einen  Anstieg  „der  Wohlfiahrt**  im 
Umfang  der  unterlegten  Fläche  feststellen  können.^  Allerdings  wäre  die  Produzen- 
tenrente nicht  deshalb  gestiegen,  weil  die  Produzenten  billiger  anbieten  körnten,  son- 
dern deshalb,  weil  sie  billiger  anbieten  niüssm,  und  das  bei  einer  meist  abenteuerlichen 
Kalkulation.  Wir  können  uns  das  ganz  lebenspraktisch  vorstellen:  Nehmen  wir  an,  der 
gestandene  Handwerksmeister  (M)  konkurriere  mit  dem  Neugründer  (N)  um  einen 
Auftrufi.  'M":  wird  -  oder  muß  aus  rein  rechtlicheti  (»rüiiden  -  für  seine  Mitarbeiter 
emen  Lohnsatz  kaikuheren,  der  auch  die  oft  geschmähten  „Lohnnebenkosten"  be- 
rücksichtigt, in  erster  Linie  also  Beiträge  für  die  Rmten-  und  Krankenversicherung  der 
Mitarbeiter.  (N)  dagegen,  so  wollen  wir  nur  leicht  überzeichnend  annehmen,  meint. 


Dabei  muß  man  sich  scheuen  zu  sagen  „in  Höhe  von"  -  da  uns  das  Marshall'schc  Rentenkonzept  ja 
schliclilicli  nur  \  (irg.iukcli,  den  Renten-  bzw.  Wohl&hitszuwachs  kafdiiwl  messen  zu  können.  Belassen 
wir  CS  also  lieber  bei  „um  Umfang  von". 
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auf  all  das  vcrzichrcn  zu  können.  l{r  ruhlr  sich  jung,  die  Rente  ist  fern  (falls  er  über- 
haupt daran  glaubt,  jemals  Rente  zu  bezichen),  und  gesund  fühlt  er  sich  auch.  I{nt- 
sprechcnd  gering  kalkuliert  er  seine  Lohnkosien,  macht  das  „bessere"  Angebot  und 
wird  den  Auftrag  absehbar  erhalten.  Nun  ist  es  aber  so  sicher  wie  das  sprichwörtliche 
,»Amen  in  der  ICirche**»  daß  auch  (N)  irgendwann  einmal  krank  sein  wird  und  eines 
Tages  auch  so  alt,  daß  er  eine  Rentenversicherung  zu  schätzen  wissen  würde.  Umge- 
kehrt formuliert:  Neugrunder  (N)  produziert  mit  seinem  Angebotsverhalten  uner- 
wünschte („negative")  externe  Effekte,  für  die  über  kurz  oder  lang  jemand  (im  Zweifel 
also  der  Steuerzahler)  wird  aufkommen  müssen.  Kurzum:  Die  Kalkulation  des  Hand- 
werksmeisters (M)  ist  kaufmännisch  solide  bzw.  -  um  es  in  modernerer  Diktion  zu 
fassen  -  „iiachhalti'i,".  Die  Kalkulation  des  Neugründers  (IM)  dagegen  ist  frei  \  on  jegli- 
cher kaufmännischen  X'orsicht  bzw.  im  (irunde  sogar  windig".  Cileichwohl  unter- 
stützt das  System,  wenn  es  aut  diese  \\  eise  steuert,  das  windige  Geschättsgcbaren. 
Damit  hätten  wir  es  also  auch  hier  wieder  mit  einem  NdxA-Glddigewidit  zu  tun.  Für 
jeden  einzelnen  Anbieter  ist  es  rational,  kutzfidstig  zu  denken  und  zu  kalkulieren,  um 
überhaupt  Aufträge  zu  erhalten.  Spiegelbildlich  ist  es  far  Nachfrager  rational,  daß  gün- 
stigere Angebot  zu  wählen.^  Dabei  entsteht  aber,  allerdings  erst  auf  mittlere  Sicht, 
eine  Situation,  die  mit  bewahrter  kaufmännischer  Vorsicht  nur  noch  wenig  zu  tun  hat. 
So  werden  auch  die  Nachfrager  irgendwann  feststellen  müssen,  daß  sie  die  Beträge,  die 
sie  bei  den  I  landwerkerrcchnungcn  eingespart  haben,  später  und  an  anderer  Stelle 
sclilie[]lich  (lud)  in  irgendeiner  Form  (im  Zweifel  in  Form  von  Steuern)  werden  auf- 
bringen müssen.*27 

Alles  das  spricht  dafür,  dalJ  wir  bei  unserer  Definition  bleiben  und  Wohlfahrtsent- 
wicklung  nicbt  über  die  Renten  messen,  sondern  über  die  offenkund^  sehr  viel  „nach- 
haltigeren" Kriterien  [1]  Entwicklung  der  Arbeitsproduktivität  ^  Entwicklung  des 
Arbeitsvolumens  und  P]  Entwicklung  des  Reallohnsatzes.  Im  vorliegenden  Fall  wäre 

Bedingung  [2]  erfüllt:  Falls  es  den  Neugründem  gelingt,  in  einem  Markt  alter  Güter 
Fuß  zu  fassen,  bliebe  das  Arbeits\ olumcn  zumindest  konstant.  Allerdings  würden  die 

neuen  Anbieter  auf  geringerem  Pioduktivitätsniveau  anbieten  und  härten  damit  auch 
einen  geringeren  Reallohnsatz  zu  erwarten.  Somit  wäre  also  Bedingung  |3|  verletzt,  der 
Kurs  demnach  nicht  wohlfahrtsentu'icklungskonform.'  -**  Dabei  ist  es  gleichgültig,  ob 


Aut  die  Di^.ku!>^.il)n,  ob  die  Lcismng  des  i  iandwcrksmeisters  (M)  möglicherweise  qualitativ  }u)cliwcru- 
ger  ist  oder  nicht,  wollen  wir  ao  dieser  Stelle  nidit  weiter  dngehen.  Zwar  ist  es  nachvcdlziehbar,  daß  In- 
nungfn  fnispri-chi-nd  nri^umtntii  ren.  Diis  Ki-rnproblem  alitr,  imvcr  Vj^'i/'-GIiicligewicht,  würde  sich 
selbst  dann  ergeben,  wenn  die  Leistung  des  Neugründers  (N)  absolut  glcicbwerüg  wäre. 
^  Das  setzt  natüriich  voraus,  daß  der  Zusammenhang  hinreichend  transparent  ist  und  überschaut  wird. 
Das  alk-rdiiigs  nui^;  nur  rini^cni  Rcchr  luvwcitVIt  w  crdi-n.  Ehcf  kann  man  den  Fiindnick  hüben,  daß  sich 
nicht  einmal  die  für  \\  irtschafcspolitik  zuständigen  Fachleute  der  Zusammenhänge  voll  bewußt  sind 
oder,  fiüls  dodi,  ihnen  die  Mög^chkeit  fehlt,  entspiecheod  zu  handeln. 

Die  Tatsache  an  sich,  daß  die  Neuei ;  luk  r  luf  i  iiu  m  gertngeren  Produktivitätsniveau  arbeiten,  bedeutet 
dagegen  noch  keine  Verletzung  von  Ikdingung  |1],  weil  es  hier  auf  die  gesamtwirtschaftliche  Ebene  an- 
kommt -  und  auf  dieser  Ubene  kann  das  Produktivitätsniveau  ja  durchaus  gestiegen  oder  zumindest 
konstant  geblieben  sein.  D.is  geringere  Produktiv  it. usniveau  wirkt  sich  also  erst  mittelbar  über  den  ab- 
sehbar gedngeien  Reallohnsatz  bcdingnngsvedctzcnd  aus. 
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dcr  Reallohnsatz  im  Rahmen  ahhäntiiger  Beschäftigung  oder,  als  kalkulatorischer 
Lohnsatz,  im  Rahmen  einer  selbständigen  Tätigkeit  erzielt  wird. 

Betrachten  wir  abschließend  zum  Vergleich,  wie  sich  die  Dynamik  darstellen  müßte, 
wenn  sie  zumindest  potentiell  ixrohlfahrtsentwicklungskonfotm  sein  soll: 


Abb.  49:  Dynamik  bei  Produktivitätsentvnclduag  im  Bereich  alter  Güter 

Im  Grunde  ergibt  sich  also  das  gleiche  Bild  -  allerdings  mit  einem  kleinen,  aber  wich- 
tige Unterschied.  Der  Obergang  von  (x^)  zu  (jr2 )  müßte  durch  eine  ProdukHwtätsstei- 
^fnmg  induziert  sein.  In  diesem  Fall  wären  die  Anbieter  au%rund  des  Produktivitäts- 
fortschrittes in  der  Lage,  eine  gegebene  Gleichgewichtsmenge  zu  einem  geringeren 
Preis  anzubieten,  Punkt  {A^,  oder,  w  is  auf  dasselbe  hinausläuft,  eine  größere  Menge 
zum  gegebenen  Preis,  Punkt  Dabei  ist  iler  l  Uiergang  von  (v,'')  zu  (x^)  gegenüber 
der  vorherigen  (iraphik  nicht  zu  unterscheiden.  Im  F.rgelMiis  halben  wir  es  aber  mit 
einem  Unterschied  /u  tun,  der  einen  l'nrerschied  maclii.  \n  diesem  Fall  nämlich  wäre 
aii'iis  parihiis  zumindest  Ik'dinguiig  |1|  ( ArheitsprnduktiN  ität)  erfüllt  und  der  Kurs  da- 
mit zumindest poteiitieil  wohlfahrtsentwicklungskontorm.'  -  ' 


*^  Ob  sich  die  Produktivitätsstcii',cn.inij  im  l  lrv^cbnis  wühlfahrtscntwicklungskonform  auswirkt,  läßt  sich 
nach  diesem  Modell  nicht  cnischciden.  \\  ic  wir  .il)cr  im  Abschnitt  C.  III.  (»MeJißs^rtes Modiä des  ArbeiU- 
markies«)  gesehen  haben,  muß  das  nicht  unbedingt  der  Fall  sein. 
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Frcic  Markrstcuemn^  ist  also,  das  bleibt  an  dieser  Stelle  festzuhalten,  naturuemäß''^" 
vollkoninien  außerstande,  einen  Wettbewerb,  der  zu  tortschreitender  Froduktivitäts- 
entwiclslung  führt  und  damit  zu- 
mindest potentiell  wohlfahrtsent- 
wicklungskonfotm  ist,  von  einem 
per  se  Lohnsenkungswettbewerb 
2u  unterscheiden.  Das  g^che  g^t 
für  die  Marshall*schen  Renten  als 
Meßkonzept  für  „V;  "  hrt". 
Allein  aus  diesen  Gründen  liegt  es 
erstens  nahe,  Wohlfahrtseniwick 
lung  nicht  allein  freier  Markt- 
steuerung zu  uberlassen  und 
zweitens,  Wohlfahrtsentwicklung 
nicht  über  die  Marshall'schen 
Renten  zu  messen.  Immerhin, 
auch  das  bleibt  festzuhalten,  sind 
freie  Markts teuerung  und  die  MarshalPschen  Renten  „birds  of  a ßatber"—  sie  ergänzen 
sich  in  ^radezu  idealer,  wenn  auch  für  unsere  Fragestellung  wenig  brauchbarer  Wei- 
se.«» 

3.  Neue  Güter 

Nach  allem  bleibt  also  festzuhalten,  daß  die  (Chancen  eines  Neiigründcrs,  im  Bereich 
alter  (iüter  gegenüber  den  eingespielren  l 'nterni  hnu  n  w  ettbew  erbsfiihig  auftreten  zu 
können,  eher  dürftig  sein  dürften.  Damit  bliebe  der  Bereich  „neuer  Güter".  Dabei 
können  wir  Produktivitätsfortschritte  im  Bereich  alter  Güter  grob  mit  Pn:(eßnn9vaHon 
übersetzen,  während  es  sich  bei  neuen  Gütern  um  Produktinnovathnen  handelt.  In  die- 
sem Zusammenhang  wäre  zunächst  festzustellen,  daß  aus  historischer  Perspektive 
„wirtschaftlicher  Fortschritt**  vornehmlich  auf  dem  Feld  der  Prozeßinnovationen 
stattgefunden  hat.^^2  xyics  ist  zug^benermaßen  ein  Standpunkt,  der  kontrovers  dis- 
kutiert werden  könnte.  Waren  es  nicht  gerade  die  großen  technischen  Neuerungen,  die 
für  die  Kondraticff  sehen  „Aufschwünge"  gesorgt  haben? 

Ich  denke,  wir  würden  hier  ein  Scheiiiprobleni  diskutieren,  das  sich  hinter  dem  Be- 
griff „wirtschaftlicher  Fortschritt"  verl)irgi.  \'erstehr  man  unter  »wirtschaftlichem 
Fortschritt«,  grob  gesagt,  die  Steigerung  der  Arbeitsprtjduktivitat,  dann  sind  technische 
Neuerungen  in  der  Tat  zumindest  mtmuMge  Bedingung  für  wirtschafdichen  Fort- 
schritt Allerdings  würde  diese  Sichtweise  übersehen,  daß  auch  Prozeßinnovationen 


*^  Zur  „Natur"  der  freien  Markistcuerung  vg|.  oben  D.  II.  2  (AJnhmdmt^  dts  PmbiktivHätstntiviekltiHgspro- 

:^ses/ Diskussion») ,  insbesondere  Abb.  32. 
*"  Die  Zeichnung  (von  Nicolas  Bcntlcy)  findet  sich  in  George  Mikes'  »llo»'  io  bt  an  Alien«,  einem  Ratgeber 

fvu  zugereiste  Briten  (Mikes  1946,  S.  47). 
«32  Vg).  dazu  etwa  Zinn  1994.  S.  18. 
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von  einem  permanenten  I''lu(5  technischer  Neuerungen  getragen  sein  müssen  —  nur 
sind  diese  Neuerungen  nicht  so  spektakulär  wie  etwa  die  llrtlndung  der  Dampfma- 
schine oder  die  Entwicklung  der  elekinjnischen  Daien\ erarbeiiung.  Stichhaltiger  er- 
scheint mir  dagegen  das  folgende  Argument:  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  daß 
»»neue**  Güter  nur  sehr  kurze  Zeit  „neu"  sind  -  und  sehr  schnell  zu  „alten**  Gütern 
werden.  Gemessen  am  „Produktlebenszyldus"  ist  also  jedes  Produkt  den  ganz  über- 
wiegenden Teil  seiner  Lebensdauer  ein  „altes"  Gut.  Von  daher  scheint  es  mir  nicht 
unplausibel  anzunehmen,  daß  wirtschaftlicher  Fortschritt  ^nz  überwi^end  darin  be- 
steht, die  Kosten  der  Herstellung  „alter"  Güter  zu  senken,  und  nicht  so  sehr  darin» 
immer  weiter  „neue"  Güter  zu  ersinnen. 

Hinzu  kommt,  daß  auf  diese  Weise  der  Schauplatz  einmal  melir  nur  x  erlagert  wird. 
Zugespitzt  lautet  das  Argunienr  ja  in  etwa  wie  folgt:  Wir  haben  ein  Problem  mit  der 
Arbeitsmarktstabiliiai,  weil  Prozeßinnovationen  in  der  1  endenz  die  Arbeitsnaciitiage 
verringern.  Umgekehrt  heißt  das  aber»  daß  wir  Produktinnovationen  brauchen»  um  den 
Arbeitsmarkt  zu  stabilisieren.  Damit  würden  wir  aber  eingestehen»  daß  wir  nicht  nur 
Wachstum  als  Stabilisierungsziel  instrumentalisieren»  sondern  darüber  hinaus  auch 
noch  ein  Wachstum  der  Inno^donen.  Damit  aber  heben  wir  das  Problem  nur  auf  ein 
neues  Niveau,  ohne  es  dabei  einer  I^isung  näherzubringen.  Im  übrigen  ist  es  mit  der 
Innovationskraft  der  deutschen  Wirtschaft  gar  nicht  so  schlecht  bestellt:  Es  gibt  jede 
Menge  „neue"  Produkte.  Mißt  ttian  „Innovadonskraft"  etwa  ülx-r  die  Patentanmel- 
dungen, so  liegt  Deutschlantl  mit  23.t>M  .Anmeldungen  zum  Beispiel  im  Jahre  2004 
ziemlich  gut  im  Rennen.  Die  L'S.\  kamen  im  gleichen  Zeitraum  nur  auf  32.625  —  was 
im  Vergleich  zur  Größe  der  Volkswirtschaften  deutlich  weniger  ist,  Japan  etwa,  eine 
von  der  Einwohnerzahl  in  etwa  50%  größere  Volkswirtschaft  als  Deutschland  und  für 
seine  Innovadonskraft  berühmt»^^  kam  im  gleichen  Zeitraum  auf  gerade  einmal 
20.584  Anmeldungen.*^^  Bei  den  sog.  »»Weltmarktpatenten"  sieht  die  Lage  nicht  anders 
aus:  Itn  Jahre  2006  hat  Deutschland  795  Weltmarkt-Patente  pro  1  Mio  Beschäftigter 
angemeldet,  die  USA  1  ; inen  nur  auf  41 5. '-^5  mangelnder  Innovadonskraft  oder 
auch  nur  mangelnder  Innovarionsfreude  kann  es  demnach  wohl  kaum  liegen.  Zwar 
gehört  -  in  .\nlehnung  an  Schumpeter  -  so  etwas  wie  „schöpferische  l  'nruhe"  —  ge- 
wissermaßen als  X'orsrufe  zur  „schiipferischen  Zerstörung"  —  sicherlich  zum  .Anreizsy- 
stem freier  Marktsieuerung.  .Allerdings  ist  dabei  zu  berücksichugen,  daß  Innovationen 
für  ein  Unternehmen  erst  dann  Sinn  machen,  wenn  auch  hinreichend  Zeit  bleibt,  um 
damit  Geld  2u  verdienen.  Kurzum:  Innovationen  sind  kein  Selbstzweck»  sondern  le- 
diglich Mittel  zum  Zweck.  Unternehmen  dürften  somit,  zumindest  im  großen  und 
ganzen,  vernünftigerweise  überhaupt  kein  Interesse  an  einem  übermäßig  hohen  Inno- 
vationstempo haben. 


<>)}  Deutschland  hatte  2Ü05  ca.  82,5  Mio  Einwohner,  Japan  knapp  128  Mio  (vgl.  etwa  Fischer  Weltalma- 
nach  2008,  S.  522  f.). 
Vgl.  d  i/Li  etwa  die  ZEIT  28/06  vom  06-07-06,  S.  23. 
Vgl  Zahlen  2009,  S.  156. 
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7x\x  Bet^ründung  reicht  dabei  ein  Blick  auf  eine  der  geläufigen  sogenannten  „Purtfo- 
liomatrizen": 


Potential 

Question  Marks 

Stars 

low 

Foor  Dogs 

Abb.  5(h  Ponfolkunatnx 

Die  Tabelle  gibt  die  übliche  „Portfoliomatxix'*  -wider,  wie  sie  von  verschiedenen  Un- 
temehmensbetatungcn  popularisiert  wurde.^  Da  jede  Untemehmensberatung  natur- 
gemäß „ihre**  eigene  Version  verwendet»  beschranke  ich  mich  hier  auf  das,  worauf  es 
in  diesem  Zusammenhang  ankommt.  Demnach  bezieht  sich  »Einträglichkeit«  auf  den 
gegenwärtigen  Beitrag  eines  Produktes  zum  rntcmehmenserfo^  und  ist  daher  jA»- 
///.rbczogcn.  »Potential«  dagegen  meint  die  Einträglichkeit,  die  man  sich  von  einem 
Produkt  in  der  Zukunft  verspricht  und  ist  damit  entwicklunus-  bzw.  /vo^fy^'bezogen.  In 
unserem  Zusammenhang  ist  dabei  nur  ein  Punkt  von  Hedeutuni;:  L'm  sich  um  „(Jtwsti- 
oti  Marks",  also  ee,L:en\värtig  wenig  einträgliche  Produkte,  die  alier  hohes  F.nlwick- 
lungspoteniial  haben,  kümmern  zu  können,  braucht  ein  Unternehmen  eine  möglichst 
solide  Grundlage  in  Form  von  „Casb  Cows".  Schon  von  daher  ergibt  sich  aus  unter- 
nehmerischer Sicht  eine  gewisse  Obetgrenze  für  das  Mischungsverhältnis  von  Innova- 
tionen zu  Gtundlagenpfodukten. 

Folglich  wäre  es  nicht  sonderiich  naheliegend,  eine  beschleunigte  Entwicklung  von 
Produktinnovationen  xur  X'oraussetzung  für  .\rbeitstiiarktstabilität  und  damit  auch 
Wohlfahrrsentwicklungskonfortnität  zu  machen.  Unternehmen  streben,  nicht  nur  im 
Modell,  danach,  Cjcwinn  zu  erzielen  und  sich  auf  lant^e  Sichr  am  Markt  zu  behaupten. 
Innovationen  sind  hiertür  lediglich  Mittel  zum  Zweck.  Kurzum:  Die  Erwartung,  Un- 
ternehmen könnten  sich  verstärkt  um  Produktinnovauonen  kummern,  womöglich  gar, 
um  den  Arbeitsmarkt  zu  stabilisieren,  dürfte  doch  ein  wenig  am  üblichen  unternehme- 
rischen Kalkül  vorbeigehen.  Auch  hier  würde  die  Wirtschaftspolitik  also,  falls  sie  so 
etwas  erwartet  oder  auch  nur  erhofft,  einmal  mehr  die  Rechnung  ohne  den  spiidi- 
wörtUchen  Wirt  machen. 


Dieser  1952  von  Markowitz  ursprünglich  für  die  bestmöj^üchc  Zusammenstellung  von  Wertpapieren 
entwickelte  Ansatz  wurde  Anfang  der  1970er  Jahre  \  on  \  crschicdenen  Untemehmensberatungen  auch 
auf  Sachinvestitionen  übeitr^en  (v^.  dazu  etwa  Gabler  1993:  Fottfolio-Analyse). 
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Betrachten  wir  dazu  ein  kleines  Beispiel.  Ab  etwa  Mirre  der  l')80cr  jähre  ü.ab  es 
weltweit  eine  stürmische  lintwicklun^  im  Bereich  der  Intormationstechnolo^ie  mit 
cnisprcchend  stürmischen  Produkiinnovationcn.  Eine  Unzahl  kleiner  „Software- 
Schmieden"  war  damit  beschäftigt,  fast  täglich  neue  Produkte  zur  Marktreife  zu  brin- 
gen. Auf  den  ersten  Blick  mag  es  paradox  erscheinen,  im  Lichte  der  Portfoliomatrix 
aber  erscheint  es  gar  nicht  mehr  allzu  verblüffend.  Ohne  die  Behäbigkeit  von  „Big 
Blue"  (IBM)  mit  seiner  Macht,  die  Standards  2u  setzen,  hätten  viele  der  kleinen,  aber 
dynamischen  I'irmen  vor  lauter  Produktinnovationen  die  „Cas/j-Co}r"'Phnse  und  damit 
den  wirtschaftlichen  Ertolg  glatt  üliersprungcn.  Auch  hier  haben  wir  es  also  einmal 
mehr  mit  einem  .Yf7j/)-Glcichgcwicht  zu  tun:  Zwar  hat  jedes  einzelne  L^nernehnicn 
einen  Vorteil,  wenn  es  neue  Produkte  entwickelt.  \\  enn  aber  ^i/Zt  oder  auch  nur  liinrci 
chend  viele  rnternehmen  in  hohem  Tempo  neue  Produkte  entwickeln,  leider  der  an- 
erkanntermalien  eigentliclte  Zweck  eines  Unternehmens,  nämlich  die  Er/.ielung  von 
Gewinn. 

In  einer  solchen  Situation  gibt  es  nur  einen  W^,  das  N^xA-Gleichgewicht  zu  über- 
winden: Eine  regelsetzende  und  dt/nbsctzcnde  zentrale  Instanz.  In  diesem  Falle  war 
das  „Big  Blue"  mit  seinen  Standards,  die  keine  „Software-Schmiede"  ungestraft  igno- 
rieren kor.nfL  Oberflächlich  gesehen  mag  es  paradox  erscheinen,  bei  genauerem  Hin- 
sehen aber  leuchtet  es  unmittelbar  ein,  daß  eine  solche  Konstellation  letzdich  im  In- 
teresse aller  (oder  zumindest  der  allermeisten)  Beteiligten  ist,  da  so  (und  meines  Wis- 
sens ;///r  so)  ein  ansonsten  unvermeidliches  AW'-Glcichgewiclii  \  ertiiieden  oder  zu- 
mindest entschärft  werden  kann.  Kurzum:  Zwar  liegt  es  im  Interesse  der  Unterneh- 
men, ihre  Produkte  weiterzuentwickeln.  Es  kann  aber  nicht  im  Interesse  der  Unter- 
nehmen liegen,  das  in  einem  Tempo  zu  veranstalten,  das  keine  Zeit  zum  Geldverdie- 
nen läßt  Erst  recht  nicht  kann  es  im  Interesse  der  Unternehmen  li^n,  auf  diese  Wei- 
se den  Arbeitsmarkt  zu  stabilisieren.  Eine  Betätigung  im  Bereich  neuer  Güter  dürfte 
für  Neugründer  nach  allem  ohnehin  keine  emstliche  Option  darstellen.  Zwar  mag  es 
den  einen  oder  anderen  geben,  der  eine  tatsächliche  Marktlückc  entdeckt  und  als 
„Stiirt-l  "/^"erfolgreich  ist.  Daraus  aber  ein  Konzept  ableiten  zu  wollen,  daß  nicht  nur  in 
der  Spitze,  sondern  auch  in  der  Breite  funktionieren  soll,  scheint  mir  doch  eher  mit 
sozialromantischer  Verklärung  zu  tun  zu  haben  als  mit  seriöser  Wirtschaftspolitik. 

4.  Aufbaujahre 

Ciehen  wir  zum  Abschluß  der  Rücklaufsperre  auf  einen  möglichen  und  dabei  auch 
durchaus  ernstzunehmenden  Einwand  ein.  Der  Einwand  lautet  in  etwa:  Wenn  wir  da- 
von ausgehen,  daß  Wachstum  tükin  auf  dem  Wege  der  Produktivitätssteigerung  statt- 
findet und  das  Arbeitsvolumen  dabei  regelmäßig  zurückgeht  oder  bestenfalls  konstant 
bleibt,  dann  könnte  man  schlechterdings  nicht  erklären,  wie  jemals  zusätzliches  Ar- 
beitsvolumen in  eine  Volkswirtschaft  cingesteuert  werden  kann.  Allerdings  kommt 
auch  das  gelegentlich  vor  -  namentlich  in  Zeiten,  die  ich  hier  „Aufbaujahre"  nennen 


-286- 


möchte/'^^  Unter  »Autl^aujahren«  sei  dabei  eine  Phase  wirtschattlicher  Hnnvickluntj 
verstanden,  in  der  das  W'irrschat^tswachstum  ijrcy/'Vr  ist  als  die  Froduktivitätsentwick- 
lung.  Namentlich  in  \\  estdeuischland  waren  demnach  die  Nachkriegsjahre,  also  der 
Zeitraum  von  etwa  1950  bis  etwa  Anfang  der  1970er  Jahre,  Aufbaujahre  in  diesem 
Sinne.  Das  Phänomen  ist  bekannt,  allerdings  nicht  immer  unter  diesem  Namen.  So 
schreiben  etwa  Betger  und  Ofüe: 

Im  direkten  Geg^satz  zur  Entwicklung  der  50er  fahre  und  auch  noch  der  60er  Jahre  liegen  in  den 

"Oer  jähren  die  \\":ichsnimsraten  der  Arbeitspn'duktivität  ühfr  di:ncn  der  Produktion  -  mit  der  Folge, 
daß  die  durch  den  icclmischen  Fortschritt  freigesetzten  Arbeitskräfte  nicht  mehr  im  Zuge  der  Produk- 
donsausdehnung  eingestellt  weiden.^ 

Aller  Erfahrung  nach  können  wir  wohl  davon  ausgehen,  daß  Aufbaujahre  eher  eine 

Ausnahmeerscheinung  sind  als  die  Regel.  Warum?  Gehen  wir  dazu  in  erster  Näherung 

wieder  von  unserer  GruncJgleichtmg  aus: 

(345)  Y  =  d  +  N 

Demnach  ergibr  sich  das  W  irtschaftswaclistum  (K)  rein  definitorisch  aus  der  Produk- 
tiviriitsentwicklung  (ä)  und  tlem  Zuwachs  des  Arbeirsvoluniens  (.V). 

Allerdings  ist,  wie  wir  im  Abschnitt  D.  I.  (»Pbaseutf/odell«)  gesehen  haben,  die  Ent- 
wicklung des  Arbeitsvolumens  keine  wirklich  freie  Variable.  Vielmehr  kann  Produkd- 
vitätsentwicklung  (a>0%)  rein  definitorisch  2u  Wirtschaftswachstum  (K>0%)  oder 
2u  einem  Rüd^ng  des  Arbeitsvolumens  {N  <0%)  fuhren,  oder  zu  einer  Kombination 
aus  beidem.  Auf  welche  Weise  soll  dann  aber  ein  Wirtschaftswachstum  mög^ch  sein, 
das  die  Produktivitätsentwicklung  äberste^'f 

Berrachren  wir  da/u  (345)  etwas  genauer.  Bei  der  Produkrivifärsentwicklung  handelt 
es  sich  m  der  Tat  um  einen  ProzeiJ,  den  wir  uns  —  ZLiniindest  im  theoretischen  ideal  — 
als  eirieti  \X'achstunisprn/clj  mit  einer  eegebeiien  Wachstumsrate  (//)  vorstellen  kön- 
nen. Bei  der  \\  lederemsteuerung  von  Arbeitsvolumen  ist  das  aber  nicht  unbedingt  der 
Fall.  Hierbei  handelt  es  sich  eher  um  eine  Niveauanbebung  als  um  einen  Wachstumspro- 
zeß. Eine  Niveauanbebung  aber  läßt  sich  zweckmäßi^rweise  besser  als  MsknU  denn 
als  stetige  Funktion  beschreiben.  Notieren  wir  also  (34^  {»aziser.  Dabei  ergabt  sich: 

(346)  Y  =  Y\ä,^')+)"\^N) 

Der  Anstieg  der  Wirtschaftsleistung  (K)  ergibt  sich  demnach  als  die  Summe  aus  der 

W'achstumsratc  (K'),  die  ihrerseits  von  der  Produkrivirätsent\vicklung?;rate  (a)  und 
dem  Reaktionsparameter  (99)  abhängt,  sowie  einer  Nivcauanhcbung  (K*),  die  aus  der 


In  det  Tat  kommt  das  eher  sehen  vor.  Vielmehr  scheint  das  Arbeitsvolumen  einer  Volkswirtschaft 
erstaunlich  stabil  zu  sein.  So  ist  es  in  Westdeutschland  im  Zeitraum  von  1970  bis  1991  von  etwa  52  Mid. 
Std.  um  nur  insges.imt  '^"  'o  auf  etwa  49  Mrd.  Std.  gesunken.  Das  entspricht  einet  Verändtrungsraie  von 
lediglich  -  ö,3'li>.  In  Gesamtdeutschland  ist  es  im  Zeitraum  von  1991  bis  2<M18  von  etwa  60  Mrd.  Std.  um 
nur  3''<p  auf  etwa  58  Mrd.  Std.  gesunken.  Das  entspricht  einer  Veränderungsrate  von  lediglich  -  ü,2%. 
Statistisches  Bundcs.amt  2008,  Blatt  1.12. 
*^  Bei^r/Offe  1982,  S.  354  f.  (Hervorhebung  im  Original). 
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Kinstcucrunq  zusätzlichen  Arbeitsvolumens  (.\;V)  rLsulriert.''*"  Demnach  sprechen  wir 
hier  besser  von  einem  „Anstieg  der  \\  irtschafrsleistunii"  und  nicht  von  ,AX  irtschaks- 
wachsium",  weil  es  sich  bei  dem  zweiten  Summanden  ja  nicht  um  einen  \X  achstums- 
term  handelt  —  was  somit  fiär  den  Ausdruck  insgesamt  gelten  muß. 

Dabei  etgibt  sich  für  den  ersten  Summanden  gemäß  (184):^ 
mä-q)'ä 

(347) 

'ä*N(tp)  mit^(9>)«0% 
-a-|/V(v)| 

Das  durcii  die  Produktivitatsentwicklung  induzierte  \\  aciistum  ergibt  sich  demnacit 
aus  der  Produkdvitatsentwicklungsrate  (ä)  selbst,  allerdin^  moderiert  über  den  Reak- 
tionsparameter (ff),  der  an^bt,  in  welchem  Ausmaß  sich  die  Produktivitätsentwick- 
lung in  einen  Rückgang  des  Arbeitsvolumens  umgesetzt  hat  anstatt  allein  in  Wachs- 
tum. Eingangiger  ist  es  dabei  vielleicht  2u  sagen,  daß  sich  das  Wachstum  aus  der  Pro- 
duktivitätsentwicklungsrate  abzüglich  der  Rückcniw  icklung  des  Arbeitsvolumens  er- 
gibt, wobei  letztere  wiederum  eine  I'unkuon  des  Reaktionsparameters  ist.  Entspre- 
chend haben  wir  es  in  der  vierten  Zeile  von  (347)  auch  formuliert 

Für  den  zweiten  Summanden  gilt: 
(348)  r(AJV)-^^^ 

Die  relative  Niveauanhebung  (X*)  ergibt  sich  also  aus  dem  zusätzlichen  Arbeitsvolu- 
men (AjV),  das  in  der  Referenzperiode  zum  herrschenden  Produktivitätsniveau  (Oq) 
Beschäftigung  findet,  bezogen  auf  die  Wirtschaftsleistung  in  der  Referenzperiode  (y^). 


Die  Symbole  (Y'}  hrv.  (K^  dienen  hier  nur  der  Fallunterscheidung,  also  einem  Si>ezial&ll  von  „alter- 
nativer Wert".  V'iil.  dii/u  auch  d:is  ■  I  'i  t-^^iirli/in  d-  r  rrnr<  /i(ie/en  Sywho/f'<  (.'U/p  w- .n'  \  ymbo£k). 
***  Der  Unterschied  zu  (184)  hcstcht  Icdii^lich  darin,  daß  wir  dort  (ä)  noch  als  l'aramctcr  auft;cta(?t  hatten 

und  somit  cuit'ach  Y  "Yiq))  nuticrcn  konnten.  Allerdings  lüUt  sich,  wie  wir  das  direkt  im  Anschluß  an 
(184)  ja  auch  getan  haben  (vgl  dazu  oameatlidi  Abb.  2^,  (a)  ohne  weiteres  eben£»lls  als  Variable  inter- 
ptetieren.  Damit  aber  eigibt  sidi  das  Wachstum  ab  Fünktion  sowohl  der  Produktivitatsentwiddungsrate 
als  auch  des  Rcaktionspataineters,  demnach  also  Y  ^¥(0^^)  bzw.,  da  wir  hier  (7*)  und  {Y')  unterschei- 
den wollen,  Y'~Y'(ä,ip). 
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Wenn  wir  nun  (347)  und  (348)  in  (346)  einsetzen,  erhalten  wir: 

y-y'(fl,<p)+y'{Ä/v) 


~[a-\N(q,)\y 


Das  Wachstum  einer  Volkswirtschaft  ergibt  sich  demnach  als  die  Summe  aus  der  Pro- 
duktivitätsentwicklungsrate  («),  korrigiert  um  den  durch  die  Produkriviriitsentwicklung 

induzierten  Rückgang  des  Arbeirsvolumcns  A''(</  ),  ck  m  disknt  zu  messenden 
e\eniuelk-n  Zuwachs  an  Arhcitsx olumen  zum  gegebenen  Produktivitätsniveau  (AA^). 
Dabei  wollen  wir  (AA'  )  den  cutioiioweii  .-l//jV/Vi^  des  Arbeitsvolumens*'^'  nennen  und 
N{,(())  den  miktimi  Riuk^tJii^  des  Arbeitsvoiumens. 

Dabei  läßt  sich  (349)  als  Verallgemeinerung  von  (345)  aufißissen.  Wenn  wir  nämlich 
davon  ausgdien  würden,  daß  die  Produktivitätsentwiddung  keine  Auswirkung  auf  das 
Arbeitsvolumen  hat,  die  Veränderung  des  Arbeitsvolumens  also  als  freie  Variable  auf- 
fassen, wie  (345)  das  ja  nahelegt,  dann  gilt  für  den  ersten  Summanden  in  (349): 

(350)  N{(p)~(y% 

Weiterhin  lälk  sich  der  zweite  Summand  umformen.  Ausgehend  von  dem  detinitori- 
schen  Zusammenhang 

(351) 

ei^bt  sich  für  die  Referen^eriode 
(352)  a„-^ 

und  damit  für  unseren  zweiten  Summanden  in  (349): 


(353)   m.^^NiAN) 

Der  absolute  Zuwachs  des  Arbeitsvolumens  läßt  sich  unter  den  gegebenen  Vorausset- 
zungen also  als  eine  Art  „Quasi-Wachstumsrate"  interpretieren.  Der  zweite  Summand 
stellt  somit  den  autonomen,  also  den  von  der  Produktivitätsentwicklungsrate  unab- 
hängigen prozentualen  Anstieg  des  Arbeitsvolumens  dar. 


^1  Wir  sprechen  hier  besser  von  »Anstieg«,  da  es  sich  dabei  nicht  um  eine  »EntwicklungK  mit  einer  (zu- 
mindest dicorctiscb  modcUicrbaten)  Wachstumsiate  handelt. 
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Zusammengefalk  würden  wir  dabei  wieder  unsere  Ausgangsgleichung  (345)  erhalten: 

A  A  A. 


.(a-|^c.)|).(^) 


(354) 

-(a-0%)+JV(AAr) 

Der  Unterschied  zwiscliun  ;  ^19)  und  (345)  besteht  demnach  lediuh'ch  darin,  dal5  wir 
die  Verändeninii;  des  Arbeitsvoluniens  nach  seinen  Ursachen,  also  nach  autonomem 
Anstieg  bzw.  reaktivem  Rückgang,  unterschieden  haben. 

Betrachten  wit  dazu  &n  Zahlenbeispiel,  Der  Output  in  einer  Referenzperiode  betrage 
- 10.000,  das  Produktivitätsniveau  sei  -  30»  das  durch  die  Produküvitätsentwick- 
lung  bedingte  Wachstum  Y'  -  2%  bei  einem  (wie  vnx  der  Ein&chheit  halber  annehmen 
wollen)  Reakdonsparameter  von  9>  - 0.  Wenn  nun,  tmabbänglg  davon,  in  der  Folgq>eri- 
ode,  sagen  wir,  A/V-10  zusätzliche  Arbeitstunden  zum  gegebenen  Produktivitätsni- 
veau geleistet  werden,  dann  würde  der  Ansüeg  der  Wirtschaftsleistung  insgesamt 

A  A  A  _ 

r-r+r 


(355) 


-2%+^^^-2%  +  3% 
10.000 

-5% 


betragen. 


Der  wesentliche  Punkt  ist  nun,  daß  poHntUUes  zusätzliches  Arbeitsvolumen  nach  allem 
nur  dann  auch  tatsächlich  zusätzlichen  Arbeitsinput  (AN)  bedeutet,  wenn  es  zumin- 
dest zum  g^bencn  Produktivitätsniveau  («„)  eingesetzt  werden  kantL  Nun  ist  es  cha- 
rakteristisch für  „Aufliaujahrc",  da(5  das  olls^ei/jeiiie  Produkrivirärsnivcau  sehr,  sehr  nied- 
rig liegt.  .-!//f' arbeiten  auf  einem  vergleichsweise  niedrigi  n  i'roduktu  ilnisniveau.  hi  der 
Konsequenz  ist  es  alsf)  auch  jedem  möglich,  die  sprichwörtlichen  „Armcl  hochzu- 
krempeln" und  wirtschaftlich  effektiv  -  das  heißt  produkuonsrelevant  -  tätig  zu  wer- 
den. Umgekehrt  bedeutet  das:  Je  höher  das  Produkdvitätsniveau  in  einer  gegebenen 
Rechnungsperiode,  desto  höher  Jiängt  die  Hürde",  und  desto  unwahrscheinlicher 
wird  es,  daß  jemand  „aus  dem  Stand"  produktiv  eingesteuert  werden  kann. 

Damm  also  ist  in  „Aufbaujahren"  die  Wachstumstate  größer  als  die  Produktivitäts- 
entwicklungsrate.  Die  über  das  Produktivitatsniveau  gesetzte  Marktzutnttsbaidere  11^ 
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cntsprccliLnd  niedrig,  und  zwar  sowohl  auf  den  (jütcrmärktcn  als  auch  auf  dem  Ar- 
bc'itsmarkt.  Cilcichzcidg  scheint  mir  j>cnau  das  auch  der  Cirund  zu  sein,  warum  man 
,»/\ufbaujahre"  nicht  „herbeireden"  kann  -  auch  und  schon  gar  nicht  mit  „Ruck- 
Reden**.^  In  diesem  Zusammenhang  äußerst  lehrreich,  weil  kontrastreich,  ist  dabei 
übrigens  der  Beitritt  der  Deutschen  Demokratischen  Republik  zum  Geltungsbereich 
des  Grundgesetzes  nach  den  Modalitäten  des  Art  23  Satz  2  GG  a.F.  Durch  dieses  Er- 
eignis ist  die  Wohnbevölkerung  in  Deutschland  r^elrecht  „über  Nacht**  um  etwa  ein 
Drittel  angestiegen.  Bedenkt  man  zusätzlich,  daß  die  Brwerbsquote  in  der  DDR  deut- 
lich li<)lier  las^  als  in  der  ehemaligen  Bundesrepublik,  dann  kann  man  da\'on  ausgehen, 
daß  die  Zahl  der  Erwerbspcrsnncn  ct\va  um  50''  ti  zugenommen  haben  dürfte.  Das  Ar- 
beitsvolumen ist  tlabei  aber  nur  um  etwa  23"ii  angestiegen.''''  Kur/iim:  Nur  etwa  die 
Hähte  des  zusärzHchen  potentiellen  ArbeirsNolumens  konnte  \"on  der  X'olksw  irtschatt 
erfolgreich  einge.steuert  werden.  Der  Löwenanteil  aber  blieb  aufgrund  des  im  \  er- 
reich zur  Nadiktiegswirtschaft  sehr  hohen  Produktivitätsniveaus  außen  vor. 

Dieses  Gefalle  aufeuholen  ist,  soviel  kötmen  wir  heute  sagen,  in  20  Jahren  nicht 
voUständig  gelungen.  „Blühende  Landschaften*'  sind  also,  wenn  man  „blühen**  im 
Sinne  von  prosperieren  versteht,  vordergründig  paradoxerweise  leichter  zu  erreichen, 
wenn  das  allgemeine  Produktivitätsniveau  niedrig  liegt.  Nach  allem  also  gerade  in 
„Aufbau jähren".  Dabei  ist  auch  dieses  Phänomen  nicht  neu.  Als  ein  Beispiel  für  Auf- 
baujahrc  im  großen  Stil  mag  die  Entwicklung  „in  neuen  Kolonien"'''*^  dienen. 

Das  Mißverhältnis  zwischen  dem  Übertluß  an  Grund  und  Boden  und  den  wenigen  Bcwolmem,  das  in 
neuen  Kolonien  gpuröhnlich  Torhetrscht,  macht  es  fät  ihn  (den  Eigoitümer]  schwierig,  genügend  Ar- 
beitskräfte zu  bekommen.  Hr  streitet  daher  niemab  übet  die  Bndohnung,  sondern  beschäftigt  bereit- 
willig Arbeitskiäfiic  zu  jedem  Prcis.^ 

Aussteuerung  von  Arbeitsvolumen  aufgrund  übcrschiefk-nder  Produktivitätsentwick 
jung  spielt  hier  also  zunächst  überhaupt  kerne:  Rolle.  W  ährend  Adam  Smith  dabei  auf 
das  \"erhältnis  tler  Faktoren  Boden  xu  Arbeit  abstellt,  läßt  sich  der  F.ffckt  ebenso  gut 
mit  dem  V  erhältais  der  1  aktoren  Kapital  zu  Arbeit  erklären.'"^''  Da  die  KapitaJausstat- 
tung  noch  sehr  inferior  is^  kann  sich  praktisch  jede  Arbeitskraft  2um  gegebenen  Pro- 
duktivitätsniveau Mmtschafdich  nützlich  machen,  sofern  sie  nur  bereit  ist,  die  sprich- 


In  einer  am  26.  April  1997  im  H<nd  .Adlon  in  Berlin  gehaltenen  Ansprache  hatte  der  damalige  Bundes- 
priisiLlcnt  RnnKui  llcr/nn  m'Ni'ikri;  ,, Durch  Dciitvchlninl  nuiss  ein  Ruck  gehen"  und.  in  unserem  Zu- 
saniincnliang  höchst  trclYciulcrwuise  /.um  Abschluli  .seiner  Rede:  „Vi  ir  müssen  jetzt  an  die  .\rbcii  gehen." 
(Im  Netz  vetfi^ibat  unter  www.bundespnesidentde/Redeo-und-Interviews/BeiUner-Reden-,12086/ 
BerlitH  r-Retk--1997.htm).  Der  (Irundiredanke  an  sich  ist  dabei  durchaus  naclnollyielilwr.  Menschen  fund 
das  gilt  demnach  auch  tiir  Bundespräsidenten)  entwickeln  ihr  Weltbild  eher  in  jungen  Jaliren.  In  diesem 
Falle  also  die  Vorstellung,  daß  man  nur,  wie  damals  auch,  „die  Ärmel  hochkrempeln**  bzw.  in  Herzogs 
Worten  „iet/t  an  die  Arlieit  gehen"  müsse,  um  voran  /w  konmien.  Wenn  es  ilamals  funktioniert  hat  — 
warum  sollte  es  dann  heute  nicht  mehr  funktionieren?  Die  Antwort:  Wegen  des  zwischenzeitlich  enorm 
angestiegenen  Produktivitätsniveaus. 
<'*^  Von  knapp  4^  Mrd.  luf  kn^  60  Mtd.  Arbeitsstunden  (Statistisdies  Bundesamt  2008, Blatt  1.1^. 
**»  Adam  Smidi  1789,  S.  474. 

Adam  Smith  1789,  S.  474.  Das  Zitat  tlndct  sich  übrigens  auch  bei  Landes  1998,  S.  308. 

\X  ie  hcreits  erwähnt,  hatte  Adam  Smith,  was  den  Faktor  K^tal  angeht,  ja  ohnehin  seine  zumindest 
leicht  „blinden  Flecken"  (Landes  1998,  S.  556). 
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wörtlichcn  „Armcl  hochzukrempeln".  .Mlcrdintis  ist  das  stets  nur  eine  vorüberuehende 
Phase,  denn,  wie  etwa  Landes  am  Beispiel  der  noch  jungen  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  ausführt: 

Zugleich  aber  stieg  durch  die  hohen  Löhne  der  Anreiz  zur  Ersetzung  von  Arbeit  durch  Kapital,  von 
Menschen  diuch  NfMchinen.^ 

Mit  der  Ersetzung  von  Arbeit  durch  Kapital  aber  steigt  das  Produktivitatsniveau  an 

und  damit  die  Anforderungen  an  einzusteuerndes  Arbeitsvolumen.  Damit  aber  sind 
diejenigen,  die  nicht  mehr  zw  bieten  haben,  als  nur  die  Bereitschaft,  die  Ärmel  hocli/u 
krempeln,  nicht  länger  gefragt.  Der  gleiche  Effekt  kann  allerdings  auch  sehr  pi()tzlich 
eintreten.  So  l)cschrcilit  etwa  Mandeville  in  seiner  Bienen tal)cl  die  wirtsrhatrlichen 
Vorzüge,  die  etw  a  die  \  erlieerentlc  I  eiicrkatastrophe  in  London  \(^(^(^  hatte.  Mit 
Tony  Blair  (und  dabei  vielleicht  auch  etwas  zynisch)  könnte  man  sagen:  „jobs,  johs, 
Jobs.  "Gleichwohl  bestötigt  es  den  vermuteten  Zusammenhang:  Mit  der  Feuerkatastro- 
phe war  das  Produktivitatsniveau  erst  einmal  auf  einen  äußerst  niedren  Wert  zurück- 
gesetzt und  damit  der  Weg  für  einen  autonomen  Ansti^  des  Arbeitsvolumens  firei. 
Damit  läßt  sich  also  auch  die  Beobachtung  erklären,  daß  Volkswirtschaften  nach  Kata- 
strophen aller  Art  relativ  schnell  wieder  zurück  zu  ihrem  ursprünglichen  Produktivi- 
tätsniveau finden  —  nicht  aber  darüber  hinaus.  Wir  hätten  es  also  sozusagen  mit  einer 
Art  \  t)n  „restaurierender''  Produktivitätseatwicklung  zu  tun:  Das  ursprüngliche  Ni- 
veau wird  einfach  nur  wiederhergestellt 


«'Landes  1998,5.309. 
«4>  Mandeville  1732. 
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Obrigens  lassen  sich  auch  Aufbaujahre  problemlos  in  unserem  Phasenmodell  abbilden: 


Abb.  51:  Phftsenmodell  bei  Aufbaujahiea 

Ausgehend  vom  Ursprung;  tührt  uns  ein  Pr(  Klukri\  itiirstnrtschritr  in  erster  Nähe- 
rung wie  immer  zu  einem  rückläutigen  Arbeit.svtjlumen  {/\^).  /Uieixiings  setzt  sich  der 
Produktivitätsfbrtschtitt  hier  vollständig  in  Wachstum  um.  Wir  erreichen  (i4J).  Zusatz- 
Jicb  ediöht  sich  zum  gegebenen  Produktivitätsniveau  das  glcichgewichtige  Arbeitsvo- 
lumen und  vm  erreichen  (A^).  Wenn  sich  dieser  Prozeß  wiederholt,  entsteht  die  glei- 
che trendstabile  Dynamik  wie  in  Abschnitt  D.  I.  3.  (»ProduiUmf^Siniane/dHng:  S^;etta- 
rio  2«),  allerdings  unter  „umgekehrtem  Vorzeichen".  Sowohl  die  Produktivitätsent- 
wicklung als  auch  die  EinSteuerung  von  zusätzlichem  Arbeitsvolumen  tragen  zum 
Wachstum  bei.  Das  ist  -  wie  sollte  es  auch  anders  sein  -  natürlich  tler  Traum  eines 
jeden  Wirischaftspolitikcrs.  \\  ir  hnhen  W  achstum  /hk/  zunehmende  Beschäftigung. 
Allerdings,  und  das  ist  der  Ilaken  an  der  Sache,  bleibt  dieses  Szenario  aut' Autbaujahre 
beschränkt.  Vielleicht  sollte  man  diese  Beschränkung  aber  auch  nicht  allzu  sehr  bedau- 
ern. Schließlich  sind  Aufbaujahce  gleichzeitig  durch  ein  vergleichsweise  niedriges  ab- 
solutes Produktivitätsntveau  und  damit  auch  ein  entsprechend  niedriges  Einkom- 
mensniveau gekeimzeichnet.^'  Somit  kann  es  also  nicht  darum  gehen,  sich  Aufbaujah- 
re herbeizuwünschen.  Die  Herausfotderung  scheint  mir  eher  darin  zu  bestehen  he- 
rauszutlnden,  wie  man  />v^ eines  hohen  Produktivitätsniveaus  einen  wohlfahrtsent- 
wicklungskonformen  Kurs  steuern  kann.  Auf  &eie  Marktsteuerung  allein  können  wir 

Gleichwohl  könnte  es  sein,  daß  relative  Armut  bei  gleichzeitiger  Aussicht  auf  Besserung  ein  „besseres" 
Lcbensgefühl  vermittelt  als  relativer  Reichtum  bei  Siagnarion.  Als  Grundlage  praktischer  Winschafts- 
und  Sozialpolidk  scheint  mir  dieser  Zusammenhang,  selbst  wenn  er  zuträfe,  allerdings  weniger  geeignet 


-293- 


uns  dabei  offenbar  nicht  verlassen.  I'estzuhalten  bleibt,  dal?  es  durchaus  möglich  ist, 
daß  das  \\  irtschaftswachstum  die  Froduktivitatsentwicklungsrate  übersteigt  —  daß  eine 
Volkswirischah  also  zusätzliches  Arlx-itsvolumcn  einsieucri.  Die  Voraussetzung  hier- 
für aber  ist,  daß  dabei  das  jeweils  gegebene  Produktivitätsniveau  erreicht  wird.  Das 
wiederum  ist  um  so  wahischeinlicher,  je  niednger  das  Ptoduktivitätsniveau  in  der  Re- 
ferenzpedode  liegt.  Umgekehrt  bedeutet  das:  Je  höher  das  Produktivitätsniveau  in  der 
Referen^eriode  liegt,  um  so  bedeutsamer  wird  die  Entwicklung  der  komplementären 
Faktoren  Kapital  und  Humankapital  bzw.  Technische  Kompetenz. 

5.  Fazit 

Zum  Abschluß  dieses  \bselinittes  lileibt  festzuhalten,  daß  CS  offenbar  tatsächlich  so 
etwas  wie  eine  „Rücklaufsperre  der  Produktivitätsenrwicklung"  gibt.  Unternehmen,  die 
ein  gegebenes  Produktivitätsniveau  unterschreiten,  werden  vom  Markt  verdrängt  — 
und  /war  autgrund  der  „IVrarktgeset/e"  seilest.  Damit  sorgt  freie  Marktsteuerung  im- 
merhin für  die  Lmhaltung  unserer  ersten  Bedingung  für  \\  ohitahrtsentwickJungskon- 
formität.  Produktivitätsentwicklung  findet  statt!  Was  freie  Marktsteuerung  aber  nicht 
zuverlässig  leisten  kann,  ist  die  gleichzeitige  Einhaltung  der  Bedingungen  [2]  und  [3J. 
Bei  ir^erm6/«;/£»«<^Produktivitätsentwicldm  muß  entweder  das  Arbeitsvolumen  nach- 
geben oder  der  Reallohnsatz,  oder  beides. 

Für  unsere  Neugründer  bedeutet  das,  daß  sie  aufgrund  ihres  absehbar  inferioren 
Produktivitätsnix  eaus  im  Bereich  „alter  Güter"  entweder  gar  nicht  erst  den  Marktzu- 
gang finden  oder  aber  über  kurz  oder  lang  absehbar  wieder  „vom  Markt  gefegt"  wer- 
den. Die  (  )ption  „interiorer  kalkulatorischer  L  riternehnierlohnsatz"  jedenfalls  /V/ keine 
tragfäbige  (  )ption.  Der  Hc  reich  „ne  ue  (iüter"  scheidet  für  Xeugründer,  zutnindest  als 
Massciiphänonicn,  ohnehin  aus.  Darauf  zu  setzen  würde  bedeuten,  die  wirtschaftspo- 
litische Rechnung  „ohne  den  Wirt",  also  ohne  die  Unternehmen,  zu  machen.  Gewinn- 
orienderte  Unternehmen  können  überhaupt  kein  Interesse  an  sich  überstürzender  Pro- 
duktivitätsentwickltu^  haben  —  und  schon  gar  nicht,  um  den  Arbeitsmarkt  zu  stabili- 
sieren. „Wir  brauchen  mehr  Innovationen"  ist  also  kaum  mehr  als  wirtschaftspoliti- 
sches Wunschdenken.  Kurzum:  Auch  die  Option  »Selbständigkeit«  ist  für  ausgesteu- 
ertes Arbeitsvolumen  keine  sonderlich  erfolgversprechende  Option.  Die  zielwidrigcn 
Konsequenzen  überschiefk  nder  Produküvitätsentwicklung  werden  sich  also  auch  auf 
diesem  Wege  nicht  lösen  lassen. 

V.  Außenhandel  als  Spezialfall  der  Produkdvitätsentwicklung 

Im  vorletzten  Abschnitt  dieses  Kapitels  wollen  wir  noch  in  knapper  Form  auf  die 
Wohlfahrtsentwicklungskonformität  des  Außenhandels  eingehen.  Die  erste  Prozeßva- 
riable -  steigende  Arbdt^rodukdvität  -  ist  dabei  per  se  erfüllt.  Vergleicht  man  das 
Produktivitätsniveau  einer  Volkswirtschaft  in  einer  Referenzpedode  ohne  Außenhandel 
und  einer  Folgepedode  mit  Außenhandel,  so  ergibt  sich  indirekt  ein  Produktivitäts- 
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schub.''"'''  Hin  HFtekr,  den  wir  uns  an  einem  einfaclien  Beispiel  verdeutlichen  können: 
\X  cnn  ein  Industrieland  wie  zum  Beispiel  Deutschland  mit  einem  Aufwand  von,  sagen 
wir,  100  Arbeiisstundcn  eine  \\  erk/^cugmaschinc  hcrsielh  und  sie  gegen  eine  Contai- 
nerkistc  Bananen  eintauscht,  die  zu  ernten  1.000  Arbeitsstunden  gedauert  hat,  dann 
bedeutet  das  im  Ergebnis,  daß  Deutschland  über  den  Umweg  des  Außenhandels  sozu- 
sagen in  der  Lagp  ist,  eine  Containerkiste  Bananen  in  100  anstatt  in  1.000  Arbeitsstun- 
den zu  „ernten".  Der  Unterschied  zu  einem  produktionstechnisch  bedingten  Produk- 
tivitätsschub besteht  also  allein  darin,  daß  der  Produktivitätsschub  hier  nicht  durch 
den  zunehmenden  Eins :u/  der  komplementären  Faktoren  Sachkapital  und  'lechnische 
Kompetenz  erzielt  wird,  sondern  schlicht  und  ergreifend  durch  den  Tausch  von  Gü- 
tern, die  auf  verschiedenen  Produktiv  itiiisniveaus  hergestellt  wurden.  Auf  diesen  Ef- 
fekt hat  übrigens  schon  Ricardo  hingewiesen: 

lici  der  Durchtuhrung  des  Austausches  mit  diesen  Landern  gibt  man  vielleicht  eine  \\  are,  die  hier  zwei 
Tagp  Arbeit  kostet,  für  eine  solche,  die  im  Ausland  einen  Tag  kostet,  und  dieser  unvorteilhafte  Tausch 
ist  die  Folge  des  eigenen  Hatuklns,  ilcnii  die  LN[-)<ir(icrie  Ware,  liie  zwei  Tage  Arheil  kostet,  hatte  nur 
einen  gekostet,  wenn  die  Verwendung  von  Maschinen  nicht  abgelehnt  worden  wäre,  deren  Dienste 
skdi  die  Nachbam,  die  Idi^er  waren,  zunutze  getnacht  haben.*^' 

Daß  Ricardo  die  Nutzung  „komparativer  Kostenvorteile"  für  richtig  gehalten  hat,  ist 
allgemein  bekannt.  Weniger  bekannt  scheint  mir  aber,  daß  Ricardo  gleichzeitig  ebenso 
klar  gesehen  hat;  daß  an  der  IndustdaUsierung  einer  Volkswirtschaft  letztlich  kein 
vorbei  fuhrt.  Sich  auf  längere  Sicht  auf  die  Produktion  von  arbeitsintsensiven  Produk- 
ten zu  „spezialisieren",  nur  weil  ein  vergleichsweise  großes  Arl>eitsvolumen  zur  Verfü- 
gung steht,  ist  nach  Ricardo  also  „unvortcilliaft".  Tch  denke,  tlem  ist  wenig  hinzuzufü- 
gen. Produktivitatsentwicklung  als  notwendige  Bedingung  für  \X  ohlfahrtsentwicklung 
im  hier  definierten  Sinne  ist  ohne  zunehmenden  Einsatz  der  komplementären  Fakto- 
ren Sachkapital  und  Technische  Kompetenz  schon  rein  detinitorisch  nicht  zu  errei- 
chen. Daran  ändert  sich  auch  dann  nichts,  wenn  wir  eine  Volkswirtschaft  /////  Außen- 
handel betrachten. 

Bleiben  wir  bei  unserem  Beispiel.  Der  Tausch  einer  Werkzeugmaschine,  doren  Her- 
stellung vielleicht  100  Arbeitsstimden  in  Anspruch  genommen  hat,  g^en  eine  Contai- 
nerkiste Bananen  mit  einem  Arbeirsinput  von  1.000  Stunden  wirkt  unbestritten  für 
bffde  Länder  produktivitätssteigemd  und  damit  vorteilhaft  Der  Tauschparteer  —  sagen 

wir:  Costa  Rica  hätte  eine  entsprechende  Maschine  möglicherweise  nur  mit  einem 
Input  von  2.000  Stunden  oder  N  ielleichi  gar  nicht  herstellen  können.  W  ährend  also 
Außeniiandel  zu  einer  \iilu  l)ung  des  Produkti\ itätsni\ eaus  bei  /^(7c/<7/ beteiligten  I.än 
der  fülirt,  bliebe  ein  Land,  das  sich  aut  niedngproduktiv  licrgestcllte  Güter  „speziali- 
siert", bei  der  Produktivitätsentwicklimg  aber  zurück.  Im  Extremfall  würde  es  sogar 
auf  der  Stelle  treten.  Während  aber  eine  Anhebung  des  Produktivitatsniveaus  im  Rah- 


^  Wenn  wir  de  n  Zustand  einer  Volkswirtschaft  einmal  wrdet  Aufhahtne  des  Außenhandels  lu  tmcliten 
und  einmal  (innach,  dann  verändern  sich  die  einschlägij^cn  Variablen  diskret  und  nicht  stetig,  Von  daher 
wollen  wir  hier  von  Produkcivitäcsschub  bzw.  von  Nivcauanhcbung  sprechen  und  nicht  von  \X'achstums- 
r.iicn  der  entsprechenden  Größen. 

«!>>Ricaido  1821  b.S.  338. 
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mcn  von  Aulicnhandcl  durch  die  eigenen  Produktionsmöglichkeircn  begrenzt  ist,  ist 
Froduktix  itatsentwicklung  auf  dem  Wege  eines  Ausbaus  der  komplemcnrären  kaktor- 
ausstattung  poieniicU  unbegreni^i  nniglich.  Somit  muß  noiwcndigcrwcisc  eine  immer 
größere  Kluft  in  dem  in  Stunden  gerechneten  Tauschverhältnis  zwischen  dem  Indu- 
sttieland  und  dem  Agrarland  entstehen.  Irgendwann  wäre  das  Industridand  in  der  La- 
ge, eine  Containerkist»  Bananen  in  vielleicht  nur  noch  50  Stunden  zu  „ernten"»  wäh- 
rend das  Agrarland  bei  unverändertem  Produktivitätsniveau  nach  wie  vor  1.000  Stun- 
den benötigen  würde.  Zwar  wäre  der  Tausch  aus  der  Sicht  des  Agrarlandes  immer 
noch  genauso  vorteilhaft  wie  zuvor  -  allerdings  ohne  jttkn  w  eiteren  Fortschritt  Et- 
was spitz  formuliert:  Der  „komparadvc  Fortschritt"  ist  gleicli  Null. 

Ahnlich  klar  liat  das  iilirigens  zum  Beispiel  auch  Friedrich  der  Grolk' gesehen  und 
zwar  schon  einige  lahrzehnre  /wr  Ricardo:  „Podewils,  wir  haben  es  nicht  ntirig,  \\  olltu- 
che  drauikn  zu  kaufen;  wir  brauchen  Wollspinner,  sechzigtausend.  ''' -  W  enn  wir  da- 
von ausgehen,  daß  Preußen  keine  eigenen  Wollspinnereien  hatte,  dann  können  wir 
daraus  schließen,  daß  die  eigene  Herstellung  von  Wolltuch  mangels  geeigneter  Faktor- 
ausstattung teurer  gewesen  sein  muß  als  deren  Import  im  Rahmen  des  Außenhandels. 
So  gesehen  wäre  die  eigene  Herstellung  also  zunächst  einmal  wirtschaftlich  unver- 
nünftig. Denken  wir  aber  über  den  Tag  hinaus,  dann  ist  es  alles  andere  als  unvernünf- 
tig, die  Entwicklung  der  Arbeitsproduktivität  einer  Volkswirtschaft  voranzutreiben. 
Friedrich  wollte  das  Wolltuch  also  nicht  selbst  herstellen,  nhn-ohl  er  es  hätte  billiger 
eintauschen  krmnen.  \  .x  wollte  das  \\  olltuch  selbst  herstellen,  nm  lUihl  auf  Dauer  auf 
einen  nach  Ricardo  „unvtjrteilhaften  Tausch"  angewiesen  zu  sein.  Kurzum;  Produkti- 
vitätsentwicklung  durch  Industrialisierung  ist  auf  mittlere  und  längere  Sicht  vorteil- 
hafter als  die  Spezialisierung  auf  Güter,  die  nur  auf  einem  inferioren  Produktivitätsni- 
veau heigestellt  werden  können.  Nun  war  Friedrich  der  Große  von  seiner  wirtschafts- 
politischen Ausrichtung  dem  Geist  seiner  Zeit  entsprechend  vielleicht  „Merkantilist". 
Lag  er  deshalb  aber  notwendigerweise  ganz  falsch?  Van  Suntum  etwa  beschreibt  die 
merkantilistischc  Außenhandcispolidk  folgendermaßen: 

Für  tlic  Außenh.inc1tlspi»li(ik  fiic<  Mi  ikaf  iilisrnu--]  tl  ilu  r  tl.iN  ciiituclu'  Prinxi]i  „billig  einkaufen, 
teuer  verkaufen".  Dementsprechend  wurde  der  Import  von  Rohstotten  gefördert,  während  man  sich 
^ichzdtig  bemühte,  tnög^chst  viele  höhetwettige  Guter  wie  Textilien  oder  handwerkliche  Produkte 
auf  dem  Wehmoikt  zu  veduufen.'^ 

Die  dahinterstehende  Logik  interpretiert  van  Suntum  so: 

Da  die  hohcrw  triiLiLn  W  aren  höhere  Preise  erzielten  als  die  Rohsttiffe,  schien  somit  ein  siiintüeer  Zu- 
fluß von  Edelmetallen  ins  eigene  Land  gesichert  zu  sem,  denn  Gold  und  Silber  waren  damals  die  einzi- 
gen ZaMungsmittel  im  Außenhandel  Dies  war  die  merkantilistische  Lehie  von  der  aktiven  Handelsbi- 

Diese  Logik  ist  aus  heuriger  Sicht  sicherlich  fehlerbeh äffet  und  wurde  daher  nicht  zu- 
letzt von  Adam  Smith  auch  gründlich  verrissen.  Allerdings  könnte  es  durchaus  sein. 


lAi  Fernau  l'J81,  S.  140.  »I\>dewils<(,  mir  war  das  nicht  bekannt,  ist  dabei  der  Name  eines  hinterpommer- 
schcn  Adclsgcschlcchts  (vgl.  etwa  von  Hcntig  2üUl). 
van  Suntum  2(M»5,  S.  18(). 
*^  van  Suntum  2005.  S.  180. 
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daI3  die  Logik  zwar  in  den  Gnindtii  verfehlt  war,  nicht  aber  im  Rr^ehn/'s.  Man  könnte 
den  „Import  von  Rohsrotfen"  und  den  \'erkaut  „hciherwertiger  (Jüter"  nämlich  eben- 
so gut  als  ak/ii'e  liuiiistria/isitnitigspo/itik  interpretieren  unti  den  erhofften  Effekt,  also 
„ständigen  Zufluß  von  Edelmetallen"  als  kleinen  Denkfehler  am  Rande.  Möglicher- 
weise war  die  Wirtschaftspolitik  demnach  also  eher  darauf  gerichtet,  möglichst  hoch- 
produktiv hergestellte  Güter  zu  exportieren  und  niedrigproduktiv  hergestellte  Güter 
2u  importieren  und  auf  diese  Weise,  wenn  schon  nicht  Edelmetalle,  so  doch  Zeit  zu 
gewinnen  und  damit  zusätzliches  Produktionspotential.  So  gesehen  wäre  merkantilisti- 
sche  Außenhandelspolitik  für  die  cnisptcclK-ndc  Volkswirtschaft  also  alles  andere  als 
unvernünftig  gewesen.''^''  Daß  der  Außenhandel  der  frühen  Industrienadonen  diesem 
Muster  folgte,  läßt  sich  übrigens  schon  bei  Adam  Smith  nachlesen: 

Der  Kuluniaihandcl  üttnct  eher  für  gewerbliche  Güter  als  tur  europäische  Ruhproduktc  einen  neuen 
Markt  [...]  Die  Gewerbe  erhalten  durch  diesen  Handel  Aufträge  und  somit  Beschäftigung  und  bilden 
einen  neuen  Iibikt  für  landwirtschaftliche  Produkte.'^ 

Demnach  sieht  also  auch  Adam  Smith  die  potentiellen  Absatzschwierigkeiten  der  in- 
dustriellen Produktion.  Zumindest  aber  sieht  er,  daß  sich  „Aufträge  und  somit  Be- 
schäftigung" nur  über  den  Umweg  Außenhandel  steigern  lassen.  Um  die  Produktivi- 
täisentwirklimg  der  Kolonien  geht  es  ihm  an  dieser  Stelle,  aus  seiner  Sicht  und  in  die- 
sem /u^  iiijmenhang  wohl  zu  recht,  allerdings  überhaupt  nicht.  Ganz  im  Gegenteil 
betont  er,  daß 

[...]  die  Landwiftschat't  [...]  das  eigendidie  Betätigungsfdd  für  alle  neuen  Ktdooien  [sei],  ein  Erwerb, 
der  wegen  des  billigen  Bodens  mehr  Vorteile  bringt  als  jeder  andere,  ja,  sie  ersticken  geradezu  in  Roh- 

erzeugnissen  des  Bodens.^^^ 

Gleichzeitig  stellt  er  aus  der  Sicht  der  Kolonien  fest: 

Man  findet  es  nämlich  billiger,  M.iniihikturv^arcn  beider  Art  [Adam  Smith  unterscheidet  „lebenswichti- 
ge" Artikel  und  „Luxusartikel"]  weitgehend  in  anderen  Ländern  zu  kaufen,  als  sie  selber  herzustellen.*'^ 

Kurzum:  Adam  Smidi  betont  aus  einer  eher  statischen  Perspektive  die  absoluten  Ko- 
stenvorteile des  Außenhandels  und  zeichnet  dabei,  wie  so  oft,  ein  ausgesprochen  op- 
timistisches Bild.^^  Demnach  kann  es  also  nicht  weiter  verwundern,  daß  „England 
[bei  der  Dberalisierung  des  Welthandeb]  mit  gutem  Beispiel  voranjg^ngj".''^  Daß  es 
sich  dabei  aber  wenige  um  ein  „gutes  Beispiel"  gehandelt  haben  könnte  als  vielmehr 


Spalter  hat  iiliriijcii^  \ mit  ■■cincni  .,l'.r/ichutit;s/'t)ll"-Argtimc"t  citir  L.^r:ii,i(.-iih;ittc  V('ortsclif")püing 
übrigens),  wenn  auch  vielleiciit  iiichi  dcutlicl)  genug,  in  eine  ganz  almlielie  Ricluung  ge/.ielt  (vgl.  dazu  et- 
wa die  knappe  Darstellung  bd  van  Suntum  2005,  S.  1 87  £). 

Adam  Smith  rm.S.  Sil  f. 

Adam  Smith  1 789,    5 1 1  f. 
«»  Adam  Smith  1789.  S.  512. 

Die  rclMtiviMi  („konipiirativen";  Kostciuorti  iK  ':,.t  hv  kuiintlich  crsf  Ricardi)  fitii^cführt.  Daß  Adam 
Smith  auf  die  Bedeutung  der  Produktiviiatseniwicklung  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  eingeht,  ergabt  sich 
schon  aus  dem  Zusammenhang.  Sein  hauptsächliches  Anli^en  itn  dritten  Teil  des  siebenten  Kapitels  des 
vierten  Buches  (S.  496-541)  war  es  zu  zeit'* n,  daß  sich  die  Vorteile  des  Außenhandels  u»  h  .  • ..  die  Ein- 
richtung von  Monopolen  einstellen  würden.  Dem  schließt  sich  übrigens  unmittelbar  das  8.  Kapitel 
{•ySchllißbtmerkungen  ^iim  Mfrkantilismus»)  an  (S.  541-560),  also  Anmerkungen  zum  eigentlichen  Thema  des 
gesamten  Werkes. 

van  Sunoim  2005.  S.  185. 
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um  die  W'iihrnchmunu  der  ureigensten  wirtschattspolitischen  Interessen,  räumt  van 

Suntum  auch  unumwunden  ein,  wenn  er  schreibt: 

LLagland  liatte  allerdings  auch  einen  V'ursprung  bei  der  Industrialisierung  von  etwa  50  Jahren  gegen- 
über Kontinentalearopa.  Daher  war  die  englische  Industrie  besonders  stark  daran  interessiert,  den 
Welthandel  zu  Uberafisieren,''' 

England  war  demnach  vor  allem  deshalb  für  die  „Liberalisierung",  weil  genau  das  die 
politische  Voraussetzunt^  für  den  Tausch  hochproduktiv  hergestellter  Güter  gegen 
minderprodukfiv  hergestellte  Güter  ist.  Allerdings,  das  bleibt  anzumerken,  konnte 
auch  bjigland  diese  Linie  nicht  konseciuent  durchhalten.  Die  mit  dem  Außenhandel 
verbundene  Notwendigkeit  der  binnenwirtschaftlichen  Strukruranpassung  brachte 
schon  im  18.  Jahrhundert  die  englischen  Bauern  auf  die  Barrikaden  und  die  englische 
R^enuig  konnte  sich  erst  1846  dazu  durchringen,  die  Getreidezölle  endgültig  abzu- 
schaffen.^ Vor  allem  aber  bleibt  anzumerken,  daß  die  Engländer,  als  der  industrielle 
Vorsprung  gegen  Ende  des  19.  Jahrhunderts  zum  Beispiel  durch  Deutschland  aufge- 
holt war,  von  Liberalisierung  nicht  mehr  allzuviel  wissen  wollten.  Mit  dem  Mmbatt£se 
Marks  Act  von  1887  hat  Bogland  (zunächst  nur)  deutsche  y\nbieter  zu  einer  Her- 
kunftsbezeichnung gezwungen  —  in  diesem  Fall  also  ..Müde  in  Ccrmi/iy Dieses  Ge- 
setz sollte  sich  für  l  '.ngland  allerdings  als  cchics  „b'igentor"  erweisen,  da  ...Mru/t  in  Ger- 
//A'///;'"  binnen  kürzester  Zeit  ein  regelrechtes  (^)ualitätssiegel  wurde.  Darum  soll  es  uns 
hier  aber  mclit  gehen,  l'estzuhiilten  bleibt  idierdings,  dab  England  unter  dem  wohlklin- 
genden Etikett  MÜbetalisierung  des  Welthandels"  im  wesentlichen  wtschaftspolid- 
sche  Interessenpolitik  betrieben  hat.  Wenn  mich  nicht  alles  tauscht,  ist  es  bis  heute 
dabei  geblieben  -  und  zwar  nidit  nur,  was  Eng^d  angeht. 

Kurzum:  Unbeschadet  des  Arguments,  daß  Freihandel  allen  beteiligten  Ländern 
Vorteile  bringt,  liegt  der  hauptsächliche  Vorteil  stets  bei  dem  Land,  das  Güter  tau  i  Ir. 
die  auf  hohem  Produktivitätsnix  eau  hergestellt  werden,  während  umgekehrt  ein  Land, 
das  geringproduktiv  hergestellte  (  iürer  tauscht,  dabei  Gefahr  läuft,  auf  seinem  inferio- 
ren Produkiiviiälsnixcau  ,. eingefroren""  /u  werden.  Damit  crgil)t  sich  also  auch  auf 
wellwirtschafllicher  I^jene  in  der  'lendenz  eine  Spallungsdynamik.  Die  Entwicklung 
(oder  besser  gesagt:  die  unzureichende  Entwicklung)  der  unterentwickelten  Länder 
zeigt  dies  mehr  als  deutlich.  Umgekehrt  formuliert:  Beachtenswerte  wirtschaftliche 


«'  van  Suniuni  2005,  S.  185  f. 
van  Sunniin  2005,  S.  186. 

*•*  Vgl.  dazu  etwa  Mi  vcrs  I9f)2:  m;ule  in  ...  F.ine  ausführliche  DarstellunL'  «K  s  ,,Ki)nktirri'tizkampf[es]  der 
deutschen  Industrie  gegen  die  englische"  (so  der  Untertitel  des  Werkes)  tindet  sich  bei  \\  illiams  1896. 
Mit  „Weubewerb",  wie  wir  ihn  aus  dem  Lehrbuch  kennen,  oder  auch  mit  „Liberalisierung;"  hat  das  alles 
hetzlich  Wfiiit;  /u  tun.  F'.lier  niul?  nrati  da  an  Purins  0/ r- ,',,•,'.',•  .•/; /.>  ilrnken  —  also  nitiiinal  urul  wohlklitigcn- 
de  Aigumenie  zum  Schuu  und  zur  Verschleierung  ilcr  dahinitrliegenden  Interessen  (vgl.  ParLio  1916  a, 
Ziffer  1413  ff,  S.  161  ff.).  Im  zeitgenössischen  Sprachgebrauch,  insbesondere  in  der  Psychologie,  hat 
sicli  dafür  L-liir  di  r  Bt  i^Tiff  »Rationalisierung«  durchgesel/i.  Mit  iler  F-rage,  u!)  R  iiii  rnalisii-rung  auch  auf 
kollektiver  Ebene  nKjglich  sein  kann,  ob  also  der  englische  Cicsetzgeber  wirklich  geglaubt  hat,  einheimi- 
sche Produkte  -  Ictzdich  also  die  einheimischen  Konsumenten  -  vor  minderwertigen  Auslandsproduk- 
tcn  zu  schützen,  oder  ob  dieses  Aqument  wissentlich  vorgcscholicn  war,  wollen  v^ir  uns  an  dieser  Stelle 
aller  nicht  weiter  be^seo,  da  es  uns  nur  von  imserem  eigentlichen  Thema  wegführen  würde. 
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ForrschritTc  haben  genau  jene  Länder  erzielt,  die  eine  aktive  Indusrrialisierungspolitik 
betneben  haben  -  allen  voran  einmal  mehr  (Hiina.  hreier  Auljenhandel  wirkt  dabei 
nach  allem  lediglich  als  Verstärker  des  Effektes,  nicht  aber  als  Auslöser.  Zwar  spricht 
das  nicht  gegen  den  Freihandel  an  sich.  Allerdings  spricht  es  deutlich  gegen  die  Idee, 
sich  auf  niedrigproduktiv  herstellbare  Güter  spezialisieren  zu  wollen  bzw.  -  unter  den 
gegebenen  weltwirtschaftlichen  Bedingungen  -  spezialisieren  zu  solkn.  Ein  bananenex- 
portierendes Land  wäre  demnach  unter  I^x>duktivitätsentwicklungsgesichtspunkten 
schlecht  beraten,  wenn  es  sich  auf  lange  Sicht  auf  den  Anbau  von  Bananen  „speziali- 
sieren** würde.  Wirklich  pikant  wird  das  ganze,  wenn  sich  die  Befürworter  einer  sol- 
chen wirtschaftspolitischen  Ausrichtung  dabei  auch  noch  ausgerechnet  auf  Ricardo 
berufen. 

Doch  zurück  zur  \X  ohltahrtsentwicklungskonformität  des  Auljenhandels  tur  eine  ge- 
gebene Volkswirtschaft.  Skizideren  wir  den  Gtundgedanken  des  Außenhandels  zu- 
nächst anhand  einer  Graphik: 


Abb.  52:  Nivcauaahcbung  des  Durchsatzes  bei  Auücnhandcl 

Betrachten  wir  dazu  einen  Zwei-Güter-Fall  mit  den  Gütern  (x')  und  {x").  Dabei  sei 
ix')  ein  Gut,  das  auf  vergleichsweise  niedr^em  Produkdvitätsniveau  hergestellt  wird, 

also  zum  Beispiel  ein  landw  irtschaftlichcs  Produkt.  Das  Gut  (jc")  dagegen  sei  ein  Gut, 
das  auf  vergleichsweise  hohem  Produktivitärsniveau  beigestellt  wird,  also  etwa  ein  in- 
dustrielles Produkt.  Die  Kurve  (PM„)  stellt  dabei  die  Produkdonsmöglichkcitenkurx'C 
dar.  In  der  Referenzperiode  produziere  eine  Volkswirtschaft  die  Mengen  (.v,')  und 
(jc^').  Wir  befinden  uns  also  im  Punkt  (A).  Dabei  ergibt  sich  der  Preis,  den  diese 
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Volkswirtschaft  für  eine  zusätzliche  Hinheit  des  Ciutes  (  v')  .iut\venden  muß,  aus  dem 
Verzicht  auf  soundso  viele  Einheiten  des  Ciutes  (.v"  )  und  somit  aus  der  Steigung  der 
an  (A)  angelegten  Tangente.  Die  Gerade  durch  die  Punkte  (A')  und  (B)  bildet  das 
gleichgewichdgc  \\'eltmarkq>reisverhältnis  ab.  Da  der  Weltmarktpreis  für  das  Gut  (a  ') 
offenkundig  günstiger  ist  als  die  eigenen  Herstellungskosten,  ist  es  für  die  Volkswirt- 
schaft sinnvoll,  die  Produktion  des  Gutes  (x')  auf  (x/)  zurückzufahren  und  statt  des- 
sen -  der  PM-Kurve  folgend  -  die  Produktion  des  Gutes  {x")  auf  (jc")  auszudehnen» 
somit  den  Punkt  (A*)  zu  erreichen,  um  schließlich  (  v')  geg^  einen  Teil  der  zusätzli- 
chen Produktion  von  (.v")  zu  Weitmarktkonditionen  einzutauschen.  Die  entsprechen 
den  Züge  sind  in  der  Graphik  mit  Pfeilen  markiert,  wobei  der  gestaltete  Pfeil  den  Sal- 
do markiert.  Im  Ergebnis  erreicht  unsere  Volkswirtschaft  auf  diese  W  eise  also  Punkt 
(B).  Da  dieser  Punkt  .luf  einer  höherliegenden  Tr.uisformationskur\  e  {Pt\i  )  liegt,  hat 
sich  der  der  \ Olkswirtschaft  zur  Verfügung  stehemL  Güterberg  vergrößert.  Im  ein- 
fiidisten  Fall  —  entsprechende  Präferenzen  vorausgesetzt  —  steht  der  Volkswirtschaft 
bei  Reichem  Faktotinput  die  gleiche  Menge  des  Gutes(x'),  aber  eine  größere  Menge 
des  Gutes  (x")  zur  Verfugung.*** 

Soweit  in  aller  Kürze  die  übliche  Begründung  für  die  Vorteile  des  Außenhandels. 
Bis  zu  diesem  Punkt  kann  es  in  der  Tat  auch  keinen  vernünftigen  Einwand  geben. 
Warum  sollte  man  etwas  s^  lb^t  herstellen,  wenn  man  es  billiger  einkaufen  kann?^-'^''' 
Allerdings  unterstellt  das  Modell  —  und  zwar  durchaus  mit  einiger  Suggestivkraft  -  da[5 
sich  die  Volkswirtschaft  auch  /^;/jv>W'//W' auf  ihrer  Produktionsniöglichkeitenkurv  e  be 
wcgt.  Nehmen  wir  für  den  Moment  einmal  an,  dal3  das  nicht  unbedingt  der  Fall  sein 
muß.  Was  dann?  Um  die  Auswirkungen  des  Außenhandels  frei  von  außenwirtschaftli- 
chen Ungleichgewichten  untersuchen  zu  können  —  die  mit  dem  hier  zu  untersuchen- 
den Punkt  ja  nichts  zu  tun  haben  —  wollen  wir  davon  ausgehen,  daß  unsere  Volkswirt- 
schafit  eine  ausgeglichene  Leistungsbilanz  hat.  Eine  „aktive*'  Leistungsbilanz  (also  ein 
Nettoexportüberschuß)  würde  sich  bei  freien  Wechselkursen  theoretisch  ja  ohnehin 
über  eine  Wechselkursteaktion  wieder  ausgleichen,  .\ndcrcnfalls  müßte  der  Überschuß 
entweder  in  Form  von  Ponig»  Dinct  liivestwcrüs  (FDl)  im  .Xusland  investiert  werden 
oder  aber  die  Volkswirtschaft  wäre  langfristig  ein  (iläubigerland,  das  liquide  Mittel 
(„hot  woiiey"!  dauerhaft  als  Forderungen  hält.  .\her  auch  solche  r'orderungen  müssen 
über  kurz  oder  lang  ausgeglichen  werden.  Anderenfalls  würde  die  \  olkswirtschaft  im 

Datwi  leitet  sidi  die  Idee,  dafl  die  neue  PioduktionMtnilctur  bei  „glcadiein  I^torinput"  efzielbar  ist, 

Ici/rlich  :uis  (It  r  ülilicln  n  Pr(i[liikii()nsfuiikti( in  ;ih.  Solnngi-  lU-r  f;>ls  t  inlu'itliclu-s  Cut  gemessene  Oiiipui) 
konstant  ist,  muß  demnach  auch  der  Faku^rinpui  konstant  sein.  Allerdings  ist  der  Output  ja  kein  einheit- 
liches Gut  Vielmehr  haben  \nr  es  betdts  in  diesem  einfachen  Modell  mit  igm  Güteni  zu  tun.  Weiterhin 
legt  die  Gtund;iiin:ilinK-,  «^u  li  die-  Produkdonsstruktur  hin  /u  dem  hochprotluktiv  hergestellten  Out 
Terändert  haben  soll,  die  Vermutung  nahe,  daß  dieses  Gut  (im  Zwei-Faku>ren-Fall)  auch  mit  einem  hö- 
heren Kapitaleinsatz  hergestellt  werden  wird.  Das  aber  wiederum  1^  -  bei  gegebenem  Output  -  eine 
Friktorsub-itiiuiinii  /u  (iunsten  des  Produkitdiistakiors  K:ipital  und  damit  eine  .Aussteueruag  eincs  Teils 
des  Arbeitsvolumens  nahe.  Insofern  ist  diese  Annahme  nicht  ganz  unproblematisch.  Dabei  wäie  ein  sol- 
cher Effekt  -  wir  müssen  es  kaum  betonen  -  ptr  dtfinitioneni  wohlfalirtscntwicklungswidrig. 
^  Von  möglichen  Autatkiebesttebung^  oder  sonstigen  politischen  Präfetenzen  sei  dabei  einmal  abgese- 
hen. 
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Hri>cbnis  ihre  Hxporrc  „verschenken".  Selbst  hei  „Hxportwelrmcisrcrn"  wie  Deutsch- 
land lau;  der  Aidjenhcitra^  bei  einer  langfristigen  Betrachtung  im  Zeitraum  von  1970 
bis  2008  bei  durchschniiilich  bestenfalls  2,6%  des  Bruiioinlandspnxlukies  ~  war  also 
mehr  oder  weniger  „ausgeglichen".''^'*'  Von  daher  ist  es  also  nicht  gan^  unangemessen, 
in  erster  Näherung  von  einer  ausgeglichenen  Leistungsbilanz  auszugehen.  Da  unsere 
Volkswirtschaft  ihren  Import  von  Gut  (x')  über  den  Ei^rt  von  Gut  (jr^)  finanzieren 
muß,  können  \m  unter  der  gegebenen  Annahme  also  sagen,  daß  die  Produktion  von 
{x")  mindestens  so  weit  ausgedehnt  werden  muß,  daß  das  E^ortvolumen  zur  Finan- 
zierung der  Importe  ausreicht. 

In  unserer  Graplük  ergibt  sich  somit  das  folgende  Bild: 


Abb.  53:  Niveauanhebung  der  Produktivität  bei  Außenhandel 

Wiederum  ausgehend  von  Punkt  {A)  scluäiikl  unsere  \'olkswirtschaft  die  Produktion 
des  Gutes  (jc')  ein.  Dabei  dchni  sie  die  Pn)duktion  von  (x" )  aber  nur  soweit  aus,  bis 
sie  den  neuen,  südlicheren  Punkt  (A')  erreicht,  und  tauscht  mi  huraui  die  zusätzliche 
Produktion  von  (x")  auf  dem  Weltmarkt  gegen  das  Gut  (x').  Auf  diese  Weise  würde 
unsere  Volkswirtschaft  aber  nicht  den  Punkt  {B)  erreichen,  sondern  wieder  bei  Punkt 
(A)  ankommen.  Gleichwohl  wäre  der  Außenhandel  auch  in  dieser  Fallkonstellation 
v&rteilbaß'.  Zwar  hätte  die  Volkswirtschaft  keinen  größeren  Durchsatz  erreicht  —  dafür 


Statistisches  Rundesamt  2008,  Blatt  3.13.  Sicht  man  von  der  etwas  dcnmgiettcn  linwicklung  im  Zeit- 
raum vun  2  I  Ii  IIS  20':is  („l  xpoiiwckmcisicr')  mit  einer  Außeabdtn^quote  von  durchschnittlich  etwa 
5%  einmal  ab,  dann  liegt  der  lai]g£dstigc  Mittelwert  bei  nur  etwa  2%. 
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aber  den  gleichen  Durchsatz  mit  einem  ^crint;eren  l  aktoreinsatz.  Der  Taktorcinsatz, 
der  fiir  die  Produktion  von  (.v,"  -  .v," )  benöti|;t  worden  wäre,  bleibt  trei.  In  der  Ciraphik 
entspricln  das  dem  gestalteten  Pfeil.  Damit  aber  hat  der  Aulienhandel  nicht  zu  einer 
Erhöhung  des  Durchsatzes  geführt,  sondern  zu  einer  Verminderung  des  benödgtcn 
Faktoieinsatzes  bd  gleichem  Dxirchsatz  -  was  definitionsgemäß  einen  Ansueg  der  Ar- 
beitsproduktivität bedeutet  Wir  können  also  die  Bewegung  von  (A)  nach  (A')  analog 
2u  unserem  Phasenmodell  als  »Produktivitätsentwicklungsphase"  interpretieren  und 
die  Bewegung  von  (A')  aus  in  Richtung  Norden  zu  dem  blaß  eingezeichnLrcii  Punkt 
{A')  als  iichstumsphase".  Demnach  /kana  sich  die  durch  den  Außenhandel  indu- 
zierte „Produktivitätssteigerung",  wiederum  ganz  analog,  vollständig  in  Wachstum 
umsetzen  otlcr  aber  xollsländig  als  Rückgang  des  Arbeitsvolumens  auswirken  (bzw.  in 
einer  Kombinadon  beider  Effekte). 

Nach  (KS3)  gilt  dabei 

Y  »Yiq))m  a-q>'ä 

(356) 

bzw.,  wenn  wir  (184)  berücksichdgcn: 
(357)    r  =  ö-|yV(0| 

Ob  wir  also  den  südlichen  Pimkt  {A')  erreichen  oder  aber  den  nördlichen,  ist  wieder- 
um nur  eine  Frage  des  Reaküonsparameters  {<p).  Der  Unterschied  ist  lediglich,  daß  wir 
es  hier  annahm^mäß  mit  diskreten  Größen  2u  tun  haben  und  nicht  mit  Wachstums- 
prozessen. Das  aber  ist  ein  Unterschied,  auf  den  es  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  an- 
kommt. Das  Etg^bnis  wäre  also  2ielkonform  in  puncto  »Produktivitätsentwicklung«.  Im 
Hinblick  auf  »Wohlfiahrtsenrwicklung«  ist  es  aber  definitionsgemäß  nicht  zielkonform  — 
jedenfalls  dann  nicht,  wenn  der  Rückgang  des  Faktoreinsatzes  zu  einem  Rückgang  des 
Arbeitsvolumens  oder  auch  nur  zu  einem  verminderten  Reallohnsatz  fulm. 
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Veranschaulichen  wir  uns  die  W  irkungen  des  Aufk'nhandcis  im  Hinblick  auf  eine  Ni- 
vcauanhebung  des  Durchsatzes,  der  N'eränderung  der  Produktivität  und  der  Wohl- 
fahrtseniwicklung  in  einer  weiteren  Graphik: 


Abb.  54:  Vergleich  Ntveauanhebung  Dnichsatz  va.  Nivcauanhebung  Produktivität 

Ausgehend  vom  Punkt  (A)  kann  die  Volkswirtschaft  -  wenn  es  ihr  gelingt,  auf  ihrer 
Ttansfbtmadlonskurve  zu  bleiben  -  einen  beliebigen  Punkt  auf  der  Strecke  B'B'  errei- 
chen. Damit  erzielt  sie  eine  Niveauanhebung  des  Durchsatzes.  Da  sich  in  diesem  Fall 
auch  kein  Rückgang  des  Arbeitsvolmnens  ergeben  würde,  wäre  dieser  Weg  wohl- 

fiahrtscntwicklungskonform.  Das  gilt  zumindest  dann,  wenn  wir  da\ on  ausgehen  kön- 
nen, daß  mit  dem  ,, Strukturwandel"  zugunsten  von  Gut  (x")  keine  Einbußen  beim 
Reallohnsat/  verbunden  sind/''"  Falls  es  aber  wV/V  gelingt,  auf  der  Transformations- 
kun  e  y.u  hlcil)cn,  w  äre  mir  dem  Außenhandel  gleichwf)hl  eine  Niveauanhcl)ung  der 
Arbeitsproduktivität  \erbunden,  da  der  Faktoreiiisat/  im  Verhältnis  /um  Durchsatz 
gesunken  ist  (schraffierte  I  lächc).  Je  weiter  „außen"  das  sich  ergebende  Güterbündel 
liegt,  desto  mehr  hat  sidi  der  Produkthritätsschub  als  Erhöhung  des  Durchsatzes  aus- 
gewirkt*** 


Dieser  I-all  sollte  bei  einer  pruduktiviiauurientierten  LohnsauentwicUung  eigenciich  ausgeschlossen 
sein.  Wie  vir  im  Abschnitt  C.  HI.  (tMot^^gata  Mo^U  des  AfieHmarkttM)  aber  gesehen  haböi,  muß  der 
Rcallohnsjt/  nicht  unhc dingt  der  Produktivititsentwicklung  folgen.  Mit  einem  absoluten  Rie/^gangist  da- 
bei aber  eher  iiu/jf  zu  rechnen. 
***  Mit  „außen"  ist  dabei  der  Abstand  »nsdien  (A)  und  einem  Punkt  (5)  geeint.  Dabei  erhalten  wir  (5), 
wenn  wir  einen  beliebigen  Punkt  (P)  innerhalb  der  schraffierten  Fläche,  wie  er  sich  aus  dem  Aulknhan- 
dcl  cigcbcn  hat,  parallel  zum  Wcltmarktpieisvcihältnis  so  lange  verschieben  (Gerade  innerhalb  der 
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Nach  allem  bleibt  festzuhalten,  daf»  Aulk-nhandel  zunächst  einmal  einen  Anstiet»  des 
Produkiiviiäisniveaus  bewirkt.  Ob  sich  dieser  Anstieg  aber  in  einen  Anstieg  des 
Durchsatzes  umsetzt  oder  durch  einen  Rückgang  des  Arbeitsvolumens  kompensiert 
wird,  ist  dabei  völlig  offen  bzw.,  genauer  gesagt,  eine  Frage  des  Reaktionsparameters 
der  sich  nach  allem  aber  nur  empirisch  bestimmen  läßt.  Dabei  wäre  nur  dann, 
wenn  sich  der  Anstieg  des  Produktivitätsnivieaus  vollständig  als  höherer  Durchsatz 
auswirkt,  zumindest  der  Grenzfall  von  W'ohlfahrtsentwicklungskonformität  erfüllt. 
Damit  aber  „wirkt**  Außenhandel  in  exakt  der  gleichen  Weise,  wie  wir  es  für  Produkti- 
vitätsentwicklung im  allgemeinen  bereits  besprochen  haben.  Von  daher  ist  es  also 
nicht  ganz  ungerccluferiigt,  hier  \on  einem  „Spezialfall  der  Produkiiviiätscniwick- 
lung"  zu  sprechen.  Das  dürfte  übrigens  auch  der  (irund  sein,  warum  es  in  der  wirt- 
schaftspolitischen Praxis  nach  wie  vor  Zollschranken  gibt.  Zw  ar  fuhrt  der  Import  von 
Gütern  zu  einer  Niveauanhebung  der  Arbeitsproduktivität.  Da  di^  Niveauanhebung 
aber  ohne  weiteres  auch  zu  einem  Rückgang  des  Arbeitsvolumens  in  bestimmten 
Sektoren  fuhren  kann,  stehen  dem  Vorteil  der  Produktivitätssteigerung  die  Lasten  der 
Strukturanpassung  gegenüber.  Diese  Lasten  2u  schultern  wird  aber  nicht  jede  Re^e- 
rung  unbedingt  geneigt  sein  —  zumal  sie  in  ihrer  Größenordnung  recht  unberechenbar 
sein  können.  So  erheben  -  um  ein  Beispiel  aus  jüngerer  Zeit  zu  erwähnen  -,  die  l^SA 
einen  Zoll  auf  chinesisches  Papier.  Zwar  wäre  der  Import  billiger  als  die  Herstellung 
itn  eigenen  Land.  Die  Konsumenten  wurden  also  begiinstigt.  Gleichzeitig  aber  entste- 
hen Lasten  durch  die  zusätzliche  Arbeitslosigkeit  der  Arbeiter  in  den  amerikanischen 
Papierfabriken.  Dabei  ist  es  durchaus  nachvollziehbar,  daß  die  amerikanische  Regie- 
rung nicht  geneigt  ist,  diese  Lasten  zu  schultern,  nur  damit  die  Papierkonsumenten  ein 
paar  Cent  beim  Papiereinkauf  einsparen  können.^'  Von  kleinen  und  armen  Volkswirt- 
schafiten  wie  etwa  Haiti  brauchen  wir  an  dieser  Stelle  gar  nicht  erst  zu  reden.  Wenn  ein 
Land  wie  Haiti  -  wir  haben  es  oben  im  Abschnitt  D.  IL  (»PmbtkHm^tskompensaHoH«) 
schon  erwähnt  -  im  Rahmen  der  durch  den  „Washington  C^xr/fffm" inspirierten  wirt- 
schaffspolitischen  Empfehlungen  seinen  Importzoll  auf  Reis  von  50%  auf  3%  senken 
mulke,  mag  das  für  die  Konsumenten  erfreulich  gew'esen  sein:  Reis  wurde  dadurch 
etwas  hilliger.  L'ür  40.000  arbeirsluse  BaLiern  tlürtre  das  Ergebnis  allerdings  weniger 
erfreulich  gewesen  sein.  Imtnerhin  haben  sie  dadurch  ihre  materielle  Existenz  verlo- 
ren.*''^*' Wenn  sich  aber  selbst  eine  Volkswirtschaft  wie  die  Vereinigten  Staaten  von 


schraffierten  Fläche),  bis  er  auf  der  Traosversalen  (F)  durch  den  Ursprung  und  den  Punkt  (A)  liegt. 
Nach  dieser  Definition  liegen  also  zum  Beispiel  die  Punkte  {Bf)  und  (0*)  gleich  weit  „außen**,  obwohl 

k-t/ttTcr  in  der  f?r;iphik  cinirr  weiter  außen  liegeiitleii  PM-Kur\f  /ii  frifiprcclicn  uheiiil.  D.iliei  lies^t  eine 
solche  Definition  schon  deshalb  nahe,  weil  die  Güterkombinaüon,  für  die  sich  eine  Volkswirtschaft 
letztlich  entscheidet,  eine  Frage  der  Präfetenzen  ist  und  keine  Frage  der  Produkdonsmös^ichkeited. 

Nach  den  Marshall'schen  Renten  -  wir  müssLn  es  t  igenilich  kaum  noch  erwähnen  -  wäre  eine  solche 
Entwicklung  einmal  mehr  „wohlfahrtsstcigcrnd".  Offensichtlich  wollte  die  amerikanische  Regierung  die- 
sem Konzept  in  diesem  l'al]  aber  nicht  folgen.  Nach  allem  wird  man  sagen  müssen:  Wohl  zu  Recht. 
^  Vgl.  dazu  etwa  Spiceel  Online  vom  16-01-10:  Wie  die  Katastrophe  zur  Chance  werden  kann  (www. 
^iic^de/poUdk/ausland/U.1318,672036,00Jitml}. 
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Amerika  nicht  in  der  Lai^e  sieht  oder  zumindest  nicht  gewillt  ist,  entsprechende  An- 
passungslasten zu  schultern,  wie  soll  dann  eine  Volkswirtschaft  wie  Haiti  derartige 
Probleme  erfolgreich  handhaben  können?  Die  Antwort  kennt  vermutlich  nicht  einmal 
der  IWF. 

Um  an  dieser  Stelle  keine  Mißveiständnisse  aufkommen  zu  lassen:  Es  soll  uns  hier 
überhaupt  nicht  darum  gehen,  ob  eine  derartige  Entwicklung  „ungerecht*  oder  auch 
nur  „inakzeptabel"  ist.  Es  sei  hier  nur  darauf  hingewiesen,  daß  sich  auch  ein  durch 
Außenhandel  induzierter  Produktivitätsfortschritt  -  und  darum  handelt  es  sich  nach 
allem,  wenn  eine  Volkswirtschaft  P^ier  oder  Rt  is  («U  r  was  auch  immer  billiger  ein- 
kaufen kann  als  es  selbst  zu  produzieren  -  bei  freier  .Nhirktsteucruntj  nicht  unbedingt 
wohlfahrtsentwicklungskonform  auswirken  w/if).  Wenn  also  Wohlfahnscntwicklung 
ernsdich  das  praktisc  he  I  .rgebnis  der  W  irtschaftspolitik  sein  soll,  dann  deutet  das  auch 
hier  sehr  darauf  hin,  dalj  wir  uns  auf  freie  Marktsteuerung  n/k'/u  mehr  allzu  sehr  verlas- 
sen sollten  —  auch  nicht  in  ihrer  Spidart  „Freihflndel*'.  Übrigens  zeigt  sich  an  dieser 
Stelle  einmal  mehn  Messen  wir  „Wohlfahrt**^^*  nach  dem  Marshall'schen  Rentenkon- 
zept, dann  ist  der  durch  Außenhandel  induzierte  Produktivitatszuwachs  definitiv  wohl- 
fiahrtsförderlich:  Das  entsprechende  Gut  steht  in  größerer  Menge  zu  einem  geringeren 
Preis  zur  N'erfügung.  Messen  wir  Wohlfahrtsentwicklung  aber  nach  unserer  Definition, 
kann  von  Wohlfahrtsentwicklung  bei  freier  Marktsteuerung  nur  ausnahmsweise  die 
Rede  sein  -  dann  närtilich,  wenn  die  Strukturanpassung  erstens  vollständig  und  zwei- 
tens ohne  nennenswerte  Verzögerung  gelingt.  Das  aber  dürfte  in  der  Tat  der  absolute 
Ausnahmefall  sein. 


Nach  allem  kommen  wir  also  nicht  umhin,  die  „Wohlfahrt"  nach  dem  Marshall'schen  Rentenkonzept 
erstens  aufgrund  ihrer  unzureichenden  ßcgriffsschärfc  und  zweitens  -  was  damit  unmittelbar  zusam- 
menhängt -  aufgrund  ihrer  doch  sehr  fragwüidigen  Qualifizierung  eines  Ergebnisses  als  „wohl&hitsföf- 
derUch"  wäteihin  in  „Tüdddchen*'  zu  set2en. 
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VI.  Say'sches  Theorem 

-  Henr  Doktor,  mdn  Bruder  g^nbt^  er  war'  ein  Huhn. 

-  AbercUs  isl  j.i  furdlth:ir! 
Sie  müssen  ihn  sofort     mir  bringen. 
—  Aber  Herr  Doktor,  das  gi  ln  leider  nicht 
—  Und  warum  soll  das  aiclit  gehen? 
-  Wir  braueben  die  liier 

Das  Sav'schc  Theorem  tliirtte  der  wohl  schwenvieuendsre  F'jnwand  gegen  eine  mr)gli- 
che  Mengcnrcakiion  h/\v.  eine  Rücklaul sperre  der  Produktivitätsentwicklung  sein.  Ih/- 
des  kann  nicht  gleichzeitig  der  Fall  sein.  Entweder  sohsSh  sich  jedes  Angebot  seine  eige- 
ne Nachfrage  -  dann  kann  es  keine  Mengenreaktion  geben.  Oder  aber  es  gibt  eine 
Mengenreaktion  -  dann  kann  sich  nicht  jedes  Angebot  seine  eigene  Nachfrage  schaf- 
fen. Laut  Kromphardt  hat  Say  sein  Theorem  1803  erstmals  formuliert.^^  Seitdem  gilt 
es  als  „etonomc  theoty's  niost  mitrovers'ial principfe"S'*  Dabei  sollren  wir  uns  aher  nicht  un- 
bedingt auf  eine  präzise  Jahreszahl  festlegt  n.  Das  Sa\'srht  I  heorem  lag  -  wie  die  mei- 
sten F.nrdcckungcn  —  gewissermaßen  „in  der  Lutr".  So  hat  sich  auch  zum  Beispiel  Ri- 
cardo ganz  ähnlich  geäußert:  „Da  die  vermehrte  Produktion  tolglich  immer  auch  von 
einer  entsprechend  vermehrten  Fähigkeit,  zu  erwerben  und  zu  verbrauclien,  begleitet 
ist,  kann  es  keine  C  berproduktiun  geben. 

Nun  war  das  18.  Jahrhundert  eine  Zeit  stürmischer  Entwicklungen,  nicht  nur  in 
philosophischer  und  politischer  Hinsicht,  sondern  eben  auch  in  technischer  und  vor 
allem  auch  in  ökonomischer  Hinsicht.  So  kann  es  nicht  verwundern,  daß  dem  einen 
oder  anderen  leicht  schwindelig  geworden  sein  mag.^^^  Say  selbst  beschreibt  das  fol- 
gendcnnaßen: 

DiT  W  c  rtli  iinsi-Ti-r  jülirlichen  Produkt ioiu-n  hat  sich  seit  200  jahn-n  vit-lk-icht  vt  n  ii-rfadit,  uiu!  in  ji-ck-r 
Hpuchc  dieses  Zeitraumes  hat  man  glauben  mögen,  Frankreich  scy  mit  Allem  versehen,  und  es  scy 


\X  uody  Allen  -  in  der  Schlußszene  seines  Stadtiuurotikm  (USA  1977.  Originaititcl:  Aanie  Halt).  Über- 
seuung  von  mir. 
«73  Kiomphaidt  1998,  S.  81. 

Fw  p,  s  nn  „e  conomic  tlu  orx  's  niost  controvetsial  piindple"  -  so  kutet  auch  der  Untertitel  eines  Sam- 

melbandts  \  on  Kates  (Kates  2t>lj3). 

Tax.  nach  Keynes  1936  b,  S.  312.  Dabei  nennt  Keynes  in  seiner  typisch  schlampigen  Zitierweise  als 
Quelle  ..Princ.  of  Pol.  I'cnn.  S.  362"  luul  in  ck-r  Tuf'nfjtc  „Op.  cit.  S.  Idl",  wobei  sich  das  offenbar  wie- 
derum auf  ein  Werk  von  Hobson  und  Mummer)'  bezieht.  Zu  erforschen,  weiche  Ricirdo- Ausgabe  damit 
gemeint  sein  könnte,  bleibt  dabei  dem  Leser  überlassen.  Mir  jedenfialls  ist  es  nicht  gelungen,  näheren 
Aufschluß  zu  erlangen.  Auch  FriKt  Waeger  als  l'lx  rsetzer  hat  sich  nicht  die  MüIie  gemacht,  hier  für  mehr 
Klarheit  zu  sorgen.  Wichtig  ist  für  unsere  Zwecke  aber  nur,  daß  da.s  Say'sche  Theorem  offenbar  allge- 
mein bekannt  und  weithin  anerkannt  war. 
^  Wie  sehr  der  allgemeine  l  'mbruch  die  Grundorientierung  der  Leute  erschüttert  haben  muß,  laßt  sich 
übr^ens  sehr  gut  nachvoUzichen,  wenn  man  Süskinds  ParfMm  liest  (Süskind  1985). 
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unmöglich,  die  Prcxluktiun  zu  vermehren,  ohne  düß  ein  zu  grußer  Uebertluß  und  die  Unmöglichlteit 
des  Absatzes  entstehe,''^ 

Say  —  selbst  offenbar  völlig  sclnvindelfirei  -  wollte  also  seine  Landsleute  eher  heruiuffn. 
An  die  Schlußfblgerung  der  spateren  Angebotsökonomik,  mittels  seines  Theorems  die 
Wirtschafbentwicklung  forcieren  zu  wollen»  wird  er  dabei  weniger  gedacht  haben. 

Eher  umgekehrt:  Wenn  er  hatte  zur  Kcumnis  nehmen  müssen,  zu  welchen  Zwecken 
sein  Tlicorcm  instrumentalisiert  werden  sollte,  hätte  er  sich  vermutlich  im  Grabe  um- 
gedreht. Wir  werden  auf  diesen  Punkt  noch  zurückkommen.  Allcrdint^  soll  es  uns  hier 
nicht  um  Idecni^cschichte  gchcn,'"^  sondern  mehr  um  den  eigentlichen  Inhalr  des 
'rhcorems.  soweit  es  für  unsere  Untersuchung  von  Ik-deutunü:  ist.  Fiiu  ntlich  konnte 
man  meinen,  dali  sicli  nacli  über  2ÜU  Jahren  eine  Diskussion  des  Iniialtes  erübrigen 
sollte.  Allerdings  scheint  mir  das  nicht  unbedingt  der  Fall  zu  sein.  Vielmehr  haben  wir 
es  beim  Say*schen  Theorem  mit  immerhin  —  auf  den  ersten  Blick  zwar  recht  ähn- 
lich klingenden,  bei  genauerem  Hinsehen  aber  doch  recht  verschiedenen  —  Versionen 
2u  tun.  Im  Ei^bnis  kommen  wir  also  einmal  mehr  auf  einen  Unterschied,  der  einen 
Unterschied  macht.  Weil  etwa  referiert  die  folgende  Fassung: 

Dnv  L'cx;)mra'irtschaftlichc  Gleichgewicht  als  Identität  von  Aogpbot  und  Nachfnge  ist  unzostörbar.*^ 
Die  gebräuchlichste  Fassung  dagegen  lautet: 

Ein  allgemeines  Überangebot  an  Gütern  ist  unmöglich:  Jedes  Angebot  schafft  sich  selbst  die  notwen- 
dige Nachfirage".«" 

Das  aber  ist  mitnichten  das  gleiche.  Vkhnehr  haben  wir  es  hier  mit  zwei  durchaus 
unterschiedliche  Lesarten  zu  tun.  In  Kurznotadon  eigibt  sich  die  (weitaus  harmlosere) 
Lesart  [1]  dabei  wie  fb^ 

^  Lesart  [IJ:  „/\ngebot  gleich  Nachfrage." 


Say  1829  c,  S.  26.  Hinc  Vm'icrfächunR  in  2üO  Jahren  würde  übrigens  einer  Wachstumsratc  von  be- 
scheidenen 0,7'*'n  entsprechen.  So  etwas  würde  heute  bei  niemandem  ein  Schwindelgefühl  auslösen.  Im 
Gegenteil:  In  unserer  beschleunigten  Zeit  wird  da  eher  sein  „Heulen  und  Zähncklappcn"  (Matth.  13;  AZ^ 
und  wir  würden  die  ..uii/urcichfndc  \\':K"hstunisdvti;imik"'  Iiittcriith  beklagen.  S<>  iitukrti  sich  drc  /:  i-i  ti. 

*'*  Ein  knapper  „dtignicnliistorischer  Überblick"  zum  Say  schen  Geseiy.,  wenn  auch  nut  1 4iku.s  .iul  Key- 
nes*  Sicht  der  Dinge,  findet  sich  bei  Baiens  1987,  5.  84-91.  Eine  gründliche  Darstellung  des  gesamten 
Facettenreichtums  der  Diskiis'-inii  liittrt  K.itf«.  2003. 

*^  WoU  19%  a,  S.  561.  Dabei  zeigi  sich  WoU  übrigens  überaus  kritisch,  wenn  er  schreibt:  „Das  Saysche 
Theorem  ist  für  eine  Geldwirtschaft  anhaltbar.  Aus  einer  richtigen  Erkenntnis  (keine  allgemeine  Über- 
;i;iMii:un^;  v.  ird  ein  falscher  Schluß  ge/ngen.  Geld  ist  nämlich  nicht  nur  Tausch-  sondern  auch  \\  errauf- 
bewahrungsmittei.  Mit  steigender  Kassenhaltungsdauer  verliert  Geld  seine  »Neutralität'  für  den  Waren- 
tausch." (a.a.O.,  S.  562).  Die  „Möglichkeit  der  Geldhottung"  wurde  übtigeas  MSpätestens  von  J.  St.  MUl 
[...|  in  die  BetnuAtung  r m  r,  Harens  1987,  S.  88.,  m.V.a.  Mill  1871  a,  S.  570  fF.).  Uns  soll  es  hier 
aber  nicht  um  monetäre  .\spckic  gehen,  sondern  allein  um  die  Erörterung  eines  möglichen  Gegenargu- 
mentes gegen  eine  Mcngcnrcakuon  bzw.  eine  Rücklaufspcrrc  der  Produktivitätsentwicklung. 

^  van  Suntum  2005,  S.  105.  In  ähnlicher  Form  referiert  es  auch  zum  Beispiel  Kromphardt.  (Kromphardt 
1998.  S.  81). 
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In  dieser  I orm  wird  :i]s()  lediglich  eine  „IdenriTär"  behauptet.  In  der  (sehr  viel  brisante- 
ren) Lesarr  (2]  liest  sich  das  Say'sche  Theorem  dagegen  so: 

>  Lesart  [2]:  »Jedes  (zusätzliche)  Angebot  schafft  sich  seine  eigene  (zusätzliche) 
Nachfrage." 

Lesart  [1]  ist  insofern  „harmlos",  da  sie  nur  behauptet,  daß  mittel-  bzw.  langfristig  ^- 
sehen  gcn  iusn  viel  nachgefragt  (und  damit  letztlich  auch  verbraucht)  wird  wie  ange- 
boten (und  damit  letztlich  auch  produziert)  wairde.  \\"er  alier  wollte  das  l>esireiten? 
C/w/j'tv*  als  die  Produktion  .Lnu!  der  Verbrauch  einleuchtendenveise  nicht  sein.  l'nd  _;'f- 
/•/'/(^tvr  kann  er  ebensi  iw  t-ni^  se  in,  w  eil  das  l>etleuien  w  lirtlc,  daf5  die  Volksw  irtschaft 
langtrisüg  gesellen,  also  mcht  nur  vorübergehend,  aut  Lager  produziert.  Lesart  [2J  ist 
insofern  „brisantet**,  als  sie  einen  Wirkungszusammenhang  zvnschen  Güterproduktion 
und  Gütemachftage  behauptet.  Die  Nachfrage  wäfe  demnach  nicht  nur  bettagsmäßig 
gleich  dem  Angebot,  sie  wäre  eine  abbängfff  Variable  im  eigentlichen  Sinne:  Um  das 
gleichgewichtige  Volkseinkommen  zu  stxig^m,  würde  es  demnach  völlig  ausreichen, 
sich  auf  die  Angebotsscite  /u  konzentrieren  -  die  Nachfrage  würde  sich  regelmäßig 
und  zuvedässig  entsprechend  anpassen. 

in  einem  TutaknudeU  ergibt  sich  dabei  das  folgende  Bild: 


Abb.  55:  Say'schcs  Theorem  im  TotaJmiidcll 

Die  Funktion  des  aggregierten  Güterangebotes  in  der  Referenzperiode  sei  g^ben  mit 
(X^).  Solange  wir  uns  das  Güterangebot  als  reine  Funktion  des  Faktoreinsatzes  mit 
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den  Produktions faktoren  Atbeit  (iV),  Kapital  {K)  und  möglichen  weiteren  Faktoren 
vorstellen,  ergibt  sich 

(358)  Y''mY\N,K,...) 

und  somit  im  einfachsten  Fall  ein  vom  Preisniveau  (P)  unabhängiges  Güterangebot. 
Die  aggregierte  Gütemachfrage  (Y")  sei  preisniveauabhängig  gegeben  in  der  Form 
einer  Cambridge-Gleichung 

(359)  mY'{P)mM^ 

mit  den  Lageparametern  Geldmenge  (M)  und  der  als  konstant  angenommenen  Lni- 
kuf&equenz  (v).^^  Im  Schnittpunkt  {A)  ergibt  sidi  damit  das  für  die  Referenzperiode 
g^eichgewichtige  Volkseinkommen  {Y^)  bei  einem  Preisniveau  von  (^). 

Algebraisch  ergibt  sich  das  ag^gierte  Güterangebot  in  der  Referenzperiode  als  Kon- 
stante mit:*82 

(360)  Y*'Y* 

Die  a^regierte  Güternachfrage  ergibt  sich  entsprechend  mit: 

(361)  Y'^.Y^iP)^^ 

Im  Gleichgewicht,  also  für 

(362)  K^l-y* 

ergibt  sich  demnach: 

(36J,)  _ —  y; 

Damit  läßt  sich  das  Preisniveau  in  der  Referenzpetiode  ermitteln: 

(364) 

Setzen  wir  den  gefundenen  Wert  für  (/^)  in  die  Nach  frage  funktion  (361)  ein,  dann 
ergibt  sich: 

(365)  r-(P„)-:5Ll-i^^^.f^^ 


Ich  bevorzuge  den  Begriff  »Umlauffrequenz«  (statt  „Umlaufgeschwindigkeit"),  weil  die  zugehöäge 

Einheit  „Umläufe  pro  Zeiteinheit"  ist  -  es  sich  also  tatsächlich  um  eine  Fnquemi^  und  nicht  etwa  um  eine 
„Geschwindigkeit"  (zurückgelegter  \\  cg  pro  Zeiteinheit)  handelt 
^  Die  Überstreichung  symbolisiert  die  Eigenschaft  einer  Größe,  konstant  zu  sein  (vgl.  auch  das  »Vtr^fid^ 
mi  der  venmdeka  Sjmbok«). 
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Da  das  für  jedes  beliebige  Preisniveau  gilt,  wäre  die  Ciüternachfrage  in  der  Tat  eine 
reine  i'unktion  des  Ciuterangehotes.  Das  aber  bedeutet:  [}m  das  gleichgewichtige 
Volkseinkonimcn  zu  erhöhen,  würde  es  laisachlich  \  ( iiiig  ausreichen,  das  aggrcgierie 
Gütcrangcbot  steigern.  Das  entspricht  in  der  Graphik  der  Bewegung  (l).  Zwar 
würde  das  Preisniveau  dabei  von  (Pq)  auf  (P,)  sinken,  gleichwohl  würde  sich  zuverläs- 
sig ein  neues  Gleichgewicht  im  Punkt  (B)  einstellen.  Falls  eine  Senkung  des  Preisni- 
veaus aus  wirtschaftspolitischen  Gründen  unerwünscht  sein  sollte,  ließe  sich  durch 
entsprechende  Erhöhung  de$  Lageparameters  der  Nachfragefunkrion,  also  durch  eine 
Erhöhung  der  Geldmenge  (M),  ohne  weiteres  die  N  icbfr  igefunktion  (K,")  erzeugen 
und  somit  das  Preisniveau  stabil  halten.  Wir  würden  also  Punkt  (C)  erreichen:  Außer 
einem  Anstieg  des  gleichgewichtigen  Durchsatzes  hätte  sich  also  nichts  geändert. 

W  enn  es  also  tatsächlich  allem  auf  das  aggregierte  Angebot  ankommt,  dann  stellt  sich 
uns  (da  wir  ja  annahmegemäß  wachstumsoriendeet  sin^  die  Frage,  me  sich  das  Ange- 
bot ggf.  steigern  ließe?  Wenn  wir  uns  das  Güterangebot  als  reine  Funktion  des  Faktor- 
einsatzes vorstellen  und  Einflüsse  des  Preisniveaus  auf  das  Güterangebot  ausschließen, 
also  strikt  von 

(366)    Y*^Y^{N,K,  ...) 

ausgehen,  dann  wäre  eine  Erhöhung  des  Fakiorcinsatzes  hinreichend  für  eine  Steige- 
rung des  Angebotes  und  damit  für  eine  Steigerung  des  Durchsatzes.  Einzige  (notwen- 
dige) Bedingung  wäre  demnach  die  Verfügbarkeit  von  Produktionsfaktoren.  Umge- 
kehrt formuliert:  Nur  eine  Volkswirtschaft,  die  über  keine  freien  Produktionsfaktoren 
verfugt,  könnte  ihren  Durchsatz  nicht  weiter  steigern.  Gehen  wir  also  davon  aus,  daß 
Produktionsfaktoren  verfugbar  sind,  was  bei  Arbeitslosigkeit  ja  per  se  der  Fall  ist,  und 
betrachten  wir  die  Anwendung  des  Sa/schen  Theorems  anhand  einer  Lehrbuchdar- 
stellung: 

Anj^i-noiiMiii  n  -  so  luuirt  die  Sfty*schtf  Armimentation  —  es  wercU-n  /.is  lu  Sr'  ulu-  im  W  i  rt  vim 
1  Miu  €  produziert.  Dann  entsteht  genau  in  dieser  Höhe  Faktorcinkummen  und  -  wenn  wir  eine  Öko- 
nomie ohne  lavecdtkMien  bedachten  and  von  geplanten  Enpainisgen  von  Null  ausgehen  -  aus  diesen 
Einkommen  wird  wirksame  Nachfrage.*** 

Das  also  wäre  ein  typischer  Fall  der  Einsteuerung  zusätzlicher  Produktions£iktoren. 

Zur  Produktion  von  zusätzlichen  Schuhen  im  Wert  von  1  Mio  €  benötigen  wir  ledig- 
lich zusätzliches  Arbeitsvolumen,  zusätzliche  Rohstoffe  und  ggf.  zusätzliche  Maschi- 
nen.''^' Zwar  verursacht  das  zusätzliche  .\rbeitsvolumcn  aus  der  Sichr  des  l"nterneh- 
mens  Loluikosten  -  aus  der  Sicht  tier  Beschäftigten  aber  ist  es  bjnkommen.  Das  ist  ja 
gerade  charakteristisch  für  eine  geschlossene  Volkswirtschaft,  dali  „nichts  weg- 
kommt". Des  einen  Kosten  sind  des  anderen  Einnahmen.  Was  also  hat  sich  geändert? 
Der  Durchsatz  der  Volkswirtschaft  hat  sich  im  Vergleich  zum  Ausgangszustand  er- 
höht, Output  und  Volkseinkommen  liegen  in  der  Tat  um  1  Mio  €  höher  als  zuvor. 


«•3  Siebert  200()  .i,  S.  280. 

^  Wobei  unser  Lehrbuchbeispiel  der  Einfachheit  halber  von  Rohstofifien  und  Maschinen  abstrahiert. 


-310- 


Kurzum  —  die  Bcwetiung  (1)  in  unserer  (iraphik  hat  stattgctunden.  Damit  stellt  sich 
die  l'ragc,  ob  es  dabei  bleiben  wird  oder  ob  sich  nicht  doch  die  Bewegung  (2)  an- 
schließen konnicr  Im  ersten  Fall  nämlich  w  iinlc  das  Say'sche  Theorem  in  seiner  zwei- 
ten Lesart  gelten,  im  zweiten  Fall  dagegen  lediglich  in  der  ersten  Lesart. 

Siebett  fuhrt  aus,  daß  „zusätzliche  Schuhe  im  Wert  von  1  Mio  produziert  werden. 
Warum  aber  haben  die  Schuhe  diesen  Wert?  Weil  sie  -  wie  Siebert  ja  erklärt  —  entspre- 

chende  Faktorkosten  (im  Beispiel  also  Lohnkosten)  verursacht  haben?  Oder  weil  sie 
am  Markt  für  diesen  Betrag  ö/w/^/'f/r  sind?'''*''  Hier  befintK  v.  ir  uns  plötzlich  im  Streit 
zwischen  objektiver  und  subjektiver  W'ertlehre.  Nach  der  (>liiekti\en  W'ertlehre  der 
Klassiker  besteht  der  Wert  eines  Produktes  in  seinen  Herstellungskosten.  Demnach 
waren  die  Schuhe  in  der  Tat  1  Mio  ('  „wert".  Falls  es  aber  -  davon  dürfen  wir  heute 
ausgeiien  -  gelingen  sollte,  sie  für  beispielsweise  2  Mio  €  zu  \  erkauten,  dann  waren  sie 
eben  2  Mio  €  „wert^.  Kurzum:  Ein  Gut  ist  bei  &eier  Marktsteuerung  genau  soviel 
»»wertes  wie  jemand  bereit  ist»  dafür  auszugeben.  Einen  anderen  Maßstab  haben  wir 
nicht  Wir  brauchen  uns  hier  nicht  für  eine  bestimmte  Werttheorie  zu  entscheiden.  Für 
die  Beurteilung  des  Say*schen  Theorems  reicht  es  aus  zu  überlegen,  was  passieren 
würde,  falb  der  Marktwert  unter  den  Herstellkosten  läge.'^^''  Der  erste  Punkt  der  Dar- 
stellung von  Siebert  wäre  immer  noch  richtig.  \X  cnn  ilie  Produktion  1  Mio  €  gekostet 
hat,  dann  sind  in  der  Tat  auch  entsprechende  l.ohneinkommcn  entstanden  und  es 
würde  zunächst  in  tier  Tat  zusätzliche  wirksame  Nachfrage  geben.''^'  \\  enn  die  Schuhe 
aber  nur  für  zum  Beispiel  500.0(10  C  am  Markt  absetzbar  sind,  dann  würde  die  Schuh- 
fabrik einen  betriebswirtschafdichen  Verlust  in  ebendieser  Höhe  erleiden.  Das  aber 
würde  bedeuten,  daß  irgendwer  500.000  €  ärmer  wäre.  Genau  in  dieser  Höhe  würde 
also  „wirksame  Nachfrage"  entfallen  —  da  wir  ja  davon  ausgehen  müssen,  daß  in  einer 
Volkswirtschaft  „nichts  w^kommt^. 

Kurzum:  Im  ersten  Schritt  schafft  sich  das  zusätzliche  Angebot  in  der  Tat  zusätzli- 
che Nacfafirag^  —  die  Arbeitnehmer  wurden  entlohnt  und  geben  das  Geld  auch  aus.  Im 
zweiten  Schritt  müssen  wir  jedoch  erkennen,  da(i  dieser  zusätzlichen  Nachfrage  eine 
verminderte  Nachfrage  in  Hfihe  des  betriebswirtschaftlichen  N'crlustes  gegenübersteht. 
Im  dritten  Schritt  schlieljlich  kcinnen  wir  davon  ausgehen,  dali  kein  I  nlernehmen  ei- 
nen solchen  Zustand  auf  die  Dauer  akzeptieren  würde.  Die  Schuhfabrik  würde  ein 
n^rives  Betriebsergebnis  erzielen  und  über  kurz  oder  lang  wieder  schließen  müs- 


Eun  Unterschied,  aut  den  nur  »ehr  selten  deutlich  hingewiesen  wird.  Ausdnicklich  etwa  Messner  1966, 
S.  997,  Pn.  1,  der  die  „einseit^^  Sicht  mf  den  objekdveti  Herstellongswett"  hervorhebt.  Diese  „objekti- 
ve" Oricritic-ning  ist  aber  typisch  für  die-  Klassikc-r  (vgl.  ct\v:i  SöHikt  2001,  S.  39).  Mt-ssncr  diit;cgfii  uiuer- 
scheidet  deutlich  zwischen  Kostenwert  (objektive  Kosten),  Gebrauchswert  (subjektiver  Wert,  Nutzen- 
wert) und  Tauschwert  (Preis).  (Messner  1966,  S.  983  ff.). 

^  Genau  genommen  müßten  wir  hier  eigentlich  sogar  die  Selbsticosten  (also  HersteUkosten  plus  Verwal- 
tun^s-  und  Vertriebskosten)  ansetzen.  Wir  wollen  unser  kleines  BdsfMel  aber  nicht  übersttapazieten  und 
allein  die  Hcrstcllkostcn  in  Ansatz  bringen. 

^  Wir  können  der  Einfachheit  halber  unterstellen,  daß  ausschließlich  Lohneinkommen  entstanden  sind 
imd  von  Kapitalcinkommen  absehen. 
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6KH  Oamit  aber  sind  Angebot  und  Nachtrage  im  Hrgebnis  noch  immer  gleich  groß 

—  aber  nii'hl,  weil  sich  das  Angebot  zusätzliche  Nachtrage  geschatfen  hätte,  sondern 
weil,  ganx  im  Gegenteil,  die  Nachfrage  das  Angebot  w  ieder  auf  das  alte  Ni\  eau  zu- 
rückgezogen hat.  Damit  aber  kommen  wir  zu  dem  Ergebnis,  daß  Bewegung  (1)  durch 
Bewegung  (2)  aufgehoben  wurde.  Wir  befmden  uns  also  wieder  im  Punkt  {A)  der 
Gtaphik. 

Auch  das  ist  übngens  alles  andere  als  neu.  Schon  John  St  Mill  hat  auf  die  Mö^ich- 

keit  hingewiesen,  daß  „production  [...]  not  excessive,  but  merely  /'//  assorted"  ht/'^'^  und  daraus 
gefolgert:  „Ifso,  fhe  supphf  will  adapt  ilse/f  (KTonlhi^"^  Zwar  gpht  Mill  hier  (nur)  von 
einem  Mismatch  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  aus  -  aber  immerhin  sieht  er  die 
Möglichkeit,  daß  sich  tlas  Angelnn  an  die  NaclitVage  an[-)assen  muß,  anstatt  umge 
kehrt,  l'nrer  welchen  Bedingungen  aber  riihrr  zusärzliclies  Angebor  rarsächlich  auch 
zu  zusätzliciier  Naciifrager  Der  Anbieter  muß  —  knapp  gesagt  -  am  Markt  uettimitrhs- 
fähig  sein.^'  Das  aber  ist  er  nur,  wenn  er  sein  Produkt  mit  einer  Arbeitsproduktivität 
herstellen  kann,  die  mindestens  die  des  leistungsschwächsten  Mitbewerbers  überttifit 

-  also  desjenigen,  der  sich  mit  seinen  (vergleichsweise  hohen)  Selbstkosten  gerade 
noch  am  Markt  halten  kann.  In  diesem  Fall  aber  würde  er  diesen  wiederum  zumindest 
2um  Teil  \ om  Markt  verdrängen.  Der  könnte  dann  seinerseits  wiederum  versuchen, 
seine  Produktivität  zu  steigern  —  und  so  fort.  Produktivitätssteigerung  ist  also  einmal 
mehr  notmndtff^  nicht  aber  binreicbende  Bedingung  fÜir  Wachstum.^^^ 


\<  v.\  Mix<  liiln  .uiy:ierung  und  Queisubventionen  sei  dabei  einmal  abgesehen,  um  das  Beispiel  nidit  über- 
zubtrapazicrcn. 
"»  MiU  1871  a,  S.  573.  Vgl.  auch  Barens  1987,  S.  88. 

«»  Mill  1871  .1,  S.  5''2.  CMuiulsiii/Iich  aber  war  sich  John  St.  Mill  in  seinem  XIV.  Kapitel  (  ■()/ 1 ixass  of 
Supply«),  a.a.O.,  S.  570-576,  sicher:  „l—]  but  thcre  is  no  ovet-ptoducdon  [...J."  (Mill,  a.a.O.,  S.  573).  Vgl. 
auch  Barens  1987,  S.  88. 

«W  Genau  in  diesem  Punkt  liegt  übrigens  Mill's  Irrtum:  Mill  jjcht  -  bei  hoch  aggregierter  Betrachtung  - 

gan;'  sclbsn-fr^tiindhch  (l-.ixiin  in»:,  ,J;iß  >;n;h  «^tcrs  ein  Aiil'.cIh H  ^ch  l^tc^  'iißt,  das  wr»;r/,v/"  ist.  Das 
aber  muli  unter  MarktUcdingungcn  unti  auf  tlcr  libcnu,  uul  die  es  hier  .jiikommt  —  nämlich  der  Orlriebt- 
mrtidu^elu»  Ebene  — ,  duichaus  nicht  immer  der  Fall  sein,  wie  wir  am  Beispiel  unserer  Schuh&brik 

deuflid!  selun  konnten. 

^-  Das  ergibt  sich  schon  aus  dem  Frodukut^nsmodell.  Bei  genauerer  Betrachtung  mulitc  man  allerdings 
sagen,  daß  die  Wettbewerbsfähigkeit  nicht  nur  von  der  Arbeitsproduktirität,  sondern  auch  vom  Lohn- 
satz abhängt  —  vt;!.  da/u  D.  (-KiifSr.linifxpftrr  dtr  PriiduktiritälsenltrirklKnii^j.  Sitlan^e  man  aber  realisti- 
sch erweise  davon  ausgeht,  dafS  es  so  etwas  wie  einen  branchenüblichen  Lohnsau  gibt,  würde  die  Überle- 
gung dadurch  nur  unnötig  kompliziert.  Auch  haben  wir  uns  in  diesem  Beispiel  auf  ein  Produkt  be- 
schränkt, für  da,s  es  Ixu  iis  eitlen  Marktpreis  gibt.  Die  Arbeifsprodukti\  itäi  \  <>n  nfiicii  Protlukten  hängt 
wesentlich  davon  ab,  welchen  Preis  die  Nachtragcr  zu  zahlen  bereit  sind  -  es  a^ibt  bei  neuen  Produkten  ja 
noch  keinen  Preis.  Aber  dadurch  würden  die  Überlegungen  nur  unnötig  kompliziert.  Immerhin  sei  an- 
gemerkt, daß  sich  ntiit  Produkte  (Produklinnos  aiir>ncn)  absehbar  ther  m  Form  von  Wachstum  ausw  irken 
Statt  in  Form  eines  Beschäftigungsrückganges.  Vgl.  dazu  auch  etwa  Kromphatdt  1998,  S.  130.  nuwiNi. 
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Nach  allem  sollten  wir  das  Say'sche  Theorem  also  wie  folgt  formulieren: 

>  Lesart  |3|:  „Jedes  (zusätzliche)  mtthewerb^äbiff  An^hoi  schafft  sich  seine  eigene 

(zusätzliche)  Nachfrage." 

In  dieser  Version  scheint  es  mir  in  der  Tat  (fast)  vollgültig  zu  sein. 

Alles  andere  wäre  auch  wenig  glaubhaft.  Würde  nämlich  das  Sav'sche  Theorem  in  der 
zweiten  Lx'sati  gültig  sein,  dann  wäre  in  der  Konse4uenz  das  folgende,  völlig  absurde 
Szenario  denkbar:  Als  pragmatischer  Wirtschaftspolitiker  wüßte  ich  unter  diesen  Um- 
standen nämlich  nicht,  wieso  es  dann  überiiaupt  jemals  ein  wirtschaftspolitisches  Pro- 
blem geben  sollte.  Jede  Form  von  Arbeitslosig^t  ließe  sich  mit  Leichtigkeit  überwin- 
den -  man  müßte  nur  irgend  itn  as  produzieren.  Der  Staat  müßte  sich  nicht  verschulden 
und  Keynes*sches  d^iäi  spending  betreiben  -  er  könnte  einfach  die  Produktion  von  />- 
^atd  etwas  in  die  Wege  leiten.  Wenn  also  die  W  irtschaft  dümpclt  und  die  Arbeitslosig 
keit  hoch  ist,  könnte  zur  Not  der  Staat  selbst  eine  Schuhhibrik  gründen  und  „zusätzli- 
che Scliuhe  im  Wert  xon  1  Mio  (""  produzieren.  Es  müßte  nicht  einmal  eine  Schuhfa- 
brik sein.  Der  Staat  konnte  beispielsweise  auch  Manufakturen  für  Streichholzschnitze- 
rei betreiben.  Dort  würden  dann  in  liebevoller  Handarbeit  zusätzliche  Streichhölzer  im 
Wert  von  1  Mio  €  geschnitzt  -  egal  zu  welchem  Preis  sie  absetzbar  wären,  oder  auch 
nicht.  Auch  das  würde  entsprechende  Lohnkosten  venusachen  und  somit  —  aus  der 
Sicht  der  Arbeitnehmer  —  zusätzliches  Einkommen  bedeuten  und  damit  eine  entspre- 
chende „w  irksame  Nachfrage".  Wenn  also  das  Say'sche  Theorem  in  der  zweiten  Lesart 
gültig  w  äre,  dann  wären  Koi^unkturflauten  oder  gar  Krisen  „per  Say"  ausgeschlossen. 
Das  aber  wäre,  wie  gesagt,  ein  offensichtlich  absurdes  Ergebnis.*^'^-^ 

Wirklich  inrcressant  dabei  ist,  daß  lean-Bapnste  Sa\  sein  TlTeorcm  offensichtlich  auch 
genau  so  und  nicht  anders  gemeint  hat.  Zunächst  einmal  untersciieidet  Say  sehr  sauber 

zwisdien  Produktion  und  Verkauf  einerseits  sowie  zwischen  Konsum  und  Ankauf 
andererseits: 

Immer  bleibt  es  wahr,  daß  der  Ankauf  eines  Produkts  nicht  die  Consumtion  desselben  ist;  gleichwie 
ilcr  W  rkauf  eines  etzeugten  Produkts  nicht  dessen  Prodokdoo  vorstellt.'** 

Dabei  führt  er  aus: 

Die  Industrie  des  Mi-nschcn,  die  überiiiuipt  in  der  l'.ihigkeit.  Lresellsch.iftlicHe  Reichthümer  zu  erzeu- 
gen, besteht,  gelangt  auf  höchst  verschiedenen  \\  cgcn  zu  ihrem  Zweck,  der  immer  derselbe  ist;  sie 
sucht  die  Bedürfnisse  der  Menschen  in  der  Art  zu  befiriedigen»  daß  diejen^n,  die  sich  der  von  ihr  her- 
>:cl>raclucn  Prc^dukie  bedienen,  durch  den  Genuß,  den  ihnen  diese  verschaffen,  vermocht  werden,  so 
viel  dafür  zu  bezahlen,  als  sie  gekostet  haben.^^ 


*»  Manchmal  muß  man  sich  wirklich  fragen,  oh  diejenigen,  die  das  Say'sche  Theorem  in  seiner  Lesart  ß] 
für  empirisch  zutreffend  halten,  sich  darüber  im  Klaren  sind,  wie  dicht  sie  damit  unversehens  an  die 

KoTics'schcn  „lirdlöchcr"  (Keynes  1936  b,  S.  184)  heranreichen. 
S;u  182')  c,S.  15. 
««s  Say  1829  c,  S.  228. 
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Und  weiter: 

Wenn  dieser  Genuß  den  Preiß  eines  PrDtlukrs  nicht  auf  den  Betrag  der  Produktionskosten  steigert,  so 
findet  nicht  nur  keine  Produktion,  sondern  sogar  cm  Verlust  statt."** 

Wir  können  hier  „Genuß**  mit  „Mailctpieis**  übersetzen  und  ,  J'rocluktionskosten**  mit 
^Selbstkosten"  und  kommen  umstandslos  zu  dem  Ergebnis,  daß  Say  von  einem  avit- 
bemrh^ahi^n  Angebot  ausgeht: 

Die  Produktionskosten  sind  der  Preiß  der  \ erscliiedcncn  Dienste  aller  derjenigen,  die  /x\  |sic']  lierstel- 
lutiu  des  Produkts  beigetragen  haben;  das  Produkt  muß  alle  Ausiageo»  die  zu  dessen  Herstellung  etfor- 

iLrlich  w-ulh,  schlechthin  erstt^fen  [...|/''' 

\\  cnn  das  aber  nicht  der  Fall  ist,  findet  nach  Say  nicht  nur  keine  Produktion  statt, 
sondern  eben  auch  kein  Angebot  Im  ersten  Band  seiner  NaHomU-Oekononrie  formuliert 
Say  den  von  ihm  gemeinten  Zusammenhang  übriges  nodt  deutlicher: 

In  der  That,  wenn  man,  um  einen  Gegenstand  zu  erzeugen,  der  zufolge  des  Dienstes,  den  er  leisten 

k;.nn.  mehr  uhi-r  t'iint  Franken  Werth  ist,  einen  W  erth  von  sechs  l'ranken  consumiren,  d.h.  vernichten 
muß,  so  proilu/irt  man  nicht  nur  keine  fünf  Franken,  sondern  zerstört  in  Wirklichkeit  den  Werth  von 
einem  Pranken.  Bs  wäre  fürwahr  eine  seltsame  Produktion,  die  eine  allmählige  Vernichtung  aller 
Rcichthümcr  zur  1  oli^c  hätte.  Man  produzirt  im  wahren  Sinne  des  Worts  nur  in  so  fern,  als  das  Pro- 
dukt, naclidcm  alle  Produktivdicnstc  bezahlt  sind,  die  Produktionskosten  Werth  ist.  Dies  v',cschieht  aber 
nur  dann,  wenn  das  Produkt  tiir  die  Gesellschaft  in  solchem  Maße  ein  Ucdürlniß  ist,  daß  sie  sich  zu 
Bezahlung  eines  so  hohen  Preises  versteht  [...]-'^ 

Ich  denke,  klarer  kann  man  es  nicht  Bassen.  Letztlich  handelt  es  sich  bei  der  Kontro- 
verse um  das  Sa/sche  Theorem  also  einmal  mehr  um  einen  Streit  um  Worte.  Wenn 
man  ein  nicht-wettbewerbsfahiges  Ang^b*>!  ms  der  Definition  von  »Angebot«  heraus- 
nimmt, dann  entspricht  Say*s  Theorem  exalct  der  hier  vorgeschlagenen  Formulierung. 

Allerdings  liat  dieser  Streit  um  Worte  Konsequenzen.  Für  die  antn-botsorientierte  Les- 
art [2J  bleibt  dabei  nämlich  wenig  Raiun,  um  nicht  zu  sagen:  gar  kein  Raiun. 

Nach  alieni  drangt  sich  der  Hindruck  aut,  daß  es  auch  Jean-Baptiste  Say  niclit  besser 
ergangen  ist  als  etwa  Bicardo  oder  Adam  Smith.  So  mancher  Autor  »,pickt'*  sich  das 
heraus,  was  ihm  in  sein  theoretisches  Konzept  paßt  und  ignoriert  den  Rest  geflissent- 
lich. Bei  Say  also  die  kleine,  aber  höchst  bedeutsame  Nebenbedingung  der  Wettbe- 
werbsföhigkeit  des  Angebotes,  bei  Ricardo  die  Notwendigkeit,  neben  der  Nutzimg 
„komparativer  Kostenvorteile"  eine  aktive  Industrialisierungspolirik  zu  betreiben,  und 
bei  Adam  Smith  schließlich  sogar  ein  weitgehendes  Ignorieren  des  größten  Teiles  des- 
sen, was  er  geschrieben  hat.  Übrig  geblieben  ist  allein  die  „unsichtbare  I  bind".  Dazu 
nur  ein  einziges  Beispiel:  Recktenwald,  dem  man  sicherlich  eine  profunde  Kenntnis 
von  .\dam  Smith's  Werk  zugestehen  muß,  setzt  sich  in  seiner  »Würdigungdes  M  erkes«^*^ 
auch  mit  dessen  Rezeption  durch  die  Epigonen  auseinander: 


«'"'Say  1829  e,  S.  228. 

Say  1829C.S.228, 
«>«  Say  1829  a,  S.  220. 
*»  Adam  Smith  1789.  S.  XV-LXXIX. 
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Zu  behaupten,  Smith  habe  „kein  scharfes  Auge  für  Disharnionicn,  für  die  Intetessenkonflikte  wie 
es  Myvdal  tut,  ersdieint  eiofiich  iräg.''<'o 

Adam  Smith  war  wohl  viel  2u  realistisch  bzw.  viel  zu  sehr  mit  den  kleinen  Schwächen 

der  menschlichen  Natur  vertraut,  um  freier  Marktsteuerung  allzu  viel  zuzutrauen.  So 

schreibt  er  etwa: 

Es  läßt  sich  imlcs  leicht  vorhersehen,  welche  der  beiden  Parteien  unter  normalen  l  'mstSiKlen  einen 
Vorteil  in  dtm  Konflikt  haben  mufS  und  die  andere  zur  Minwillitjunc  in  ihre  Bedinsj;ungcn  zwingen 
wird.  Die  Unternehmer,  tier  Zahl  nach  weniger,  lionncn  sich  viel  leichter  zusammenschließen.  Außer- 
dem billigt  das  Gesetz  ihie  Veteinigungen,  zumindest  vednetet  es  sie  nicht  wie  die  der  Arbeiter.  [...]  In 
allen  Ixihnlcooflikteo  können  zudem  die  Uneemehnier  ling^  durchhalten,™ 

Und  weiter: 

Nur  selten,  so  wurde  behauptet,  war  von  Zusammenschlüssen  der  Unternehmer,  häufle  da^ei^cn  von 
solchen  der  Arbeiter  zu  hören.  Wer  aber  daraus  den  Schluß  zieht,  Unternehmer  würden  sich  selten 
untereinander  absprechen,  kennt  weder  die  Welt,  noch  versteht  er  etwas  von  den  Dingen,  um  die  es 
hiergeht^ 

Eine  „Tarifauseinandersetzung**,  wie  wir  das  heute  nennen  würden,  hat  bei  Adam 
Smith  in  erster  Näherung  also  zunächst  einmal  rein  gar  nichts  mit  Angebot  und  Nach- 
frage oder  mit  der  (ircnzproduktivirät  der  Arbeit  zu  tun.  Hier  gellt  es  um  reine  Macht. 
Hrst  nachdem  das  alles  klargestellt  ist,  kommt  Adam  Smith  auf  die  Marktsteuerung  zu 
sprechen: 

Wenn  auch  solche  Lohnkämpfe  in  der  Regel  zugunsten  der  Arbeitgeber  enden,  so  gibt  es  dennoch  ei- 
nen bestimmten  Satz,  unter  den  der  fiUtche  Ijohn  selbst  för  die  allereinfachste  Tätigkeit  für  längere 
Zeit,  wie  CS  scheint,  nicht  Kcdrüdct werden  kann.'"' 

Dieser  „bestimmte  Satz"  entspricht  schon  bei  Adam  Smith  dem,  was  Marx  später  die 
„Reproduktionskosten  der  Arbeit"  genannt  hat.  lirst  im  folgenden  geht  Adam  Smith 
auf  den  liinfluß  von  .\ngeboc  und  Nachfrage  auf  dem  Arbeitsmarkt  ein. 

W  cnn  in  einem  Lande  die  Nachfrage  nach  Arbeitern,  Gesellen  oder  Dienstboten,  die  nur  von  ihrem 
Lohn  leben,  ständig  zunimmt  und  wenn  jedes  Jahr  mehr  Arbeitsplätze  vorhanden  sind  als  im  Jahr  zu- 
vor, dann  h.iben  die  Arbeiter  keinen  Anlaß,  sich  zu  organisieren,  um  höhere  Löhne  2U  erreichen.  Der 
.Mangel  an  Arbeitskräften  führt  nämlich  zu  einem  W  eiibewerb  unter  den  Ufnternehmern,  die  sich  ge- 
genseitig überbieten,  um  Arbeiter  zu  bekommen,  so  daß  sie  freiwillig  die  natüriichc  y\bsprache  über  ei- 
ne gemeinsame  Lohnpolitik  durchbrechen.^ 

Adam  Smith  geht  also  ganz  selbstverständlich  davon  aus,  daß  es  zunächst  einmal  eine 

„natüriichc  Abspi  k  1k"  unter  den  Unternehmern  gibt,  die  dann^  in  einem  zweiten 
Schritt,  allerdings  durch  die  M;iiktkräfte  konterkariert  werden  kaim.  Ich  möchte  diesen 
Punkt  an  dieser  Stelle  mit  dem  1  linweis  abschließen,  daß  der  gesamte  Wohlstand  der 
i\'ti//o/u.K'  von  ähnlichen  'l  extstellen  durchzogen  ist.  Demnach  bieilir  festzuhalieti,  dal' 
CS  —  in  Rccktcnwalds  Worten  —  „einfach  irrig"  wäre,  ausgerechnet  Adam  Smith  als  de/i 


'»AdamSmiih  1789,  S.  U. 

''vt  Adam  Smith  1789,  S.  58.  Das  „Verbot"  sollte  übt^^s  noch  lange  Bestand  habetL  In  Deutschland  etwa 

sind  die  Gewerkschaften  erst  rund  100  Jahre  später,  also  „seit  den  1890er  Jahren  zu  Iii  ck-uisamen,  wenn 
auch  [noch  immer]  nicht  legitimierten  kollektiven  Akteuren"  aufgestie;gen  (Abelshauser  2Ü04,  ä.  54). 

■«•2  Adam  Smith  1789,  S.  58. 
Adam  Smhh  nH9,  S.  59. 

^  Adam  Smith  1789.  S.  60. 
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„Spiritus  rector"  freier  Marktsteucrunt;  herauszuputzen.  Nach  allem  —  das  war  hier  der 
Punkt  —  kann  man  sich  des  1  Eindruckes  nicht  cnvehren,  daß  manche  Autoren  ihre 
Klassiker  nur  höchst  selektiv  lesen  -  und  vielleicht  auch  nur  höchst  selektiv  lesen  wolkii. 

Kommen  \nr  aber  zurück  zum  Say*schen  Theorem.  Wirklich  vollgültig  wird  es  erst 
dann,  wenn  wir  noch  eine  kleine  weitere  Einschränkung  einftig^: 

>  Lesart  [3'J.  „Jedes  (zusätzliche)  wettbewerhsßäüff  Angebot  schafft  sich  seine  eigene 
(zusätzliche)  Nachfrage  -  wobei  es  allerdings  einen  Teil  des  bisherigen  Ange- 
botes (und  damit  audi  der  bisherigen  Nachfrage)  verdrä^n  kann.*' 

Das  folgt  unmittelbar  aus  den  Ausführungen  zur  Mengenreaktion.  Zwar  steigt  mit 
neuen,  wettbewerbsfähigen  Angeboten  der  volkswirtschafidiche  Durchsatz.  Allerdings 
ist  dabei  gleichwohl  mit  einer  Mengenreakti(m  zu  rechnen.  „Unter  dem  Strich"  be- 
deutet das  zwar  einen  tendenziellen  Anstieg  des  N'olkseinkommens  und  damit  auch 
des  aggregierten  W'ohlfahrtsniveaus,  nicht  aber  notwendigerweise  auch  einen  Anstieg 
des  disaggrcgiericn  W  ohlfahrtsni\  e;uis.  Alischlieljend  bleibt  fcst/uhaltcn,  daß  das 
Say'schc  Thcorctn  nur  unter  der  Nebenbedinguiig  eines  in'ttlh'nrybsiahi^'U  zusätzlichen 
Angebotes  gilt.  Falls  das  Angebot  nicht  wettbewerbsfähig  ist,  folgt  auf  die  Bewegung 
(1)  in  unserer  Graphik  über  kurz  oder  lang  (eher  wohl  kurz)  Bew  egung  (2).  Damit  aber 
ist  das  Sa/sche  Theorem  nur  in  seiner  wenig  speküikulären  Lesart  [1]  gültig,  nicht  aber 
in  der  Lesart  [2].  Zwar  können  wir  davon  ausgehen,  daß  aggr^ertes  Angebot  und 
aggregierte  Nachfrage  (zumindest  auf  ttiittlere  Sicht)  betragsmäßig  gleich  groß  sind. 
Eine  Ausdehnung  der  Produktion  ist  aber  hinreichend  für  eine  betragsmäßig 
gleich  große  Steigerung  des  Durchsatzes:  Nicht  |cdes  zusätzliche  Angebot  schafft  sich 
demnach  seine  eigene  zusätzliche  Nachtrage.  Vielmehr  kann  es  sehr  wohl  sein,  daß  das 
zusätzliche  Angebot  von  iler  „M.uktcKniimik"'  höchstselbst  aut  den  sprichwörtlichen 
Boden  der  Tat.sachen  zurückgeholt  wird,  in  cmem  \V  ort:  Das  Say'schc  Theorem  steht 
unseren  Untersuchungsergebnissen  zu  Mengenreaktion  und  Ruddaufsperre  in  keiner 
Weise  entg^n.  Ganz  im  Gegenteil:  Es  unterstützt  und  bekräftigt  sie  sogar. 

VU.  Fazit 

Fassen  wir  die  Ergebnisse  dieses  Kapitels  zusammen.  Ausgangspunkt  war  die  Fest- 
stellung, daß  sich  ein  Produktivitätsschub  auf  der  Ebene  einzelner  Unternehmen  nicht 

notwendigerweise  wohlfahrtscntwicklungskonform  auswirken  muß.  rnrgcgen  einer 
weitverbreiteten  Auffassung  fließen  die  Früchte  eines  Produktivitätsschul>es  tlen  Un- 
ternehmen vielmehr  als  witidfall proflfs  zu.  Rinc  Bereitschaft  zur  Bcteilung  des  Faktors 
Arlieit  im  Rahmen  einer  l.ohnsarzerlTobim^  läßt  sich  aus  dem  (rewinnmaximierungs- 
interesse  nicht  ableiten.  Auch  ist  dabei  nicht  mit  einer  Ausweitung  des  Arbeitsvolumens 
zu  rechnen.  Kurzum:  Auf  der  Ebene  einzelner  Unternehmen  erfüllt  ein  Produktivi- 
tätsschub bestenfalls  den  Grenzfall  von  Wohlfahrtsentwicklungskonformität.  Mehr 
noch:  Wenn  ein  Unternehmen  einen  Produktivitätsschub  für  eine  Konsolidierung  sei- 
ner Geschäftstätigkeit  nutzt  (analog  einer  Rationalisierungsinvestition),  ist  sogar  mit 
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einem  rückläufiiren  Arhcirsvolumcn  7.u  rechnen  und,  /.umindest  im  Modell,  auch  mit 
einem  rückläufigen  Re.illohnsatz.  Dieser  l'all  wäre  also  definitiv  wohlhihrtsentwick- 
lungswidrig.  y\Ilerdings  muß  die  Tatsache,  daß  ein  Produkiix  itäisschub  auf  der  Ebene 
einzchicr  Unternehmen  zur  Aussteuerung  von  Arbeitsvolumen  führen  kann,  noch 
nicht  bedeuten,  daß  die  Entwicklung  auch  auf  gesamtwirtscfaafidicher  Ebene  wohl- 
fahttsentwicklungswiddg  sein  muß.  Das  ausgesteuerte  Arbeitsvolumen  könnte  ja  —  im 
Rahmen  ganz  normaler  Strukturanpassung  -  anderweitig  Beschäftigung  finden.  Sofern 
das  im  gleichen  Umfang  und  zum  zumindest  gleichen  Lohnsatz  der  Fall  ist,  wären  die 
Bedingungen  für  Wohlfahrtsentwicklui^konfonnität  gleichwohl  erfüllt.  Dabei  haben 
wir  im  ersten  Abschnitt  dieses  Kapitels  gesehen,  daß  der  Kurs  dann  und  nur  dann 
wohlfahrlscniwicklungskonform  i'-t,  w  enn  sich  auf  gcsamtwirtsciiattlicher  Ubcne  keine 
üherschief;'ende  Produktivitätsenrw  icklun^  enjibr.  Im  zweiten  Abschnitt  haben  wir 
gesehen,  daß  sich  über  eine  „Produkm  iiaisktniipensationsphase"  zwar  das  Arbeitsvo- 
lumen auf  dem  s/afiu  quo  ante  halten  ließe  -  nicht  aber  der  ReaUohnsatz.  Damit  aber 
wäre  Bedingung  [3]  verletzt»  der  Kurs  also  ebenMs  nicht  wohl£üurtsentwicklungskon- 
form.  Weiterhin  haben  wir  gesehen,  daß  der  sich  dabei  ergebende  Lohnsatz  leicht 
Größenordnungen  „jenseits  von  gut  und  böse"  annehmen  kann:  Ein  Rücl^ang  nm  im 
Extremfall  lOO"«  -  also  (////"einen  Lohnsatz  von  Null  —  würde  wohl  niemand  als 
brauchbares  Ergebnis  freier  Marktsteuerung  bezeichnen  wollen.  Kurzum:  Überschie- 
ßende Produktivitätsentwicklung  ist  und  bleibt  unter  W'ohlfahrtsentwicklungsgesiclus 
punkten  |iroblematisch.  Folglich  haben  wir  uns  im  dritten  Abschnitt  gefragt,  hir  wie 
wahrscheinlich  wir  überschießende  Produkti\  iiätsentwicklung  erachten  wtjUen.  Dabei 
hat  sich  gezeigt,  daß  sich  eine  allgemelm  Produktivitätssteigerung  vollständig  in  Wachs- 
tum umsetzen  würde.  Bei  einer  nur  partiellen  Produktivitätssteigerung  allerdings,  also 
dem  absoluten  Normalfall,  ist  mit  einer  Mengenreaktion  zu  rechnen:  Die  Produktivi- 
tätssteigerung würde  smobliAx  einem  Anstieg  des  Durchsatzes  fuhren  als  aneb  zu  einem 
Rück^mg  des  Arbeitsvolumens.  Damit  aber  wirkt  sich  Produkdvitätsentwicklung  zu- 
mindest im  Modell  im  RegelM       wohlfahrtsentwicklungskoiiform  aus. 

W  enn  aber  der  Produktivitätsentwicklungsprozeß  auch  „unter  dem  Strich"  zu  einer 
Aussteuerung  von  Arbeitsvolumen  im  Rahmen  von  Heschäftigungs\  erhältnissen  füh- 
ren kann,  bliebe  immer  noch  die  Möglichkeit,  daß  das  ausgesteuerte  Arbeitsvolumen 
sich  im  Rahmen  selbständiger  Betätigung  sozusagen  „auf  eigene  Faust"  wieder  ein- 
steuert Mit  dieser  Möglichkeit  haben  wir  uns  im  vierten  Abschnitt  dieses  Kapitels  be- 
schäftigt. Dabei  sind  wir  zu  dem  Ergebnis  gekommen,  daß  auf  diese  Weise  zwar  die 
zweite  Bedingung  für  Wohlfahrtsentwiddungskonfbrmität  erfüllt  werden  kann,  nicht 
aber  die  dritte.  Die  „Ncugründer"  würden  absehbar  auf  einem  geringeren  Produkti\'i- 
tätsniveau  arbeiten  und  damit  auch  zu  einem  geringeren  ReaUohnsatz.  Auf  diese  Weise 
aber  würden  sie  die  „Produktivitätskompcnsadonsphase"  sozusagen  „in  Eigenregie" 
bewerkstelligen.  Am  Ergebnis  ändert  sich  dadurch  nichts.  Zwar  würden  sie  dabei  wirt- 
schaftspolitisch nicht  unangenehm  als  Arbeitslose  auffallen.  W'ohltahrtseniwicklungs- 
konform  wäre  eine  solche  Losung  deswegen  aber  noch  lange  nicht.  Und  —  das  bleibt 
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hinzu7:utüt;cn  —  srahil  ist  sie  absehbar  ohnehin  nicht.  Schlielilich  haben  wir  im  tuntren 
Abschnitt  gesehen,  daß  sich  AulSenhandel  als  Spezialtall  einer  Produktivitätssteigerung 
interpretieren  läßt  -  ein  Spezialfall,  auf  den  die  Ergebnisse  voll  und  ganz  übertragbar 
sind.  Auch  Außenhandel  wirkt  sich  also  nicht  notwendigerweise  wohlfahrtscntwick- 
lungskonfoim  aus.  Abschließend  haben  wir  uns  gefragt,  ob  die  Eigebnisse  dieses  Ka- 
pitels im  Lichte  des  Say^schen  Theorems  Bestand  haben  können.  Dabei  konnten  wir 
feststellen,  daß  sie  nicht  nur  nicht  im  Widerspruch  dazu  stehen,  sondern  durch  das 
Say'sche  Theorem  voll  und  ganz  bestätigt  w  erden.  Somit  bleibt  festzuhalten,  daß  freie 
Marktsteuerung  ihrer  ei^ntUchen  Aufgabe,  für  einen  trendstabilen  Ansdeg  des  disag- 
gregierten Wohlfahrtsniveaus  zu  sorgen,  offenbar  nicht  immer  gewachsen  ist.  Damit 
aller  stellt  sich  die  Frage,  ob  wir  von  wirtschafispolitischer  Initiative  ehtr  c\n  wolil 
tahi  rscmv.  icklungskonformes  lugebnis  em  arten  können,  l  'nd,  falls  ja,  wie  müßte  eine 
entsprechende  Wirtschaftspoliuk  aussehen?  Mit  dieser  Frage  wollen  wir  uns  im  fol- 
genden Kapitel  etvus  ausführlicher  befassen. 
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E.  Optionen  wolilfahrtsentwicklungskonfornier  Wirtschaftspolitik 

-  Würdest  du  mir  bitte  s«gen, 

wie  ich  von  IiiiT  ;uis  :itn  liestcn  wv'ui  rkomiiif? 
—  Das  hängt  selir  davon  ab,  wo  du  lün  willst 
Ltmü  Can&A&t  in  Wonderiimd 

Wie  also  könnte  untef  den  gegebenen  Bedingungen  eine  wohlfahftsentwicklungskon- 
fonne  Wittschaftspoliok  aussehen?  Der  erste,  wirklich  allererste  zu  klärende  Punkt 
wäre  dabei  eine  Diagnose,  wo  genau  man  eigentlich  steht.  Lewis  Caroll  nennt  das  ganz 
zutreffend  „von  hier  ans".  Der  nächste  Schritt  wäre  eine  Eritsdkidiing,  wo  i^t  nau  man  hin 
will.  Allerdings  ist  diese  Entscheidung  mit  der  lintscheidunii  für  freie  Marktstcucrung 
längst  gefallen:  F.s  kann  sich  nach  allem  nur  um  W'ohlfahrtsenrwicklung  hantlcln.""'' 
Alle  anderen  möglichen  Ziele  würden  demgegenüber  im  Zweifel  Nachranu  h  ilien. 
Unser  Ausgangspunkt  ist  dabei  die  Feststellung,  dali  treic  Marktsieuerung  nur  dann 
wohlfiahrtsentwicklungskonfbrm  ist,  wenn  und  solange  sie  nicht  zu  überschießender 
Produktivitatsentwicklung  fuhrt.  Anderenfalls  haben  wir  kein  zielkonfbrmes  Ergebnis 
2u  erwarten.  Damit  aber  wäre  zunächst  einmal  die  mtwendigf  Bedingung  für  wirt- 
schaftspolitische Initiative  erfüllt.^  Hinreichend  wäre  wirtschaftspolidsche  Initiative 
allerdings  erst  dann  angezeigt,  wenn  sich  theoretisch  zeigen  ließe,  daß  damit  absehbar 
ein  „besseres"  bzw.,  in  unserem  Fall,  überbaupt  erst  ein  zielkonformes  Ergebnis  erreicht 
werden  könnte.  Daß  staatliche  Wirtschaftspolitik  unter  dem  N'orhehalt  eines  „Markt- 
versagcns"  steht,  ist  dabei  übrigens  nicht  unumstritten.  So  sclireibc  etwa  Rcclding: 

Daß  allerdings  staatliche  Regulationen  unter  Begründungsüwang  geraten  sind,  war  und  ist  kein  Natur- 
ereignis. Dahinter  steckt  eine  echebKche  Ideenaibeit^ 

Wir  wollen  diesen  Punkt  an  dieser  Stelle  aber  außer  Streit  stellen,  da  die  Möglichkeit 
eines  „Marktversagens**  ohnehin  außer  Zweifel  steht  Allerdings  sollten  wir  den  doch 

etwas  „ideologisierenden"  Begriff  »Marktversagen«  durch  den  weniger  drastischen  Be- 
griff »Marktschwäche«  ersetzen.  Es  scheint  mir  nämlich  etwas  überzogen,  bei  der  Ver- 
fehlung einer  idealisierten  Zielvorgabe  gleich  von  „Versagen"  zu  sprechen.  Eine  sol- 
che Begriffsbildung,  weimgleich  sie  auch  allgemein  gebräuchlich  sein  mag,  sagt  meines 


VC'ii,-  wir  ini  Mischnitt  C.  II.  {'Stanihivdmniif!!  drs  Arhehvm-irl;  !-f  ■}  L'fsi-luTi  liülx-n.  fiifirt  fri-ic  M:)rklsUHK'- 
rung  ja,  zumindest  im  Modell,  in  allererster  Linie  zu  \\  ohltahrtscntwicklung,  itn  Zweifel  sogar  zu  Lasten 
der  Ziele  Wachstum  und  Effizienz. 

Die-  m-jr':\v ; in i'j  herrschende  l.cliri-  L'i  tii  d;iv<ni  ;nis,  daß  Muiitlichc  Initiative  erst  ilaiin  in  Fraise  kom- 
men kann,  wenn  treie  Marktsieuerung  nicht  die  Ergebnisse  liefert,  die  wir  erwarten  dürfen  („Marktversa- 
gen"). Entsprechend  definiert  etwa  Gabler  »Marktversagen«:  „Abweichungen  des  Ergebnisses  marktmä- 
ßii;cr  Koordination  von  einem  nptimalcn,  mit  Hilfe  eines  Rcfcrcnzmodells  abgeleiteten  Lrgcbnis  |sic!]." 
Erst  das  führe,  der  h.L.  entsprechend,  zu  einem  „potentiellen  wirtschaftspolitischen  Handlungsbedarf" 
(Gabler  1993;  Markrv  crsagcn).  Kurzum:  Der  Markt  hat  Vorrang  -  eine  Linie,  die  wir  im  Rahmen  dieser 
Arbeit  auch  getreulich  eingehalten  haben. 
'WReckling200O,S.25Z 
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Hrachrcns  mehr  über  deren  Schöpfer  bzw.  deren  Anwender  aus  als  über  die  zu  bc- 
schrcihcmlcn  Sachverhalte.  Bleiben  wir  also  bei  »Marktschwäche«,  wenn  freie  Markt- 
sicucrung  nicht  das  oder  nicht  ganz  das  leistet,  was  wir  von  ihr  erwarten.  Schließlich 
hat  sich  freie  Marktsteuerung  auch  mehr  oder  weniger  gut  bewährt,  zumindest  im 
Prinzip,  während  sich  Wirtschaftspolitik  nicht  unbedingt  inuner  mit  dem  sprichwörtli- 
chen Ruhm  bekleckert  hat  Allerdings  gibt  es  hier,  zumindest  auf  der  grundsätzlichen 
Ebene,  gewichtige  und  erwähnenswerte  Ausnahmen.  Greifen  wir  zur  Illustration  ein 
weiteres  mal  auf  Schreibers  Umschreibung  zurück: 

|...]  auf  (!t  iii  .\i!n  iisniiirki  ilc<  II.  hingegen  hatte  det  nie (IriL'r  'sinkintli  •  Stunilcnidhn  MLigciicIcs 
Arbeitsangebot  zur  l'olgc.  Der  einzelne  Atbdter  suchte,  um  der  Existenz  willen,  das  Produkt  aus 
Stundenlohn  und  Arbeitszeit  (Zahl  der  jährlich  geleisteten  Arbeitsstunden)  zu  nuucimieren,  nicht  ah- 
nend, daß  dies  ein  Wettlanf  mit  dem  Schatten  war,  weil  das  vermehrte  Arbeitsangebot  den  Stunden- 
lohn  nur  noch  mehr  zum  Sinken  liruchte.""* 

Bei  einer  solchen  lintwicklunti  handelt  es  sich  formal  t^esehen  also  um  ein  W/x/i- 
Gleichgewicht:  Individueile  Raaonalität,  hier  also  der  Versuch,  das  .Arbeitseinkommen 
„7.U  maximieren",  führt,  in  Schreiliers  Diktion,  zu  einem  „W'ettlauf  mit  tlem  Schatten", 
also  zu  einem  Ergebnis,  bei  dem  letztlich  niemand  gewinnen  kann  -  zumindest  nie- 
mand aus  dem  Kreis  der  Betroffenen.  Daß  solche  Strukturen  auch  nicht  unbedingt 
und  unwiderruflich  der  Vergangenheit  angehören  müssen,  haben  wir  oben  im  Ab- 
schnitt D.  IV.  2.  (»TntMäble<r)  und  auch  im  Abschnitt  C.  III.  3.  (»Kotuoßdien/tt£  der  Ge- 
sebäßstätigktif«)  gesehen.  Schreiber  folgert  dabei  ganz  richdg:  „Diesen  Teufelskreis 
konnte  praktisch  nur  der  Gesetzgeber  durchbrechen."'**'  Es  ist  nun  einmal  charakteri- 
stisch für  IV^r.f/^ Gleichgewichte,  daß  sie  sich  nur  mittels  einer  regelsetzcnden  und 
<//m/'set/.enden  Instanz  auflösen  lassen.  Ansonsten  würde  jeder  sprichwörtlich  machen, 
„was  er  will"  —  mit  der  l  olge,  daß  alle  Spieler"  hinter  dem  bestmöglichen  l'>gebnis 
zurückbleiben.  Als  solche  Instanz  kommt  aber  bei  der  gegebenen  W'errcordnung  ent- 
wickelter Volkswirtschaften  (Demokratie,  Gewaltmonopol,  etc.)  allein  der  Staat  infra- 
ge.  Entsprechend  resümiert  Schreiben 

Diese  ersten  gesetzlichen  Maßnahmen  der  Sozia^litik  (Verbot  der  Kinderarbeit,  Begrenzung  der  Ar- 
Ixiisxcii  je  T.)l;,  W  nche  und  Jahr)  waren  daher  voll  wirksam.  Schönere  Erfolge  hat  die  staatliche  Sozi- 

nlpolitik  nie  wieder  LT/ielt,'"' 

Natürlich  ist  nicht  auszuschlielkn.  dal?  sich  ob  der  „vollen  Wirksamkeit"  der  eine  oder 
andere  Unternehmer  in  seiner  I-reiheit,  zum  Beispiel  Kinder  zu  beschäftigen,  einge- 
schränkt gefühlt  haben  mag.  Und  auch  so  mancher  Haushalt  dürfte  das  Einkommen, 
das  die  Kinder  erzielt  haben,  vermißt  haben.  Gleichwohl  dürfte  niemand  emstlich  der 
Ansicht  sein,  daß  wir  „die  ersten  gesetzlichen  Maßnahmen  der  Sozialpolitik**  deswegen 
wieder  rückgängig  machen  sollten.  Und  so  drehte  sich  die  Diskussion  ursprunglich 
auch  eher  um  die  Frage,  ob  das  eine  oder  andere  Prozentpünktchen  T.ohnzurückhal- 
tung  nicht  doch  ein  akzeptabler  Preis  für  ein  Arbeitsmarktgleichgewicht  sein  würde, 
ich  sage:  ursprünglich.  Mittlerweile  schreibt  eine  zunehmende  Zahl  von  Autoren  offen 

■N*  Schreiber  1966,  S.  280. 
■»»Schreiber  1966,  S.  281. 
^<u  Schreiber  1966.  S.  281. 
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\'on  „Auftächcrung"  des  Lohnniveaus  bzw.  der  „Aufsprcizung  der  Löhne"  und  meint 
damit  nichts  anderes  als  einen  ^v/w//// rückläufiuen  Lohnsatz.  "  Das  aber  bedeutet,  dal:> 
sich  die  einschlägigen  Autoren  implizit  längst  von  dem  Ziel  eines  wohlfahrtseniwick- 
lungskonformcn  Kurses  verabschiedet  haben  und  damit  -  das  macht  die  Sache  pikant 

-  von  dem  theoretisch  zu  er^mtenden  Eigebnis  freier  Marktsteuerung.  Kurzum:  „Was 
einmal  wirklich  war,  bleibt  ewig  möglich."'"  Obwohl  diese  Autoren  also  nach  wie  vor 

-  und  zunehmend  offensiv  —  freie  Marktsteuening  befürworten,  wollen  sie  vom  Er- 
gebnis, das  damit  verbunden  sein  sollte,  nicht  mehr  viel  wissen  und  bringen  statt  des- 
sen nonchalaul  d\t  „Freiheit"  in  Stellung.  Auf  den  Punkt  gebracht  u^d  dabei  nur  leicht 
überspitzt  bedeutet  das  Ict/tlich:  „Freiheit  statt  Wohlfahrtsentw  leklung".  Natürlich 
kann  man  das  so  sehen,  wenn  man  w  ill.  Schließlich  geht  es  hier  um  i  reilu  ii.  Allerdings 
sollte  man  es  dann  auch  explizit  s.igen.  Allerdings  kann  man  manchmal  den  I-.indruck 
haben,  daii  sich  der  eine  oder  andere  Autor  der  K.(jnset|uenzen  seiner  eigenen  An- 
sichten vidleicht  sdbst  nidit  so  recht  ganz  bewußt  ist 

Ohne  diesen  Punkt  an  dieser  Stelle  vertiefen  zu  wollen:  Mit  der  „Freiheit*'  ist  das  na- 
türlich so  eine  Sache.  In  erster  Näherung  scheint  es  mir  dabei  nicht  ganz  falsch,  sich 
zunächst  einmal  klar  zu  machen,  daß  „I'reihcit"  kein  beliebig  vermehrbares  Gut  ist. 
Wenn  etwa  Hobbes  »Freiheit«  als  „das  Fehlen  jeglicher  Bewegungsbehinderung""' ^ 

definiert,  dann  ist  offenkundig,  daß  die  uneingeschränkte  Bewegung  des  einen  sehr 
leicht  zw  einer  Bewegungseinschninkung  eines  anderen  führen  kann.  Auf  die  Spitze 
getrieben:  Die  Sklavenhalter  in  den  amerikanischen  Südstaaten  im  19.  Jahrhundert 
sollen  allen  Ernstes  argumentiert  iiaben,  daß  das  Recht  auf  Sldavenhaltung  originärer 
Ausdruck  ihrer  Freiheit  sei.  Besser  kann  man  es  nicht  auf  den  Punkt  bringt  Wir  ha- 
ben oben  im  Abschnitt  C.  III.  (»Mod^:(ieiits  Modeü  des  Arheitmark^s«)  gesehen,  daß  die 
Fragß,  ob  etwas  „besser"  ist  oder  nicht,  unmittelbar  die  Frage  „Besser  für  wen?"  nach 
sich  zieht.  Ganz  analog  verhält  es  sich  offenbar  auch  mit  der  „Freiheit".  Und  so  ist 
selbst  Philosophen  wie  Kant  oder  Hegel  bei  Lichte  betrachtet  im  Kern  zu  dem  Thema 
nicht  sehr  viel  mehr  eingefallen  als  die  Empfehlung,  daß  Freiheit  nur  in  weiser  Selbst 
beschrankung  liegen  kann.  Wiederum  auf  den  Punkt  gebracht:  I  rciheir  wayc  demnach 
also  freiwilliger  V  ergebt  auf  uneingeschränkte  Ausdehnung.  Wobei  natürlich  -  und  das 


Diibci  geln  cb  hier  keineswegs  um  pvliksscn.  W  ie  wir  im  Abschnitt  D.  II.  1.  (»PtvciuUnitulikuMptiisati- 
ohI Qam^s^ma^)  gesehen  haben,  kann  der  RjRa^gwig  des  Reallohnsatzes  leicht  Größenordnungen  von 
50"  'i  (hUt  gar  100"  ,.  i  rn-ichcn  -  also  eini-ii  Rückgang  auf  i  in  \'-\t  in  viin  NuH.  D^is  ni;ig  vordeigtäodig 
gesehen  dramausch  klingen,  ist  aber  nur  die  2ucndc  gedachte  Konsequenz  treier  Marktsteuerung  bd 
überschießender  Produkdvitatsentwicklung. 
'•^  Dieses  Zitat  wini  in  ullcr  Rcgfl  Adorno  zugi-schritbcn.  Tntsächlich  hat  (.T  IS  in  sciiK-n  Kijlfxi'iiifii  ii/'i-r 
Atuebvüx,  ver\b'endet.  Allerdings  ist  sein  Ursprung  viel  älter:  So  soll  es  schon  ein  Amsterdamer  Rabbi  im 
16.  Jahrhundert  angesichts  der  den  Juden  angetanen  Greuel  bei  der  Vertreibung  von  der  iberischen 
I  l.ilbinscl  verwendet  haben.  Vgl.  dazu  etwa  Wunder  2008,  S.  1 . 

„l'rcihcit  ist  gegeben,  wenn  jegliche  Bewegungsbehinderung  fehlt"  (Russell  1945,  S.  561).  Russell  nennt 
das,  leicht  spöttisch,  eine  „wunderbar  präzise  Definition"  und  verweist  darauf,  daß  sich  schon  bei  Hob- 
bes F  rtihcu  mit  Notwendigkeit  deckt.  So  gesehen  stehen  Kant  und  also  durchaus  in  der  Tradition 
von  Hobbes. 
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ist  des  Pudels  Kern  —  die  I-rage  often  bleibt,  wie  man  mit  jenen  umijehen  soll,  die  zu 
trei\villii;er  Selhstbeschränkuni^  nichr  willens  oder  nicht  in  der  Lat^e  sind.  lirtolgrci- 
chcr  als  Kant  und  Hegel  zusammen  waren  bei  der  Re-detiniüon  von  »Freiheit«  aller 
dings  die  klassischen  Ökonomen.  Keynes  etwa  hat  es  sich  nicht  nehmen  lassen,  in  sei- 
nem »Das  Efuk  des  kässet^ain«  darüber  gründlidi  abzulästem: 

Hume  und  Paley,  Burke  und  Rousseau,  Godwin  und  Malthus,  Cobbett  und  Husidsson,  Bendiam  und 
Coleridge,  Darwin  um!  ticr  Bischof  v  on  Oxfonl  -  sie  alle,  so  entdeckte  man  plötzlich,  predigten  im 
Grunde  genommen  dasselbe:  Individualismus  und  laisse^airt.  Dies  war  die  Kirche  Englands  und  jene 
ihf«  Apostel;  und  die  ganze  Sippschaft  der  Ökonomen  war  einzig  und  allein  dazu  da,  um  zu  beweisen, 
daß  die  kleinste  Abweichui^  vom        der  Fiönuniglceit  finanziellen  Ruin  zur  Folge  haben  müssc.'''^ 

Vor  der  Entwicklung  der  Spieltheorie  mag  das  alles  ja  noch  vertretbar  gewesen  sein 
und  laßt  sich  umstandslos  mit  der  Faszinadon  angesichts  der  FnitK  i  kLini:  tier  Markt- 
steuerung ab  Regelkreis  erklären.'"'^  Aber  spätestens  seit  1944,  also  der  Veröffentli- 
chung von  von  Neumanns  und  Morgensterns  »Spieltheorie  iitid  ökonomisches  T  '^erhiilteru''^'' 
oder  Nash's  "]^uii-ajopirative  Cjanies»  in  1950""^  sollte  man  doch  erwarten  kfinnen,  dali 
sicii  zumindest  allmählich  die  F.insicht  durchsetzt,  tlad  liüsst:^- faire  bzw.,  um  es  euvas 
weniger  gefällig  zu  formulieren,  „aUcb-as-caicb-can"  ^vtcki  in  ein  Gleichgewicht 
fuhrt  und  damit  eben  nkhtzxi  einem  „optimalen  Ergebnis'*^*'  -  unter  Umständen  nicht 
einmal  2u  einem  überhaupt  nur  zielkonfbrmen  Ergebnis.  Auf  die  gesellschaftspolid- 
schen  Konsequenzen  geht  dabei  vor  allem  Hardin  ein.  Ich  denke,  daß  das  Fazit  seines 
Aufsatzes  Tbe  Tn^edy  cfüte  Commons  bis  heute  nichts  an  Aktualität  verioren  hat: 

[...]  cries  of  „rights"  and  „tVcctIom"  fill  thc  air.  But  wh.it  liocs  „frcedom"  mean?  \\"hcn  mcn  mutually 
agrecd  to  pass  laws  against  robbing,  mankind  becamc  murc  free,  not  less  so.  Individuais  locked  into 
die  k^;ic  of  the  commons  ase  free  only  to  bring  on  imtversal  min;  once  die^  see  tlie  necessi^  of  mutnal 
coefdon,  thejr  become  free  to  purgue  other  goals.  I  believe  it  was  Hegd  who  said,  „Fteedom  ig  die  re- 
cognition  of  neoessity.**^^ 


Audi  „lies  Putlels  Kern"  sianmit  ül)rit;ens  aus  Faust  I.  Dorl.  im  Studierziinnur.  sagt  Faust,  nachdem 
sich  Mepliistuphes  in  seiner  „wahren"  Gestalt  und  nicht  —  wie  beim  Oscerspaziergang  —  als  Pudel,  zeigt: 
„Das  also  war  es  Pudels  Kern]  /  Ein  fahrender  Skolast?  Der  Kasus  macht  mich  lachen."  (Goethe  1808, 
Zeile  1323-1324). 
"SKwncs  1926,  S.  12. 

Wir  sind  auf  diesen  Punkt  schon  im  Abschnitt  D.  II.  2.  (»Produktivilätskompensatiml Diskussion«)  einge- 
gangen und  müssen  daher  tücbt  noch  einmal  darauf  zurückkommen. 

von  Ncumann/Morgcnstcrn  1*»  }  a.  Daixi  hctuncn  die  Autoren  diesen  Funkt  gleich  im  \'<>r\vort:  „Tlic 
applications  are  of  iwo  kiiids:  On  ihc  onc  liaml  to  gamcs  in  thc  proper  scnsc,  on  the  other  hand  to  eco- 
nomic and  «odological  problems  which,  as  we  hope  to  show,  are  best  appioadied  firom  tfais  ditection.** 
(.•j.a.O.,S.  v). 
"'"Nash  195U. 

Gabier  1993:  Marktversagen.  Hinzukommt,  daß  wir  spätestens  seit  Pareto  wissen,  daß  es  gar  nicht  so 

einfach  'wenn  nicht  gar  unnuiglich)  ist,  bei  einer  Personenmehrlieit  ein  „optimales  }".rt;ehnis"  xu  identifi- 
zieren. Zur  prinzipiellen  Unmöglichkeit  der  Lösung  einer  solchen  Aufgabe  vgl.  auch  Abschnitt  B.  II.  5. 
(»Woh^abrtmtmd^a^i^ shaUmr  I  'ei^lfich«),  insbesondere  Abb.  5. 

Haidin  1968,  S.  1248.  Zwar  ist  das  Zitat  nicht  von  I  Icuel  -  zu  so  schlichten  Sätzen  war  Hegd  gar  nicht 
imstande  -,  ansonsten  aber  könnte  es  gut  von  Hegel  sein.  Tatsächlich  findet  es  sich  in  Engels'  „Anii- 
Dühring".  Dort  heißt  es:  „Hegel  war  der  erste,  der  das  Verhältnis  von  Freiheit  und  Notwendigkeit  richtig 
darstellte.  Für  ihn  ist  ilie  Freiheit  die  Einsicht  in  die  Notwendigjceit."  (Engels  1820,  S.  106).  Letztlich  soll 
es  uns  darauf  aber  nicht  ankommen. 
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Kur/um:  „Freiheit"  kÜnqr  immer  i^ur  —  darum  ist  sie  ja  als  Ar^ument  so  beliebt.  Man- 
gels brauchbarer  (  )perati()nalisierbarkeit  kann  es  sich  hierbei  aber  um  kein  Ziel  han- 
deln, das  man  allzu  leichtferüg  iii  Stellung  bringen  sollte.  Und  bei  mangelntier  ..mogni' 
lioti  of  necessily"  bleibt  eben  nur  die  Vorgabe/-'  Bissiger  noch  hat  es  übrigens,  einmal 
mehr;  Pareto  fonnuliert,  wenn  er  schreibt: 

Wollte  man  im  Wege  einer  leductio  ad  absurdum  die  Leerheit  eines  solchen  Gedankens  zeigen,  so 
könnte  man  licniLikcn,  tl.iP.  er  -luf  alle  F'alle  des  Konflikts  zwischen  H.inillungsm/igliclikLiten  mehrerer 
Individuen  anwendbar  ist.  Zum  Beispiel  sollte  der  Staat  Gcigcnlchrcr  zwingen,  umsonst  zu  unterrich- 
ten, weil  sie  durch  Honorare  die  Freiheit  derer  „verletzen",  die  das  Geigenspiel  lernen  wollen  und  nicht 
die  Mittd  nur  Branhhng  des  Untetridits  haben.  [...)  Desg^eichea,  wenn  eine  Ftau  einen  liefaliaber  ab- 

lelmt,  ninitni  sie  ihm  <!if  Mc')i;lirhkeii  sie  /u  lieln-n  iinc!  verletzt  also  seine  „Fn  ihe-I'';  deshalb  mu0  der 
Staat  1  .lelu slreiiieit  seliatteti  und  ilie  l'r.iu  /nr  llinganr  an  if<leti,  der  sie  iiegelirl,  /wmtjen.'^ 

Pareto  war  ganz  offensichtlich  etwas  genervt,  als  er  das  geschrieben  hat.  .Allerdings 

müssen  wir  ihm  zugestehen,  daß  er  datnit  sehr  zutreffend  die  Grenzen  der  Ausdeh- 

nungsmöglichkdten  auf  den  Punkt  gebracht  haL  Der  naheli^ende  Ausweg,  also  zu 

behaupten,  daß  die  Freiheit  eben  nur  soweit  reichen  kann  wie  die  finanziellen  Mittel 

(oder  der  Charme),  verschiebt  das  Problem  aber  nur  auf  eine  andere  Ebene,  ohne  es 

wirklich  zu  lösen.  Letztlich  haben  wir  es  also  regelmäßig  mit  NöJÄ-Gleichgewichten  zu 

tun.  Individuelle  und  kollektive  Rationalität  lassen  sich  demnach  bekanntlich  nur 

durch  eine  zentrale  Vorgabe  in  liinklang  bringen,  l'nd  für  diese  Rolle  kommt  bei  der 

gegebenen  W  erteordnung  allein  der  Staat  infrage.  Damit  ist  allerdings  noch  nicht  die 

hiiinifhi'iuit'  Betlingung  tur  siaatliche  Initiati\e  geklärt.  Keynes  etwa  war  in  diest-m 

Punkt  übrigens  eher  Opiiniisi.  W  as  genau  die  \\  irischaflspoliuk  tun  könnte,  hat  er,  an 

dieser  Stdle  zumindest,  aber  offengelassen: 

If  the  authoiities  know  quite  deady  what  they  are  trying  to  do  and  ate  g^ven  sufficient  powets,  reason- 
able  success  in  die  perfimnance  of  the  task  should  not  he  too  difficult,™ 

Was  also  könnte  staatliche  Wirtschaftspolitik  tun?  Dabei  geht  es  offensichtlich  wenige 

um  die  Frage  des  Obf^  sondern  vielmehr  um  Fragen  des  Wie?,  Wann?  und  Wof 

I.  Untersuchungsrahmen 

Fassen  wir  zunächst  die  notwendigen  Bedingungen  für  einen  wohlfahrtsentwicklungs- 
ktnifornien  Kurs,  wie  wir  sie  im  Abschnitt  C.  1.  ("V/nbrucb  auj  makroökonomiscbe  Kentt- 
;^hkih<)  formuliert  haben,  noch  einmal  zusammen: 

>  Bedingung  [  1  ] :    a\>  0%        (1 09) 

>  Bedingung  12]:    .\  !aO'/f  (128) 

>  Bedmgung  [3]:    »v  1^0%  (138) 


''21  Oft  ist  der  Scherz  das  Loch,  durch  das  die  Wahrhdt  pfeift.  So  sollen  die  Stadtväter  (oder  auch  Stadt- 

müttcr;  einer  deutschen  Ostsecinsel  in  einem  Naturschvitzt'ebiet  ein  Schild  mit  folgender  Beschriftung 
angebracht  haben:  „Vernünftige  Leute  t'ahrcn  hier  nicht  Rad.  Allen  anderen  ist  es  verboten!"  Ich  denke, 
noch  allgemeinverständlicher  kann  man  Kants  katcgunschcn  Imperativ  nicht  auf  den  Punkt  bringen. 

'22  Pareto  1916  a,  Ziffer  1554,  S.  188  f.,  Fn.  25- 

'»Keynes  1943,5.323. 
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Dabc'i  können  wir  Bedingung  [1]  ohne  weiteres  als  crfiillr  ansehen.  In  allen  entwickel- 
ten Volkswirtschatten  tinden  wir  norAvcndigerwcisc  einen  regelmäI5i_ü;en  Anstieg  der 
Arbeiisproduku\i(äi  -  was  übrigens  auch  nicht  weiter  \erwundern  kann.  Schließlich 
handelt  es  sich  hierbei  um  den  Kerngedanken,  der  einem  industriellen  Produküonssy- 
stem  zugrunde  liegt. 

Veranschaulichen  wir  uns  die  Zusammenhänge  in  einer  Systemdarstellimg: 


Abb.  56:  Industtklles  Ptodukdonssystem 

„Kern"  eines  indiisrnellen  l'nuluknonssxstcnis  ist  tlcr  Produktionsfaktor  Kapital  (A.') 
als  Bestandstaktor  —  wobei  wir  unter  »Kapital«  ausschUelilich  Anlagen,  Maschinen  und 
Werkzeuge  verstehen  woJlen.'^^  Die  Produktions&ktoren  Arbeit  (A^)  und  Rohstofie 
(R)"^  sind  im  G^nsatz  zu  ICapital  Stromfaktoren,  die  immer  wieder  fiisch  zugeführt 
werden  müssen.  Das  System  erzeugt  wie  üblich  einen  Output  (K),  der  entweder  kon- 
sumiert wird  (C)  oder  gespart  (5).  Annahm^emäß  fuhrt  die  Ersparnis  in  betragsmä- 
ßig gleicher  Höhe  zu  Investitionen  (/),  die  als  zusätzliches  Kapital  (AK)  in  den  Sy- 
stemkem  zurückfließen  und  dort  den  vorhandenen  Kapitalbestand  erhöhen.  Dabei 
ergibt  sich  der  verfügbare  Kapitalbestand  als  Summe  aller  Kapitalxuflüssc  aller  Rech- 
nungsperioden (/  =  lbis/i).  Das  aber  bedeutet,  daß  der  Kapitalbestand  sysimaHsciy^ 

''^  »Kapital«  im  eng^uen  Sinne  ist  somit  alles,  was  als  Komplementärfalctor  die  Arbeit  produlctiver  macht. 

Ob  man  Viicr  möglicherweise  noch  weitere  Positinneii  des  .\nl;iL:e\ermi)gens  /\i  lierücksichtii;en  biitte, 
also  etwa  Gebäude  oder  den  Fuhrpark,  ist  dabei  eine  reine  Frage  der  Abgrenzung,  auf  die  wir  hier  nicht 
weiter  eingehen  wollen. 

Vom  Produkdonsfaktor  RohstnrYe  wird  in  den  meisten  Modellen  abstrahiert  oder,  bedenklicher  noch, 
Rohstoffe  werden  unter  „Kapital"  subsumiert.  Wenn  man  das  tut,  verwischt  man  aber  den  grundsätzli- 
chen Unterschied  zwischen  Bestandsfaktoren  und  Stromfaktorcn.  Wir  wollen  Rohstoffe  also  besser  als 
eigenständigen  l'aktorinput  ansehen. 

Im  Sinne  von  ,/lurcb  das  Systemverhaiien  bedingt". 


-325- 


zunimmt,  während  das  Arbcirsvolumen  mehr  oder  weniger  konstant  bleibt.  Damit 
aber  erhöht  sich  ebenso  systematisch  die  Kapitaiintensität  der  Produktion  und  damit 
auch  die  ,\rbciisprocluktiviiät.  Statt  also  von  einem  gegebenen  Fakiorljesland  auszu- 
gehen, speist  ein  industrielles  Produktionssystem  einen  Teil  seines  Outputs  im  Rah- 
men einer  Rückkopi:)lungsschleife  in  den  Systemkem  zurück.  Böhm-Bawerk  hat  hier- 
für den  Begriff  „Umwegsproduktdon"  geprägt.^  Umgekehrt  formuliert:  Falls  in  einem 
industriellen  Produktionssystem  jemals  die  Arbeitsproduktivität  sinken  sollte,  dann 
hätte  diese  Volkswirtschaft  ernstlichen  Anlaß,  den  Ursachen  auf  den  Grund  zu  g^en. 
Kuncum:  Produktivitätseatwicklung  ist,  in  Anlehnung  an  Dürkheim,  ein  ,Jait  oeconmi- 

Da[5  die  Kcrnitlee  eines  inilLisrriclIcn  l'rociiiktionssvsrems  alles  andere  als  selbstver- 
ständlich ist,  zeigt  sich  vielleicht  am  besten,  wenn  wir  es  mit  einem  landwutscliattli- 
chen  Produktionssystem  vergleichen: 


MA).  57:  Lancknitschaftfiches  Produkdonssystem 

Bei  einem  landwirtschaftlichen  Produktionssystem  besteht  der  Systemkem  aus  dem 
Bestaadsfaktor  BodenJ^  Ansonsten  sind  die  Verhältnisse  nicht  allzu  verschieden.  Als 


Allerdings  ist  Bühm-Bawcrk  mit  seiner  Idee,  daß  die  Produktion  um  so  erfolgreicher  ist,  je  länger  der 
Produkaonstunweg  ist,  ein  wenig  üben  Ziel  hinausgeschossen.  Inunerhin:  Der  Begriff  hat  sich  durchge- 
si-t/i  (vgl.  Ax/u  ct\v:i  SölltuT  201)1.  S.  2S4  n.l- 
''^  Ich  beziehe  mich  dabei  auf  Dürkheims  ,Jails  sodaux",  also  Tatbestände,  die  „einfach  so  sind"  und  schon 
deshalb  schwierig  zu  ändern  sind,  wdl  sie,  bevor  bewußtes  Wollen  überhaupt  einsetzen  kann,  schon 
-verinnedicht  und  akzeptiert  sind.  Zum  Begriff  v^l.  ct\va  Kacsicr  2ni)2,  S  1 31.  oder  Kaesler/Vogt  2000, 
S.  96  f.  Faits  sodaux  sind  demnach  gewisseimaßen  die  „soziale"  Variante  der  eher  antropoloig^schen  eaiiS- 
tio  hiimaiM. 

72»  Bei  genauerer  Ikirachiung  nutzi  natürlich  auch  ein  landwirtschaftliches  Produktionssystem  „Kapital". 
Das  ergibt  sich  bereits  aus  der  Definidon  von  »Kapital«  als  „Anlagen,  Maschinen  und  \Xrerkzeugc".  In 


-326- 


Srromfakror  (/?)  kommt  hier  nchcn  Arbeit  vor  allem  .SV/<//;'/// intVau;e.  Dabei  wird 
auch  in  einem  landwirtschaftlichen  Produktionssvstem  ein  Teil  des  (  )utputs  /urucki^e- 
schieift.  Allerdings  nicht  produktiv  iiätssieigernd  direkt  in  den  Systenikern  (Ii),  son- 
dern lediglich  als  Stromfaktor  (Ä).  Damit  aber  ergibt  sich  keine  systemaüschc  Erhö- 
hung des  Faktorbestandes  und  vor  allem  auch  keine  Steigerung  der  Arbeitsprodukti- 
vität. Der  Potendaloutput  wird  somit  im  wesentlichen  vom  Bestands£aktor  Boden  be- 
grenzt Somit  ist  ein  landwirtschaftliches  Produktionssystem  zwar  stabil,  aber  nicht 
sonderlich  entwicklungsfähig.'^  Nach  allem  können  und  müssen  wir  also  davon  aus- 
gehen, daß  ProdukrivitätsentAvicklung  zu  einem  industriellen  Produktionssystem  ge- 
hört wie  das  sprichwörtliche  Salx  an  die  Suppe.  Schwieriger  gestaltet  sich  die  Erfüllung 
von  Bedingung  [2]  (Arbeitsvolumen),  da  sich  die  F^rf^i]lung  \on  Bedingung  [1]  (Ar 
beitsprodukri\  irat)  konrrakriv  auf  das  Arbeitsvolumen  auswirken  /  i/v;//  und  diese  Mög- 
lichkeit dabei  niehi  einmal  unwahrscheinlich  ist.  Somit  ist  Bedingung  [IJ  also  nicht  nur 
aotweftdige  Bedingung  für  Wc^ilfahrtsentwicklung,  sondern  unter  Umstanden  gleichzei- 
tig auch  InnreUfend  für  die  Verfehlung  des  Zieles. 

Nach  (186)  ist  die  Veränderung  des  Arbeitsvolumens  bei  gegebener  Produktivitats- 

entwicklung  iä)  eine  Funktion  des  Reaktionsparameters  ((/i),  der  bestimmt,  in  wel- 
chem Ausmali  sich  die  Produknvitätsentwicklung  auf  das  Wachstum  Y{ip)  und  die 
Veränderung  des  Arbeitsvolimiens  N{<p)  verteilt  Demnach  gilt 

(367)   JV(?>)— (a-y(^)) 


dit-^em  Sinne  wäre  also  ;nich  eine  Hacke  „Kapitul".  Allerdings  spiclr  Kapital  in  einem  laiuKvirtschaftli- 
chen  Produktionssystem  eine  ähnlich  geringe  Rolle  wie  Buden  in  einem  industriellen  Produktionssystem. 
Mit  der  gleichen  Berechdgung,  tnit  der  wir  in  letzteton  vom  Faktor  Boden  absehen  können,  können  wir 

in  trstertm  \  t)m  Faklor  Kapit.il  ahstiahieten.  Natürlich  gilt  das  alles  nur  in  grolu  r  Nüliiruni;.  Sd  zahlt 
etwa  Landes  die  Gesellschatten  im  mittelalterlichen  Europa  den  ertlndungsreichscen  der  ganzen 
menschlichen  Geschichte"  (Landes  1998,  S.  61)  und  verweist  dabei  exemplarisch  auf  die  Erfindung  des 

VC'asserraiks,  der  Aueen^lascr  (wir  haben  diesen  Punkt  oben  schon  erwähnt),  der  mechanischen  Uhr,  des 
Buchdruckes  und  des  iichießpuivcrs  (Landes  1998,  S.  61-70).  Das  mag  alles  richtig  sein.  Allerdings  haben 
sich  diese  Formen  einer  „Kapitalbcstandscrhöhung"  nicht  in  dem  Sinne  oder  zumindest  nicht  in  der 
Größenordnung  produktivitätssteitjcrnil  ausgewirki,  w  ie  wir  ilas  heute  von  einer  Erhöhuni;  des  Kapital- 
bestandcs  er\v.irten  würden.  Sn  iiat,  wie  wir  im  Abschniir  D.  (■  S,i\';:!:vr  'l'/hort.w-i  gesehen  haben,  Sav 
die  Wachstumsraie  der  (.4us  seiner  Siclu)  letzten  200  Jahre  umgerechnet  aut' bescheidene  Ü,7%  geschätzt 
(Sayl829e,S.26). 

*•*  Eine  interessante  Fpa  l  iu  rung,  der  wir  hier  aber  tiielu  nachgehen  wollen,  wäre  dabei  übrigens  die  F.in- 
fuhrung  der  Viehzucht.  Schließlich  leitet  sich  der  BegritY  »Kapital«  ja  von  lat.  captf/  »Haupt,  Kopt<  ab  (vgl. 
dazu  etwa  Klugp  1989:  Kapital).  Der  Begriff  meinte  demnach  „zunächst  die  Kopizah]  (des  Viehbestands) 
im  Ctegetisar/  /um  Zuwachs  durch  die  frisch  geworfenen  "l  iere  fdie  gcwissctmaf'en  die  '/insfii  (.larstei- 
len)." (Kluge  19S9:  Kapital).  Hin  soU  lier  „Zuwachs"  aber  ließe  sich  ohne  weiteres  in  den  Systemkem 
(den  wir  dabei  um  den  Faktor  „Kapital"  im  Sinne  von  „Viebbestand"  ergänzen  müßten)  zurückspetsen. 
Auf  i!  ^  \\  eise  könnte  der  Systcmkem  und  damit  der  Faktoiinput  also  durchaus  systematisch  wachsen. 
Allerdings  hatte  eine  solche  .Auffassung  von  Kapital  erstens  mit  der  hier  getroffenen  Detinition  nicht 
mehr  viel  zu  tun  und  zweitens  würde  ein  solcher  Versuch  ebenfalls  schnell  an  der  Begrenztheit  des  ver- 
fügbaren Bodens  scheitern.  Somit  bleibt  es  dabei:  Ein  landwirtschaftliches  Produktionssystem  ist  stabil, 
aber  nicht  systemadsch  entwicklungsfähig. 
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Dabei  läßt  sich  Bedingung  [2J,  so  fonnuliert  also 

(368)  N{v)'-(a-Y(q>))  !*0% 

nur  einhalten,  wenn  gilt: 

{ä-Y(,q>))  äO% 

(369)  ^  ' 

Bedii^iung  [2]  ist  demnach  nur  dann  erfüllbar,  wenn  die  Produktivitätsentwicklungs- 
rate  (a)  die  Wachstumsrate  Y(q>)  ««ifr/ übersteigt. 

Allerdings  gibt  es,  wie  wir  gcsclicn  haben,  noch  eine  /weite  Miiglichkcit:  Aus  (207) 
ergibt  sich,  (ia(5  das  Arljcitsvolumen  auch  bei  überschießender  Produktivitätsentwick- 
lung  (zumindest)  konstant  bleiben  kann: 

(370)  ;V-y-(aa+pf)  1-0% 

Dazu  müßte  allerdings  die  technische  Produküvitätsentwicklung  durch  einen  kompen- 
satorischen Produktivitätstückgang  ausgeglichen  werden.  Auf  diese  Weise  waren  also 
Bedingung  [1]  (Arbeitsproduktivität)  und  Bedingung  [2]  (Arbeitsvolumen)  gleichzeitig 
erfüllbar.  Allerdings  würde  das  bei  überschießender  Produktivitatsentwicklung  nach 
(217),  also 

(371)  r--i^i^<0% 

notwendigerweise  einen  Rückgang  der  Arbeitsproduktivität  für  die  zunätlist  Ausge- 
steuerten bedeuten  und  damit  absehbar  auch  einen  entsprechenden  Rückgang  des  Re- 
allohnsatzes. Damit  aber  wären  Bedingung  [1]  (Arbeitsproduktivität)  und  Bedingung 
P]  (Reallohnsatz)  unvereinbar.  Kurzum:  Im  Falle  überschießender  Produktivitatsent- 
wicklung ist  es  UHmögHcby  die  drei  notwendigen  Bedingungen  für  Wohlfiüirtsentwick- 
lung  ^eichzeitig  zu  erfüllen.  Wir  müssen  uns  also  mit  einer  „Nodösung"  behdfen. 

Wenn  wir  in  (368),  also 

(372)  N{fp)—[ä-hq>)) 

liie  \'cränclcrungsratc  des  Arbeitsvolumens  (A^)  in  seine  Bestandteile  auflösen,  also  die 
Veränderungsratc  der  lirwcrbstätigkeit  (Et)  und  die  W  ränderungsrate  der  mitderen 
jährlichen  Arbeitszeit  pro  Enverbstäügem  («),  niitlun  also 

(373)  N»£f+n 

und  in  p72)  einsetzen,  so  ergabt  sich: 

(374)  £7 +  /i  = 
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Dcmnach  müßte  also  die  Summe  aus  der  Veränderung  der  Hrwerbstätigkeit  und  der 
Arbeitszeit  den  Produktivitätsüberschuß  (a-Y)  kompensieren. 

Wenn  wir  weiterhin  Bedingung  [2]  aus  (128),  also 

(375)  Nl^O% 

modifizderen  und  in  eine  Bedingung  ß*]  der  Fotm 

>  Bedingung  [2']:  £f  !-0% 
um  formulieren,  dann  erhalten  wir: 

(376)  Ä— (a-r) 

Demnach  wütde  also  die  Arbeitszeit  (n)  mit  der  Überschußrate  der  Produkdvitätsent- 
wicklung  zurückgehen  müssen,  um  —  wenn  schon  ein  Rückgang  des  Arbeitsvolumens 
nicht  vermieden  werden  kann  —  wen^tens  die  Aussteuerung  von  Erwerbstätigen  zu 

vermeiden.  Damit  wären  also  die  Bedingungen  [1]  (Arbcitsprodukti\  itnt)  und  immer- 
hin zumindest  [2']  (Erwerbstätigkeit)  erfüllt.  Wie  aber  steht  es  in  diesem  Fall  mit  Be- 
dingung |3]  (Reallohnsatz)?  Was  die  Erfüllung  von  Bedingung  |3)  angeht,  wollen  wir 
davon  ausgehen,  daß  sich  der  Reallohnsatz  in  etwa  mit  der  Arbcitsprotluktivität  ent- 
wickelr.  /w  ar  haben  wir  im  Abschnitt  (].  III.  (»Modifi-^iertes  Moiitl!  tits  .Arheiiswiirktes») 
gesehen,  daß  ein  Unternehmen  keinen  originären  Grund  hat,  seine  Lohnpolidk  ent- 
sprechend auszurichten  —  schon  gar  nicht  aus  Gewinnmaximietungsinteresse.  Aller- 
dings zeigt  die  Erfiahrung,  daß  eine  enis{Mcchende  Lohnanpassui^  zumindest  bei  or- 
ganisiertem Votgehen  der  Arbeimehmer  in  aller  Regel  durchsetzbar  sein  wird.  Folglich 
ist  von  sinkenden  Reallohnsätzen  nur  das  zunächst  ausgesteuerte  Arbeitsvolumen  be- 
troffen. Damit  aber  reduziert  sich  die  Erfüllung  von  Bedingung  |3]  auf  die  Erfüllung 
von  Bedingung  [2]  bzw.  von  Bedingung  [2'].  So  gesehen  ist  also  auch  diese  Bedingung 
nicht  weiter  kritisch. 

\\  eiche  Auswirkungen  hälie  dabei  ein  Rückgang  der  Arbeitszeit  auf  die  W  ohltahrts 
entwicklung?  In  erster  Näherung  können  wir  sagen,  da(i  mit  der  durchschnittlichen 
jährlichen  Arbeitszeit  auch  das  Arbeitsvolumen  eines  1  laushaltes  zurückgehen  würde. 
Allerdings  ist  dieser  Effekt,  wie  wir  gesehen  haben,  bei  überschießender  Produktivi- 
tätsentwicklung rein  formal  nicht  zu  vermeiden  -  also  auch  durch  keine  wie  auch  im- 
mer geartete  ^9(^rtschafbpolitik,  und  sei  sie  noch  so  wohlmeinend  Wenn  wir  un- 
terstellen, daß  der  Reallohnsatz  entsprechend  der  Produktivitätsentwicklung  ansteigt, 
dann  ergibt  sich  in  zweiter  Näherung  das  folgende  Bild:  Nehmen  wir  an,  die  Produkü- 
vitätscntwicklung  betrage  «-3%  und  das  Wirtschaftswachstum  >' =  29f .  Somit  ergibt 
sich  nach  allem  bei  konstanter  Erwerhsrätigkeit  ein  Rückgang  der  mittleren  jährlichen 
Arbeitszeit  um  h  «  -1%  bei  einem  Anstieg  des  Reallohnsatzes  um  iv  -  3%. 

Damit  aber  würde  sich  das  Arbeitseinkommen  eines  beliebigen  Haushaltes  also 

(377)  y'':'W  -n 
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wie  folgt  entwickeln: 

(378)  -3%-l% 
-2% 

Der  Haushalt  hätte  demnach  also  ein  um  ^^-2%  höheres  Einkommen  bei  einem 
Rückgang  seiner  mirrleren  jährlichen  .Arbeitszeit  um  n  =  -\7c.  /.war  wäre  in  diesem 
Fall  nach  wie  vor  Bedingung  [2|  ( Arheirsvolumen)  verletzt.  Bedingung  |2']  (F.rwerbs- 
tätigkeit),  uml  natürlich  auch  die  Betlingungen  [1]  (Arbeitsproduktix  ität)  und  [3|  (Re- 
allohnsatz), wiiren  aber  erfüllt.  Ich  sehe  daher  keine  ernstlichen  Probleme,  diesen  Fall 
als  wohltahrtscntwicklungskonform  einzustufen.  Formal  gesehen  haben  wir  ja  nichts 
weiter  getan»  als  ein  unlösbares  Problem  (also  die  gleichzeitige  Erfüllung  der  drei  ur- 
sprüi^chen  Bedingungen)  in  ein  lösbares  Problem  zu  überfuhren,  wenn  auch  mit 
Abstrichen,  l^t  unlösbaren  Problemen  aber  sollten  \pir  uns  ohnehin  nicht  weiter  be- 
fassen. 

Zusammenfassend  bleibt  festzuhalten,  daß  Bedingung  [1]  (Arbeitsproduktivität) 
vollkommen  unkritiscli  ist.  Unter  der  Annahme  ansteigender  Arbeitsproduktivität 
köntieti  wir  w  eiterhin  davon  ausgehen,  daß  auch  Bedingung  |3]  (Reallohnsatz)  unkri- 
tisch isi.  /war  werden  die  Unternehmen  nicht  unbedingr  \  (>n  sich  aus  freiwillig  einen 
höheren  Lohnsatz  zahlen  —  schon  gar  nicht  aus  Gewinnmaximierungsinteresse  — ,  al- 
lerdings zeigt  die  Erfahrung,  daß  sich  in  entwickelten  Volkswirtschaften  produktivi- 
tatsorienderte  Lohnsätze  zumindest  bei  organisierter  Vorgehensweise  in  aller  R^l 
durchsetzen  lassen.  Unter  der  Annahme  überschießender  Produkdvitätsentwicklung 
ist  allerdings  die  gleichzeitige  Erfüllung  von  Bedingung  [1]  (Arbeitsproduktivität)  und 
Bedingung  [2]  (Arbeitsvolumen)  nicht  nur  kritisch,  sondern  nachgerade  unmöglich. 
Abhilfe  schaffen  kann  hier  nur  eine  modifizierte  Bedingung  [2']  (Rrwerbstätigkeit),  der 
zufolge  nur  die  Frwerbstnfigkeit  wenigstens  konstant  bleiben  soll,  nicht  aber  das  Ar- 
beitsvolumen. Damit  aber  sind  zumindest  die  Bedingungen  [2'|  und  [3]  auch  bei 
überschiel iendcr  Protluktivitätsenuvicklung  gleichzeitig  erfüllbar.  Das  aber  würde  im 
Ergebnis  bedeuten,  daß  für  den  Fall  überschießender  Produktivitatsentwicklung  an 
einem  Rückgang  der  milderen  jährlichen  Arbeitszeit  kein  Weg  vorbeifuhrt,  wenn  der 
Kurs  wohl&hrtsentwicklung^onform  sein  soU.  Dabei  sprengt  die  Einhaltung  der  Be- 
dii^;ung  ß']  (Erwerbstätigkeit)  die  Leistungsfähigkeit  freier  Marktsteuerung  bei  wei- 
tem. „Der  Markt"  ist,  wie  wir  in  Abschnitt  D.  II.  2  /'''Prö^//i^/w^7Mr;w/)(7//r//!r- 
9ff/D/x^/y^.r/W')  gesehen  haben,  schließlich  nicht  mehr  als  ein  relativ  schlichtes  Re- 
chenwerk, daß  sich  in  wenigen  Programmicrzeilen  abbilden  Hißt.  Pragmatisch  gesehen 
bedeutet  das,  tia(5  für  eine  wohlfahrtsenlAvicklungskunrorme  W'inschaftspolitik  an  ei- 
nergezielten, das  heißt  an  tler  jeweiligen  Uberscliußrate  der  Protluktn  itatsentwicklung 
orientierten  Arbeitszeitverkürzung  rein  formal  kein  W  eg  vorbei  führt,  länc  andere 
Mögjlichkdt  vermag  ich  beim  gegenwärtigen  Stand  unserer  Untersuchung  nicht  zu  er- 
kennen. Umgekehrt  formuliert:  Etwas,  das  sich  rein  mathematisch  nicht  lösen  läßt. 
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lä(k  sich  ganz  sicher  auch  wirtschattspolirisch  nicht  lösen.  L^nd,  das  bleibt  hinzuzufü- 
gen, nicht  einmal  durch  den  Markt.  .Mlerdinus  würde  das  alles  nur  für  den  l'all  über- 
schießender Produktivitälsentwickiung  gelten.  Möglicherweise  aber  läßt  sich  das  „Pro- 
blem" (falls  es  denn  eines  ist),  bei  den  sprichwörtlichen  Wurzeln  packen  und  über- 
schießende Produktivitatsentwicklung  von  Tomehetein  veimeiden.  Mit  dieser  Mög- 
lichkeit wollen  wir  uns  in  den  folgenden  Abschnitten  befassen. 

II.  Die  Rohwer-Strategieii 

Einen  ganz  ähnlichen  Ansatz  beschreibt  auch  Kromphardt,  wenn  er  rein  definitorisch 
den  folg^den  Zusammenhang  ableitet:^^^ 

(379)  b^  —  ^  —  '--^  ^  

Der  Beschäftigungsgrad  (/?),  detlniert  als  der  (Quotient  aus  Erwerbstätigen  t£)  und 
Frwerhspersonenpoteniial  (£'*"')  ergibt  sich  nach  einer  Erweiterung  niit  dem  Arbeits- 
volumen (/j)  und  dem  Durchsatz  (X)  als  Quotient  aus  Durchsatz  und  den  Faktoren 
Erwerbspersonenpotential»  mitderer  jährlicher  Arbeitszeit  pro  Erwerbstätigem  (^) 
und  Arbeitsproduktivität 

Im  nächsten  Schritt  dynamisiert  Kromphardt  die  Gleichung  und  erhält  dabei:''^^ 

(380)  »     -  Wy^  -  Wy^  -  w^^ 

Die  Vcrändeamgsratc  der  Beschäftigungquote  (Wf,)  ergibt  sich  also  aus  den  Verände- 
rungsraten der  beteiligten  Variablen. 

In  der  hier  bevorzugten  funktionalen  Notation  bedeutet  das: 

(381)  b'Y-ä-h-EP 

Die  Veränderung  der  Beschäftigungsquote  (jb)  wäre  somit  also  eine  Funktion  des 

Wirtschaftswachstums  (Y),  der  Produktivitätsentwicklung  (ä),  der  Veränderung  der 
mittleren  jährlichen  Arbeitszeit  (h)  und  der  Veränderung  des  Erwerbspersonenpoten- 
tials (EP). 

Dabei  läßt  sich  unser  Ansatz  ohne  weiteres  mit  dem  Kromphardt-Ansatz  in  Einklang 
bringen.  Als  .Ausgangspunkt  wählen  wir  (186),  also: 

(382)  N{q>)—(a-hq>)) 


"'^i  Kromphardt  1998,  S.  200.  Dabei  macht  Kromphardt,  dies  nur  am  Rande,  an  dieser  Stelle  einen  für 
meinen  Geschmack  etwas  exzessiven  Gebrauch  von  dem  Identitäts-S}'mbol  (■).  Ich  würde  es  hier  eher 
l:>ci  „Gleichheit  per  Definition"  (:■)  bewenden  lassen.  Vgl.  dazu  das  »Verkämt  Ar  mwmdiiai  Symbok«. 

'^2  Kromphudt  1998,  S.  200. 
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Wenn  wir  für  die  Entwicklung  des  Arbeitsvolumens  iV(<p)"-^3 

(383)  N'ET+n 

und  für  die  Entwicklung  der  Beschäftigungsquote  {b) 

(384)  b'-EI-EP 
einsetzen,  ei^bt  sich 

(385)  N^b+EP+n 

und  damit 

(386)  b+EP+nmY-a 
bzw. 

(387)  b  =  Y  -ci-n-EP 

Damit  aber  sind  wir  beim  Ansatz  von  Kromphardt. 

Auffällig  ist  dabei  allerdings  zunächst,  daß  Kroinphault  auf  die  Veränderungsrate  der 
Er\verhs/)f /•.w//(7/  abstellt,  während  wir  von  der  \'eränderungsrate  der  F.r\verbs/^///ijf7/ 
ausgegangen  sind.  Was  ist  nun  richüg?  Nach  (384)  geht  bei  konstanter  Beschäfti- 
gungsquote (^»0%)  mit  der  Zahl  der  Erwerbspersonen  (EP)  gleichzeitig  auch  die 
Zahl  der  Erwerbstätigen  {ET)  zurück.  Diese  Mög^chkdt  hatten  wir  bei  unserem  An- 
satz aber  ausdrücklich  ausgeschlossen  mit  dem  Argument,  daß  ein  Rückgang  der  Zahl 
der  Erwerhstätigen  definitionsgemäß  wohlfahrtsentwicklungswidrig  wäre.  Ein  Rück- 
gang der  Erwerbstädgen  auf  dem  l  'wii  tx  eines  Rückganges  der  Erwerbspersonen  aber 
muß  nicht  nntwcndis^erwcisc  w(jhlfahrtscntwicklungswidrig  sein.  Damit  läßt  uns  der 
Ansatz  von  Kromphanit  also  einen  I  rcilu  itsgrad  we/»:  "'•^  Auttallig  ist  weiterhin,  tiaß 
Kroniphardt  in  hvSihi/lliinnn^/aiiofvi!  „denkt"  und  nicht,  wie  das  bei  W'irrscliattspnlitikern 
und  in  weiten  i'eilen  der  l.ucraiur  üblich  ist,  in  Arbätsiostnquokii.  Allerdings  könnten 
wir  die  entsprechenden  Zusanomenhänge  auch  über  die  Arbeitslosenquote  formulk- 
ren.  Jedoch  gestalten  sich  die  Zusammenhänge  dabei  etwas  sperriger,  zumindest  aber 
weniger  elegant 


Im  folgenden  können  und  wollen  wir  auf  den  jeweiligen  Hinweis,  dalS  die  entsprechenden  Variablen 
eine  Funktioades  Reaküonsp.irAmcters  sind,  vereichten. 
''^  Wir  wnden  auf  diesen  Punkt  im  Abschnitt  E.  11. 3.  (»Erwah^)moiuiibnmst«)  zuriickkommen. 
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Als  Ausgangspunkt  der  Umformung  wählen  wir  zweckmäßigerweise  die  DeHniüon  der 
Arbeitslusencjuote: 


ALQ.=  — 
EP 


(388) 


EP-ET^EP  ET 
EP     '  EP  EP 

EP 


Demnach  ist  die  Arbeitslosenquote  (MjQ)  definiert  als  das  Verhältnis  von  Arbeitslo- 
sen (AL)  zu  Etwerbspersonen  (£P)»  also  jener  Wirtschaftsubjekte,  die  gerne  erwerbs- 
tätig wären,  es  aber  nicht  sind.  Somit  ergeben  sich  die  Arbeitslosen  aus  der  Differenz 
der  Erwerbspersonen  und  der  Erwerbstätigen  (£7). 

Definieren  wir  nun  noch  die  Beschätiigungsquote  {b)  als  das  Verhältnis  von  Er- 
werbstätigen zu  Hnverbspersonen,  also^^^ 

(389)  fc:=  — 
^     ^  EP 

und  setzen  (389)  in  (388)  ein,  dann  ergibt  sich  die  Arbdtslosenquote 

ET 

(390)  EP 

einfach  nur  alü  Kompiementärgrüße  der  ßeschätdgungsquotc  auf  Hins. 

Um  V  eränderungen  der  Beschüßiguiigsquote  unmittelbar  in  \  cranderungen  der  Arbtilslo- 
senquote  ausdrücken  zu  können,  brauchen  wir  eine  UmrechnuagsfonndL  Dabei  gilt: 

(391)  AL(2i,  =  I-i»o 
bzw. 

(392)  ALQ-l-*i 

Damit  hätten  wir  also  nur  die  Arbeitslosen-  h/w.  die  Heschättigun^sc]uote  in  zwei  nuf- 
cin.iiiderfolgenden  Rechnungspcriüden,  also  einer  Referenzpenode  ISiuU  und  einer 
Folgeperiode  Eins  spezifiziert. 


''35  In  der  litefatur  findet  sich  zuweilen  auch  der  Begriff  »Beschäftigiingsgrad«  (vgl  etwa  Kromphaidt 
1999  b,S.  9). 
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Für  die  Vminiürufig  der  Arbeitslosenquote  etgibt  sich  dabei: 
«((!_/,  100 

(393) 

— (*,-Vioo 

Definiert  man  also  die  Veränderung  der  Arbeitslosenquote  (AAI.Q)  als  Differenz  der 
Aibeitslosenquoten  in  einer  Referenzperiode  Null  und  einer  Folgeperiode  Eins,  dann 
ergibt  sich  die  Veränderung  in  Pro2ent|>unkten  aus  der  Differenz  der  Beschäftigungs- 
quoten (bf^-bj)t  wobei  eine  Erhöhung  der  Beschäftigungsquote  eine  Verminderung  Atx 
Arbeitslosenquotc  bcdcutct."^^'  Die  Multiplikation  mit  dem  Faktor  100  ist  notwendig, 
weil  ÖlALQ  die  Veränderung  der  Arbeitslosenquote  in  Vrmcntpunkten  ausdrückt. 
Nehmen  wir  zum  Beispiel  an,  die  Arbeilslosenquote  in  tk-r  Referenzperiode  betrage 
ALQ.,  =  \Vi%  und  in  der  Folgepcriodc  ALQ^=\2*^/<.  Demnach  wäre  die  Arbeitslosen 
quorc  „um  2  Prozent"  angestiegen,  (icmeint  sind  dabei  aber  2  Vn^T-cmpiiiikte.  Eine 
Subtrakti(jn  der  reinen  Arbeitslosenquoten  würde  demgegenüber  nur  ALQ^  -  /SLQ^  - 
12% -10% -2% -0,02  ergeben.  Um  auf  ein  definitoxisch  konsistentes  Ergebnis  zu 
kommen,  müssen  wir  den  Anstieg  der  Arbeitslosenquote  also  mit  einem  Faktor  100 
gewichtenJ^'^ 

Um  nun  die  Veränderung  der  Arbeitslosenquote  unmittelbar  \'on  der  Veränderung  der 
Beschäftigungsquote  (d)  abhängig  zu  machen,  ist  noch  ein  weiterer  Schritt  nöt^.  De- 
finitionsgemäß gilt: 


(394)  b 


.»VA 


Die  relative  Veränderung  der  Beschäftigungsquote  entspricht  also  (mit  hinreichender 
Genauigkeit)  der  Differenz  der  Beschäftigungsquoten  bezogen  auf  die  Beschäfti- 
gungsquote in  der  Referenzperiode.  Aus  (394)  ei^bt  sich,  wenn  wir  nach  (6,)  auflö- 
sen, 

(395)  b,=ibb^)+b. 


Die  Notation  {b^-b^)  -  statt  umgekehrt  -  mag  vielleicht  auf  den  ersten  blick  nicht  ganz  einleuchten. 
Sic  ergibt  sich  aber  aus  der  zu  bildenden  Differenz  der  beiden  Arbeitslosenquoten.  „Intuitiv"  cinlcuch- 
tcnder  ist  dcmoflch  wohl  die  Formulierung  in  dt:  vierten  Zeile  von  (3')."i). 

Die  Arbeitslosenquote  als  Kennzahl  ist  also  in  dct  Tat  etwas  spcriig  bzw.  wenig  eleganL 
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und  damit,  in  (393)  eingesetzt: 

AALß:--(d,-ib)100 

(396)  ~-[{bb^  +  b„)-b^]m 
—  (fc-*o)100 

Die  Veränderung  der  Arbeitslosenquore  hängt  also  ab  von  der  Hnuvicklung  der  Be- 
schäftigungS4uotc  (b)  und  dem  \X  crt  tk  r  Ikschätugungsquotc  in  der  Reterenzpcriode 
{b^).  Füt  hiiueichend  hohe  Beschätügungsquoten  in  der  Refeteozpenode,  also  (^o 
gilt  demnach  nähemngsweise 

(397)  AALQ^-b-m 
bzw. 

(398)  b~-^ 
^    ^  100 

Eingesetzt  in  unsere  Ausgangsglcichung  (381)  erhalten  wir 

(399)  -^^^Y-ä-n-EP 
^     '  100 

bzw.,  au^elöst: 

(400)  Äi4L0— 100-(y-a-«-£P) 

Es  ergibt  sich  also  der  gleiche  Zusammenhang  wie  in  (381),  nur  mit  dem  Unterschied, 
daß  wir  hier  die  Arbeitslosenquote  und  nicht  die  Beschäfugungsquote  als  Kennzahl 
verwenden.  So  würde  zum  Beispiel  ein  Wachstum  von  bei  einer  Produktivi- 

tätsentwicklung von  a  •  3%  bei  sonst  unveränderten  Variablen  zu  einem  Ansti^  der 
Arfoeitslosenquote  um  2  Ptozentpunkte  fuhren: 

Äi4Lß--100(y-a-«-EP) 

(401)  — 100  (l%-3%-ü%-0%) 
—100  (-2%) 

=  2 

Wie  man  sieht,  ist  die  Arheitsiosenquote  in  der  Tat  eine  vergleichsweise  sperrige  Va- 
riable. Zum  einen  isi  sie'  .,in\  c  rs"  definiert,  vor  allem  aber  will  sie  nur  mit  Mühe  in  die 
W  elt  dynamisierter  Gleichungen  passen. 


Bei  der  Berechnung  haben  wir  der  Einfachheit  halber  unterstellt,  daß  die  Beschafd- 
gimgsquote  in  der  Referenzperiode  hinreichend  hoch  isL  Also  interessiert  uns  zum 
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Schluli  noch  der  relative  Fehler  (£%),  der  sich  bei  beliebigen  Beschäfogungsquoten 
einstellen  würde.  Er  beträgt 

IST  -  SOLL 


£%. 


(402) 


SOLL 

0*0- 100) 

fy(\-b„) 


bb^  b. 


l-ALQo 


und  ist  damit  nur  von  der  Arbdtslosenquote  in  der  Referenzpetiode  abhängig  —  nicht 
aber  von  der  Entwicklung  der  Arbeitslosenquote.  Bei  einer  vergleichsweise  hohen  Ar- 
beitslosenquote von  ALQff  - 10%  in  der  Referen2periode  würde  die  Näherungsformel 
die  Entwicklung  der  Arbeitslosenquote  also  um  etwa 

(403)  £%  =— -11% 

überzeichnen  und  ist  damit  dutdtaus  tolerabel.  Geringe  Arbeitslosenquoten  in  der  Re- 
fetenspenode  fuhren  zu  einem  entsprechend  geringeren  relativen  Fehler,  bei  Vollbe- 
schäftigung in  der  Referenzperiode  wäre  der  Fehler  gleich  Null.  Bei  Anwendung  der 
Näherungsformel  würde  ein  Rückgang  der  Beschäftigungsquote  um  soundso  viel  Pro- 
zent also  einem  Anstieg  der  Arbcitslosenquotc  um  eine  entsprechende  Zahl  von  Pro 
7.cnxpii!ikfefi  entsprechen.  Damit  lassen  sich  die  beiden  Kennzahlen  also  doch  recht 
handlich  ineinander  umrechnen.  Doch  nun  zurück  zum  eigentlichen  Thema. 

Aus  dem  Ansatz  in  (38  Ij,  also 

(404)  B'Y-ä-n-EP 

leitet  Rohwer^^*  die  folg^den  vier  wirtschaftspolitisch  denkbaren  „Strat^en*'^^«  g}^. 


■"»Rohwer  VW2.     1  ^6  f        cla/u  .Müh.  deutlich  kiuippcr.  Knmiphiiuli  S.  2lHl  ff. 

^  Rohwer  spricht  von  „Strategien".  Im  folgenden  wollen  wir  aber  den  bescheideneren  l'erminus  »Optio- 
nen« verwenden.  Auch  spricht  Rohwer  von  jKsfb<)fiij>^i4i!e^Ff>olitis€htn  Strategien"  (Rohwer  1982,  S.  156; 
Hcrvorhcbuni;  von  mir).  Da  wir  bei  unserer  Untersuchung  aber  von  nur  Rcnau  einem  Finnlziel  der  Wirt- 
schafts- und  Sozialpolitik  ausgehen  wollen,  macht  eine  Unterscheidung  einzelner  „Pohtikfelder"  wenig 
Sinn,  so  daß  wir  allgemein  von  „W  irtschaftspolitik"  sprechen  können.  Drittens  schließlich  ist  bei  Rohwer 
die  Reihenfolge  der  letzten  beiden  Punkte  umgekehrt  Wir  wollen  hier  aber  (aus  rein  darstellungstechni- 
schcn  Gründen)  bei  dieser  Reihenfolge  bleiben. 
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1.  Wachstumsstratcgit  (lordcrung  des  W'irtschaftswachsrums) 

2.  Pfodukdvitätsstratcgic  (Abbremsen  der  Produkrivitätsentwicklunu;) 

3.  Lrw  erbspersoncnstraiegic  (A'crniinderung  des  Enverbspersoncnpotenuals) 

4.  Arbcitszcitstratcgic  (Arbcitszcitvcrkürzunu;) 

Diese  Liste  beinhaket  also  detlnitorisch  abschließend  sämtliche  MogUchkeiien,  die 
einer  wohlfahmeatwicklungsorientietteii  Wiftschaftspolitik  übethai^  nur  zur  Verfu- 
gung stehen  können.  So  gesehen  sind  die  Verhältnisse  doch  recht  überschaubar:  Wir 
haben  es  mit  einem  einzigen  Ziel  -  Wohlfahttsentvpicklung  im  definierten  Sinne  —  und 
mit  einer  absolut  überschaubaren  Anzahl  von  „Strategien",  die  wir  hier  lieber  Optio- 
nen nennen  wollen  -  nämlich  nur  genau  vier  —  zu  tun.  Verglichen  damit  ist  zum  Bei- 
spiel der  Ansatz  von  Tinbergen  aus^sprochen  aufwendig.  Söllner  referiert  Tinbeigens 
Ansatz  wie  folyt: 

Tinbergen  siehe  als  Hauptziel  der  Winschafc&politik  die  Maximierung  der  gesellschafüichen  Wohlfahrt 
Q  an,  dk  er  ib  eme  Foidction  'vnsdiiedetiei:  Einzdziele  aufifäßt''^ 

Dabei  folgert  er  ganz  zu  recht: 

Dies  impli»ert  die  Notwendigkeit  der  Abwägung  zwischen  diesen  Zielen;  die  Gewichtung  der  ver- 

schiederu-n  Zii  U-  wWtt  dabei  entsprechend  ihrem  jeweiligen  Beitrag  zur  Gesamrwohlfahrt  erfolgen. 
Aufgrund  der  Probleme  einer  Formulierung  von  Q  geht  Tinbergen  aber  dennoch  von  (nebeneinander 
stehenden)  Einzelzielcn  aus  und  konzentriert  sich  auf  die  Frage  nach  der  Möglichkeit,  verschiedene 
wirtschafispotitische  Ziele  gleichzeitig  zu  erreichen  bzw.  miteinander  zu  vereinbaren.''^* 

Nun  setzt  eine  „Gewichtung  der  verschiedenen  Ziele"  notwendigerweise  eine  Ent- 
scheidung und  damit  eine  Be\i'ertung  voraus  und  k/jnn  folglich  schon  \  <>in  Ansati^  her 
nur  normativer  Natur  sein.  Gleichwohl  gibt  sich  Tinhergen  strikt  mathematisch.  Dabei 
kommt  er  zu  dem  Ergebnis,  daß  „die  /,ali]  der  Zielvariabicn  [...]  also  höchstens  so 
groß  sein  |dart]  wie  die  der  Politikvanablcn"."''-  Das  aber  ist  nicht  mehr  als  eine 
Grundaussage  tier  linearen  Algebra."''  W  irklich  problematisch  scheint  mir  dabei  der 
\'ersuch,  pnn/ipiell  inkommensurable  DetermiUimten  „gescllschatüjcher  Wolilfahrt" 


SöUncr  2001,  S.  213,  m.V.a.  Tmbcrgcn  1952,  Kap.  I. 

"•"Söllner  2lin],S.  213. 
■«  SöUncr  2liül,S.  214. 

Wenn  wir  zum  Beispiel  wissen,  daß  2  Schrippchen  und  4  Hörnchen  380  ct.  kosten,  können  wir  mit 
diesen  Informationen  uü/j/  eindeutig  berechnen,  was  ein  Schrippchen  und  w.is  ein  Fiörnchen  kostet.  Wir 
könnten  nur  zum  Ikispicl  saqcn,  d.ilJ,  /i///r  ein  Schrippchen  20  ct.  kosrcr,  ein  H'irnchcn  85  ct.  kosten 
mulJ,  l'>M  wenn  wir  ^iisiil^iicu  wissen,  daU  /um  Beispiel  3  Schrippchen  uiui  2  1  lornchcn  25ü  et  kosten, 
können  wir  eindeutig  bestimmen,  daß  ein  Schxippchen  30  et  und  ein  Hörnchen  80  ct.  kosten  muß. 
Wenn  wir  allerdings  darüber  hinaus  die  Tnfomiatiiin  hiirien,  daR  ^  Sehrippctu-n  und  2  Hiimchen  29(1  et 
kosten  (statt  250  et),  dann  hätten  wir  es  mit  einem  unidsbaren  Glcichungs System  zu  tun.  Wir  müssen  hier 
Schrippchen  und  Hörnchen  nur  durdi  die  Tinberg'schen  Politikvariablen  ersetzen  und  die  Preise  durch 
die  'rinlierij'<.ehen  /iclvariablcn  —  und  schon  sind  wir  mit  unserer  Begründung  am  Ende.  Im  ersten  Fall 
bliebe  Spielraum,  die  Preise  (also  die  Politikvariablen)  im  Rahmen  der  Gleichungen  frei  zu  wählen.  Im 
zweiten  Fall  wären  die  Politikvariablen  eindeutig  über  die  Zielvariablen  bestimmt  utid  im  dritten  Fall  wä- 
re eine  Lösung  schlccliterdint^s  unmöglich.  Formal  ausgedrückt:  liin  lineares  Glcichungssystcm  ist  genau 
dann  losbar,  wenn  der  Rang  der  KoetTizientenmatrix  gleich  dem  Rang  der  erweiterten  Koeffizientenma- 
trix ist,  und  genau  dann  eindeutig  lösbar,  wenn  zusätzlich  die  Anzahl  der  Variablen  gleich  dem  Rang  ist. 
Die  vielleicht  einfochste  Erklärung  der  einschlagigen  Zusammenhänge  findet  sich  bei  Dörsam  2008, 
S.60£r. 
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in  ein  einziges  lineares  (ileichungssvstem  packen  zu  wollen.  Begnügen  w'ir  uns  also  mit 
einem  einzigen  Ziel,  das  wir  immerhin  mit  einiger  Berechtigung  als  das  eigentliche  Ziel 
der  Wirtschaftscniwicklung  ideniifizicri  haben  und  beschränken  wir  uns  dabei  auf  eine 
überschaubare  Anzahl  von  Optionen  zur  Ziel\  crfolgung. 

Zunächst  aber  sollten  w  uns  auf  eine  einheitliche  und  funktionale  Terminologie  ver- 
ständige Als  Ausgangspunkt  mag  die  Überlegung  dienen,  daß  es  sich  bei  (404)  um 

eine  dynamiskrte  (Jleichung  handelt.  Wir  betrachten  also  Veränderungsraten  und  keine 
Zus tandsvariablen.  Mit  »\\  achsiumsstrategie«  kann  Rohwer  also  nur  meinen,  daß  die 
Veränderungsrate  des  Funktionais  (das  wäre  also  der  Output  bxw.  der  Durchsatz)  an- 
steigt.Somit  hätten  wir  es  bei  dieser  „Strategie"  mit  einer  b.rholning  der  Zuw  achs 
rate  der  ( jruntlur()lk'  zu  tun.  So  etwas  aber  nennt  man  in  funktionaler  Terminologie, 
wie  sie  sicli  etwa  m  der  Physik  aufs  beste  bewalirt  hat,  lUscbkniugung.  Somit  wollen  wir 
Rohwers  erste  „Strategie"  klarer  mit  dem  Terminus  »Durchsatzbeschleunigung«  fas- 
sen.^'*^  Entsprechend  sollte  Rohwers  ,^oduktivitätsstrategie*'  einen  Rückgang  der 
Entwicklungsrate  der  Arbeitsproduktivität  meinen.  Definieren  wir  den  Terminus 
»Bremsen«  im  Sinne  von  negative  Beschleunigung*',  so  können  wir  hier  also  von  ei- 
ner »Produktivitärshi  cmse«  sprechen:  Die  Veränderungsrate  der  .Arbeitsproduktivität 
soll  kleiner  werden,  die  .Arbeitsproduktivität  selbst  damit  also  abgebremst.  Unter  „Er- 
werbspcrsoncnstrarcgie"  wollen  wir  ganz  analog  einen  Rückgang  der  Veränderungs- 
rate der  Anzahl  der  Erwerbsfursonen,  m(')g]icherw eise  bis  hin  zu  einer  negativen  Ver- 
änderungsrate, also  einem  absoluten  Rückgang  der  b.rwerbspersonen,  verstehen.  Ent- 
sprechend wollen  wir  hier  von  »Liwerbspersonenbremsc«  sprechen.  Unter  „Arbeits- 
zeitstrategie** schließlich  wollen  wir  ganz  entsprechend  eine  »Arbeitszeitbremse«,  also 
einen  wirtschaftspolitisch  ai^;estrebten  Rückgang  der  Zuwachsrate  der  mlttieren  jähr- 
lichen Arbeitszeit  pro  Erwerbstätigem,  einschließlich  der  Möglichkeit  eines  Rückgan- 


""•^  Genau  das  meint  Rohwer  allerdings  nid>/  -  jcdfiifitlls  nicht  unbedingt.  Vielmehr  versteht  er  unter 
»Wachstumssttatcgic«,  durchaus  etwas  unscharf,  „die  I  >höhung  der  gcsatntwirtschaMchen  Produktion" 
(Rohwer  1982,  S.  156).  Ühcrhiuipt  trennt  Rohwer  ( mmdgrnßen  und  ihre  Ennvicklungsraten  ^ehr  viel 
unschärfer,  al$  wir  das  hier  /.a  tun  beabsichtigen.  Su  lautet  /.um  Beispiel  die  Überschrift  vun  Abschnitt  Ii 
des  Zweiten  Teiles:  „Die  Venninderung  der  AfbdtsproduktivicSt  ihrer  ZMvaehmrien  [...]"  (a.a.O.,  S.  7; 
Hcrvf)rhcbunL'.  von  mir).  Nehmen  wir  also  Jen  Rf)hwcr'schen  Xnsnr-/  b/\v,  Kromphaidts  a!t;ehr.iischc 
Verfeinerung  (wie  sie  sich  in  Ausdruck  (38Ü)  llndet)  als  reine  Grundlage  und  versuchen  wir,  systematisch 
darauf  aufzubauen. 

Am  besten  macht  man  sich  diese  Zusammenhänge  am  Beispiel  einer  dofiachcn  gleichförmigen  Bewe- 
gung klar.  Dabei  würde  der  Zusiaml,  den  eine  Größe  annimmi.  tiem  zurürkcclciiien  W  eg  is)  in  der  Zeit 

entsprechen.  Die  \'er.inileriini;srate  von  (  v)  in  der  Zeit  wäre  d.ihei  liie  Cieschwimliiikcit  (i'),  .ilso  v  =  — . 

dl 

Die  Heschleimigimg  (</)  schlielJhch  gibt  an,  wie  schnell  sich  die  Cjeschwindigkeit  ändert,  .»ls<i 
•  Hine  ntgaüvt  Beschleunigung  nennt  man  dabei  einfach  „bremsen".  Etwas  komplizierter 

werden  die  Dinge  erst,  wenn  wir  eine  Kichtungstimkehr  zulassen.  In  diesem  Fall  nämlich  würde  die  Ge- 
schwindigkeit negativ,  v-  <().  So  würde  zum  Beispiel  ein  absoluter  Rückgang  der  Arbeitszeit  ganz 
analog  eine  negadvc  Vciändeiungsratc  der  Arbeitszeit  bedeuten. 
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gcs  überhaupt,  verstehen.  Schlielilich  wollen  wir  noch  den  etAvas  überspannten  Begriff 
»Strategie«  durch  den  neutraleren  Begriff  »( )pri(Mi«  ersetzen.  Damit  können  wir  den 
Rohwer'schen  Ansatz  funkdonal  wie  folgt  fassen: 

1.  Durchsatzbeschleunigung 

2.  Produkuvitätsbrcmse 

3.  Erwerbspersonenbremse 

4.  Arbeitszeitbremse 

Im  folgenden  wollen  wir  die  Erfolgsaussichten  dieser  vier  Optionen  genauer  untersu- 
chen. Dabei  empfiehlt  sich  zunächst  eine  Sortierung  von  (404)  bzw.  (381)  in  Ange- 
bots- und  Nachfrageparameter  itad  der  Einbau  unserer  Bedingung  [2]  (Arbeitsvolu- 
men) für  Wohlfahrtsentwicklungskonformität,  indem  wir  ^1^0%  setzen. 

Demnach  ergibt  sich: 

b'Y-a-n-EP  !aO% 

(405)  =>Y-ä  !a  EP  +  ii 
^(£^  +  Ä)  !*-(«-n 

Dabei  beschreibt  {(i-Y)  auf  der  rechten  Seite  wie  gewohnt  die  IJbcrschulkate  der 
Produküvitätsentwicklung  und  steht  somit  gleichzeitig  für  die  Entwicklung  der  Ar- 
beitsnach&age.  Die  linke  Seite  beschreibt  die  Entwicklung  des  Arbeitsangebotes. 
Demnach  muß  also,  wenn  der  Kurs  einer  Volkswirtschaft  wohUahrtsentwicklungskon- 
form  sein  soll,  das  Arbeitsangebot  mit  mindestens  der  gleichen  Entwicklungsrate  zu- 
rückgehen, mit  der  die  Produktivitätsentwicklung  übc-^cli  cßt.  Eine  Produktivitäts- 
überschußrate \"on  beispielsweise  (ä-Y)>=\%  müßte  demnach,  wenn  der  Kurs  wohl- 
fahrtscntwicklungskonform  sein  soll,  durch  einen  entsprechenden  RJi^kgafig  des  Ar- 
beitsangebotes um  mindestens  {^tF  +  n)  =  -l%  kompensiert  werden. 

Um  mögliche  Irntadonen,  die  mit  Großer/ Kleiner- Relationen  bei  Ungleichungen  fast 
unvermeidlich  verbunden  sind,  zu  vermeiden,  wollen  wir  die  Bedingung  aus  (405)  - 
wenn  schon  nicht  formal,  so  doch  „intuitiv"  -  einfecher  fassen,  indem  wir  notieren: 

{,ä-Y)>0% 

(406)  ^(£P+»)l<0% 

Für  den  Fall  überschießender  Produktivitätsentwicklun^  (a-K)>0%,  muß  demnach 
das  Arbeitsangebot  (1)  übediaupt  zurückgehen  uaJ  (2)  be/n^mäßg  mindestens  in  Höhe 

der  Produknvirätsüberschußratc.  Alles  andere  würde  notwendigerweise  zu  Verwerfun- 
gen in  der  Wohlfahrtscntwicklung  führen.  Um  unsere  Untersuchung  nicht  unnötig  zu 
komplizieren,  wollen  wir  uns  im  folgenden  auf  den  i'all  der  Gleichheit  beschränken. 
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Zwar  matr  eine  zunehmende  Beschiitrigun^squote  (/>>()9r)  aus  wirrschatrspolitischer 
Siehe  ertreulich  sein.  1  ür  einen  wohlhihrtsentwicklungskontormen  Kurs  kommt  es 
aber  definiiionsgemali  nur  daraui'  an,  daß  die  Beschäfiigungsquoic  -zumindest  tihbl 
sinktJ^  Gehen  wir  also  im  folgenden  von  der  Kromphardt'schen  Gleichung  (381)  mit 
der  zusätzlichen  Bedingung  />!-0%  aus  und  betrachten  die  sich  daraus  ergebenden 
Konsequenzen.  Ohne  es  ausdrücklich  zu  betonen,  geht  Rohwer  ja  davon  aus,  daß  die 
Grundbedingung  im  Ausgangs  fall  xuoft/ erfüllt  ist^^^  und  leitet  daraus  ab,  was  geschehen 
müßte,  um  sie  doch  wieder  zu  erfüllen  —  wobei  er  offenbar  von  einem  einfachen  CeU- 
ris-paribus-AnsaV/  ausi^cht.  Demnach  müßte  also  (1)  c.p.  der  Durchsalz  beschleunigt 
werden  oder  (2)  c.p.  die  Produktivitätsentwicklung  oder  {})  die  l'iuwicklung  der 
Erwcrbsixrsoncn  oder  schließlich  (4)  c.p.  das  mittlere  jährliche  Arbeits\  olumcn  pro 
I{.r\\xrbsräri<;em  (»Arbeirs/eit«)  oebrcmsr  werden.  Ob  das  alles  (V/<'r/.r /'c/r/Vw-c  gesche- 
hen kann,  ist  eine  I  rage,  die  uns  dabei  besonders  interessieren  soll.  V^  ie  wir  sehen 
werden,  müssen  wir  also  nicht  unbedingt  auf  Tinbergen  zurückgreifen,  um  dn  System 
zu  entwickeln,  dessen  Komplexität  verwirrend  genug  ist.''^ 

1.  DuttJiBatgbesclileiiiiigvng 

Da  es  auf  volkswirtschaftlicher  Ebene  unmöglich  ist,  Gewinn  zu  erzielen  (des  einen 
Edöse  sind  stets  des  anderen  Kosten),  gilt  Wachstum  —  also  die  Stei^rung  des  Durch- 
satzes -  als  r//>  Zielvariable  einer  jeden  Volkswirrschafr.  Nach  allem  können  wir  das 
aber  nicht  ernsdich  gelten  lassen.  Die  eifftitütbe  Zielvariable  ist  vielmehr  Wohlfahrts- 

enrwicklung.  Auch  W'achsrum  kann  dem  c;egenüber  nur  Instrumentalvariablc  sein. 
Und  selbst  das  ist  unscharf  fornuilicrt,  weil  als  vordergründig  „eigciirliche"  Instru- 
mentahariable  nur  Pmdiiktiriliitsfiifirii'k innii  inhage  kommt  —  die  aber  ihici'^rits  wieder- 
um nur  Intrumentalvariable  für  die  ij.ntwicklung  des  Pro-Kopf-Linkoiiuneus  sein 


Dalici  isr  Jic  Ikstimmurn;  ik-r  Wolilhihrtscnnvicklun^skontormitär  über  liic  Beschäftigungsquote  (statt 
über  das  Arbcitsvolumcn)  dem  Kxutnphardt'schen  .Ansatz  geschuldet.  Aut  der  linken  Seite  von  (406)  er- 
gibt  sich,  wenn  wir  (384),  also  b^ET—EP  berücksichtigen,  für  6-0%  unmittelbar  {ET  +  ii),  was  nach 
(119)  dem  Atbeitsvolumen  (N)  entspricht  Unsere  Bedingung  [2]  fiir  Wohlfihrtsentwicklungskonfocmi- 

tiii  —  ..kein  Rückgang  des  Arht-itsvoliinicns"  —  l.iuft  daniit  n.icfi  (4()|i;  ;iuf  die  Forderung  ..keine  über- 
schießende Produktivitätsentwicklung"  hinaus.  Der  Kromphardt'scbc  Ansatz  erlaubt  aber,  wie  wir  oben 
gesehen  haben,  abwdchend  davon  einen  Rückgang  des  Acbeitsrofaitnens  übet  die  Variable  »Etwerbspet- 

sonen«.  Somit  ät  nach  diesem  Ansatz  hinreichend  für  Wohlfidunsentwicklungskonfonnität  im 

Sinnt-  unserer  Definition. 
Schließlich  geht  es  ihm  ja  -  schon  im  Tuel  seines  \X  crkcs  -  um  „Bcschattigungspolitik". 
''^  Natürlich  geht  Rohwer  dabei  nicht  von  einer  „reinen"  Critmv^n^iir/^Betrachtung  aus.  Vielmehr  disku- 
tiert er  an  einigen  Sti  llr--  ni(')gliche  Wecbselwirkungen  bei  (.k-r  '/.ielverfolguiig.  \'oni  (jrunds.uz  her  meint 
er  aber,  wenn  ich  ihn  richtig  lese,  genau  das:  y^lobaU  Ansatzmöglichkeilen"  (Rohwer  1982,  S.  157;  Her- 
voriiebimg  von  mit). 

Ricardo  schreibt  im  Vorwort  seiner  Grundsäh^  der  politiscbtti  Ökonomie:  „Um  diesem  Mangel  {damit 
meint  er  das  zu  seiner  Zeit  und  nach  seiner  .\nsicht  unvollständige  Verständnis  der  Bodenrente;  vgl.  Ri- 
cardo 1821  b  S.  1]  abzuhelfen,  sind  weit  größere  l'ähigkcitcn  erforderlich,  als  sie  der  Verfasser  der  fol- 
genden Seiten  besitzt."  (a.a.O.,  S.  2).  Das  mag  britisches  understiitemeist  sein.  Trotzdem  fühle  idi  mich  ge- 
neigt, mich  zumindest  der  Idee  anzuschliei^  -  wenn  schon  nicht  dem  Niveau. 
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kann."'^'  Wenn  nämlich  zum  Beispiel  die  (durch  Produkrivirärsenrwicklunu  begründete) 
W'achstumsratc  einer  X'olkswirtschatt  genau  der  Zuwachsrare  tler  \X  i  )hnbev()lkerung 
entsprechen  würde,  hätten  wir  es  selbst  unter  günstigsten  Bedingungen  nur  mit  sta- 
gnierender Wohlfahrtsentwicklung  zu  tun/=''  Wer  also  „mehr  Wachstum*'  fordert, 
die  Beschäfidgung  zu  stabilisieren,  räumt  damit  zumindest  implizit  ein,  daß  sich  die 
Beschäftigung  offenbar  nicht  von  selbst  stabilisiert.  Während  sich  aber  das  Stabilitäts- 
gesetz von  1967^^  noch  mit  einem  „angemessenen  Wirtschaftswachstum"  beschdden 
wollte,  konnte  Wachstum  —  bzw.  vor  allem  „mehr  >X'achstum"  -  mittlerweile  zum  In- 
strumentalziel  für  „mehr  Beschäftigung"  avancieren.  Verkehrte  W  (  !•!  Eigentlich  sollte 
rnan  ja  meinen,  daß  gemäß  der  üblichen  Produktionsfunktion  das  ArbeitSNolumen  der 
Inpul  ist  und  die  Produktionsleistung  der  ( )utpui.  Allerdings  finden  sich,  ganz  im  Ge- 
genteil, etwa  bei  Reisscrr  et  al.  Passagen  \\  ie  zum  Beispiel  die  folgende; 

Keine  realistisch  v<jfsielll)jrc  Rate  lics  winsclialilichta  W  achstums  wird  ausreichen,  die  gegenwärtige 

MassenarbeitslosiglEdt  vor  der  Mite  des  nächsten  Jahizehnts  abzubaued.^^ 

Diese  Sicht  geht  also  implizit  davon  aus,  daß  „wirtschaftliches  Wachstum"  doch  in 
irgendeiner  Form  eine  unabhängige  Variable  sein  könnte.  Genau  das  ist  es  nach  allem 

aber  eben  nicht.  Wachstum  leitet  sich,  in  der  angebotsorientierten  Sichtweise,  aus  dem 
Faktorinput  ab.  Aus  nachfrageorientierter  Sicht  ist  es  genauso,  nur  mit  dem  Unter- 
schied, daß  /'/('/•  die  Möglichkeit  in  Rechnung  gestellt  wird,  daß  zunehmende  Nachfrage 
einen  höheren  Faktorinput  (und  damit  „mehr  \\  achsfum")  bewirken  konnte.  Hie  Idee 
aber,  daß  „Wachstum"  als  Kiuibhciip^r^'  Variable  für  „mehr  Beschäftigung",  alstj  einen 
höheren  Faktorinput  sorgen  könnte,  würde  die  gesatnte  Produkuonsfunkuon  voll- 
kommen auf  den  Kopf  stellen.  Das  scheint  mir  der  eigentliche  Grund  zu  sein,  warum 
derartige  Vorschläge  oft  nur  mpHsjt  formuliert  werden. 

Die  Forderung  nach  einer  höheren  Produktionsleistung,  um  mehr  Beschäftigung  zu 
erzielen,  läßt  also  nichts  gutes  ahnen.  Aber  gehen  wir  der  Reihe  nach  vor.  Von  Vor- 
schlägen der  Art,  man  müsse  „Wachstumsdynamik  eat£achen"  oder  ein  „Wachstums- 
klima schaffen"  einmal  abgesehen,  gibt  es  also,  wenn  wir  uns  an  die  Ptocluktionsfunk- 
tion  halten,  nur  genau  zwei  M()glichkeiten  für  „mehr  \\  achstum":  Fine  Frhohung  der 
Arbeitspn)duktivitä[  otler  eine  l-,rh«')hung  des  Inputs  an  Arlieit.  Fin  besonders  apartes 
Beispiel  für  den  Trend  scheint  mir  dabei  das  kürzlich  verabschiedete  sogenannte 
„Wachstumsbeschleunigungsgesetz'V^  Zunächst  einmal  ist  der  Begriff  sprachlich 
schief:  Man  kann  versuchen,  die  Wachstumsrate  zu  steigern.  Oder  man  kann  versu- 
chen, den  Durchsatz  zu  beschleunigen.  Eine  „Beschleunigung  des  Wachstums"  aber 


dazu  C.  I.  (»W€i^äfftsentuükliaig_hafn^ 

Zu  den  /.usiminu-Dhiingcn  \  j;!.  ohcii  R.  II.  ) >\\"iji!(iihri'iiiln uk Ini^y, 
"''^'^  Gesetz  zur  Förderung  der  Stabilität  und  des  Wachstums  der  Wirtschaft  (BGBl.  I  S.  582). 
TOReissertctal.  1986,5.7. 

Gesetz  zur  Beschleunigung  dc^  W  irtschattswachitunw  vom  22-12-2009  (BGBL  1  S.  3950).  Selbst  der 
Bundespräsident  konnte  es  sich  nicht  verkneifen,  in  einem  Inter\new  mit  dem  \-ocus  zu  erwähnen,  dali  ihn 
„schon  der  ßct^riff  nachdenklich  gestimmt  habe.  Dabei  hat  Köhler  seine  Kxiuk  auch  inhaltlich  gemeint: 
„Als  sei  CS  der  Staat,  der  tur  immer  mehr,  immer  schnelleres  Wachstum  soigeo  könne."  VgL  dazu  ww. 
^if^dc/po]itik/deutschland/U,1518,6S4786,00JitmL 
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würde  sich  auf  die  dritte  Ableitung  des  Durchsatzes  beziehen  und  wäre  meines  Wis- 
sens auch  in  der  I'hysik  ohne  anschauliche  Interpretation.  So  schreibt  etwa  Krämer 
aus  der  Sicht  eines  Statistikers: 

Wer  solche  Datenquilcrcicn  mag,  kann  das  Spiel  sogar  noch  weiter  treiben:  W  arum  bei  W  achstumsra- 
ten  von  Wachgtumsfaten  aufliören,  wenn  es  auch  Wachstumgtaten  von  Wachstiunsfaten  von  Wachs- 
tumsraten tjibt!  Ich  habe  durchaus  schon  Meldungen  «clcscn  wie  »lnf!ari(ins!n.-sch'ciini!.v'ni'.  i-c-hrL-mst'*, 
hinter  denen  sich  genau  diese  Perxersiiät  verbirgt.  [...]  Solche  Zahlen  sind  nur  mit  viel  Aspirin  zu  ertra- 
gen.  Oder  besser  noch:  man  igiH>rieit  sie  überhaupt''^ 

Ich  würde  diesen  Punkt  kaum  der  Erwähnung  wert  befinden,  wenn  sich  mir  nicht 

immer  wieder  der  Verdacht  aufdrängen  wurde,  daß  unklare  BegrifFsbildung  fest  not- 

wendi^rweise  unklares  Denken  und  damit  letztlich  auch  unklares,  wenn  nicht  sogar 

konfuses  Handeln  nach  sich  zieht."''-'  Sf)  entbehrt  es  nicht  einer  gewissen  Ironie,  ausge- 
rechnet in  einer  Phase  von  spektakulären  5%  „Minuswachstum"  von  „Wachstumsbe- 
schlcuniyuntz"  zu  reden.  W  ohin  soll  das  führen?  N'icllcicht  zu  10%  Minuswachstum? 
Dies  nur  als  Beispiel.  Ahschliclknd  bleibt  vielleicht  noch  zu  erwähnen,  daß  der  Ver- 
such an  sich,  \\  achstum  per  (iesetz  zu  lieschlielien,  ein  wenig  an  die  sogenannte  „In- 
diana Pi  Bill"  erinnert.  Dort  hatten  Abgeordnete  1897  allen  Ernstes  versucht,  die  Zahl 
Pi  per  Gesetz  auf  einen  bestimmten  Wert  festzulegen.  Damals  wurden  sie  zum  Glück 
von  einem  zufallig  anwesenden  Mathematiker  gestopptJ^  Aber  offienbar  ist  nicht  im- 
mer eine  helfende  Hand  zur  Stelle.  John  St.  Mill  -  wohl  im  Bestreben,  die  Volkswirt- 
schaftslehre methodisch  an  die  zu  seiner  Zeit  unangefochtene  Leitwissenschaft,  die 
Physik,  anzunähern,  war  noch  der  Ansicht,  daf5  die  „Gesetze  der  Produktion**  quasi 
„naturgesetzlich"  seien.  Allein  die  Gesetze  der  Verteilung  seien  sozial  und  somit  ver- 
änderlinr.  Claevs  etwa  referiert  Mill's  Position  wie  folgt: 

Deshalb  unterschied  er  nun  zwischen  Gesetzen  der  Produktion,  die  sich  wie  Naturgesetze  verhielten, 
und  Gesetzen  der  Verteilung,  die  von  der  geseUschaftlichen  Entwicklung  abhängig  und  deshalb  bis  zu 
einem  gewissen  Gtade  beeinflußbar  sden.^ 

Davon  kann  mittlerweile  wohl  kaum  noch  die  Rede  sein.  Möglicherweise  sind  die  Ge 
setze  der  Produktion  ähnlich  „sozial"  wie  die  der  Verteilung.  Wir  können  hier  nicht 
vertieft  auf  dieses  llicma  eingehen.  Nicht  zuletzt  wäre  hier  der  gesamte  ian^ndauem- 
de  Streit  z.wischen  angebots-  und  nachfrageoricnricrrcr  Wirtschaftspolitik  zu  untersu- 
chen. Von  daher  sf>llen  nur  einige  Punkte  angesprochen  werden,  die  meines  F.rachtens 
besondere  Aufmerksamkeit  verdienen.  Da  also  \\  achstum  eine  abgeleitete  Variable  ist, 
wollen  wir  uns  auf  die  Grundgrößen  (1)  Produküvitätsentwicklung  und  (2)  Zuwachs 
des  Arbeitsvolumens  konzentrieren.  Da  wir  weitediin  von  dem  Finalziel  »Wohlfahrts- 
entwicklung«  ausgehen  wollen  und  »Wirtschaftswachstum«  bzw.  »Produktivitatsent- 
wicklung«  dabei  nur  als  Instrumentalziele  auffassen  können,  bietet  es  sich  an,  die  Op- 
don  »Durchsatzbeschleunigung«  entsprechend  zu  kategorisieren.  Demnach  wollen  wir 


■'S»  Krämer  l'J'M,  S.  .5'J  f. 

W  ir  haben  diesen  Punkt  bereits  im  Abschnitt  B.  (»W  ohljahrt«)  cröncrt. 

Vgl.  daiiu  et\\'a  Singmasier  1985. 
'5»Claeysl987b.S.20. 
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unterschcidcn  zwischen  „V(  achstumsstrategien",  die  wohlfahrtsentwicklungskonfonn 
sind  und  solchen,  für  die  das  weniger  gÜL 

a)  Wachstum  wohlfahrtsentwicklungskonfonn 

Betrachten  w  ir  also  zunächst  die  wohltahrtsentwicklungskontomicn  Möglichkeiten  der 
Wirtschaftspolitik,  Wachstum  zu  fördern. 

(i)  Optionen 

Wachstum  ist,  das  sd  unser  Ausgangspunkt,  eine  abgeleitete  Giöße  und  eigibt  sich 
dabei  cein  formal  aus  der  Entwicklung  der  Arbeitsproduktivität  bei  gegebenem  Ar- 
beitsvolumen oder  aus  der  Entwicklung  des  Arbeitsvolumens  bei  g^bener  Arbeits- 
produktivität. Daß  beides  nicht  ganz  unabhängig  voneinander  sein  muß,  haben  wir 

bereits  im  Ahschnirr  D.  I.  ("Phnseii/f/odeUit)  gesehen.  UnteiNucl  len  wir  also  zunächst  den 
Fall  technischer  (oder,  falls  möglich,  wirtschaftspolitiscli  induzierter)  Produktivitäts- 
ennvicklung  unter  der  Nebenbedingung,  daß  das  Arbeicsvolumen  dabei  nicht  rückläu- 
fig ist. 

Dabei  können  wir  (381),  wenn  wir  (349)  aus  D.  IV.  4  (>}Auß)aujaim«)  einsetzen,  wie 
folgt  formulieren: 


(407) 


b'^Y-ii-h-EP 


-h-EP 


N  '  t  r  u^eseitig"'^''  eliminiert  sich  die  Produkovitäfsentwicklung^rate  also  aus  der  Glei- 
chung. Der  entscheidende  Parameter  ist  somit  der  Reaktionsparameter  {tp).  Der  erste 

Summand  |a^(9))  kann  dabei,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  Werte  zwischen  Null  und 
(fl)  annehmen.  Technische  Produktivitätsentwicklung  führt  demnach  bestenfalls  zu 
einem  konstant  bleibenden  Arbeitsvolumen,  nämlich  dann,  wenn  sie  sich  vollständig 

in  Wachstum  umsetzt.  Demnach  ist  Produktivitätscntwicklung  dann  und  nur  dann 
wohltahrtsentwicklungskontorm,  wenn  der  Reaktionsparaniccer  den  W  ert  (/  =U  an- 
nimmt. Das  aber  ist,  wie  wir  in  D.  I.  1.  f  -PhsiSiU/i/ffiitii/y  lnSiif^«}  gesehen  liahcn,  ein 
mathematischer  Grenztall,  dessen  1  .inlialiung  niemand,  weder  Wirtschattspulilik  noch 
freie  Marktsteuerung,  garantieren  kann.  Auch  müssen  wir  an  dieser  Stelle  nicht  noch 
einmal  auf  die  Option  »Neue  Güter«  eingehen.  Zwar  ist  es  grundsätzlich  nicht  von  der 
Hand  zu  weisen,  daß  es  wirtschaftspolitisch  sinnvoll  sein  kann,  sogenannte  „Innova- 


Die  <.  :si<.n  beiden  Summanden  in  der  ersten  Zeile  stehen,  w  ie  wir  oben  gesehen  haben,  für  die  Ent- 
wicklung der  Atbeitsnachfiagc,  die  letzten  beiden  fiii  die  Entwicklung  des  Aibeitsangebotes. 
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tioncn"  wegen  der  damit  absehbar  verbundenen  positiven  externen  Effekte  zu  f(")rdern 
—  wie  es  nicht  /ulcr/r  die  „Neue  \\  aclisrumsrheorie"  vorschlägt."*'"  Ob  diese  Option 
danibcr  hinaus  aber  geeignet  sein  kann,  die  btiihaßigititg  zu  stabilisieren,  muß  doch  sehr 
bezweifelt  werden.  Im  übrigen  können  wir  auf  die  Argumente  aus  D.  IV.  3.  (»Nette 
Guter«)  verweisen:  Neue  Güter  sind  naturgemäß  nur  vorübergehend  neu  und  werden 
über  kurz  oder  lang  (meistens  eher  kurz)  zu  alten  Gütern,  für  die  dann  auch  die  Geset- 
ze alter  Güter  gelten.  Eine  sich  überstürzende  Innovationstätigkeit  —  also  ein  Ent- 
wicklungstempo, das  neue  Güter  schneller  hen  orbringt,  als  die  jeweils  letzten  neuen 
Güter  veralten  können  —  würde  aber  nicht  nur  einen  lotnschen  .Sallo  morfak"  bedeu- 
ten, sondern  ginge,  wie  wir  gesehen  haben,  auch  völlig  an  tlcn  Interessen  der  Unter- 
nehmen vorbei."'  '  Folglich  ist  diese  (  )ption  schon  aus  diesem  Grunde  nicht  sonderlich 
erfolgverspreche ntl.  Demnach  bleibt  nur  der  zweite  Summand  aus  (407).  Hier  wäre  es 
in  der  Tat  denkbar,  daß  über  eine  Zunahme  des  Arbeitsvolumens  (A/V)  zusätzliches 
Wachstum  entsteht  Da  das  zusätzliche  Arbeitsvohimen,  wenn  der  Prozeß  vorgabe- 
gemäß wohlfahrtsentwicklungskonfbrm  sein  soll,  aber  zum  gegebenen  Produktivitäts- 
niveau (d^)  eingesteuert  werden  muß,  würde  auch  das  zusätzliche  Investitionen  be- 
deuten.^^^  Damit  aber  stellt  sich  die  Frag^,  ob  und  ^f.  wie  Unternehmen  mit  wirt- 
schaütspolitischen  Kitteln  angeregt  werden  könnten,  ^^meht  zu  investieren". 


Allerdings  sind  auch  hier  die  Meinungen  geteilt.  Ablehnend  etwa  van  Suntum,  der  an  die  prinzipielle 
Uninformiertheit  staatlicher  Lenker  erinnert  und  zudem  „MitoahmeefFekte"  befurchtet  (vgl.  van  Suntum 
2005.  S.  156). 

D.ilu  :  folqi  aus  di  :n  (  nisriini!,  ih(\  suh  C n  L'i  ti.irgutncntf  tjcgen  ec^K'as  fuuk-n  lassen,  ührigfns  iiicfit, 
dali  ein  \'orhabcn  ailcm  desw  egen  ;!u  \  eivverten  wäre.  In  geradezu  klassischer  Prägnanz  hat  Sok>  das  zum 
Aiisdiudc  gdundit:  ,4t  must  be  said  agaitu  tfae  best  wc  can  do  is  to  know  tfae  facts  induding  die  fiicts  of 
fiil'^ification,  and  t<i  wfigh  thc  cvidencc  pro  antl  cnn.  Thcrc  will  uKvavs  bc  fvidcncc  pro  and  i-vidcncc  con. 
And  ihen  lo  judge  between  them.  To juJge  is  die  key."  (Solo  1991,  S.  95;  Hervorhebung  im  Original^.  Bei 
Robert  A.  Solo  handelt  es  sich  übrigens  um  den  nicht  ganz  so  bekannten  Namensvetter  (^Ham«take"\ 
a.a.d.,  S.  48)  von  Roben  W.  Solow. 

im  Ergebnis  ganz  älmlich  hat  es  Kuhn  formuliert:  ,X^ct  Wettstreit  zwischen  Paradigmata  Icann  nicht 
durch  Beweise  entschieden  werden."  (Kuhn  1970,  S.  159).  Wir  wollen  diesen  Punkt  an  dieser  Stdle  aber 
nicht  weiter  vertiefen. 

Vgl.  dazu  D.  IV.  3.  {uRiicklaufspem  dfrPmdttktiiitätseiitu'ickiung/Neue  Güten'). 
""^  Man  könnte  möglicherweise  argumentieren  —  und  oft  genug  wird  das  auch  getan  — ,  daß  die  Aufnahme 
einer  Bcschafdgung  aus  der  Sicbi  eines  Hausbalies  selbst  tl.inn  einen  Wob) fahrt sgewinn  bedeuten  kann, 
wenn  die  Bcschäftiuunu  vv.  cirieni  intcrioren  Reallohnsatz  entlohnt  w  inl,  v.-as  reeelmälüi^  i;leiclizeitii^  ein 
inferiores  Proeluktivii.usni\eau  bedeutet,  /.war  mag  das  so  sein  —  zumal  es  allein  der  1  Entscheidung  des 
betroffenen  Haushaltes  obliegen  würde.  AUetdings  hätte  dieser  Fall  mit  der  hier  votgeadilflgenen  Wohl- 
fahrtsdefinition  nic  ht  mehr  !  /u  tun.  ..Di  r"  Lohnsatz  ist  eine  zwar  konstruierte,  dabei  aber  durchaus 
Übliche  und  darüber  hinaus  unverzichtbare  Modcllvariablc,  die  -  jedenfalls  im  Modell  -  nichl  der  Dispo- 
sirion  einzelner  Haashalte  anheim  gegeben  werden  kann.  Die  Konsequenz  wäre  ein  allgemein  zundi- 
niender  Druck  auf  ., den"  Lohtisat/  mit  tier  I-o1t,'e.  d;il*  thc  weisen-  I 'iitw  ickluiii^  ilivehb  ir  gem-u  Bedin- 
gung [3J  verstoBen  würde  und  somit  spätestens  dann  nicht  mehr  wohlfahrtseniwicklungskonform  wäre. 
Kurzum:  Was  ein  einzdner  Haushdt  als  wohlfährtsstdgemd  empfinden  ma^  kann  sich  für  die  Gesamt- 
heit aller  Haushalte  leicht  zu  einem  wohlfahrtsent%\  icklungsw  idiigen  Kurs  auswachscn.  Wir  haben  es  also 
auch  hier  wieder  mit  einem  AVw/'-C»leichgewicht  (diesmal  in  der  „Konzert-Variante")  zu  tun. 

Ich  erwähne  dieses  Beispiel  nur,  weil  es  sehr  schön  zeigt,  daß  freie  Marktstcuerung  entgegen  einer  ver- 
breiteten Behauptung  eben  niih!  norvvendigerweise  individuelle  und  kollektive  Rationalität  zur  Deckung 
briogL  Wir  werden  auf  diesen  Punkt  im  Abschnitt  E.  Ii.  1  b)  (»W^bstum  wob^abrtttiitanekbaiffwidrigfi}  noch 
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Bctrachrcn  wir  dazu  zunächst  die  Arbeitsnachtrage,  wie  sie  sich  aus  einer  Cobb- 
Duuglas-Produkiionsfuiikuun  der  Form 

(408)  Y^N°K'"TK 

efgibt  Unter  der  Annahme,  daß  die  strenge  Grenzproduktivitätsbedingung  ^t,  erhal- 
ten wir: 

(409)  '^^^^^ 


N 


Nach  der  Arbeitsnachfrage  (N")  aufgelöst  ergabt  sich:^^ 

(410) 


mit 


ah      ^  'I-"' 

und 

(412)  ^.0 

Demnach  würde  die  Arbeitsnachtrage  also  linear  mit  dem  Kapitalbestand  ansteigen. 

Wenn  wir  (410)  vollständig  dynamisieren,  erhalten  wir  schließlich: 

(413)  N"  .  -(Jj)  •  A-  ♦       .  a  *       .      ♦  « 


zurückkommen  und  dabei  sehen,  dnl!  das  ..hcstmc'n'.lichc  I'riicbnis"  bei  einer  solchen  linnvickluni;  rat 
sächlich  vcrtchlt  würde  -  und  zwar  nicht  nur  aus  der  Sicht  der  Art>eitscinkonimen,  sondern  aufi  aus  der 
Sicht  der  Komplementäreinkommen  ^ns-  und  Gewinnetokominea). 
''^^  Die  Herieicung  entspricht  der  Hedeitung  in  (198)  im  Abschnitt  D.  II.  1.  (»Protitiktiritätskompeiuati- 
onl Quantifi:^erunf!<<)^  so  daß  wir  uns  an  dieser  Stelle  knapp  fassen  können.  Auch  dürfen  wir  beim  Über- 
gang von  (409)  zu  (410)  wieder  (jV)  durch  (A*  ' )  ersetzen,  da  (409)  die  Grenzproduktivität  in  Abhängig- 
keit TOtn  Arbdtsvolumen  (AT)  beschreibt  und  (410)  die  Arbeitsnachfrage  (iV")  in  Abhängigkeit  vom 
RcallMlitiK  u/.  Wenn  und  sol.inge  der  RcalK ■hr^^at/  .uin.ihmegemäß  der  Grcnzprc)dukti\'ität  entspricht, 
muß  sich  also  für  (A^)  und  (A^^  )  der  gleiche  Wert  «geben,  so  daß  wir  beides  gleichsetzen  dürfen. 
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Dic  Entwicklunt;  der  Arhcitsnachfragc  verhält  sich  also  gcger\uerichtct  zur  luitwick- 
lung  des  Reallohnsafzes  und  gleichucrichtet  zur  Rntwicklung  des  Leistungsparameters 
des  Faktors  Arbeit,  der  Entwicklung  der  Technischen  Kompetenz  und  des  Faktors 
KapitalJ^  Weiterhin  reagiert  die  Nachfrage  im  Modell  elastisch  auf  Veränderungen 
des  Reallohnsatzes,  gleichzeitig  aber  auch  elastisch  auf  Veränderungen  des  Ldstungs- 
patameters  der  Arbeit  (a)  und  auf  Veränderung^  der  Technischen  Kompetenz  (TK). 

So  würde  sich  bei  einer  Arbeitselastizität  des  Outputs  von  beispielsweise  «»»-j  eine 

gegengerichtete  Reallohnelastizität  der  Nachfrage  von  r;:«^^^"""^  ergeben.  Auf  Ver- 
änderungen der  Leistungsfähigkeit  des  Faktors  Arbeit  bzw.  der  Veränderung  der 
Technischen  Kompetenz  dagegen  wütde  die  Arbeitsnach&ag^  mit  rj ^r-  -  4  bzw. 

i/:=-7^  =  4  ebenfalls  ausgesprochen  elasnsch  (und  liahei  gleicliL^  rirbref)  reagieren.  Bei 
7  A 

Veränderungen  des  Kapitalbestandcs  schließlich  -  dem  Punkt  also,  der  uns  an  dieser 
Stelle  interessieren  soll     ergibt  sich  eine  (gleichgerichtete)  Elastizität  von  immerhin 

noch  t}    ^  » 1.  Eine  Erhöhung  der  Kapitalausstattung  würde  demnach  umstandslos 

zu  einem  entsprechenden  Ansti^  der  Arbeitsnachfirage  fuhren.  Das  wirft  natüdich  die 
Frage  auf»  warum  die  Unternehmen  dann  nicht  einfach  ihren  K^italbestand  erhöhen 

und  auf  diese  Weise  neue  Arbeitsplätze  schaffen?  Die  am  häufigsten  zu  hörende  Ant- 
wort: Die  Sparquote  sei  unzureichend  und  folglich  auch  die  Investitionstätigkeit.  Folg- 
lich müsse  eine  höhere  Sparquote  her.  Da  die  Sparcjuote  aber  in  guter  Näherung  eine 
Funktion  der  Einkoninunskon/eniralion  sei,  müsse  folglich  die  Einkomnienskonzen- 
trarion  steigen.  Die  Einkommenskonzenrrarion  wiederum  steigt  absehbar  am  ehesten, 
wenn  der  Reallohnsatz  sinkt.  Unter  dem  Strich  und  auf  den  Punkt  gebracht  meint  die- 
ser Vorschlag  im  Ergebnis  also:  W<^ilfahrtsentwicklung  durch  LohnsenkungF^^  Stel- 


''^  Die  Parameter  wurden  hier  wie  stets  so  notiert,  daß  keine  „überraschenden"  negativen  Werte  aufuu- 
cheiu  So  ist  zum  Bdspiel  der  Ausdruck  (j^)  im  Definitionsbereich  von  (a)  stets  positir  und  der  Term 

"(t!?)  cAennbat  negsüv. 

Wir  dürfen  uns  an  dieser  Stellt  völlig  /u  recht  an  den  oben  hesprochcncn  „Renten/uw  .u  hs  in  t!er 
Tretmühle"  erinnert  fühlen;  vyi.  D.  f-li/id'/ii/itspurt  iitr  IhxitiutlirinitsiiiiiiiiKliiiis:--).  An  dieser  Stelle  >;ei^t 
sich  al.s<»  tmniai  mehr,  wie  wichtig  es  für  das  weitere  Vorgehen  i,st,  eine  nioglichst  klare  Vtjrstellung  da- 
Ton  zu  haben,  was  man  unter  den  Teiwendeten  Begriffen  genau  verstehen  \rilL  Das  wesentliche  hierzu 
hnhen  wir  In  reits  in  R.  II.  2.  (»Wfihlfiilin.frntuii'thiii'j-}  hesprochen. 

Dabei  ist  übrigens  noch  ein  zweiter  Punkt  bcmerkcnswcn:  Eine  Volkswirtschaft  hat  demnach  gewis- 
sermaßen die  Wahl,  die  (in  allen  Industrieländern,  und  nicht  nur  dort,  regelmißig  unzureichende)  Ar- 
beitsnuchfriiLTf  a]  übet  eine  Ahsc-nkung  des  Reallohnsat/cs  oder  A.i  n!n  r  den  Aushau  ihrer  Technischen 
Kompetenz  (bzw.  ihres  Humankapitalbestandes)  zu  erhöhen.  Beides  wäre,  zumindest  in  Elastizitäten 
gemessen,  ^eichetmaßen  wirksam.  „Idealerweise"  (unter  Maßgabe  des  Zieles  „mehr  Beschäftigung") 
könnte  man  beides  auch  miteinander  kombinieren,  Was  aber,  wenn  wir  es  hier  cinmLtl  mehr  mit  einem 
Ziclkonflikt  zu  tun  hätten?  In  der  Tat  ist  es  alles  andere  als  abwegig  anzunehmen,  daß  .sich  ein  in  der 
Tendenz  rückläufiger  Reallohnsatz  zumindest  retardierend  auf  die  Humankapitalentwicklung  auswirken 
konnte.  In  diescni  Fall  wäre  eine  wirtsch.ifispoliiische  Weichenstellung  vonnöten  -  eine  Entscheidung 
zwischen  (um  es  in  griffiger  angelsächsischer  Diktion  zu  £issen)  „ovnfe  bardar"  vs.  „jwnfc  smarter".  Das  Er- 
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Icn  wir  diesen  Punkt  aber  noch  einen  Moment  zurück.  W'ohlfalirtseiitwicklungskon- 
tormes  W  achstum  setzt  also  voraus,  daß  entweder  (1)  die  Arheitsprodukrivität  hei  ei- 
nem Reaktionsp.uanieter  von  </  =()  ansteigt  "  oder  daß  (2j  das  Arbeitsvolumen  /.um 
gegebenen  Lohnsatz  und  damit  zum  gegebenen  Produktivitätsniveau  steigt,  also  ctvra 
nach  dem  Szenario  »Aufbaujahie«7<'^  In  beiden  Fällen  hätten  wir  es  mit  reinen  Eiwei- 
terungsinvestitionen  zu  tun.  Somit  setzen  beide  Fallkonstellationen  voraus,  daß  sich 
die  Unternehmen  zusätzliche  Absatzchancen  versprechen  —  das  gilt  vor  allem  für  das 
Szenario  »  Xufliaujahre«.  Ganz  allgemein  getaf't:  Wann  und  unter  welchen  l''mständen 
in\  cstiercn  Unternehmen?  Die  Antwort  ist  nicht  allzu  schwierig:  Ein  gpwinnmaximie- 
rendes  l'nternehmen  investiert  genau  dann,  wenn  es  sich  dadurch  einen  höheren  Ge- 
winn verspricht,  also  höhere  Umsatzcrlöse  oder  geringere  Kosten  —  oder  eine  Kombi- 
nation aus  beidemJ^ 


gebnis  -  „mehr  Beschäftigung^  -  wäre  in  beiden  Fällen  das  glekiie.  So  foimuliett  und  auf  den  Punkt  ge- 
bracht diii  Fte  die  I  ntsclicidunt;  allerdings  nicht  allzu  schwer  fallen. 

daiiu  Abschnitt  D.  I.  (»l'büSfnwodMfJ. 
"">'        dazu  Abschnitt  D.  IV.  4.  (»Aiilhuiijtilm«), 

7*8  Von  anderen  möglichen  Unternehmenszielen  -  beispielsweise  dem  ihres  Marktanteils,  vor- 

übergehend ggf.  sogar  zu  Lasten  des  Gewinns  -  sei  an  dieser  Stelle  einmal  abgesehen. 
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'!•!■ 

4. 


ft  ig,  if. 


ff; 


( ii )  Investitionsneigung 

In  erster  Näherung  liegen  wir  dabei 
wohl  nicht  allzu  falsch,  wenn  wir  davon 
ausgehen,  daß  die  Investitionsneigung 
von  zwei  Paktoren  abhängt:  Zum  einen 
von  der  Investitions/^/Z'/jj/fe^v/  und  zum 
anderen  —  das  wird  oft  und  gerne  über- 
sehen -  von  der  Investidons/-'<'r!f'//j'</'ri//, 
Im  (irunde  handelt  es  sich  hierbei  nur 
um  einen  Spezialfall  des  allgemeineren 
Begriffes  »Leistung«,  bei  dem  wir  ja 
ebenfalls  zweckmäßigerweise  Lei- 
stungsfähigkeit (Kapazität)  und  Lei- 
stungsbereitschaft (Modvation)  unter- 
scheiden.'^'*' Dabei  kann  selbst  die  über- 
ragendste Leistungsfähigkeit  nicht  zum 
Tragen  kommen,  wenn  es  —  aus  wel- 
chen Gründen  auch  immer  —  an  Lei- 
stungsbereitschaft mangelt."^'*  Umge- 
kehrt ist  die  beste  Lcistungsbcrcitschaft 
witzlos,  wenn  es  an  der  entsprechenden 
Leistungsfähigkeit  fehlt.  Wir  haben  es 
hier  also  mit  dem  Unterschied  zwi- 
schen können  und  wollen  zu  tun  -  einmal  mehr  ein  Unterschied,  der  einen  Unterschied 
macht.  Ganz  entsprechend  verhält  es  sich  mit  der  Investitionsneigung.  Dabei  ist  auch 
diese  Unterscheidung  alles  andere  als  neu.  So  unterteilt  etwa  Hemmer  seinen  Ab- 
schnitt D.  III.  4.  »Kapiteihfuingel als  ¥olgf  un^mkbender pmdukt'mr  Investitionen»  in  die  bei- 
den Teile  a)  »Kapitalmangel  als  Folge  einer  unzureichenden  Investiaons/rirA/i^yfe«A<  und 
b)  »Kapitalmangel  als  Folge  einer  unzureichenden  InvestitionsZ-'fm/JfAö/Äx.^'  Dabei  ver- 
steht Hemmer  unter  »Kapitalmangel«  eine  unzureichende  Ausstattung  mit  Sachkapital 
aufgrund  unzureichender  Investitionstätigkeit  -  und  liegt  damit  genau  auf  der  auch 


<^  ... 


Ahnlich  ;mch  etwa  Rohwxr,  ilcr  diese  beiden  Punkte  unter  dem  Oberhegriff  „Qualität  des  Faktors  Ar- 
beit" zusammenfaßt  (Rohwcr  1982,  S.  6(t,  Schema  1). 
~"  Diesen  Funkt  mächte  ich  anhand  eines  Werkes  illustrieren,  das  für  mich  aus  rein  privaten  Gründen 
eine  besondere  Bedeutung  hat.  Dabei  ist  es  aber  auch  thematisch  nicht  ganz  unpassend,  da  es  genau  in 
der  Zeit  entstanden  ist,  als  die  National<ikonf)mie  geratle  in  den  Kimlerschuhen  steckte.  Das  Werk  von 
Nakayama  Köyö  (1717-1780,  Japan,  Edo-Zcit,  Tusche  auf  Papier)  befindet  sich,  als  einziges  Werk  des 
Künsdcrs,  im  Museum  für  Ostasiatischc  Kunst  in  Köln.  Ich  möchte  an  dieser  Stelle  l'rau  Bettina  Clever 
von  der  .Abteilung  Archiv  und  Dokumentation  für  ihre  freundliche  Unterstützung  bei  der  Recherche 
ganz  besonders  danken. 

'^^  Hemmer  1988,  S.  165  ff  (Her\'orhebung  von  mir).  Der  gleiche  Aufbau  (wenn  auch  ohne  Gliederungs- 
punktc)  findet  sich  auch  in  der  3.  Auflage  (Hemmer  2002,  S.  189  ff.). 
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hier  vertretenen  Linie.  Neu  —  oder  zumindest  vergleichsweise  neu  —  scheint  mir  aller- 
dings die  doch  sehr  einseitige  l-okussicrung  der  meisten  Angchorsrheorctiker  auf  die 
ln\csunomßi7j/gk(J/.  Als  ob  es  allein  fl<//V7/^  ankäme!  Erklärend  konnte  man  vielleicht 
anmerken,  daß  die  Volkswirtschaftslehre  auf  dem  ,^bsau-Auge"  traditionell  ohnehin 
ein  wenig  blind  zu  sein  pflegt.  Marketing?  Wozu?  Wenn  der  Absatz  nicht  stimmt,  dann 
senkt  sich  eben  das  Preisniveau  —  und  schon  sind  aggregiertes  Angebot  und  a^re- 
gierte  Nachfrage  wieder  im  Gleichgewicht.  Auf  hoch-aggregierter  Ebene  -  etwa  in 
einem  Totalmodell  —  mag  das  vielleicht  noch  zutreffend  sein.™  Sicht  eines 

einzelnen  Unternehmens  verhalten  sich  die  Dinge  aber  ganz  sicher  etwas  anders.  Hier 
kann  es  nämlich  durchaus  vorkommen,  daß  ein  sinkendes  Preisniveau  -  konkret  also 
ein  sinkender  Gleichgew  ichts|ireis  fiir  tlie  ci^t'in'ii  Produkte  -  ein  Unternehmen  un\  er 
Sehens  .lus  der  (iewinnzone  kar.ipulrierr.  Das  aber  w.ux-  keine  sehr  lukrative  Aussicht 
für  ein  aut  Cjewinnmaximierung  ausgerichtetes  Unternehmen.  Kurzum:  Die  .Vbsatz- 
etwartung  als  Bestimmungsgröße  für  die  \aves6.^ti%hmitsebaß  ist  nicht  weniger  wich- 
tig als  beispielsweise  der  Zinssatz,  die  Eigenkapitalquote  oder  der  Zugang  zu  Kapital- 
mitteln -  um  nur  drei  der  wichtigsten  Besrimmungsgrößen  der  \n\ea,wa.om^igkeit  zu 
nennen.  Bei  Wöhe  etwa  liest  sich  das  so: 

Er«-citcnini;sinvcsriti»ncn  sind  nur  sinnvoll,  wenn  zuvor  durch  eine  Marktanaljrse  die  Absatzmöglich- 
keiten unil  ilic  Konisurrcn/A  crluilmissc  .innK  sicrt  worden  sind.''^^ 

Noch  knapper  könnte  man  sagen:  Vor  dem  Investiüonsplan  kommt  der  Absatzplan." ' 

Übrigens  ist  auch  diese  Kontroverse  so  alt  wie  die  Nationalökonomie  im  engeren  Sin- 
ne selbst.  Adam  Smidi  war  noch  der  festen  Oberzeugung,  daß 

[...]  jeder  Verschwender  als  Feind  der  AUgemeinheit,  jeder  sparsame  Mensch  dagegen  als  ilir  Wohltater 

[...] 

anzusehen  sei.^^^ 


^  Allerdings  ist  auch  das  mehr  als  fraglich.  Erstens  hört  man  nur  äußerst  selten  davon,  daß  das  aggre- 
gierte Preisniveau  einer  Volkswirtschaft  tatsächlich  sinken  würde.  Und  wenn,  dann  würden  wir  so  etwas 
heute  „Deflation"  nennen.  Dabei  besteht,  wenn  ich  das  richtig  sehe,  einmütige  l  Ijurcinsiimniung,  daß 
einer  solche  lintA'.icklung  tunlichst  cnt!;c;L!Lnucsti.u<jrr  werden  sollte,  weil  die  Ausw  irlainL^cn  aut  den  i'rc 
alwirtschafiliclienj  l^urchsatz  sehr  viel  liraMt^clict  waren  als  das  bei  einer  (leichten)  IntLition  je  der  I  all 
sdn  könnte.  Zum  TotahnodeU  vgl.  Abb.  55  im  Absdmitt  D.  VI.  (»Sof'säia  Tlmtmur}. 

VCVihe  l*'*'!*,  S.  "^(-fl.  Auch  /um  Reispit  !  Rolnver  tendiert  in  si'iner  Sihliif'bftrtichtiinß^  v.u  ^K^cr  .Ansicht, 
wenn  er  (die  Pusiuun  des  Sachverständigenrates  infragesccllend)  schreibt:  „So  führt  eine  (relative)  Sen- 
kung des  Realk>hnniveaua  zwar  zu  einer  Verbesserung  der  Gewinnmargen,  eine  Ausweitung  der  Investi- 
tionstätigkeit wird  jcdf)ch  nur  hei  entsprechend  positiven  N;)chfr;it;eenv:irturit;en  resultieren."  (Roliwer 
1982,  S.  307).  Im  gleichen  Tenor  -  und  dabei  erfrischend  offen  -  heißt  es  bei  Kucera  und  Muller- 
Godeffioy:  „In  der  Rezession  können  die  Kreditkosten  zwar  gesenkt  weiden;  niemand  kann  aber  ge- 
zwungen werden,  Kredite  auf;/unehmen  und  Zu  invesderen«  wenn  entsprechende  Absatzerwartungen 
fehlen."  (Kucera/ Müller-Godeffroy  1987.  S.  110). 

Konsequcntcrwcisc  kommt  bei  Wöhe  der  vierte  Abschnitt  »Absatz«  (S.  619-746)  auch  unmittelbar  vor 
dem  fünften  Abschnitt  »Investition  und  Finanzierung«  (S.  747-954). 

m  Adam  Smith  1789,  S.  281. 
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Damit  liegt  Adam  Smith's  I-'okus  eindeutig  auf  der  lnvestiti()ns/^//'/'£;X"<v'/.  Die  (iegenpo- 

sition  hat  -  mit  nicht  ganz  unbeachtlichen  Argumenten  und  schon  gut  5U  Jahre  zuvor 

-  Mandc\  illc  mit  seiner  »BMienJaM«  vertreten:""'^' 

Indem  des  Luxus  Prachtauhvcodimg 
Millionen  Atmen  Arbeit  schuf,  [.•.J"^ 

Dabei  föhit  Mandeville  seinen  ,JCnüttetvets  [L]*'  wie  folgt  aus: 

Esistdnewett  verbrc'itcu'  Aiistd  iuung,  daß  Luxus  so  schädlich  für  lim  \\  .  ililstund  des  gan'/en  Staats- 
wesens sei  wie  fiir  jede  einzelne  Person,  die  sich  dessen  schuldig  gemach i  hat,  umi  ilaH  nationale  Spar- 
samkeit einem  I^nd  in  der  gleichen  Weise  zu  Wohlstand  verhilft,  wie,  weniger  allgemein,  frugale  Le- 
bensweise den  Reichtum  einzelner  Familien  vergrößert.  Obwohl  ich  Männern  begegnet  bin,  die  viel 
mehr  von  dieser  Sadie  verstehen  als  ich«  kann  ich  nicht  umhin«  ihnen  in  diesem  Punkte  zu  widerspte- 
chcn."" 

Im  Anschluß  daran  äuljert  Mantle\  ille  seine  durchaus  „nichT-mcrkanrilisrischcn"  (»e- 
danken  zum  Außenhandel  —  Punkte,  die  ebenso  gut  von  Adam  Smith  hätten  tormu- 
liert  sein  können.'^  In  dieser  Hinsicht  wäxen  sich  die  bdden  wohl  einig  gewesen.  Der 
Unterschied  in  der  Einschätzung  liegt  an  einer  anderen  Stelle.  So  schreibt  Adam 
Smith: 

Sparsamkeit  und  nicht  Erwerbsfleiß  ist  die  unmittelbare  Ursache  für  das  Anwachsen  des  Kapitaibe- 

standcs.^' 

Überhaupt  widmet  Adam  Smith  ein  ganze;?  Kapitel  der  »BUdiitai  von  Kijpital  odi-r produk- 
tive und  unproduktive  Arbeit«''^^  Dienstleistungen  Sinti  für  Adam  Smith  -  um  es  einmal  in 
Qucsnays  Begrittliclikeit  zu  fassen  —  tjffenbar  per  si-  „sterile": 

Umgekehrt  wird  die  Arbeit  eines  Dienstboten  nirgends  sichtbar,  weder  in  einem  Werkstück  noch  in 
einem  käuflichen  Gut.  Im  al^pmeinen  geht  seine  Leistung  im  selben  Augenblick  unter,  in  dem  er  sie 


■"'MandeviUe  1732. 

"^"^  Mandeville  1732,  S.  18  (Knüttelverse  [LJ).  Der  Begriff  »KLniiitelverse«  stammt  von  Mandeville  selbst, 
bzw.  von  seinem  Übersetzer  Helmut  Pinddsen  (vgl.  a.a.O.,  S.  6).  In  der  OriginaUässung  heißt  es:  „A  Sto- 
ry told  in  Dogrcl"  fMandiA  illo  1"'2^,  S.  54).  Dahc-i  meint  »dogrel"  einen  „dL-rot;:it<ir\  lenn  for  \  crse  ron- 
sideced  of  litde  literar}'  valuc".  ..\llerdings  ist  >dogrel<  offenbar  veraltet.  Man  tlndet  es  auUer  vielleicht  in 
Spezial-Nachschlagwerken  am  leichtesten  unter  der  neueren  Schreibweise  >doggerel<  (vgl.  etwa 
http:/ ,  tn.w  ikiptilia.< >rg/wiki/Do^el). 

"«Mandeville  1732,8.95. 

Interessant  —  wenn  auch  nicht  ganz  unpassend  —  ist  an  dieser  Stelle  übrigens,  daß  ein  Autor  wie  Hayck 
kaum  ein  gutes  Haar  an  Mamlcville  lassen  kann,  um!  es  dabei  auch  nicht  verkneifen  konnte,  gkicli/eitig 
über  tkn  aus  -^cinL-r  Sicht  wuhl  unsai^lichcn  ,.[.i>rt!  Kcv  nc;"  1il  t  /ii:  i;_hcn,  wenn  er  sclirciht:  „AllcrJines 
fuiirt  ihn  [.MandcvilleJ  dies  nur  zu  solchen  nierkaniilisuschen  lkti.icliiungen  wie  die  über  die  wohltadgen 
Wirkungen  des  Luxus,  die  Lord  Keynes'  B^eistetung  hervoigetufen  haben."  (Hayek  1969  b,  S.  135). 
Was  genau  \[;indevil]e*s  Ausführungen  mit  „MerkantiHsmus"  zu  tun  haben  sollen,  wird  dabei  übriges 
nicht  ganz  klar. 
^■0  Adam  Smith  1789,  S.  278. 

N;imlich  das  3.  Kapitel  des  2.  Buches  (.Adam  Sniitli  Vm,  S.  2"2-288).  Das  Steht  Übrigens  in  deutlichem 
Kontrast  zu  der  oben  referierten  und  auch  gut  belegten  These  Landes',  daß  Adam  Stnith  ///  puncto  Sach- 
kapital eben  seine  „blinden  Flecken"  habe.  Die  hier  voi;g^steOten  Textauszüge  sprechen  in  erster  Nähe- 
run;j,  eher  für  das  Ciei;enteil.  Der  W'idcrsptuch  I5«t  siidi  allerdings  auf,  wenn  wir  davon  ausgehen,  daß 
Adam  Smith'  Kapitalbegriff  notwendigerweise  noch  ein  wenig  „diffus"  war  (was  bei  manchen  Autoren 
übrigens  heute  noch  der  l'all  ist).  »Kapital«  war  für  ihn  weniger  ein  produktivitätsstcigcrndcr  Komplc- 
mcntärfaktor  als  vielmehr  so  etwas  u  ic  ,J)lcihende  Werte".  Zur  Unterscheidung  vgl.  auch  Abschnitt 
E.  11. 1.  b)  (»Wachstum  anb^abrtstntwkkiui^findrig«). 
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vollbringt,  oliiic  eine  Spur  oder  einen  >X  en  zu  hinterlassen,  mit  dctn  man  später  wieder  eine  entspre- 
chende Leistung  kaufiai  könnte.''*^ 

Adam  Smith  folgert  —  aus  seiner  Sicht  durchaus  konsequent: 

Wohlhabend  wiid  also,  wer  viele  Aifodter  beschäftigt,  wer  sich  viele  Dienstboten  hält''*' 

Kurzum:  Adam  Smith's  Fokus  liegt  voll  und  ganz  auf  der  Investitions;Qti%60>.  Investi- 
tionsbemtsflu^  setzt  er  dabei  —  zu  seiner  Zeit  wohl  auch  nicht  ganz  zu  unrecht  —  als 
gegeben  voraus. 


""•^  Adam  Smith  1789,  S.  272  f.  Aus  heutiger  Sicht  ist  eine  solche  Position  natürlich  unhaltbar.  Dabei  war 
es  nicht  zuletzt  Engel,  der  diese  Posidon  (übrigens  im  gleichen  Aufsatz,  der  ab  Grundlegung  des  „En- 

gel'schen  Gesetzes"  gilt)  mit  überzeugenden  Argumenten  W  nbstirdn///  ect'ührt  hat  EinkiiLr-d  schreibt  er 
im  2.  Abschnitt  (»Was  ist  Prodiictionif  Was  ist  Consiinitiotii«}:  „Nicht  einerlei  Meinung  sind  aber  die  Ökono- 
misten darüber  (und  Ad.  Smith  legte  den  Grund  zu  dieser  Diversion,  indem  er  die  auf  nicht  materielle 
Di(^  gerichtete  Arhcii  eine  unproductive  Arbeit  nannte),  ob  die  l.chrc  der  Production  sich  nur  lut  die 
materiellen  oder  zugleich  ;iut"  die  immLitcriclli.n  (iütcr  erstreckt."  flinke!  et  .il.  1S5~,  S_  153i.  D.inn  fulirr 
er  aus:  „Denn  der  l.elirer,  der  Sittenprediger,  der  Richter,  der  Soldat,  der  Gelehrte,  der  Kunstler,  der 
Atzt,  sie  sind  alle  Ptoducenten.  Während  man  sagt,  daß  der  Landwirth,  der  Müller,  der  Bäcker  Brod  pro- 
dnciren.  verhinder»  nur  dii'  rnirfwohnheit  nian  s.ige,  dnH  ein  Lehrer  Bililung.  ein  Beamter  Rechts- 
schutz, ein  Soldat  ötYendiche  Sicherheit  u.s.w.  producire.  Darauf,  daß  Nahrung,  Kleidung,  Geräthc  u.s.w. 
tauschbare  Gegenstände  sind,  während  jene  immateriellen  Gäter  es  nicht  sind,  kann  nichts  ankommen, 
sondern  das  Moment  ist  entscheidend,  daß  geistii^e  Bildung,  Sitdichkeit,  öffentliche  Sicherheit  u.s.w. 
eben  so  nöthig  im  Leben  sind,  wie  Kleidung  und  Nahrung."  (a.a.O.,  S.  154).  Engel  hatte  somit  ein  klares 
Konzept  dessen,  was  wir  heute  „terdären  Sektor^  nennen  würden.  Interessanterweise  -  und  darum  habe 
ich  üben  von  einem  iiii^iimtiitiim  ., diT  ahrir/f/tm"  f^c^^pmchcn  -  läßt  Adam  Smith  also  „Brod"  als  „bleiben- 
den Wert"  durchgehen,  obwohl  seine  Haltbarkeit  als  Ciut  kaum  länger  ist  als  die  einer  beliebigen  Dienst- 
leistung. .\uch  „Brod"  hinterläßt  definitiv  keine  „Spur  oder  einen  Wert  |...J,  mit  dem  man  später  wieder 
eine  entsprechende  l^istung  kaufen  könnte". 
■>»i  Adam  Smith  1789,  S.  272. 
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Betrachten  wir  die  Zusammenhänge  in  einer  Graphik: 


n 
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Abb.  58t  Investitionsfibigkeit  und  Investitionsbeceitschaft  in  Abhäng^keit  von  der  Spaiquote 

Die  Graphik  beschreibt  die  Invesdtionsneigung  als  Funktion  von  Invcstirions/öZ'/^>fe«> 
(/')  und  lavtstmonsbemtscbi^  (/').  Dabei  sind  Investitionsfahigkeit  und  Investiti- 
onsbereitschaft jeweils  eine  Funktion  der  Sparquote  5:-^.  Bei  einer  Sparquote  von 

.V  =  (1%  ergilit  sich  eine  Inveslitionsfäbie;keit  von  ebenfalls  Null,  bei  einer  (theoreti- 
schen) Sparquote  von  ^  =  100%'  wäre  die  ln\  esüüonstahigkeit  maximal.  Für  die  hive- 
sdtionsbefeitsdiaft  aber  gilt  ein  genau  spiegelbildlichef  Zusammenhang:  Bei  einer 
Sparquote  von  s  - 100%  würde  niemand  das  geringste  Interesse  daran  haben  zu  inve- 
stieren. Wo2u  auch?  Um  aecb  mehr  Güter  herstellen  zu  können,  die  bei  dieser  Spar- 
quote ohnehin  niemand  kauft?  Die  Invesdtionsbereicschaft  wäre  in  diesem  Fall  also 
Null.  Umgekehrt  wäre  die  Invcstirionsbareitschaft  genau  dann  maximal,  wenn  die 
Sp;ircnioie  bei  Null  liegt,  was  ja  gleichzeitig  eine  maximak-  KonsunK]uotc  und  damit 
entsprechend  hohe  Absatzcru  artungen  bedeutet.  Die  Investitionsneigung  (/)  ergibt 
sich  dabei  als  die  multiplikarivc  Verknüptung  von  Investitionstahigkcit  und  Investiti- 
onsbercitschatL"^**'*  Warum  mulupükaüv?  Der  Grund  ist  ganz  ähnlich  wie  der  Grund 


Bei  genauerer  Betnchtung  mfißteo  wir  die  »Investitioasneigiuig«  Ober  die  Invesötionsqoote  defi- 
nieren. Eine  hohe  Invcstitionsncigung  (bzw.  das  sich  daraus  crecbcndc  tatsächliche  In\  cstitionsvcrhul 
ten)  bedeutet  ja  nichts  anderes  als  mv  VtrbäUm  ^nm  j9«/nfrid/^  hohe  Investitionen  (7).  Für  unsere  Überle- 
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für  die  multiplikativc  Wrknüpfung  der  Produktionstuktcorcn  in  einer  Cobb  Douglas- 
Fiinkrion."''  Iki  einer  In\ esririf)nsbereirschatr  von  Null  würde  demnach  selbst  eine 
überragende  ln\ estitionstähigkeit  nicht  zu  Investitionen  führen.  Urngekehrt  würde 
auch  die  ausgeprägteste  Investitionsbereitschaft  bei  mangelnder  Investitionsfahigkeit 
keine  Investitionen  nach  sich  ziehen.  Folglich  müssen  beide  Funktionen  multiplikativ 
verknüpft  werden.  Demnach  wird,  das  ist  hier  der  wichtige  Punkt,  die  Investitionsnei- 
gung bei  datt  „mitderen"  Spaiquote  maximal  sein  —  und  tucbtePtra.  bei  einer  möglichst 
hohen  Sparquote. 

Soweit  dürfte  das  eigentlich  auch  unbestritten  sein.  Brisanter  wird  es,  wenn  wir  zusätz- 
lich die  Sparc|uolc  als  Funktion  der  Hinkommensx  erteilung  iriodellic  tvn  uiul  dabei  be- 
rücksichtiücn,  dal5  die  Hrsparnis  mit  der  Hohe  des  HaLishaltseinkommens  srcisit.  Das 
nämlich  wurde  bedeuten,  dali  die  Sparejuote  um  so  höher  ist,  je  hoher  die  Umkcnn- 

menskonzentitttion  ist.  Der  Zusammenhang  läßt  sich  auch  umkehren:  Eine  höhere 
Spar(.ju<jte  würde  demnach  in  der  Tendenz  auf  eine  höhere  Einkommenskonzentrati- 
on hinweisen.'^  Kurzum:  Wir  können  die  Abszisse  unserer  Gr^hik  auch  als  Maßstab 
für  die  Einkommenskonzentration  interpretieren.  Demnach  würden  wir  uns  bei  einer 
völligen  Gleichverteilung  der  Einkommen  bei  Null  befinden  und  bei  einer  (theoreti- 
schen) vollkommenen  Rinkommenskonzentrarion  auf  nur  einen  einzigen  Haushalt  bei 
1(1(1"  n.  Das  aber  bedeutet,  daß  die  Investitionsneigung  und  damit  auch  die  Investiti- 
onstätigkeit b/w,  das  Investitionsvolumen  nicht  nur  als  Funktion  der  Sparijuote  autge- 
faßt werden  kann,  sondern  gleichzeitig  auch  und  vor  allern  als  Funktion  der  l  ankoin- 
menss  erieilung  in  einer  Volkswirtscliaft  aufgefaßt  werden  w/tß.  Die  maxitnale  Investi- 
tionstätigkeit würden  wir  demnach  nicht  nur  bei  einer  „mitderen"  vSparquote  erzielen, 
sondern  gleichzeitig  at/(&  bd  einer  „mitderen"  Einkommenskonzentration.  So  gesehen 
lösen  sich  die  unterschiedlichen  Standpunkte,  also  etwa  von  Adam  Smith  bzw.  Man- 
devillc,  in  das  sprichwörtliche  Wohlgefallen  auf.  Beides  ist  richtig  oder  besser:  Ka/i/i 
richtig  sein  -  je  nachdem,  auf  welcher  Seite  vom  Maximum  der  Kurve  wir  uns  zufällig 
gerade  befinden.'^'  Im  Grunde  handelt  es  sich  bei  diesem  Ansatz  nur  um  eine  Verall- 


guxigcn  reicht  es  aber  völlig  aus,  von  einem  gphiuH  Dwnfrüs^  auszugehen  und  damit  von  der  „Investid- 

omneigiiiii;"  (/). 

'•SDie  Cobb-D<>ugla;.-l'uiikti<m  gcin  zu  recht  (.lavun  au>,  ii.U>  Arl)cii,>\uluincii  tilinc  K-ipUälaussiüiiung/wr 
se  unfModuküT  ist  und  Kapital  ohne  AffbdtsiniMit  ebenso.  Folglich  müssen  die  Produktionsfaktoren  im 

AfDclfll  nulltiplik.üiN  \i-rknijpft  wcnlfii.  In  ck-r  Il^nislmltsiluorii'  dagegen  wird  ck-r  Nut/fri  zwtic-r  Gütt-r 
zu  recht  meisten»  additiv  modcliicrt.  Hier  ist  es  nämlich  durchaus  denkbar,  daß  auch  ein  einzelnes  Gut 
Nutzen  saften  kann. 

Dahci  gilt  tlicHcr  /usamnKTihang  OUT  fiör  cinc  g^cbcne  Volkswinscliaft  und  auch  nur  für  einen  gege- 
benen (und  dabei  eher  nur  mittelfristigen)  iZeitraum.  Beim  Ver^eich  verschiedener  Voikswiruchaften 
kommen  einige  i  lintetgrundvariablen  ins  Spiel:  So  sparen  zum  Beispiel  die  Deutschen  traditionell  mehr 
als  etwa  die  US-Amenkaner.  I  'ntsprechcndes  gilt  tur  den  intertempOtSten  Ve^le:  1 1  '  lu  r  L  inn  die  Spar- 
quote einundderselben  \"olkswirtschatt  im  Zcitablaul  durchaus  variieren.  Da  uns  luer  aber  nur  die  grund- 
sätzlichen /.iisammcnhängc  interessieren  sollen,  kommt  es  darauf  nicht  weiter  an. 

Die  Frae^ .  v\  „wahr"  ist  und  was  nicht,  ist  also  längst  nicht  so  leicht  „objekdv"  zu  beantworten  wie 
wir  uns  das  manclunal  wünschen  würden.  Vielmehr  hängt  die  Antwort  oft  genug  von  dem  Bezugssystem 
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gemeincrung  der  sog.  „(iokkncn  Regel  der  Akkumulation"  von  Phelps.''*"*  Van  Sun- 

tum  etwa  umschreibt  den  Kerngedanken  knapp  wie  tolgt: 

Phelps  argumenüerte,  ieutJich  gehe  es  nicht  darum,  die  Produktion  pro  Kopt  zu  maximieren,  sondern 
den  Pto-Kopf-Konsum.^ 

Auch  den  Hinteigrund  ^«dieses  Dilemmas"^  umschreibt  van  Suntum  in  knappen 

Worten  recht  treffend: 

Demnach  könnte  man  meinen,  es  gehe  ähnlich  wie  bei  di  n  Klassikern  vor  allem  darum,  mÖglicVisi  ^  x  I 
zu  sparen  untJ  dadurch  den  volkswirfsrhaftlichen  Knpitall»isiaii(I  /u  irhdlKMi.  Ganz  so  ist  es  alier  nu  ht. 
Zwar  gilt  auch  in  der  neueren  W  achstumsthcorie,  dalJ  eine  höhere  Sparquote  zu  einer  höheren  Pro- 
duktion pro  Kopf  föhtt.  Aber  fiOr  die  sinnvolletwdse  anzustzebende  Spatquote  gibt  es  eine  Gtenze,  die 
den  K'I,issik(,-rn  noch  nicht  bewußt  war."^' 

Vor  allem  Adam  Smith  sollte  sich  hier  angesprochen  fühlen,  dem  ja  „jeder  \\r 
schwender  als  l  eind  der  Allgemeinheit,  jeder  sparsame  Mensch  dagegen  als  ihr  Wohl- 
täter" erscheinen  wollte.'"'-  Kur/um:  Die  sclion  in  B.  11.  6.  ('AV'ohlfdhrtsrn.hnck- 
Ifiir^f  l'olvt-niiiii^t'iiu)  angesprochene  „Reichtumsokonomik"  der  Klassiker  stolk  nachtra- 
gcscitig  an  ihre  Grenzen.  Daß  sie  überdies  an  formale  Grenzen  siölk,  iuxben  wir  be- 
reits in  B.  III.  (»Mod^tkaÜM  äfs  OpütmemngskalkJils«)  besprochen.  An  dieser  Stelle  soll 
es  uns  aber  nicht  in  erster  Linie  um  das  Modell  von  Phelps  und  seine  theoretischen 
und  empirischen  Implikationen  gehen.  Wir  wollen  ims  ledig^ch  bewußt  machen,  daß 
die  maximale  Investitionstätigkeit  nicht  nur  aufgrund  mangelnder  InvestidonsyS'ji'/^i^^/y 
verfehlt  werden  könnte,  sondern  ebensogut  aufgrund  unzureichender  Investirions/w- 
reifschdß.  Umgekelirt  formuliert  bedeutet  das:  Wenn  die  Fähigkeit,  Konsumgüter  hen^- 
sfe/Ifii,  schneller  zunimmt  als  die  I'ähigkeir,  Konsumgüter  i/h^//Si'/:-:;vf,\  dann  haben  wir 
ein  Problem.  Dabei  scheint  mir  dieses  Problem  fast  so  alt  zu  sein  wie  das  industrielle 


ah,  in  dem  wir  uns  ftncist  olint  es  /u  rLiiIisieren)  gerade  hefinden.  So  haben  /uivi  Bi  ispit  l  <\k-  ,, Landrat- 
ten" in  der  t'rühen  Neuzeit  den  .Seeleuten  alle  möglichen  Schauergeschichten  („Seemannsgaria")  geglaubt 
Eine  der  wenigen  Bchaupruni^en  aber,  die  tatsächlich  „wahr"  war,  daß  nämlich  Jn  fernen  Ländern" 
(Landern  der  vädlicl^eti  llLir.isphäre)  die  Sonne  mittags  im  Nonir»  steht,  wollte  niemand  glauben.  Heute 
würden  wir  sagen,  dali  das  bczugssystcm  „nördliche  Hemisphäre"  so  allgegenwärtig  und  damit  „selbst- 
verständlich" war,  daß  es  als  solches  nicht  realisiert  und  schon  gar  nicht  infrage  gestellt  wurde.  Ähnliche 
Bci>piLle  lassen  sich  aueli  für  heuiigc  Anschauungen  fimlen.  .So  glauben  /.um  Beispiel  die  allermeisten 
Leute,  dali  es  fii/jd'  sei  zu  behaupten,  dal}  sich  die  Sonne  um  ilic  l.ixic  ciixhi.  X'iini  Bezue<s\stcm  „I'rdc" 
aus  gesehen  ist  das  aber  alles  andere  als  „falsch".  Heute  würden  \eir  sagen,  dali  es  in  den  meisten  l  allen 
nicht  aondeifich  ^wer^^liS^  ist,  die  Erde  aU  Bezugssystem  zu  wählen.  Mit  IFdMcKf  aber  hat  das  nichts  zu 
tun.  \'gl.  d  l/ 1  MH-h  Riissell's  Ausführungen  zu  „verbalen"  vs,  „realen"  Beschreibungen  der  Wirklichkeit 
im  Abschnitt  B.  {»W  obljahrt«), 

^1*  Phelps  1961.  Phel|>s  bq^nnt  seinen  kurzen,  aber  durchaus  madiemadsch  gehaltenen  Aafisatz  mit  „Es 
war  einmal  ein  Königreich,  das  hieß  Solovi  i"  und  endet  mit  „und  von  ila  an  erfreuten  sieli  die  Soloviancr 
gemäti  Cileichung  (3)  für  alle  Zeiten  einer  ma.ximalen  gesellschaftlichen  VC'ohlfahrt."  Ich  erwähne  das, 
weil  ich  Phelps'  .Aufsatz  für  ein  besonders  geglücktes  Beispiel  für  unpiätentiöse  matfaemadsche  Darstel- 
lung halte. 

■'»»van  Suntum  2005, S.  156. 
Söllncr2001,S.  245. 
van  Sunt  um  200.5,  S.  LS6. 

^2  Adam  Smith  1789,  S.  281. 
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f„kapiralisrische")  Produktionssystem  seihst.'''  Demnach  wäre  es  also  nicht  einmal 
allzu  überspitzt  zu  behaupten,  daß  das  Absat/problem  in  der  brühzeit  des  industriellen 
Produktionssystems  durch  die  Ausdehnung  der  \\  irtschafissphäre  auf  die  jeweiligen 
Kolonien  als  Absatzmärkte  „gelost"  wurde.  Wir  haben  diesen  Punkt  oben  bereits  er- 
örtert^ und  dabei  Gombnch  zu  Wort  kommen  lassen: 

Kurz,  es  wurde  «itklich  für  die  earopäschcn  Völker  vichd^  Koloaiea  zu  besitzen.^ 

Zwar  gibt  es  in  unserer  Zeit  keine  re^lrechten  Kolonien  mehr,  sondern  nur  noch 
»»Entwicklungszusammenarbeit".  Nach  wie  vor  aber  scheinen  Volkswirtschaften  mit 
einem  industriellen  Produktionss^'stem  aus  den  nach  wie  vor  gleichen  Gründen  drin- 
gend auf  ausländische  Absatzmärkte  ai^ewiesen  zu  sein. 

(  Üi  )  Positionsbestimmung 

Fassen  wir  zusammen:  Beide  M Oirlich keiten  einer  wohlfahrtsentw  icklun^skontormen 
Durchsatzbeschleuiiiuunii;  iTÜiis'^en  von  der  Ausweitung  der  Investitionstätigkeit  ah.  Die 
Ausweitung  tier  Investitionsialigkeit  wiederum  hängt  sowohl  von  der  Invesiitionstä- 
higkeit  als  auch  von  der  Invesiiüonsbereiischafi  ab,  wobei  sich  das  Maximum  der  In- 
vestitionstätigkeit bei  einer  mitderen  Sparquote  bzw.»  wicht^er  noch,  einer  mittieren 
Einkommensverteilung  einstellt  Das  aber  wirft  die  Frage  auf»  ob  wir  uns  gegenwärtig 
eher  links  vom  Maximum  befinden  oder  eher  rechts?  Mit  anderen  Worten:  Ist  die  ge- 
genwartige Einkommenskonzentraüon  und  damit  die  Sparquote  eher  zu  hoch  oder  zu 
niedrig?  Die  empirisch  korrekte  Beant\vortung  dieser  Frage  dürfte  nach  allem  eine  un- 
verzichtbare Voraussetzung  für  jegliche  wirtschaftspolitische  Initiative  sein»  sofern  sie 
erfolgreich  sein  will. 

Wirtschaftshistorisch  gesehen  scheint  es  dabei  so  zu  sein,  daß  der  Ubergang  von  ei- 
nem landwirtschattlichen  Produktionssystem  in  ein  industrielles  Produktionssystem 
regelmäßig  von  unzureichender  Investitionstahigkeit  gebremst  wurde  und  wird:  Das 
Einkonunensniveau  ist  in  einer  solche  Phase  ohnehin  vergleichsweise  gering  und  - 
worauf  es  hier  vor  allem  ankommt  -  die  Einkommen  sind  vergleichsweise  wenig  kon- 
zentriert Wir  befinden  uns  also  eher  links  vom  Maximum.  G^benenfalls  vorhande- 
nes Vermögen  —  etwa  in  ausgedehnten  Ländereien  -  liegt  ökonomisch  weitgehend 
brach  oder  wird  zumindest  nicht,  nach  westlichen  Maßstäl  i       i  "  genutzt  (so 

zum  Beispiel  heute  noch  in  einigen  Ländern  Südamerikas)  unv.1  rulu  t  damit  auch  nicht 
zu  entsprechenden  F.inkommen.  F.in  solcher  /.ustand  gilt  Fniwicklungsökonomen  als 
sogenannter  ..Teufelskreis  der  F.ntw  icklungsokon<jmie"." '''  Mit  zunehmender  Tndu 
strialisierung  ändern  sich  die  Verhältnisse  aber  schnell  und  gründlich.  Die  mit  dem 
Produkttvitatsfortsduitt  zunehmenden  Einkommen  konzentrieren  sich  bei  den  Fabri- 


™  Das  scheint  übrigens  schon  Sitting  Bull  ganz  ähnlich  gesehen  zu  haben,  wenn  er  sagt  (oder  gesagt  ha- 
ben soll):  „The  white  man  knows  how  co  make  evcr\'thing  but  he  does  not  know  how  to  distribute  it" 
Im  Abschnitt  D.  III.  3.  b)  (^nProduktivitätsentmcklungim  Total/ModeiJ/ Partielk  Pnduktii'itätsstdffning«). 
™5  Gombnch  1998,  S  3  T  t. 
^       dazu  etwa  Hemmer  1988,  S.  152  £F. 
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kanten  —  und  damir  eben  auch  das  Sparen.  Auf  diese  Hnn\  icklunü;stenden2  hat  übri- 
gens als  wohl  einer  der  ersten  schon  Kuznets  hingewiesen.  Ku/ncrs 

äu(krtc  aufgrund  der  Ergebnisse  empirischer  Untersuchungen  die  Vermuiung,  doli  sich  die  Ungleich- 
heit der  mterpersoncJlen  Einkonunensreiteilung  in  den  Ftühphasen  der  IndustrialisieTaiig  verstärke, 
später  jedoch  eine  Umkehr  dieses  Trends  einträte.^ 

Ideengeschichtlich  ist  es  so,  daß  vom  Mänstnamyot  allem  der  zweite  Teil  der  Aussage 
aufgegriffen  und  als  theoretische  Untermaucrung  des  „Tw/^/c-Dö//  //"  Theorems  ver- 
wendet wurde. '"^  Für  uns  ist  an  dieser  Stelle  aber  nur  der  erste  Teil  der  Aussage  von 
Interesse.  Mit  der  zunehmenden  Einkonimenskonzentnition  ging  eine  zunehmende 
Sparquote  einher  und  damit  auf  längere  Sicht  ein  Punkt  rechts  vom  Maximum:  Die 
jungen  Industricnationen  wären  bei  zunehmender  Investitionsfähigkeit  aufgrund  un- 
zureichender Absatzmöglichkeiten  ako  mit  abndimender  Investitionsbereitschaft  kon- 
frontiert gewesen,  wenn  sich  nicht  die  Möglichkeit  ausländischer  Absatzmärkte  erge- 
ben hätte.  Dabei  waren  die  ausländischen  Absatzmärkte  naturlich  gleichzeitig  auch 
Rohstofflieferanten,  so  daß  sich  dabei  durchaus  eine  ausgeglichene  Mandelsbilanz  er- 
geben haben  kann."' "  \X  o  aber  stehen  wir  heute?  Der  beschriebene  Entwicklungstrend 
legt  nahe,  daß  sich  entwickelte  liidustrienationen  samt  und  sonders  rechts  vom  Maxi- 
mum lietlnden.  Dagegen  spreclien  würde  allenfalls  Ku/neis'  X'ermurung,  daf^  sich  die 
Liinkommensvcrteiluiig  im  Laufe  der  lintwicklung  in  der  Tendenz  nivelliert."  "  Cileich- 
zeitig  ist  es  allerdings  nach  wie  vor  denkbar,  daß  die  durch  eine  zu  hohe  Einkom- 
menskonzentration  bedingte  zu  geringe  Investitionsberdtschaft  über  ausländische  Ab- 
satzmärkte in  Grenzen  gehalten  werden  kann. 


w  Henuner  1988,  S.  75,  m.V.a.  Kuznets  1955. 

Vgl.  dazu  oben  B.  11.  (»Wohlfithrtstiihi>ickiu»^<}. 

Auf  die  jeweiligen  Vor-  und  Nachteile  für  die  beteiligten  Länder  sind  wir  bereits  in  D.  V.  (»AHßeahaHdel 
ah  Spr^alfall derProdiik/iritätsetttwickkugf)  eingegangen. 

Icli  nidchit  hier  ausdrücklich  von  „Kuznets*  Vermutung"  spreclicn  und  hu/j/ von  „Ku/nets' Theorem" 
(i.S.v.  »Lehrmcinun,;"  1.  Ku/ncrs  '^L-lhst  nämlich  wollte  seinen  Ikin  ii;  mit  .iller  j^ehutenen  X'orsicht  \  er 
Standen  wissen.  In  seinen  <.oiuhitUJtg  Rf/uurkj«  schreibt  er  ausdrücklich:  „In  concluding  this  pai>er,  I  am 
acutely  conscious  of  tfae  meagemess  of  reliable  infoimatioa  piesented.  The  paper  b  peihaps  5  per  cent 
empirical  inf()rni:ui<)n  and  95  per  cent  speculation.  some  of  if  possililv  tainted  hv  wishful  rhinkini;." 
(Kuznets  1955,  S.  26).  So  gesehen  scheint  es  mir  nicht  sonderlich  übertrieben,  Kuznets  in  einem  Atcm- 
amg  zu  nennen  mit  Say,  Ricardo  und  Adam  Smith  (vgl.  dazu  D.  VI:  »Sof'stbts  Tbeonm«).  Auch  dkser  Bei- 
trag wird,  wiederum  durchaus  „interessertgeleitet",  regelmäßig  wetiig  ditTereii/iert  rezipiert  und  ausge- 
weitet -  um  nicht  zu  sagen:  „ausgeschlachtet":  In  diesem  Falk  also,  um  das  „Trickk-Dom"-YhGOKm  zu 
stützen.  Vielen  Autoren  gik  dabei,  dies  nur  am  Rande,  das  Say'sche  Theorem  als  der  „Schlußstein"  der 
Angcbot!ii  I  nik  —  ohne  den  das  .r  i  nn  I  ii:Je  in  sich  zusammenbrechen  wurde.  Unter  W'ohl- 
fahrtsentwicklungsgesichtspunktcn  aber  kann  erst  das  „  l'riikle-D(iifn"-ThcoTcm  der  „eigentliche"  Schluß- 
stein sein.  Insofern  kommt  einer  entsprechenden  Deutung  von  Kuznets'  Beitrag  erst  seine  eigentliche  ßr- 
deuiung  /u.  .So  gesehen  sclieint  mir,  unter  diesem  Aspekt,  eine  Einreihui^  Kuznets  mit  Say,  Ricardo  und 
Adam  Smith  in  der  Tat  nicht  übertrieben. 
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Veranschaulichen  wir  uns  die  gegenwärtige  Situation  in  einer  Graphik: 


Abb.  59:  IndustrieUes  Pfodukdonssystem  mit  Nenoexpoftübetscfauß 

Die  Graphik  beschreibt  ein  industrielles  Produktionssystem  mit  Aulknhandel.  Die 
Ersparnis  (S)  führt  hier  nicht  nur  zu  Investitionen  (/)  bzw.  i.\K)  und  damit  zu  einer 
entsprechenden  /uii.ilime  des  Kapitalbestandes  (Ä').*^"'  Vielmehr  fließt  ein  Teil  der 
F.rsparnis  in  ausläntlische  nirektinvesritioncn  (FDl)  und  somit  aus  dem  Systemkreis- 
lauf ab  und  drückt  dabei  sowohl  auf  die  Kapiialbildung  als  auch  auf  das  Arbeiisvolu 
tnen  (m  der  Graphik  ist  der  gegengerichtete  Zusammenhang  mit  dem  Symbol  „(-)" 
bezeichnet).  Würde  eine  Volkswirtschaft  also,  um  den  Extremfall  herauszugreifen,  ihre 
Ersparnis  vollständig  in  Form  von  FDI  ins  Ausland  verlagern,  dann  können  und  müs- 
sen wir  damit  rechnen,  daß  sich  der  Output  in  der  Folgeperiode  allein  an  der  Höhe  des 
Konsums  orientieren  und  damit  deutlich  rückläufig  sein  würde.**"-  Dabei  muß  es  sich 
nicht  einmal  um  rorei^gn  Direct  Investment  (FDI)  handeln.  Auch  ein  Abfluß  in  Form  einer 
reinen  Geldanlage  itn  Ausland  („hof  money")  würde  ausreichen,  um  für  einen  liinnen- 
wirtschaftlichen  Abfluß  von  Nachfrage  zu  sorgen.^'''  Das  kann  man  sich  vielleicht  am 
emtaciistcn  dadurch  vcrdcutüchcn,  mdcm  man  sich  klarmacht,  daß  Geld  ja  nichts 


Der  Kapitalbestand  einer  Volkswinschaft  läßt  sich  dabei  darstellen  als  die  Summe  aller  Netto- 

» 

Kapitalzuflüsse  in  allen  (/)  Redmung^peiioden,  also  IST  -  ^  A  JT, . 

Wobei  es  in  der  ersten  Folgeperiode  zu  einer  Oberscbät/Auig  der  Gesamtnachfra;^  kommen  kann  und 
damit  zu  einer  L-igcrbcstandscrhühung.  Nach  Abschluß  des  Anpassungsptozcsses  bzw.  nach  realistischer 

Erwartungsbildung  wird  sich  der  Output  aber  an  das  Konsumniveau  anpassen.  Wenn  nun  aber  weiterhin 
ein  Teil  der  W  irtschattsleistung  ins  Ausland  abtließt,  wird  mit  dem  sinkenden  Durchsatz  auch  das  Kon- 
sumniveau rückläufig  sein.  Kurzum:  Die  Volkswirtschaft  würde  in  eine  AbwärtS^piiale  g^ten. 
Ähnlich  zuletzt  auch  etwa  Logeay  und  Weiß  (Logeay/ Weiß  2010.  S.  90). 
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weiter  ist  als  ein  Anspruch  an  den  Cjüterheri».  Wenn  dieser  Anspruch  aber  nicht  im 
Inland  eingelöst  wird,  dämpft  das  notwendigerweise  tiie  inländische  Nachtrage  und 
damit  potentiell  auch  die  Produktion  in  der  Folgeperiode.  Das  aber  bedeutet  einen 
kontrakuvcn  Effekt  auf  den  Durchsatz  und  damit  auch  einen  kontrakdven  Effekt  auf 
das  gleichgewichtige  Arbeitsvolumen.*** 

Empidsch  ist  es  so,  daß  das  deutsche  Nettoexportvolumen  (NX)  im  Zeitraum  von 
1970  bis  2008  bei  durchschnittlich  2,6%  lag.*°^  Das  bedeutet,  daß  auch  „unter  dem 
Strich",  also  nach  Begleichung  der  jeweiligen  laufenden  Schulden  durch  das  Ausland, 
Jahr  für  Jahr  2,6%  der  Wirtschaftsleistung  sozusagen  im  Ausland  „gespart"  wird  und 
damit  als  Binnennachfrage  austallt.  Dabei  ist  die  Tendenz  sogar  ansteigend:  Für  den 
Zeitraum  von  20üll  bis  2()(>S  ergibt  sich  ein,  noch  höheres,  mittleres  NettocxjioriA o- 
lumen  in  Höhe  von  5,4"  o  des  Durchsatzes.  Allerdings  würde  sich  der  Effekt  rehui\  ie- 
rcn,  talis  das  Ausland  umgekehrt  im  Inland  investiert.  Darauf  kann  und  sollte  sich  eine 
auf  Wohlfahrtsentwicklungskonformität  vttpfüchtete  Wirtschaftspolitik  aber  nicht 
unbedingt  verlassen  -  schon  deshalb  nicht,  weil  das  ausländische  Investitionsverhalten 
im  Inland  im  Gnmdsatz  außerhalb  ihres  Einflußbereiches  liegt.  Bedenklicher  noch: 
Das  „Anlocken**  auslandischer  Kapitalmittel  geht,  wenn  ich  das  richtig  beobachte,  oft 
Hand  in  Hand  mit  der  Notwendigkeit,  sozialpolitisch  nicht  ganz  unbedenkliche  An- 
forderungen seitens  potentieller  Investoren  zu  erfüllen. Kurzum:  Die  Tatsache  eines 
chronischen  .Vulknhandelsüberschusscs  spricht  nach  allem  sehr  dafür,  da(?  sich 
Deutschland  eher  rechts  xoin  Ma.ximuin  befindet.  Die  Inxestitionen  wären  demnach 
also  nicht  etwa  aufgrund  un/ureichender  Invesiitif )nsA//v!;'/^:(7/  unzureichend,  sondern 
aufgrund  unzureichender  ln\  i:i,\.muiii>öt'm/si/jüj/  intolge  unzureichender  Absatzerwar- 
tungen. 

Für  dieses  E^bnis  spricht  noch  ein  weiteres  Argument:  Das  Argument  nämlich, 
daß  staatliche  Wachstumspolitik  —  auch  wenn  es  sich  dabei  in  den  meisten  Fällen  al- 
len&lls  um  Konjunkturpolitik  handeln  dürfte  -  regelmäßig  mit  einer  der  Spar- 

^uo/e  verbunden  ist.  Das  alxr  bedeutet  im  Umkehrschluß,  daß  die  Sparquote  offenbar 
als  letztlich  doch  eher  zu  hoch  eingeschätzt  wird  -  wenn  natürlich  auch  niemals  expres- 
sis  verhis,^''  Eine  konjunkturpolitisch  inspirierte  Ausweitung  der  Staatsausgaben  ist  da- 


Genau  genommen  hätten  wir  die  Rückkoppliingsschkitc  also  von  (tDl)  auf  (Y)  eintragen  müs.scn  und 
zusätzlich  eine  Rückkopplungsschieifc  von  {Y)  auf  (N).  Um  die  Graphik  aber  nicht  unnötig  zu  über- 
frachten, woUen  wir  es  bei  der  einfiicherea  Daistelhmg  belassen. 
Statistisches  Bundesamt  2f)08.  Blatt  ^.  1  ^. 
"'^  Wenn  wir  iin  nächsten  Schritt  die  einschlägige  Anforderungen  unter  einem  Begriff  wie  »VC  ettbewerbs- 
ßhi^eitM  oder  in  Form  einer  Liste  wie  etwa  dem  „Washington  Consensus«  zusammen&ssen,  schließt 
sich  der  Kreis:  \\'c'tth<.-\\erl->sf;ihit;l<cit  otlcr  (iillm-mcincT)  wirtschaftliche  I,eistuiiL;sßhi^keit  wäre  demnach 
nicht  langer  eine  Vorausseuung  für  \X  ohlfahrtsentwickiung.  Vielmehr  wäre  im  Gegenteil  ein  wohlfahrts- 
entwicklung^jnüAy^Kurs  Voraussetzung  für  Wetdxwerbsfahigkcit.  Hier  zeigt  sich  einmal  mehr,  daß  eine 
Volkswinschaft  tunlichst  eine  möglichst  klare  Vorstellung  davon  haben  sollte,  wo  und  wie  sie  ihre  Prio- 
ritäten setzen  will. 

^  Das  offene  Liingcständnis  einer  zu  hohen  Spaicjuotc  würde  nach  allem  ja  i^lcichzeitig  das  Uingcständnis 
einer  /u  !i<  ihen  Einkommenskonzcntr.itioii  hcilcuten.  Daran  etwas  ändern  zu  wollen  würde  aber,  zuende 
gedacht,  bedeuten,  entweder  tüc  freie  Marktmarictsteuerung,  von  der  die  Einkommensverteilung  ja  her- 
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bei  grundsätzlich  nur  auf  drei  W  egen  möglich:  (1)  Kreditautnahme  beim  Publikum 
(„dtfidf  sfyendiir^")^  (2)  I'inanzierimg  über  Steuern  und  —  als  iiltiiiia  ratio  —  (3)  das  Anwer- 
fen der  Noienpresse.  Dabei  laufen,  das  ist  hier  der  wichtige  Punkt,  alle  diese  ( )pii<)nen 
im  Ergebnis  auf  ein  Entspann  hinaus  bzw.  —  wenn  wir  den  Begriff  weit  genug  fassen  — 
auf  eine  Senkung  der  Spar4UOtc. 

Füf  d^dtspendingffk  das  ohnehin.  Die  Gnindidee  des  d^eü  spending  besagt  ja  schließ- 
lich nichts  anderes  als  daß  übetmäßiges  pdvates  Sparen  durch  zunehmende  staadiche 
Ausgaben  kompensiert  werden  soll.'^'^  Im  Eigebnis  bedeutet  das  aber,  daß  die  gemes- 
sene Sparquote  (also  der  Anteil  der  Frspamis  am  verfügbaren  Einkommen  der  Haus- 
halie;  im  Rahmen  einer  „erweiterten  Sparc|u<)tc"  (also  der  Ersparnis  der  Haushalte 
f//':^//:^v'/i7'  der  zusätzlichen  staatlichen  Ausgaben)  relativiert  und  damit  gesenkt  wird.  Das 
aber  kann  nur  bedeuten,  dal5  tlie  \\  irtschaftspolitik  zumindest  implizit  —  gleichwohl 
aber  gtmz  zu  Recht  -  davon  ausgeht,  daß  die  Sparquote  (und  damit  eben  auch  die  Ein- 
kommenskonzentiation)  eben  doch  zu  hoch  ist.  Wirklich  interessant  wird  es  übrigens, 
wenn  die  ^^(irtschaftspolitik  eine  schuldenfinanzierte  Sozialpolitik  betreibt.  In  diesem 
Fall  wird  nämlich  die  Ersparnis  des  reicheren  Teiles  der  Haushalte  staatlich  vermittelt 
in  den  Konsum  des  weniger  reichen  Teiles  der  Haushalte  umgeleitet.  Zwar  bleibt  auf 
diese  W  eise  die  Ersparnis  konstant  —  staatliche  Wertpapiere  zu  kaufen  bedeutet  ja 
schlicl  )!ich  Sparen.  Gleichzeitig  aber  steigt  der  Konsum  in  Höhe  der  staatlichen  Trans- 
ferzahlungen und  damit  auch  der  Durchsatz.  Im  Ergebnis  fuhrt  also  auch  diese  \'ari 
ante  zu  einer  Senkung  der  Sparquote,  da  sich  die  -  in  diesem  Fall  konstante  -  Rrspar- 
nis  auf  einen  höheren  Durchsatz  bezielu,''" '  Dabei  ergibt  sich  übrigens  eni  weiterer 
sehr  interessanter  Punkt  Offenbar  ist  es  für  die  Sparer  lukrativer,  (mittelbaren)  zusätz- 
lichen Staatskonsum  zu  unterstutzen,  anstatt  die  Mittel  unmittelbar  investiven  Zwek- 
ken  zuzuführen.  Demnach  bleibt  also  festzuhalten:  Deficit  spending  bedeutet  im  Ergeb- 
nis eine  Senkung  der  Sparquote. 

Nicht  anders  verhält  es  sich,  wenn  der  Staat  zusätzliche  Ausgaben  -  kaufinännisch 
sehr  viel  solider  -  über  zusätzliche  Einnahmen,  also  durch  Steuererh(")hungen  finan- 
ziert. Nach  dem  Haavclmo-Theorem  führt  jeder  Furo  zusätzlicher  steuerfinanzierter 
Staafsausgaben  zu  einem  .Anstieg  iles  Durclisat/es  um  genau  einen  Furo.  Durch  die 
Fmwandlung  eines  Teiles  der  verfügbaren  Einkommen  der  Haushalte  in  zusätzliche 
Steuerlast  werden  die  betroffenen  Haushalte  nämlich  gehindert,  einen  Teil  des  ehemals 
verfugbaren  Einkommens  zu  sparen.  Statt  dessen  müssen  sie  die  zusätzliche  Steuer- 


Torrafisn  wird,  infinge  zu  stellen  oder  aber  zumindest  die  Verteilangseffekte  auf  dem  Wege  der  Steuetge» 
setZg^bung  -/u  kortigjeten.  Beides  aber  wäre  wirtsch;iHs-  uiul  so/i;ilpi)litisch  mehr  al}>  Hrisant.  AK  rialu-- 
U^nder  und  politisch  sehr  viel  bequemerer  Ausweg  bietet  sich  langfristiges  ^  ,^äi  spen<üng"3M  -  mit 
dem  EfFekt  einer  trendstabil  zunehmenden  Staatsvetschuldung. 

.\ut  die  i  nikintcrschcidung,  ob  der  Staat  das  Geld  dabei  konsumtiv  oder  invesdv  ausgibt,  wollen  w  an 
dieser  Stelle  nicht  weiter  eingehen. 

Aiit  das  gleiche  Lrgcbnis  würden  wir  noch  einfacher  kommen,  wenn  wir  von  einer  „er>»xitcrtcn  Spar- 
quoie"  ausgehen,  indem  wir  private  Ersparnis  aiiJ  laadiche  Verschuldung  saldieren  —  eine  Konstruktion 
also,  die  in  diesem  Zusammenhang  nur  saciigprccht  wäre. 
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schuld  begleichen,  wobei  der  Staat  diese  Ahttel  annahmegemäli  in  voller  Höhe,  also 
ohne  jede  lirsparnis,  ausgeben  wird.  Also  haben  wir  es  auch  hier  im  lirgebnis  mit  einer 
Senkung  der  Spaicjuoie  zu  tun.  Das  Anwerten  der  Noienprcssc  schließlich  ist  gerade- 
zu idealtypisch  für  Entsparen.  Zwar  wird  auf  diese  Weise  keinem  Haushalt  sein  ver- 
fugbares Nominaleinkommen  gekürzt  Infolge  des  in  diesem  Fall  imvermddlichen 
Preisaufttiebes  wird  die  Ersparnis  des  reicheren  Teiles  der  Haushalte  aber  um  so  zu- 
verlässiger versenkt  Folglich  läuft  auch  dieser  dritte  und  letzte  zu  besprechende  Fall 
staatlicher  „Wachstumspolitik''  auf  eine  Senkung  der  Sparquote  hinaus. 

Zusammcntasscnd  bleibt  festzuhalten,  daß  sowohl  der  historische  Ansatz  als  auch  die 
Tatsache  eines  chronischen  Ncttoexportübcrschusscs  daraufhindeuten,  daß  die  Spar 
quote  bzw.  die  l  '.inkoninienskonzenrnirion  eher  zu  hoch  ist  als  zu  niedrig.  Die  für  eine 
wohlfahrtsentwickiungskonforme  yVusdehnung  der  Investiüonstäugkeit  wird  demnach 
weniger  an  unzureichender  Investitionsföhigkeit  scheitern,  sondern  eher  an  unzurei- 
chender Investitionsbereitschaft  Daß  dieses  Ergebnis  zumindest  implizit  auch  einge- 
standen wird,  zeigt  sich  an  der  Tatsache,  daß  sich  alle  infitage  kommenden  Maßnah- 
men staatlicher  „Wachstumspolitik"  (wobei  es  sich  allerdii^  meist  eher  um  Kon- 
junkturpolitik handelt)  letztlich  als  eine  Senkung  der  Sparquote  interpretieren  lassen. 
Dabei  ist  es  durchaus  bemerkenswert,  daß  —  in  ziemlichem  Kontrast  zu  diesem  Er- 
gebnis —  von  wirtschaftspolitischer  Seite  meistens  eher  die  Notwendigkeit  einer  ver- 
besserten In\cstitions/f?/v:^Ar/V  bctoiit  wird.  Warum  das  so  ist,  soll  an  dieser  Stelle  of- 
fenbleiben. Der  \\  iderspruch  indessen  ist  e\  ident.  Nach  allem  dürften  wir  uns  also 
auch  m  Deutschland  im  Zweifel  eher  rechts  vom  Maximum  befinden:  Die  Sparquote 
ist  zu  hoch.  Der  Engpaßfaktor  verstärkter  Invesdtionsneigung  wäre  demnach  nicht  die 
luvesütionsfähigkeit,  sondern  vielmehr  die  Invesödoti'^mitscbaft.  Folglich  ist  bis  auf 
weiteres  auch  nicht  mit  einer  verstärkten  Investidonstätlgkeit  zu  rechnen.  Eine  nodi 
weiter  ansteigende  Einkommenskonzentration  -  wie  es  die  angebotstheoretisch  inspi- 
rierte Position  offenbar  für  richtig  hält  —  würde  sich  somit  absehbar  zusätzlich  km- 
/SWife/lwauf  die  Invesdtionsneigung  auswirken. 

( iv  )  Fazit 

h'esfzuhalten  bleibt,  da(»  WachstumsbeschU  unigung.  also  eine  Steigerung  der  Wachs- 
tumsrate,  denknotwendig  beim  \X  irtschattswachsturii  ansetzen  muß.  Allerdings  ist 
W  irtschaftswachstum  seinerseits  eine  aus  der  Protluktivitätsentwicklung  und  der  Ent- 
wicklung des  Arbeitsvolumens  abgeleitete  Größe.  Sowohl  eine  höhere  Produktivitäts- 
entwicklungsrate  als  auch  eine  höhere  Zuwachsrate  des  Arbeitsvolumens  würden  aber 
eine  höhere  Investitionstäti^eit  voraussetzen.  Eine  höhere  Investitionstätigkeit  aber 
hängt  nicht  nur  von  der  Investitions/ßSii^^eK^,  sondern  gleichermaßen  auch  von  der  In- 
vestitions^m/xßft^  ab.  Eine  einseitige  Förderung  der  Investitionsfahigkeit  kann  sich 
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also  leicht  als  der  sprichwörtliche  „Schuß  in  den  Oten"  enveisen.""*  /usammenqefalk 
ist  W  irtschaftswachstum  also  in  t^enau  zwei  l-'ällen  wohltahrtsenrwicklunuskontorm: 
hrsicns  bei  technischer  Produküvitätsentwicklung  bei  einem  Reaktionsparameier  von 
-0,  also  bei  einer  reinen  Ausdehnung  der  Geschäftstätigkeit  (analog  einer  Erweite- 
rungsinvestidon),"'*  und  zweitens  bei  einer  Ausdehnung  des  Arbeitsvolumens  zum 
gegebenen  Ptoduktivitätsniveau.  Beide  Möglichkeiten  setzen  aber  eine  zunehmende 
Investitionstätigkeit  voraus  und  damit  nach  allem  eine  zunehmende  Investitionsff«^^^. 
Eine  zunehmende  Investitionsneigung  aber  wäre  nur  um  den  Preis  einer  ^^crinseirn 
Sparquote  und  damit  einer  geringeren  Einkommenskonzentration  zu  haben.  Damit 
aber  betreten  wir,  soweit  ich  sehen  kann,  wirtschaftspolitisches  Uf'/hia.  Nacli  allein 
bedeutet  das,  daß  wir  uns  von  einer  wohlfahrisentwicklunuskonl'ornien  Durchsatzbe 
schlcunii;ung  auf  dem  W'ct^e  einer  hr)hcrcn  Investitionsfätiukeit  nicht  allzu  viel  ver- 
sprechen sollten.  Da  es  uns  hier  aber  lediglich  um  üie  I  rage  gehen  sollte,  was  Wirt- 
schaftspolitik an  dieser  Stelle  tun  kann,  bleibt  festzuhalten:  ^ler  wenig. 

b)  Wachstum  woUfahrtsentwicIdiuigswidrig 

Die  Möglichkeiten  der  Wirtschaftspolitik,  den  Arbeitsmarkt  über  eine  forcierte  Wachs- 
tumspolitik auf  wohl&hrtsentwicklungskonforme  Weise  zu  räumen  oder  zumindest  zu 
entspannen,  sind  nach  allem  also  eher  dürfdg.  Die  damit  notwendigerweise  verbunde- 
ne Verschärfung  des  Invcstirionstempos  —  in  der  hier  bevorzugten  Terminologie 
müßten  wir  von  »Tnvcstitioiisbeschleunigung«  sprechen  -  läßt  sich  unter  den  Bedin- 
gungen freier  Marktsteuerunc  nicht  herbeireden  und  auch  nicht  wirtschaftspolitisch 
initiieren.  Von  daher  müssen  wir  uns  nicht  wundern,  daß  entsprechenden  Anstren- 
gungen bislang;  auch  kein  sonderlicher  F.rfolg  beschieden  war.  F.nrsprechentk  s  dürfte, 
wenn  icii  das  nclitig  sehe,  tür  ijik  entwickelten  Industnenatioiicn  gelten.  Allerüings 
haben  entwickelte  Industrienationen  durchaus  unterschiedliche  Arbeitslosenquoten 
aufzuweisen,  wenn  auch  die  Unterschiede  langst  nicht  so  dramatisch  sind,  wie  das  zu- 
weilen dargestellt  wird«  So  lag  die  harmonisierte  Arbeitslosenquote  der  OECD  im  Jah- 
re 2008  in  allen  untersuchten  Ländern  zwischen  etwa  3%  und  7%  der  Erwerbsperso- 
nen bei  einem  OECD-Schnitt  von  6,0%.^'2  Djg  besten  Quoten  haben  dabei  offenbar 
vergleichsweise  kleine  und  dabei  auch  eher  sozialstaatlich  verfaßte  Lander  wie  etwa 
Österreich  (3,8%),  Dänemark  (3,4%),  Luxemburg  (4,4%),  die  Niederlande  (2,8%)  und 


Dii-sc  F.rfahning  iiniRif  ül)rii;t  iis  niclit  /uk-t/t  ilc  r  i  ln  tti  ilitri  K,!ii/li  r  Gi-rliaul  SchnidcT  machi-n.  Allf 
Steuergeschenke  und  alle  sonstigen  Anreize  seiner  Rcgicruiigspubtik  haben  eben  iiicbt  zu  einer  höheren 
Investitkmstitö^t  gMuhtt  und  eist  recht  nicht  zu  einer  höheren  Atbeitsnadifbige. 
*"  7um  l'tucrschied  Vgl.  oben  C.  m.  2.  (»AiadtbiiHi^  der  GtsAt^isti^ftmt»)  und  3.  (»KiuuoBMtnu^  der  Ct- 
scbäßstälighät«). 

Vgl.  etwa  Zahlen  2009,  S.  134.  Man  kiSmtte  an  dieser  Stelle  natödid)  eine  Diskussion  darüber  entfachen, 

ob  CS  nicht  vielleicht  doch  einen  erheblichen  Unterschied  macht,  ob  die  Quote  bei  7%  oder  bei  nur  3% 
liegt.  Allerdings  wollen  wir  uns  im  Rahmen  dieser  Arbeit  normativer  Urteile  mögUchst  enthalten.  Im  üb- 
rigen sei  darauf  verwiesen,  daß  ein  W  ert  von  7" «  bei  einem  Durchschnitt  von  6%  nicht  allzu  sehr  aus 
dem  Rahmen  tallt  und  möglicherweise  -  xtinx/.  „Harmonlsiening"  —  doch  auch  auf  unterschiedliche  Me- 
thoden der  Datcner£issuog  zurückzufuhren  sein  könnte. 
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die  Schweiz  (3,5%).^"  Umgekehrt  muß  man  sich  wundern,  daß  eine  traditionell  so  li- 
bcralistisch  verhißrc  N'olkswirtschah  wie  die  l'SA  mit  5,S"o  nur  knapp  überdurch- 
schnittlich abschncitkn  konnte.*''^  W  enn  man  Mcdienbenchten  glauben  kann,  soll  die 
Arbeitslosigkeit  dort  gegcnwärug  allerdings  wieder  bei  bemerkenswerten  10%  lie- 
gen.""'^ Umgekehrt  konnte  eine  (nach  der  Anzahl  der  Erwerbspersonen)  grt;ßc  Volks- 
wirtschaft wie  zum  Beispiel  China  nach  verschiedenen  Quellen  in  den  letzten  Jahren 
mit  einer  Arbeitslosenquote  von  nur  etwa  4%  g^änzen^Bi«  Der  Grad  an  Freiheit  der 
freien  Marktsteuening  scheint  also  nicht  unbedingt  die  hauptsächliche  Bestimmungs- 
größe der  Arbeitslosenquoten  zu  sein.  Doch  das  nur  am  Rande.''"^ 

Da  nun  die  Möglichkeiten  der  W  irtschaftspolitik,  den  Durchsat/  auf  dem  Wege  ver 
schärfter  InvesritionsräriLikeiT  zu  heschleunioen,  doch  eher  sehr  begrenzt  sind,  lie^t  der 
Gedanke  nahe,  den  Durchsatz  dann  eben  ohne  verscharrte  lnvesutu)nstäugkeii  zu  be- 
schleunigen. Etwas  respekdos  formuliert:  Wenn  man  schon  die  Unternehmen  nicht 
dazu  bewegen  kann»  mehr  zu  investieren:  Vielleicht  könnte  man  wenigstens  die  Er- 
werbslosen dazu  bewegen,  mehr  zu  arbeiten?  Auch  wenn  es  etwas  zynisch  klingen 
mag:  Genau  das  scheint  mir  der  Dreh-  und  An^punkt  der  beschäftigungspolitischen 
Diskussion  der  let7ten  jähre  und  Jahrzehnte  zu  sein.  W  äre  es  anders,  müßten  wir  an 
dieser  Stelle  gar  nicht  darauf  eingehen.  Vorab  bleibt  festzuhalten,  daß  eine  solche  wirt- 
schaftspolitische Ausrichrunt^  definitionsgemäß  wohlfahrrscntwicklungswidrig  sein 
muß:  W'enn  nämlicli  tlas  ArlKitsvolumen  schneller  wächst  als  tler  Kapit.ilbestand,  be- 
deutet das  notwendigerweise  einen  Rückgang  der  Produktiv  itätsenr^vicklungsrate. 
Zwar  muß  das  allein  noch  nicht  notwendigerweise  wohlfahrtsentwicklungswidrig 
sein.^^^  Da  der  Rückgang  der  Produktivitätsentwicklungsrate  aber  nur  ein  statistischer 


Das  dnag^  Land  mit  einer  zweistelligen  Arbeitslosenquote  ist  dabei  übt^ns  Spanien  (11^%).  Aller- 
din^  wurde  ich  Spanien  auch  nicht  unbedingt  zum  engeien  Krds  entwickelter  Industrienatioiien  zählen 
wollen. 

Mit  „übetduichschnittlich"  ist  flabei  gemeint,  daß  die  Quote  «vftr  dem  Dutxrhschnitt  liegt. 

"5  Dabei  scheint  es  sich  auch  nicht  um  ein  nur  vorübergehendes  Phänomen  zu  handeln.  So  erwartet  die 
FHD  für  ündc  2nl2  eine  Quote  von  immerhin  noch  6,3" "  bis  ~,5"  "  (vgl.  etwa  Spiegel  Online  vom  24- 
02-10:  www.spicgcl.dc/\virrschafr/untcrnchrncn.  nj  SlH.fiSiil  l4,iK).htrnl).  Hinzu  kommt  übrigens,  daß 
anderen  Einschätzungen  zufolge  die  Arbciislosigi<eii  in  cien  l'SA  -  n;icli  europäischen  Standards  gemes- 
sen -  eher  n^imlcsrens  doppelt  so  hoch  liegen  dürfte  wie  angegeben.  Wir  wollen  diesen  Punkt  an  dieser 
Siclic  aber  nich(  vertiefen. 

Solche  Zahlenangaben  sind  allendings  mit  einem  gerüttdt  Maß  an  Vorsicht  zu  genießen.  Von  unter- 

schietllichen  Meßmethf)den  abgesehen  dürfte  in  Chin.i  der  T  riwenantei!  der  Erwerbstätigen  nnch  wie  vor 
eher  „marktfcm"  beschäftigt  sein,  ich  denke  da  an  hunderte  von  Millionen  von  Bauern,  die  nach  wie  vor 
allenfalls  mit  dem  lokalen  Wochenmarkt  Berührung  haben  dürften.  Arbeitslosigkeit,  wie  sie  in  entwik- 
kdten  Indusirienadonen  verstanden  wird,  ist  dabei  wohl  noch  gar  nicht  definiert  und  erst  recht  nicht  er- 
faßt 

Die  Voktilität  der  Arbdtsbsenquote  innerhalb  einer  gegebenen  Volkswirtsdiaft  scheint  bd  mittel£dsti- 
ger  Bettachtung  also  sehr  viel  größer  zu  sein  als  ihre  Abhängigkeit  von  der  jeweilige  Wirtschaftsverfie- 
sung. 

•"Bedingung  [1|  fordert  lediglich  einen  Anstieg  des  Produktivitätsniveaus  und  keine  maximale  Produkti- 
vitätsent\vicklungsr.itc.  Eine  nicht  maximale  Produktivitätsentuicklungsrate  würde  demnach  also  nicht 
unbedingt  eine  Verletzung  von  Bedingung  [1]  (Arbeitsproduktivität)  bedeuten. 
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MirrcKvcrt  ist,  der  sich  nicht  etwa  glcichvcrtcilt,  sondern  sich  vielmehr  aus  einem  er- 
heblich verminderten  Froduktivitätsniveau  bei  einem  verhältnismälii^  kleinen  Teil  der 
r.rw  erbspersonen  ergibt,  hat  dieser  kleinere  Teil  mit  einem  entsprechend  holien  Rück 
gang  des  Reallohnsati^es  zu  rechnen.  Wir  hätten  es  also  mit  einer  wirtschaftspolitisch 
initiierten  Produktivitätskompensation  zu  tun,  wie  wir  sie  bereits  im  Abschnitt  D.  IL 
(»Prodttktmtötshoapettsathtt«)  besprochen  haben.**'  Allerdings  könnte  sich  ein  entspre- 
chender wirtschaftspolitischer  Kurs,  wenn  schon  nicht  wohl£ihrtsentwicklungskon- 
form,  so  doch  immerhin  „durchsatzbeschleunigend"  auswirken.  Nur  dämm  soll  es  uns 
an  dieser  Stelle  gehen.  Der  Grundgedanke  ist  dabei  bestechend  einfach.  \r!n  !tsl( >sig- 
keit  bedeutet  ungenutztes  Faktorpotcntial.  Eine  Volkswirtscliaft  aber,  die  ihr  I  aktor- 
potenti.il  nicht  ausnutzt,  \  erschw  endet  Ressourcen  und  bicibi  damit  liinter  ihrem  Pro 
dukrionspotenrial  zurück.  Sic  ist  also  im  technischen  Sinne  /;/r///;~.''(7;'.  Hine  derartit^e 
technische  InetYizienz  ist  allerdings  nur  denkbar,  wenn  die  Mechanismen  freier 
Mfldctsteuerung  nicht  greifen  können.  Oder,  wie  WoU  es  gefaßt  hat 

Das  wichtigste  E^bnis  interventionsfteier  Arbeitsmärkte  ist  die  VoDbeschäftigung.^ 
Würden  also  auf  „interventionsfreien  Arbeitsmärkten"  die  Marktgesetze  zur  Geltung 
gelangen,  würde  der  Reallohnsatz  gegebenenfalls  entsprechend  sinken  und  jede  Form 
von  Unterbeschäftigung  wäre  damit,  zumindest  im  Modell,  schlechterdings  ausge- 
schlossen. Nun  ist  die  Arbeitsnachfrage  definitiv  eine  Funktion  des  Reallohnsatzes. 
Allerdings,  und  das  wird  gerne  übersehen,  ist  sie  tiii-hf  riiireme  Funktion  des  Reallohn- 
satzes. Um  an  dieser  Stelle  nicht  unnötig  auszuufern,  wollen  wir  nur  eine  einzige  „non- 
taritare"  F.inlluligrofk  au! die  Arbeiisnachtrage  betrachten:  I.agerl)esiantls\  eränderun- 
gen.  Müdelltcchnisch  gesehen  handelt  es  sich  dabei  ja  einfach  nur  um  einen  Lagepa- 
rameter der  Arbeitsnachfragefunktion.'^i 


Daß  eine  solche  Vorgehensweise  nach  dem  Marshall'schcn  Rentenkonzept  zu  einem  höheren  Gütenui- 
gebot  bd  sinkenden  Gfiterpieisen  fuhien  würde  und  damit  nach  diesem  Maßstab  wohlfahnssteigerad 
Wiirc,  hiihcii  wir  hcrcits  licsprochcti.  D.ihfi  haht-n  wir  nbcr  luith  gesellen,  daß  tl:is  Nfurshali'schc  Rcritcn- 
konzept  keitt  brauchbarer  Maßstab  für  Wohlfafirtseiuwtcktung  im  defmierien  Sinne  sein  kann  -  schon 
deshalb  nidit,  weil  es  nur  eine  Zd^«r«>6/bettachtung  vumimmt  und  keine  ZdtrajMrbettacfatung.  Wohl- 
fahrtscntwicklung  setzt  aber,  vic  bereits  der  Begriff  »Entwicklung«  nahelegt,  notwendigerweise  eine 
ZeitAvw/tvbetrachtung  voraus. 
«nVoll  1992,  S.  184. 

*2i  Das  eigentlich  interessante  an  Madomodellen  sind  ja  nicht  die  Markegesetze  an  sich,  sondern  die  Ver- 
ändeningen  der  Lagepanuneter. 
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Erweitern  wir  also  unser  industrielles  Produktionssystem,  indem  wir  Lagerbestands- 
veränderungen explizit  berücksichtigen.  Dabei  ergibt  sich  das  folgende  Bild: 


(-) 


Abb.  60:  Industrielles  Pri>(Jukti(>nss}stcm  mit  Lagerbesunüsvcränderungen 

Die  Graphik  entspricht  fast  völlig  der  Abb.  56  im  Abschnitt  E.  L  (»üntmuebrngsrab- 

wci!  Dabei  ergeben  sich  allerdings  zwei  Unterschiede,  die  einen  Unterschied  machen. 
Rein  definitorisch  wird  der  nicht-konsumicrte  Teil  des  Güterberges  gespart.  Dabei 
gehen  wir  regelmäßig  davon  aus,  daß  die  Ersparnis  identisch  ist  mit  dem  Investitions- 
volumen (S=l)  und  somit  über  eine  Erhöhung  des  Kapitalhesrandes  (AA')  in  den 
Svstemkcrn  zurücktliclk  (in  der  Graphik  entspricht  das  dem  unteren  Pfeil  mit  gleich- 
gerichteter Rückkopplung  aut  den  Kapiiaibestand).  Allerdings  ist  es  durchaus  möglich, 
daß  Ersparnis  niebf  2u  Investitionen  fuhrt,  sondern  zu  ungeplanten  und  damit  unfrei- 
willigen Lagerbestandserhöhungen  (L).  Nun  ist  es  aber  so,  daß  „Invesdtionen**  im 
Sinne  von  Lagerbestandserhöhungpn  genau  den  gegenteiligen  Effekt  haben  wie  Inve- 
stitionen im  Sinne  einer  Eriiöhung  des  Kapitalbestandes.  Während  eine  Erhöhui^  des 
Kapitalbestandes  den  Faktorinput  erfji,/,/  und  damit  den  Output  in  der  Folgeperiode, 
führen  ungeplante  „Investitionen"  in  den  I  .agerbestand  absehbar  ganz  im  Gegenteil  zu 
einem  R/VVX-^w/;'  der  Produktion  in  der  1  ol^cpcriode  und  damit  auch  zu  einem  Rück- 
gang des  gk  ichgi  w  iclnigen  Arbeitsx  olunu  ns  (in  (k  r  Graphik  entspricht  das  dem  obe- 
ren Pieil  mit  gegengerichteter  Rückkopplung  auf  den  Arbeitsinput).'^--  Damit  haben 


Der  VoUständ^eit  halber  habe  ich  hier  nodi  die  gcgcngcrichtete  Rückkopplung  von  der  Kapitalbe- 
Standserhöhung  auf  das  Arbcitsvolumen  eingezeichnet,  d.»  mit  dieser  Möulichkcit  (bei  einem  Renktinns- 
parameter  grölkr  Null)  durchaus  zu  rechnen  ist.  In  Autbaujahicn  (vgl.  dazu  D.  IV.  4.)  würde  sich  hier 
allerdings  eine  gleichgerichtete  Rückkopplung  ergeben.  Jedoch  sind  Aufbaujahrc  naturgemäß  eher  eine 
.Ausniihmccrscheinung  und  nicht  def  Regel&ll,  so  daß  wir  im  Zweifel  eher  von  einer  g^engerichteten 
Rüddcopplung  auszugeben  haben. 
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wir  CS  also  auch  bei  dem  Beuritt  »Investition«,  ganz  ähnlich  wie  schon  bei  »Kapital«, 
mit  einem  „Teekesselchen"  zu  tun.  Dabei  scheint  mir  die  Verwechslungsgetahr  hier 
iioih  großer  zu  sein.  Daher  sollten  wir,  um  Mißverständnisse  von  vorneherein  zu  \  er 
meiden,  strikt  zwischen  einer  Erhöhung  des  Kapitalbestandes  und  einer  Erhöhung  des 
Lagerbestandes  unterscheiden.^  Dabei  findet  sich  das  Thema  Lagerbestandserhö- 
hung nicht  allzu  häufig  in  den  einschlägigen  Lehrbüchern.  Als  eine  der  wenigen  Aus- 
nahmen sei  Dombusdi  und  Fischer  erwähnt  Dort  wird  das  Thema  ver^eichsweise 
ausführlich  besprochen: 

In  der  xoIkHu  inschafiüihcn  CJes^imirecl^nuiiL'  werden  F.ancraufstorkungen  als  Investitinnt  n  lHAv.crtci. 
Natürlich  stellt  dies  keine  £;•'/>/;,'«.'•  oder  »eir/iusdiff  Investirinn  dnr,  aber  sie  zählt  ab  Teil  der  Invcstiaon.'^"' 

Präziser  noch  etwa  Hemmer,  der  daraufhinweist,  daß 

[...j  der  Kapital begiitt  cmc  produktionstcchnischc  besuadsgrölic  darstellt,  in  der  ausschüeliUch  pro- 
duktiv einsetzbare  Faktoten  enthalten  sind.  Im  Ge^nsatz  dazu  umfoßt  der  Vermögensbegriff  auch 
noch  die  Vortäte  solcher  ProdLikte,  die  bereits  im  I'roduktiorjsprozclJ  fcrtim^csrcllt  und  für  Konsum- 
zwecke  vorgehen,  diesen  aber  noch  nicht  zugeflossen  sind.  Daraus  resultiert  eine  Änderung  von  La- 
g^fbestiuiden,  die  jedoch  keine  VeigiDfiefui^  des  Produktionspotentiflls  der  Volkswiftschaft  beinhal* 
tet«» 

Während  also  Investitionen  auf  dem  Wege  einer  Faktorbestandseriiöhung  unmittelbar 

expansiv  auf  den  Output  vidrken,  bewirken  Lagerbestandserhöhungen  das  direkte  Ge- 
genteil. Eine  in  einer  Referenzperiode  ungeplante  Lagerbestandserhöhung  wird  ein 
Unternehmen  im  Regelfall  veranlassen,  in  der  Folgeperiode  seinen  Output  zurückzu- 
fahren. Nach  allem,  was  wir  oben  in  D.  1.  c)  (»VtikmchmrisdH'  EnLuiH'idiii^^sßiuiiiiig«) 
gesehen  haben,  kann  das  aber  nur  einen  Rückgang  des  Inputs  bedeuten.  Hierfür 
kommen  aber  wiederum  nur  die  Stromfaktoren  Arbeit  (A')  und  Rohstoffe  (/?)  infragc. 
Kurzum:  Es  gibt  eine  Gegenkopplung  zwischen  (L)  und  (A^):  Eine  ungeplante  Lager- 
bestandserhöhung wirkt  bei  gegebenem  Reallohnsatz  absehbar  kontraktiv  auf  die  Ar- 
beitsnachfrage. Dabei  weisen  Dombusch  und  Fischer  an  anderer  Stelle  auch  darauf 
hin,  daß 

die  L'ntcrnchmungcn  durch  die  Produktinnsrücknahme  soL^ar  einen  nrnßeren  Riickv  ins»  des  BSPs  |'.  er 
Ursachen],  als  er  stattgefunden  hätte,  wenn  die  Lagerhaltung  nicht  ungewollt  vergrößert  worden  wa- 

Kurzum:  Ung^lante  Lagerbestandsveränderungen  haben  durchaus  das  Potential,  das 
gesamte  Produktionssystem  ins  Schwingen  zu  bringoi  und  dabei  nicht  zuletzt  die  übli- 
chen Konjunkturzyklen  zu  erzeugen.  Nim  könnte  man  einwenden,  daß  sich  Lagerbe- 


"-^  Auf  die  Fntgc,  warum  es  überhaupt  zu  ungcplanten  Lagerbcstandscrhühungcn  koninicn  kann,  können 
und  wollen  wir  an  dieser  Stelle  nicht  eingehen.  Letztlich  handelt  es  sich  dabei  itnmer  um  fehlerhafte  Br- 
wartungsbildutlg.  Da  sich  I'.rwartungen  aber  iiatur^eniäß  auf  die  /iikurift  beziehen,  und  da  die  Zukunft 
ebenso  oatuig^amäß  niemals  vollständig  aniezipierbar  ist,  sind  Erwanungsfeliler  prinzipiell  unvermeidbar. 
Dabei  g^bt  es  eine  Vielzahl  von  Einflußgrößen,  die  tnit  freier  Marktsteuerung  wenig  zu  tun  haben,  zum 
Beispiel  unerwartete  /insändcnmgcn  der  Notenbanken  (auch  der  ausländischen),  Wechselkursänderun- 
gen, Ernteschwankungen,  Naturkatastrophen,  etc.  pp. 
Dornbusch/I'ischcr  1989,  S.  66  (Hcr\-orhcbungcn  im  Original). 
Hemmer  1988,  S.  149. 

82»  Dornbusch/Fischer  1989,  S.  291. 
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Staödsverändcrungcn  mitTclFrisrij»  ausgleichen.  Das  ist  sicherlich  richtig.  .Allerdings 
zeigt  die  lirtahrung,  dalJ  Arbeitsvolumen,  wenn  es  erst  einmal  ausgesteuert  ist,  so 
leicht  nicht  wieder  cingesteuert  wird.  Die  naheliegendsten  Grunde:  Die  Unternehmen 
merken,  daß  sie  den  alten  Umsatz  auch  mit  weniger  Mitarbeitern  erzielen  können. 
Tefhntseh  würden  wir  in  diesem  Fall  also  einen  Anstieg  der  Arbeitsproduktivität  mes- 
sen. Sollte  der  ursprüng^che  Umsatz  aber  nicht  oder  nicht  ganz  mit  dem  ursprüngli- 
chen Arbeitsvolumen  erzielt  werden  können,  so  haben  die  Unternehmen  zusätzlich 
die  (Option,  die  verbliebenen  Mitarbeiter  auf  höherer  Stundenbasis  zu  beschäftigen, 
also  Überstunden  als  Regelfall  einzuführen.'^^  Damit  ließe  sich  umst/uidslos  erklären, 
wieso  in  .Aufschwungpliasen  die  Bescliäftigung  regelmäßig  r//d>/  auf  das  alte  Niveau 
zurückkehrt  hzw.  wieso  die  Sockclarbeuslosigkeit  langfristig  ansteigt.  Ganz  ähnlich 
argumentiert  zum  Beispiel  auch  Brinkmann,  wenn  er  schreibt: 

Im  Abscluk  ung  entlaust  die  l  innn  ArbciLskralic  und  steigen  gleich/ciiig  die  .Vrljciisinicnsiiät  der  nt)ch 
BcschäftigtcD.  Im  Aufschwung  kann  zunächst  die  Arbeitsintensität  noch  weiter  gesteigert  weiden,  so 

ilass  k;ium  neues  Personal  nachgefn^  wird.''-'' 

Dabei  geht  Brinkmann  davon  aus,  daß  die  Arheitsintensitiit  eine  N'ariable  ist,  die  bei 
der  Messung  der  „menschlichen  .Arbeit"  über  das  Mal5  „Zeit"  nicht  berücksichtigt 
werden  kann  und  überdies  auch  „praktisch  nicht  messbar"  ist.*^''  Ein  beliebter  und 
häufig  zu  hörender  Einwand  an  dieser  Stelle  ist  das  Argument,  daß  es  sich  in  diesem 


Die  statistisch  ausgewiesenen  Überstunden  lagen  in  Deutscliland  im  Jahre  2008  bei  46,6  Sttl.  pro  Ar- 
beitnehmer. Dabei  siml  ycnnetuniu  Bl  vc:..ittigtc  nicht  berücksichtigt.  Bezogen  aut  die  (.iisacliliche  Jah- 
rc>i;irl>c-its/eii  \  nn  LdTi,!  Std.  enisprri  lr  d.is  c'inrr  OitdU-  \  i>n  2,S" v  :'/:i!'li  !->  20(19,  S.  ]();,  Auf  den  ersten 
iiück  mag  das  nichi  all^u  dramatisch  erscheinen.  Setzen  wir  diese  Zahl  aber  ins  \'erhaiinis  zur  Arbeitslo- 
senquote von  7,3%  (Zahlen  2009,  S.  135),  dann  ergibt  sich  ein  Quotient  von  38%.  Rein  rechnerisch 
würden  also  knapp  40"!.  der  Avistre'iteucrten  Rcs<  li;ifriLn!n'.:  tltuleii,  wenn  die  F.ingesrcuerten  keine  f'ber- 
stunden  leisten  würden.  Fassen  wir  es  etwas  puleinisch:  Als  l'eter  Hsttu.  bei  der  Praseniatiun  des  Kom- 
missionsberichts »Moderne  Dienstleistungen  am  Arbeitsmarkt«  vollmundig  die  „Halbierung  der  Ar- 
beitslosen" von  damals  4  Mii)  .luf  2  Mio  als  erklärtes  Ziel  .mgekündigi  hatte  fHart/  2002,  S.  S  und  S.  3.T), 
hätte  er  ein&ch  nur  die  Ülicrstunden  abschatten  müssen.  So  einfach  Icann  das  gelien.  Statt  dessen  sollte 
nach  den  Plänen  der  Kommission  aber  die  Arbeitslosenhilfe  von  40  Mrd.  auf  13  Mid.  „gedrittelt"  wer- 
den. Das  Ei^ebnis  dieser  Ikriuilianuen  -  n.icli  eiium  :/eitlichen  Abstand  von  8  Jahren  wird  man  das  so 
sagen  müssen  -  ist  mehr  als  dürttig.  Auch  der  einschlägige  Bericht  der  Bundesregierung  in  20U5  konnte 
dabei,  wenn  auch  vielleicht  nur  ungern,  zu  keinem  anderen  Schluß  kommen.  Dort  heißt  es,  etwas  ver- 
klemmt, am  Ende  der  K  n/t  issung  der  Ergebnisse«:  „Mit  den  Makroan.iKsen  ist  es  nicht  gelungen,  fiit 
CJesamtdeutschland  in  den  jähren  2001  bis  2001  einen  positiven  Ettckt  des  Niveaus  der  aktiven  Ar 
beitsmarktpolitik  insgesamt  auf  die  Netloaustritle  aus  lier  Arbeitslosigkeit  in  eine  Bescliafiigung  im  er- 
sten Arbeitsmarkt  nachzuweisen."  (Bundesregierung  2005,  S.  18). 

Natürlich  wird  man  nicht  so  ohne  weiteres  Arln-irslosr  fund  erst  recht  keine  Lanu/cirarbeitsioscn) 
von  der  sprichwörtlichen  Straße  autlcscn  können,  um  auf  diese  W  eise  den  Ubcrstundcnbcdarf  der  Un- 
ternehmen zu  decken.  Aber  fernab  jeder  Polemik  ist  es  durchaus  denkbar,  daß  doch  dn  Kömchen 
W  ahrheit  oder  -  was  noch  SCht  viel  wichtiger  ist  -  ein  Körnchen  Erfblgsaus steht  in  einer  solchen  wirt- 
schaftspoliiischen  Vorg^ensweise  liegen  könnte.  Wir  werden  auf  diesen  Punkt  im  Abschnitt  E.  II.  4. 
(uArbeitsü^tbnmse«)  noch  zurückkonunen. 
««Brinkmann  1999,  S.  126. 

Brinkmann  1999,  S.  125  f.  Brinkmann  folgert  daraus  übrigens  -  möglich en\'eise  nicht  ganz  zu  unrecht 
-  daß  unter  diesen  Bedingungen  eine  Produktionsfunktion  (wörtlich:  „Produktfunkdon",  S.  126)  genau- 
genommen ohnehin  nicht  bestimmt  w  erden  kann.  Ganz  so  weit  wollen  wir  hier  «iiei/ gehen.  Ein  paar 
Modifikationen  scheinen  aber  in  der  Tat  angebracht. 
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Fall  um  eine  „unechte"  Produktivitätssteigeruni!;  handele.  W  as  aber  soll  daran  „un- 
echt" sein?  Wenn  \\  ir,  wie  das  absolut  üblich  ist,  »Produktivität«  (genau  genommen: 
Arbeitsproduktivität)  definieren  als  das  \  erhaitnis  von  W  ertschöpfung  zu  Arbcitsin- 
put,  dann  ist  es  für  eine  Produktivitätssteigerung  gleichgültig,  ob  die  Wertschöpfung 
eettris  parihus  zunimmt  oder  ob  das  benötigte  Arbeitsvolumen  ceUris  parihus  abnimmt. 
So  würde  ja  auch  niemand  emstlich  behaupten  wollen,  daß  etwa  beim  Wirtschaftlich- 
E  . 

keitsprinzip  <»:■=—  allein  das  Maximalprinzip  „echt"  wäre,  das  Minimalprinzip  dage- 
gen „unecht".  \X  ir  wissen  natürlich,  was  mit  solchen  Einwänden  gemeint  sein  soll.  In 
gewisser  Weise  ist  eine  Steigerung  der  Arbeitsprodukri\  ität  durch  Absenkung  des  Ar- 
bcitsvoiumens  „nicht  im  Sinne  des  Erfinders"  bzw.  geradezu  „systemw  idrig".  Eigent- 
lich so//fe  ja  systemgemäß  jedweder  Produktivitätsfortschritt  zu  mbrOu\pa\,  wfj6r  Ar- 
beitsnachfrage und  zu  einem  tendenziell  bobena  Reallohnniveau  fuhren  —  ganz  so,  wie 
wir  es  im  Abschnitt  C.  II.  (»Standardmodeii  des  Afheitmarkks«)  beschrieben  haben.  Das 
„System"  aber,  von  dem  hier  die  Rede  ist,  ist  nichts  anderes  als  £teie  Madctsteuerung, 
wie  wir  sie  in  D.  II.  2  (  VroäiiktmtätsknnipeusationlDiskusüom)  dargestellt  haben.  Somit 
aber  sagt  die  Unterscheidung  zwischen  „echter"  und  „unechter"  Produkdvitätssteig^ 
ning  mehr  über  die  möglichenveise  doch  erwas  idealistischen  N'orstellungen  der  jewei- 
ligen Autoren  aus  als  über  die  Kennzahl  an  sich.  Aut  den  Punkt  gebracht  läbt  sich  die 
impli/ifr  T.fiLMk  dabei  in  etwa  wie  folgt  tassi-n:  ;  1)  l-rtit-  MarksieucrLing  wirkt,  auch  auf 
dem  Arbeii.-<niurkt,/>fy  wohlfahrtscntwicklungskontorm,  well  sie  erstens  tür  Produk- 
tivitätsentwicklung, zweitens  für  zunehmende  Arbeitsnachfrage  und  drittens  für  einen 
in  der  Tendenz  ansteigenden  Reallohnsatz  sorgt.  (2)  Wenn  das  aber  nieht  der  Fall  ist, 
etwa  weil  sich  der  Produktivitatsfortschritt  in  rückläufiger  Arbeitsnachfrage  und  damit 
tendenziell  sinkenden  Reallohnsätzen  auswirkt,  muß  daran  (3)  folglich  etwas  „unecht" 
sein.  Kurzum:  Der  Vorgang  ist  nicht  ganz  geheuer.  Dabei  läßt  sich  die  logische  crux 
dann  -  aber  auch  nur  dann  -  leicht  auflösen,  wenn  w-ir  bereit  sind,  von  der  Prämisse 
Abstand  zu  nehmen,  dafJ  sich  freie  Marktsteuerung  ^  .ff  wohlfahrrsentwicklungskon- 
torni  auswirkt.  Nach  allem  muß  das  nämlich  durchaus  nicht  unbedingt  der  Fall  sein. 
Kurzum;  Im  I-.rgebnis  wirken  Konjunkturschwankungen  potentiell  proäuk/iriläisstei- 
gtmd.  Zwar  bew  irkcn  sie  nach  der  Unterscheidung  mancher  Autoren  nur  eine  „unech- 
te" Produktivitätssteigenuig.  Nach  allem  müssen  wir  uns  aber  eingestehen,  daß  auch 
eine  „unechte"  Produktivitätssteigerung  durchaus  „echt"  im  Sinne  der  Definition  ist. 
Allerdin^  —  das  sollte  nach  allem  kaum  noch  der  Erwähnung  wert  sein  —  wirken  sie 
dabei  im  Zweifel  i»A6/wohlfahrtsentwicklungskonform. 

Nun  sollte  aber  jeder  Rückgang  des  gleichgewichtigen  Arbeitsvolumens  über  eine  hin- 
reichend gründliche  Senkung  des  Reallohnsatzes  kompensierbar  sein.  Ohnrihl  also  eine 
Erhöhung  des  Kapitalbestandes  im  W  ege  einer  Raiionalisierungsinvestition  zu  einem 
rückläufigen  Arbeitsvolumen  führen  kann,  uml  ohtvohi  unfreiw^illige  Lagerbestandser- 
höhungen absehbar  denselben  Effekt  haben  würden,  könnte  es  doch  immerhin  sein, 
daß  sich  all  diese  Effekte  kompensieren  ließen,  wenn  nur  der  Reallohnsatz  kräfldg  ge- 
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nug  sinken  würde.  Somir  wirkr  der  Reallohnsatz  also  wne  eine  Hinflußijröße  „of  last  re- 
sort",  die  letztlich  alle  anderen  Liintluljgroßen  auttangen  kann  und  wird.  Cienau  das 
aber  macht  ihren  cigendichen  „Charme"  aus  und  erklärt  darüber  hinaus  die  erliebliche 
(und  dabei  fast  schon  ausschließliche)  Aufmerksamkeit,  mit  der  wir  uns  seit  der  Ent- 
deckung der  Marktsteuerung  den  Preisen  bzw.  den  Pteisverhältnissen  widmen.  Wenn 
also  eine  ua£teiwiliige  Lagerbestandserhöhung  zu  einem  rückläufigen  geplanten  Out- 
put in  der  Folgeperiode  fuhrt  und  damit  zu  rückläufiger  Arbeitsnachfiiage,  dann  kennte 
ein  solcher  Effekt  über  einen  entsprechend  rückläufigen  Reallohnsatz  kompensiert 
werden,  so  daß  das  glcichgewichtige  Arbeitsvolumen  im  B^ebnis  eben  doch  stabil 
bliebe.  Wenn  ein  chronischer  Nettoexportüberschuß  zu  einem  Abtluß  inländischer 
Nachfrage  untl  damit  wicderutn  /u  chronisch  rückläullgcr  Arbeitsnachfrage  t'iilirt, 
dann  koim.ff  auch  hier  der  I^ttckr  tiurch  einen  entsprechend  sinkenden  Reallohnsatz 
kompensiert  werden.  Kurzum:  Solange  die  Ltjimelasuzitai  iler  Arbeitsnachhage  klei- 
ner Null  ist  -  solange  also  ein  sinkender  Reallohnsatz  zu  steigender  Aibeitsnachfirag^ 
fuhn  sollte  sich  jedwede  Verwerfung  in  der  Arbeitsnachfrage  über  einen  entspre- 
chend sinkenden  Reallohnsatz  kompensieren  lassen. 

Bei  einer  solchen  Sicht  der  Dinge  würden  wir  allerdings  erhebliche  Abstriche  von 
dem  machen,  was  wir  von  freier  Marktsteuc n.ng  eigentlich  erwarten  und  auch  envar- 
ten  dürfen.  Nachdem  wir  oben*^^'  zu  dem  Ergebnis  gekommen  sind,  daß  freie 
Marktsteuerung  per  sc  W'ohlfiihtisenhi'icklimß^  unterstützt,  würden  wir  nach  dieser  Sicht 
nur  nocli  Mivklniiif/iiin\>^  erwarten.  Daß  aber  freie  Marktsteuerung  markträumend  w  irkt, 
ist  letztlich  trivial  und  daher  nicht  weiter  erwähnenswert.  Freie  Marktsteuerung  wäre 
demnacli  also  nicht  länger  Mittel  zum  Zweck  »\\  ohlfahrtsentwicklung«,  wie  wir  das 
nach  allem  mit  l  ug  und  Recht  erwarten  dürfen,  sondern  letztlich  reiner  Selbstzweck. 
Euphemistisdi  konnte  man  allen&lls  noch  behaupten,  daß  freie  Marktsteuerung  Mittel 
zum  Zweck  »VollbeschäfidgungK  ist  Vollbeschäftigung  aber  wiederum  kann  nur  Mittel 
zum  Zweck  Wohlfahrtsentwicklung  sein  -  wenn  auch  etwas  „um  die  Ecke  gedacht". 
Wir  müssen  es  eigentlich  nicht  wiederholen  —  dennoch:  Vollbeschäftigung  ist  für 
Wohl£üutsentwicklung  hinreichend!^' 


«30  Vg}.  C  U.  (»SfttiidmbiiaMJesArbtitMurkim). 

Zw;ir  ist  ■A'()lll>c"scliäftij»ung«  liinrcichetld  föf  Bedinpitig  [2]  ( \rhfits\()limii'n).  Solangf  X'olHx-soliiifri- 
gung  herrscht,  kann  das  Arbcitsvulumea  (unter  der  Nebenbedingung  einer  konstanten  Anzahl  von  Er- 
werbstätigen) oaturgemäß  nicht  zarOch^Bheo.  lasofieni  ist  »VoUbeschiftifi^K«  die  anspruchsvollere  Va> 
riiuitc  \(>ii  Bedingung  |2j:  hiurticht-tul,  aber  didit  OOtwc-iulig.  Aber  auch  vi-;'  ..inspruchsvollf"  Ivrfüllung, 
sozusagen  eine  „Übererfüllung"  von  Bedingung  [Zj  kann  eine  mögliche  Nichiertüllung  der  weiteren  not- 
xirendigen  Bedingung  för  Wohlfahrtsentwicklung,  also  Bedingimg  [3]  (Reallohnsatz),  in  keiner  Weise  aus- 
gleichen. Es  ist  wie  in  unserem  Beispiel  in  D.  II.  2.  (»Pr  iil.tl  .'  ritätskor/jpensation/ Diskussion«)-,  Wenn  jemand 
erstens  die  Sicherung  reindrehen  muß  und  zweitens  ilcn  Lichtschalter  umlegen,  damit  eine  Lampe 
brennt,  dann  wird  es  nichts  nützen,  wenn  er  die  Sicherung  „besonders  gründlich"  rcindrcht.  Solange  er 
nicht  SQuätsfich  den  Schalter  umlegt  (/weite  notwendige  Bedingui^,  wird  die  Lonqie  nicht  brennen,  das 
gewfinschte  Ergebnis  sich  also  nicht  einstellen. 
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Werfen  wir  also  einen  ßliclc  auf  den  Rahmen,  in  dem  wir  uns  bewegen: 
A  AO 


Abb.  61:  Reakdonsmöglidilceiten  bei  einem  Rück^u^  der  Atbdtsnachfirage 

Cicgcbcn  sei  eine  Rcfcrcn/pL  •  n  idc  mit  der  Arbcitsangcb()tstunktion  (A',,")  und  der  Ar- 
bcitsnachfrageüinlvtion  (A'„  ).  -  Dabei  sei  der  Markt  im  Ausgangspunkt  (A)  bei  einem 
Arbeitsvolumen  von  (jV„)  und  einem  Reallohnsatz  von  (iv,-  )  im  Gleichgewicht.  Sollte 
es  nun  —  aus  welchen  Gründen  auch  immer  —  in  der  Folgeperiode  zu  einer  Sudwest- 
Verschiebung  der  Arbeitsnach&agefunktion  nach  (A^,'')  kommen,  ergeben  sich  zwei 
polare  Mög^chkeiten:  Entweder  wird  in  der  Folg^periode  nur  ein  geringeres  Arbeits- 
volumen (A^,)  zum  gegebenen,  altem  wie  neuem  Reallohnsatz  (w;'  )  Beschäftigung  fin- 
den und  der  Rest  des  ehemaligen  Arbeitsvolumens,  also  (N^^-N^),  wird  ausgesteuert 
und  erzeugt  einen  dauerhaften  Angebotsüberschuß  {AÜ)  auf  dem  Arbeitsrnarkt.**'^-' 
Mine  solche  I'jim icklung  würde  alsf)  Pfeil  (1)  entsprechen,  wir  erreichen  Punkt  (ß). 
Oder  aber  in  tier  lolgeperiotle  wird  das  Lregehcnc  Arheits\< )lumen  (vV,.)  zum  neuen, 
dabei  aber  geringeren  gleichgewichrigcn  Rcallohnsat/  (>v,  )  beschäftigt.  Diese  Ent- 
wicklung würde  Pfeil  (2)  entsprechen,  wir  erceidien  Punkt  (C).^^  Dabei  würden,  und 
das  ist  hier  der  entscheidende  Punkt,  sowohl  (B)  als  auch  (C)  eine  wohlfahrtsent- 


*^  Wir  können  und  wollen  das  Arbeitsangebot  hier  als  konstant  modellieren.  Zum  einen  ist  das  nicht  allzu 
unrealistisch.  \ Dr  :i!]cm  aber  wüfde  eine  aufwendigete  Modelliening  nichts  an  den  wesendichen  Aussa- 
gen des  Modells  andern. 

Dabei  müssen  wir  den  Rcallohnsatz  in  der  l  olgeperiode  (n,  )  ohne  Tüdc  notieren,  da  CS  sich  hierbei  ja 
mei^um  einen  Gldchgewichtslohnsatz  handelt  Das  gleiche      fiir  das  Arbeitsvolumen  (A^,). 
*^  Natürlich  kann  sich  dabei  auch  jeder  andere  Punkt  zwischen  {B)  und  (C)  eq^eben.  Für  unsere  Unter- 
suchui^  reicht  es  aber  aus,  die  beiden  Extremfille  zu  bettachten. 
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wicklungswidri^c  Veränderung  repräsentieren,  (ß)  würde  fjfYcnkundig  gegen  Bedin- 
gung |2|  (Arbeitsvolumen)  verstoßen  und  (C)  nicht  minder  nftenkundig  gegen  Bedin- 
gung [3]  (Reallohnsalz).  Das  aber  bedeute!,  daß  unter  diesen  inisiänden  weder  die 
eher  „sozialtypische"  Variante  (ß)  nuch  die  „Marktlösung  "  (C)  zu  einem  wohlfahrts- 
entwicklungskonformen  Ergebnis  fuhren  würde.  Der  »»unsichtbaren  Hand*'  sind  in 
diesem  Fall  also  sozusagen  die  Hände  gebunden. 

Nehmen  wir  an,  wir  hätten  die  Wahl:  Für  welchen  Punkt  sollen  wir  uns  entscheiden? 

In  erster  Näherung  könnte  man  meinen,  Punkt  (C)  sei  zu  fa\ orisieren,  gewissermaßen 
nach  detn  Motto:  Wenn  schon  keine  wohlfahrtscntwicklungsk( »iitnrme  l,ösung.  dann 
doch  wenigstens  eine  T.(")sung,  die  niarklkonforni  ist.  In  anderen  Worten:  Punkt  (ß)  ist 
wohltahrtsentwicklungsw  idrig  /W  minderethzient,  w  ährend  Punkt  (C  )  zw  ar  ebenfalls 
wohltahrtsentwicklungswidrig  ist,  dabei  aber  wenigstens  ettizieiit.  ^  Line  solche 
Sichtwöse  —  die  sich  in  der  litetatur  ja  einiger  Beliebtheit  erfreut  —  würde  aber  völlig 
übersehen,  daß  auch  »»Marktkonformicat**  nur  Mittel  und  Zweck  für  das  eigentliche 
Ziel  )»Wohl£ahrtsentwicklung«  sein  kann  und  soll»  nicht  aber  Selbstzweck.  Folg^ch 
kann  es  nicht  darum  gehen,  ob  eine  Losung  „wenigstens"  marktkonform  ist  Wenn 
aber  „Marktkonformität"  nichf  zu  dem  Ergebnis  fuhrt,  das  wir  mit  Fug  und  Recht  er- 
warten dürfen,  dann  sollten  wir  uns  eher  fragen,  Hw.r  wir  tun  können,  ffiiwif  freie  Markt- 
stcucrung  mtigiicherweisc  doch  noch  ein  wohlt'ahrtscntwicklungskonformes  Ergebnis 
hervorliringt  -  statt  auf  das  \(')liig  untergeordnete  Instrunxntal/iel  „Marktkontormi- 
tät"  zu  pochen  und  damit  das  isind  mit  dem  sprichwörtlichen  Bade  auszuschütten. 

Bevor  wir  unsere  Überlegungen  fortfuhren,  sollten  wir  kurz  innehalten  und  uns  verge- 
genwärtigen, von  »eld>m  wirtschaftspolitischen  Ziel  wir  an  dieser  Stelle  eigentlich  re- 
den. Nach  unserer  S3rstematik  befinden  wir  uns  geg^wärtig  beim  Ziel  »Durchsatzbe- 

schlcunigung«,  also  einer  Erhöhung  der  Wachstumsrate.  Verfolgt  man  aber  die  wirt- 
schaftspoliuschc  Diskussion,  dann  kann  man  leicht  den  Eindruck  gewinnen,  daß  mit 
„mehr  Wachstutn"  nicht  immer  unbedingt  ein  Anstieg  der  Wachstumsrate  gemeint  ist, 
s(mdern  mitunter  lediglich  eine  schlichte  Niveauanhebung  des  Durchsatzes.  Das  aber 
ist  etwas  anderes.  Dabei  wird  dieser  Findruck  genährt  durch  die  Beobachtung,  daß 
„mehr  Wachstum"  meist  als  Mittel  zur  Abschaffung  oder  zumindest  zur  Verringerung 
der  Arbeitslosigkeit  dienen  soll.  Nehmen  wir  einmal  an,  es  würde  gelingen,  die  Ar- 
beitslosenquote in  einem  überschaubaren  Zeitraum  auf  Null  oder  zumindest  auf  einen 


*^  Ich  bcTorzuf^  den  BegrifF  »«mnilrreffizieniK  (statt  w/freffizientK),  da  letzterer  ein  dichotonoes  Vetstandnis 

v<m  liffl/ifii/  iiiihtliirt  -  d;is  ich  nur  uDgcm  tcilcMi  niiicHtc.  Dcmniich  wäre  dn  gegebener  Fakiou-insüt/ 
entweder  effuient  -  oder  eben  nicht  Versiehi  man  unter  »Effizienz«  aber  das  Verhältnis  von  tatsächli- 
chem Output  2U  Potentialoutpttt,  dann  liegt  eine  metrische  Definition  von  »Effizienz«  nahe.  Konse- 
qucntcrttcisc  sollte  man  demnach  bei  einem  1  .tfizienanivcnii.  J  unter  100%  liegt  (was  in  der  Praxis  re- 
gelmäßig der  l''all  sein  diirfte),  von  mindcrtr  Lt'tizienz  sprechen.  -  Dabei  leitet  sich  »minder«  übrigens  als 
Komparativ  von  mittelhochdeutsch  ntinnerzh,  das  sich  wiederum  von  lat.  /*/>w)gcringcr<  ableitet  Das  )d< 
zwischen  dem  >n<  und  dem  m  des  Komparativs  wurde  dabei  übrigens  erst  neuhochdeutsch  eii^schoben 
(vgl  Kluge  1989:  minder). 
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wirtschaftspolitisch  „harmlosen"  W  ert  von  vielleicht  2''  .>  oder  3"  h  Sucharhcirslosiukeit 
zu  senken.'*'''  In  diesem  I-ali  wäre  es  nicht  allzu  unrealistisch  anzunehmen,  dalj  die  je- 
weilige W'achstumsraie  erheblich  an  öffentlichem  Interesse  verlieren  würde  und  ein 
lediglich  „angcnicssencs  Wachstum",  wie  es  etwa  das  StabG  von  1 967  angestrebt  hat, 
als  völlig  ausreichend  hingpnommea  würde.'^^  Damit  aber  haben  wir  gleich  drei  poten- 
tielle Ziele  zur  Auswahl:  (1)  eine  tatsächliche  Steigerung  der  Wachstumsrate,  also 
»Durchsatzbeschleunigung«  im  eigentlichen  Sinne,  (2)  eine  (idealerweise  arbeitsmarkt- 
räumende)  Niveauanhebung  des  Durchsatzes  und  schließlich  (3)  Arbeitsmarkträu- 
mung, also  Vollbeschäftigung  als  eigenständiges  Ziel.  In  der  wirtschaftspolitisr' 
Praxis,  aber  auch  in  Teilen  der  Ijteratur,  werden  diese  drei  infrage  kommenden  Ziele 
mitunter  doch  ein  wenig  konfundieri.  Daß  w  ir  Ihm  den  gegebenen  M(')glichkeiien  der 
W'irfsihtißsl^oii'ik  nicht  mit  einer  wohlhihrrsenrwicklungskonformen  Steigerung  der 
\\  achsLumsrate  rechnen  stallten,  haben  wir  im  letzten  Abschnitt  gesehen.  Würde  aber 
die  Marktiösung^  im  Zwidfid  also  dne  Absenkung  des  Reallohnsatzes,  zumindest  auf 
wohlfiahrtsentwicklungsi»«/n]^  zu  „mehr  Beschäftigung"  und  damit  zu  einer 

höheren  Wachstumsrate,  also  zu  einer  Durchsatzbeschleunigung  im  definierten  Sinne, 
fuhren?  Mit  dieser  Frage  wollen  wir  uns  in  den  folgenden  Abschnitten  beschäftigen. 
Dabei  sollten  wir  an  dieser  Stelle  aber  nicht  vergessen,  daß  wir  hier  eine  ptr  (iefimtiomm 
wohlfahrtsentwicklungswidrige  Lösung  diskutieren.  Wir  wollen  nur  deshalb  näher  da- 
rauf eingehen,  weil  sich  ein  großer  Teil  der  Literatur  offenbar  genau  auf  diese  Lösung 
kapri/iert  hat.  \\  enn  nur  der  Ke.illohnsatz  sinken  würde,  so  der  Tenor,  dann  würde 
auch  die  Beschättigung  zunehmen.  Damit  allein  wäre  im  Hinblick  auf  das  wirtschafts- 
politische Ziel  »W  ohlfahrtsentwicklung«  im  definierten  Sinne  allerdings  überhaupt 
nichts  gewonnen.  Betrachten  wir  gleichwohl  in  aller  Kürze  die  Möglichkeiten  und 
Grenzen  dieser  Option.  Als  Ausgangspunkt  wählen  wir  zweckmäßig^rweise  die  drei 
wichtigsten  Arbeitsnachfragefunktionen,  also  (1)  eine  lineare  Funkdon,  (2)  die  Ar- 
beitsnachfragefunktion  nach  Cobb-Douglas  und  schließlich  (3)  die  Arbeitsnachftage- 
fiinktion,  wie  sie  sich  aus  einer  ertragsgpsetzlichen  Produktionsfunktion  ergibt. 

( i )  Arbeitsnachfrage  linear 

Betrachten  wir  also  zunächst  eine  lineare  Arbeitsnachfragefunktion.  Man  könnte  an 
dieser  Stelle  möglicherweise  einwenden,  daß  eine  lineare  .Arbeitsnachfragefunktion  ein 
f///^//  einfaches  .Modell  sei.  Allerdings  wäre  ein  solcher  l^nwand  nicht  sehr  stichhaltig. 
Erstens  verwenden  wir  dieses  einfache  Modell  sehr  häufig,  wenn  wir  den  Marktme- 


R^.j  gn)f5/üt;ii;  anuftionmuTK-n  45  |:ihrcn  ErwcrHstärigkcif  würde  citu-  \rhciislosciu)ui)rc  von  be- 
deuten, daß  eine  durchschnittliche  Erwerbsperson  im  Laufe  ihres  gesainten  Arbeitslebens  lediglich  etwa 
16  Monate  mit  der  Suche  nach  einem  neuen  Arbeitsplatz  verbringt.  Gemessen  an  den  gegenwärtigen 
Verhältnissen  wäre  das  ein  geradezu  „traumhaftes"  Lü^chnis.  Aut  einen  möglichen  Zusamn  -.nli  mg  zwi- 
schen Arbcitsloscnquotc  und  Inflationsrate  (also  natürliche  Arbeitslosigkeit  bzw.,  je  nach  Schule,  NA1> 
Rü)  wollen  wir  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  eingehen. 

An  dieser  Stelle  jchic  ich  Professor  Rühmann  danken,  der  mir  diesen  Punkt  seinerzeit  in  einem  ein- 
zigen Satz  Tetdeudicht  hat. 
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chanismus  darstellen.  Zweitens  und  vor  allem  scheint  dieses  Modell,  wie  wir  oben  ge- 
sehen haben,'"'"'  i^ar  nicht  allzu  realitätsfern  zu  sein.  Im  Ciegensatz  etwa  zu  einer  (^obb- 
Douglas-Funktion  \  ermcidct  es  die  \  ollkomnun  unrealistische  Annahme  einer  unend- 
lich hohen  Grcnzproduktivität  bei  infinitesimal  geringem  Arbeitsvolumen  und  auch 
die  Annahme  einer  „unendlichen**  Arbeitsnachftage,  &lls  der  Reallohnsatz  -  was  \ne- 
derum  vollkommen  unrealistisch  ist  -  gegen  Null  laufen  sollte.  Kurzvun:  Die  lineare 
Arbeitsnach&agefunktion  scheint  mir  nicht  das  unpassendste  aller  Modelle  zu  sein. 
Außerdem  soll  es  sich  hierbei  lediglich  um  eine  erste  Näherung  handeln.  Im  Anschluß 
daran  werden  wir  eine  Cobb  Douglas-Nachfiragefunktion  untersuchen  und  tlas  citrent- 
liche  und  im  Grunde  wohl  auch  unbestrittene  „Original"  -  also  die  Arbeitsnachfrage- 
funktion, die  sich  aus  einer  ertragsgesei/lichcn  Produktionstunktion  ergibt.  Scliliei.ilich 
und  letztlich  lassen  sich,  w  ic  wir  sehen  werden,  bereits  aus  diesem  einfachen  Modell 
einige  durchaus  bemerkenswerte  Schlulifolgerungen  ableiten. 


Ausgangspunkt  sei  die  lineare  Arbdtsnach&agefonkdon  aus  (151),  also 

1  c 


(414)  yv^-AT^Cw)— 


w  + 


mit 


(415) 


dw 


1 


<  0 


Die  Arbeitsnachfragc  (A'^)  ist  also  eine  gegengerichtete  Funktion  des  Reallohnsatzes 
(w  ).  Dal)ei  nimmt  sie  mit  zunehmendem  Reallohnsatz  um  so  starker  ab,  je  stärker  die 
Grenzpnxiuktivität  in  Abhängigkeit  vom  Arbeitsxoluinen  zurückgeht.^''''  Dabei  sollten 
wir  allerdings  nicht  ganz  aus  dem  Auge  verlieren,  dal5  sowohl  „der  Reallohnsatz"  als 
auch  „die  Arbeitsnachfrage"  nur  recht  grobe  modelltechnische  Vereinfiachui^n  dar- 
stellen. Während  also  zum  Beispiel  von  Thünen  unter  den  G^benheiten  eines  land- 
wirtschaftlichen Produktionssystems  noch  davon  ausgehen  konnte,  daß  es  „nur  einen 
einzigen  einheitlichen  Lohn  geben  könne"  und  damit  „die  Bezahlung  des  zuletzt  be- 
schäftigten Arbeiters  die  generelle  Lohnhöhe  [bestimme]**,**'*  dürfte  sich  diese  stark 
verein fichentle  Modellannahmc  unter  den  Bedingungen  arbeitsteiliger  industrieller 
Produktion  im  Grunde  unmöglich  aufrechterhalten  lassen.  Für  den  ersten  Näherungs- 
schritt wollen  wir  aber  dennoch  von  dieser  Annahme  ausgehen. 


Vgl.  dazu  (".  II.  (»Standardmodefl des  Arimtsmarkies«). 

liinc  stark  Kickläufigc  Grenzproduktivität  würde  einen  geringen  Wert  für  den  Bctragsau&druck  im 
Ndcnncr  bedeuten  und  damit  einen  hohen  (negativen])  Weit  fiu  den  Teiin  insgesamt 
8*>Ljnß2007,S.84. 
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Substituieren  wir  zunächst  die  etwas  sperrig?  Symbolik  und  setzen 


d-Y 


=  «,  wobei 


(/«)  für  den  konstanten  Betrag  der  Steiuung  steht  Damit  ergibt  sich  für  die  Nachfra- 
gefunlction  (414)  die  handlichere  Schreibweise 


m 


m 


(416)    N"  - AT^Cw")  — 3'  +^ 
bzw.  für  (415) 
(417) 


I 


<  0 


Die  theoretisch  maximale  Arbeitsnach frage  bei  einem  Reallohnsatz  \  on  u  =0  beträgt 
demnach  unabhängig  von  der  Parametrisierung        -  —  und  ist  allein  von  der  ma- 


m 


ximalen  Grenzproduktivität  (c)  und  dem  Rück^ng  der  Grenzproduktivität  in  Abhän- 
gigkeit vom  Arbeitsvolumen  abhängig.  Die  maximal  erreichbare  Grenzproduktivität 
und  damit  auch  der  maximal  mög^che  Reallohnsatz  betri^  «  c  bd  einer  Arbeits- 
nachfirage  von  N"  -  0.*** 

In  einer  Graphik  ergibt  sich  dabei  das  folgende  Bild: 


0  20  40  60  80  C  120  W 


Abb.  62:  Lifteaie  Arbeitsnachfingefunktion  ^jarametrisieit) 


841       dazu  auch  Abschnitt  C.  II.  (»StandaTdimuUJi  dtsArbeUsmarktes«}. 
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\\"ic  man  auf  den  ersten  Blick  erkennen  kann,  isr  es  unmöglich,  mit  einer  solchen  Ar- 
beirsnachtragetunktion,  wenn  man  sie  zucndc  denkt,  den  Arbeitsmarkr  xuverlässig  zu 
räumen.  Da  die  Funktion  die  ^'V"^ -Achse  schneidet,  wäre  selbst  bei  einem  Rcallohnsatz 
von  Null  die  Arbeitsnachfrage  begrenzt.  Was  aber  würde  passieren,  wenn  wir  vom 
Grenz  fall  Sättigungsmenge  absehen?  Betrachten  wir  dazu  die  Lohnelastizität  der  Ar- 
beitsnachfrage. 

Dabei  ergabt  sich  aus  (416)  und  (417): 


(41^ 


\  ffl  ml 

- — '^<0  ftlrw<c 

c-w 

Die  Lohnelastizitat  der  Nachtraue  ist  demnach  in  den  Cirenzen,  die  der  Reallrihnsatz 
annehmen  kann,  erwartungsu;eiii.iß  /zunächst  einmal  kleiner  Null.  Allerdings  vanieri  sie 
bei  gegebenem  (c),  wie  immer  bei  solchen  Kur\  enverläufen,  sehr  stark  mit  dem  Real- 
lohnsatz.  Bei  einem  Reallohnsatz  gegen  Null  lauft  sie  ebenfalls  gegen  (minus)  NuU. 
Kommt  der  Reallohnsatz  dagegen  in  die  Nähe  des  „Prohibitionslohnsatzes"  von 
w'  mc,  geht  der  Nenner  aus  (418)  offensichtlich  g^gen  Null  und  die  Lohnelastizität 
der  Nachfrage  damit  g^ien  minus  unendlich. 
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Die  folgende  Grapluk  zeigt  den  Zusammenhang  im  Überblick: 


250 


m 


0 


n 

unelagtiach  elastisch 

n 

0 

-1 

-2 

-3 

-4 
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Abb.  63:  Lohnclastizität  bei  linearer  Atbcitsnachfiagcfuakdon 

Dabei  sind  die  Fimktionswefte  der  Lohnelastizität  auf  der  fechten  Ordinate  abgetra- 
gen. Die  Funktion  hat  also  einen  elasdsdien  und  einen  unelastischen  Bereich: 

<  1  für  0^W<—  (unelastischer  Bereich) 
2 

- 1  für       w  -  - 

2 

>1  fitr  otv'  2  —  (elastischer  Bereich) 

V'on  Bedeutung  für  unsere  Untersuchung  ist  dubei,  daß  die  Lohnelastizität  um  so  ge- 
ringer wird,  je  geringer  der  Lohnsatz  im  Ausgangspunkt  ist.  Es  wird  nach  diesem  Mo- 
dell also  zunehmend  schwieriger,  den  Arheitsmarki  üIkt  den  l.olmsat/  /u  räumen.  Wir 
müssen  also  gar  nicht  bis  zum  l'iohibitionslohnsatz  fortschreiten,  um  zu  begründen, 
warum  sich  eine  Arbeitsmatktraumui^  zunehmend  „zäher"  gestalten  wird. 

Wirklich  interessant  aber  ist  der  Verlauf  der  Lohnclastizität,  wenn  wir  die  Auswirkun- 
gen auf  die  aggregierten  Arbeitseinkommen  betrachten.  Die  Arbeitseinkommen  (K^) 
sind  definiert  als  das  Produkt  aus  Reallohnsatz  (w  '  )  und  Arbeitsvolumen  (N): 

(420) 


(419)  \n\ 
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Dabei  ergibt  sich  die  Entmckiung  der  Arbeitseinkommen  aus  der  dynamisienen  Form, 
also: 

(421) 

Wenn  wir  nun  davon  ausgehen,  daß  wir  uns  im  Zuge  unserer  Bemühungen,  den  Ar- 
beitsmarkt über  den  Reallohnsatz  zu  räumen,  im  unelastischen  Bereich  der  Arbeits- 
nachfrage befinden,  es  i '  <  mit  einem  Wert  von  {t])  zwischen  Null  und  Minus  Eins 
bzw.  einem  Betrag  von  |f}|<l  zu  tun  haben,  und  die  Reallohnelastizitat  der  Arbeits- 
nachfrage 

(422)  r,:-^ 
w 

nach  (A^  )  auflösen  und  in  (421)  einsetzen,  so  erhalten  wir:^ 

w"  (l-|»7|)  <  0      ftirw'  <0% 

Somit  w  ürde  im  „unteren"  Crenzproduktivitiitsbereich,  also  jenem  Bereich,  in  dem  die 
(Trenzprotiukiivirär  weniger  als  die  Hälfte  der  maximalen  (iren/prociuktivirät  beträgt, 
ein  Rückgang  des  Reallohnsatzes  zwar  zusätzliche  Arbeitsnachtrage  bedeuten.  Gleich- 
zeitig wäre  damit  aber  auch  ein  R/kksia/iii  der  aggregierten  realen  Arbeitseinkommen 
verbunden.  Es  würde  also,  salopp  gesagt,  ///f/ir  gearbeitet  und  dabei  insgesaatf  —  slao 
nicht  nur  pro  Stunde  oder  pro  Efwerbstatigem  —  »vff;^  verdient 

Das  aber  hat  Konsequenzen.  Wenn  wir  nämlich  davon  ausgehen,  daß  die  Arbeitsein- 
kommen nach  wie  vor  den  größten  Teil  des  Vulkscinkcmimens  ausmachen,  und  wenn 

wir  weiterhin  davon  au«;gehen,  dal5  die  Arbeitseinkommen  im  Zweifel  die  kleineren 
Einkommen  sind,  dann  ergibt  sich  aus  einen)  Rückgang  der  Arbeitseinkommen  not- 
wendigerweise e  ine  /unehmentle  Rinkf)mmenskonzentrarion^''^  unii  tlamil  xwar  eine 
Zunahme  der  ln\ci>tiüonüJa7j/gke//,  gleichzeitig  aber  auch  ein  Rückgang  der  Invesuti- 
ODskenitscbaß.  Wenn  aber  die  oben  dargelegten  Argumente  empirisch  zutreffend  sein 
sollten,  die  deutsche  Volkswirtschaft  sich  g^enwärtig  (oder  sogar  chronisch)  also  eher 


^  Genau  genommen  haben  wir  in  (422)  die  Variable  (N"),  in  (423)  aber  (N).  Wir  können  aber  den 

Übergang  gleichwohl  so  gestalten,  da  wir  hier  ja  vaa  einem  konstanten  Arbeitsangebot  ausgehen.  \fögll- 
che  Veränderungen  des  Arbeitsvolumens  (N)  können  damit  also  nur  von  Veiändeningen  der  Atbeits- 
nachfragc  (A^'")  abhängen. 

Man  kann  sich  das  vielleicht  am  einfachsten  vorstellen,  indem  man  bedenkt,  dali  unter  diesen  Umstän- 
den die  Lorenzkurve  zunehmend  „durchhängen"  würde,  was  gleichzeitig  einen  ansteigenden  Gini- 
Kocffizicntcn  bedeutet 


(423) 
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rcchrs  vom  Maximum  bcfindcr,  dann  bedeutet  das,  da(i  ein  Rückgang  der  Arbeitsein- 
kommen über  kurz  oder  lang  einen  weiteren  Rückping  der  Investitionstätigkeit  und 
damit  eine  Schwächung  der  W'irtschattseniwicklung  nach  sicli  ziehen  ninp.  Zwar 
könnten  die  Unternehmen  wiederum  versuchen,  die  damit  mittelfristig  absehbar  ver- 
bundene Abschwächung  der  Inlandsnachfrage  über  verstärkte  Ezportaktivltät  zu 
kompensieren.  Alierdings  würde  auch  in  diesem  Fall,  wie  wir  gesehen  haben,  die  In- 
landsnachfrage und  damit  auch  der  Durchsatz  hinter  den  Entwicklungsmöglichkeiten 
zurückbleiben.  Kurzfristig  mag  es  für  die  Unternehmen  also  erfreulich  sein,  wenn 
mehr  Arln  its ,  olumcn  zu  geringeren  Lohnkosten  verfügbar  isi  Nach  den  Mar- 
shairsclicn  Renten  wäre  eine  solche  Entwicklung  übrigens,  wir  brauchen  es  eigentlich 
kaum  noch  zu  erwähnen,  einmal  mehr  „wohltahrtsstcigernd".''''^  'IVitsächlicli  aber  w  ür 
de  eine  solche  F.ntwicklung  mittelFristig  aut  tlas  Investitionsvolumen  ilruekcii  uml  da- 
mit aut  das  W  irtschattswachstum  und  ttjlglich  eben  aiuh  aut  die  Entwicklung  der 
KomplementSreinkommen  —  mithin  also  auch  der  Gewinneinkommen.  Was  also  bd 
kurz£nstiger  Betrachtung  und  aus  der  Sicht  einzelner  Unternehmen  auf  den  ersten 
Blick  vorteilhaft  erscheinen  mag,  kann  sich  bei  mittelfristiger  Betrachtung  leicht  als  ein 
das  Entwicklungspotential  verfehlendes  IS/isi^^Gleichgewicht  erweisen.  Wir  hätten  es 
an  dieser  Stelle  also  einmal  mehr  mit  einem  'Vrciut  rsph:!  di  r  Allmefuk  zu  tun/  '^ 

Zusammenfassend  bleibt  an  dieser  Stelle  testzuhalten:  Wenn  wir  die  denkbar  ein- 
fachste Arbeitsnachfragefunktion  zugrundelegen  und  zuendc  denken,  dann  ist  eine 
Arbcitsmarktriiumung  über  den  Reallohnsatz  schon  deshalb  nicht  unbedingt  gewähr- 
leistet, weil  die  Arbeitsnachtrage  selbst  bei  einem  Reallohnsatz  von  Null  auf  be- 
grenzt ist.  Selbst  wenn  wir  diesen  theoretischen  Extremfall  außer  acht  lassen,  wird  sich 
eine  Arbeitsmarkträumung  über  den  Reallohnsatz  um  so  „zäher"  gestalten,  je  niedriger 
der  Reallohnsatz  im  Ausgangspunkt  bereits  lag.  Drittens  scliließlich  würde  ein  zuneh- 
mendes Arbeitsvolumen  aufgrund  der  unelastischen  Arbeitsnachfrage  zu  einem  K//VX"- 
gang  der  aggregierten  Arbeitseinkommen  t'ührcn  und  damit  nach  unserem  Modell  zu 
einer  zunehmenden  Einkommenskonzentration.  Damit  aber  würde  —  nicht  nur  auf- 
grund rückläufiger  ^'suxumartun^^  sondern  tatsächlich  rückläufiger  Absatz^r^/vÄ- 
hatm  (!)  —  absehbar  die  Investitionsbereitschaft  zurücl^hen.  Da  wir  uns  annahmege- 

*^  Wir  wollen  auch  hier  wieder  und  aus  den  gleichen  Gninden  wie  oben  die  Maishail'sche  „Wohlfahrt"  in 
„Tuddelchen"  sciy.cn. 

^  Der  von  Hardin  (Hardin  1968)  geprägte  Begriff  ifTr^if    Ae  CammemK  wird  oft  mit  »AUmendepto- 

bleniM'ikf  i)(1ir  mit  »Tragik  der  Allmende«  üht-rscf/r  etwa  http://(Iict.lin.()rL'  ' ).  Icli  hcvor/ugi'  den 
ursprünglichen  BcgritY  »Trauerspiel«,  weil  den  BegntYeu  »Tragik«  oder  auch  »l'ragodic«  etwas  doch  eher 
schicksalhaftes  anhaftet.  Hier  geht  es  aber  nicht  um  „Schicksal",  sondern  um  die  Konsequenzen  des  ei- 
genen \'cThidreiis.  AulkTtiem  t  riiiTUTt  i>'rr;uK.T5picl«  d;ir;m,  daß  wir  uns  hier  im  Ri  i  i  ii  "■■  der  Theorie  stra- 
tegischer Spiele  („Spieltheorie")  befinden.  Und  nicht  zuletzt:  Das  koUtktivt  Unvermögen  zu  erkennen, 
daß  der  Versuch  individueller  Nutzeamaximlerung  die  individuellen  Nutzen  im  Eigebnis  eben  mda  ma- 
ximiert,  bleibt  deprimierend  weit  hinter  dem  StUtd  der  Erkenntnis  zurück  und  ist  daher  bd  Lichte  be- 
trachtet zumindest  betrüblich  oder  eben,  etwas  prosaischer  formuliert,  ein  Trauerspiel. 

Soweit  zum  knllfk/irt'ii  L'nvermögcn.  Aut  das  individuelle  Unvermögen  kommt  es  dabei  nicht  an.  Das 
einzelne  W  ntscliahssuhjekt  hat  keine  Wahl.  Es  ////(/i' sich  im  Ergebnis  irrationfll  veriialten,  wenn  es  sich 
rational  verhalten  will.  Das  liegt  im  Wesen  eines  Gefangcnendilemmas. 
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mäß  aber  bereits  rechts  vorn  Investitionsiriaxinium  hetuulen,  bedeutet  das  im  Ergeb- 
nis einen  Rürkii-antj  der  Investitionstätigkeit.  Das  al)er  dämptt  wiederum  die  Entwick- 
lung des  Durchsatiies  und  damit  schließlich  auch  die  Entwicklung  der  Zins-  und  Ge- 
winneinkommen. Somit  verlieren  auf  mittlere  Sicht  alle  Einkommensarten.  Auch  an 
dieser  Stelle  scheint  freie  Marktsteuerung  im  Hinblick  auf  die  Versöhnung  von  indivi- 
dueller und  kollektiver  Rationalität  also  ein  wenig  zu  schwächeln.^  Allerdings,  das  sei 
zugegeben,  haben  wir  hier  nur  die  denkbar  einfSachste  Arbeitsnach&agefunktion  be- 
trachrct.  Entersuchen  wir  also  im  folg^den,  was  sich  ergehen  würde,  wenn  wir  eine 
Arbeitsnachfragefunktion  zugrundelegen,  wie  sie  sich  aus  einer  Cobb-Douglas- 
Produktionsfunktion  ergibt 

(  ii  )  Arbeitsnachfragc  Cobb-Douglas 

Aus  einer  Cobb-Douglas-Produktionsfunktion  mit  Technischem  Fortschritt 

(424)  Y^N'-K'-^TK 

ergibt  sich  für  die  Grenzproduktivitat,  die  annahme^mäß  dem  Reallohnsatz  entspre- 
chen soll: 

dN 


(425) 


a-Ä' 'TK 


Die  Grenzproduktivität  ist  also  eine  gleichgerichtete  Funktion  des  Leistungsparame- 
ters der  Arbeit  (a),  der  Technischen  Kompetenz  (TST)  und,  in  der  hier  bevorzugten 

Notation,  der  Kapitalintensität  Sämtliche  drei  Einflußgroßen  leuchten  dabei  un- 
mittelbar ein. 


^  Den  Begriff  »Maiktvccsag^«  wollen  wir  uns  auch  an  dieser  Steile  liebet  veikneiien. 
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Aufgelöst  nach  (;V)  ergibt  sich  daraus  die  Arbeitsnachfragefunktion,  wie  wir  sie  schon 
in  (198)  hergeleitet  haben:^^'' 

(426)  -  N'^iw'  )  -  — |-T  •  (a  •  TK)^^^  •  K 

Dabei  ]egt  diese  Funktion  nahe,  daß  die  Arbeitsnachficage  mit  sinkendem  Reallohnsatz 
im  theoretischen  Extremfall  ins  Unendliche  wächst: 

(427)  lim  N  "'+00 

Für  die  Ableitung  nach  dem  Reallohnsatz  ergibt  sich: 


dw  (1-a) 


(428)  W- "^^^  ■  (a  •  TK)^^^  ■  K 

=  !  \r^'{si-TKi^'^K<Ki 

(1-a)  ^..(S) 

Die-  Steigung  der  Nachfragefunktion  ist  deinnach  über  den  gesamten  Detlnitionsbe- 
reich  ervt'artungsgcmäli  negativ.  Dabei  verläutt  sie  um  so  flacher,  je  gröiier  die  \X  erte 
fiir  den  Reallohnsatz  werden: 

  w-^»-'  'isx'TKf^^^'K 

{dw  r      (1-a)  (1-a) 

(429)  -  +-^^-  W'^"^^  •  (a  •  TKi"^^  •  K 
^     '  (1-a)* 

•(arÄ:y'-'/:>o 


(1-a)'  ^••(^) 


Dabd  bildet  Gtenzpioduktivität  in  Abhängigkeit  vom  Aibdtsvolumen  (iV)  ab  und  (A^'*)  die 

Arbdtsaadifirag^  in  Abhängigkeit  vom  Reallohnsatz  (W')-  Unter  der  Annahme  der  strengen  Gienzpio- 
duktivitätsbcdiflgung,  also  iv"  !■       muß  also  gelten:       ^N.  Damit  ist  es  getechtfettigt,  beim  Ober- 

gang  von  (425)  zu  (426)  den  Ausdruck  (N)  durch  (N")  zu  ersetzen.  Die  Schreibweise  wurde  im  übrigen 
auch  hier  wieder  so  angepaßt,  daß  kcii^c  überraschenden  negativen  Werte  auftauchen:  So  steht  der  Real- 
lohnsatz mit  posiävcm  Exponenten  im  Nenner  und  nicht  etwa  mit  negativem  Expfmcnten  im  2^Uiler. 
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In  einet  Graphik  ergibt  sich  dabei  das  folgende  Bild: 


hl 
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Abb.  64:  Cobb-Douglas-Arbcitsnachtragcfunktion 

Die  Graphik  beschreibt  den  Zusammenhang  zwischen  Reallohnsatz  (w")  vind  Ar 
bcitsnachfragc  {N'').  Der  gewohnte,  schön  „geschwungene"  Verlauf  der  Kursx  läßt 
sich  dabei  übrigens  nur  cr/eugcn,  wenn  man  die  Ordinate  logarithmisch  skaliert.  Bei 
einer  „gcwtihnliclnen'",  also  linear  skalierten  Ordinate,  wie  ich  sie  rechts  zusätzlich  ein- 
gezeichnet habe,  ergibt  sich  praktisch  eine  „Rechteckkur\-e"  und  damit  ein  doch  eher 
unästhetischer  Verlauf  der  gleichen  Funktion-**^  Dabei  hat  dieser  Kurvenverlauf  auch 
wenig  mit  dem  gewählten  Maßstab  zu  tun,  wie  man  vielleicht  meinen  könnte.  Der 
Grund: 


*^  Dabd  habe  ich  die  rechte  Ordinate  rein  aus  Gründen  der  graphischen  Entzerrung  ein  wenig  „nach 
oben"  gezogen  (d.»^  Null  Niveau  liegt  also  auf  dem  Niveau  von  lt>^  der  linken  Ordinate  statt  zum  Bei- 
spiel bei  10  ■'),  da  die  Kun'e  ansonsten  über  den  allergrößten  Teil  ihres  VCettebcrciches  graphisch  prak- 
tisch identisch  mit  der  „Quasi-Abszissc"  verlaufen  würde  -  was  einen  nod>  „unästhetischeren"  Eindruck 
machen  w  ünlc.  Da  der  Wert  Null  einer  linear  skalierten  Ordinate  aber  ohneliin  keine  Entsprechung  auf 
einer  loganthmisch  skalierten  Ordinate  hat,  spielt  es  letztlich  keine  Rolle,  wo  wir  ihn  vetorten. 
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Nach  (426)  ergibt  sich,  wenn  wir  für  (a)  einen  realitätsnaiien  Wert  von  beispielsweise 
a  t»  ^  einsetzen  und  die  resdichen  Faktoren  als  Konstante  (c)  auffassen: 


(430) 


w 


Der  Lohnsatz  geht  demnach  also  in  r/tr/crPifWirz  in  den  Nenner  der  Gleichung  ein. 
Das  aber  bedeutet,  dal:)  sich  die  Kurve  äulierst  „schart'"  an  die  Achsen  anschmiegt. 
W  ürden  wir  für  (</)  einen  etwas  ,,ni()derateren",  empirisch  ebenfalls  denkbaren  Wert 

von  beispielsweise  "  >=  ^  einsetzen,  würde  der  Lolmsaiz  immer  noch  in  dritter  Po- 
tenz in  den  Nenner  eingehen: 

(431)  N^m-^'C 
w 

Damit  würde  die  Kurve  zwar  efvas  weniger  steil  verlaufen  —  aber  immer  noch  steil  ge- 
nug, um  sich  hart  an  die  Achsen  zu  schnüren.  Auch  laßt  sich  dieser  Effekt  durch  kei- 
ne wie  auch  immer  geartete  Paramerrisierung  der  anderen  Faktoren  ausgleichen.  Das 
spricht  nebenbei  bemerkt  für  die  oben  geäußerte  Vermutung,  daß  es  sich  bei  der 
Cobb-Douglns  Funktion  nur  um  eine  hoch-aggregiertc  Kv-/)w/-Betrachtung  handeln 
kann.^''"  Über  einen  größeren  Definitionsbereich  von  (w  )  ist  sie,  wie  man  der  Cjra- 
phik  entnehmen  kann,  wenig  ]5rauchbar.  Daliei  sr/u/iif  -  dies  nur  am  Rande  die  Ar- 
beitsnach trage  in  der  imearen  Skalierung  im  Bereich  von  Realic^iiasatzeri  zwischen 
Null  und  Fiuif  unendlich  elastisch  zu  reagieren  und  im  Berekh  ab  Fünf  unendlich  un- 
elastisch. 

Tatsächlich  aber  liegt  die  Lohnelastizitat  der  Arbeitsnachftage,  wie  bei  Cobb-Doug^s- 
Funktionen  üblich,  über  den  gesamten  Bereich  hinw^  konstant  bd:^^ 

N'  1 


(432)  n: 


w  l-o 


So  ergibt  sich  für  beispielsweise  0»=^  über  den  gesamten  DefmitionslK-reich  ein 

Wert  von  }]  =  -4.  In  der  Cuapliik  entspricht  das  der  waagerechten  Kur\  e,  tlie  hier  als 
der  Betrag  der  Elastizität  eingezeiciinet  wurde.*^^'  Immerhin  lassen  sich  im  Gegensatz 


Vgl.  dazu  D.  IV.  1.  c)  (»Unteniehmfrischf  EtitscbädiaigtßiiJiii^}. 

Der  Zusammenhang  ergibt  sich  aus  (433). 
*"  Da  die  Elastizität  über  den  gesamten  Dcfinitionsbcrcich  negativ  ist  und  negative  Werte  in  einer  log?- 
riihtnischcn  Skala  nicht  datgtellbar  sind,  bietet  sich  ersatzweise  der  httn^  der  Elastizitiit  für  eioe  graphi- 
sche Daistcliuog  geradezu  an. 
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zu  imscrcr  linearen  Arheitsnaehtragcfunktion  sämtliche  infragc  kommenden  Elastizi- 
täten bequem  algebraisch  abbilden. 

Wenn  wir  nämlich  unsere  Arbeitsnach  frage funktion  (426)  dynamisieren,  erhalten  wir: 

(433)  iV"- — +J—Tk^—  ä*k 

1-a        l-rt  l-rt 

Die  Arbcitsnachfraijc  c-nt\vickclt  sich  demnach  gc<icniicrichtct  elastisch  mit  dem  Re  il- 
lohnsat/  (tr  )  und  gleich t;criclit et  elastisch  mit  der  'leclimschen  Kompetenz  (VA  ) 
oder  bei  einer  Zunahme  des  1  .eist unusparamerers  des  l  akrors  Arbeit  (u)  und  gleichge- 
richtet einhich  bei  einer  Zunalime  des  Kapitalbestandes  (A).'^- 

Setzen  wir  beispielsweise  wieder  a  >-  ^,  so  ergibt  sich: 

(434)  N**  m-A'W  +4'Tk+4'a*k 

Die  lintwicklung  der  Arbeitsnachfrage  hängt  also  stark  von  den  Lntwicklungsraten 
des  Reallohnsat2es,  der  Technischen  Kompetenz  und  des  Leistungsparameteis  des 
Faktors  Arbeit  ab.  Die  Abhängigkeit  von  Veränderungen  des  Kapitalbestandes  dage- 
gen ist  und  bleibt  g^eichg^chtet  einfoch. 

Zum  gleichen  Etgebnis  wären  wir  -  auch  dies  nur  am  Rande  -  übrigens  auch  gekom- 
men (wenn  auch  etwas  umständlicher),  wenn  wir  über  die  übliche  Definition  vorge- 
gangen wären.  Demnach  ist  die  Elastizität  definiert  als  der  Quotient  aus  Tangenten- 
Steigung  "'^^  Fahtstrahlsteigung  ^so: 


(435)  n-^^^ 


«  Die  elastische  Reakrion  ergibt  sich  wegen  ^>l,  solang,  (a)  in  den  definierten  Ganzen  :™rischen 

Null  und  Eins  bleibt  (0  <  a  <  1).  Mit  „einfach"  igt  ein  Betrag  der  Elastizität  von  Eins  gemeint  (vgl.  dazu 
das  »Vtr^fitimf  der  penmidettH  Sjmbtlni).  Auch  scheint  es  mir  nicht  1101:^;,  die  einzelnen  Elastizitäten  zu 
nodeten.  Sie  lassen  sich  am  bequemsten  diiekt  aus  dem  dynamisierten  Ausdruck  ablcseiL 
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Wenn  wir  (428)  und  (426)  in  (435)  einsetzen  und  umformen,  ergibt  sich: 

.M 


»?:= 


(436) 


(5) 


-  -(^)  • 


n'  "'  •  »V' 


l-a 


(l-a) 


Wir  erhalten  also  das  gleiche  Ergebnis  wie  in  (432).  Wie  man  immer  wieder  sehen 
kann,  läßt  sich  dynamisierten  Gleichungen  eine  gewisse  Eleganz  nicht  absprechen.  Sie 
fuhren  meist  mit  sehr  viel  geringerem  Aufwand  2um  gleichen  Ergebnis. 


W  as  aber  bedeutet  das  für  unsere  wirtschaftspolitischen  ZieleP  Beginnen  wir  mit  der 
Räumung  des  Arbeitsmarktes.  Im  Gegensat/  /u  unserer  linearen  Arbeitsnachtrage- 
funktion  ist  die  Lohnelastizität  der  Nachfrage  hier  vom  Reallohnniveau  und  damit 
auch  von  der  aktuellen  Beschäftigungsla^  vollkommen  unabhängig.  Eine  Senkung  des 
Reallohnniveaus  würde  demnach  immer  imd  imter  allen  Umständen  eine  höhere  Ar- 

beitsnachfitage  bedeuten.  So  würde  beispielsweise  bei  einem  Wert  von  «  "  ^  eine  aU- 

gemitte  Senkung  des  Reallohnsatzes  um  bescheidene  w  "  --1%  /u  einem  Anstieg  der 
Axbeitsnachfrage  um  beachtJidie  JV"  -  4%  fuhren.  Um  einen  Anstieg  der  Arbeitsnach- 
£rage  um  - 12%  zu  erreichen  —  um  also  souverän  Vollbeschäftigung  zu  erzielen 
müßte  die  al^mme  ReaUohnsenkung  demnach  rein  rechnerisch  bei  nur  ausgesprochen 
bescheidenen  w''  «-3%  liegen.  7jvf9X  wäre  eine  solche  Lösung,  wir  müssen  es  eigent- 
lich nicht  wiederholen,  definitionsgemäß  strenggenommen  wohlfahrtsentwicklungs- 
widrig,  da  sie  gegen  Bedingung  [3]  (Reallohnsatz)  verstoßen  würde.  Allerdings  denke 
ich,  daß  ein  vergleichsweise  derartig  geringer  Preis  —  eine  auniaüge  Absenkung  des  all 
gemeinen  Reall<)hnni\ eaiis  um  3"»  —  für  die  Lösung  einer  seit  Jahrzehnten  :'!)  anhal- 
tenden gcsanitwirtschafdichcn  Schieflage  eine  moderate  Auslegung  unserer  Kriterien 
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rLclitfcrtiij;cn  würde. ^''^  Vcrglcichhar  w  .irc-  ein  solcher  Schritt  vielleicht  mit  der  Mehr- 
wertsteuererhöhung'"'"'  um  3  Pro/entpunkte  am  1.  Januar  200"^.^''^  Zwar  hat  dieser 
Schritt  die  Einkommen  nicht  um  volle  3%  gesenkt,  weil  wir  erstens  berücksichtigen 
müssen,  daß  einige  nicht  ganz  unbeträchtliche  Ausgabeposten  der  privaten  Haushalte 
(vor  allem  also  Miete,  äxzdiche  Ldstungen  und  Nahvedcehr)  mehrwertsteuei&ei  sind, 
und  weil  wir  zweitens  berücksichtigen  müssen,  daß  nur  ein  Teil  der  Haushaltsein- 
kommen für  Konsumzwecke  verwendet  wird  und  damit  auch  nur  dieser  Teil  steuer- 
belastet wird.  GrößemrdiiiiiiQsniäffiz,  aber  ist  beides  durchaus  vergleichbar.  Gemessen  an 
den  „Zumutungen",  die  seitens  der  Wirtschufts-  und  Sozialpolitik  namentlich  in  den 
letzten  T.egislaturperioden  angekündigt  und  zu  einem  guten  Teil  auch  verwirklichr 
wurden,  wäre  ein  solcher  Schritt  also  vergleichsweise  „harmlos".  Auch  was  die  prakti- 
sche l  msci/ung  angehl,  \  ermag  ich  keine  sonderlichen  Probleme  zu  erkennen.  Hie 
Lohut-iatea  liegen  vor.  Man  könnte  also  ohne  größere  technische  Schwierigkeiten  allen 
Unternehmen  in  einem  weitestgehend  automatisierten  Prozeß  eine  monatliche  Stener- 
gutschrift  über  3%  der  Lohnkosten  einschließlich  Arbdi^beranteil  überweisen.  Da 
Unternehmen  annahmegemäß  rational  handeln,  sollte  das  schon  kurzfristig  zu  einer 
entsprechenden  Erhöhung  der  Arbeitsnach£nge  um  etwa  12%  fuhren  und  damit  zu 
einem  Zustand  der  Vollbeschäftigung.^^'^'  Falls  das  alles  wider  Erwarten  aber  ///VA/  pas- 
sieren sollte,  hätten  wir  einigen  Grund,  den  empirischen  Wert  einer  Cobb-Douglas- 
Welt  zu  überdenken. 


Vgl.  dazu  auch  oben  D.  II.  1.  a)  (»PndiiMmtähkompensaHoH/ Al^ipimm  Stnkmtg  des  Pm^ 
Dort  w  ar  \ un  l  iiiuiii  „wohltL-ilt  n"  Preis  die  Reilc. 

Ich  bevorzuge  die  Unterscheidung  in  »Umsatzsteuer«  (die  auf  Umsatzeriöse  abzuführen  ist),  »Vursteu- 
ewc  (die  auf  Vorleistungen  abgezogen  werden  darf)  und  »Mehrwertsteuerti,  die  folglich  per  Saldo  auf  die 

Difkrcnz  von  UtTisatzcrlösen  und  Vorkistungcn  viiul  ilaniit  lictltiitionsgcmiil)  auf  die  Wcrtscfa(^>fun^ 
also  den  j;cschaffcncn  Mthnrerf  anfiillt.  Aus  der  Sicht  eines  Haushaltes  ist  der  Beitritt  »L  msatzstcucnt 
dabei  übrigens  schon  deshalb  unangebracht,  weil  ein  Haushalt  dcfinitionsgemalS  keine  Umsatzeriöse  er- 
zielt Hier  müßte  man  stren^enommen  von  »Wertsteuer«  sprechen,  die  mit  dem  Erwerb  eines  Gutes 
intiirck!  entrichtet  wird.  Da  der  Wert  eines  (iutes  aber  der  Summe  aller  im  Verlauf  der  \\'crtsch<'ipKunns- 
kcttc  hinzugefügten  Mehrwerte  entspricht,  wollen  wir  es  auch  hier  bei  dem  Begriff  »Mehrwerl Steuer« 
belassen. 

«»Im  Rahmen  des  llaushalcsbeukii-cset/cs  2006  (I  IBci-jG  200C)  vom  2<>  06  06  (BGBl.  1  1402), 

Von  eventueller  i\J«wd/(Ä-Arbeiislosiglteit  sei  an  dieser  Stelle  einmal  abgesehen.  —  Übrigens,  dies  nur 
am  Rande,  TCtmag  ich  auch  kdne  ernstlichen  Probleme  bei  der  Prnim^miHg  eines  solchen  Schrittes  zu 
crkv  inn  n.  Bd  einem  Volkseinkommen  von  ctw.i  .^..Oi  MI  Mrd.  (  w  ur^u  sich,  wenn  wir  das  agtire^icrte  Ar- 
beitseinkommen mit  y*'  »75%  konservativ  (in  diesem  l  alle  also  eher  bofb)  ansetzen,  ein  Mittcleinsatz 
von  4.S  Mrd.  €  ergeben.  Dem  würden  bei  einer  dabei  zu  erwartenden  Niveauanhebimg  des  Durchsatzes 

um       j .  9%  (der  Wert  eigibt  sich  aus  dem  Anstieg  des  Aibeitsvolumeos  um  12%  bei  einer  um  3% 

venrindenen  Dvirchschnittspfoduktivität)  und  einem  durchschnittlichen  Steuersatz  von  /  - 15%  Steu- 
cimchreinnahmen  von  27  Mrd.  €  gegenüberstehen.  60'  ,,  der  M allnahmc  würden  sich  also  bereits  auf  die- 
sem Wege  finanzieren.  Die  rcsdichen  18  Mrd.  {.  liclJcn  sich  aus  den  damit  überflüssig  gewordenen  Aus- 
gaben für  die  Arbeitslosenversicherung  (76,5  .Mrd.  €  in  2007  einschließlich  ALG  11;  vgl.  etwa  Zahlen 
2009,  S.  75)  nicht  nur  mit  LciclMi^keit  decken:  Vielmehr  würden  dem  Fiskus  auf  diese  Weise  sogar  zu- 
sätzliche knapp  60  Mid.  €  jährlich  in  die  Kassen  gespült 
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Welche  Auswirkungen  aber  härte  eine  solche  Maßnahme  auf  unser  eigentliches  Ziel, 
die  Durchsatzbeschieunigung?  Wenn  wir  die  Frodukdonstunktion  (424)  dynamisieren, 
erhalten  wir: 

(437)  y»a-^+(l-o)i+r^ 

Das  Wiitschaftswachstum  (Y)  ergibt  sich  demnach  gleichgerichtet  undastisch  (wegen 
0  <  a  <  1)  aus  der  Entwicklung  des  Arbeitsvolumens  und  des  Kapitalbestandes  sowie 
gleichgerichtet  einfach  aus  der  Entwicklung  der  Technischen  Kompetenz.  Für  unsere 
Bdspielsweite  von  a  >-  ^  und  N  - 12%  würde  sich  demnach  ce/eris  paribtts  eine  Ni- 
veauanhebung  des  Durchsatzes  von 

(438)  r-|l2%-9% 

ergeben.  Zwar  wäre  das  noch  immer  keine  Durclisatz/'(\>7/v/c7////£;//;/i;,  sondern  nur  eine 
einmalige  Niveauanhebung,  aber  immerhin  würden  wir  den  Durchsatz  auf  diese  Weise 
dcudich  steigern.'*''"  Dabei  würde  ein  Anstieg  des  gleichgewichtigen  Arbeitsv olumens 
um  JV-12%  nur  zu  einer  Erhöhung  des  Durchsatzes  um  9%  fuhren,  weil  unter  den 
gegebenen  Annahmen  das  Ptoduktivitätsniveau  um  a--3%  sinken  würde,  was  sich 
ebenfalls  aus  der  Produktionsfunkrion  ableiten  läßt  Ersetzen  wir  dazu  die  Grenzpro- 
duktivität zunächst  durch  eine  handlichere  Notiition,  also  [^) 

Aus  der  dynamisierten  Form  des  Grenzproduktivicätsverlaut'es  aus  (425),  demnach 
also 

(439)  'ä-{\-a)  N  +  {X-a)  k  +  Tk 
folgt  für  ai»^: 

(440)  fl""— -•12%--3% 

4 

Das  Grenzprodukti\  itätsniveau  würde  also  um  --3%  zurückgehen  und  damit  auch 
das  durchschnittliche  Produktivitätsnivcau.'^''''  Damit  aber  entspricht  der  Rückgang  der 
( ircnzproduktivität  erwartungsgemäß  genau  dem  Rückgang  des  Reallohnniveaus.  Der 
Rückgang  des  Produktivitätsniveaus  wäre  somit  der  „Preis"  tür  die  Stabilisierung  der 

^  Dabei  haben  wir  die  NiveKu-Anhebung  luec  als  „WachstiunBiate"  (Y)  modelliert,  da  Niveauanfadnin- 
geti  in  einer  Cobb-Dov^s-Welt  im  Grunde  nicht  vorgesehen  sind  Ober  den  Zusammenhang 

^  '^^  j  =^  Y  können  wir  .itjcr  ohne  weiteres  so  vorgehen. 

Dabei  steht  (a^  )  für  „Tangentens leigung"  (v^.  da*  "  l  er^ticbnis  dtr mwtnitttn  Symbok^. 
*^  Grenz-  und  Durchschnittsprodukdvitit  sind  bd  einer  Cobb-Douglas-Funkdon  über  (a)  fest  aneinan- 
der gekoppelt.  Folglich  sine)  aucli  deren  Vcränderurigsraten  praktischerweise  Stets  idendsch.  VgL  dazu  C. 
in.  1.  ()Mo£fi^erksModeUJesAHKitsmarktes/&esd>nibiiagdesModeUs«). 
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gesamtwirtschaftlichen  Lage.  Allerdings  scheint  mir  auch  das  kein  Problem  sonderli- 
cher Trag\veite  zu  sein.  Kurzum:  in  einer  (^ohb-Douglas-W'elt  würde  sich  selbst  eine 
über  Jahrzehnte  angestaute  Schietlage  des  Arbeitsmarkies  gewissermaßen  „über 
Nacht"  auflösen  lassen.  Der  Preis  dafür  wäre,  gemessen  an  sonstigen  angeblich  not- 
wendigen »»Einschnitten**  und  „Grausamkeiten**,  wie  es  immer  so  schön  heißt»  mehr 
als  modetat  Zwar  wäre  ein  solcher  Schritt  im  strengen  Sinne  wohlfahrtsentwick- 
lungskonfbtm,  da  er  g^en  Bedingung  [3]  (Reallohnsatz)  verstoßen  würde.  Allerdings 
wäre  dieser  „Verstoß"  erstens  einmalig  und  zweitens  geringfügig.  Dies  gilt  vor  allem, 
wenn  wir  es  in  Relation  setzen  zu  den  bislu  rigen  Ergebnissen.  Wie  wir  in  D.  IT.  ("Prih 
duktivitä{.<:k(>f!/f}t'iisatioii<<)  ^<:s<:hi:n  halicn,  lagen  dort  die  zu  erwartenden  Rcallohneinbu- 
ßcn  (iain'rhaft  in  einer  Größenordnung  „jensciis  \()n  gut  und  böse"  —  zumindest  aber 
jenseits  jeglicher  \virrschafrsp(  »lirischer  Prakrikahilirär. 

Auch  wäre  bei  einer  solclien  Losung  nicht  mit  einer  zunehmenden  Einkommens- 
konsentration  zu  rechnen,  die  sich  ja,  wie  wir  gesehen  haben,  potentiell  kontcaktiv  auf 
den  Durchsatz  auswirken  würde.  Da  die  Arbeitsnachfrage  bei  einer  Cobb-Dou^s- 
Produktionsfunktion  im  gesamten  Bereich  gpgengerichtet  elastisch  reagiert,  wir  es  also 
mit  einem  Wert  von  (?})  kleiner  Minus  Eins  bzw.  einem  Betrag  von  |i}|>  1  zu  tun  ha- 
ben, ergibt  sich,  wenn  wir  analog  zu  (423)  vorgehen:^ 


Somit  würde  jede  Anhcbung  des  Reallohnsatzes  ctttris  pnribiif  zu  einem  Rückgang  der 
aggregierten  Arbeitseinkommen  führen  und  jede  Lohnsenkung  zu  einem  hiiheren  ag- 
gregierten Arbeitseinkommen.^  '  Folglich  würde  sich  in  diesem  Fall  aucli  keine  weitere 
Einkommenskonzentration  ergeben  und  damit  auch  kein  kontraktiver  Effekt  auf  die 
Investitionstätigkeit.  Das  aber  wirft  uimiittelbar  die  Frage  auf:  Warum  machen  wir  es 
dann  nicht  so?  Die  Konsequenzen  der  Cobb-Douglas-Welt  sind,  um  es  einmal  so  zu 


Zum  Übergang  von  (A^")  nach  (iV)  vgl.  die  Anmerkung  zum  cntspiechenden  Übergang  von  (422) 

ti;ich  (42"^)  im  k-t/u-n  Ahscliriitt. 

Hier  muß  die  Betonung  aJierüings  auf  „ctttris paribus"  liegen.  Wie  wir  (433)  entnehmen  können,  würde 
die  Entwickhing  der  Technischen  Kompetenz  eine  entsprechende  beschäftigungsneutrale  Anhebung  des 
ReaUohnsatzcs  crm(><j;lichcn,  obih  deshalb  rechnerisch  das  .Arbcitsvolumcn  zurückgehen  müßte  (pro- 
duktivitätsentwicklungsorientieitc  Lohnanpassung).  I'olglich  würde  demnach  auch  das  aggregierte  Ar- 
beitseinkommen entsprechend  ansteigen.  Umgekehrt  würde  aber  eine  Reallohnsteigerung  in  Höhe  der 
Entw  icklung5rate  der  Technischen  Kompetenz  keinerlei  zusätzliche  Arbeitsnach&age  schaffen  und  da- 
mit vollständig  am  Arbeitsmarkt  vorbeigehen. 


(441) 
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formulicrcn,  zu  schön,  um  empirisch  wahr  zu  sein,  l'nd  genau  hier  liegt  vermutlich 
das  l'roblem.  Ms  könnte  nämlich  sein,  dali  die  Arbeitsnachtragefunktion,  wie  sie  sich 
aus  einer  Cobb  Douglas-Produkuonsfunkiion  ergibt,  die  Zusammenhänge  ubermäßig 
optimistisch  sieht,  eine  Lohnelastii:ität  von  );--4  also  deutlich  übertrieben  sein 
könnte.  Falls  sich  aber  im  Praxistest  -  falls  so  etwas  jemals  politisch  durchsetzbar  sein 
sollte  —  erweisen  sollte,  daß  die  Reallohnelastizität  der  Nachficage  sehr  viel  kleiner,  be- 
ttagsmäßig  womöglich  sogar  kkmr  als  Eins  ist,  wären  die  verheißungsvollen  Konse- 
quenzen der  Cobb-Douglas-Welt  auf  einen  Schlag  dahin  und  wir  könnten  auf  die  Aus- 
fuhrungen zur  Linearen  Welt  zurückverweisen. 

Zusammenfassend  bleibt  festzuhalten:  Die  Arbeitsnachfragefunktion,  wie  sie  sich 
aus  einer  (^obb  Douglas  Produktionstunktion  ergibt,  ist  auf  den  ersten  Blick  außcror 
dentlich  vielversprechend.  Bereits  eine  einmalige  untl  tlahei  auch  noch  äußerst  be- 
scheidene üiigewtiiit:  Reallohnsenkung  im  kleineren  einstelligen  i'rozentbereich  hätte 
das  Potential,  den  Arbdtsmarkt  auf  einen  Sdilag  zu  räumen,  also  VoUbeschäfidgung 
herzustellen  und  der  Volkswirtschaft  überdies  einen  Wachstumsschub  zu  versetzen, 
wie  es  ihn  in  Deutschland  seit  wenigstens  50  Jahren  nicht  mehr  gegeben  hat.  Zwar 
würde  das  noch  keine  Durchsatzbeschleunigung  bedeuten,  aber  immerhin  eine  verita- 
ble  Niveauanhebung  des  Durchsatzes.  Weiterhin  würden  auch  die  aggregierten  Ar- 
beitseinkommen ansteigen«  Damit  aber  würde  sich  gleichzeiüg  auch  die  Einkommens- 
konzcntrarion  verringern,  was  nach  allem  zu  einer  zunehmenden  Investitionsbereit- 
schaft führen  würde  untl  damit  -  falls  wir  uns  gegenwärtig  (oder  sogar  chronisch)  tat- 
sächlich rechts  vom  Maximum  der  Investitionstätigkeit  befinden  sollten  -  auch  zu  ei- 
ner erhöhten  Investitjunstäugkeit.  Zumindest  mittelfristig  würde  sich  somit  in  der  Tat 
eine  höhere  Wachstumsrate  bzw.  —  in  der  hier  verwendeten  Begtifflichkeit  —  eine 
Durchsatzbeschleunigung  einstellen.  Zwar  wäre  dieser  W^  im  strengen  Sinne  der  De- 
finition nicht  wohl&hrtsentwicklungskonform,  da  er  gegen  Bedingung  [3]  (Reallohn- 
satz) und  außerdem  gegen  Bedingung  [1]  (Arbeitsproduktivität)  verstoßen  würde,  weil 
sowohl  der  Reallohnsatz  als  auch  das  Produkövitätsniveau  in  diesem  Fall  sinken  wür- 
den. Allerdings  wären  beiden  „Verstöße"  erstens  geringfügig  und  zweitens  -  zumin- 
dest im  Modell  —  auf  eine  einzige  Rechnungsperiode  begrenzt.  Da  wir  uns  aber  im  Ab- 
schnitt Vi.  II.  'S.  (A\''ohlf(ihrt.<:eutmcklii)vil' Di.ikiis.uoi]»)  tiarauf  versfämligr  haben,  tiaß  wir 
unsere  Detinitionen  mit  einem  gewissen  Maß  an  Pragmatik  werden  handhaben  müs- 
sen, und  da  unsere  Definition  von  Wohlfahrtsentwicklung,  im  Gegensatz  etwa  zu  den 
Marshall'schen  Renten,  grundsätzlich  auf  einen  ZeitnntrMrvetgleich  abstellt,  sollten  wir 
an  dieser  Stelle  nicht  papstlicher  sein  als  der  sprichwörtliche  Papst  -  zumal  sich  der 
Rückgang  von  Arbeitsproduktivität  und  Reallohnsatz  um  einmalig  3%  absehbar  schon 
nach  einer  oder  spätestens  zwei  Rechnungsperioden  durch  die  technische  Produkrivi- 
tätsentwicklungsrate  ausgleichen  würde  und  damit  nur  höchst  vorübergehender  Natur 
wäre.^  Nach  allem  kann  ich  an  der  Cobb-Douglas-Arbeitsnach&agefunktion  also  nur 

**2  Im  Jahre  2008  lag  die  Produktivitätscnnvicklungsratc  allerdings  bei  nur  ernüchternden  (vgl.  Zahlen 
2(i()9,  S.  46  oder  Statisti'-chcs  Ikindesamt  2(Mi8,  Blatt  1.13).  Dabei  dürfte  es  sich  .illciciings  eher  um  eine 
Aiisnahmcctscheinung  gehandelt  haben.  So  lag  dci  cntspiechcnde  Wert  in  den  197Üei  Jahien  bei  3,8%, 
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einen  cinziiicn  „Haken"  finden:  Ks  könnte  sehr  wohl  sein,  daß  sie  empirisch  unzurref- 
tend  ist.  Anders  wäre  es  kaum  7.u  erklären,  wies«  nicht  nur  Deutschland,  sondern 
praktisch  alle  entwickelten  Industrieländer  der  Welt  in  ül.>er  40  Jahren  zunehmender 
und  sich  verfestigender  Arbeitslosigkeit  nicht  in  der  Lage  gewesen  sein  soüten,  das 
Problem  auf  so  einfache  und  dabei  im  Grunde  völlig  „schmerzlose**  Weise  zu  lösen. 

( iii  )  Atbeitsnachfrage  Tufgot 

Betrachten  wir  schließlich  noch  die  Arbeitsnachfrag^funktion,  wie  sie  sich  aus  einer 
ertragsgesetzlichen  Produktionsfunktion  ergibt  Dabei  interessiert  uns  auch  hier  in  er- 
ster Linie  die  Lohnelastizität  der  Nachfrage.  Um  sie  zu  ermitteln,  müssen  wir  aller- 
dii^s  etwas  ausholen  und  zunächst  das  klassische  Ertragsgesetz:  diffcrendalanalytisch 
ffirmulieren.  Die  Pr« )iluktionstunkfion,  die  dem  landwirtschatflichen  Produktionssy- 
stem zugrunde  liegt,  ist  das  klassische  Ertragsgesetz,  wie  es  erstmals  1767  von  Turgot 
tormuliert  wurde: 

Wenn  n)an  Saatgut  auf  natürlicherweise  Iruclitbiiren,  aber  niciit  weiter  liearbeiteteii  Buden  werfen 
wüfde,  $o  wäre  es  fast  volhtandig  verschwendet  Wenn  num  den  Boden  einmal  bestellt,  wäre  die  Ernte 
größer.  n;is  /w  ein  oder  dritre  PtlüL;i  ii  '-;oimte  vielleicht  die  Ernte  nicht  nur  verdoppeln  oder  verdreifa- 
chen, st)ndcrn  vervierfachen  und  verzehnfachen,  da  diese  in  einem  wesentlich  größeren  Verhältnis  als 
der  Arbeitsaufwand  zunimmt.  Dies  würde  bis  zu  einem  Punkt  gelten,  an  dem  der  Ertrag  im  Verhältnis 
zu  den  eingesetzten  Mitteln  so  groß  wie  mö^ch  ist  Danach  würde,  wenn  man  den  Mitteleinsatz  wei- 
ter erhfiht.  der  FrtDg  xwur  noch  /unehmen,  aber  in  inin^c-r  'ji  ri'!t;ereni  M;ißc'.  Iiis  weitere  An'itrcntriin- 
gen  überhaupt  keine  Verbesserung  des  Ertrags  mehr  bewirken,  da  die  I-ruchtbarkeit  des  Bodens  er- 
schöpft ist 


in  den  1980er  Jahren  bei  2,4%,  in  den  1990er  Jahren  hei  2,1  "■.  und  aI->  dn  immerhin  noch  hei  1.4",  (vgl. 
Statistisches  Bundesamt  2008,  Blatt  1.13).  Sollte  es  sich  bei  diesen  Zahlen,  die  ja  langfristig  gesehen  doch 
eine  in  der  Tendenz  rückläufige  Produktivitätsentwicklungsraie  nahelegen,  aber  ganz  im  Gegenteil  um 
eine  tiendstabilc  Entwicklung  handeln  xiniL.cs  spricht  dafür,  da  sicb  dne  entsprechende  Entwicklung  in 
den  meisten  entwickelten  Industrieländern  beob.ichien  läßt),  \rare  eine  Anregung  der  Investitionsbereit- 
schaft (und  weniger  der  Invcstiuonsfähigkcit)  allerdings  um  so  dringhchcr  geboten.  Wir  können  und 
wollen  diesen  Punkt  an  dieser  Stdle  aber  nicht  weiter  vertiefen. 
W3  Tuigot  1767.  S.  645,  in  der  Übersetzung  von  Söllncr  ^Uner  2001.  S.  22). 
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Stnveit  die  einschlägige  Textstelle.  Übersetzen  wir  zunächst  das  verbale  Modell  in  eine 
Graphik: 


Abb.  65:  Ertragsgesetzliche  Produktionsfunktion  nach  der  Origjnalbeschreihung 

Die  Kurve  >'(;V)  iK/iclit  sich  auf  die  linke  Ordinate  und  beschreibt  den  Erlrag  (>')  in 
Abhängigkeit  vom  lunsarz  des  I'aktors  Arbeit  (A'),  wobei  alle  anderen  Produktions- 
faktoren, insbesondere  auch  der  haktor  Boden,  gegeben  sind.  Bei  einem  Arbeitsvolu- 
men von  Null  ergibt  sich  dabei  ein  Ertrag  von  Null  txlcr  annähernd  Null  („Saatgut  [...] 
fast  völlig  verschwendet").  Mit  zunehmendem  Arbeitsvolumen  haben  wir  eine  elasti- 
sche Zunahme  des  Outputs  („die  Ernte  [...]  in  einem  wesentlich  größeren  Verhältnis 
als  der  Arbeitsaufwand  zunimmt").  Nach  Tuigot  würde  das  übrigens  inieressanterwei- 
se  bis  2um  Punkt  (C)  g^ten  (,,bis  zu  einem  Punkt  [...],  an  dem  der  Ertrag  im  Verhält- 
nis zu  den  eingesetzten  Mitteln  so  groß  wie  möglich  ist**).  Turgot  denkt  also  —  typisch 
für  die  Klassiker  bzw.  die  „Vor-Neoklassiker"  —  nicht  in  Grenzproduktivitäten,  son- 
dem  in  Durchschnittsptoduktmät.  Zur  Vadeudichung  habe  ich  mit  de.  Kuive  (^) 

den  Verlauf  der  Duichschnittsproduktivität  eingezeichnet,  abgetragen  gegen  die  rechte 
Ordinate.  Das  Maximum  der  Durchschnittsproduktivität  (B)  liegt  dabei  weiter  ösclicl^ 

als  das  Maximum  der  Grenzproduktivität  (A),  deren  Verlauf  durch  die  Kurve  |^j> 

ebenfalls  abgetragen  gegen  die  rechte  Ordinate,  beschrieben  wird.  Schließlich  würden 
wir  bei  (M)  den  maximal  mög^chen  Ertrag  erreichen,  wo  „weitere  Anstrengungen 
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übcrhaupt  keine  Verbesserung  des  F.rtrugs  mehr  hew  irken"'  würden.  Dabei  habe  ich  in 
der  (iraphik,  ebenso  wie  im  Ahschnirr  (..  II.  f'  \'f(t'iii/,i)Yl///otie//  des  .Arbeitsmarktes j Creiit^t'ti 
des  Alodd7s'<J  die  l.rtragstunktion  über  den  Punkt  (;V/)  hinaus,  also  sozusagen  „bis  zur 
bitteren  Neige"  gestrichelt  durchgezogen,  also  bis  zu  dem  Punkt,  wo  ein  übermäßiger 
Arbdtsinput  den  Ertrag  wieder  bis  auf  Null  reduzieren  würde.  Praktisch  würde  das 
bedeuten,  daß  der  Arbeitssatz  so  hoch  wäre,  daß  die  Ernte  buchstäUidi  „zertrampelt" 
wird.  Bezogen  auf  den  Faktor  Arbeit  ist  dieser  Fall  zugegebenermaßen  sehr  theore- 
tisch. Allerdings  soll  die  Turgot-Funkrion  prinzipiell  für  t/I/e  in  Frage  kommenden  In- 
putfaktorcn  gelten.  Dabei  ist  es  durchaus  vorstellbar,  daß  zum  Beispiel  eine  hinrei- 
chend kräftige  l  'berdünguntr  den  F.rrrag  in  der  Tlu  V(  )Ilstäniliq  vernichten  könnte.  Be- 
reits eine  Verdichtung  der  Reihen, ibstiiruie  bei  der  Aussaat  w  ürde  den  1  Ertrag  absehbar 
reduzieren,  im  F.xtremtall  durchaus  bis  auf  Null.  In  der  Praxis  würde  naiurlich  kein 
Bauer  einen  1  aktoreinsatz  wählen,  für  den  sich  ein  Punkt  östlich  von  (M)  ergibt.  Der 
Definitionsbereich  des  Faktoreinsatzes  ist  also  begrenzt  Wir  haben  es  hierbei  also, 
dies  nur  am  Rande,  mit  einem  Fall  von  einzuhaltenden  Faktorproportionen  zu  tun.^ 
Weitediin  ist  zu  bedenken,  daß  der  Bereich  östlich  von  (M)  vermutlich  zu  steil  mo- 
delliert isL  Wahrscheinlich  würde  die  Ertragsfunktion  jenseits  dieses  Punktes  in  einen 
konvexen  Verlauf,  also  in  eine  „T.inkskurv  e"  übe^ehen.  Um  das  zu  modellieren, 
müßten  wir  aber  einen  zweiten  Wendepunkt  definieren  und  damit  die  Funktionsglei- 
chung eine  Ordnung  höher  ansetzen.  Da  dieser  Fall  aber  ohnehin  wirtschaftlich  irrele- 
vant ist,  wtjlleti  wir  es  bei  einer  mriglichst  einfachen  Modellierung  belassen.  Formulie- 
ren wir  als  nächstes  den  Zusammenhang  zwischen  Arbeiisinput  und  F.rirag  alge- 
braisch. Dabei  wollen  wir  wie  üblich  davon  ausgehen,  daß  alle  sonstigen  Inputfaktoren 
einsddießlich  des  Bodens  gegeben  und  konstant  sind. 

Die  Funktion  soll  genau  einen  Wendepunkt  (W)  haben.  Folglich  brauchen  wir  im  ein- 
fachsten Fall  eine  Funktion  3.  Ordnung,  in  allgemeiner  Form  also: 

(442)  Y(N)^aN'A-ß-N^^yN+ö 

Verglichen  etwa  mit  einer  ( ".olib-Douglas-Produktionsfunktion  ist  diese  Modellierung 
also  etwas  aufwendiger.  Dafur  bar  sie  allerdings  den  Vorzug,  aus  betriebswirtschaftli- 
cher Sicht  empirisch  zutret'fender  zu  sein."-  '' 

Dabei  kommen  Faktotpropoitkinen  um  so  mehr  zum  tr^en,  je  genauer  und  je  differenzierter  man  die 

Input-Fakiorcn  .tufscliliissflt.  Solange  wir  den  Inpul  nur  ühi-r  die  liodi.iggri'gicrii-n  Fi)k!<inii  ..Arlii'ir" 
und  „Kapital"  niudcllicrcn,  haben  wir  entsprechend  viel  Spielraum  für  mögliche  Faktursubstituuunen.  In 
der  betiiebsmrtschaftlicbefl  Praxis  ist  es  damit  in  aller  Kegd  aber  nicbt  j^etan.  Vf^.  dazu  oben  D.  TV.  1.  c) 

(■'l'nlenuhwxrl.iihf  Jinhihri/lniii'jfiiuluin^"].  Solinicn  etwa  spricht,  um  ilr^'  (  viirsclix-il  ^crvor/uhcl-ycii.  \'c)ii 
„«tr/A/vökonomischen  Produküonsfaktoren"  (Sohmen  1976,  S.  220;  Hervorhebung  im  Original).  Aller- 
dings scheint  es  mir  doch  eher  die  Betriebswittschafislehre  zu  sein,  die  sich  mit  derlei  beBißt,  und  weni- 
ger die  (volkswirtschaftlii  1  .  I  Mikrookonomic. 
•**  VgL  dazu  vor  allem  die  grundlegenden  Arbeiten  von  Mitscherlich  (z.B.  Mitschcrlich  1909).  .Mitschcrlich 
ist  es  gelungen,  auf  mathematisch  ansprechende  Weise  über  einfache  lineare  Gleichungssysteme  das 
„Liebigsche  (Jesctz  tles  Minimums"  uml  das  „(ieset/  der  zunehmenden  Produktionskosten"  zu  quantifi- 
zieren „und  so  in  mathematische  Form  [zuj  kleiden"  und  darüber  hinaus  experimentell  zu  verifizieren. 
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Aulicrclcm  soll  die  l  unkrion  durch  den  l  rsprunn  uchcn,  weil  wir  davon  ausgehen 
können,  daß  ein  Arbciisvulumcn  von  Null  keinen  (oder  fasi  keinen)  Ertrag  bringen 
wird.  Wegen 

(443)  y(0)-a  O'+/3  0'  +  y  O  +  d  !-0 

muß  demnach  d-0  sein.  Weiterhin  1^  der  Verlauf  der  Grenzertragsfunktion  nahe, 
daß  der  Gtenzertrag  an  der  Stelle  Null  ebenfalls  einen  Wert  von  Null  annimmt  Damit 
ergibt  sich  für  die  erste  Ableitung  der  Funktion  an  der  Stelle  Null: 

(444)  — (0)-3  aO'+2-/J-0+y!-0 
dN 

und  damit  y  «  0 .  Somit  erhalten  -wir  für  unsere  Funktion  die  Rohfbrm: 

(445)  y  =aN+ß'N^ 

Bestimmen  wir  als  letztes  noch  die  V(  >r/cichen  der  Parameter.  Die  Funktion  soll  im 
1.  Quadranten  ein  Maximum  haben.  Aus  der  ersten  Ableitung 

(446)  dN 

-Ar(3a-/V  +  2-/5)!-0 

ergeben  sich  Extremwerte  bei  (N,  -0)  und  --^  la]*  ^*  Extremwert  im  Ur- 
sprung ohne  weiteres  Interesse  ist,  muß  demnach  die  zweite  Ableitung  an  der  Stelle 
{N^)  kleiner  Null  sein.  Aus 

(447)  Al^=(y.aN  +  2-ß 


(Die  Vorgchcnswcisc,  zunächst  eine  HirHjpothesc  aufzustellen,  um  diese  dann  zu  fahißjjena,  war  1909 
noch  nicht  in  Mode).  Schließlich,  so  Mitschcrlich,  „bildet  doch  die  Differenz  von  Bruttoertrag  und  Pro- 
duktionskosten den  Reinertrag,  den  die  Nationalniionomen  schlcchiliin  .ils  >Bodcncrtrag(  bezeichnen." 
(Alle  anpcecbcncn  Stellen  finden  sich  bei  Mitscherlich  190'),  S.  53^;.  Darüber  hinaus,  dies  nur  am  Rande, 
hat  Mit,schcriich  darauf  liingcwicsen,  „da.ss  [,sic!J  dies  [.sie!)  sogen.  Gesetz.  [Licbigs  Gesetz  des  Mininiuni.s] 
ganz  9%enieiiie  Gäh^iket  hat,  und  sich  nicht  nur  auf  atte  die  Vegetations&ktoren  erstteckt,  die  wir  unter 
dem  SMDinellMinei'  B'/rf',  '-.  zusamtnenfassen,  sondern  d;iss  es  auch  die  sännlichen  hüißici.'i.tfhin  \'et:et.iti- 
Ofls£>ktocen  mit  einschliesst  [sie!]."  (a.a.O.,  S.  538;  Hervorhebungen  im  Original).  Damit  aber  hat  Mit- 
schedich  als  vieildcht  einer  der  ersten  das  Konzept  des  Engpaßfäktors  („b^Herutk")  formuliert  {v|i;l.  dazu 
etwa  Gabler  I9*)3:  F.ngpaßfiktor),  das  -^ieh  meines  Ivracbteiis  unisr;uidsl<>s  avich  auf  jedwede  industrielle 
Produktionsweise  übertragen  Iä(U  und  dabei  gar  nicht  so  recht  zum  Konzept  der  „Substitut ionaiität'*  der 
Produkdonsfaktoren  passen  mag  -  jedenfäUs  nidit  bei  kurz-  oder  mittelfristiger  Betrachtungsweise  und 
vor  allem  nicht  bei  hinreichend  differenzierter  (also  disagj»reijiertcr  Betrachtung  der  einzelnen  I^odukti- 
onsfaktorcn.  Wenn  wir  das  Konzept  des  Hngpaßfaktors  über  d.is  Konzept  der  baktorlcistungsfähigkeit 
verallgemeinern  -  vgl.  auch  hierzu  D.  IV.  1.  c)  (»V tttfraebmeris(he  Untscheiduagsfnidiing«}—  dann  ergibt  sich 
uüinnulhar,  <Xi&  ein  l  nternchmcn  auf  kurz-  oder  auch  mittelfristige  Marktsignale  gar  nicht  realeren 
haan,  ohne  seine  Produktion  ^ößercn  Verwerfungen  auszusetzen. 
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ergibt  sich  dabei: 

Daraus  folgt  ^>0.  Aus  dem  gleichen  Grund  (das  Maximum  soll  im  1.  Quadranten 

liegen)  folgt  Af2"~§  (ff]       und  damit,  wegen  ß>0,  schließlich  a<0. 

Somit  cruiht  sich  aus  der  l 'bcrsctzLinn  des  Turgot'schen  Aludells  im  einfachsten  i'all 
also  eine  Frodukuonstunktinn  der  l  (nm: 

(449) 

Die  Pn)dukii( )nstunkri(>n  in  Ahhän^iekcir  \  om  Arbeitsvolumen  ist  also  über  nur  ge- 
nau zwei  Parameter  a  >  0  und  ß  >  0  mt)dellierbar. 

Betrachten  wir  noch  den  Definitionsbereich:  Da  der  Ertrag  nur  positive  Werte  an- 
nehmen soll,  muß  gelten: 


(450) 


^ß^a-N  (fQriV>*0) 


'IMX 


Im  Ciegensarz  eUva  zu  einer  (!ohh-Douglas-Produkrionstunkrion  isr  der  wirrschafrlich 
sumvoUe  Einsatz  des  Faktors  Arbeit  also  hegntit(i,  da  der  Output  ab  einer  F  aktorcin- 

satzmenge  von  N  >  (theoretisch)  werden  würde.  Eine  beliebige  Ausdehnung 
des  Atbeitsvolumens  ist  in  einer  Turgot-Welt  also  nicht  mög^ch.^*^ 


***  Im  Interesse  leichterer  Lesbarkeit  sollen  Parameter  durchgangig  als  positivt  Zahl  definiert  und  Werte 

kleiner  Null  jeweils  mit  einem  Minuszeichen  notiert  werden. 
<K7  ]^2S  gleiche  gilt  auch  für  jeden  anderen  Faktodnput. 
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Weiterhin  soll  der  Gren2e]teag  positiv  sein.  Folglich  muß  gelten: 
dN  ^ 

(451) 

Die  Grenze  für  einen  wirtschaftlich  sinnvollen  Arbeitseinsatz  li^  also  bei  -  ^  - 
Für  den  Verlauf  der  Grenzproduktivität  eigibt  sich  dabei: 


(452) 


'-6'a-N+2'ß 


0  för  N<^  (|) 

0  für  N  =  i  (g) 


<0   für  N>i 


Wir  haben  also  zunächst  einen  Bereich  zunehmender  Grenzproduktivität»  dann  das 
Maximum  im  Wendepunkt  (W)  der  Produktionsfunktion  und  schließlich,  wie  ge- 
wohnt, einen  Bereich  abnehmender  Grenzprodukttvitat. 

Dabei  beträgt  die  maximale  Grenzproduktivität: 

(453)  ..JL+1£. 
'3  a 

Die  Turg()t-Pr<)dukti(jnsfunkti()n  kennt  -  im  Gegensatz  zu  einer  Cobb-Douglas- 
Funkrion,  aber  ganz  analog  zu  unserer  Linearen  Motleliierung  —  ein  Maximum  der 
Grenzproduktivität  und  damit  auch  ein  Maximum  des  möglichen  Realiohnsatzes.  Al- 
lein das  legt,  zumindest  auf  bettiebswirtschafdicher  Ebene,  die  Vermutung  nahe,  daß 
wir  es  hier  mit  einer  realitätsnaheren  Funktion  zu  tun  haben. 
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Interessant  ist  dabei  die  3.  Ableitung  der  Produküonsfunktion.  Sie  ist  mit 
(454)  J-^~-6a<0 

im  gesamten  Definitionsbereich  ^Äfff^rNulL  Nun  ist  die  dritte  Abldtung  der  Ptoduk- 
tionsfunktion  gleichzeitig  die  zweite  Ableitung  der  Grenzproduktivitätsfunktion.  Das 
aber  bedeutet,  daß  die  Gtenzptoduktionsfunktion  konkav  veriäuft  -  also  eine  Rechts- 
kurve beschreibt  —  und  nicht  etwa,  wie  in  einer  Cobb-Doug^-Welt,  konvex.^^'^  Die 
Grenzproduktivität  läuft  demnach  nicht  nur  ^gtn  Null  wie  bei  einer  CoblvDouglas- 
Funktion,  sie  wirdKnW,  und  zwar  im  Gegensatz  etwa  zu  der  Linearen  Modellierung 
sogar  mit  zunehmender  Tendenz. 

Nach  allem  können  wir  unsere  Graphik  nun  parameirisieren: 
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Abb.  66:  Ertra^gcsetziiche  Pioduktionsfunktion  parametrisieit 


80 
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Völlig  unabhängig  von  den  gewählten  (oder  empirisch  ermittelten)  W  erten  der  Para- 
meter unserer  Turgot-Funktion  erreichen  wir  tien  „Null-I  'rtr;ig"  also  immer  bei  einem 

Faktoreinsatz  von        Um  einiges  früher  schon,  bei  3  '|a^j>  erreichen  wir  im  Punkt 


«*  Eioe  anschauliche  Beschreibung  der  Zusammenhange  ^cw  ischen  konvexen  bzw.  konkaven  Kurvenver- 
läufen und  i^jnl^'*  bzw.  ^Rechtskurven"  findet  sich  etwa  bei  Dörsam  2008,  S.  233. 
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(A/ )  d;is  1  a"trau,sm:iximuni  bzw.  einen  drcnzcrtra^  von  Null,  der  damit  gleichzeitig  das 
maximale  wirrschatrlich  sinnvolle  Arheitsvolumen  darstellt.  Der  maximale  (irenzertrag 

ergibt  sich  im  Punkt  (A)  bei  einem  Faktoieinsatz  von  ^ und  der  maximale  durch- 
schnittliche Ertrag  schließlich  im  Punkt  (B)  bei  einem  Arbeitsvolumen  von  2'  '[^)' 

Eine  Turgot-Welt  ist  also  nicht  ganz  ohne  ästhetischen  Reiz.  Vor  allem  aber  hebt  sie 
sich  erfrischend  und  vor  allem  wohl  auch  sehr  vid  tealiditsnaher  von  der  ,Je-mehr- 
desto-mehr'*-Logik  einer  Cobb-Dou^as-Welt  ab.  Der  bemerkenswerteste  Punkt  dabei: 
In  einer  Turgot-Welt  gibt  es  noch  eine  weitere  Bedingui^,  die  ein  Unternehmen  bei 
der  Bestimmung  des  einzusetzenden  Arbeitsvolumens  zu  beachten  hat.  Es  ist  nämlich 
2u  fordern,  daß  die  Arbeitseinkommen  {Y^'')  die  Wertschöpfung  des  Unternehmens 
(Y)  niih!  übersteigen  dürfen,  da  sich  ansonsten  ein  tieg^citisvs  Komplementäreinkommen 
(verstanden  als  die  Summe  aus  Zins-  und  (iewinncinkommcnj  ergeben  würde,  in  ei- 
ner Cobb  Douglas  W  elt  kann  so  etwas  schon  vom  Ansatz  her  gar  nicht  vorkommen, 
in  einer  Turgot-\\  elt  schon! 

Dabei  gilt  nach  (449)  für  die  Wertschöpfung^*^' 
Y  =  Y{N)^-a  N'  -k^ß-N^ 

(455) 

während  sich  das  aggregierte  Arbeitseinkommen  {Y^^)  definitionsgemäß  als  das  Pro- 
duktaus Reallohnsatz  (w'  )  und  Arbeitsvolumen  (,N) 

(456)  K''  :=vv  -AT 

ergibt.  Wenn  wir  nun  davon  ausgehen,  daß  der  Lohnsatz  {N)  stets  der  Grenzproduk- 
tivität der  Arbeit        entsprechen  soll,  also 

(457)  »...f 

dann  erhalten  wir  das  Arbeitseinkommen  in  Abhängigkeit  vom  Arbeitsvolumen,  in- 
dem wir  zunächst  {457)  in  (456)  einsetzen  und  anschließend  die  Grenzproduktivitäts- 
funktion  aus  (446)  berücksichtigen. 


Die  reale  Wectschoptung  eines  Untetnehmeng  in  einer  Rechnungcperiode  entspricht  seinem  Beitrag 
zum  Volkseinkomtnen,  also  ws"  my  (yf^.  dam  auch  das  »Verifidmis  dir  venmukttn  SymMn).  Dabei  sol- 
len ir.ikrotiki>ni)mi<cliL  Zusammcnhiintjc  grundsäizlich  mit  KIcinhuchstahcn  notiert  werden  und  makro- 
ökononiische  Zusammenhange  mit  Großbuchstaben.  Solange  wir  uns  aber  ausschließlich  auf  mikroöko- 
nomischer Ebene  befinden  und  eine  Verwechshingsgefahr  ausgeschlossen  ist,  können  vir  —  den  üblichen 
Gepfloginluiteii  folgend  -  bedenkenlos  auch  hier  Großbuchstaben  (wie  zum  Beispiel  G,E,C,  usw.) 
verwenden.  Demnach  steht  (Y)  tätr  für  die  Wertschöpfung  eines  einzelnen  Unternehmens. 
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Demnach  gilt: 


(458) 


Damit  kennen  vnt  also  das  Arbeitseinkonunen  in  Abhängigkeit  vom  Atbeitsvolumen. 

Nun  soll  die  Wertschöpfung  mindestens  so  hodi  li^ien  wie  das  Arbeitseinkommen,  da 
sich  ansonsten  ein  negatives  Komplementareinkommen  ergeben  würde.  Also  g^t 

(459)  Y(N)\^Y^(N;w') 

und  somit,  wenn  wir  (449)  und  (458)  in  (459)  einseuen: 


In  einer  Turgpt-Welt  ist  es  also  fiubt  möglich,  die  Arbeitsnachfirage  bei  Null  beginnen 


2u  lassen.  Vielmehr  muß  das  Atbeitsvolumen  mindestens  bei  A^„i„  =  ^  1^  Hegen.  Das 


aber  entspricht  in  unserer  (irafiliik  Punkt  (C),  jenem  Punkt  also,  bei  dem  nach  l'urgol 
„der  Ertrag  im  \'erhältnis  zu  den  eingesetzten  Mitteln  so  groß  wie  möglich  hv'."'^'  Jen- 
seits  dieses  Punktes  würde  nach  Turgot  „der  Ertrag  zwar  noch  zunehmen,  aber  in  im- 
mer geringerem  Maße,  bis  weitere  Anstrengungen  übediaupt  keine  Verbesserung  des 
Ertrags  mehr  bewirken,  da  die  Fruchtbarkeit  des  Bodens  erschöpft  ist"«^*  K(9r  diesem 
Punkt  aber,  das  bleibt  hinzuzufügen,  würde  ein  Unternehmen,  das  nach  der  strengen 
Grenzproduktivitärsbedingun^  entlohnt,  T.ohnkosten  haben,  die  seine  eigene  Wert- 
schöpfung  übersteigen.  Also  keine  sehr  lukrative  Aussicht  für  ein  auf  Gewinnmaximie- 
rung  bedachtes  Unternehmen. 


Tuigui  P67,  S.  645  (vgl.  die  Textstcüe  am  Eingang  dieses  Abschnitts). 
«^1  Tiu^t  1767,  S.  645  (vg).  die  TextstcUc  am  P-ingnng  dieses  Abschnitts). 


(460) 


YiN)  \^Y^(N\w  ) 


(für  N  *  Ü) 
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Verdeutlichen  wir  uns  den  Zusammenhang  wnederum  anhand  einer  Graphik: 


0  20  40     yV,     60  80  100  N 


Abb.  67:  W'cnschöptunj;,  Arbeitseinkommen  und  Komplementareinkommcn 
Die  Fläche  unter  der  Grenzproduktivitätsfunktion  |^^|        tlcn  Cirenzen  von 

OsN  rsN,  bildet  wegen  K  -  J  —  dN  die  gesamte  Wertschöpfung  (Y)  bei  einem  gcgc- 

benen  Arbeitsvolumen  (A^, )  ab.  Das  Rechteck,  das  über  (A^, )  definiert  ist,  also  die  un- 
terlegre Fläche  einschlie(51ich  des  schraffierten  „Dreiecks"  entspricht  dabei  den  Ar- 
beitseinkommen (K'*'^).  Würde  ein  Unternehmen  also  „nur"  ein  Arbeitsvolumen  be- 
schäftigen, das  zum  Beispiel  der  maximalen  Grenzproduktivität  entspricht,  so  würde 
das  Arbeitseinkommen  in  diesem  Fall  jenem  Rechteck  entsprechen,  das  über  den  Ur- 
sprung der  Graphik  und  den  Punkt  (A)  definiert  ist.^''^  Damit  aber  wäre  das  Ar- 
beitseinkommen offensichdich  größer  als  die  gesamte  erzielte  Wertschöpfung.  Erst  ab 
einem  Arbeitsvolumen  von  erreicht  die  Wertschöpfung  das  Niveau  des 

Arbeitseinkommens,  denn  erst  ab  hier  ist  der  schraffierte  „Buckel"  von  Nicht- 
Arbeitseinkommen (also  Komplementäreinkommen)  groß  genug,  um  die  bis  dahin 
„überschießenden"  Arbeitseinkommen  (schraffiertes  „Dreieck")  zu  finanzieren.  Und 
erst  ab  hier  wird  unser  Unternehmen,  wenn  es  das  eingesetzte  Arbeitsvolumen  weiter- 
hin ausdehnt,  eine  Wertschöpfung  erzielen,  die  die  Arbeitseinkommen  übersteigt. 


2  Ich  habe  diesen  l  all  nicht  eingezeichnet,  um  die  Graphik  nicht  zu  überfrachten. 
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Wenn  wir  diesen  Zusammenhang  verallgemeinem,  ergibt  sich  das  folgende  Bild: 
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Abb.  68:  FvinktionsTedauf  von  Wettscböpftuig,  Atbeitsemkonunea  und  Komplemcntäteinkonunen 

Die  K(A^)-Kurvc  beschreibt  wie  gewohnt  den  Ertrag  bzw.  die  \\  ertschöpfung  in  Ab- 
hängigkeit vom  Arbeitsvolumen.  Die  (y^^)-Kurvc  beschreibt  den  Verlauf  der  Ar- 
beitseinkommen unter  der  Annahme,  daß  unser  Unternehmen  die  strenge  Grenzpro- 
dukttvitätsbedingung  einhält.  Die  Arbeitseinkommen  steigen  mit  zunehmendem  Ar- 
beitsvolumen also  zunächst  stark  an,  erreichen  dann  ihr  Maximum,  um  schUeßlich 

wieder  abzunehmen.  Bei  einer  Grenzproduktivität  von  Null,  die  wir  bei  A^-^-|^| 

erreichen,  würde  sich  demnach  ein  theoreuscher  Lohnsatz  von  Null  ergeben.  Damit 
wären  aber  auch  die  Arbeitseinkommen  wieder  bei  Null.  Die  (7 -Kurve  schließlich 
beschreibt  den  sich  daraus  ergebenden  Verlauf  der  Komplementäreinkommen.  Dabei 
sind  die  Komplementäreinkommen  zunächst  negativ.  Erst  ab  einem  bestimmten  Ar- 
beitsvolumen, im  Graphik-Beispiel  also  bei  N  -  SO,  werden  die  Komplementärein- 
kommen größer  Null.  Unabhängig  von  Zahlenbeispielen  stellt  sich  dieser  Punkt  bei 
^"2  *(^)  Maximum  der  Arbeitsnachfrage  wird  dabei  wieder  bei  ^'(a) 

erreicht,  weil  ab  hier  keine  weitere  Ertragssteigerung  mehr  möglich  ist^^^  Zur  Ver- 


Interessantcnveise  scheint  die  Kunx  der  Komplemcntärcinkommen  ihren  Auf\värtstrcnd  ungebrochen 
fortzusetzen.  Dieser  liffckt  crj^ibt  sich,  weil  die  im  Modell  ab  diesem  Punkt  negativen  Arbeitseinkommen 
zu  den  Knmplementäreinkommen  beitrage  wüideo.  Die  Arbeitnehmer  würden  in  diesem  Falle  sozaga- 
gen  noch  „Geld  mitbringen". 
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deutlichung  bildet  die  |<^^j-Kurve,  abgetragen  gegen  die  rechte  Ordinate,  das  Ver- 
hältnis der  Arbeitseinkommen  zur  Wertschöpfimg  ab.  Diese  Quote  beginnt  bei 

yAB 

Ap— =  200%,  die  Arbeitseinkommen  würden  bei  einem  Arbeitsvolumen  von  Null  im 

differentialanalytischen  Grenzfall  also  genau  cioppelt  so  hoch  liegen  wie  die  Wert- 
schöpfung.''"''  Mit  zunehmendem  Arbeitsvolumen  geht  die  Quote  aber  streng  mono- 
ton fallend  zurück  und  erreicht  schließlich,  wiederum  im  theoretischen  Extremfall, 

einen  Wert  von        =0%.  Die  gesamte  Wertschöpfung  würde  hier  den  Komplctnen- 

tärcinkommen  zugute  kommt  n.  Pnikiisch  hedcutef  das,  da[>  der  Spielraum  eines  Un- 
ternehmens im  Hinblick  aut  das  wirtschaftlich  sinnvollerweise  einsetzbare  Arbeitsvo- 
lumen \  on  zwei  Seiten  beschränkt  ist  und  dabei  im  Bereich  von  :y       s  .V  s  ^  ■ 

liegen  mu(?.  Viitcrhalh  dieses  Bereiches  würde  ein  Unternehmen  negati\e  Koraple- 
mcntäreinkommcn  erzielen,  während  sich  ohetixilh  dieses  Bereiches  eine  negative 
Grenzproduktivität  des  Faktorcinsaizes  ergeben  würde.  Kurzum:  Ein  Unternehmen 
kann  in  einer  Turgot-Welt  seinen  Faktoreinsatz  nicht  bei  Null  begiimen  lassen.  Es 
kann  ihn  nicht  einmal  ab  dem  Bereich  abnehmender  Grenzertrage»  also  ab  Punkt  (W), 
b^^men  lassen.  Der  wirtschaftlich  siimvoUe  Faktoreinsatz  be^jbnnt  erst  ab  Punkt  (C), 
jenem  Punkt  also,  bei  dem  nach  Tui^t  „der  Ertrag  im  Verhältnis  zu  den  eingesetzten 
Mitteln  so  groß  wie  möglich  ist".*'*  Kurzum:  Ein  Unternehmen  muß,  um  überhaupt 
Komplementareinkommcn  erzielen  zu  können,  die  Faktorproduktivität  in  bestimmten 
Grenzen  halten.  All  das  sind  Effekte,  die  einer  Cobb-Douglas-Welt  völlig  fremd 
sind.*'* 

Der  „i\ktionsbereich",  in  dem  ein  Unternelimcn  überhaupt  nur  operieren  kann,  ist 
nach  allem  also  durchaus  begrenzt.  Genauer  gesagt  entspricht  der  maximal  mögliche 
Faktoreinsatz,  also  ^'■^•|^J,  gerade  einmal  dem  minimal  möglichen  Faktoreinsatz, 

also  (^1*       einem  „Aufschlag"  von  33%.^'''  Wenn  wir  schließlich  realisd- 

scherwcise  davon  ausgehen,  daß  ein  Lohnsatz  von  \ull  nur  in  einem  theoretischen 
Modell  existieren  kann,  ist  der  Spielraum  nach  rechts  also  //^v^/' weiter  eingeschränkt. 

Aulkrtlem  kommt  erschwerend  hinzu,  dal>  dies  nach  der  hier  vorgenommenen  Mo- 
dellierung prinzipiell  für  jaltn  beliebigen  Produktionsfaktor  gilt.  So  gesehen  müssen  wir 
uns  nicht  w  umlern,  tlafi  Unternehmen  nicht  dazu  neigen,  immer  —  und  vor  allem  nicht 


Allenlings  ist  das  nicht  weiter  bedenidich,  da  auch  die  Wertschöptung  selbst  in  diesem  Fall  bei  Null 

liegen  würde.  Hierbei  handelt  es  sich  also,  wie  gesagt,  nur  um  einen  theoretischen  Gtcnxfidl. 
«75  Turgot  1767,  S.  645  (vgl.  die  Textstelle  am  Eingang  dieses  Abschnins). 

Auch  in  einer  Turgot-Welt  gilt  das  allerdings  nur,  wenn  und  solange  wir  davon  ausgehen  können,  daß 
der  sonstige  Faktorinput  konsiani  ist.  Di  iini.ich  liUiht  t  s  ciiuin  l'nternehmen  also  unbenommen,  seinen 
Faktorinput  linear  auszudehnen.  An  den  hier  beschriebenen  Restriktionen  ändert  sich  dadurch  allerdings 
nichts. 


«77 


Das  Verhältnis  von  2  .    j  /,u  ^  '  |a]  y  ""^  entspricht  damit  einem  „Aufschlag"  von  ca.  33%. 
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„blitzschncll"  -  auf  jedes  Marktsii;nal  /u  reagieren.  Sie  müßten  in  diesem  Falle  näm- 
lich, unabhängig  von  jeweiHgen  Fakrorpreisverhälrnissen,  im  /.wcifcl  ihre  gesamte 
Pruduktionsstruktur  umstellen.  Das  aber  ist  ein  Prozeß,  der  sich  im  Regeltall  nicht  auf 
die  Schnelle  wird  bewerkstelligen  lassen.*'^  Das  interessante  dabei  ist,  daß  ein  Unter- 
nehmen demnach  einen  Antei2  hat,  das  Arbeitsvolumen  möglichst  solange  auszudeh- 
nen, bis  die  Grenzptoduktivität  gegen  Null  geht,  weil  es  auf  diese  Weise  sein  Kom- 
plementäteinkommen  maximietL  Demnach  li^  das  „bestmögliche"  Ergebnis  aus  der 

Sicht  der  Arbeitseinkommen  bei  Punkt  (C)  mit  A^-l  /^j,  aus  der  Sicht  der  Kom- 


plcmcntäiLinkommen  aber  bei  Punkt  (A7)  mit  A 


Zw  ischen  diesen  beiden 


\\  erten  sollten  wir  also  einen  ventaltlen  Interesscnkontlikt  erwarten  dürfen.  Das  Ar- 
heirs\< >Iumen  ist  an  einer  möglichst  holun  ( iren/protluktivität  interessiert,  weil  das 
aiinanmegemaß  den  maximal  möglichen  Lohnsatz  bedeutet.  Bin  Unterneiinien  aber 
muß  an  eiaer  möglichst  niedrigen  Gtenzprodukdvität  interessiert  sein,  weil  das  ein 
maximales  Komplementäreinkommen  bedeutet.  Das  einzige,  was  ein  Unternehmen 
demnach  davon  abhalten  kann,  sein  Arbeitsvolumen  bis  zur  Grenzproduktivität  von 
Null  auszudehnen,  ist  die  Tatsache,  daß  ein  Lohnsatz  von  Null  unter  Madctbedingun- 
gen  schlechterdings  unmöglich  ist.  Um  es  altmodisch  zu  formulieren:  Die  „Reproduk- 
tion" des  Faktors  Arbeit  muß  gewährleistet  sein.  Unter  der  .\nnahmc,  daß  genügend 
.'\rheitsvolumen  zur  Verfügung  steht,  wird  sich  bei  tVcier  Markrsteuerung  also  ein 
Grenzproduktivitätsniveau  und  damit  ein  Reallohnsatz  einstellen,  der  nicht  höher  liegt 
als  der  Sul)sis(enzlohn.  Das  aber  entspricht  genau  dem,  was  tiie  Klassiker  v'^ermutet 
haben.  Umgekehrt  gilt:  Das  einzige,  was  die  zu  erwartenden  Konsequenzen  einer  „dis- 
mal  säeme"  verhindern  kann,  ist  die  relative  Knappheit  des  Arbeitsangebotes.^  So 
schreibt  etwa  Adam  Smith: 

Sollten  in  einem  solchen  Lande  die  Lohne  jemals  wicklich  höher  sein,  als  es  für  den  Lebensunterhalt 
und  die  Gründung  einer  Ftunilie  unbedingt  nötig  ist,  so  wüiden  Konkurrenz  der  Arbeiter  und  Intetes- 


Am  Rande  bemerkt  legt  dieses  EigdMiis  nahe,  daß  sich  Unternehmen  im  Zweifel  doch  eher  mit  pro- 
portionalen („limitadonalen")  statt  mit  substitutionalen  Produktionsbedingungen  konfrontiert  sehen 

dürften. 

Zwar  hätte  das  Arbeitseinkommen  im  Punkt  (C)  sein  Maximum  bereits  äbetschdtten.  Da  dieser  Punkt 
aber  außedialb  des  „Aktionsbereiches"  eines  Untemdimens  liegt,  wollen  wir  (C)  als  „bestmögliches  Er- 
gebnis" gl'ltlTl  lilSSl  tl- 

**"  Und  m  der  Tat  ist  das  Arbeitsangebot,  und  zwar  fernab  aller  „Naturgesculjchkcit"  der  Produktion,  mit 
der  Einführung  der  'Rentenventdimn^}^  auch  relativ  knapper  geworden. 

Siilangc  CS  keine  RcntcnvcrsicVnTuiiu  g:ih.  war  es  raiioiuil.  im  Interesse  der  Altersv (.•rstirguiiL;  für  ausrei- 
chend viel  Nachwuchs  zu  sorgen.  Adam  Smith  beschreibt  das  so:  „Der  Mensch  ist  darauf  angewiesen, 
von  sdner  Arbeit  zu  leben,  und  sein  Lohn  muß  mindestens  so  hoch  sein,  daß  er  davon  existieren  kann. 
Meistens  muß  er  sogar  noch  höher  sein,  da  es  dem  Arbeiter  sonst  nicht  m(ii>lich  wäre,  eine  I  amilic  zu 
gründen;  seine  Schicht  vvürde  dann  mit  der  ersten  Cieneration  aussterben.  |...|  Nun  stirbt  aber  die  Haiftc 
der  Kinder,  wie  man  berechnet  hat,  che  sie  erwachsen  sind,  so  daß  auch  der  ärmste  Arbeiter  demnach 
mindestens  vier  Kinder  in  seiner  Familie  aufziehen  muli,  damit  zwei  davon  eine  Chance  haben,  das  Er- 
wachaenenaher  zu  etieicdien."  (Adam  Smith  1789,  S.  59). 
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sen  der  L  nteraehnier  die  Löhne  bald  auf  das  niedrigste  Niveau  herabdritcken,  das  sich  mit  unseren 
Votstdiungen  über  Humanität  (hen  noch  vereiobaren  ISOt 

Dabei  meint  Adam  Smith  mit  „einem  solchen  Lande"  ein  Land,  „dessen  Wohlstand 
beträchtlich  sein  mag^  dessen  Entwicklung  aber  lai^  Zeit  stagniert  hat**.^  Das  aber 
ist  eine  Beschreibung,  wie  sie  mir  für  reife  Industri^esellschaften  nicht  ganz  unpas- 
send scheint  Demnach  sind  die  Parallelen  zu  gegenwärtigen  Verhältnissen  doch  recht 
verblüfFend. 

Um  an  dieser  Stelle  keine  MiLU  erstänclnisse  aufkommen  zu  lassen:  Es  soll  hier  nicht 
behaupter  werden,  dal5  sich  das  skizzierte  Ergebnis  deshalb  einstellt,  weil  Unterneh- 
men s«)  ,,ausbeuteriscii''  sind.  Es  stillt  sieb  cinf.icb  drsb.ilb  t,in,  weil  die  Unterncbrnen 
den  nach  John  St.  Mill  „naturgcsetzliciien  '  Bedingungen  der  Froduküon  folgen  und 
unter  Konkurrenzbedingungen  wohl  auch  folgen  mSsun.  Sdüießlich  kann  Wohl£dirts- 
entwicklung  kein  untemebmeriscbes  21iel  sein.  Danüt  deutet  sich  aber  einmal  mehr  ein 
Ntu'jfr-Gleichgewicht  an:  Jedes  Unternehmen  verhalt  sich  so,  wie  es  aus  seiner  Sicht 
rational  ist  Im  Eigebnis  verfehlen  wir  dabei  aber  das  Wohl£ahrtsentwicklungs2iel. 
Umgekehrt  formuliert  scheint  es  also  in  der  Tat  so  zu  sein,  daß  ein  „strammer"  Ar- 
beitsmarkt notwendige  Bedingung  für  W'ohlfahrtsentwicklung  ist.****^  Allerdings  kann 
es,  um  das  Argument  auf  die  Spit/e  zu  treiben,  auch  nicht  Aufgabe  der  Unternehmen 
sein,  tür  einen  strammen  Arbeirsmarkt  zu  sorgen.  Hierfür  kommt,  wie  bei  jedem  .\V/.f/> 
Gleichgcwicht,  nur  eine  regelseizende  und  ^//m/'setzende  Instanz  infirage,  in  dcmol-ura- 
tisch  verfaßten  Gesellschaften  als(i  nur  der  Staat.^** 


Kommen  wir  nun  zum  eigentlichen  Punkt,  der  Arbeitsnachfragefunkdon  in  einer  Tur- 
got-Welt  Dabei  wollen  wir  weiterhin  davon  ausgehen,  daß  Unternehmen  die  strenge 
Grenzptoduktivitatsbedingung  anhalten.  Demnach  soll  gelten: 

(461)  —^-Z-a-N-+l-ßN\^w 
dN 


*"  Atl.im  Smirh  1"S9,  S.  62.  l).ibci  i;chi:irtc  .XJani  Smith  nuch  zu  ikr  „optimistischen  "  (icncration  von 
Kl.^!.^ikcrn.  Die  eher  pessiniisti^clicn  Mrwartungen  —  also  N.ni<)n.ilul«in(>mic  als  „tUsmai scitiHt"  —  kamen 
eist  mit  Adam  Smith's  Nachfolgern  auf.  Vgt  dazu  etwa  Söllner  2001,  S.  35. 

««=A(l:mi  Smith  P89,  S.  r,2. 

„Strammer  Arbeitsmarkt"  ist  mcmc  Übersetzung  für  Tobin's  ,./(§/'/  iiwoiir  marktl"  (Tobin  1963).  Dort 
schreibt  Tobin  in  seiner  tmcbisioK  „By  far  die  most  powerfol  fäctor  detennink^  tfae  economic  Status  of 
thf  KcLTTdi-  s  1^  rln*  i>\cT-;)ll  statt'  ofthi'  l'.S.  ccoiionn.  ,\  vii;nr(>wsl\'  cxpiuuiiiig  fcononn  with  w  'itc.ulilv 
tight  labor  maricet  will  rapidiy  raise  ihe  posiüon  of  t)H  Nc  L^ro,  both  absolutely  and  relaiively."  Qobin 
1965,  S.  895).  Wir  müssen  hier  nur  durch  „abgt  hänntcs  Piekadat"  ersetzen  und  können  mühelos 

einen  Bogen  über  45  lahrc  W  irtschaftsgcscliicl  itc  •ipanncn. 

Ob  wir  „dem  Staat"  bzw.  den  für  Wirtschates-  und  Sozialpolitik  zuständigen  staatlichen  Stellen  dabei 
zutrauen  dürfen,  einer  solchen  RoUc  gerecht  zu  werden,  ist  dabei  eine  ganz  andere  I  ragc.  Ich  denke,  man 
il.ii  I  d  l  durchaus  seine  Zweifel  haben.  Um  nur  zwei  Sticbworte  zu  nennen;  ,^övenpick"  und  „Gtie- 
chcnlaad'*. 
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I.öscn  wir  zunächst  (461)  nach  (/V)  auf.  Dazu  stellen  wir  zweckmäßigerweise  zunächst 
den  quadratischen  Ausdruck  frei.  Dabei  ergibt  sich: 


Die  quadratische  Etgänzung  fiihit  uns  zu: 


(463)  ^=.ii.^.m'..^.(jLy 

3'a        \3-a/       3«    '3  a/ 


Unter  Anwendung  der  2.  binomischen  Gleichung  erhalten  wir 


und  damit 


(465)  - 


ß 
3'a 


als  Nachfrage  funktion  in  einer  Tutgot-Wdt.^  Zu  jedem  Reallohi^tz  (bzw.  zu  jedem 
Grenzproduktivitätsniveau)  gehören  mathematisch  gesehen  also  Arbeitsnachfca- 
gen.  Da  der  Wurzelausdruck  nur  Werte  größer  Null  annehmen  karm,  gehört  das  posi- 
tive Vorzeichen  also  zur  größeren  Arbeitsnachftagp.  Da  nun  ein  Unternehmen,  wie 

wir  gesehen  haben,  in  einer  Turgot-Welt  nicht  nur  im  Bereich  abnehmender  Grenz- 
produktiv ität  arbeiten  itfJni  sondern  sogar  arbeiten  mußy  wird  es  bei  gegebenem  Real- 
lohnsatz (bzw.  bei  gegebener  Grenzproduktivität)  also  auch  die  höhere  Arbeitsnach- 
frage wählen  müssen.  Demnach  ist  die  Minus-Variante  für  unsere  Überlegungen  ohne 
weitere  Bedeutung. 

Damit  ergibt  sich  für  die  theoretisch  maximale  Arbeitsnachfrage  bei  einem  theoretisch 
minimalen  ReaUohnsatz  von  w''  *0: 


Da  schließlich  der  Ausdruck  unter  der  Wurzel  nicht  negativ  werden  soll,  muß  gelten: 


**  Auch  hier  gilt  wicden  Unter  der  Bedingung,  daß  die  Circnzprwhil  ri\  i.ir  dem  ReaUohnsatz  entspricht, 
dürfen  wir  die  Atbdtsnachfiage  {N  "" )  und  das  Arbeitsvolumen  (iV)  glachsctzen. 


(466)    A^l.(H')  =  yV^(0)  =  |(g) 


(467) 
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Somit  ergibt  sich  rein  formal  ein  maximaler  Reallohnsatz,  der  nicht  überschritten  wer- 
den kann,  ohne  dal.^  wir  in  den  Bereich  imaginärer  Zahlen  geraten  wurden  (was  wir  in 
diesem  Rahmen  tunlichst  vermeiden  wollen).  Dabei  enispriclu  der  maximal  m^igliche 
Reallohnsau  der  maximal  möglichen  Grenzproduktivität,  wie  sie  in  einer  l  urgot-Welt 
üblich  ist  und  wie  wir  sie  schon  in  (453)  beredmet  habeiL 

Weiterhin  ergibt  sich  für  w"  -      eine  Mindestarbeitsnachfrage  von: 

(468)    A^1(H'  )  =  iV^(H'_)  =  i-(g) 

Diese  Grenze  allerdings  ist,  wie  wir  gesehen  haben,  praktisch  irrelevant,  da  sie  zu  ne- 
gativem Komplementäteinkommen  fähren  würde  (vgl.  Abb.  68).  Tatsächlich  kann  die 
Nachfrage  erst  bei       (w*  )-  ^  (f^)  einsetzen. 

Veranschaulichen  wir  uns  die  Arbeitsnachfrage  in  einer  Turgot-Welt  anhand  der  fol- 
genden Graphik: 


100 
90 
80 
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Abb.  69:  ArbeitsnachtragLtunktion  bei  Turgot 

Die  Graphik  beschreibt  den  Zusammenhang  zwischen  Reallohnsatz  (w  )  und  Ar- 
beitsnachfrage (A^"^),  wobei  der  Reallohnsatz  hier  als  unabhängige  Variable  auf  der 
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Abszisse  ;ibt;ctfaL;cn  wurde. Die  l  unkuorV''  hat  einen  Scheitelpunkt  bei  (B).  Dieser 
Punkt  würtle  sich  erteilen,  wenn  der  Wairzelauschiick  in  (4C)5j  Null  wäre  und  ent- 
spricht dabei  der  niaxnnul  nioj^lichen  Grenzproduktivität  und  damit  auch  dem 
maximal  möglichen  Reallohnsatz.  Der  l  unktionsw ert  wäre  in  diesem  Fall  N''  -^  I^J. 

Dabei  bildet  der  obere  Ast  die  betriebswirtschaftlich  relevante  Arbeitsnachfragc  ab, 
der  untere  Ast  ist  also  rein  „virtuell".  Allerdings  muß  die  Arbeitsnachfrage,  wie  wir 

oben  gesehen  haben,  bei  ,V'^  =^  |^|  „abreißen",  da  eine  noch  höhere  (Jrenzproduk- 

tivität  und  damit  ein  noch  höherer  Reallohnsatz  zu  einem  negativen  Komplementärein- 
kommen führen  würde,  was  für  kein  Unternehmen  hinnehmbar  sein  dürfte.  Damit 
aber  beschränkt  sich  die  Nachfragefunktion  auf  den  Bereich  bis  zum  Punkt  (.4).  Der 
Rest  der  Kur\-e  ist  betriebswirtschaftlich  irrelevant.  Nach  allem  bleibt  also  festzuhal- 
ten, daß  der  unternehmerische  Spielraum  in  einer  1  urgot-\\  elt  sehr  viel  eingeschränk- 
ter ist  als  in  einer  Cobb-Douglas-Welt.  Man  mag  das  bedauerlich  finden  -  ändern 
können  wird  man  es  nicht  Sehen  wir  es  von  der  positiven  Seite:  In  einer  Tutgpt-Welt 
ist  unternehmerische  Tätigkeit  sehr  viel  interessanter.  In  einer  Cobb-Dou^as-Welt 
besteht  die  wichtigste,  wenn  nicht  sogar  die  einzige  Aufgabe  eines  Unternehmens  )a 
darin,  als  Preisnehmer  die  Absatzmengen  möglichst  umgehend  an  die  Marktgegeben- 
heiten an/^upassen.  Weitere  Restriktionen  sind  nicht  in  Sicht.  In  einer  Turgot-Weit  da- 
gegen wandelt  ein  Unternehmen  auf  einem  schmalen  (irat.  Schon  relativ  geringfügige 
Veränderungen  der  zu  berücksichtigenden  1  intluijgroik'n  können  es  schleunigst  in  die 
V'erlustzone  führen!  Dabei  ist  zu  l^eilenken,  daii  wir  hier  nur  einen  einzigen  Produkti- 
onsfaktor untersuchen.  Bei  zwei,  drei,  oder  gar  einigen  Dutzend  Produktionsfaktoren 
(je  nachdem,  wie  genau  man  zahlt),  wachsen  die  Restriktionen  nach  den  Regeln  der 
Kombinatorik.  Kurzum:  Es  kann  sehr,  sehr  schnell  sehr  eng  werden. 

Doch  das  nur  am  Rande.  In  erster  Linie  soll  es  uns  hier  um  die  Frage  gehen,  ob  ei- 
ne Absenkung  des  Reallohnsatzes  in  einer  Turgot-Welt  eine  Durchsatzbeschleunigung 
bedeuten  würde.  In  der  Linearen  Welt  war  das  nicht  der  Fall,  in  der  Cobb  Douglas- 
Welt  dagegen  schon.  Was  in  einer  Turgot Welt  gilt,  hängt  dabei,  wie  bei  den  beiden 
anderen  Modellen  auch,  allein  von  der  Lohnclastizität  der  Arbeirsnachfrage  ab.  Dabei 
lä(U  sich  die  Lohnclastizität  der  .Arbeitsnachfrage  in  einer  Turgot-Welt  nicht  ganz  so 
einfach  bestimmen  wie  in  einer  Cobb-Douglas-Welt.  Gehen  wir  also  konventionell 
vor. 


***  In  den  meisten  Darstellungen  in  der  Literatur  befindet  sich,  vornehmlich  aus  historischen  Gründen, 

dir  Preis  hxw.  ticr  Rc;illi>linsatz  auf  der  Ordinate  und  die  Menge  bzw.  die  Arlicitsii.tchfruijc  auf  der  Ab- 
szisse. Ich  habe  hier  der  besseren  Vergleichbarkeit  halber  diese  Darstellung  gewäiilt,  weil  wir  im  folgen- 
den zusätzlich  noch  die  Nachftageelastizität  abbilden  wollen  und  dafür  eine  zweite  Ordinate  brauchen 
werden.  Damit  aber  v.  ii-^ilc  die  „ökosvinr^clu-  I  );i--^*k  l|ir  :'."  :hre  Grenzen  st<i(K-n. 
^  Strenggenommen  handelt  es  sich  bei  dieser  „I  unkiion"  um  eine  Rehitioii,  da  jedem  Rcailohnsatz  s^tvei 
Arbeitsnachfragen  zugeordnet  sind  und  die  Abbildung  daher  nicht  eindeutig  ist.  Da  wir  aber  den  unteren 
Ast  aus  der  Wertemeng^  herausgenommen  haben,  haben  wir  es  schließlidi  Ateb  mit  einer  Punktion  zu 
tun. 
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Dazu  brauchen  wir  zunächst  die  Ableitung  des  oberen  Astes  der  N achfrage fiinktion 
aus  (465),  also 


(469)    N'^^N\w  )  =  ^J- 

y  3'a    \3*a/  3'a 


nach  (u  ).  Zwcckmäßigenveise  subsutuicrcn  wir  als  erstes  den  Ausdruck  unter  der 
Wurzel  durch  (z): 


(470)  -^*(^]' 
Dabei  eigibt  sich 

(471)  N'^-fz*^ 
und,  nach  {:)  abgeleitet 


(472) 


dl^'     1  -i 


dz  2 

und  damit  nach  der  Kettenr^eL 
dN"  dN 


(473) 


dw' 


dz    dw'    2       \  3'a) 


1 


6-a 


Wenn  wir  nun  {z)  resubstituieren,  erhalten  wir: 


äN_ 
dw' 


(474) 


6*a  ^  3'a    \3-a)  j 


<o 


Die  Ableitung  ist  also  erwartungsgemäß  über  den  gesamten  De&iitionsbereich  nega- 
tiv. 
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Bestimmen  wir  nun  die  Lohnelasrizirar  der  Nachfrat^e.  Dabei  ergibt  sich,  wenn  wir 
(474)  und  (469)  in  unsere  Definitionsgleichung  einsetzen: 


(475) 


Auch  die  Hlastizität  ist  demnach  erwartungsgemäß  durchgängig  negativ,  solange  der 
Reallohnsatz  (ii-  )  und  die  Parameter  (a)  und  (ß)  größer  Null  sind.*^^*^  1  iir  einen  Re- 
alluhnsatz  von  w  —0  würde  sich  demnach  eine  Lohnclasuzität  der  Nachfrage  von 

n  -0  ergeben,  also  limt}  -  0,  und  für  einen  Lohnsatz,  der  g^en  W'  -*  läuft,  eine 
Elastizität  von  i;  -»  -oo,  also  limq  -  -  «.Wir  haben  es  also  mit  dem  prinzquell  gleichen 

Verlauf  wie  bei  der  linearen  Nachfragefunkdon  zu  tun.  Damit  aber  gelten  auch  die 
gleichen  Konsequenzen:  Eine  zuvc  i  l  issige  Räumung  des  Arbeitsmarktes  über  den  Re- 
allohnsatz ist  demnach  nicht  gewährleistet.  Von  diesem  Grcnzfall  abgesehen  würde 
eine  Arheitsmarkrräumung  also  auch  hier  um  so  „/ähcr"  werden,  je  niedriger  der  Re- 
alli ihris.itz  im  Ausgangshill  hcrcirs  liegt.  Dabei  ist  zuzugehen,  daß  der  dl'j(i>niiscbi-  .\us- 
druck  längst  nicht  so  elegant  daherkommt  wie  sein  l'endani  in  einer  Cobb-Dougl;is 
Welt  Der  grapbisebm  Darstellung  zufolge  muß  man  aber  einen  anderen  Eindruck  ge- 
winnen. Hier  weisen  die  Kurvenverläufe  -  sehr  im  G^ensatz  zu  einer  Cobb-Douglas- 
Welt  -  ihre  ganz  eigene  Ästhetik  auE*® 


*^  Die  Anforderung,  daü  der  Nenner  ungleich  Null  sein  muß,  ist  ebenfalls  erfüllt.  Der  Nenner  ist  genau 
dann  Null,  wenn  mindestens  einer  der  beiden  Faktoten  den  Wert  NuO  annehmen  wurde.  Für  den  zwei- 
ten Faktor  ist  das  bei  positiven  Parametern  ausj^eschlosscn.  Der  Wurzclausdruck  schlit-ISlich  kann  sich 
dem  Vi  ert  Null  nahern,  ihn  aber  nicht  erreichen,  solange  der  Reallohnsatz  im  definierten  Bereich  bleibt. 

•**  Natürlich  ist  ,\sthctik  allein  kein  Kriterium  für  Wahrheit.  Allerdings  hat  es  sich  in  mathematischen 
Zusammenhängen  immer  wieder  gezeigt,  daii  im  logischen  Sinne  „wahre"  Formeln  geradezu  irritierend 
oft  ^cichzcidg  auch  Mschön"  im  ästhedachen  Sinne  sind. 


Abb.  70:  Arbeitsnachfirage  und  Reallohnebstizität  bei  Tiiiigpt 

Die  Arbeitsnachfragefunktion  entspriclu  daliei  der  letzten  Graphik.  Wie  man  sehen 
kann,  ähnelt  der  Kurvcnvcrlauf  zumindest  auf  den  zweiten  Blick  dem  des  Linearen 
Nachfragemodells.  Hinzugekommen  isr  die  Re;ill( )hnclasrizirär  der  Arheifsnach frage 
((/).  I  lier  finden  wir  nicht  nur  einen  ähnliciien,  sondern  einen  fast  identischen  Verlauf 
wie  im  Linearen  Modell:  Die  Elastizität  startet  bei  Null  und  läuft  in  der  Nähe  des  Pro- 
hibitionslohnsatzes gegen  minus  unendlich.  Dabei  interessiert  uns  vor  allem,  ab  wann 
die  Arbeitsnachfrage  Mttehtstisdt  reagieren  wird,  denn  davon  hängt,  wie  in  den  beiden 
anderen  M odellwelten  auch,  die  Entwicklung  der  a^eg^erten  Arbeitseinkonunen  im 
Falle  einer  Veränderung  des  Reallohnsatzes  ab  und  damit  auch  eine  mög^che  Durch- 
satzbeschleunigung ab  Folge  einer  Reallohnsenkung. 

Versuchen  wir  also  zunächst,  die  Luiuiclascizität  der  Nachfrage,  nach  (475)  also 
1  w 


(476)  1,:—- 
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y.ii  \  cTcinhichen.  Zu  diesem  Zweck  substituieren  wir  zunächst  den  Wurzelterm  durch 
(K),  also: 


(477) 

Dabei  ergibt  sich 
1/:-- 


6  a  r  (r^(^)) 


(478) 


Für  den  ersten  Summanden  im  Nenner  (J,)  ergibt  sich  demnach 


(479) 


\3a    9  a-; 


■-2-M'  + 


2^ 
3-a 


und  für  den  zweiten  Summanden  im  Nenner  (Sj)  erhalten  wir 

2ß 


(480) 


3  a 


'2ßR 


und  somit 

(481) 


2  ■  ß- 

3  a  ^ 


bzw.  nach  Resubstitution: 
(482) 


H' 


3  a  y  3  a  \3*a/ 


Es  mag  GeschmadESfl<^e  sdn,  ob  man  diesen  Ausdruck  deutlich  ein&cfaer  finden  will 
als  (476).  Ehvas  einfacher  ist  er  allerdings  schon.  Dabei  ergibt  sich  für  W'  -0  erwar- 
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tungsgciTuili  wieder  eine  Elastizität  van  »/  =  (),  da  der  Zähler  in  diesem  Fall  gleich  Null 
wird  und  der  Nenner  ungleich  Null  ist.  Auch  für  den  Fall,  dali  der  Reallohnsarz  gegen 

den  maximal  möglichea  Reallohnsate  aus  (453)  bzw.  (467)  läuft,  also  w  -»  j> 
halten  wir  wieden 

."1 


er- 


•  et  I 

.  =-00 


(483)      lim»/  =-  p 


In  diesem  Fall  würde  also  der  Nenner  gegen  Null  laufen  und  damit  die  Lohnelasäzität, 
wiedenun  erwartungsgemäß,  gegen  minus  unendlich. 

Uns  interessiert  an  dieser  Stelle  aber,  ab  wann  die  Arbeitsnachfrage  muia^cb  reagieren 

wird.  Wie  w  ir  ja  e;esehen  haben,  würde  eine  unelastische  Reaktion  bedeuten,  daß  wir 
nicht  mit  einer  Durch satzbcschlcunigung  zu  rechnen  brauchen.  Als  Ausgangspunkt 
wählen  wir  zunächst  (482)  mit  der  Bedingung,  daß  die  Elastizität  den  Wert  minus  Eins 
annehmen  soll,  also: 

M-  i 


(484) 


3  a  V  3  a  \3-a) 


!-l 


-2-w  + — '  +2ß 

3  a 


Ein  solcher  Term  würde  sich  allerdings  nur  sehr  schwerlall  ig  und  nur  unter  Zuhilfe- 
nahme numerischer  Näherungsverfahren  auflösen  lassen.  Allerdings  gibt  es  eine  Mög- 
lichkeil, mii  der  wir  uns  lu-helfen  können.  Ausgangspunkt  ist  dabei  die  Überlegung, 
daß  es  gar  nicht  darauf  .uikonimt  zu  wissen,  tih  Wiiiiii  genau  die  Arbeitsnachfrage  unela- 
stisch reagiert.  X'ielmehr  wäre  es  \ollig  hinreichend  zu  zeigen,  dali  die  Arbeitsnachfra 
ge  bereits  bei  N'^^^  "  2  "(«)  ""^'^^^'^^'^  reagiert,  wie  es  ein  Blick  auf  die  letzte  Graphik 
ja  auch  nahelegt.  Ausgehend  von  der  Zeichnung  dürfen  wir  dabei  einen  Wert  von  etwa 
»/--^  erwarten. 
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Bestimmen  wir  zunächst  die  Grenzprodulctivität  an  dieser  Stelle.  Sie  beträgt  nach 
(461): 


''0V.»)  =  -3«(il)%2.^.(f|) 


dN 


■  

4*a  a 

_-3<g',4'i8^ 
4"a  4*a 

4-a 

Unter  Anw  cndung  der  strengen  Grenzproduküvitäisbedingung  et^bt  sich  somit  für 

den  Rcallohnsatz: 

(486)    w  !--^- 
4-a 

Berechnen  wir  nun  die  Lohnelastizität  an  dieser  Srelle.  Als  Aus^ngspunkt  wählen  wir 
das  Ei^bnis  aus  (47S)  und  formen  es  zweckmäßig  um,  also: 


(487) 


mit 
(488) 

Beiechnen  wir  zunächst,  welchen  Wert  (R)  in  diesem  Fall  annimmt  Wir  erhalten: 


(489)  36ö' 


36  a 


ß 
6  a 
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Das  Hrgchnis  ist  also  ausgesprochen  handlich.  Hingesetzt  in  die  zweite  Zeile  von  (487) 
ergibt  sich  somit: 


(490) 


1^ 

"~2 

Aus  den  anfangs  doch  etwas  spenig  wirkenden  Zj  Krihängcn  ergibt  sich  nach 
allem  also  doch  noch  ein  ausgesprochen  handliches  i  .igcbnis.  Die  Lohnelasdzität  der 

Nachfrage  an  der  Stelle       ~  2  (^)  '^^S^  Damit  haben  wir  auch  genau  das 

I  •  igebnis,  das  die  Graphik  bereits  nahegelegt  hat.  Merdings  wissen  wir  jetzt,  daß  das 
Ergebnis  von  der  Parametdsierung  unserer  Turgot  Welt  völlig  unabhängig  ist  und  da- 
mit fiir  jedes  Unternehmen  gültig,  dessen  Produktionsbedingungen  sich  mit  einer  Tur- 
got-Funkiion  beschreiben  lassen  -  lel/rlich  also  für  a/U  Unternehmen.  Das  aber  heibt, 
daß  eine  Reallohnsenkung  —  genau  wie  im  Linearen  Modell  —  zu  geringeren  aggregier- 
ten Arbeitseinkommen  führen  würde,  im  balle  einer  Reallohnsenkung  würde  also 
auch  hier  mehr  gearbeitet  und  dabei  iffi^Xdmr/ weniger  verdient  Das  aber  wurde  ganz 
analog  zu  unserer  Linearen  Welt  wiederum  zu  einer  (noch)  höheren  Einkommenskon- 
zentration fuhren,  damit  zu  einer  (noch)  höheren  Sparquote  und»  in  der  Folge»  zu  einer 
aufgrund  unzureichender  Absatzerwartung^  sinkenden  Investitionsbereitschaft.  Das 
aber  kann  auch  hier  nur  bedeuten,  daß  im  Ergebnis  die  Investitionstätigkeit  mittelfri- 
stig hinter  ihrem  Entwicklungspotential  zurückbleiben  würde.  Damit  führt  uns  das 
Turgot-Modell  also  zum  gleichen  Ergebnis  wie  das  Uineare  Modell:  Die  aggregierten 
ArlH-iisfinkonimen  sinken  und,  mit  der  Investitionsiaiigkeit,  mitlellristig  auch  die 
Koniplcnicntareinkommen.  Kurzum:  Es  entsteht  ein  kontrakuver  Etfekt  auf  die  W'irt- 
schafiseniwicklung.  Eine  Durchsatzbeschleunigung  (also  eine  höhere  V('achsiumsraie) 
ist  also  auch  nach  di^em  Modell  nicht  zu  erwarten  —  im  Gegenteil!  Im  Unterschied  zu 
dem  Linearen  Modell  sind  allerdings  zwei  Punkte  hervorzuheben:  Zunächst  einmal 
müssen  wir  uns  in  einer  Turgot-Welt  ttiebf  fragen,  eh  wir  uns  im  lohnunelastischen  Be- 
reich der  Arbeitsnachfrage  befinden.  Im  G^ensatz  zum  Linearen  Modell  ffbt  es  hier 
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kcincn  elastischen  Bereich  -  jedenfalls  keinen,  in  dem  ein  Unternehmen  würde  operie- 
ren können.  ZAveitcns,  so  hat  sich  gezeigt,  ist  der  l'nrschcidungsspiLh'aum  der  Unter- 
nehmen sehr  viel  enger,  als  man  das  bei  schlichterer  Betrachtung  würde  erwarten  kön- 
nen. Die  einfache  Formel  „Löhne  runter  =  Wachstum  rauf  gilt  demnach  in  einer 
Turgot-Wdt  jedenfalls  nkbt. 

(  iv  )  Ve^eich  der  Atbeitsnaclifitagefufiktionen 

Betrachten  wir  zum  Abschluß  dieses  Abschnitts  die  Arbeitsnachftagefunktionen  der 
drei  Modeliwdten  im  Vergleich: 


Abb.  71:  Arbcusnachtragctunktioncn  und  Llastizitätcn  im  Vergleich 

Die  „Lin'*-Kur\  en  beziehen  sich  auf  die  Lineare  Welt,  die  „CD"-Kurven  auf  eine 
Cobb-Douglas-Wclt  und  die  „Turg()t"-Kur\'cn  auf  eine  Turgot-W'elt.  Dabei  beschrei- 
ben die  tlurchgcxogenen  Kurven  die  Nachfragefunktionen  in  Abhängigkeit  vom  Re- 
allohnsatz und  die  gestrichelten  Kurven  die  jeweilige  Reallohnelastizitat  der  Arbeits- 
nachfrage, l  tu  die  Kurven  einigermaßen  vergleichbar  xu  machen,  wollen  wir  sowohl 
in  der  Linearen  als  auch  in  der  Turgot-\\  elt  (im  Zahlenbeispiel)  von  einer  Sätdgungs- 
menge  von  knapp  70  Einheiten  ausgehen  und  einer  maximal  möglichen  Grenzpro- 
duktivi^t  und  damit  einem  Prohibidonslohnsatz  von  knapp  35  Einheiten.  Dabei  ver- 
läuft in  einer  Linearen  Welt  die  Nachfrage  entsprechend  der  Kurve  (iV^^,„),  bis  sie 
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sclilicßlich  Null  erreicht.  Die  Nachtrage  in  einer  Turgtjt-W'elt  verläuft  entsprechend 
der  Kurve  (''Vy,,^^,,,)  ganz  ähnlich,  nur  würde  hier  die  Nachtrage  bei  w  -25  „abrei- 
ßen", Punkt  (A),  weil  ein  noch  höherer  Reallohnsatz  zu  negativen  Komplcmentärein- 
kommen  führen  würde.  Deshalh  ist  die  Kur\-e  ab  hier  wieder  blal5  eingezeichnet.^'"* 
Die  Kur\'e  (A'cd)  schließlich  zeigt  die  Verhältnisse  in  einer  Cobb-Douglas-W'cit.  Hier 

finden  wir  wieder  den  typischen,  betriebswirtschaftlich  aber  irrelevanten  Verlauf:  Un- 
terhalb eines  Reallohnsatzes  von  im  Zahlenbeispiel  w  <  10  würde  die  Nachfrage  ge- 
radezu „explodieren''  und  oberhalb  eines  Rcillohnsatze?.  von  spätestens  m'  >  25  prak- 
tisch stagnieren.*^'"  I'ür  die  Hlastizität  ergibt  sich  in  einer  linearen  W  elt  die  gestrichelte 
Kur\'e  (r/Lin)  mit  einem  Verlauf  von  Null  bis  minus  Unendlich,  wobei  die  Arbeitsnach- 
&ag^  im  Befekh  geringer  Lohnsatz  lohnundastisch  reagiert  Auch  hier  exgibt  sich  in 
einer  Turgot-Welt  mit  der  gestrichelten  Kurve  (n-ruftot)      g^"^  ähnlicher  Verlauf,  Der 

wesentliche  Unterschied  ist  aber,  daß  die  Arbeitsnachfiage  im  definierten  Bereich,  also 
bis  zum  Punkt  (C),  durch^vigig  lohnunelastisch  reagiert.  Die  Elastizität  in  einer  Cobb- 
Douglas-Welt  dagegen  nimmt  entsprechend  der  gestrichelten  Kurve  i^flco)  durchgän- 
gig einen  konstanten  Wert  von  (im  Zahlenbeispiel)  t}  -  -4  an. 

Dabei  läßt  sich  übrigens  aus  rein  mathematischer  Sicht  nur  schwerlich  einsehen, 
wieso  die  Tobb-Douglas-Funktionenfamilie  eine  geeignete  Annäherung  an  die  ent- 
sprechenden Turgot-Funktioncn  darstellen  soll.  \'on  dem  prinzipiell  fallenden  Verlauf 
der  Kurven  abgesehen  verm:iL'  irli  keine  sonderlichen  Ähnlichkeiten  zu  erkennen,  we- 
der bei  der  Nachfrauetunktion  selbst  noch  bei  der  Reallcjhnelastizität  der  Nachfrage. 
In  den  Moilellen  aber  ergibt  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  aus  den  unterschiedlichen 
Kur\  cnvcrläufcn  ein  Unterschied,  der  einen  Unterschied  macht.  Wir  haben  oben  im 
Abschnitt  D.  IV.  2  (»Tn^ähle«)  gesehen,  daß  das  Konzept  freier  Marktstenerung  und 
die  Messung  der  „WohlBüirt*'  über  die  Marshall*schen  Renten  zueinander  passen  wie 
„birds  of  a  fetfüm"—  sie  ergänzen  und  bestätigen  sich  gegenseitig  au&  feinste.  Nach  al- 
lem können  wir  sagen,  daß  die  Cobb-DouglasAX'elt  sozusagen  „die  dritte  im  Bunde" 
ist.  Im  Rahmen  einer  Cobb-Douglas-Welt  -  aber  eben  auch  /;///  dort  -  fül  t  r  treie 
Marktstcucrung  ohne  weiteres  zu  einem  wohlfahrtsentwicklungskonformen  Lrgebnis. 
Bei  einer  realistischeren  Motlellierung  aber  —  und  nach  allem  diirten  w  ir  sagen,  da(} 
selbst  die  i  aneare  W  elt  sehr  viel  „realistischer"  ist  als  die  Cobb-Douglas-W  clt  —  ergibt 
sich  das  genaue  Gegenteil. 


^  Jenseits  des  Scheitelpunktes  (0)  hätten  wir  wieder  unsete  „virtuelle"  Atbdtsoachftage,  die  bettiebswirt- 
SCbaftHch  gpscht-n  cluntalls  nichr  in  I-riigc  kommt. 

^  Auch  hier  hab«  ich  im  Inieresse  einer  besseren  Veigleichbarkeii  die  Cobb-Douglas-Funkiion  so  para- 
metrisiert,  daß  sie  bei  dem  angenommenen  Prohibitionslohnsatz  einen  Wert  von  annähernd  Null  er- 
reicht. Exukt  NuU  kann  die  Nachfrage  in  einer  Cobb-Douglas  AX'clt  allerdings  nie  weiden,  da  hier  eine 
maximale  Grenzproduktivitiit  nicht  definiert  ist.  Spitz  fomiuliert  könnte  man  auch  sagen:  In  einer  ("obb- 
Dou_nlas-WcIt  erreicht  die  Grcnzproduktivität  -  und  damit  auch  der  Rcalluhnsatz  -  ihr  bzw.  sein  Maxi- 
mum {ndnilich  hui  j:)Ius  l  'nendlich),  wenn  das  Arbeitsvolumen  gegen  Null  geht,  wenn  also  buchstäblich 
niemand  mehr  arbcitcd 
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( V )  Fazit 

I-assen  wir  abschließend  die  wesentlichen  Vorzüge  und  Nachreile  der  drei  untersuch- 
ten ModclKvcltcn  xusammcn:  Eine  Lineare  VCcIt  ist  zwar  außerordentlich  einfach  rno- 
delliert.  Cileichwohl  scheint  sie  mir  .lut  l^etriebswirtschattlicher  l'.liene  empirisch  zu- 
treffender zu  sein  als  eine  Cobb-D<Higlas-\\  elt.  Auf  betriebswirtschaftlicher  Libene 
würde  wohl  niemand  auf  die  Idee  kommen,  von  einer  unendlichen  ( irenzproduküvität 
bei  sehr  getingem  Arbeitsinput  auszugehen.  Ebenso  würde  niemand  auf  die  Idee 
kommen,  daß  die  Arbeitsnachfrage  eines  Unternehmens  unendlich  wäre,  wenn  der 
Lohnsatz  gegen  Null  geht.  All  das  legt  eine  Cobb-Douglas-Funküon  aber  nahe.  Eine 
Arbeitsmarkträumung  über  den  Reallohnsatz  wäre  nach  dem  Linearen  Modell  nicht  in 
jedem  Fall  möglich,  da  es  eine  Sättigungsmenge  der  Nachfrage  gibt.  Davon  abgesehen 
reagiert  die  Arbeits  nach  frage  im  unteren  Reallohnbereich  unelastisch.  Damit  aber 
würde  der  \'ersuch,  eine  Durchsatzbeschleunigung  auf  dem  Wege  eines  sinkenden 
Realli ihns.u/es  zu  erreichen,  das  genaue  (legenteil  bewirken.  Zunächst  wünle  das  ag- 
gregierte Arbeitscuikommen  sinken  und  in  der  Folge  würden  auch  die  Komplenien- 
täreinkommen  hinter  ihren  Entwicklungsmöglichkeiten  zurückbleiben. 

In  einer  Cobb-Douglas-Wclt  dagegen  würden  wir  zum  genau  gegenteiligen  Ergeb- 
nis kommen.  Da  hier  die  Arbeitsnachfragp  unabhängig  vom  Beschäftigui^stand  im- 
mer lohnelastisch  reagier^  würde  jede  Absenkung  des  Reallohnsatzes  zu  einem  höhe- 
ren a^regierten  Arbeitseinkommen  fuhren.  Damit  aber  würde  sich  absehbar  die  F.in- 
kommenskonzentration  verringern,  was  wiederum  die  Investitionsbercitschaft  und 
damit  die  Invesririonstätigkeit  und  folglich  die  Pruduktivitätsennv  icklung  verstärken 
würde.  MitreltnsMg  wäre  hier  also  nicht  nur  mit  einem  ansteigenden  Reallohnsatz  zu 
rechnen,  sondern  überdies  auch  mit  ansteigenden  Komplemeniäreinkommen.  Kurz- 
um: in  einer  Cobb-Douglas-Weit  gestalten  sich  die  Dinge  geradezu  ideal.  Wie  wir  ge- 
sehen haben,  ließe  sich  auf  dem  Wege  einer  einmaligfn  Absenkung  des  Reallohnsatzes 
um  bescheidene  w"  --3%  auf  einen  Schlag  souverän  Vollbeschäftigung  erzielen.  Da- 
bei müssen  wir  uns  wirklich  fragen,  warum  wir  diesen  Weg  dann  nicht  einschlagen? 
Zwar  wäre  eine  solche  Lösung  bei  sehr  kurzfristiger  Betrachtung  strenggenommen 
wohlfahrtsenrvi'icklungswidrig.  Aber  bereits  bei  einem  Beobachmngshorizont  von  ei- 
ner oder  zwei  Rechnungsperioden  wäre  der  Kurs  durch  und  durch  wohlfahrtscnt- 
wicklungskonform.  Die  naheliegende  Antwort  ist,  dal?  eine  C>)bb-DougIas-\X  elt  die 
/iisammenhänge  vermutlich  iih'hf  empirisch  zutreffend  genug  beschreibt.  Das  aber  ist 
eine  X'ermutung,  deren  Richtigkeil  nur  auf  empirischem  W  ege  überprüft  werden  kann. 

Somit  bleibt  das  anerkannte  „Original"  unter  den  drei  Modellwelten,  die  ertragsge- 
setzliche Produktionsfunktion.  Anerkanntermaßen  soll  die  Cobb-Dou^s-Funktion  ja 
auch  nur  eine  mathematisch  handliche  Annäherung  an  die  Tutgot-Funkdon  sein.^^ 


"  Vgl.  dazu  etwa  rckicici  und  Homburi;.  Df)rt  heißt  es:  „Bei  gcwinnmaximicrcndcm  Vcrhakeil  ^mwnnt 
die  Unternehmer  den  |tur  eine  Turgot  l'unktion  typischen]  Absclinitt  mit  steigenden  Grenzerträgen;  in- 
sofern bedeutet  die  Annahme  einer  Neoklassischcn  Produktionstunktion  keine  Beschränkuni;  der  All- 
gemeiaheii."  (Feldcrcr/Homburg  1994,  S.  366;  Hervorhebung  im  Oriein.il;.  1  ciclLicr  unti  Humburt;  re- 
duzieren den  Unterschied  zwischen  einer  Tuigot-  und  einer  Cobb-Douglas-Produktionsfunkdon  also  auf 
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l)ic  Turgot-W'elt  ist  also  weder  zu  einfach  (was  man  der  Linearen  Welt  vielleicht  un- 
terstellen könnte)  noch  zu  unrealistisch  (was  man  nach  allem  der  (]obb-Douu,las-\\'elt 
vermutlich  unterstellen  muß).  Dabei  hat  sich  gezeigt,  daß  wir  in  einer  Turgot-Welt  im 
wesentlichen  z\x  den  Reichen  Ergebnissen  kommen  wie  in  der  Linearen  Welt.  Der  ein- 
zige wesentliche  Unterschied  besteht  darin,  daß  jfrwrdie  Arbeitsnachfrage  in^  gesamten 
definierten  Bereich  unelastisch  verläuft.  Eine  Durchsatzbeschleunigung  auf  dem  Wege 
eines  sinkenden  Reallohnsatzes  ist  demnach  definitiv  ausgeschlossen. 

Zusammenfassend  bleibt  also  festzuhalten,  daß  unter  der  Annahme  einer  realisti- 
schen Arbeitsnachfragefunktion  eine  Durchsatzbeschleunigung  auf  dem  Wege  einer 
Absenkung  des  Reallohnsatzes  auszuschließen  ist.  Ganz  im  Gegenteil  würde  sich  ein 
kontrakliver  Lftckt  auf  die  Entwicklung  des  Durchs;U/es  ergeben.  Statt  einer  Durch 
Satzbeschleunigung  würden  wir  also  eine  DurchsarzM-wjrc  erzielen.  Auch  das  „heimli- 
che" Nebenziel,  eine  Räumung  des  Arbeiismarktes,  ließe  sich  auf  diesem  W  ege  nicht 
zuvedassig  erreichen.  Dabei  hat  diese  Unm^;^chkeit  wenig  mit  dem  Arbeitsangebot 
zu  tun.  Wenn  nämlich  die  Arfoeitsnachfitage  im  Zweifel  »»unendlich  unelastisch'*  rea- 
giert -  also  mit  einer  Elastizität,  die  g^en  Null  geht  -  dann  können  auch  die  kräftig- 
sten Marktsignale  nicht  zu  „mehr  Beschäftigung**  fuhren. 

c)  Fazit 

Zusammenfassend  bleibt  festzuhalten,  daß  die  Option  »Durchsatzbeschleunigung« 
nicht  allzu  weit  trägt.  Die  wohlfahrtsentwicklungsÄflÄ/ö/v;/;  \'ariantc  würde  eine  ver- 
stärkte Investitionstätigkeit  der  I 'nternehmen  voraussetzen.  Das  aber  wird  mangels 
hinreichender  Absatzerwartungen  absehbar  an  unzureichender  lnvestitionsw/(v'/.»r/v7^ 
scheitern.  Der  wirtschatispi )liiiscln.'  \'ersuch  tiagegen,  die  In\  esiiti()nsA//v';^A"!V/  zu  \  er- 
bessern,  dürfte  den  Effekt  nach  alieni  nur  noch  verstärken.  Die  wohlfahrtseiitwick- 
lungswidrigpn  Varianten  dagegen  würden  aufgrund  der  unelastischen  Arbeitsnachfrage 
zu  rückläufigen  aggregierten  Arbeitseinkommen  führen  und  danüt  zu  einer  zuneh- 
menden Einkommenskonzentration.  Das  aber  bedeutet,  daß  audt  hier  mit  abnehmen- 
der Investitionsbereitschaft  zu  rechnen  ist  und  damit  auch  mit  abnehmender  Investiti- 
onstätigkeit überhaupt.  Eine  Ausnahme  macht  dabei  nur  die  (ohb  Douglas  Welt. 
Falls  die  aber  empirisch  gültig  sein  W/Zc,  dürften  wir  eigentlich  ohnehin  keine  Proble- 
me haben  -  jedenfalls  keine,  die  sich  nicht  leicht  würden  lösen  lassen.  Daß  gleichwohl 
auch  /-•///iV/'/if///' einer  Cobb-Douglas-\\  elt  die  Option  »Durchsatzbeschleunigung«  auf 
wohUaiirtsentwicklungskonlorme  Weise  funktionieren  könnte,  beschreibt  ein  Beispiel, 
das  ich  bei  Leontief  gefunden  habe. 


den  Umstand,  daß  beide  in  einem  bestimmten  .\bscliniti  abnehmende  Cjrenzerträge  aufweisen.  Zwar  ist 
das  zweifellos  zutreffend.  Allerdings  kommen  wir  nach  allem  nicht  umhin  darauf  hinzuweisen,  daß  es 
darüber  hinaus  durchaus  einige  weitere  Unterschiede  g^bt,  die  zusammengenommen  einen  ziemlichen 
Unterschied  machen. 
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Leonticf  beschreibt  die  damalige  wirtschaftspolitische  Strategie  der  Regierung  Singa- 
purs wie  folut: 

Sie  iDtdcn  ein  schnelles  W  achstum  der  RealUihne,  um  lür  die  inländischen  Unternehmer  des  Stadt- 
staates ihre  beidts  heute  hochtatiooeUen  Petdgui^jisanlagen  veiter  zu  veibcssetn.*'^ 

Die  Regierung  Sii^purs  hat  damit  also  die  wirtschaftspolitische  Option  »Durchsatz- 
beschleunigung« in  der  Variante  Produkdvitätsentwicklungsstrat^e  verfolgt.  Interes- 
santerweise hat  sie  il.ilxi  uar  nicht  erst  versucht,  die  InvcstitionsM/fj^wV  zu  fördern, 
etwa  über  Steuergeschenke  tider  höhere  Untemehmensgewinne  im  Wege  einer  „Libe- 
ralisierung" des  Arbeitsmarktes.  Ganz  im  Gegenteil  hat  sie  vielmehr  unmittelbar  Ein- 
tlul^  nut  die  !nvestitions/;rr(//.f.-/w// gcni  )nimcn,  und  zwar  auf  dem  W  ege  Aö/'mrReal- 
lohnsatzc.  im  /weife!  dürhe  nämlich  ein  alischhar  ansteigender  Reallohnsatz  die  Inve- 
stitionsbereitschaft mehr  fördern  als  alles  andere.  Gleichzeitig  verringert  ein  in  der 
Tendenz  ansteigender  Reallohnsatz  die  Einkommenskonzentration  und  damit  die 
Sparquote.  Die  Regierung  Singapurs  ist  also  offenbar  davon  ausgegangen,  daß  der 
En^aßfaktor  weniger  in  der  Investitionsfahigkeit  lag  als  vielmehr  in  der  Investitions- 
bereitschaft  Der  absehbare  Nachteil  einer  solchen  wirtschaftspolitischen  Ausachtung 
dürfte  dabei  darin  bestehen,  daß  die  zunehmende  Investitionstätigkeit  zu  einer  zu- 
nehmenden Aussteuerung  von  Arbeitsvolumen  fuhren  könnte  und  damit  im  definier- 
ten Sinne  wohltahrtsenrwicklungswidrig  wäre.  Entsprechend  fügt  Leontief  an: 

Es  ist  wohl  überilussii;  zu  sagen,  daii  diese  Politik  durch  strikte  Einwandcrungsbcschränkungcn  und 

dne  breite  FÖidcmtig  der  Gebunenkonttolle  ergänzt  wird."* 

Die  Regierung  Singapurs  war  demnach  offensichtlich  realistisch  genug,  nidit  zu  glau- 
ben, daß  sich  Produktivitätsfortschritte  ohne  weiteres  und  g^ssermaßen  „automa- 
tisch** vollständig  in  Wachstum  umsetzen.  Und  auch  Leontief  scheint  es  „überflüssig" 
zu  finden,  das  auch  nur  in  Zweifel  zu  stellen. 

2.  Produktivitätsbremse 

Wie  sich  im  letzten  Abschnitt  gezeigt  hat,  sollten  wir  uns  von  der  wirtschaftspoliti- 
schen Opti<jn  »Durchsatzbeschleunigung«  nicht  allzu  \iel  zu  erhoffen.  Zwar  gilt 
Wachstum  auf  volkswirtschaftlicher  Ebene  gemeinhin  als  dit  zu  maximicrcndc  (iröße 
—  ähnlich  wie  der  (iewinn  auf  betriebswirtschaftlicher  Rhene.  Allerdings  lieruht  diese 
Ansicht  auf  der  impliziten  Annahme,  daß  die  Maximierung  der  W'achstumsrate  gleich- 
zeitig auch  eine  Maximierung  „der  Wohlfahrt"  bedeutet.  Das  aber  muß,  wie  wir  in 
B.  ni.  (»ModißkaHon  des  Optimiennigskalkäls«)  gesehen  haben,  durchaus  nidit  immer  der 
Fall  sein,  im  Geg^teil.  Immerhin  läßt  sich  auf  diese  Weise  erklären,  warum  die  Wirt- 
schaftspolitiken entwickelter  Industrieländer  so  vehement  auf  „mehr  Wachstmn"  -  in 
der  hier  verwendeten  Begriffiichkeir  also  auf  »Durchsatzbeschleunigung«  -  ausgerich- 
tet sind,  obwohl  sich  mir  dieser  Ausrichamg  noch  nie  sonderliche  Erfolge  haben  er- 
zielen lassen.  Der  Grund  dafür  11^  auf  der  Hand:  »Wachstum«  ist  eine  aus  der  Pro- 


«"^  Lcontici'  1982,  S.  151. 
«"♦Lconticf  1982,5.151. 
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duktivitätsentwicklung  und  der  Kntwicklung  des  Arbeitsvolumens  abs^elcirctc  (jnjßc. 
„Mehr  Wachstum"  bedeutet  daher  notwendigerweise  ein  „mehr"  von  mindestens  ei- 
ner der  unabhängigen  Variablen  und  führt  uns  damit  auf  all  die  Probleme,  die  wir  im 
letzten  Abschnitt  ausführlich  besprochen  haben.  Damit  bleibt  der  Wirtschaftspolitik, 
abgesehen  von  der  Herstellung  möglichst  berechenbarer  Rahmenbedingungen,  der 
Bereitstellung  einer  geeigneten  Infrastruktur  und  der  Begrenzung  des  Mißbtauches 
wirtschaftlicher  Macht^'^  wenig  zu  tun.  Der  Versuch  wirtsdiaftspoUtischer  Dutchsatz- 
beschleunigung  aber  wird  spätestens  an  der  Stelle  ein  wenig  kurios,  wo  er  als  Instru- 
mentalziel für  das  implizite  Ziel  »Arbeitsjii  ukträumun^  dienen  soll.  Das  Arbeitsvo- 
lumen ist  nach  cinlielligcr  Ansicht  ein  ////>///  ins  Produktionssystem  -  das  Produktions- 
ergebnis ist  der  ()ut|nit.  leder  Wrsuch,  den  ( )iit]>ut  /u  steigern,  ///;/  einen  höheren  In 
put  zu  erzielen,  würde  den  /Ais.uTimeiihang  im  huchsrählichen  Sinne  des  \\  ortes  auf 
den  Kopf  stellen.  I-olglich  müssen  wir  uns  nicht  wundern,  daii  so  etwas  nicht  sonder- 
lich gut  funktionieren  kann  und  meines  Wissens  auch  nodi  nie  \(dridich  funktioniert 
hat.  Zum  gleichen  Ergebnis,  wenn  auch  mit  abweichender  Begründung,  kommt  unter 
anderen  auch  Brinkmann,  wenn  er  schreibt: 

Dies  wiederum  führt  dazu,  dass  alle  Politikmaßnahmen  zur  Steigeniog  der  Beschäftigung,  zur  Senkung 

der  Arbeitslosigkeit  wenig  Erfolg  versprechen-*** 

Davon  abgesehen  ergeben  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  für  die  \\  irtschaftspolitik  im 
Bereich  »I^urchsatzbeschleunigung«  zwei  wohUahriseniwicklungskontorme  plus  eine 
wohlfahrtsenrwicklungswidrige  Option.  Dabei  lauft  die  erste  wohlfahrtsentwicklungs- 
konforme  Option  auf  eine  Steigerung  der  Produktivitätsentwicklungsrare  l^ei  kon- 
stantem Arbeitsvolumen  hinaus  und  die  zweite  Option  auf  eine  Steigcnmg  des  Ar- 


Im  Grunde  haben  wir  ja  mit  Fleiß  daran  gearbeitet,  „Macht"  aus  der  ökonomischen  Theorie  za  entfer- 
nen. Am  augenfälligsten  zeigt  sich  das  vielleicht  an  der  Begriffswandlung  von  „Politischer  Ökonomie" 
über  „Nationalökonomie"  hin  /u  iler  doch  eher  hrirmlosen  „Volkswirtscli.ifislehii.  "'.  M.u-lii  wil!  c  ir.t'u  Ii 
nicht  so  recht  in  eine  „Markcwelt"  passen,  da  wir  vom  ,^larkt"  (also  von  freier  Marktsteuerung)  ja  er- 
warten, daß  übermäßige  Machtentfiütung  (Schumpcter'schc  „Pioniergewinne"  sind  dabei  noch  die 
hannlosesie  \'ariante)  umgehend  Nachahmer  anlockt  und  so  die  relative  Machtposition  über  kurz  oder 
lang  wieder  nivelliert.  So  fmdet  sich  etwa  in  Söllncrs  "Gtschichle  des  Ökonomischen  Denkens«  (Söllncr  2001) 
nicht  einmal  ein  einschlägiger  Stichworteintrag.  Einer  der  wenigen  Autoren,  die  sich  mit  dem  'ITiema 
„M.acht  in  der  (Ökonomie"  sehr  früh/^cilig  auseinandergcsclzi  haben,  ist  Cialhraith  (vgl.  etwa  Galbraith 
1952  oder  \  or  .lileni  Ci.ilbraith  1')<S7;.  Dort  schrciln  ( i.illMnith:  „K.ium  ein  Them.i  im  CJcsamtbcrcich  der 
Sozialwissenschaftcn  dürfte  wichtiger  sein  -  und  glcicii/eilig  ärger  vernachlässigt  — ,  als  die  Rolle  der 
Macht  im  Wirtschaftsleben."  (Galbraith  1987,  S.  204,  Fn.  4,  mit  Verweis  auf  Ukner  1971,  S.  245).  In  jün- 
gerer Zeit  hat  es  High  unternommen,  den  Bedeutung>.wande!  des  Begriffs  »VC'efibewer1n<  unter  diesem 
Aspekt  zu  untersuchen  (High  2ü01).  1-Iigh  kommt  dabei  aus  der  Perspektive  eines  Wirtschat'tshistorikeis 
zu  dem  Ergebnis,  daß  „die  Theorie  der  perfekten  Konkottenz  [also  sozusagen  .^achttider  Wettbe- 
werb") |...|  unangenussen  (ist|  zur  Analyse  von  unternehmerischen  Entscheidungen  und  ihicn  Auswir- 
kungen auf  den  Marktprozdi"  (zii.  nach  FAZ  02-04-U2,  S.  14). 
^  Brinkmann  1999,  S.  126.  Brinkmann  argumentiert  im  Kern  damit,  daß  Unternehmen  sowohl  Ab- 
schwungphascn  als  auch  die  darauffolgenden  Aufschwungphasen  zur  Reduzierung  von  „Sei  K  mli  lan" 
(a.a.O.,  S.  12.5)  nutzen.  In  der  hier  verwendeten  Begriftlichkcit  bedeutet  das  nichts  anderes  als  eine  Stei- 
gerung der  .Arbeitsproduktivität  ohne  entsprechendes  W  achstum,  mithin  also  nichts  anderes  als  eine 
Spielart  überschiclknder  Produkiivitätscniwicklung.  .Xuf  ilen  Punkt  gebracht:  Konjunktuizjrklen  dienen 
im  Etgcbois  der  Ptodultnvitätscntwicldun^  mtbt  aber  der  Wohl£ihrtsentwicldung. 
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hcitsvolumcns  bei  konstanter  Produktivität.  Beide  Optionen  setzen  also  eine  Zunahme 
der  Investitionstätigkeit  voraus,  die  aber,  wie  wir  i^esehen  haben,  absehbar  an  unzurei- 
chenden Absal^crwartungen  der  Unternehmen  scheitern  wird.  Die  wohlfahrtsent- 
wicklungswidrigc  Option,  also  eine  Steigerung  des  Arbeitsvolumens  ohne  einen  ent- 
sprechenden Zuwachs  der  Kapitalausstattung,  scheitert  dag^n  absehbar  an  der  unter 
diesen  Umständen  unelastischen  Arbeitsnachfrage.^^ 

Wenn  also  wirtschaftspolitisch  angeregte  Produktivitäts/>'fjf/&/<'/////(j////i;,  also  eine  Steige- 
rung der  Produktivitätsentwicklungsrate,  nicin  zu  den  gewünschten  Ergebnissen  fuhrt 
—  warum  probieren  wir  es  dann  nicht  einfach  mit  dem  direkten  Gegenteil,  also  einer 
Produkti\  iläts/w///.iv?  Der  schwerwiegendste  Einwand  dabei  dürfte  wohl  der  Hinweis 
sein,  da(i  Produkrivit.ätsenrwicklung  die  erste  Bedingung  für  W'ohlfahrtscnrw  icklung 
ist.  Zw  ar  fordert  Bedingung  |1]  (Arbeitsprodukuvität)  uixhi,  daii  die  Produkuvitätsent- 
wicklungsrate  bestmöglich  („maximal'^  sdn  solL  Insofern  wäre  ein  Absenken  der 
Produktivitätsentwicklungsrate  kein  Verstoß  gegen  Bedingung  [1],  solange  nur  die 
Produktivitatsentwicklungsrate  großer  Null  bleibt.  Allerdings  haben  wir  beim  Skalar- 
vergidch  der  Wohl&hrtsvektoren  gesehen,  daß  (unter  der  Maßgabe  eines  entscheidba- 
ren  Vektorvetgleiches)  eine  höhere  pl -Kon/j  einer  niedrigeren  vorzuziehen  ist.*'* 
Schon  von  daher  scheint  es  mir  für  eine  bestmögliche  Produktivitätsenrvvicklung  keine 
vernünftige  Alternative  zu  geben.  Die  Produktivitätsentwicklung  als  notwcmlige  Be- 
dingung für  \\  ohltalirtscntw  ickking  auszubremsen  -  wenn  auch  nur  zum  l'cil  -,  um 
ein  wohlfahrtsentwicklungsk<)nf()rmes  Ergebnis  zu  erreichen,  scheint  niir  demnach 
regelrecht  w  idersinnig  zu  sein.  Auf  diese  W  eise  nämlich  würde  auch  die  Entwicklung 
des  disaggregierten  Wohlfahrtsniveaus  hinter  seinem  Entwicklungspotential  zurück- 
bleiben. Somit  kann  ein  solcher  wirtschafitspolitischer  Kurs  allenfalls  eine  t^etoad-best"- 
Lösung  darstellen. 

Gleichwohl  ist  festzuhalten,  daß  diese  Option  rein  rechnerisch  funktionieren  könnte. 
Wenn  nämlich  die  Produktivitätsentwicklungsrate  («)  geringer  ausfallen  würde^  dann 
wäre  auch  die  Differenz  auf  der  rechten  Seite  von  (367)  bzw.  (186),  also 

(491)  Ni9)''-(a-Y(fp)) 


Von  der  auf  betriebswimchaMcher  Ebene  irrelevanten  Cobb-Douglas-Welt  sei  an  dieser  Stdie  ebimal 
abgesehen.  In  diesem  Falle  oämlich  würde  sich,  w  ie  wir  im  letzten  Abschnitt  gesehen  haben,  unter  zu 
vernachlässigendem  Aufwand  umgehend  Vollbeschäftigung  wiederherstellen  lassen  und  im  zweiten 

Schritt  ein  crcndstabiicr  wohlfahrtscnrwicklungskonformcr  Kurs. 
*"*  Vgl.  oben  15.  II.  { ■\\"iji)i'Uii>rtstii!)yii-k.litiig-')  und  dort  vor  allem  die  Abschnitte  B.  II.  4.  (»Vrob^brtstHtwiek- 
iSug  als  Vektoner^ach«)  und  B.  IL  5.  (»WiA^ai»tsaitaäckha^  als  skaianr  Veig&kb«). 
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geringcr.  Wenn  wir  realistischcnveise  von  einer  konstanten  mittleren  jährlichen  Ar- 
beitszeit pro  Erwerbstätigem,  also  n-0%,  ausgehen,  ergibt  sich  für  die  Entwicklung 
der  Erwerbstätigkeit: 

(492)    =>  El  (<i>) + 0%  =  -(a  -  r  (»i )) 
<e>Ef(<p)— (ö-K(v)) 

Je  geringer  also  der  „Überschuß"  der  überschießenden  Produktivitätsennvicklung 
a-YUf  ),  desto  geringer  wird  auch  der  dadurch  indu/icrtc  Rückgang  der  Frwcrbslätig- 
keit  austalien.  Alierdings,  und  das  ist  das  eigentliche  Problem,  haben  wir  es  hier  mit 
einer  Ctkris-panhiis  Belrachtung  zu  tun.  die  eher  akademisch"  denn  re;ilistisch  sein 
dürtte.  Möglicherweise  gibt  es  liier  namlieh  kein  „ictens patibus".  Da  der  Durchsatz,  wie 
wir  im  letzten  Abschnitt  ausfuhrlich  besprochen  haben,  eine  Funktion  der  Produkti- 
vitätsentwicklung und  der  Entwicklung  des  Atbeitsvolumens  ist,  müssen  wir  damit 
rechnen,  daß  sich  eine  Produktivitatsbremse  unmittelbar  bremsend  auf  den  Durchsatz 
auswirken  könnte.  Damit  aber  würde  der  angestrebte  Effekt,  eine  Vedangsamm^  oder 
gar  ein  Stopp  des  Rückgangs  der  Erwerbstätigkeit,  \  ()n  vorneherein  unterminiert.  Im 
Ergebnis  wäre  a  -  Y((p)  in  etwa  auf  dem  alten  Stand,  weil  wir  Arbeitsprodukrivität  /ttid 
Wirtschaftswachstum  in  gleichem  Maße  ausgebremst  hätten.  So  wenig  sinnvoll  diese 
Option  bei  genauerem  Hinsehen  also  auch  ist,  so  bietet  sie  doch  eine  gute  Cielegen- 
hcit,  die  wirtschaftspolitischen  Optionen  -  falls  es  sich  denn  überhaupt  um  ernstliche 
Optionen  handeln  sollte  -  im  Vergleich  darzustellen.*^^ 


\(ir  ist  in  der  Tat  nicht  ganz  klar,  auf  welchem  Wege  Wirtschaftspolitik  unter  den  Bedingungen  freier 
Marktsteuerung  ein  Abbremsen  der  ProduktivitätsentwicklunL'  sollte  bewerkstelligen  können.  In  Frage 
kamen  iillcntAlls  vcrscl^Jccliicrtc  Ahschrcibungsmöglichkciicn  und  auch  ein  h<i!uTcr  Zinss.u/.  D.is 
aber  durchzusetzen  würde  die  wirtschaftspolitischen  Moglichkeilen  absehbar  schon  wieder  übersteigen 
abgesehen  davon,  daß  bei  der  gegebenen  Staatsvendiuldung  keine  Regierang  ein  gesteigertes  Interesse 
an  dnem  liolurfn  ZiiT-s  itz  haben  dürfte.  Selbst  wenn  dns  eine  Option  sein  k^innie:  Die  liMupisu  hüche 
Bestinunungsgroik  für  Investitionstätigkeit  ist,  wie  wir  gesehen  haben,  nicht  der  Zinssatz,  sondern  der 
Leistungsparanieter  des  Paktors  Kapital:  „Telefon  und  Telefax  bitten  auch  dann  die  gdben  \ff»f)ea  der 
Post  verdr.'ingt.  wenn  der  Postillion  nur  zur  Ikilfre  seines  Lohns  ins  Horn  geschmettert  hätte.  Der  Blci- 
saiz  in  den  Zeitungsseuereien  gehört  nicht  deshalb  der  Geschichte  an,  weil  die  Maschinenseuer  zu  viel 
verdienten,  sondern  wdl  der  Computer  erfunden  wurde."  (Handelsblatt  vom  19-07-1996  -  zitiert  nach 
van  Suntum  2005,8. 129).  Und  -  das  bleibt  hinzuzufügen  -  auch  nicht  deshalb,  weil  der  Zinssatz  uerade 
so  günstig  gewesen  sein  mag.  Allerdings  erwähnt  van  Suntum  dieses  Beispiel  nur,  um  es  in  die  Nahe  des 
Marxismus  zu  rücken  („der  gleichen  Auffassung  ist  auch  Karl  Marx  gewesen")  und  sich  davon  abzuset- 
zen, um  das  von  ihm  für  richtig  erachtete  »Kompensationstheorem«  (wenn  auch  mit  eher  schwachen  Ar- 
gumenten) zu  stützen. 


Abb.  72;  Effekte  überschießender  Praduktivitätsencwicklung 

Die  Gtaphik  beschreibt  den  Zusammenhang  zwischen  Arbeitsangebot  (N*)  und  Ar- 
beitsnachfrage (A^")  in  Abhängigkeit  vom  Reallohnsatz  (w").  Dabei  wollen  wir  von 
einem  prinzipiell  gegengerichteten  Zusammenhang  zwischen  Reallohnsatz  und  Ar- 
beitsnachfrage ausgehen.  Das  Arbeitsangebot  sei  reaiistischerweise  und  auch  aus 

Gründen  der  graphisclicn  Vcroinhichung  konstant.   Ausgangspunkt  sei  (A)  mit  ei- 
nem geräumten  Xrlnitsmarkt  hei  einern  gleichgewicliiigen  Reallohnsatz  von  (tr,,)  und 
einem  glcichgcw  iehnii,<_n  Arhcirsvolumen  von  (  A',,).  W  eiterhin  wollen  wir  idealisier- 
cnden.\  eise  annc-limen,  daß  der  Reallohnsatz  im  Ausgangspunkt  der  ( ircn/produklivi- 

tät  der  Arbeit         entspricht,  so  da(5  die  Mäche  unter  (iV,^'' )  in  den  (Frenzen  von  Null 

bis  (jV„)  den  Output  repräsentiert.  Ein  Produktivitätsschub,  der  durch  den  gestalteten 
Pfeil  angedeutet  ist,  führe  uns  nun  zum  Punkt  (7^).  Die  Volkswirtschaft  ist  tlemnach  in 
der  Lage,  den  gleichen  Output  mit  einem  geringeren  Arbeitsvolumen  (A', )  zu  erzie- 
len.''*' Der  Einfachheit  halber  wollen  wir  annehmen,  daß  der  Output  bei  (B)  genau 
dem  Output  bei  (A)  entspricht.  Damit  hätten  wir  gleichzeitig  den  Produktivitätsschub 
modelliert,  da  in  diesem  Falle  der  gleiche  Output  mit  einetn  geringeren  Arbdtsvolu- 


^  Ein  gleichgerichteter  Zusammenhang  zwischen  Reallohnsatz  und  Arbeitsangebot  würde  an  den  grund- 
sätzlichen Aussagen  des  Modells  nichts  ändern. 

Dabei  kann  es  sich  bei  (,V, )  nicht  um  ein  gicichgcwichdges  Atfaeitsvolumen  handeln,  da  ja  in  diesem 
Zustand  offenkundig  kein  Markiglcichgcwicbt  gegeben  ist. 
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men  erzielt  werden  kann,  was  ja  definitionst^emiiß  eine  Produktivitätsstei^Lrunü;  he- 
dcurer.  Weiterhin  wollen  wir  annehmen,  da(i  der  Reallohnsatz  zunächst  niclit  reagierr 
und  zumindest  eine  logische  Sekunde  auf  dem  Niveau  von  (u\, )  verbleibt. Daraus 
folgt,  daß  im  Punkt  {B)  der  Lohnsatz  nicht  der  Grenzproduktivität  der  Arbeit  ent- 
spfechen  katnt.  Vielmehr  muß  die  Grenzprodukdvitat  entsprechend  höher  li^en,  also 
zum  Beispiel  bei  (D).^^  Im  Ergebnis  fuhrt  der  Produktivitätsschub  bei  unverändertem 
Arbeitsangebot  und  beim  g^ebenen  Reallohnsatz  also  zu  einem  Angebotsüberschuß 
(AÜ)  an  Arbeit  -  wobei  man  eigentlich  besser  von  einem  ,^achfr9geunterschuß" 
sprechen  sollte.  Damit  aber  ist  das  Ergebnis  wohlfahrtsentvi'icklungswidrig,  da  es  ge- 
gen Bedingung  |2]  (Arbeitsxolumen)  verstößt.  Gleichzeitig  erfüllt  es  nur  den  Grenzfall 
von  Bedingung  [3J  (Reallohnsatz). 

Soweit  das  F,rgebnis  obf/e  freie  Marktsteuerung.  M/f  freier  Marktsteuerung  mülke  eine 
Bewegung  von  Punkt  (B)  nach  Punkt  (C)  einsetzen:  Bei  gegebener  neuer  Nachfrage- 
funktion (N^)  und  der  ursprünglichen  Angebotsfunktion  {N^)  sollte  sich  das  neue 
Markt^eichgewicht  im  Punkt  (C)  einstellen.  Zwar  hätten  wir  damit  annahmegemäß 
wieder  Vollbeschäftigung  erreicht»  allerdings  noch  immer  unter  wohlfahrtsentwick- 
lungswidrigen  Bedingungen,  in  diesem  Fall  also  einem  Verstoß  geg^n  Bedingung  [3]. 
Kurzum:  Obi/c  freie  Markts teuerung  erreichen  wir  den  wohlfahrtsentwicklungswidri- 
gen  Punkt  (B),  mit  freier  Marktsteuerung  den  ebenfalls  wohltahrtsentwicklungswidri- 
gen  Punkt  (f ').  Line  wohltahrtsentwicklungskontorme  Lösung  ist  demnach  unter  den 
gegcl)cnen  Annahmen  nicht  in  Sicht.  So  gesehen  müssen  wir  uns  nicht  wundern,  (.lal> 
so  mancher  \\  irtschaftspoliuker  mit  der  Möglichkeit  liebäugelt,  es  beim  Punkt  (.4)  zu 
belassen.  Mit  anderen  Worten:  Die  Option  »Produktivitätsbremse«  zu  favorisieren. 
Betrachten  wir  die  Ei^nschaften  der  inficage  kommenden  Punkte  etwas  genauer: 

Punkt  (A)  vermeidet  wirtschafts-  und  sozialpolitische  Verwerfui^n:  Niemand 
würde  arbeitslos.  Allerdings  bringt  Punkt  (>4)  einen  schwerwiegenden  Nachteil  mit 
sich:  Er  ist  mndereffitt^t,  weil  die  Volkswirtschaft  in  diesem  Falle  den  Faktor  Techni- 
sche Kompetenz  nicht  ausschtipfen  würde.  Das  bedeutet  gleichzeitig,  daß  die  Volks- 
wirtschaft Sil  l)crt'sche  „verdeckte  Arbeitslosigkeit"  produzieren  würde.  Darum  näm- 
lich handelt  es  sich, 

l—J  wenn  für  die  l'roduküon  eines  Gutes  [...J  mehr  Arbcitskrättc  eingesetzt  werden,  als  bei  ettizienter 
Produktion  erfotdedich  wateo.*^ 


^  Auch  hier  kann  es  sich  bei  (u'^  )  nicht  länger  um  den  g^dchgpwichtiga>  Rcallohnsat/  handeln,  da  auch 
hier  kein  MurkigIcicHm'v.  icfil  tvi  lir  \  (irlii'L'i  -  Stri-nL'.tlt'nomnu-n  niüRtcn  wir  ;iut'  der  Ortlinarc  :iK<i 
(Wg/wg)  nuücrcn.  Solange  Miß%-crständnissc  ausgcschiusscn  sind,  wuUcn  wir  die  Graphik  aber  mcht 
unnötig  überfrachten. 

*"  L  ntcr  der  Annahme  der  strcnv^cn  Circnzprodukdvitätsbcdingung  hätte  ein  Produktivitätsschub  au  dner 
NC VWrschichuni;  der  Xachfragcüinkiion  (iV^  )  .uif  (iV|''^)  führen  müssen  und  damit,  bei  k<insfantem 
Arbeitsangebot,  /.u  einer  Erhöhung  des  gleichgcwichtigen  Reallohnsatzes  auf  (h>|  ).  Wir  hätten  in  diesem 
Fall  also  Punkt  (£')  eneicht.  Wie  wir  aber  bereits  in  C  m.  (»Mad^^^trtu  MeMl  da  Arh^marktm)  gese- 
hen lial>cn,  muß  dieser  Effekt  durchaus  nicht  notwendig^iweise  eintreten. 

^  Sieben  2000  a,  Sl  376.  Fn.  Z 
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Im  vorliegenden  l'all  also  würde  die  X'olkswirtschatt  das  Arbeitsvolumen  (N^^  )  be- 
schiit-tigen,  obwohl  der  gleiche  Output  mit  dem  geringeren  Arbeitsvolumen  (  .V, )  er- 
zielbar wäre.  Zwar  will  Sieberl  sein  Argument,  wie  sich  aus  dem  Zusammenhang  er- 
gibt, eher  auf  planwinschaftliche  Mißstände  belogen  wissen.  Allerdings  sehe  ich  kei- 
nen überzeugenden  Grund,  warum  man  es  nicht  auch  auf  prinzipiell  marktwirtschaft- 
lich organisierte  Volkswirtschaften  sollte  anwenden  können.^  Kurzum:  Zwar  ist 
Punkt  (A)  gewissermaßen  „verwerfungsfirei",  der  Preis  dafür  ist  aber  eine  mindereffi- 
ziente Produktionsweise  der  Volkswirtschaft. 

Ein  geradezu  spii ,  elbildliches  Ergebnis  erzielen  w  ir  im  Punkt  (fl).  Hier  wird  der 
Faktor  Technische  Kompeten/  vollständig  ausgcsch()[itt.  Gleichzeitig  aber  bleibt  der 
Produkiionshiktor  Arbeit  unterbeschärtigt.  Wie  verhalten  sich  die  Dinge  im  Punkt 
(X  ),  der  Marktlosung?  I'inen  wohlfahrtsenrwicklungskonformcn  Kurs  repräsentiert 
(C)  /mij/,  well  der  Technische  I  tjrLschnil  in  diesem  l  alle  zu  einem  siiikeadvii  Rcallohn- 
satz  geführt  hätte  und  damit  zu  ein^  Verstoß  gegen  Bedingung  [3J.  Immerhin  \?äre 
(C)  aber  wenigstens  technisch  „effizient",  da  das  Arbeitsvolumen  voll  ausgeschöpft 
wird  Mfid  die  Volkswirtschaft  auf  dem  gegebenen  Stand  der  Technik  produziert  —  wo- 
bei es  unter  Wohlfahrtsentwicklungsgesichtspunkten  hierauf  allerdings  nicht  an- 
kommt. Bei  genauerem  Hinsehen  aber  zeigt  sich,  daß  (C)  doch  nicht  so  „effizient"  ist, 
wie  man  vielleicht  meinen  könnte.  Warum?  Beim  Übergang  von  (Ä)  nach  (C)  würde, 
wie  wir  gesehen  haben,  aufgrund  der  lohnunclastischcn  Arbeitsnachfrage  unvermeid- 
lich das  aggregierte  Arbeitseinkommen  sinken.'''"'  Damit  aber  würde,  wie  wir  im  letzten 
Abschnitt  gesehen  haben,  die  bankommenskonzentration  steigen  und  damit  -  auf- 
grund unzureichender  Absatzerwartungen  -  die  Investitionsbereitschaft  sinken  und 
somit  im  Ergebnis  auch  die  Investitionstätigkeit  Eine  mindere  Investitionstätigkeit 
aber  bedeutet  notwendigerweise  auch  eine  mindere  Produktivitätsentwicklung  und 
damit  rein  definitorisch  eine  mindere  Entwicklungsrate  der  dynamischen  Effizienz. 
Kurzum: ,  J>ie  Marktlösui^"  hat  also  durdiaus  auch  ihre  Schattenseiten. 

In  einer  (.ohb-Douglas-\\'e!t  würden  wir  allerdings  zu  einem  anderen  Ergebnis  kom- 
men. Betrachten  wir  dazu  noch  einmal  (434)  mit  einem  als  konstant  untersiellten  Ia;i- 

stun^parameter  der  Arbeit  von  a>>^.'^^*^  Dabei  ergab  sich  für  die  Entwicklung  der 
Arbdtsnachfirage  {N"): 

(493)  iV*o-4-w'+4-rJC+4-a+J^ 


Ich  sigc  ..prin/ipicll":  Bei  einer  wirklich  ^Anft««jwrfl^ funktionierenden  freien  M  ukiMeuerung  mit  „blitz- 
sclincllcr  Re.ikiion"  wait  Punkt  (B)  n.itürlicb  ausgeschlossen.  Im  wirklichen  i.el)Lii  liaijeeen  haben  wir 
CS  rcgdmüiiig  mit  „Luluibtarrheit"  (oder,  wenn  man  will,  auch  mit  „Luhnrigiditätcn")  und  Anpassungs- 
ptozessen  zu  tun,  die  mehr  oder  weniger  viel  Zeit  in  Ansprach  nehmen.  Im  Regelfall  eher  mehr. 

**  Jedenfalls  wäre  (.las  in  einer  Linearen  Weit  und  VOt  allem  auch  in  einer  Turgot-W'  ek  so.  Anliaiui  der 
Graphik  kann  man  sich  den  Effekt  am  leichtesten  verdeutlichen,  wenn  man  bedenkt,  daß  einunddasselbe 
Aibeitsvolumen  (A^^)  im  Punkt  (C)  zu  einem  geringeren  Reallohnsatz  arbeitet  als  im  Punkt  (A).  Also 
«jgf  das  aggregierte  Arbeitseinkommen  gesunken  sein. 

^       dazu  E.  U.  1.  b)  ( ii)  (»Athätaiaebjh^  Coltb-Do^glatir). 
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Hin  Produkrivirarsschub,  den  wir  hier  der  Einfachheit  halber  über  einen  Anstieg  der 
Technischen  Kompcrenz  (yA  >ü',r)  bei  gegebenem  Kapitalbestand  (A'=ü't)  model- 
lieren wollen,  würde  unmittelbar  einen  Spielraum  für  eine  produktiv lüiisentwicklungs- 
oricnticrte  Reallohnanhebung  {w  '  >0%)  bei  konstantem  Arbeitsvolumen  etöffiien.  So 
würde  sich  beispielsweise  bei  einem  Ansti^  des  Niveaus  der  Technischen  Kompetenz 
um  7^-2%  ein  entsprechender  Anstieg  des  ReaUohnsatzes  von  vif  ' »2%  ergeben, 
obw  daß  dabei  die  Arbeitsnach&age  zurücl^ehen  würde:'''* 

(494)  >— 4-2%+4-2%+4-0%+0% 

In  einer  Cobb-Douglas-W  elt  würden  wir  also  umgehend  den  mhljahrlstntmcklungskon- 
fomen  Punlct  (Ä')  erreichen. 

Allerdings  gilt  das  nur,  wenn  und  solange  wir  davon  ausg^en  können,  daß  der  Lei- 
stungsparameter  der  Arbeit  konstant  bleibt  (d  -  0%).  Wenn  wir  umgekehrt  davon  aus- 
gehen, daß  das  //.V//  der  Fall  ist,  der  maschinenverkörperte  Anstieg  der  Technischen 
Kompetenz  aus  der  Sicht  des  Unternehmens  also  zu  einetn  (relativen)  Rückgang  des 
Leistungsparameters  führt,  beispielsweise  um  ebenfalls  (nur)  ä--2%,  dann  sähe  die 
Rechung  anders  aus: 

JV"  — 4-w+4rif+4-a+if 

(495)  >— 4-2%+4-2%+4'(-2%)+0% 

>--8% 

In  diesem  Fall  würde  ein  Teil  des  Arbeitsvolumens  eine  produkdvitätsentwicklungs- 

orienticrte  Anhebung  des  Reallohnsatzes  um  vt  =  2%  genießen,  während  der  Rest  des 
ehemaligen  Arbeitsvolumens  im  Zuge  einer  Faktorvariation  ausgesteuert  würde.  Per 
Saldo  hätten  wir  es  im  Modell  also  mit  einem  Rückgang  der  Arluif^nachfragc  um 
■V  '  =  7X\  tun.  Kur/uni:  W  ir  würden  Punkt  {D)  erreichen.  Weiterhin  ist  /u  beden- 
ken, dab  ein  I  nrernehnien  unter  diesen  T/mständen  die  Grenzprodukrivitatsbedingung 
in  der  strengen  Torrn  gar  nicht  einhalten  kann  und  folglich  den  Reallohnsatz  auch 
nicht  daran  orientierea  kann.^  Demnach  kann  sich  also  auch  ein  entsprechendet 
Rückgang  des  Arbeitsvolumens  ohm  eine  Erhöhung  des  Reallohnsatzes  ergeben.  Da- 
mit aber  wären  wir  bei  Punkt  (B).  Es  ist  also  durchaus  nicht  ausgesdüossen,  auch  im 


**  Der  Anstieg  der  Technischen  Kompetenz  bcdcucet  rein  rechnerisch  einen  entsprechenden  .Anstieg  der 
Arbeitsproduktivität  und  würde  damit  (bei  grcnzprodukbvitätsoricnticrtcr  lindohnung)  auch  einen  ent- 
sprechenden .Anstieg  des  RcaIlohnsaty.es  auslosen. 
Vg}.  dazu  C.  III.  (»Madiß^ierttt  ModeU  des  Arbätanarkits*). 
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Rahmcn  einer  Cobb-Douglas-Welt  den  Übergang  von  Punkt  (A)  nach  Punkt  {B)  zu 

erklären,""^ 

Doch  zurück  zu  unserem  Modell:  Beirnchten  wir  den  Übergang  \  on  (ß)  nach  (C) 
etwas  genauer.  Offenkundig  muß  der  Übergang  mit  einem  Rückgang  des  Produktivi- 
tätsniveaus verbunden  sein,  da  ein  Rückgang  des  Reallohnsatzes  bei  grenzproduktivi- 
tätsonentiertef  Endohnung  ansonsten  nicht  denkbar  wäre.  Üblicherweise  gehen  wir 
dabei  davon  aus,  daß  „der**  (statistische)  Reallohnsat2  ein  wenig  absinken  muß,  um  im 
Punkt  (C)  ein  neues  Arbeitsmafk^leichgewncht  zu  erzielen.  Tatsächlich  aber  ist  es  ja 
nicht  so,  daß  „der  Reallohnsatz"  sinken  w  ürde.  Wenn  dem  so  wäre,  dann  hätten  wir, 
wie  wir  im  Alischnitt  E.  II.  1.  b)  (ii)  (>>D/trdK<(7/i;;lwi/j/e//t>/'^//nß^/AHm  Cohh-Doii- 
_S,/eiS")  gesehen  haben,  keinerlei  Probleme,  oder  müßten  zumindest  keine  haben.  Tat 
sächlich  aber  ist  es  in  .illcr  Rcl!,cI  so,  ilal:!  von  ilcm  Riu  k^anu;  „des"  Reallohnsatzes  nur 
ein  jeweils  \  eihaiini.smalMi;  kltincr  Teil  iles  jeweiiigen  .Arbeitsvolumens  betroiten  ist. 

Wenn  sich  aber  ein  Rückgang  von,  sagen  wif  w"''  --3%,  auf  (der  Einfachheit  halber 
ebenfalls)  3%  der  Erwerbstätigen  konzentriert,  dann  bedeutet  das,  daß  diese  3%  Er- 
werbstätigen in  Zukunft  einen  Reallohnsatz  von  Null  erzielen  würden.  Kurzum:  Sie 
wären  aus  der  Erwerbstätigkeit  ausgesteuert.'^'  Das  aber  bedeutet,  daß  auch  freie 
Marktsteuerung  den  Punkt  (C)  gar  nicht  erst  finden  würde,  jedenfalls  nicht  unter 
„Marktbedinguogen"."2 

Wir  wollen  uns  aber  gar  kein  allzu  drastisches  Szenario  ausmalen.  Ks  reicht  aus, 
wenn  wir  uns  vorstellen,  daß  ein  /uisgehildeter  l  acharluiter  fortan  als  der  sfuichwörtli- 
che  „W'ürstchenvcrkäuter"  arbeiten  soll  oder  tnul^.  1>  w  ürde  sich  absehbar  schwertun, 
mit  seiner  neuen  Arbeit  sein  ursprüngliches  Produktivitäismveau  zu  halten.  Das  gilt 
vor  allem  dann,  wenn  wir  das  Produktivitätsniveau  —  einen  anderen  Maßstab  haben 
wir  ja  nicht  —  über  den  Reallohnsatz  messen.  Kurzum:  Zwar  wäre  Punkt  (C)  st^seh 
effizient,  weil  die  Volkswirtschaft  sowohl  den  Faktor  Technische  Kompetenz  als  auch 
den  Faktor  Arbeit  vollständig  nutzen  würde.  Gleichzeitig  aber  wäre  (C)  gjleich  in  dop- 


Ob  die  Leistunu^fahipkei!  des  Faktors  Arbeit  d-üici  ^en.iiiso  st.irk  oilcr  .ilicr  noch  stärker  zurückgeht  als 
die  Technische  Kumpetenz  zunimmt,  ist  eine  I  rage,  die  nur  empirisch  entschieden  werden  kann.  Wie 
wir  aber  in  D.  IV.  1.  c)  (»Untmuhmtriube  EHtubääimgsßKtbmgii)  gesehen  haben,  wird  in  aller  Regel  eher 
letzteres  der  r.ill  sein.  .\n  dieser  Stelle  wollen  wir  uns  mit  dieser  l'r.ii^e  .iher  nicht  n.Hher  hetassen.  l!s  soll 
uns  hier  nur  darum  gehen  zu  zeigen,  daß  sich  eine  entsprechende  Entwicklung  ohne  weiteres  auth  in  ei- 
ner Cobb-Doi^as-Welt  darstellen  läßt.  Der  einzige  Unterschied  zur  ublichea  Modelltening  besteht  dabei 
darin,  den  Ix-istungsparametcr  (a)  nicht  vorschnell  als  ^geben"  und  konstant  anzusehen. 

Zur  Berechnung  vgl.  oben  D.  11.  (»l'rodukiiMtätskomptnsatioii«). 

Die  Nföglichkeii,  tiaii  3"  c.  tier  ehemals  Erwerbstätigen  fortan  zu  einem  Reallohnsstz  von  NuD  erwerbs- 
tätig sind,  wie  es  freie  Marktstcucrung  sozusagen  „vorschlagen"  würde,  ist  offensichtlich  keine  realisd- 

schc  .Möglichkeit.  Das  kann  freie  M.irkt'^tencrunij  aber  nicht  wisseti.  Sie  kann  nur  Preissignalc  aussenden. 
In  der  wirtschaftspüliuschcn  Praxis  w  ürde  dieses  Szenario  also  darauf  hinauslaufen,  daß  zwar  das  Ar- 
beitsvolumen auf  dem  alten  Niveau  (jV„)  verbleibt,  die  betroffenen  3%  der  Erwerbstätigen  aber  ohne 
Markteinkommen  und  damit  als  „100%-Autstockcr"  arbeiten  würden.  Das  aber  sind  l  .fYek:c.  wie  sie  tms 
in  der  Praxis  durchaus  nicht  unbekannt  sind.  -  Dabei  ist  die  Annahme,  dali  sich  ein  Rückgang  des  Rcal- 
lohnsatzcs  von  3''o  auf  genau  3"  ci  der  Erwerbstätigen  konzentriert,  natürlich  nur  eine  ModcU-Annahmc. 
Allerdings  würde  sich  an  der  Aussage  nichts  wesentliches  ändern,  wenn  wir  davon  ausgingen,  daß  sich 
der  Rückgang  auf  6%  oder  12%  der  Erwerbstätigen  verteilt. 
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pcltcr  Hinsicht  dynamisch  mindere ffizicnt:  Krstens  würde  die  mit  dieser  FntAvicklung 
absehbar  verbundene  zunehmende  Linkommenskonzentration  auf  die  Investirions- 
neigung  und  damit  unter  den  gegebenen  Annahmen  auf  die  Invesiiiionsiiitigkeii  drük- 
ken,''3  und  zweitens  würde  die  personengebundene  Technische  Kompetenz  („Hu- 
mankapital**)  nicht  bestmöglich  genutzt.  Damit  ako  ist  Punkt  (C)  zwar  marktkonform, 
aber  doch  nicht  ganz  so  „effizient**,  wie  man  das  auf  den  ersten  Blick  annehmen 
könnte.  Wohlfahftsentwicklungskonfbnn  ist  er  nach  allem  ohnehin  nicht,  da  er  gegen 
Bedingung  [31  (Reallohnsatz)  verstoßen  würde. 

All  das  ist  nicht  allzu  erfreulich  bzw.,  wertficei  formuliert,  nicht  allzu  zielkonform. 
Wir  befinden  uns  vielmehr  inmitten  eines  vcritablen  Zielkonfliktes.  Betrachten  wir 
also,  gewissermaßen  als  Kontrast,  absclilicßcnd  Punkt  (ß').  Dieser  Punkt  würde  sich 
ergeben,  wenn  freie  Markrsreuerung  so  funktionieren  würde,  wie  wir  das  gemeinhin 
erwarten:  Der  Produkti\  itätsfortschritt  würde  zu  einer  ansteigenden  Arbeiisnachfrage 
fuhren  und  damit,  bei  gegebener  Ai^ebotsfunkdcm,  unmittelbar  zu  einem  ansteigen- 
den Reallohnsatz  bei  konstantem  Aibdtsvolumen.  Damit  aber  wären  die  Bedingungen 
[1],  [2]  tmd  [3]  erfällt,  der  Kurs  wäre  durch  und  durch  wohlfährtsentwicklungskon- 
form.  Gleichzeitig  wäre  sowohl  das  Arbeitsvolumen  als  auch  der  Faktor  Technische 
Kompetenz  vollständig  ausgelastet,  der  Zustand  wäre  also  technisch  effizient.  Drittens 
schließlich  hätten  wir  es  dabei  weder  mit  einer  zunehmenden  F.inkommenskonzentra- 
tion  noch  mit  einem  Rückgang  der  personengebundenen  Technischen  Kompetenz  zu 
tun.  Der  Zustand  wäre  also  auch  im  c/yniiwischcn  S'wmc  effizient.  Kurzum:  Punkt  (ß') 
wäre  schlechterdings  ideal.  Allerdings  handelt  es  sich  hierliei  eher  um  ein  »Ideal«  im 
platonischen  Sinne  -  also  einen  Zustand,  der  sich  zwar  denken  läßt,  der  aber  in  der 
Realität  nicht  immer  aufzufinden  ist 


413       dazu  £.  11. 1.  b)  (»^athsüim  viA^dntsattmckba^mdr^). 
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Betrachten  wir  die  Eigenschaften  der  Punkte  in  einer  tabellarisciien  Übersicht: 


Punkt 

VCohkahrts- 
entwicklung? 

Stausch 
effizient? 

Dynamisch 
effizient? 

Aiunedmogen 

(A) 
„Status 
quo" 

✓ 

X 

X 

\\  uhltahrtscntvi'icklungskonton'n  —  wenn 
auch  nur  im  Gtenzfidl.  ADerdings  ist  der 
Faktor  Technische  Kompetenz  nicht  voll 
ausgelastet 

(ß) 

„Pr.ix'.s- 
lüsung"' 

X 

X 

✓ 

Fftktor  Arbeit  nicht  voU  au^elüstet. 

(C) 
„Markt- 
Idsung" 

X 

✓ 

X 

Führt  /II  /\iiichmc'iKkT  r.inlsoniiiKTiskon- 
;<eniratiun  und  datnii,  via  abnehmender 
Inrestitionsbeteitschaft,  zu  abnehmender 

Invcsririonstäritikcit  und  vi  trkr  somit 
dämpfend  auf  die  Entwicklung  des 
Durchsatzes. 

(B) 
„idcali- 
sietteLö- 

✓ 

✓ 

✓ 

Zum  Vergleich:  Dieser  Punkt  stellt  die 
idealisierte  I^ösung  dar:  Wohlfahrtsent- 
wicklungskonform  und  in  jeder  Hinsicht 
cffi/icnt.  Allcrdint;s  handelt  es  sich  dabei 
nur  um  ein  Ideal,  das  in  der  W  uklichkeit 
nicht  unbedingt  immer  «reicht  werden 
kann. 

Abb.  73:  Vergleich  der  wirtschaftspoliüschen  Optionen 


Die  Tlibcllc  beschreibt  die  Vor-  und  Nachteile  der  infrage  kommenden  Punkte.  Dabei 
bedeutet  das  Symbol  (^),  daß  das  entsprechende  Kriterium  erfüllt  ist,  während  (X ) 
bedeutet,  daß  es  atfbf  erfüllt  ist.  Unterstellt,  wir  hätten  wirtscfaaftspolitisch  die  Wahl 
zwischen  den  Punkten  (A),  (5)  oder  (C).  Eine  solche  Wahl  gliche  nach  allem  einer 
Wahl  zwischen  Teufel,  Luzifer  und  Beelzebub.  Jeder  der  Punkte  kann  in  gqiau  einer 
Hinsicht  „punkten",  während  er  gleichzeitig  aber  in  den  jeweils  zwei  weiteren  Hin- 
sichten unerwünschte  bzw.  zielwidrige  Ergebnisse  mit  sich  bringt.  So  wäre  Punkt  (A) 
zwar  wohlfahrtsent\vick!un_e;sk()nh)rm  -  wenn  auch  nur  im  Grenzfall,  ist  dabei  aber 
mindercffizienr  und  w  ürde  die  tintw  icklunt!;  der  d\  naniischen  L^tfizienz  bremsen. 
Punkt  (B)  dagegen  isr  wolihahrrsentwickkingswiilrig  und  gleichzeitig  mindereffizienr, 
tührt  aber  zur  bestmöglichen  Entwicklung  der  dynamischen  HfTizienz,  Punkt  (C) 
schließlich  ist  effizient,  weil  weder  Arbeitsvolumen  noch  Technische  Kompetenz  ver- 
schwendet werden.  Gleichzeitig  aber  ist  er  wohlfohrtsentwicklungswidrig  und  würde 
darüber  hinaus  auch  die  Wirtschafbentwicklung  bremsen,  weil  er,  wie  wir  im  letzten 
Abschnitt  gesehen  haben,  absehbar  zu  einer  verminderten  Entwicklung  der  Investiti- 
onstätigkeit fuhren  würde  und  darüber  hinaus  zu  einer  Unterbeschäftigung  der  perso- 
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nengebundcncn  Technischen  Kompetenz  („Humankapital").  In  ersrer  Näheruni»  und 
unter  der  Vorhabe,  daß  \\  ohltahrtsentw^icklunu  diis  wirfschatrspnlirische  l'inalziel  ist, 
kommt  also  nur  ein  Verbleib  auf  Punkt  {A)  infrage  ~  also  ein  Ausbremsen  der  Pro- 
duktivitätsentwicklung. Bei  näherem  Hinsehen  erkennt  man  allerdings,  daß  die  Ent- 
wicklung des  Faktoipotentials  -  also  dynamische  Efifizienz  -  notwendige  Bedingung 
ist  für  eine  Wohlfahrtsentwicklung,  die  über  den  Grenzfall  hinausreicht  Mittel-  und 
langfristig  gesehen  wäre  Punkt  (A)  also  keine  zielkonforme  Option.  Damit  aber  stehen 
wir  vor  einem  unauflösbaren  Problem:  Bei  kurzfristiger  Betrachmng  ist  nur  Punkt  {A) 
wohltahrtscntwicklungskonform  -  führt  aber  bei  mittel-  und  langfristiger  IHeir/ichtung 
in  eine  Sackgasse.  Bei  mittel-  und  langfristiger  Betrachtung  kommt  nur  Punkt  {B)  in- 
frage  -  der  aber  kurzfristig  gesehen  dcfinitionsgcmäß  wohifahrtseniw icklungswidrig 
ist.  Punkt  (C)  (.laueijcn  —  die  Marktl(")siing  —  ist  weder  wohlfahrrsentAx  icklungskonform 
noch  forderlich  tur  die  1 '.niw  icklung  der  dynamischen  VAh/M^nz.  Hier  also  zeigt  sich, 
daß  &eie  Ii^ktsteaerung  -  gemessen  an  den  Erwartungen,  die  wir  in  sie  setzen  -  ein- 
mal mehr  ein  wenig  schwachelt.  Statische  Effizienz  ist  dabei  übrigens  offenbar  das 
letzte,  was  in  diesem  Zusammenhang  von  Interesse  ist.  Hier  stoßen  wir  also  wieder  auf 
den  in  B.  III.  (»Modifikation  des  OptimierungskaUüils«)  bereits  angesprochenen  Trug- 
schluß der  Reichtumsökonomik. 

Nach  allem  repräsentiert  also  allein  Punkt  (ß')  eine  zielkonforme  Ltisung.  Rr  vereinigt 
Wohlfahrtsentwicklungskonformität  sowohl  mit  statischer  als  auch  d\namischer  Effi- 
zienz. Durch  den  Produktivitätsschul\  also  die  Erfüllung  von  Bedingung  [1],  ergibt 
sich  gleichzeiug  ein  Anstieg  des  Reallohnsatzes  -  Erfüllung  \-on  Bedingung  [3]  -  bei 
konstantem  Arbeitsvolumen,  also  der  Erfüllung  von  Bedingung  [2].  Kurzum:  {B')  ist 
durch  und  durch  zielkonform.  Das  Problem  aber  ist:  {fi)  ist  nicht  unbedingt  realitats- 
nah.  Wäre  er  es,  dann  würde  es  in  der  Tat  nicht  den  geringsten  Hnwand  gegen  freie 
Marktsteuerung  geben  können,  Wirtschaftspolitik  wäre  in  der  Tat  /wä  voUkommen 
überflüssig  und  die  wirtschafts-  und  sozialpolitischen  Auseinandersetzungen  der  letz- 
ten 220  Jahre  hätten  niemals  stattfinden  dürfen.  Mehr  noch:  Sie  hätten  gar  nicht  statt- 
finden können.  P^v/i' sie  aber  srartgcfundcn  haben  —  und  wohl  auch  nicht  ganz  ohne 
Grund  —  läßt  demnach  den  Schlu(5  zu,  daß  Punkt  (fl')  zwar  ein  rheoterisches  Ideal  re- 
präsentiert, nicht  A^zx  das  empirisch  zu  beobachtende  Ergebnis  im  Zuge  eines  Produk- 
tivitätsschubes bzw.  -  iangfrisug  und  aggregiert  betrachtet  —  das  Ergebnis  des  Produk- 
tivitätsentwicklungsprozesses. 

Um  einem  an  dieser  SteUe  naheliegenden  Einwand  zu  b^egaen:  Es  soll  hier  nicht 
behauptet  werden,  daß  sich  Produktivitätsentwicklung  grundsätzlich  „arbeitsplatzver- 
nichtend" auswirkt,  Größenordnung^mäßig  können  wir  durchaus  davon  ausgehen, 
daß  sich  Produktivirätsentwicklung  ganz  überwiegend  in  Wirtschaftswachstum  vim- 
sctzt.  Allerdings  -  und  das  ist  ein  nicht  v\\  vernachlässigender  Punkt  -  muLl  hier  die 
Betonung  auf  „überwiegend"  liegen,  \X  ie  oben"'*  bereits  besprochen  reicht  eine  „Lük- 


«14  Im  Abschnitt  D.  I.  3  (»Pbasatmed^lDukiuskm). 
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kc"  von,  sagen  wdr,  0,5%  pro  fahr,  um  in  30  Jahren  das  gleichgewichtiuie  Arbeitsvolu- 
men um  l4'Vo  zu  drücken  und  auf  diese  W  eise  eine  ernstliche  und  ernst/Amehmende 
vvinschat'ispoliiische  Schräglage  zu  erzeugen.  So  gesehen  ist  es  also  durchaus  nicht 
ganz  falsch  zu  behaupten,  daß  freie  Marktstcucrung  zum  besten  aller  möglichen  Er- 
gebnisse föhit  Damit  ist  aber  nicht  unbedingt  gleichzeitig  auch  gesagt,  daß  das  beste 
aller  mög^chen  Ergebnisse  im  Ergebnis  auch  tatsächlich  zielkonform  ist.  Und  nur  da- 
rauf kommt  es  letztlich  an.  Gut  gemeint  ist  eben  noch  lange  nicht  gut  gekonnt.  Folg- 
lich  -  dies  nur  am  Rande  —  greift  also  auch  die  Kontroverse  zwischen  Freisetzungs- 
und  Kompensationstheorem  ein  wenig  zu  kurz.^'^ 

Rekapitulieren  w  ir  an  dieser  Stelle,  wie  wir  eigentlich  zu  unseren  Ergebnissen  gekom- 
men sind.  Die  einzige  Abweichung,  die  wir  im  X'crgleich  zur  Standardmodellierung 
vorgenommen  haben,  besieht  dann,  dal5  wir  die  Annahme  autgegeben  haben,  daß 
Unternehmen  die  strenge  Grenzprodukttvitätsbedingung  einhalten,  daß  ein  Produkti- 
vitätsschub also  r^lmäßig  zu  einer  erhöhten  Arbeitsnachfragc  führt  Wenn  nämlich 
das  der  Fall  wäre,  würden  wir  umstandslos  den  wohlfahrtsentwicklungskonformen 
und  darüber  hinaus  völlig  unproblematischen  Punkt  (B')  erreichen.  Das  Phänomen 
„überschießende  Produktivitätsentwicklung"  wäre  demnach  also  schon  von  der  Anla- 
ge des  Modells  her  ausgeschlossen.  \n  diesem  Fall  müßten  wir  uns  übrigens  auch  nicht 
um  mögliche  „Lohnzurückhalrunü;"  bekümmern.  Sogar  Taritauseinandersctzungcn  an 
sich  w  iiren  überflüssig:  Die  L  iiternehnien  wurden  als  Gew  innma.ximicrer  von  sich  aus 
treiwillig  den  zu  Punkt  (B')  gehörigen  Reallohnsatz  (vt,'  )  bezahlen.  Kurzum:  Die  ge- 
samte wirtschaftspohtische  Diskussion  -  einscliließlich  der  Diskussion  um  die  „Exi- 
stenzberechtigung" von  Gewerkschaften  —  wäre  schlechterdings  überflüssig.  Die  Tat- 
sache aber,  daß  es  diese  Diskussion  überhaupt  gibt,  läßt  im  Umkehrschluß  die  Folge- 
rung zu,  daß  sich  Unternehmen  in  pnod  im  Zweifel  doch  eher  so  verhalten  wie  oben 
skizziert.  Das  aber  fuhrt  uns  zu  dem  zumindest  in  erster  Näherung  paradoxen  Ergeb- 
nis, daß  Wirtschaftspolitik,  w  enn  sie  einen  wohlfahrtsentwicklungskonformen  Kurs 
verfolgen  will,  die  einzige  kun^'ristr^  wohltahrtsentwicklungskonforme  Lösung,  nämlich 
Punkt  (.4),  verwerfen  muß.  Damit  aber  steht  sie  vor  der  Aufgabe,  einen  der  Punkte 
iß)  oder  (C)  wohlfahrtsentwickhingskonform  auszugesrahen.  Die  Marktlösung,  also 
Punkt  (C),  scheidet  dabei  wegen  der  damit  verbundenen  mimlercn  dynamischen  Fiffi- 
zicnz  aus.  Folglich  bleibt,  wenn  das  Problem  überhaupt  lösbar  sein  soll,  nur  Punkt  (ß) 
in  einer  wohlfahrtsentwicklungskonfbrmen  Variante.  Damit  aber  muß,  soviel  ist  an 
dieser  Stelle  schon  absehbar,  die  statische  Effizienz  „geeifert**  werden.  Zwar  wäre  das 
aus  der  Sicht  der  Reichtumsökonomik  ein  kaum  akzeptabler  Preis.  Allerdings  fuhren 
die  Ideen  der  Reichrumsökonomik,  wie  wir  gesehen  haben,  ohnehin  nicht  zur  best- 
möglichen Wohlfahrtsentwicklung.  Insofern  wiegt  dieser  Einwand  also  nicht  allzu 


Vgl.  dazu  etwa  die  knappe  Zusammenfassung  bei  van  Sunmm  2(M)5,  S.  129  tl".  \'an  Suntum  spricht  in 
diesem  Zusammenhang  allerdings  von  »iTcisctzungs//'t'flr7V«  und  »Kompcnsaüons/Zifo^fw.  Wenn  wir  den 
Begriff  »Theorie«  aber  für  „koiuistentm  AussagensystciiV  teser\Meren  wollen,  sollten  wir  es  besser  bei 
dem  schlichteren  Ausdruck  »Theorem«  im  Sinne  von  „Lchrmciniingl"  belassen. 
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schwer.  Kin  wohltahrrscntwickluniiskontormcr  Kurs  ist  bei  ühcrschiclk'ndcr  Produk- 
tivitätsentwicklung also  nur  um  den  Preis  minderer  statischer  \  'ATiz']cn7.  zu  erreichen. 
Mindere  statische  Effizienz  aber  kann  per  st  nur  eine  „niarktwidrige  "  Ltisung  sein. 
Damit  aber  steht  die  Wirtschaftspolitik  vor  der  Aufgabe,  im  Rahmen  prinzipiell  freier 
Marktsteuerung  eine  potentiell  marktwidrige  Lösung  anstreben  zu  müssen.  Das  aber 
ist  eine  Aufgabe,  die  man  wohl  mit  Fug  und  Recht  als  durchaus  aaspntehswühez^cti- 
nen  darf.  So  gesehen  müssen  wir  uns  auch  nicht  allzu  sehr  wundem,  daß  —  soweit  ich 
das  überblicken  kann  —  die  meisten  Autoren  einer  solchen  Lösung  eher  auszuweichen 
geneigt  sind. 

Punkt  (A)  jedenfalls,  soviel  steht  fest,  kommt  dabei  entgegen  dem  ersten  Anschein 
mittel  und  huigfristig  gesellen  /,'/<  /'/ in  frage.  Produktivitätsbremse  ist  nach  allem  kfJ/te 
zielkonforme  Opdon.  Das  gilt  jedenfaHs  ilann,  wenn  wir  über  den  Augenblick  hinaus 
denken  -  und  das  müssen  wir  schlieiilich,  wenn  wir  das  Ziel  »\i  ohhAnluu/uuAJ/t/ig« 
verfolgen  wollen.'*^  Leontief  etwa  äußert  sich  in  diesem  Zusammenhang  wie  BoAgb 

Andererseits  würde  die  Errichtung  künstlicher  Schranicen  gegen  den  technischen  Fortschritt  [...]  die 
Gesundheit  des  wirtschaMchen  und  sozialen  Systems  weit  stärker  schädigen  als  die  Kiankhdt,  die 

man  kurieren  wollri  ' 

Nach  allem  kann  man  dem  also  nur  zustimmen.  Dabei  folgert  I.contief,  dal^  demnach 

[...J  staatliche  Politik  das  Ziel  \  crtolgcn  [sollte],  eine  gerechte  Verteilung  von  Arbeit  und  Einkomnien 
sicherzustellen,  und  zwar  ohne  dabei  direkt  oder  indirekt  den  technischen  Fortschritt  zu  behindern."* 

Auf  die  Frage»  was  Leontief  unter  einer  ,^rechten  Verteilung  von  Arbeit  und  Ein- 
kommen" verstehen  mag,  wollen  wir  an  dieser  Stelle  tiiebf  weiter  eingehen.  Eine  Be- 
hinderung des  Technischen  Fortschrittes  aber  könnte  sich  leicht  ak  der  sprichwördi- 

che  „Schuß  in  den  Ofen"  erweisen.  Natürlich  war  und  ist  das  ilK  <  i^icht  wirklich  neu: 
Vielmehr  ergibt  es  sich  im  Grunde  spätestens  aus  dem  Solow Modell.''^'''  Allerdings 
scheint  sich  die  Anerkennung  der  Technischen  Kompetenz  als  (kw  entscheidenden 
Produktionsfaktor  nur  sehr  viel  „schleppender"  durchzusetzen  als  das  beim  Produkti- 
onsfaktor „l-Capital"  (als  Mittel  zur  Böhm-Bawerk'schen  „Umwegs- Produktion")  bei 
den  Klassikern  der  Fall  war.'^"  (Umgekehrt  hätten  allerdings  auch  und  gerade  die  Klas- 


Der  Begriff  »Entwicklung«  im  Sinne  von  „gerichtete  Veränderung  in  der  Zeit"  setzt  not\^'cndigcrwcisc 
eine  Zeit/uff/vbetrachtung  voraus.  Mit  einer  Zei^^Muntibetrachtung  ist  es  dabei  nicht  g^tan. 

''I"  I.c<.niicfl')82,  S.  150. 

Lcoaiici"  1982,  S.  153. 
«'»Solowl956. 

D.tPi  ts  so  ftwas  wie  „pmduktionswirksames  Wissen"'  (Heuhes  S.  (itM  f.)  giht.  sdieint  mir  (1:il->ei 

unbestreitbar.  Auch  scheint  es  mir  empirisch  zutreffend  zu  sein,  daß  „residuale  Quellen"  den  Faktor  Ka- 
pital „an  Bedeutung  überragen"  (vgl  dazu  etwa  Samnelson/Noidhaus  1987  b,  S.  589).  Manchmal  kann 
ni:iii  .ihvr  wirklich  ^.\^■u  l",iiulruck  gewiniuri.  daß  die  Einführutii;  c\m-<  drittiii  Pn)dukti()tisf';iktors  nicht 
allzu  gerne  gesehen  wird,  weil  das  die  graphische  Anschaulichkeit  in  einem  zwei-ditnensionalen  Koordi- 
natensystem doch  außetordentlich  beeinträchtigen  wärde.  Aus  dem  gleichen  Grunde  haben  wir  ja  auch 
nicht  nur  den  Faktor  Boden,  sondern  ebenso  du  I  i  -mi  K  '  .V/j^  aus  den  üblichen  Darstellungen  ent&mt 
—  als  ob  eine  Produktion  ohne  Raum  und  ohne  MatcriL-  auch  nur  ansatzweise  denkbar  wäre.  Ebenso  — 
und  hier  nähern  wir  uns  wieder  dem  Kern  dieser  Arbeit  -  entfernen  wir,  wenn  wir  vom  „Schweinezy- 
klus** einmal  absehen,  üblicherweise  aucli  die  Dimension  Ze//  aus  den  einschlägigen  Modellen.  All  dies 
kann  man  tun:  Modcllbüdung  ist  im  Grunde  hä.  Allerdii^  müssen  wir  uns  dann  nicht  wundem,  wenn 
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siker  schon  ahnen  können,  daß  es  mit  „Arbeit"  und  „Kapital"  alleine  nicht  getan 
ist)."-^  Cileichwohl  dürtte  es,  alles  in  allem,  letztlich  kaum  übertrieben  sein  zu  behaup- 
ten, daf5  [...]  technischer  Fortschritt  die  einzig  mögliche  Quelle  für  langfristiges  Wiri- 
schaftswachstunt  [isij.  Folglich  kann  Wirtschaftspolitik  auf  lange  Sicht  nur  dann  cr- 
folgtdch  sein,  wenn  sie  Technischen  Fortschiitt  fördert,  zumindest  aber  nicht  bremst. 
Die  Option  »Produktivitätsbremse«  muß  demnach  also  definitiv  ausscheiden.  Dazu 
vielleicht  noch  eine  Stellungnahme  aus  jüngster  Zeit  Der  vor  kurzem  neu  bestellte 
Chef- Volkswirt  der  Deutschen  Bank,  Thomas  Mayer,  hat  in  einem  Interview  ein 
Jcünstliches  Ausbremsen  der  Wettbewerbsfähigkeit"  -  mithin  also  der  Produktivitäts- 
entwicklung -  ganz  unverlilümt  und  ganz  undiplomatisch,  gleichzeitig  aber  auch  nicht 
ganz  zu  unrecht,  als  schlechterdings  „hirnrissig"  bezeichnet.'*-' 

Zusammenfassend  bleil:ir  festzuhalten:  Spätestens  seif  Ricanlos  31.  Kapitel  *>Üher 
Muschiiiene«'^-*  sollte  klar  sein,  daii  eine  Volkswirt sch.iti  line  Produktiv uätseniwicklung 
nicht  ausbremsen  darf^  wenn  sie  mittel-  und  langfristig  erfolgreich  sein  will.  Der  glei- 
chen Ansicht  war  davor  schon  übrigens  auch  Friedrich,  wenn  er  den  Aufbau  von 
Wollspinnereien  veranlaßt  hat.'^  Für  Romer  schließlich,  um  einen  zdtgenössisdien 
Vertreter  zu  nennen,  ist  „technischer  Fortschritt  ohnehin  die  einzig  mögliche  Quelle 


die  empirische  Nähe,  also  die  Aussagekraft  der  Modelle,  unter  diesen  Umständen  dann  doch  oft  ein  we- 
nig eingeschränkt  ist. 

Hinzu  kommt,  daß  es  einen  ausgeprägten  Zusammenhang  zwischen  Technischer  Kompetenz  und 
Kapitalbildung  gibt.  Kapitalbildung  ohne  Technische  Kompetenz  scheint  mir  chlLchterdinus  unmöglich 
ZU  sein.  Fi)ur.istie  hat  diesen  Ziis:imm<'iili:i'i^'  whv  -ins(ii.ii:!i("h  liesehriehcn:  „D.is  Kapit.il  liinm'm-n  :ils 
Ersparnis,  als  angehäufter  oder  anhaulb.iiet  Reicliium,  bestand  sciion  seit  sehr  langer  Zeil;  mit  dem 
technischen  Fortschiitt  fehlte  auch  die  Möglichkeit,  es  in  Piodukdonsmitteln  zu  investieren.  Vor  dem 
Auftreten  des  technischen  Fortschritts  konnte  sich  das  K;ipit;il  also  nur  in  tertiären  Gütern,  in  Schlös- 
sern, öffentlichen  Gebäuden,  Parks  und  Kathedralen  anhäufen."  (Fuurastie  1952,  S.  41).  Zum  Unter- 
schied von  Kapital  und  Vermögen  vgl.  auch  etwa  Hemmer  1988,  S.  149. 
^  So  sieht  sich  zuni  Beispiel  .Söllner  gch.iltcn  fesi/usii  Iii  n,  dil'  si^bsi  ..Rieardd  \i)]lii;  den  technischen 
Fortschritt,  d.h.  die  Möglichkeit  einer  Änderung  der  Grenzcrtiagstunktion  [vernachlässigt).**  (Söllner 
2001,  S.  44).  Entsprechend  folgert  an  anderer  Stelle,  daß  „die  alte  neoklassische  Wachstumstheorie  den 
technischen  Fortschiitt  unerklärt  [läßt)."  (bulO.,  S.  2.S()).  Andererseits  -  auch  das  bleibt  anzumerken  — 
muß  man  den  technischen  i'ortschritt  ja  gar  nicht  „erklären".  Iis  reicht  völlig  aus,  ihn  in  Rechnung  zu 
stellen.  Die  Produktionsfaktoren  Arbeit  und  Kapital  werden  ja  auch  nicht  „erklärt".  Sic  sind  lediglich 
leiditer  faßbar.  Mit  „immateriellen"  Grtilkn  aber  tun  wir  uns  traditionell  schon  immer  etwas  schwer. 
Dazu  paßt  d.is  Beispiel  Von  Ad.ini  Smith,  der  um^^.uul^l.  is  bereit  war,  ein  so  veruan^Iiches  (iut  wie 
„Brod"  als  „bleibenden  \X  crt"'  anzuerkennen,  nicht  aber  immaterielle  Dieiistieisiungen,  und  die  tret  lliche 
Erwiderung  von  Engel.  VgL  dazu  Abadmitt  E.  IL  1  a)  (  H  )  (»DmAs^s^HtbkMn^ii^IineslilMHai^a^) . 

Auch  ist  man  hinterher  natürlich  immer  schlauer.  So  gibt  es  v.um  Beispiel  Physiker,  die  mit  sehr  nach- 
vollziehbaren Argumenten  die  Ansicht  vertreten,  daß  Newton,  hätte  er  nur  gründlicher  darüber  nachge- 
dacht, ohne  weiteres  (zumindest)  Einstdns  spezielle  RelativitStstheorie  hätte  entwickeln  köimen.  Aber 
offetibr.r  u'ibi  es  Dinge,  die  olcbt  SO  recht  in  den  ..Cieist  der  /.eiten"  passen  wollen.  An  dieser  Stelle  dür- 
fen wir  uns  mit  einigem  Recht  an  HerscluTs  Spott  über  Darv^'in's  „law  of  the  higgledy-pi^ledy"  erinnert 
fühlen.  Vgl.  dazu  Abschnitt  B.  (»Wohipbrt«}. 
Linß  2W)7,  S.  253. 

923  Spi^  Online  vom  25-03-10  Oinp://www.^iegel.de/wirt»chaft/soziale8/Ü,1518,685441,()U.html). 
«♦Ricardo  1821  b,S.  328  ff. 

<2s  VgL  dazu  Femau  1981,  S.  146,  und  auch  oben  D.  V.  (MAjißttihaiuk/  ah  Spt^ifall  der  ProdukUrniättaUwiekr 
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t'uv  langtVistigcs  \X'irt,schafts\vachstum".''26  Kurzum:  lünc  Beweciing  in  Richrun«;  Punkt 
(B)  entspricht  dem  „natürlichen"  Lauf  der  Dinue.  Produktivitätsentw  icklunu  findet 
Statt!  W  ie  u'ir  in  Abschniii  D.  IV.  (y-Ujickbiifspeirt  der  Pmluktivitätstiilnickimig^^j  gesehen 
haben,  ergibt  sich  das  bereits  aus  dem  Gewinnniaximicrungsintcrcsse  der  Unterneh- 
men. Sofern  sich  die  Produktivitätsentwicklung  in  ein  entsprechendes  Wirtschafts- 
wachstum umsetzt,  erreichen  wir  den  wirtschaftspolidsch  improblematischen  Punkt 
(f).  Allerdings  nur  dann. 

Erstaunlicherweise  wird  eine  entsprechende  Entwicklung  auch  von  der  anderen 
Seite  der  „TanQ>armer**,  den  Gewerkschaften,  unterstützt.  Dabei  siniS  (  u  w  c  rkschaften 
allerdings  weniger  daran  interessiert,  im  Punkt  (ß)  zu  verharren.  \  lehnelir  eröffnet 
ihnen  Punkt  (ß)  die  Mt'ighchkcit,  eine  an  der  Produktivitätsentwicklung  orientierte 
Erhöhung  des  Reallohnsarzes  durchzusetzen  f,, Verteilungsspielraum"},  in  unserem 
Modell  wäre  das  aistJ  der  Reallohnsatz,  der  Punkt  (D)  entspricht.  In  diesem  l  alle  wür- 
de das  verbliebene  Arbeitsvolumen  also  dne  an  der  Produktivitätsentwicklung  orien- 
tierte Erhöhung  des  Reallohnsatzes  erfahren,  wahrend  die  Ausgesteuerten  überhaupt 
kein  Arbeitseinkommen  mehr  hätten.  Wir  befinden  uns  also  inmitten  der  „Insider- 
Otitsider'*''Ptch\(aasLVk.  Nun  könnte  man  einwenden,  daß  es  doch  möglich  sein  müßte, 
von  Punkt  (D)  aus  den  „idealen"  Punkt  (B')  zu  erreichen.  Hierzu  wäre  es  nur  nötig, 
daß  die  Ciewerkschaften  keinen  Reallohnsatz  in  Höhe  von  (n'"  )  fordern,  sondern  sich 
mit  )  bescheiden,  also  „Lohnzurückhalrung"  üben.  In  der  I'olgc  müßten  —  zumin- 
dest auf  den  ersten  Blick  -  die  Unternehmen  geneigt  --ein,  ihre  Arbeitsnachfrage  ent- 
sprechend auszudehnen,  so  daß  wir  umstandslos  Punkt  iB')  erreichen  würden.  Aller- 
dings würde  eine  solche  Sichtweise  übersehen,  daß  es  sich  bei  (A','^)  um  eine  rein 
,4maginäre"  Nachfragefunktion  handelt  Wie  wir  im  Abschnitt  C.  III.  (»Moei/ji^ierfes 
Modeff  des  Arbeitmarkfes<e)  gesehen  haben,  reagiert  die  Arbeitsnachfirage  im  Bereich  zwi- 
schen (wi;)  und  (w''  )  vollkommen  unelastisch.  Demnach  ist  es  den  Gewerkschaften 
zwar  möglich,  im  Regelfiall  eine  an  der  Produktivitätsentwicklung  orientierte  Reallohn- 
erhöhung durchzusetzen.  Allerdings  ist  es  ihnen  »/c/j/  möglich,  im  Falle  von  Lohnzu- 
rückhaltung eine  entsprechende  Ausdehnung  der  .Arbeitsnachfrage  durchzusetzen.'*-" 
Freiwillig  aber,  etwa  aus  (icwinnmaximierungsintercsse,  werden  sich  die  l  'nternehmen 
keineswegs  entsprechend  verhalten.  Kurzum:  l  'nter  den  gegebenen  l.'mstanden  bleibt 
den  Gewerkschaften  keine  andere  Wahl,  als  sich  für  Punkt  (D)  mit  dem  Reallohnsatz 


'2''  I-inP)  2fiO~.  .S.  25"?.  D.iIhm'  i>it  Romer  —  dies  nur  ;im  R.inclc  -  «io  überzeugt  \<>n  (K-r  Bi-ckninini;  Techni- 
scher Kompetenz,  daü  er  neuerdings  vurschlägt,  unterentwickelten  Ländern  wirtschaftlich  auf  die  Sprün- 
ge zu  helfen,  indem  man  sie  nach  dem  Beispiel  Honkongs  von  Vertretern  entwickelter  Industrielinder 
verwalten  lißr.  Vgl.  da/u  etwa  \v\v\v.spicuel.de/\virtschaft/Mizi3les/(),]  S1H.f'it'iS44*).(lll.hmil.  F  jn  solcher 
Vorschlag  würde  natürlich,  selbst  wenn  er  funktionieren  sollte,  so  g.inx  und  gar  nicht  dem  Zeitgeist  ent- 
sprechen. Bher  erweckt  er  ErinaeruogeQ  an  längst  überwunden  geglaubte  Kolonialzeiten.  Aber  das  ist 
natürlich  clur  ein  „gefühltes"  Argument. 

'^'^  Von  möglichen  N'crhandlungsiösungcn,  die  mit  freier  Marktsteuerung  aber  ohnehin  nicht  mehr  viel  zu 
tun  haben,  sei  dabei  einmal  abgesehen.  Aber  selbst  in  diesem  l  alle  geht  es  meist  weniger  um  die  Ausdeh- 
MMKg  der  Arbeitsnachitage  als  vielmehr  darum,  einen  weiteren  Rüd^ffi^g  der  Arbeitsnachfrage  zu  vermei- 
den. 
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(w'  )  7.U  entscheiden  und  dabei  noleiis  voleiis  (den  ohnehin  bereits  erfolgten)  Rückgang 
der  Arbeitsnachhauc  hinzunehmen.  Punkt  [B  )  ist  den  C iewerkschatten  im  I'alle  über- 
scliielknder  Produkiivitätseniwicklung  also  ebenso  unerreichbar  wie  der  freien 
Marktsteuerung  selbst. 

Festzuhalten  bleibt,  daß  Punkt  {A)  mittel-  und  langfristig  gesehen  nicht  stabil  ist.  In- 
folge übetschießender  Ptodukttvitätsentwicklung  etteichen  wif  entweder  Punkt  (B) 

b/ \  ,  lufgrund  gewerkschaftlicher  Aktivität,  Punkt  (D).  Nur  wenn  und  insoweit  sich 
Produktivitäiscntwicklung  vollständig  in  Wirtschaftswachstum  umsetzt,  würden  wir 
den  unproblematischen  und  sogar  wohlfahrtscntwicklungskonformcn  Punkt  (ß')  er- 
reichen. D;unit  aber  ist,  w  ie  w  ir  in  Kapitel  D.  ''  l  ''.''■■rs/(<ii/i//ii  f/ts  Pt'odiiktiritätstutu'iik- 
liiii'^spi-oi:^tsstS" j  ausi"Lihrlich  hespnicr;en  haben,  insbesondere  in  enrwiekelren  X'olkswirt- 
schatien  nicht  unl)etiingt  zu  rechnen.  So  gesehen  ist  es  nicht  weiter  \  eiwunüerlich,  dal) 
die  Wirtschafbpolitik  —  und  auch  ein  Teil  der  Literatur  —  mit  der  Option  Jiebäugelt", 
es  (im  theoretischen  Extrem)  beim  Punkt  (A)  zu  belassen,  zumindest  aber  den  Ent- 
wicklungstrend in  Richtung  Punkt  {B)  zu  bremsen.  Allerdings  schleichen  sich  entspre- 
chende Vorschläge  immer  nur  durch  die  sprichwörtliche  »^Hintertür**  in  die  Diskussion 
ein.  Auch  das  kann  nicht  weiter  verwundem  —  da  ein  solcher  Vorschlag  letztlich  )a 
nichts  anderes  bedeuten  würde  als  die  FaTOtisiernng  der  Option  »Produktivitärsbrcm- 
sc«.''-^  W  ir  wollen  uns  an  dieser  Stelle  mit  einigen  wenigen  Beispielen  begnügen:  So  hat 
zum  Beispiel  „der  Sozialist  Lcderer""^"  schon  1931,  in  einem  aus  heutiger  Sicht  viel- 
leicht etwas  pathetischen  Sprachdukius,  erklärt,  daß  „eine  Beschrankung  technischer 
Veränderungen  eine  L  berlebensfrage  für  die  Niationen  Europas"  sei."^^' 

Eine  im  Ergebnis  ganz  ähnliche  Überlegung  findet  sich  Qxa  Zusammenhang  mit  der 
Einfuhrung  von  Ikfindesdöhnen)  in  jüngster  Zeit  etwa  bei  Ragnitz  imd  Thiun: 

Unternehmen  können  auf  eine  Verteuerunt;  cks  .\rl>eitseinsatzes  mit  einer  VcranciL-rung  tkr  ^inge- 
wandtcn  I'roduktionsTcchnoloiiic  rcai;icrcn,  also  Arbeit  durch  Kapital  substituieren:  Anstelle  des  j  'in 
Satzes  von  Wachleuten  konnten  Abrtnanhigcn  insi.iliicri  werden,  anstelle  von  Handarbeit  bei  der 
Fldschvenubdtung  könntea  Maschinen  eingesetzt  werden.  [...]  Geiade  bei  standaidisietten  und  wenig 
aospnichsvoUen  Tätigkeiten  sitid  derartige  Substitationsmö^chkeiten  zumeist  in  hohem  Maße  gege- 
ben.'™ 

Das  Argumeni  hcilk  iin  Klartext:  Mit  der  l-,intührung  Non  Mindestloluien  droht  Pro- 
duktivitätsfortschritt. Umgekehrt:  C3hnc  Alindesdohn  können  wir  den  (arbeitsplatz- 


^  ManchmaJ  kann  man  wirklich  den  Eindruck  gewinnen,  daß  aasgerechnet  wir  Ökonomen  uns  mit  dem 

,,( )nieleit-niU  ninia"  ein  wenig  schwi-rtun  —  der 'l'atsacht-  also,  daß  man  enttffder  vm  ( )nu'lett  haben  kann 
oder  ^in  Ei,  nicht  aber  beides  gleichmüg.  »Optimieren«  heißt  nun  mal  uicbt,  sich  das  beste  aus  allem  her- 
auszupicken. «Optimieren«  bedeutet,  unter  gegebenen  Umständen  das  bestmögliche  zu  enddien.  Das 
aber  -  gelegentlich  mu(3  man  es  betonen  -  beinhaltet  unter  Umständen  eben  manchmal  auch  einen 
schmerzhaften  Verzicht  auf  an  und  füir  sich  wünschenswertes. 
Linß  21X17,  S.  99. 

«"I.in(5  2inr  S.  100. 

»>  Ragnitz/Thum  2008.  S.  17. 
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„vcrnichrcndcn")  Produktivitätstortschritr  zumindest  bremsen.  Das  aber  ist  Produkti- 
vitätsbremse in  Reinkultur.  Aber  es  yeht  noch  weiter: 

In  der  langen  l'risc  ist  die.  Luhnempfindlichkeit  Uer  Arbeiisnachl'rage  überdies  gemeinhin  h(>her  als  in 
der  kutzea  Frist,  da  bngfiistig  weitaus  tndir  Anpassui)gsot>tionen  offenstehen.^ 

Falls  das  zutrifft,  und  ich  denke,  davon  können  wir  ausgehen:  Was  soll  die  Losung 
sein?  Eine  Lohnanpassung  nach  unten  ad  UbiümT^^^  Um  Pioduktivitatsentwicklung  zu 
vermeiden?  Wie  wir  sehen  k(  jnnen,  sind  dcrartit^e  Probleme  doch  recht  weit  von  unse- 
rem Ausgangsmodell  entfernt,  demzufolge  bei  freier  Markrsreuerung  Produktivitäts- 
fortschritt ganz  im  Gegenteil  zu  ^///.r/(7i;r//^/i7- ;\rbeitsii:ichfrage  führen  scjII. 

Übrigens  -  dies  zum  Schlu(5  -  lieliäugclr  auch  der  Sachversrändigenrat  zumindest 
implizit  mit  der  Produktivitätsbrcmsc.  Ivromphardt  etwa  referiert  und  interpretiert 
dessen  Posidon  wie  folgt: 

Der  neoklassischen  Theorie  gemäß  Icann  die  Lücke  zwischen  Ariieitsangebot  und  Arbeitsnachfirage 
dutch  Lohnzurückhall  ung  ^geschlossen  werden.  Dadurch  soll  u.a.  der  Anreiz  für  die  IJnti  rnclnnen  ver- 
ritigcrt  u-t  rtk't).  Xrlx  ir  durch  Kapital  2u  ersetzen.  Das  bedeutet  aber  auch,  daß  die  Arbeitsproduktivität 

langsiinicr  sic-igcn  soll.  ' 

Der  Sachverständigenrat  emptiehlt  also,  natürlich  ohne  es  ausdrücklich  so  zu  nennen, 

ein  Anziehen  der  Produktivitätsbremse.  Wörtlich  heißt  es  an  der  Steile,  auf  die 

Kiomphardt  sich  bezieht: 

Die  Tarifvema^patteien  haben  im  Rahmen  der  ihnen  gewährten  Autonomie  über  die  Festlegung  der 
Löhne  nach  Höbe  und  Struktur  der  Fk-scli.TftiivjiT.:':cnn\  :ckliinL',  Rechnung  zu  tragen.  Je  schärfet  det 
Wettbewerb  auf  den  Gütemiärkten  und  den  Kapitalmärkten  ist,  desto  eher  werden  der  Verhand- 
lungsmacht der  Pattner  Grenzen  gesetzt  und  der  Beschäftigungsorientierung  zu  ihrer  Bedeutung  ver- 
holfcn.«ä 

Demnach  scheint  auch  der  Sachverstandigenrat  im  tatsächlichen  oder  auch  nur  ver- 
meintlichen Ziclkonflikt  zwischen  Beschäftigung  und  Lohnsatz  (präziser  gesagt  also 
im  Zielkonflikt  zwischen  Bedingung  [2]  (Arheitsvolumen)  und  Bedingung  [3]  (Real- 
lohnsatz) ebenso  hilflos  zu  sein  wie  freie  Marktsteucrung  selbst.  Das  mag  vielleicht 
auch  die  etwas  verquaste  Sprach findung  erklären.^-^ 


«2  Ragnitz/Thum  201.18,  S.  16. 

Schon  jetzt  zahlt  gut  ein  Drittel  der  Einkommcnsbczichcr  mangels  hinreichender  Einkommen  keine 
Funkonimenssteuer  mehr.  Damit  aber  hanticli  es  sich  bei  diesem  Personenkreis  gewissermaßen  um 
„Proletarier"  im  ursprünglichen  Sinne.  Der  BegritY  leitet  sich  nAmlich  ah  \  iin  lat.  prn/rfarhif  fBürger  der 
untersten  Kla.'ise)  /u  Ui. piuih  (Nachkomme).  Demnach  war  ein  Proleiarier  im  urspruiighchen  Sinne  ein 
„Böiger  der  untersten  IClasse  [.»],  der  dem  Staat  nicht  mit  seinem  Vermögen  diente,  sondern  nur  imt  sei- 
ner  NarlikDintnenschaft."  (Kluge  1989:  Pn)letärier).  Das  Prolih  in  daht  i  ist  allerdings,  in  Dahrendorfs 
Worten:  „Die  globale  Klasse  liommt  ohne  die  Arbeit  vieler  aut>.  Sic  maig  viele  Helfershelfer  haben,  man- 
che darunter  unj^lemt  und  niedrig  endohnt,  aber  ein  beträchtlicher  Anteil  der  40  Prozent  ohne  weiter- 
führende Bildung  wird  von  den  übrigen  nicht  gebraucht.  Das  ist  neu."  (Dahrendorf  2(100,  S,  1064). 
Kromphardt  1998,  S.  202.  Dabei  bezieht  sich  Kromphardt  auf  Sachverständigenrat  1997,  Tz.  10. 

»»  Sachverständigenrat  1997,  Tä.  10. 

Von  ....ev.  ihrtcr  Autonomie"  za  sprechen  ist  wirklich  etwas  verquast.  Schliel  jlicl-  handelt  es  sich  hierbei 
um  ein  Recht  von  Verfassungsrang  (Art.  9  Iii  CiCi),  das  konsdtuierend  für  die  \\  irtschattsvcrfassung  ist, 
und  nicht  etwa  um  einen  absolutistischen  Gnadenakt,  wie  das  Lpitcton  „gewähren"  nahelegen  könnte. 
Wir  wollen  diesen  Punkt  alier  nicht  uhciinierpreticrcn.  Mine  Wendung  wie  „X'crliandlungsmacht  der 
Partner"  acheint  mir  indessen  ähnlich  schief:  MPaitnct"  (von  lat  partienariiu  >Tcilhabcr<;  vgL  etwa  Kluge 
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Nach  allem  bleibt  tcstzuhalten,  dali  die  Option  »Produktivitätsbremse«  y.u  einer  Pro- 
duktionsweise führen  muß,  die  hinter  den  technischen  Gegebenheiten  zurückbleibt, 
und  damit  im  eigentlichen  Sinne  mindercffi^ient  („wejjßi^en/")  ist.  Dem  steht  der  haupt- 
sächliche Voiteil  gegenüber»  daß  auf  diese  Weise  die  mit  einer  bestmög^chen  Produk- 
tivitätsentwicklung absehbar  verbundenen  Verteilungsprobleme  in  der  Tendenz  weni- 
ger scharf  zutage  treten.  Der  dabei  zu  zahlende  Preis  ist  allerdings  nicht  zu  unterschät- 
zen. Vor  allem  aber  bleibt  festzuhalten,  daß  „Lohnzurückhaltung"  einfach  nur  ein 
vornehmerer  Begriff  fiir  »Produktivitätsbremse«  ist.  Wenn  wir  aber  die  Option  »Pro 
dukti\  it:itsbremse«  (zumindest  auf  mittlere  und  längere  Sicht)  als  potentiell  wohl- 
fahrtsentw  icklungswidrig  verwerfen  -  und  das  müssen  wir  nach  allem  -  dann  Tiniß 
dasselbe  auch  für  „I.ohnzurückhalrung"  gelten.  Die  wirtschafrspolirische  Herausforde- 
rung unter  den  Bedingungen  prinzipiell  freier  Marktsteuerung  ergibt  sich  demnach  wie 
folgt:  Zum  einen  müßte  Wirtschaftqiolitik  der  Produktivitätsentwicklung  freien  Lauf 
lassen  -  also  „üässe^ain"un  eigentlichen  Wortsinne.  Gleichzeitig  aber  müßte  sie  die 
Konsequenzen  wirtschaftspolitisch  auffangen.  Demnach  würde  sich  „laisse^ain" also 
allein  auf  die  Produktionsseite  bezidien.  Hier  nämlich  ist  fireie  Marictsteuerung  in  ih- 
rem ureigensten  Element.  Die  Verteilungsanforderungpn  dagegen  sind  \  iel  zu  an- 
spruchsvoll für  ein  so  vergleichsweise  schlichtes  Instrument  wie  den  A^Iarktmechanis- 
mus/'^^  Was  freie  Marktstcucrnng  hcr\-orragend  leisten  kann,  ist  erstens,  Anreize  zu 
schatten  und  xw  eUens,  dezentral  vorliegende  Informationen  zuverlässig  zu  bündeln. 
Mehr  aber  können  wir  vernünttigerweise  nicht  von  ihr  erwarten  und  sollten  es  folglich 
auch  nicht  tun.  Festzuhalten  bleibt  scliließlich  auch,  daß  die  Witzlosigkeii  dieser  Opti- 
on in  einem  auffalligen  Geg^satz  zu  ihrer  (zumindest  impliziten)  Beliebtheit  steht  — 
nicht  zuletzt  beim  Sachverständig^nrat.  Damit  aber  sind  die  wirtschaftspolitischen 
Möglichkeiten  auf  der  Arbeitsnachfragpseite  ausgereizt.  Demnach  bleibt  uns  nur  die 
Angeliotsseite  mit  den  Optionen,  entweder  auf  die  Anzahl  der  Erwerbspersonen  oder 
aber  auf  die  Arbeitszeit  F.influß  zu  nehmen.  Mit  diesen  beiden  Punkten  wollen  wir  uns 
im  folgenden  behtssen.  Im  Mittelpunkt  der  Untersuchung  soll  dabei  die  klassische 
Lohnfindungsformel  stehen  und  —  als  Kontrast  dazu  —  eine  modifizierte  Lohnhn- 
dungsformel. 


]OSQ:  Partner)  ziehen  clftiiiiti(nism.-ni,'in  an  cirnin  Strinir  und  begegnen  i-itKiiukT  nicht  riiii  ,,\(:icht",  mich 
nicht  mit  „Verhandlungstnacht".  Aber  vielleicht  sollten  wir  auch  hier  den  Sachvcrstandigenrat  nicht  allzu 
sehr  venmdlen.  Schließlich  hat  sich  diese  Form  von  sprachlidien  Entgleisungen  zu  einer  Zeit  eingebür- 
gert, als  man  tatsächlich  noch  nur  cim.'Lm  Recht  ;in  „Tirifpartncrschaft"  geglaubt  und  weniger  in  Kate- 
gorien von  Verteilungskampf  gedacht  hat.  Was  aber  den  letzten  Nebensatz  angeht:  Soll  es  sich  hierbei 
um  einen  Indikativ  oder  eher  um  einen  imperariv  handeln?  Um  es  einmal  mehr  mit  Dahrendorf  zu  sa- 
gen: „(.an/,  klar  sind  solche  Formulierungen  nicht."  (Dahrendorf  1999, S.  20). 
Vg).  oben  D.  IL  2.  (»Pndukäiiitätskia^KasatMH/DiskiasioH«). 
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3.  Erwerbspersonenbremse 

Nach  allem  sind  die  wirtschaftspolitischen  Möglichkeiten,  überschießende  Produkti- 
vitätsentwicklung wohlfahrtscntwicklungskontnrtii  aufzufiangen,  nachfiragescitig  äu- 
ßerst begrenzt.  Folglich  bleibt  nur  die  Angebotsseite. 

Als  Ausgangspunkt  wählen  wir  wieder  (186)  bzw.  (367),  also 

(496)  A^(ip)— (a-y(v)) 

wonach  das  Arbcitsv oIunKii  A'ffy  )  in  Abluin^i^kcit  von  unserem  Reaktionsparanicter 
Uf  )  mir  der  inierschullraii.:  der  Produkuvitälsentwickiung  \a-y((p)j  zurückgehen  wird. 
Daraus  ergab  sich  (374),  also: 

(497)  ET+n  !--(a-y) 

Die  Übetschußrate  det  Ptoduktivitätsentwickhing  muß  abo  ang^botsseitig  entweder 
von  einem  entsprechenden  Rückgang  der  Erwerbstätigen  (£T)  oder  von  einem  Rück- 
gang der  mittleren  jährlichen  Arbeitszeit  pro  Erwerbstätigem,  kurz  „Arbeitszeit*  (n) 
kompensiert  werden.'^^  Wenn  wir  ///>r  davon  ausgehen,  daß  die  Arbeitszeit  konstant 
bleiben  soll  (n  !-0%),  daim  folgt  daraus: 

(498)  ET  !— (5-n  för  «-0% 

Dt-mnacli  l.ileiln  als  kompensierende  \'ariahle  also  nur  die  Anzahl  der  Erwerl^stiiti^en. 
Damit  aber  verstoßen  wir  gegen  Bedingung  [2']  für  W'ohlfahrtscntwicklungskont'or- 
niJtät,  der  zufolge  die  Erwerbsiätigkcii  nicht  rückläutig  sein  darf.'*'  *  Somit  stehen  wir 
fürs  erste  vor  einem  unlösbaren  Problem:  Die  Arbeitszeit  seU  annahmegemäß  nicht 
nachgeben  (diesen  Fall  wollen  wir  erst  im  nächsten  Abschnitt  untersuchen),  und  die 
Erwerbstätigkeit  daf  dcBsätktnsgiaaaß  nicht  nachgeben. 

Eine  Losung  finden  w  ir  nur,  wenn  wir  Kromphardts  Ansatz  folgen  und  berücksichti- 
gen, daß  sich  wegen  (384),  also 

(499)  b'ET-EP 


B/\v.  einer  entsprechenden  Kombinarion  beider  litfckte. 

\'gl.  E.  1.  (■fOptionenf  Ij nterstichtinesruhmtiifij.  Dort  sind  wir  zu  dem  Ergebnis  gekommen,  dali  W'ohltalirts- 
cntwicklungskonformität  nur  möglich  ist,  wenn  die  Arbeitszeit  nachgibt.  i//rr  aber  woUcn  wnr  die  mögli- 
che wirtschaftspolitische  Option  » Erwerbspersonenbremse«  näher  imteisuchen.  Gehen  wir  also  davon 
aus,  daß  die  Arbeitszeit  «iebt  nact^bc 
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die  Veräaderungsrate  der  Eiwerbstätigkcit  (ET)  bei  gegebener  Beschäftigungsquote 
(i=0%)  und  damit  wegen  (398),  *'*~~^^^»  ^^^-^  ^  gegebener  Äifoeitslosenquote 
als  Funktion  der  Veränderungsrate  der  Erwerbspersonen  {EP)  auffassen  läßt: 
ET-b  +  EP 

(500) 

-EP  (fQr*-0%) 

\X  enn  wir  (5UÜ)  in  (498)  einsetzen  ergibt  sich: 

(501)    EP\—iä-Y)  für  «-0% 

Demnach  ist  also  (nur)  zu  fordern,  daß  die  Anzahl  der  ErwerbspmmrMr  mit  der  Pro- 
duküvitätsüberschußrate  zurückgeht.  Die  Anzahl  der  'EtvrcAy&iäti^tt  wird  unter  den 
gegebenen  Annahmen  folgen.  Damit  aber  eröffiiet  sich  die  wirtschaftspolitische  Opti- 
on, die  Anzahl  der  Erwctbspersonen  (EP)  hei  unveränderter  mitrlercr  jährlicher  Ar- 
beitszeit (n-0%)  zu  senken  und  auf  diese  Weise  eine  übcrschießendi  l^n  niuktivitäts- 
cntwicklunq  wohlfahrtscntwicklungskonform  zu  kompensieren.  Allerdings  könnte  ein 
Rückgang  der  Erwerbspersonen  auch  rein  demographisch  bedingt  sein  -  ein  Effekt, 
der  sich  gegenwärtig  in  Deutschland  in  der  Tat  abzuzeichnen  beginnt.  Für  die  W  irt- 
schaftspolitik  ist  das  zunächst  einmal  die  „schmerzloseste"  Vananic:  Die  Probleme 
lösen  sich,  zumindest  auf  mittlere  Sicht,  von  selbst.***'  Stellen  wir  uns  dazu  exempla- 
risch eine  Volkswirtschaft  vor  mit  einem  trendstabilen  Produktivitätsüberschuß  von 
(a-f  und  einem  gleichzeitigen  Rückgang  der  Wohnbevölkerung  und  damit  im 
ein&chsten  Fall  auch  der  Zahl  der  Erwerbspersonen  und  fblg^ch  —  bei  konstanter  Be- 
schäftigimgsquote  -  auch  der  Zahl  der  Erwerbstätigen.  Zwar  würde  in  diesem  Fall  die 
Arbeitsnachfrage  in  jeder  Rechnungsperiode  (i)  trendstabil  um  m-l^^/c  zurückge- 
hen, gleichzeitig  aber  auch  das  Arbeitsangebot,  jV;*=-l'^^.  Folglich  würde  bei  einer 
solchen  Faitwicklung  das  ,\rl)eitsvolunien  bzw.  die  Zahl  tler  F,r\\  erl)srätigen  rückläufig 
sein,  was  eiztiitlich  c\nc  W-rlerzung  von  Bedingung  [2]  bzw.  (2'|  bedeuten  würde.  Aller- 
dings sind  wir,  um  die  Darstellung  überschaubar  zu  halten,  bei  der  l  ormulierung  die- 
ser Bedingungen  von  einem  konstanten  Arbeitsangebot  ausgegangen.  Unter  der  An- 
nahme einer  rüekläußfftt  Wohnbevölkerung  müßten  wir  unsere  Bedingungen  entspre- 
chend reformulieren.  Da  dieser  Fall,  gemessen  an  den  eigentlichen  wirtschaftspoliti- 
schen Problemen,  aber  nicht  allzu  relevant  ist,  konnten  und  können  wir  es  bei  der  ein- 
facheren Modellierung  belassen.  Soweit  zum  demographischen  Faktor.  Anders  sieht  es 
aus,  wenn  ein  Rückgang  der  Erwerbspersonen  wirtschaftspolitisch  initiiert  werden 


^'  Auf  die  zuweilen  aufgeworfenen  Fragen,  ob  das  gleich  den  Niedergang  der  Volkswirtschaft  bedeuten 
muß  oder  zatnindest  eine  Binwanderungswelle  im  größeren  Sdl  nahel^,  können  und  wollen  wir  an  die- 
ser Stelle  nicht  eingehen.  Hier  sei  nur  festgestellt,  daß  überschießende  Pmduktivititsentwicklung  durch 

einen  Rückgang  der  Erwerbspcrsonen  wohlfahrtscnrwicklungskonform  aulgt-t'angen  werden  kann.  (Ihne 
zynisch  werden  zu  wollen;  Kriege  etwa  oder  auch  die  verschiedenen  Pcstcpidcmicn  im  Mittelalter  und  in 
der  frühen  Neu^teit  hauen  immer  und  regelmäßig  einen  „strammen  Arbeitsmarttt"  zur  Folge.  Zu  den 
Gründen  vgl  oben  D.  IV.  4.  (»AufbatgtAmi). 
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muß.  Wenn  nämlich  ein  solcher  Rückgang  nichr  gleichzeitig  auch  einen  Rückgang  der 
Wohnbevölkerung  bedeutet,  stellt  sich  unmittelbar  die  i  inanzierungstrage.  Kurzum: 
Eine  wirtschaftspoliiisch  initiierte  Erwerbspersonenbremse  wird  im  Zweifel  Umver- 
teilungsbedarf auslösen. 

Bettachten  vfk  den  EflEdct  wirtschaftspolitischer  Initiative  anhand  unserer  Graphik: 


w 

SL 
SN 


H', 


A 

AÜ 

r      ^  ^ 

\d  ^ 

A 

 ^ 

Abb.  74:  Arbeitsnwrktglrichgewicht  nach  wirtschaftspolidacher  InidadTe 

Ausgehend  von  unserem  Arbeitsmarktgleichgewichf  in  (,4)  mir  einem  gleichgewichri- 
gen  Arbeirsvolumen  (A'^. )  und  dem  Reullohnsatz  {\\\.  )  habe  überschießende  Produkti- 
viiüisentwicklung  zu  einer  Verschiebung  der  Nachfragetunktion  von  (A'V,''  >  nach  (/V,'^ ) 
geführt  (gestalteter  Pfeil)  und  damit  zu  Punkt  (B).  ßci  gegebener  Angebotsfunktion 
(^0 )  entspricht  (B)  zunächst  keinem  Marktgleichgewicht.  Vielmehr  würde  sich  wieder 
ein  Angebotsüberschuß  (AÜ)  ergeben,  der  nach  allem  eher  ein  „Nach&ageunter- 
schuß**  ist  Qn  der  Graphik  blaß  eingezeichnet,  da  er  nur  für  eine  „l<^sche  Sekunde*' 
anhalten  wird).  Im  nächsten  Schritt  verschiebt  sich,  wie  wir  annehmen  wollen,  auf- 
grund wirtschaftspolitischer  Initiative  (gestalteter  Pfeil)  die  Angebotsfunktion  nach 
Westen  auf  (A',').  Damit  würden  wir  ein  neues,  fr/'/«  Arbeitsmarktgleichgewicht  im 
Punkt  (B)  erreichen.  Der  Übergang  von  (A',,  )  zu  (.Vi  )  vollzieht  sich  also  gewisserma- 
ßen in  einem  „Doppelschritt":  Zunächst  entsteht  nachfragebedingt  eine  „.Angebots- 
überschußspannung", Pfeil  (lüj,  die  aber  „sofort"  durch  eine  entsprechende  Ange- 
botsreaktion aufgelöst  wird,  Pfeil  (1  b),  so  daß  wir  es  an  der  Stelle  (^,)  mit  einem 
„echten**  Marictgleichgewicht  (iV|)  zu  tun  hätten.  Dabei  hat  (B)  all  die  Eig^schaften, 
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dic  wir  bcrcirs  im  letzten  Ahschnirr  besprochen  haben.  Hr  ist  (1)  wohltahrrsentwick- 
luni:s\vidrii;  und  (2)  statisch  mindcrcttizient  („inetfizicnt"),  dabei  aber  (3)  dynamisch 
elTi/ient.  Zwar  schöpft  die  Volkswirtschaft  ihr  potentielles  Arbeitsxolunien  nicht  voll- 
ständig aus,  dafür  steigert  sie  aber  ihr  Produktivitätscntwicklungspotcntiai  bestmög- 
lich. Das  aber  ist,  wie  wir  gesehen  haben,  mittelfiistig  der  erfolgv  ersprechendere  W  eg. 

Nun  kiSnnk  man  einwenden,  daß  es  sidi  bei  (fi)  gar  nicht  um  ein  „echtes"  Arbeits- 
mark^leichgewicht  handeln  kann.  Schließlich  sei  der  Rückgang  des  Arbeitsangebotes 
ja  auf  wirtschaftspolitische  Initiative  zurückzufuhren.  Wo  aber  „Staat"  sei,  könne  kein 
„Markt"  sein.  Wir  wollen  diesen  Punkt  an  dieser  Stelle  nicht  vertiefen,  weil  er  uns 
nicht  wirklich  weiterführt.  Nur  so  viel:  In  dieser  Form  und  in  einem  solchen  Argu- 
mentationszusammenhang  sind  tlic  Begriffe  »Staat«  und  •Afirkt«  viel  ^u  unbestimmt, 
um  tür  iiViiid  c/ww.!"  braue  hb. u'  zu  sein,  l  mgekehrr:  Wieso  Liehen  wir  denn  mir  grol:)cr 
Selbstverständlichkeit  davon  aus,  dalj  die  Angeboistunkiion  (Ay  )  auf  iler  Basis  einer, 
sagen  wir,  40-Standen-Woche  und  soundso  viel  Millionen  Erwerbstätigen  „Markt"  sei, 
die  Angebotsfunktion  {N*)  dagegen  „Staat*?  Dieser  Lo^  folgend  könnten  wir  um- 
gehend die  60-Stunden-Woche  einfuhren,  Kinderarbeit  und  die  Rente  mit  80.  Kurz- 
um: Die  Arbeitsangebotsfunktion  — ßdi  Arbeitsangebotsfunktion  -  existiert  denknot- 
wendigerweise  nur  auf  der  Grundlage  staatlicher  (bzw.,  allgemeiner  gesagt:  gesell- 
schaftlicher) Vorgaben  und  Normen.  Von  daher  ist  ein  Marktgleichgewicht  in  (fl) 
nicht  weniger  „echt"  als  das  ursprüngliche  Gleichgewicht  in  (-4)."""  Kurzum:  Mit  der 
Mindereftlzienz  können  wir  leben  und  m/ssfii  es,  wie  wir  im  letzten  Abschnitt  gesehen 
haben,  im  Lichte  unserer  /ielvorgaben  auch.  Die  \X  ohlfahrtsentwicklungswidrigkeit 
darf  aber  in  dieser  Form  nicht  besiehenbleiben.  \\  ie  also  inüike  die  wirischaftspoliti- 
sche  Initiative  ausgestaltet  werden,  damit  Punkt  (B)  wohl^rtsentwicklungskonform 
ist?  Gegenwartig  ist  das  ja  noch  nicht  der  Fall,  da  Bedingung  [2]  (Arbeitsvolumen) 
vedetzt  ist:  Das  Arbeitsvolumen  hat  sich  rückläufig  entwickelt  Selbst  iinsete  hilfsweise 
eingeführte  Bedingung  [2']  (Erwerbstätig^eit)  muß  bislai^  als  verletzt  gelten:  Die  An- 
zahl der  Erwerbstätigen  is/  zurückgegangen,  wenn  auch  nur  über  den  Umweg  der  An- 
zahl der  Erwerbspersonen.  Wenn  wir  also  das  erzielte  Ergebnis  als  «wohlfahrtsent- 
wicklungskontorm«  einsrufen  wollen  —  und  das  ist  eine  reine  Frage  der  Definition  — , 
dann  kommen  wir  nicht  umhin,  unsere  Bedingungen  ein  weiteres  mal  zu  modifizieren. 

Ersetzen  wir  also  no/e/is  voleits  die  unter  der  Annahme  überschießender  Produktivitäts- 
entwicklung ohnehin  nicht  erfüllbaren  Bedingungen  [2],  [2  ]  und  [3]  durch  eine  neue 
Bedingung  der  Form:'*^ 

>  Bedingung  [2"]:  y.  !aO% 


Zuende  gedacht  könnten  wir  an  dieser  SteUe  eine  Diskussion  anschließen  über  die  Frage,  was  genau  wir 

eigenilich  meinen,  wenn  wir  das  (ilcichgewicht  in  {B)  minticrcffizicni  („ineffizient")  nennen.  Schließlich 
würde  auch  das  (al$  effizient  unterstellte)  Gleichgewicht  in  (A)  gemessen  an  einer  6U-Stunden-Woche 
um  beadilfiche  35%  hinter  dner  „TOlbtim^gai*'  Faktonusachöpfung  zurikkbfeihcai. 
^  Dabei  wollen  wir,  um  den  Zähler  der  Bedingungen  nicht  unnötig  hodilaufen  zu  hssen,  die  neue  Bcdin- 
gung (2"]  nennen. 
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Das  einzige,  was  demnach  neben  Proiiukrivitätsennvicklung  noch  zu  tordern  isr,  wäre 
ein  nicht-rückläufigcs  Einkommen  (  \\ )  —  also  bjiikM////i/i  iisshihilitcit  —  für  jeden  beliebi- 
gen (/)-ten  Haushalt  aus  dem  Kreis  der  ausgesteuerten  Hrwerbspersonen.'  '  ■  Damit 
würde  sich  Wohlfahrtsentwicklungskonformität  also  auf  die  glcichzcidgc  Erfüllung 
von  Bedingung  [1]  (Arbeitsproduktivität)  und  Bedingung  [2"]  (Einkommensstabüität) 
beschränken.  Dabei  wäre  Bedingung  [1]  mtamdig  für  Wohlfahrtsentwicklung  und  (un- 
ter der  Vorgabe,  daß  Bedingung  [1]  erfüllt  ist)  Bedingung  ß"]  binmchend,^  Da  nun 
unter  der  Annahme  überschießender  Produkdvitatsentwicklung  freie  Marktsteuerung 
außerstande  ist,  Einkommensstabilität  zu  gnrahdeistea  und  damit  ein  wohlfahrtsent- 
wicklungskonformes  Ergebnis,  sehen  wir  uns  also  gezwungen,  Transfereinkommen 
(„'rransfcrlcistungcn")  in  die  Berechnung  einzubcziehen.''''  'rranslereinkomnien  aber 
sind  freier  Marktsreuerung  vollkommen  wesensfremd.  Damit  aber  verlassen  wir,  wenn 
schon  nicht  die  Ebene  trcier  Marktsteuerung,  so  aber  doch  und  endgültig  die  Ebene 
tf/ferw^^rMarktsteuerung.  Wir  müssen  diese  Ebene  verkssen,  weil  &eie  Marktsteuerung 
alkin  nach  allem  außerstande  ist,  bei  überschießender  Produktivitatsentwicklung  ein 
wohlfahrtsentwicklungskonfotmes  Ergebnis  zu  erzielen.  Untersuchen  wir  also  die 
Konsequenzen  einer  entsprechenden  wirtschaftspolitischen  Initiative  in  unserem  Mo- 
dell. Dabei  wollen  wir  uns  auf  eine  Gegenüberstellung  der  „üblichen"  Reaktion  auf 
Produkävitätsfortschritte,  wie  sie  in  der  „klassischen"  Lohnfindungsformel  zum  Aus- 
druck kommt,  mit  einer  wirtschaftspolitisch  zweckmäßigeren  ^»modifizierten"  Lohn- 
findungsformei  begnügen. 


Auf  lins  —  vor  allem  liui  Soxialpolitikem  und  vor  alli-m  in  Zeilen  „klammer  Kassen"  —  so  beliebte  Ar- 
gument, daii  Arbeit  ja  nicht  nur  dem  Einkommenserwerb  diene,  sondern  letztlicli  auch  der  sozialen  Hin- 
bindung,  dem  Gefühl  des  „Gebnuchtwerdens",  oder  gar  der  „Selbstverwirklichungf ,  und  aomtigpi,  mit 
V'crl.iul),  „So/ii.ilscl'.mus"  können  unil  v.oÜlii  w  ir  .'.n  dii  sci  Sit  llc  nicht  cint;elien.  \'iclmehr  wollen  wir  uns 
auch  hier  nicht  beirren  lassen  imd  konsequent  bei  unserer  „rein  matcriclicn  '  Wohlfahrtsdefinition  blei- 
ben. Schließlich  ist  die  „rein  materieOe"  Ebene  bei  nüchterner  Bettachtung  nicht  der  sdUechteste  Aus- 
gangspunkt für  alles  weitere. 

Der  Begriff  »Schmus«  (>Gcrcdc<)  leitet  sich  übrigens  ebenso  wie  »schmusen«  aus  der  gleichen  rotwel- 
schen  Wurzel  ab  (vgl.  Kluge  1 989:  schmusen).  Von  daher  scheint  mir  dieser  Begriff  (in  der  Bedeutung 
„süISlichcs  und  dabei  im  Zweifel  auch  eher  oberflächliches  Gerede")  passender  als  jeder  andere,  der  mir 
an  dieser  Stelle  einfallen  wiirdc. 

Hier  gilt  also:  Aus  der  Tatsache,  dali  Bedingung  [1|  erfüllt  ist,  folgt  iiubt,  dali  auch  Bedingung  [2"|  cr- 
fuOt  sein  muß.  Ojfaw  dk  ErfuDung  von  BetUngung  [1]  aber  ist  -  bd  einer  als  konstant  unterstellten  Anzahl 
ticr  Haushalte  -  die  Erfüllung  von  Bcdinsjunp  |2"]  unm(>i:lich  bzw.  iiur  im  Crenzfal!  v,  =0'?f  erfüllbar. 
*^  Ich  bevorzuge  den  Begriff  »Ttimi&ctiHkommem^  da  mit  dem  Begriff  »Leistungen«  regelmäßig  ein  synal- 
lagmatisches Verhältnis  („do  »t  des")  konnotiert  wird.  Darum  aber  handelt  es  sich  hier  gerade  nitbt.  Das 
i^ilt  i  jch  dann,  wenn  man  in  Rechnung  stellt,  daß  seitens  der  Sozialpolitik  mitunter  (und  mit  steigender 
Tenden;;)  versucht  wird,  den  „Leistungsbezug"  von  der  Erbringung  etwaiger  „Gegenleistungen"  abhän- 
gig  zu  machen. 
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Betrachten  wir  dazu  zunächst  die  absehbaren  V'erteilunusetYekte  bei  üherschielknder 
I*r()dukd\  itatscntwicklung  anhand  der  klassischen  Lühnfindungstormel,'^"*''  die  wir  wie 
dabei  folgt  modellieren  wollen:**' 

(502)  wifl'ä-V'AALQ 

Der  Reallohnsat2  (w")  soll  demnach  mit  der  Produktivitatsentwicklungsrate  (a)  an- 
steigen, allerdings  modifi2iert  über  die  Entwicklung  des  Arbeitsmarktes.  Eine  in  der 

jeweiligen  Rechnungsperiode  tendenziell  ansteigende  Arbeitslosenquote  (A.ALQ>0) 
würde  elenmach  i^ibcr  einen  Parameter  (y)  zu  einem  marktni.ic  In  bedingten  »»Abschlag" 
bei  der  Lohnsatzerhöhung  fuhren,  g^benen&lls  auch  umgckchrt.'^^ 

Da  wir  hic-r  aber  von  einer  konstanten  Beschattigungsquote  b  =  {)%  ausgehen  wollen, 
mul5  wegen  (398),  also 

(503)  fr-A^ 

auch  (AALQ)  einen  VX'err  von  Null  annehmen.  Die  vereinfachte  klassische  Lohnfin- 
dungsformel  lautet  demnach: 

(504)  w-\'ä 

Demnach  soll  der  Reallohnsatz  also  mit  der  Produktivitatsentwicklungsrate  ansteigen. 

Welche  Konsequenzen  würden  sich  nun  ergeben»  wenn  wir  die  klassische  Lohnfin- 
dungsformel  auf  eine  Volkswirtschaft  mit  trendstabil  überschießender  Produktivitäts- 
entwicklung anwenden?  Betrachten  wir  dazu  zunächst  ein  Rcchenbeispie!  und  nehmen 
wir  an,  die  Produktivitatsentwicklungsrate  betrage  ö  =  3^  und  das  Wirtschaftswachs- 
tum y-2%.  Damit  ergibt  sich  eine  Produktivitätsüberschußrate  von  (a-y)-l%  und 


Gesten  die  „Lohntiaduagstunncl"  werden  immer  wieder  mehr  oder  weniger  gewichtige  Linwändc  vor- 
gebracht, bis  hin  zu  dem  Argument,  daß  dn  solches  Instrument  schlechterdings  überfifissig  sei,  da  „der 
Markt"  (gemeint  ist  ficde  Marktstcuerung)  ohnehin  daim  s()rL;c,  daU  der  1  «ktor  Arbeit  entsprechend  sei- 
ner Grenzproduktivität  am  Volkseinkommen  beteiligt  werde.  So  ausdriicklich  zuerst  wohl  Clark  (Clark 
1899;  vgl.  dazu  die  knappe  Zusammenfassung  und  kritische  Kommenticrung  bei  Söllner  2001,  S.  73  f.). 
1  in  innere  Untersuchung  ist  es  aber  voUkommcn  glcichgviku;,  ob  wir  die  Luhnfmdungsfbtmel  als  „ge- 
werkschaftliche Daumenregel"  auffassen  oiler  als  „erw eileries  Marktgeset/''.  In  iler  l^er  \cnveneleten 
l'orm  spiegelt  sie  die  grundsätzliche  Beteiligung  des  l'aktors  Arbeit  an  der  Produktivitatsentwicklung  wi- 
der und  bctäcksichdgt  gleichzeitig  auch  die  ans  der  jeweilige  Acbeitsmackdage  tesultietende  Machtvcr- 
teiUing  /wischen  den  ..TariffMkrtnem"  und  ist  damit  himcicheDd  realitätsnah.  Für  unsere  Zwecke  woOen 
wir  uns  damit  bescheiden. 

^  Dabei  gibt  es  alletdings  verschiedene  Varianten.  So  findet  sich  statt  {AALQ)  häufig  auch  die  Abwei- 
chung der  Arbeitskisencpote  von  der  „natärUchen"  Arbdtslosenquote,  also  (ALQ-ALQ*).  Der  Begriff 

stammt  übrigens  von  I  Vicdman  („narur.tl  rare  i>f  unemplfn  mcnt",  l'ricdman  196S.  S.  H,  in  \nlchnung  an 
Wickseil:  „Tlhanks  to  Wickscll,  wc  arc  all  acquaintcd  with  thc  concept  of  a  ,natural'  rate  ot  intcrest  [...]"; 
a.a.O.,  S.  7).  Für  unsere  Betrachtui^  spielen  diese  Varianten  aber  keine  wesentliche  Rolle,  so  daß  wir  es 
bei  der  einfachsten  Modellierung  belassen  können. 
Dabei  soll  (^)  größer  Null  seia 
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damir  ein  entsprechender  Rückpanc  des  Arbeitsvolumens  um  N  =  -\%.  l^nter  An- 
wenduni:  der  klassischen  Lohnfinduni>st<)rmcl  würde  der  Reallohnsatz  entsprechend 
der  Produktiv  iiätscntwicklungsraie  um  w  =3%  ansteigen.  Allerdings  würde  nur  das 
verbliebene  Arbeitsvolumen  in  den  Genuß  dieser  Reallohnerhöhung  kommen.  Die 
Ausgesteuerten  würden  einen  ReaUohnsatz  von  Null,  also  überiiaupt  kein  Arbeitsein- 
kommen mehr  erzielen.  Schließlich  sind  sie  ja  arbeitslos  und  haben  daher  auch  keinen 
Anspruch  auf  ein  Lohneinkommen.  In  imserem  Rechenbeispiel  würden  also  99%  der 
ursprünglichen  Erwerbstätigen  ein  um  3%  höheres  Arbeitseinkommen  erzielen,  wah- 
rend 1%  der  ursprünglichen  Erwerbstätigen  gar  kein  Arbeitseinkommen  mehr  hätte. 

Demnach  ertniit  sicli  für  tlas  aggregierte  Arbeitseinkommen  bzw.  die  reale  Lohnsum- 
me in  der  Folgeperiode  (VV,  ): 

W{-  - 99% •  103  W-  +l%'0- Wi 

(505)  - 1,0197  •  Wo- 
-1*02  Wo 

Der  Anstieg  der  realen  Lohnsumme  entspricht  dabei,  wie  unter  den  gegebenen 
Annahmen  nicht  anders  zu  erwarten,  mit  W"  -  2%  dem  Wirtschaftswadistum:^^  Die 
Lohnquote  bliebe  somit  unverändert 

Verallgemeinern  wir  das  Rcchcnbcispiel:  Ausgangspunkt  sei  eine  Referenzperiode  mit 
der  aggregierten  Lohnsumme  (W,  ).  Dabei  gilt: 

(506)  Wo>H^iVo 

Die  reale  Lohnsumme  entspricht  definitionsgemäß  dem  Produkt  aus  Reallohnsatz 
(w^)  und  Arbeitsvolumen  (iVg)  in  der  Referenzperiode.  In  der  Folgeperiode  würde  das 

verbliebene  Arbeitsvolumen  |l-|£f|j  eine  um  die  Produktivitatsentwicklungsrate 

erhöhte  Lohnsummc  ((l  +  t/)-VV',  j  beziehen,  während  das  ausgesteuerte  Arbeitsvolu- 
men \ET  eine  Lohnsumme  von  Null  erzielen  würde. 


***  Die  im  Rahmen  der  Genauigkeit,  die  bei  solchen  Zusammenhängen  überhaupt  nur  möglich  und  von 
daher  auch  nur  anzustreben  ist,  /u  vem-ichlässigend  geringe  Abweichung  ergibt  sich,  weil  dynamisierte 
Gleichungen  nur  im  infinitesimalen  C>renzt'all  exakt  gelten.  Im  übrigen  ergibt  sich  für  den  relativen  Feh- 
ler ein  Wert  von  gerade  einmal  £%  >  0,03%. 
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Dctnnach  ergibt  sich: 

W,--  -(l  -|  £f  |)(l+a)-Wo"-+|  Ef\0'W^- 

-((l-|£f  |)(l+a)+|£f|o)w^o 
(507)        -(l+fl-|£f  |-|£r|fl)Wö 

-(1  +  K)W, 

Dabei  ergibt  sicli  die  vorletzte  Zeile  als  Näheningsfonnei^^  und  die  letzte  Zeile  aus 
dem  definitonschen  Zusammenhafig: 

=  ti  +  £7"  +  /i 

(508) 

'ä+ET  für  h-0% 

-fl-|£7"|         für  £7<0% 

Auch  hier  entspricht  det  Ansti^  der  realen  Lohnsumme  also  dem  Wirtschaftswachs- 
tum: 

(509)         "  W- 

Demnach  bleibt  festzuhalten,  daß  die  klassische  Lohnfindufigsformel  in  einer  Volks- 
wirtschaft mit  überschießender  Produküvitätsentwicklung  unmittelbar  „spaltungsdy- 
namisch" wirkt.  Ein  Teil  der  Arbeitseinkommen  -  immerhin  der  Löwenanteil  -  steigt 
schneller  als  das  \\  irtschaftsw  achstum,  während  der  Rest,  also  die  „Linkommen"  der 
Ausgesteuerten,  auf  Null  sinken.  Damit  aber  ist  die  klassische  l^jhntindungsformcl, 
zumindest  aus  wirtschaftspolitischer  Sicht,  für  die  Bemessung  möglicher  Realiohnstei- 


Der  Summand  ||£7|-äj  kann  vemachlassiL-r  WL  utcn,  tli  er  regelmäßig  nur  äußerst  genagt  Werte  an- 
nehmen kann,  in  unserer  Beispielrechung  sind  es  gerade  einmal  U,U1%  (I). 
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gerungcn  schlechterdings  ungeeignet.  Sie  produziert  auf  volkswirtschaftlicher  Kbene 
gewissermaßen  „negative  externe  littekte",  für  deren  Beseitigung  sich  die  Verursacher, 
in  diesem  Fall  also  die  „Taritpariner",  offenbar  in  keiner  W  eise  zuständig  fühlen.  Im 
Zweifel  obliegt  es  dann  „dem  Staat",  also  der  Wirtschaftspolitik,  sich  um  die  Finamsie- 
rung  bzw.  Alimentieruiig  der  Ausgesteuerten  zu  kümmern.^''  Von  einer  wohlfahrts- 
entwicklungskonfbrmen  Lösung  sei  dabei  an  dieser  Stelle  zunächst  einmal  völlig  abge- 
sehen. 

Daß  die  klassische  Lohnfindungsfotmel  gleichwohl  noch  immer  mit  einiger  Selbst- 
verständlichkeit als  geeignete  Daumenregel  für  die  Emuttlung  des  „\'erteilung«,spiel- 
raumes"  angesehen  wird,  ist  folglich  entweder  nur  mit  einem  ziemlichen  Maß  an  Igno- 
ranz zu  erklären  oder  aber  damit,  dal>  wir  es  hier  einmal  mehr  mit  einem  Wrsb 
Cileicl^.gcwicht  zu  tun  haben:  „Die"  ( iewerkschaften  und  „ilie"  Arbeitgeber\-erbände 
versuciien  das  aus  ihrer  Sicht  bestmögliche  Ergebnis  zu  erzielen  und  produzieren  da- 
bei ein  Ergebnis,  das  hinter  dem  bestmöglichen  Ergebnis  zurückbleibt  Zumindest 
aber  ist  es  nicht  wohlfahrtsentwicklungskonform.  Darüber  hinaus,  und  das  ist  viel- 
leicht der  noch  wichtigere  Punkt,  übersieht  es,  daß  die  „Gewinner**  von  heute  sehr 
leicht  die  „Verlierer**  von  morgen  sein  könnten.  Das  aber  ist  ein  Phänomen,  das  gera- 
dezu charakteristisch  für  XV/y/  Gleichgewichte  ist:  Jeder  einzelne  denkt  (oder  hofft 
zumindest),  er  selbst  werde  schon  auf  seine  Kosten  kommen.  Umgekehrt  bedeutet 
das,  daß  der  Staat  als  unmittelbar  betroffener  dritter  „Spieler"  wohlverstandencrweise 
bei  der  Lohnfindung  der  „Tarifpartner"  ein  \\  ortclien  nut/ureden  haben  sollte.  So 
gesehen  würde  Wirtschaftspolitik  also  sehr  \  iel  früher  /um  Zuge  kommen  müssen, 
also  nicht  erst  -  in  Form  von  „Sozialpolitik"  -  bei  der  Beseiuguiig  oder  zumindest  der 
Milderung  der  entstandenen  ne^tiven  externen  EfiEekte. 

Dieses  Ergebnis  spricht  übrigens,  dies  sei  am  Rande  bemerkt,  sehr  dafür,  die  ohne- 
hin eher  künstliche  Abgrenzung  zwischen  (im  Zweifel  ptoduktionsorientierter)  Wirt- 
schaftspolitik einerseits  und  (im  Zweifel  verteilungsorientierter)  Sozialpolitik  anderer- 
seits grundsätzlich  zu  überdenken.  Insbesondere  unter  der  Vorgabe  eines  einzigen  Fi- 
nalzielcs  nämlich  »Wohltahrtsentwicklung«  -  scheint  mir  eine  solche  Unterscheidung 
im  wesenrlichcn  nichts  anderes  zu  sein  als  die  1  orrschreibung  des  alten  Irrtums  der 
„Reichtumsokonumik",  gewissermalien  nach  tlem  Motto:  /;/•.;/  muß  die  U'nisdic/fhpo- 
litik  dafür  sorgen,  dal5  es  möglichst  viel  zu  verteilen  gibt,  tiiin/i  kann  die  .SV/~/Wpolitik 
dafür  sorgen,  daß  es  auch  den  „Bedürftigen"  möglichst  gut  geht  (oder  zumindest  nicht 
allzu  schlecht).  Eine  solche  Aufgabenverteilung  aber  wird  nicht  funktionieren  können 
-  schon  deshalb  nicht,  weil  bereits  deren  gedankliche  Grundlage,  die  Reichtumsöko- 
nomik, noch  nie  wirklich  funktioniert  hat. 


Dabei  könocn  wir  »AlimcnticrunK«  hier  ganz  wörtlich  auf&sscn.  Von  !at.  m'/wenfn  (wörtlich;  >Nah- 
rungsmirtel<)  meinte  »Alimente«  zunächst  die  „von  Seiten  des  Staates  geleistete  Ernährung  hilfsbedürfti- 
ger Personen",  später  dann  die  „L'ntcrsrützung  kinderreicher  l-amilicn"  und,  daraus  abgeleitet,  später  erst 
die  „Rechtspflicht  zum  l  nicrhah"  (Kluge  1989:  Alimente).  Wie  man  sehen  kann,  sind  die  hier  zu  be- 
^»echendcn  PiDbleme  alles  andere  als  neu. 
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Was  also  müßte  passieren,  um  dieses  per  definitinutm  wohltahrrsennvicklungswidrige 
Ergebnis  zu  vermeiden?  C  )tYenkundit;  brauchen  wir  eine  modifizierte  Lolinhndungs- 
formel,  im  Gegensatz  zu  (504)  also  etwa  in  der  Form: 


(510) 


Welche  Konsequenzen  würden  sich  dabei  ergeben,  wenn  der  Reallohnsatz  (w'  )  nicht 
mit  der  Produktivitätsentwicklungsrate  (a)  ansteigen  würde,  sondern  lediglich  mit  der 
Wachstumsrate  des  Volkseinkommens  (K)?  Bei  überschießender  Produktivitätsent- 
wicklung würde  das  zunächst  einen  jmV/jjf'm/  Anstieg  des  Reallohnsarxcs  für  die  Noch- 
Ervverbstätigcn  bedeuten.  Für  unser  Rechenbeispiel  heißt  das,  daß  die  Reallohnerhö- 
hung nur  M'  =  2%  betragen  würde.  Der  restliche  Proxenrpunkt  wäre  in  diesem  Falle 
frei  und  könnte  über  eine  Art  „W  ohlfahnsentwicklungstonds"  an  die  ausgesteuerten 
Eruerbspersonen  ausgezahlt  werden.'^^ 

Allgemein  gilt: 

=  ((l-|£fi)-(l  +  r)  +  |£f|(l  +  n)iyo 
(511)  U    '     "  / 

-[(i  +  y)(l-|£f|+|£f|))-H'o 

Auch  hier  würde  das  „Arbeitseinkommen"  also  in  Möhe  des  Wirrschaftswachstums 
ansieigen.  Allerdings  müssen  wir  »Arlieitseinkommen«  in  „Tüddelchen"  setzen,  da  es 
sich  in  diesem  i-all  um  die  Summe  aus  Lohn-  und  Trans tcreinkommen  handeln  würde. 


Man  könnte  auch  einfiich  .^zialtc^f*  dazu  sagen.  Allerdings  w  1 1  L  .  >h\vnhl  kitialtUch  das  gleiche, 
bei  so  manchem  Assoziationen  an  im  Zweifel  nichtsnutzige,  j^lcichw  ohl  aber  hungrige  Mäulcr  wecken, 
die  CS  sich  auf  Kosten  der  Allgemeinheit  in  der  sozialen  Hängematte  ü:emütlich  machen.  Ich  meine  das 
nicht  übermäßig  p<ileiiiisi-li.  Vielmehr  h.ibe  ich  cinfiich  nur  ein  paar  der  t;äii^ii;en  \'ukabcln,  wie  sie  sich 
in  vielen  cinschla^imen  Deh.ittcn  Iciclit  .luttmclcn  las-^en,  ai^.cin.mderectciht.  l'n-;  suH  es  in  diesem  Rah 
men  aber  nicht  um  Puleinik  gelieii,  sondern  um  die  Dpiiontu  einer  \vuliir.»lirt,seniwicklungskonf<irmcn 
WiitscbafbpoHtik  Im  äbtig^  sei  schon  an  dieser  Stelle  eingeräumt,  daß  die  »Brwerbspersonenbremse« 
in  der  Tat  nicht  die  empfehlenswerteste  th  r  w  irfschaftspolitischen  Optionen  ist.  Wir  werden  auf  diesen 
Punkt  im  nächsten  Abschnitt  noch  zurückkommen. 

Samuelson  imd  Notdhaus  zeigen  anhand  eines  „Zwei-Brüdcr-Beispieles*'  (zwd  gleichermaßen  be- 
gabte und  tüchtige  /williiigsbrüder  bearbeiten  Boden  unterschiedlicher  Prt>duktivität)  sehr  anschaulich 
auf,  daß  „nicht  einmal  der  pedantischste  Menschheitsbeglücker"  vernünftige  Einwände  g^n  eine  Bo- 
deniente  würde  erheben  können,  um  auf  diese  Weise  untetschiedliche  Bodenproduktivitäten  auszuglei- 
chen und  für  eine  bestmögliche  Allnkation  des  Faktors  Arbeit  zu  sorgen.  Gleichzeitig  weisen  sie  aber 
auch  darauf  hin,  dalJ  es  dabei  durcliaus  nicht  so  sein  muß,  daß  die  Bodenrente  „irgendeinem  Cirundei- 
gcntümer"  zufließt.  Ebenso  gut  ktinnte  sie  „in  l'orm  einer  pauschalierten  Sozialdividendc"  autgctcilt 
werden.  (Samuclson/Notdhaus  l'^H"^  b,  S.  41.3  ff.).  Obschon  nicht  g.mz  das  gleiche,  erinnert  die  „Sozial- 
dividende" doch  sehr  an  unseren  „Wohl£ihnsentwicklungsfonds"  bzw.  den  „Sozialtopf '. 
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Das  verbleibende  Arbeitsvolumen  würde  also  keine  Lohnerhöhunt;  in  Höhe  der  Pro- 
dukrivirärsennvicklungsrate  erhalten,  sondern  lediglich  in  Hf")hc  des  W'irtschattswachs- 
lums.  Die  Ausgesteuerten  dagegen  würden  fortan  rein  rechnerisch  ein  'l'ransferein- 
kommcn  bcicichcn  können,  das  sich  an  der  ursprünglichen  Lxjhnhöhe  und  ebenfalls 
einem  Zuschlag  in  Höhe  des  Wirtschaftswachstums  orientieien  konnte.  Die  unmittel- 
bare Konsequenz  bei  der  Anwendung  der  modifiaerten  Lohnfindungsformel  wäre 
also,  daß  aneb  unter  den  Bedingungen  überschießender  Produktivitätsentwicklung 
niemand  schlechtergestellt  würde.  Die  Noch-Erwerbstätigen  hätten  ihr  Realeinkom- 
men verbessert  (wenn  ;nich  nicht  in  gleichem  Ausmaß  wie  bei  der  Anwendung  der 
klassischen  Lohnfindungsfornicl),  während  die  Ausgesteuerten  zwar  den  Verlust  ihres 
Arbeitsplatzes  hinzunehmen  hätten,  darüber  lunaus  aber  zumindest  keinen  blinkom 
mensverlust.  Im  (iegenteil:  Sie  waren  an  der  protlukri\  itarsentwicklungsürientierten 
Reallohnsteigerung  ebenso  beteiligt  wie  die  Noch-hirwerbstäugen. 

Ist  dieses  Ergebnis  nun  „sozialrcttnantisch"  oder  gar  „revolutionär^?  Wir  kommen 
darauf  zurück.  Zunächst  wollen  wir  uns  nur  firag^,  ob  es  wohlfahrtsentwicklungskon- 
form  wäre.  Wenn  wir  die  Bedingungen  [1]  (Arbeitsproduktivität)  und  [2"]  ( Einkom- 
mensstabilität) zugrunde  legen,  ist  das  offiensichtlich  der  Fall.  Am  einfachsten  kann 
man  sich  den  Unterschied  zwischen  klassisciu  t  und  modifizierter  Ia)hnfindungsformel 
vielleicht  klarmachen,  wenn  man  letztere  als  „Modus  mit  eingebauter  Versicherung" 
versteht.  Die  Beschäftigten  stehen  (in  unserer  lieispielsrechnung)  vor  der  folgenden 
Wahl:  h>il))tdirnm  einer  Wahrscheinlichkeit  v(jn  99"  n  eine  regelniälJlige  T.ohnerlioliung 
von  3"  II  zu  erzielen  oder  \w\t  einer  Wahrscheinlichkeit  von  Kfii"..  eine  Lolinerh<')tuing 
von  nur  2%.  Das  ist  im  Kern  der  Unterschied  zwischen  den  beiden  Lohntindungsfor- 
meln.  Der  Verzicht  auf  einen  Teil  des  Zuwachses  ist  demnach  g^ssermaßen  die  „Ver- 
sicherui^{>rämie",  die  das  Risiko  absichert,  eines  Tages  selbst  zum  Kreis  der  Ausge- 
steuerten zu  gehören  imd  (von  spärlichen  Transfereinkommen  abgesehen)  einen  To- 
talverlust des  Einkommens  (und  der  Folge  auch  des  bis  dahin  angesparten  Vermö- 
gens) hinnehmen  zu  müssen.  Soweit  ich  die  Dinge  überblicken  kann,  würde  eine  ganz 
überwiegende  Mehrzahl  das  Versicherungsprinzip  zu  den  gegebenen  Konditionen  prä- 
ferieren.  Allcalin^s,  auch  das  ist  interessant,  in  aller  Regel  erst  dann,  wenn  man  ihnen 
die  Grundzuge  des  Konzeptes  hinreichend  deutlich  erläutert  hat'^" 


Daß  sich  lirwcrbspcrsoncn,  die  ohnehin  in  voUkummcn  abgesicherten  Verhältnissen  leben  (ako  etwa 
Beamte  auf  Lebenszeit  und  ähnliche  Personeokteige),  weniger  für  das  Verticheningsprinzip  erwarmen 
können,  versteht  sich  dabd  von  selbst 
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Abb.  75:  ArbeitSinaikt-„Gleichg$:wicht"  b«i  modifizierter  Luhnfindungsformd 

Die  Giaphik  entspricht  im  wesendichen  der  letzten  Gtaphik  und  auch  der  Abb.  72  im 
letzten  Abschnitt  Unser  Aus^ing$punkt  sei  wieder  (A)  mit  einem  Arbeitsmark^;leich- 
gewicht  und  einem  gegebenen  Output  (K).  Auch  wollen  wir  wieder  davon  ausgehen» 

daß  der  ReaUohnsatz  im  Ausgangspunkt  der  Grenzproduktivität  der  Arbeit  ent- 
spricht, so  daß  die  Flache  unter  {N^  )  in  den  Grenzen  von  Null  bis  (Nf,)  den  Ou^ut 
repräsentiert.  Weiterhin  führe  uns  ein  Produktivitätsschub  wieder  zu  Punkt  (B),  und 
die  wirtschaftspolitische  Initiative  verschiebe  die  Angebotsfunktion  wieder  von  (A^^ ) 
nach  (N*).  Abweichend  zu  Abb.  72  wollen  wir  aber  annehmen,  daß,  unserem  Bespiel 
enrsprechcnd,  die  Produktivität  beim  Übetj^ng  von  {A)  nach  (B)  um  «  =  3%  ange- 
Stiegen  ist,  das  Wirtschaftswachstum  aber  nur  um  Y  =  2%.  Demzufolge  ist  das  Ar- 
beitsvolumen um  A'--l%  zurücktie^an^cn.  Weiterhin  habe  ich,  zwischen  den  Punk- 
ten (D)  und  (7^).  die  lohnsatzunclastische  Arheiisnachtragefunkrion  (A',"^  ),  wie  wir  sie 
aus  (].  III.  (-.\loäili:^iertfS  Motkll  dts  .  \i-beitsMarktes<()  kennen,  eingezeichnet.  >X'elche  Ef- 
fekte lassen  sich  dabei  unterscheiden? 

Ohne  wirtschaftspolitische  Initiative  würde  weiterhin  die  ursprüngliche  Arbeitsange- 
botsfunktion {N^)  gelten.  Das  verbliebene  Arbeitsvolumen  (A^,)  würde  in  erster  Nä- 
herung weiterhin  einen  Reallohnsatz  von  w\'  -  w'^  beziehen,  da  die  Unternehmen,  wie 
wir  in  C  IIL  (»Mot^s^erfes  Modelf  des  Arim/marktes«)  ^seben  haben,  keinen  Anlaß  ha- 
ben, von  sich  aus  den  Reallohnsatz  zu  erhöhen.  Jeder  Reallohnsatz  zwischen  (B)  und 
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(D)  wäre  aus  der  Sicht  eines  Unternehmens  „gewinnmaximierend",  die  Differenz  7.\vi- 
schen  den  beiden  Punkten  reine  „iviiidful! profits".  Das  aber  eröffnet  si;e\verkschaftlichen 
I  landkingsspielrauni.  klcalerweise  w  ürde  sich  also  eine  produküviiäisurieniierte  An- 
hebuiig  des  Reallohnsatzes  auf  {w[  )  bei  Punkt  {Ü)  durchsetzen  lassen.'^*  Im  Ergeb- 
nis könnte  sich  das  verbliebene  Arbeitsvolumen  entsprechend  der  klassischen  Lohn- 
findungsfbfmel  also  einer  Reallohnanhebung  um  w"  «  3%  erfreuen,  wahrend  die  Aus- 
gesteuerten ganz  ohne  Lohneinkommen  dastünden. 

Af// wirtschaftspolitischer  Ininative  ergibt  sich  ein  anderes  Bild.  Zum  einen  hätten 
wir  im  Punkt  {B\  ein  „echtes"  Arbeitsmarktgleichgewicht.  Dabei  würde  das  ausgesteu- 
erte Arbeitsvolumen  zwar  keiner  Erwerbsarbeit  mehr  nachgehen,  würde  aber  gleich- 
wohl, entsprechend  der  modifizierten  I .ohntlndungsformel,  weiterhin  sein  ursprüngli- 
ches 1  .ohneinkommen  erzielen,  hhis  eines  produktivirärsenrwickluiiusbedin^ren  Auf- 
schlages von  w  =2'7c.  (jleichzeiug  wurde  auch  das  verbliebene  Arbeitsvolumen  nur 
eine  Reallohnerhdhung  von  w"  -  2%  eilialten,  nicbt  aber  w"  >  3%.  Wir  befinden  um 
demnach  bei  Punkt  (E).  Das  interessante  dabei:  Punkt  (£)  verfugt  über  immerhin 
zwei  von  drei  Eigenschafiten  des  „i<lcalen",  weil  (1)  wohlfithrtsentwicklungskonfor- 
men,  (2)  statisch  und  (3)  dynamisch  effizienten  Punktes  (B*).  Ledig^ch  die  starische 
Effizienz  muß  hier  auf  der  Strecke  bleiben.  Das  aber  ist  ein  Abstrich,  den  wir  unter 
den  gegebenen  Umständen  werden  hinnehmen  müssen.  ''^''  Kurzum:  (E)  ist  der  wohl- 
fahrtscntwncklunqskonformc  Geschwistcrpunkr  von  (B')  für  den  Fall  überschießender 
Produkti\  itätsentwicklung!  (/T)  emuliert  sozusagen  defi  Zustand,  der  sich  idealerweise 
ergeben  liä/h',  wenn  freie  Marktsteuerung  s<)  funktionieren  »iinl(\  wie  wir  es  eigentlich 
von  ihr  erwarten.  Kurzum:  Punkt  (ZT)  repräsentiert  unter  der  Zielvorgabc  >AX  olü- 
£üut$entwicklung«  das  vorläufig  bestmögliche  Ergebnis,  das  bei  überschießender  Pro- 
duktivitätsentwicklung erreichbar  ist.  Allerdings,  auch  das  ist  festzuhalten,  ist  dieses 
Ergebnis  nur  im  Zusammenspiel  von  freier  Marktsteuerung  und  zielbewußter  Wirt- 
schaftspolitik erreichbar.  Dabei  können  wir  davon  ausgehen,  daß  freie  Marktsteuerung 
ihre  Funktion  —  wie  immer  -  getreulich  erfüllen  wird.  Ob  aber  die  Wirtschaftspolitik 

Es  ist  gar  nicht  so  einlach  zu  entscheiden,  ob  wir  ^w^  )  als  Gkichgcwichtslohnsatz  interpretieren  kön- 
nen oder  nicht.  Schließlich  handelt  es  sich  bei  a/leu  Punkten  zwischen  (B)  und  (D)  um  ein  „Glcichgc- 

wichi". 

ZuiTi  Bcgrift  ■( Jicicliecwichtd,  ik-r,  wie  so  viele  .inJcic  Bej;iittc  auch,  Iciclit  in  ein  „bet;iittlichcs  (liaivs" 
(a^uO.,  S.  12)  luhrcn  kann,  vgl.  cwvn  F  eklerer/  Homburg  1994,  S.  12  lY.,  die  /.wischen  „methodisclien", 
„theoretischen",  „normadven"  und  einigen  weiteten  „Gleichgewichten"  seht  gründlich  und  auch  mit  ei- 
niger  Birerlitij^ung  ii-Mi  Tsclu-ick'n.  So  weisen  die  Aiitort  n  an  anderer  Stelle  darauf  liin,  daH  zum  Beispiel 
die  Gültigkeit  einer  Aussage  wie  „Gleichgewicht  bei  L  nterbe:>chätugung  ist  ein  \X  idcrspruch  in  sich" 
sehr  davon  abhängt,  was  man  unter  »Gleichgewicht«  verstehen  will  Meint  man  damit  »Madctiglei^ge- 
wicVir",  dann  ist  die  Aussage  wahr.  Meint  man  aber  .,/ustaild  mit  BchamUlgSvetmÖgen",  dann  ist  die 
Aussage  eben  uubi^iaht  (vgl.  Feldeier/Hombui^  1994,  S.  148). 
^  Da  haben  wir  es  wieder,  unser  „Omdett-Dilemma".  Allerdings  Gült  hier  die  Entscheidung  leicht,  da 
statische  HtTizienz,  falls  sie  nur  \\  ohlfahrtscntwicklunn  über  Kreuz  gerät,  niemals  Vorrang  haben  kann, 
weil  statische  Effizienz  nach  allem  ja  nur  notwendige  Bedingung  für  Wohltahrtsenrwicklung  sein  soll, 
iiinc  notwendige  Ikdingimg  aber,  die  das  Liintrcffcn  ihrer  eigenen  Konsequenz  verhindert,  wäre  ein  logi- 
scher „Super  I'olglich  haben  wir  es  hier  weniger  mit  dem  Omelett-Dilemma  zu  tun  als  vielmehr 
mit  dem  alten  Trugschluß  der  Rcichtumsökonomik. 
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zielbemißt  genug  ist,  um  ihrerseits  ihre  Rolle  auszufüllen,  ist  dabei  durchaus  eine  Fra- 
ge wert."^''  Immerhin  —  und  nur  das  war  hier  zu  zeigen:  Das  Prohlcm  ist  nach  allem 
nicht  unl(jsbar.  Ein  wohlfahrtsentwicklungskontornier  Kurs  ist  auch  bei  übcrscliieikn- 
dcr  Produktivitätscntwicldung  möglich. 

Natüdich  läßt  sich  g^en  eine  solche  Lösung  -  wie  gegen  Je^  Losung  -  eine  Reihe  von 
Einwanden  vorbringen.  Im  Grunde  sind  es  aber  immer  wieder  die  gleichen  Einwände, 

die  immer  wieder  aufs  neue  vorgebracht  werden.  Wir  wollen  daher  nur  auf  die  wich- 
liL^sten  eingehen  und  auch  nur  insofern,  als  sie  unser  Thema  unmittelbar  berühren. 
Der  erste  naheliegende  Einwand  ist  das  „(  lerechtigkeits"-Argumcnt.  Kurz  gefaßt: 
Kann  es  „gerecht"  sein,  daß  icmand,  der  (um  im  Beispiel  zu  bleiben)  a  =  ?>%  produkti 
verarbeitet,  „nur"  eine  Reallohncrliohung  von  w  =  2'7r  erhält?  l'mgekehrr  und  vor 
allem:  Kann  es  „gerecht"  sein,  daii  jemand,  der  gar  niclit  mehr  arbeitet,  mateneil  so 
gestellt  bleibt,  als  würde  er  weiterhin  ganz  normal  einer  Erwetbstätigkeit  nachg^en 
und  zum  Volkseinkommen  beitragen? 

Die  harte  und  grundsätzliche  Antwort  auf  diese  Fragen:  Uns  soll  es  hier  nicht  um 
„Gerechtigkeit"  gehen,  sondern  um  Zielkonfomiitat.'^''  Das  Ziel  aber  heißt  »Wohl- 
fahrtsentwicklung«. Milder  formuliert:  Sollte  sich  herausstellen,  daß  ein  wohlf  i'  n 
entwicklungskonformer  Kurs  „ungerecht"  ist  -  was  übrigens  voraussetzen  würde,  daü 
wir  „Gerechtigkeit"'"'''  zunächst  ebenso  klar  und  operationalisierhar  tlefinicren,  wie  wir 
das  mit  dem  Begriff  »W  ohlfahrtsentw  icklung«  getan  haben  dann  nnilke  eine  X'olks 
Wirtschaft  sich  enischeiiitn.  Wollen  wir  W  ohlhihrtsentwicklung  Wer  wollen  wir  „Gerech- 
tigkeit':' Alles  andere  liefe  auf  einen  regelrechten  „Eiertanz"  liinaus.''''''  Im  übrigen 
würde  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  eine  überwiegende  Mehrheit  mit  dem  „Versiche- 
rungsprinzip", das  mit  einer  Einkommensverteilung  nach  der  modifizierten  Lohnfin- 
dungsformel  verbunden  wäre,  durchaus  anfreunden  können.^''  Weiterhin  ist  es,  wie 


Man  kann  manchmal  wirklich  den  Eindruck  haben,  daß  die  Wirtschaftspolitik  ihie  eigenen  Ziele  nicht 
klar  vor  Ai^n  hat.  Das  zu  antlcrn  w  ätc  allerdings  eine  ureigene  Aufgabe  der  Wissenschaft.  Auf  eine 
Abweichung  von  gegebenen  Ziclvorgaben  hinzuweisen  scheint  mir  in  der  Tat  die  oberste  und  vornehm- 
ste Ebene  einer  deskriptiven  Vorgchcnswcisc  zu  sein.  Das  kann  auch  gar  nicht  anders  sein,  wenn  man 
sich  vor  Augen  hält,  cl.il'  DL-skri[iiion  (von  wirklicher  CJruTullagenforschung  einmal  al>>^csclicn)  leostlich 
nur  den  Zweck  h.iliLii  k.mn,  sich  im  Rahmen  ilcr  /.iclvci  toIminL»  nüizücli  zu  machen.  Und  der  erste 
Sciiriu  ii.ilH:i  i>.t  nun  eininal,  nicht  /.u  vergessen,  uclclics  /.icl  man  eigentlich  vertuigen  will. 
^  Das  ist  schon  deshalb  so,  weil  wir  im  Rahmen  dieser  Arbeit  unserer  Linie  treu  bleiben  wollen  und 
n<>niviii\  i'  Ffwä^urii:!  n  strikt  ahli-hnen. 

Solange  dieser  Punkt  nicht  zufriedenstellend  geklärt  ist,  wollen  wir  „Gerechtigkeit"  m  „1  üddclchcn" 
setzen. 

Der  Betriff  »I'.icrtan/"  \vur<.le  ührigeiis  durch  '^citK'  l'-rwühtiviiiL';  i"  Wilhelm  Waslers  1  .ihn,ibir  (II,  S  und 
III,  6)  populär.  Allerdings  handelt  es  sich  dort  nicht  um  einen  „Eiertanz"  in  der  heutigen  Bedeutung, 
sondern  vielmehr  tun  cm  kunstvolles  Spiel  mit  durchaus  klaren  R^ln.  Dabei  geht  es  darum,  sich  in  ei- 
nem abgegrenzten  Feld  tänzerisch  so  zu  bcnvcgcn,  daß  zuvor  auf  dem  Boden  ausgdq;te  Eier  mög^chst 
unversehrt  bleiben.  Mit  einem  „richtungslosen  Hin  und  Her"  hat  der  »Eiertanz«  in  seiner  uispiön^ichen 
Bedeutung  also  rein  gar  nichts  zu  tun.  Vgl.  dazu  Wugc  1989:  liicrtanz. 
'•"Zwar  wäre  dieser  Punkt  zunächst  repräsentativ  abzusichern.  Allerdings  würde  es  mich  n^r wundern, 
weim  bei  einet  entsprechenden  Ethcbui^  etwas  anderes  heiaiiskommen  würde  als  hier  vermutet.  Dafür 
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wir  in  C  II.  (>>Stiiiniin-ii/i/ocieil  des  Arhtitsw(irktt-.ü> )  gesehen  haben,  ohnehin  mehr  als  trau- 
lich, oh  die  mit  der  liintührunu  einer  verbesserten  Kapitalausstattung  ansteigende  Ar- 
beitsprodukiiviiäi  tiusächlich  den  „Nach-wiC'Vor-Lrwerbstätigen",  die  im  wesenili 
chen  ja  nicht  mehr  machen,  als  die  neuen  Maschinen  zu  bedienen,  zugerechnet  w  erden 
kann.  Ich  denke,  im  Zweifiel  eher  nicht.^^  Auch  von  daher  würde  das  „Gerechtig- 
keits"-A)^;ument  also  nicht  allzu  schwer  wiegen. 

Die  umgekehrte  Fallkonstellation  könnte  schon  kritischer  werden.  Würde  eine  im 
Zweifel  trendstabil  ansteigende  Zahl  von  Ausgesteuerten,  die  gleichwohl  ihr  volles 
Erwerbseinkommen  erhalten  und  dabei  auch  noch  am  Produktivitätsfortschritt  betei- 
ligt würden,  nicht  früher  oder  später  „Sozialneid"  erwecken?  Wir  wollen  diese  Frage 
an  dieser  Stelle  nicht  weiter  \  erliefen  und  uns  mit  dem  Hinw  eis  begnügen,  daß  auch 
die  groBtlächige  Hinführung  der  l'rühverrenrung  oder  die  sogenannte  „5<Ser- 
Regclung"  '  -  keinen  sonderlichen  „s{)zialen  Autsiand"  ausgelöst  haben.  Den  Lnter- 
nehmen  schließlich  kann  es  egal  sein,  wie  sich  eine  {^xlukttvitatsotientierte  Reallohn- 
erhöhung zwischen  den  Punkten  (ß)  und  (p)  (vg^.  dazu  die  letzte  Graphik)  auf  das 
Arbeitsvolumen  verteilt.  Für  sie  wäre  das  Ergebnis  kostenneutral,  so  daß  auch  hier 
wenig  Raum  für  „Gerechtigkeits**-Erwägungen  bleibt  Ein  zweiter  naheliegender 
Einwand  ist  die  „I  inanzierbarkeit"  eines  solchen  wirtschaftspolitischen  Kurses.  Wie 
wir  aber  gesehen  haben,  stellt  sich  diese  Frage  gar  nicht  erst.  Beide  I-olinfindungsfor- 
mcln,  die  klassische  und  die  modifizierte,  laufen  kostenrechnisch  auf  exakt  das  gleiche 
hinaus.  Allerdings  kann  man  hier  durchaus  /u  einem  anderen  Ergebnis  kommen  —  vor 
allem,  wenn  man  die  Dinge  aus  dem  Zusammenhang  reißt. 


spricht  nicht  zuletzt,  daß,  wie  wir  oben  in  Abschnitt  B.  (»Wfibfabrt«)  gesehen  haben,  die  Deutschen  mit 
ibvem  Soznlstaat  durchaus  zufirieden  zu  sein  scheinen  und  ihn  eher  ausgebaut  als  eingeschränkt  wissen 
woOen.  Im  übrigen  ist  die  Absicherung  gegen  absehbare  Risiken  ganz  einhdfig  als  „ökonomisdi  effi- 
zient" anerkannt.  Diese  Rinhclligkt  it  gi  hi  so  weit,  daß  dieienigen,  die  das  ««r^/ einsehen  wollen,  bei  den 

wichtigsten  ;il)/usiclicindcn  Risiken  {vor  :illcm  alsD  Kranken   und  Rentonversicherung,  aber  auch  zum 
Beispiel  Klz  i  laitptlicht  oder  lxucr\xrsiclicrung)  von  Gesetzes  we^en  „zur  Einsicht  gezwungen"  wer 
den.  So  gesehen  ist  es  zumindest  liemerkenswett,  daß  sich  diese  Einsicht  nicht  längst  auch  auf  das  Risi- 
ko, rVither  oder  später  „ausgc5tcucrt"  zu  werden,  ausj^edehnt  hat.  (Von  der  Arbeitslosenversicherung,  die 
das  Kjsiko  at>cr  ja  nur  sehr  unvollkommen  abdeckt,  sei  an  dieser  Stelle  einmal  abgesehen). 
^'  V^.  dazu  Abschtütt  C.  II.  (»StandardmodtO  Jet  ArbeitmaHUts«), 

N.icii  ')  65  I\'  S()15  II.  Diese  Rcijelunt;  wurde  miitlcnveilc  liurch  das  i'Siel'ie  (Je^^eiz  /iii  Änderung  de-: 
Dritten  Buches  Suzialgesetzbuch  und  anderer  Gesetze«  vom  ÜÖ-U4-U8  ^BGBl.  1  5.  6älJ  ruckwirkend  zum 
01-01-08  wieder  abgeschafft 

Allerdings  haben  die  Unternehmen,  wie  wir  gesehen  haben,  ein  Interesse  daran,  möglichst  dicht  an 
Punkt  {B)  bleiben.  d;i  sie  hier  ihre  „Bv'Hd/a/J proß/s"  mnximicrcn.  Dabei  ist  es,  das  wollen  wir  nicht  ver- 
hehlen, natürlich  leichter,  bei  einer  Abweichung  von  Punkt  (B)  gegen  ausgesteuerte  Erwerbstätige  zu 
polemisieren  und  zu  behaupten,  daß  diese  „die  Kosten  hochtreiben".  Tatsächlich  aber  macht  es  kosten- 
technisch überhaupt  keinen  UnicrschietI,  ob  die  verbliebenen  Erwerbstäügen  nach  der  kl.i';si<f  b.en  I.ohn- 
findungsformcl  eine  Rcallolincrhöhung  von  tv  >  3%  erzielen  und  die  Ausgesteuerten  einen  Reallohn- 
satz von  Null  oder  ob  a/U  nach  der  modifizierten  Lohnfindungsformel  eine  Reallohnerhöhung  von 
H'  -  2%  erhalte  11.  Für  „Getecbdgkeits''-Erwägvngen  bleibt  also,  ganz  im  Gegensatz  zu  „vetteilungspoli- 
äschen"  Auscinandcrsetzui^en,  wenig  Raum. 
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So  schreibt  ctAva  die  C)H(]D  in  einer  Studie  über  die  Lage  in  Norwegen: 

I  jn  l^niWcm  f^t  jedoch  die  rcl;iri\-  hohe  /;ihl  der  I  .mpHineer  von  Invuliditätsrentcn.''''' 

„Eine  holic  /ulil  von  Invaliditätsrcntcii"'  -  das  klingt  sehr  nach  Rrwerhspersoncn- 
bremse.  Nun  Inigcn  wn^  uns:  l  ür  ut»  ist  das  ein  Problem?  I  ur  die  Bezieher  der  Rcnien 
sicherlich  nicht.  Für  die  noiw^ischea  Steueizahler?  Das  ist  denn  Entsdiddung.  Für 
die  Leistungsfatügkeit  der  norw^schen  Wirtschaft?  Norwegen  hatte  im  Jahr  2005  ein 
Bruttonationaleinkommen  pro  Einwohner  von  60.890  US-$^s  und  lag  danüt  auf  ei- 
nem der  vordersten  Platze  der  „Weltran^ste".  Gleichzeitig  lag  Norwegen  im  Jahr  der 
r.rhebung  der  OFCD-Studic,  :ilso  2003,  auf  der  HDI-Rangliste  auf  Platz  1  O).**^ 
Kur/um:  Ob  das  also  ein  „Problem"  ist,  sollten  die  Norweger  entscheiden  —  offenbar 
leben  sie  ganz  gut  damit  -  und  nicht  die  ( JliCD;''  "  Vor  allem  aber,  und  das  ist  hier  der 
Punkl,  macht  es  meines  F.rachtens  keinen  sondcrlichtn  Sinn,  Daten  isoliert  und  ohne 
sonderlichen  theoretischen  Zusammenhang  für  wirtschaftspolitische  Empfehlungen 
heranzuziehen  -  nicht  einmal  für  Analysen.  Schwerwiegender  ist  der  Einwand,  dali 
eine  solche  Voigehensweise  nicht  mit  der  Tatüautonomie  vereinbar  seL  Dieser  Ein- 
wand ist  in  der  Tat  nicht  so  ohne  weiteres  von  der  Hand  zu  weisen.  Aber  auch  das  ist 
letztlich  eine  Frag^  der  Entscheidung.  Wollen  wir  im  Zweifel  Tarifautonomie,  oder 
wollen  wir  WohlMirtsentwicklung?  Juristen  würden  in  einem  solchen  Fall  wohl  mit 
der  rado  l^s  argumentieren.  Der  (  <  /  der  Tarifautonomic  bestand,  hist(jrisch  gese- 
hen, darin,  die  Verhandlungsmacht  der  Arbeitnehmerseite  zu  stärken.  Dabei  ist  auch 
dieser  Punkt  alles  andere  als  neu.  Greifen  wir  noch  einmal  die  schon  oben  in  Ab- 
schnitt D.  VI.  ("Say'sdk's  l'/itonw»)  angeführte  Textstelle  von  Adam  Smith  auf: 

Ls  lalk  sich  indes  leicht  vurhcrschcti,  welche  der  beiden  Parteien  unter  normalen  Umständen  einen 
Votteil  in  dem  Konflikt  haben  muß  und  die  «ideie  zur  Einwilligung  in  ihre  Bedingungen  zwingen 


«♦OECD  2003,5.228. 

Fi>;chL-r  W'ch.iltn.inarli  2008.  S.  "^SX.  lnieressanter\\  eise  der  i;Ieicl)en  Qufllv  /ufolixi-  d.is  Hruitosoxi- 
alprodukt  pro  Ropt  im  Jalire  2üül  bd  ,^ur"  35.630  üS-$  (Fischer  \X  eltalmanach  2Ü04,  S.  621J.  Wenn 
wir  von  dem  feinen,  in  diesem  Falle  aber  eher  kleinen  Unterschied  zwischen  Bruttosozialprodukt  und 
Bruttonationaleinkommen  einmal  ahsclicn,  w  ürdc  das  einer  W'achscumsrace  von  14.6"  «  entsprechen,  also 
einem  Wert,  der  mehr  als  unj-laubw  ürdig  ist.  Die  lirklärung  liegt  wahrscheinlich  in  den  Dollar- 
Schwankungen  begründet.  Daraus  folgt  erstens,  daß  die  Dollar-Parität  kein  sonderlich  rcüabics  Maß  ist 
imd  zweitens,  daß  ilcrarlige  Zahlen  wohl  husscr  mit  liniursltr  Vorsicht  zu  genießen  sind.  Für  konkrete 
wirtsc!vit;spi  >litischc  ({mpt'chlungcn  scheinen  sie  mir  daher  eher  ungeeignet  zu  sein. 

Fischer  W  eltalmanach  2004,  S.  31. 

Am  Rande  sei  angemeikt,  daß  die  Arbeitslosenquote  in  Notwegen  der  Reichen  Quelle  zufolge  bei  4,0% 

(2fi02)  1i/\v.  3.5"  II  (2006)  lag.  \\  rmiiilich  wild  das  eine  tnit  dem  anderen  zu  tun  haben.  Da  haben  wir  es 
also  wieder,  unser  OmcIctt-DiJcnmia. 

Ich  habe  bereits  im  Vorwort  dieser  Arbeit  versucht,  diesen  Punkt  deutlich  zu  machen,  und  hoffe,  daß 
das,  was  ich  sagen  wollte,  an  dieser  Sri  lle  vielleicht  erwas  klarer  \vir<.l.  Natürlich  bleibt  das  nicht  auf  Nor- 
wegen beschränkt.  Es  werden  sich  immr  und  üixraii,  in  jgd<r  Volkswirtschaft,  irgendweiche  Daten  finden 
kssen»  die  „Schlußltcht"-Chatakter  haben  oder  nur  „Mittelmaß"  sind.  Da  läßt  sich  trefflich  Kridk  üben. 
Zug^ebenemi  ilk  mag  das  ein  reiches  Betätigungsfeld  etwa  für  Wirtschaftsjoumalisten  sein,  deren 
Aufgabe  ja  nicht  zuletzt  darin  besteht,  das  Publikum  zu  unterhalten.  Aber  Wissenschaftler?  Wir  sollten 
doch  niemanden  unterhalten  wollen,  sondern  lieber  versuchen,  Licht  in  das  Dickicht  der  lirschcinungcn 
zu  bringen.  So  gesehen  erscheint  es  mir  geradezu  abwegig,  die  norw^ischen  Invaliditätsrenten  als  „Pro- 
blem" zu  stilisieren. 
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wird.  Die  Unternehmer,  der  Zaiil  nach  weniger,  können  sich  viel  leichter  zusamtnenschlielkn.  Aulkr- 
dem  billigt  das  Gesea  Ihre  Vereinigungen,  zumindest  vefbietet  es  sie  nicht  wie  die  der  Arbeiter.  [..,]  In 
allen  LohidKioflikieo  könneo  zudem  die  Unternehmer  läng^  durchhalten.''* 

Dar  hat  sich,  wie  wir  heute  wissen,  im  Laufe  der  Wirtschafts^schichte  gpandert  Nach 
lai^^  und  heftigen  Auscinandcrscrzuni^cn  wv/r  es  den  Arbeitnehtnem  erlaubt,  „Wrei- 
nigungcn**  zu  gründen.  Vornclitnlichcr  Z »eck  dieser  Vereinigungen,  wer  wollte  es 
bestreiten,  war  die  Stärkung  der  Verhandlungsmacht  der  iVrbeitnehmer.  Dabei  war 
„Stärkung  der  Verhandlungsmacht"  natürlich  kein  Selbst/w  eck.  Eifftil/iihtrZ.\\eck  war 
es  vielmehr,  die  Arbeitnehmerseite  angemessen  am  Froduktivitätstortschritt  zu  beteili- 
gen.'^^" Kurzum:  Ratio  legis  der  Tarifautonomie  ist,  in  der  liier  verwendeten  Terminolo- 
gie, Wohlfiahrtsentwicklung.  Wenn  also  Tari&utonomie  in  der  Form,  wie  vnt  sie  ken- 
nen, mit  Wohlfidirtsentwicklung  über  Kreuz  g^rät,  dann  ist  es  an  der  Zeit,  entweder 
die  Tari&utonomie  zu  überdenken  oder  das  Wohlfahrtsentwicklungsziel  zu  verwerfen. 
Im  übrigen  fußt  Tarifautonomie  auf  dem  aus  heutiger  Sicht  doch  etwas  „sozialrotnan - 
tischen"  Grundgedanken,  daß  es  sich  bei  den  „Tarifpartnem"  um  prinzipiell  gleich 
starke  Seiten  handelt,  the  ülx-rdies  ein  getneinsamcs  Interesse  und  damit  allen  Cirund 
zu  einer  bestmciglichen  Hinigung  haben.  Das  mag  in  Deutschland  in  den  Authaujahren 
und  \  ielleicht  noch  ciniL^-  /eil  danilicr  hinaus  in  der  Tat  der  Fall  gewesen  sein.  In  tlen 
letzten  zehn  oder  zwanzig  Jaiiren  war  davon  aber  wenig  zu  spüren.  Kurzum:  Auch 
dieses  Argument  kann  letztlich  nicht  überzeugen,  zumal  es  ja  nicht  darum  gehen  soll, 
die  Tarifautonomie  abzuschaffen.  Eine  Modifikation  aber  wäre  durchaus  eine  Überle- 
gung  wert  —  zumal  es,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  letztlich  ja  der  Staat  ist,  der  die 
Folgen  einer  Tari%estaltung  nach  der  klassischen  Lohnfindungsfbrmel  finanziell  zu 
tragen  hat.  Allerdings  kann  man  auch  diesen  Punkt  durchaus  kritisch  sehen.  So  geht 
etwa  Starbatty-,  übrigens  nicht  ganz  zu  üiurecht,  davon  aus,  daß  Politiker  kollektive 
Umlagesvsteme  favorisieren, 

[...]  weil  die  Mittel  rasch  zutlielien  und  damit  auch  nach  politischen  Vorstellungen  umgangen  werden 
können.  Bei  der  Möglichkeit  der  Einflussnahme  auf  Umlagesysteme  unterliegen  sie  häufig  der  Versu- 
chung, zunächst  anfallende  Obcrschüsse  för  die  Deckung  von  Defiziten  in  nudeidendcn  Sozialbcrd- 

chcn  heran/uxii'lien  —  mit  <Ii  r  K« ni'-i  cjucn/.  ilass  die  dort  flnfallenden  Prohlcmi'  niclit  gelöst,  sondern 
bislang  noch  gesunde  Systeme  cbentalls  nudeidend  werden.  Zu  dieser  Kategorie  gehören  die  sozialpo- 
Utischen  „Verschiebebahnhöfe'*.«^' 

Als  „krasses  Beispiel"  nennt  Starbatty  dabei  die  „Frühverrentung  zu  Lasten  der  Ren- 
tenversicherung**^2  damit,  in  der  hier  verwendeten  Begrifflichkeit,  eine  Spielart 
der  Erwerbspersonenbremse.  Nach  allem  aber,  das  läßt  sich  kaum  leugnen,  ist  Früh- 
verrentung gleichwohl  ein  wirksames  Instrument  der  Option  »Erwerbspersonenbrem- 


Adiini  Smith  S, 

l  'n^  uns  auf  die  Verhältnisse  in  Deutschland  beschränken:  Bismarck  wollte  /sv;/)r  Sozialstaai,  um  die 
„gcnicingcfährlichen  Bestrebungen  der  Sozialdemokrade"  (so  heißt  es  im  offiziellen  Titel  des  »Soziali- 
stengesetzes" >  II  in  ( .ronzcn  zu  halten.  Es  ging  also  um  politische  Stabilisierung  und  weniger  um 
die  Beteiligung  der  .\rbeiüieiimer  am  Produktivitätsfortschritt.  Das  eine  aber  -  Bismarck  war  Machtpoli- 
ükcr  -  war  ohne  das  andere  nicht  zu  haben,  jedenfalls  nicht  ohne  unabsehbare  Konsequenzen. 

'7'  Starbalt)' 2()(  »5,  S.  134  f. 

'«Starbatty2005,S.  135. 
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sc«.  Düß' ahvr  ein  solches  Instrument  I'inanzierungs-  hzw.  Alimentierungsbedart  aus- 
löst, ist  ottenkundii;.  Die  Tatsache  allein,  daß  dem  so  ist,  kann  demnach  also  kein 
durchschlagendes  Argunieni  .^f^i//  die  Zweckmäßigkeil  der  Erwerbspersonenbremse 
sein.  W  er  bzw.  welche  Institution  dabei  die  Finanzierungslast  letztlich  zu  tragen  hat,  ist 
dabei  zunächst  einmal  völlig  zweitrangig.  Hier  zeigt  sich  einmal  mehn  Aus  der  Tatsa- 
che, daß  es  Argumente  gibt,  die  gegfti  eine  Option  sprechen,  folgt  »übt,  daß  die  ent- 
sprechende Option  aUet'n  deshalb  2u  verwerfen  wäre.  Kurzum:  „To  judge  is  the  key."''^ 
Hitizu  kommt:  Eine  staatlich  initiierte  luAverhspersonenbremsc  muß  ja  nicht  notwen- 
digerweise zu  Lasten  der  Rentenversicherung  gehen.  Das  wirft  allerdings  die  Frage  auf, 
ob  viel  damit  gewonnen  wäre,  wenn  die  Erwerbspersonenbremse  beispielsweise  2\\ 
Lasten  der  ArlK'itslosenversicherung  gehen  oder,  wie  hier  vorgeschlagen,  über  einen 
„W'ohltahrTscnrwicklungstnnd'"  aliijewickclt  würde,  l'esr  steht  allein,  da()  eine  solche 
Maßnahme  in  irgendeiner  lorm  tin.in>:ierL  werden  mulke.  uVilerdings  riehtct  sich  Star- 
batt3r$  Argument  ja  auch  nicht  gegen  einen  „Topf  an  sich,  sondern  gegen  die  „sozial- 
politischen Verschiebebahnhöfe**.  Und  in  diesem  Punkt  kann  man  ihm  nur  zustimmen. 

Ein  letzter  und  nicht  ganz  auf  die  leichte  Schulter  zu  nehmender  Einwand  ist  die 
Fr^e  der  Anrehne^  die  auf  diese  Weise  gesetzt  würden.  Kann  und  darf  es  wirklich  sein, 
daß  jemand,  der  ausgesteuert  wurde,  weiterhin  sein  volles  Eohncinkommen  erhält? 
Diese  I-rage  aber  gehört,  wir  ahnen  es  bereits,  in  den  Bereich  der  Ethik  und  nicht  in 
den  Bereich  der  Wissenschaft.  Folglich  wf)llcn  wir  ims  auch  nicht  weiter  damit  befas- 
sen. Iiier  ging  es  nur  darum  zu  untersuchen,  welche  ( )ptionen  sich  tür  eine  wohl- 
fahrtsentwicklungskonforme  Wirtschaftspolitik  ergeben  würden,  l'nd  eine  \'orge- 
hensweise  nach  der  moditlzierten  Lohntuidungsformel  wäre  nach  allem  eine  solche 
Option."* 

Nach  allem  bleibt  also  festzuhalten,  daß  die  wesentlichen  Einwände  gegen  die  modifi- 
zierte Lohnfindungsformel  bzw.  gegen  eine  Erwerbspersonenbremse  nicht  allzu 
schwer  wiegen,  jedenfalls  nicht  schwer  genug,  um  diese  Option  allein  deshalb  /u  \  cr- 
werfen.  Die  Erwerbspersonenbremse  ist  also  durchaus  eine  Möglichkeit,  den  Arbeits- 
markt wohlfahrtsentAvicklungskonh^rm  zu  stabilisieren.  Berger  und  (  )ffe  haben  diese 
Option  sogar  als  „.Ausgangspunkt  aller  einschlägigen  Überlegungen'"  herausgestellt: 

Daß  ein  wachscjidtr  Teil  der  im  crwerb,stähigen  Alter  stehenden  Bevölkerung  in  Zukunft  anders  als 
durch  den  „Verkauf  ihier  Arbeitskraft  mit  Einkommen  versorgt  werden  müssen  witd,  darf  angesidits 
sinkender  Wachstumsraten,  anhaltender  Produktivitätssteigerung^  und  wachsender  Lebenserwartung 
heute  als  nicht  zu  letzender  Ausgangspunkt  aller  einschlägigen  Obeti^ungen  unterstellt  werden."' 


Solo  1991.  S.  95  f I  (fr\(>rhi.-huiii;  ini  (  )rigin;il).  \ii  der  politischen  (!)  Nntwciidii^kiir,  liiitulHiiiiiii'jt'!  /u 
treffen,  führt  demnach  keine  Wissenschaft  vorbei,  und  sei  es  die  beste.  Im  Gegenteil:  Kme  Entscheidun- 
gen za  ttefifien  über  das,  was  sein  svU  (was  ja  nichts  anderes  bedeutet  als  Wertungen  bzw.  keine  Br- 
Wertungen  zu  treffen,  also  nicht  normativ  vorzugehen),  ist  nachgcnuk  Kriterium  für  „gute"  \X  isscn- 
schaft.        dazu  auch  oben  E.  II.  I.  a)  (uDiinhsat^hfSfhleiiiiigiinßJ  Wachstum  uühljahrtienlmckhmgskonfomhi}. 

Auf  weitere  mögliche  „Nebenwirkungen"  werden  uir  in  Kapitel     (»Okun's  Piptiiat«)  noch  zu  sprechen 
kommen. 
«7S  Betgcr/0£fe  1982,  S.  358. 
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Bcrucr  und  (  )üc'  sprechen  hier  also  erstens  die  überschielk'nde  Produkrivitätsent- 
wicklung  („sinkende  \\  iichstumsraten"/„anh:iltende  Produktivitätssteigerunii")  und 
damit  die  potcniiell  rückläufige  Arbcitsnachfragc  an  und  zweitens  eine  potentielle  Zu- 
nahme des  Arbeitsangebotes  („wachsende  Lebenserwartung'*).  Einige  Seiten  später 
heißt  es  dort: 

Ein  flritter  Grund  fäi  unsere  These,  daß  günstige  strukturelle  Voraussetzungen  fär  eine  „Formaiisie- 
lunt;  cles  informellen  Sektors"  hcstclun,  iil'Ü'I  sich  scliliel'Iicli  nus  der  arhciismarktpoliiischen  l'her- 
zcugungskrafc  des  Arguments,  daß  es  zunehmend  unwahrscheinlich  wird,  daß  „Volibeschäfugung" 
unter  politisch  und  ökonomisch  realistischen  Bedingungen  wiederhergestellt  und  aufrechterhalten  wer- 
den kann.  Ganz  zwaiigsläufig  vetfillt  die  staatliche  Acbdtsmarkt-  und  Bescbäftigungspolidk  darauf  ih- 
fe  Aufmerksamkeit  auf  die  AngelK)lsseite  des  Arbeitsmnrktes.  genauer:  auf  die  Senkung  dt-s  auf  \'ach- 
fngc  wartenden  Angebutsvolumens  am  Arbeitsmarkt  zu  richten.  In  dieser  Situation  muß  jede  Mög- 
lichkeit zur  Endastung  des  Arbeitsimurktea  von  einem  chronisch  werdenden  Oberangebot  willkommen 
scin.'w 

Das  irritierende  daran  ist,  daß  auch  diese  Tcxtstelle  schon  wieder  fast  30  Jahre  alt  ist! 
Zwar  hat  es  in  der  Zwischenzeit  eine  Vielzahl  von  Bestrebungen  gegeben,  eben  doc/j 
„Vollbeschäftigung"'  w  icck  rhcr/ustellcn.  Die  Erfolge  dürften  aber,  auch  ohne  allzu  viel 
Polemik,  als  eher  kümmerlich  einzustufen  sein.  Nach  allem  muß  sich  der  Eindruck 
aufdrängen,  daß  wir  uns  vielleicht  doch  ein  wenig  im  Kreis  drehen.  Wenn  umgekehrt 
etwa  Pilz 

[...]  die  Beobachtung,  dass  der  Sozialstaat  die  Arbeitslocigkeit  bLispiclsweise  durch  Frühvertentuiig 
nicht  nur  nachweislich  vennindcse  [...l^ 

so  müssen  wir  uns  nach  allem  £ragen:  Ja,  was  denn  sonst?  Wenn  Pilz  aber  an 

dergleichen  Stelle  fortfährt  und  erwähnt,  daß  der  Sozialstaat 

[...]  durch  gr/i('l'<  Arheitsmarkr-  und  Bildungspolitik  sowie  als  eigenständiger  Arbeitgebet  auch  Ar- 

beitsplat/c  scliatYi-  utui  i-rhaltc  (...  .|""^ 

SO  mul)  man  den  Eindruck  gewinnen,  daß  man  auf  diesem  Niveau  in  der  Tat  eine  im 
eigentlichen  \\  ortsinnc  endlose  Debatte  wird  führen  können.  Pilz  schreibt  diese  Passa- 
gen in  einem  Abschnitt  mit  dem  Titel  »Leistungsvermögen  des  Sozialstaats«.  Dahinter 
steht  die  —  aus  der  Sicht  der  Befürworter  -  defensiv  geführte  Debatte,  daß  nur  Institu- 
tionen, die  hinreichend  „leistungsföhig"  sind,  eine  Existenzberechtigung  haben.  Spitz 
formuliert:  Wenn  sich  „der  Sozialstaat"  nicht  rechnet,  dann  gehört  er  abgeschafft. 
Ohne  diesen  Punkt  an  dieser  Stelle  vertiefen  zu  wollen:  Das  ist  bctrieb.swirtschaftliche 
Logik.  Auf  betriebswirtschaftlicher  i^bene  ist  es  unbestreitbar  sinnvoll,  Untemch- 
mensieilc  oder  1  inrichiungcn,  die  sich  nicht  rechnen,  aufzulösen  oder  abzuschaffen 
untl  SD  die  Konsolidierung  eines  Unternehmens  \  ()ranzuireilK-n.  Auf  \<>lks\\  irlschaflli 
eher  b.bene  aber  gibt  es  kein  „weg".  Ebensowenig  wie  es  auf  dieser  Ebene  so  etwas 
wie  „Gewinn"  geben  kann.  Kurzum:  Eine  Volkswirtschaft  laßt  sich  unmö^di  mit 
den  gleichen  Mitteln  konsolidieren  wie  das  bei  einer  Betriebswirtschaft  der  Fall  sein 
mag.  Allerdings  ist  es  dort  wie  hier  imverzichtbar,  sich  zunächst  Klarheit  über  die  an- 


Bcrger/OtYc  1982,  S.  366. 
"^"PU2  2()()4,  S.  121),  m.w.N. 
i"»  Pik  2004,  S.  120,  m.w.N. 
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gestrebten  Zielvari.ibkn  zu  verschaffen.  Im  Rahmen  unserer  l  Untersuchung  haben  wir 
uns  dabei  voll  und  g.uiz  auf  die  Zielvariable  »Wohlfahrtsentwicklunu;«  konzentriert. 
Ein  Frage  wie  „Ist  der  Sozialsiaai  leistungsfähig?''  muß  in  diesem  Zusammenhang 
vollständig  in  den  Hintergrund  rücken  -  schon  deshalb,  weil,  soweit  ich  sehen  kann, 
weder  für  den  Begriff  »Soziaktaat«  noch  für  den  Begriff  »Leistungsfähigkeit«  hinrei- 
chend brauchbare  Operationalisierungen  in  Sicht  sind.  Die  Idee  der  Erwerbsperso- 
nenbremse -  in  einem  zugegebenerweise  erweiterten  Sinne  -  ist  dabei  übrigens  alles 
andere  als  neu.  Entsprechende  Vorschlags  finden  sich  schon  bei  Ricardo,  wenn  er 
schreibt: 

l>  ist  eine  nicht  zu  bc/wcifclndc  Wahrheit,  dnij  die  Annehmlichkeiten  und  das  Wohlergehen  der  Ar- 
mtn  nicht  auf  Dauer  sichergesiellt  werden  kiinnen  ohne  ihre  eigene  lünsicht  otier  ohne  ein  Bemühen 
der  Gcsetzgd>u]^  ihr  zahlenmäßiges  Wachstum  zu  t^<ulieren  und  die  Zahl  früher  und  unüberl^iter 
Heiraten  zu  beschränken."^ 

Im  Grunde  war  das  wohl  Ricardos  Antwort  auf  die  Befürchtungen  seiner  Zeit  -  und 

vor  allem  auf  die  Befürchtungen  seines  Freundes  und  intellektuellen  W  iderparts  Mal- 

thus,  daß  CS  sich  bei  der  Nationalökonomie  letzdich  doch  um  eine  „äismal science"\izs\- 

dcln  könntc.'^'*'^ 

Fassen  wir  zusammen:  Eine  wimchaftspolitisch  initiierte  ürwerbspersoncnbremse 
würde  sidi  nach  allem  allein  über  den  Produktiritätsfortschritt  „finanzieren**.  Aller- 
dings wäre  das  keine  reine  ^^arkdösung'*.  Die  Aufgabe  der  freien  Marktsteuerung 
würde  vielmehr  darin  bestehen«  für  bestmög^che  Produkttvitätsentwicklui^  zu  sorgen 

und  damit  für  die  bestm(")gliche  n^iiiirgierti'  Wohlfahrtsciirw  icklung.  Die  disa;>^>}-i'gierte 
Wohlfahrtsentwicklung  wäre  dagegen  Aufj^be  der  Wirtschaftspolitik.  Zw  ar  w  :ire  das 
das  Ende  der  Tarifautonomic,  wie  wir  sie  kennen.  Allerdings:  ..Tlitrc  is  no  y/nv  'hin^^  a.r  a 
free  lunch"'^^^  Verglichen  mit  der  eher  /iclw  idrigen  F.niwicklung  der  lei/ien  lahr/chnte 
scheint  mir  das  allerdings  das  geringste  Problem  zu  sein.  Zumal  die  „Geschäflsgrund- 

tn  Ricardo  1821  b,  S.  91  f.  Wendungen  wie  „  Es  ist  eine  nicht  zu  bezweifelnde  Wahrheit"  g^hen  dabei 
offenbar  auf  ilcn  F.innuP>  \()n  james  \fill  zurück  (vgl.  Sr.^tT.K  I-.inführunt;  /u  Ricardos  ■'(Tr;/>,v/.w/:ri//. — 
abgedruckt  in  Ricardo  1821  b,  S.  X).  Das  ist,  nebenbei  bemerkt,  übrigens  die  Kehrseite  der  oben  in  Ab- 
schnitt B.  (»Wth^abrf«}  erwähnten  begrifflichen  Stringenz  des  19.  Jahrhunderts.  Am  Ende  der  Leistungs- 
fähigkeit begrifflicher  Sirin^i^enz  angekommen,  g.ih  es  wohl  doch  eine  gewisse  Neigung,  sich  letztlich  auf 
Mnicht  zu  bezweifelnde  Wahrheiten"  zurückzuziehen. 

^  Vor  allem  Malthus'  „pessimistische  Altemadve",  der  zufolge  sich  jeglicher  Produktivitätsfortschritt 
ni^t  Form  eines  höheren  Pro-Kopf-Einkommens,  sondern  lediglich  in  Form  einer  waclisentlen  Be\  lil- 
kerung  auf  Subsistenzlohnniveau  auswirken  würde  (Malthus  1798).  Vgl.  dazu  auch  die  knappe  Darstel- 
lung bei  Söllner  2001,  S.  37  f. 

™'  Die  Redewendung  -  gewissermaßen  die  angelsächsische  Variante  unseres  „(Omelett-Dilemmas"  -  wur- 
de übrigen'^  'seinerzeit  von  Friedman  als  Titel  einer  Wrnftentlichung  verwendet  fFriedman  1975)  und  auf 
diese  Weihe  pipuiarisiert.  Dabei  ist  das  „Omeleti-Dilemnia"  übrigens  ein  etblts  Dilemma,  und  nicht  nur 
ein  „Problem"  im  weidäufigen  Sinne.  Ein  „echtes"  Dilemma  in  diesem  Sinne  ist  eine  Situation,  in  der 
eine  Handlungsweise  («)  zu  den  Konsequenzen  (bK^c)  führt,  die  Hanilkingsweise  {-^ci)  dagegen  zu 
den  Konsequenzen  {pbhc).  Demnach  ist  es  also  unmöglich,  v^leichzcitig  (b)  und  (c)  zu  erreichen. 
Demnach  ist  ein  „echtes"  Dilemma  also  lediglich  die  aussagcnlogischc  Hntsprcchung  eines  Ziclkonflik- 
tes.  In  diesem  strengen  Sinne  wäre  das  „Gefangenendilcmma**  üluigens  knn  Dilemma.  Daher  wollen  wir 
es  besser  bei  der  Bezeichnung  »NdvA-Gleichgcwicht«  belassen. 
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lage"  der  Taritautonomic  -  also  annähernd  gleiche  Krätteverhältnisse  der  „Tarifpart- 
ner"  —  ohnehin  schon  seit  längerer  Zeit  nicht  mehr  gegeben  ist.  Nach  allem  würde  die 
Option  »Erwerbspersonenbremse«  aber  doch  zwei  Nachteile  mit  sich  bringen:  Zum 
einen  ist  die  „Alimcnticrung"  von  Ausgesteuerten  erklärungsbedürftig.  Allerdings 
scheint  mir  das  noch  das  geringere  Problem  zu  sein,  da  entsprechende  Maßnahmen 
(also  etwa  die  Friihverrentung  bzw.  die  „58cr-Regelung")  auch  in  der  Vergangenheit 
nicht  auf  sonderlichen  Widerstand  gestoßen  sind^^z  2um  zweiten  aber,  und  das 
scheint  mir  der  etffnt&cb«  Nachteil,  würde  diese  Option  personengebundene  Techni- 
sche Kompetenz  ^Jlumankapital")  versenken  -  eine  „Nebenwirkung"  die,  wenn 
möglich,  vermieden  werden  sollte.  Auf  nicht-materielle  Vspekte  wie  etwa  „Sich- 
eingebunden  fühlen",  „hrtüliung  durch  Arfieit",  das  „Gefühl,  gelirauclu  zw  werden" 
und  so  weiterwollen  wir  auch  hier  wV/'/ weiter  eingehen.  Allerdings  würden  auch  diese 
Aspekte  eh^t  gegen  c\nc  Urwerbspersonenbremse  sprechen.  Untersuchen  wir  also  ab- 
schließend, ob  sich  mit  der  letzten  der  vier  Optionen,  der  Arbeitszeitbremse,  diese 
„Nebenwirkungen**  vermeiden  oder  zximindest  mildem  lassen. 

4.  Atbeitszeitbteiiise 

Fassen  wir  zusammen:  Die  Mö^chkeiten  der  Wirtschaftspolitik,  die  Schwächen  ficeier 
Marktsteuerung  nach&ageseitig,  also  auf  dem  Wege  einer  Durchsatzbeschleunigung 

oder  einer  Produktivitätsbremse  zu  kompensieren,  siml  wenig  erfolgversprechend. 
Also  sind  wir  auf  die  Angebotsseite  verwiesen.  Iiier  hat  sich  gezeigt,  daß  die  Option 
»Frwerbspersonenbremse«  zwar  erfolgversprechend  ist,  allerdings  auch  „Nebenwir- 
kungen" mit  sich  bringt,  die  möglicherweise  vermietlen  werden  k<")nnten.  Diese  Ne- 
benwirkungen sind  erstens  die  eher  schlechte  W  rmii ulb.irkeir  der  Fnvcrbspersonen- 
brcmse,  zweitens  die  damit  verbundene  Versenkung  von  i  lumankapital  und  drittens 
die  Ausgrenzung  von  Erwerbstätigoi  aus  dem  Wertschöpfungsprozeß.  Wenden  wir 
uns  also  der  Frage  zu,  ob  diese  Nebenwirkungen  mit  der  vierten  und  letzten  Option, 
der  »Arbeitszeid3remse«,  vermieden  oder  zumindest  al^^müdert  werden  könnten  und, 
falls  ja,  ob  sich  dabei  möglicherweise  wiederum  andere,  neue  Nebenwirkungen  erge- 
ben würden. 

Die  erste  Nebenwirkung,  also  ein  möglicher  „Sozialncid-Reflex"  („Wieso  erhält  je- 
mand weiterhin  sein  volles  Arbeitseinkommen,  obwohl  er  doch  gar  nichi  mehr  er- 
werbstätig ist  und  somit  auch  nichts  zum  Volkseinkommen  beitriigtr";  würde  otfen- 
kundig  entfallen.  Schließlich  «/V/y/f  liei  dieser  Option  ja  niemand  ausgesteuert.  Auch  die 
mit  der  lirwerbspcrsonenbremse  verbundene  Versenkung  vt>n  Humankapital  würde 


Bemerkenswert«rweise  gUt  das  .luch  für  das  „Unternehmerlager".  So  haben  es  sich  die  Unteniehmen 
im  Rahmen  von  Vomihestandsrcitclungcn  mitunter  hunderttausende  von  Euros  kosten  lassen  -  wenn 

nicht  noch  \  icl  mehr  -,  Mitarbeiter  „freizusetzen".  Das  aber  wirft,  am  Rande  bemerkt,  ein  gewisses 
Schlagliclit  .iLif  die  Produktivitatsüberschußrate  namendich  großer  Unternehmen  und  den  damit  verbun- 
denen Rücki>ang  des  Wertes  des  Arbeitsinputs  -  in  der  hier  verwendeten  Begrifflichkeit  also  auf  den 
Rückgang  des  Leistungspanuneten  des  Faktors  Arbeit  Vgl.  dazu  D.  IV.  1.  c)  (»UHtmubmeristAe  Enisdui- 
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entfallen.  Allerdings  würde  das  nur  gelten,  wenn  wir  Humankapiral  als  H:.ifi/iirisfük/or 
des  Produktionssystems  ansehen.  Interpretieren  wir  Humankapital  dauei^en  als  Slrom- 
feikto>\  würde  mit  rückläufigem  Arbei(s\<>lumen  auch  das  produkiionswirksame  Hu- 
mankapital zurückgehen,  da  in  diesem  Fall  das  I  lumankapital  der  Volkswirtschaft  pro 
Rechnungsperiode  weniger  lange  zur  VerUigLing  steht^Auf  genau  dieses  Argument 
stützt  sich  etwa  Siebert,  wenn  er  schreibt: 

Das  [also  Arbeitszeitverkürzung]  hört  sich  gut  an,  ist  aiier  falsch.  Der  Vorschlag  geht  von  der  Annah- 
me aus,  daß  Arbeit  gleich  Arbeit  ist  und  die  Tritigkeit  des  einen  auch  durch  den  anderen  aii'^i-cführt 
werden  kann.  Dies  trifft  nicht  zu.  Vielmehr  bestehen  erhebliche  Unterschiede  in  den  Anforderungs- 
piofilen  der  Arbeitsplätze,  und  in  zahlreichen  Bereichen  ist  qualifiziecte  Atbdt  -  der  erfähiene  Fachar- 
beiter, die  verläßliche  Sekretärin,  der  findige  Ingenieur,  der  spezialisierte  Forscher  and  Entwickler,  das 
organisatorische  Talent    ein  erheblicher  Hni'.p.TlU:>,ktor.'"''' 

Sieberis  .Argument  läuft  also  darauf  hinaus,  daf5  die  verminderte  Arbeitszeit  einer 
Fachkraft  einem  Unternehmen  und  damit,  hei  awregierii  r  ßcrrachrunix,  der  Volks- 
wirtschaft insgesamt  mehr  produkiionswirksames  Hunaankapiiai  entzieht  als  der 
Verbleib  einer  weniger  qualifizierten  Kraft  an  produktionsreievantem  Humankqütal 
eritalten  würde.  Wenn  dem  so  wäre,  hatte  Siebert  in  der  Tat  recht.  Allerdings  ver^t 
er  hier  doch  sehr,  wenn  auch  nicht  ganz  unzeitgemäß,  einer  „Beste-Köpfe"-Logik. 
Dabei  wäre  es  für  jeden  Mitarbeiter,  der  eine  entsprechend  hohe  „Produktivitats- 
Anmutung**  genießt,  rational,  diesen  Nimbus  xu  pflegen,  da  eine  hohe  Produktivitäts- 
Anmutung  einen  entsprechend  hohen  Reallohnsatz  begründet  und  rechtfertigt.  Auch 
aus  der  Sicht  eines  Unternehmens  ist  es,  zumindest  auf  den  ersten  Blick,  rational,  die 
„besten  Köpfe"  möglichst  viel  und  m()glichst  lange  arbeiten  /u  hssscri  und  somit  das 
produkrionswirksame  Humankapital  zu  maximieren.  Kurzum:  W  n-  haiien  es  einmal 
mehr  mit  einem  Aöj/'-Gleichgewicht  zu  lun.'"^''  Bei  genaucrem  Hinsehen  erkennen  wir 


Den  gleichen  Effekt  haben  wir  bereits  oben  in  C.  III.  1.  (»M«difi^trt«s  MtdeH  itt  ArheitmaHlt- 

Uii  niuhnibting  t!i\i  \h(lr!ls<<)  Anp.'^\-)ViKhcn.  Wenn  e  in  I 'nicrnehmen  nberstundön  f  ihri,  w  ird  <K  t  L'i  L't  liene 
Sachkapitalbestand  ja  auch  wäiurend  der  Überstunden  genutzt.  Das  produktionswirksame  Kapital  ist 
demnach  also  größer  als  es  ohne  Obetstundcn  gewesen  wäre. 
Siebert  1994.  S.  189. 

In  den  USA  scheint  die  Ikreitschaft,  einen  „14-1  Irmrs  hiput"  zu  leisten,  mittlerweile  eine  geradezu  not- 
■wcnditK-  ..Karriere-Bedingung"  zu  sein.  Und  in  Japan,  um  ein  zweites  Beispiel  herauszugreifen,  soll  es 
angt  I  nuu  ii  ui  iicn,  ihe  um  21  l'hr  die  EDV  und  das  l.icht  ahsch.iltcn,  uni  Karoshi  (Tod  durch 

L'btr.ubLitj.mu'  v  <  u/uIil  agun.  Dabei  ist  Kiirofhi  \n  l.ipan  als  regelrechte  ßerutskrankhcil  ancrkannr  mit 
allen  versiclicrungsrechiliclicn  Konscijucn/cn.  Kur/.uni:  Aus  der  Sitlu  eines  )cdcn  ctn/clncn  Mitarbeiters, 
gleichviel  ob  in  den  USA  oder  in  Japan,  ist  es  bei  entsprechenden  Rahmenbedingtingen  rational,  das  zu 
tun,  was  m.m  lun  muPi,  um  weiterzukommen  -  utul  sei  es  bis  zum  buchstäblichen  und  endgültigen  I^m- 
fallcn:  Karoi/ji.  Betriebswirtschaftlich  gesehen  bedeutet  ein  solches  Verhalten  aber  nichts  weiter  als  eine 
MWittschaftsweise",  die  ihr  eigenes  „Kapital"  (hier  also  die  Arbeitskraft  imd  LeistimgsfiDiigkeit)  aufzehrt. 
So  etwas  kau»  auf  mitdere  Sicht  aber  nicht  ftmktionieren  luid  hat  meines  Wissens  audl  noch  nu  funktio- 
niert. Wie  bei  jedem  Nd/z^Gleichgewichi  gibt  es  auch  hier  im  Zweifel  nur  eine  Lösung;  Eine  regelseuen- 
de  und  tlttnisetxeadc  Instanz  (im  Zweifel  also  wieder  einmal  der  Gesetzgeber),  der  ein  entsprechendes 
Verhalten  sankdonsbewehrc  ^c'-licluweg  .'in/<rra:\'.  Umgekehrt:  Wenn  Sichert  Recht  hat  imd  entsprechen- 
de Mitarbeiter  in  der  Tat  „Lagpalifaktorcn"  sind,  dann  kann  die  Losung  nur  darin  bcsiehcn,  daß  mehr 
Lrwerbstätigc  in  der  Lage  sind,  entsprechende  Autgaben  zu  erfüllen,  nicht  aber,  daß  die  vorhandenen 
Mitarbeiter  immer  mehr  und  immer  länger  arbeiten.  Möglicherweise  setzt  aber  allmählich  auch  schon  die 
Gegenbewegung  ein  —  Stichwort  „amh-ä/k-bakiuie". 
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allerdings,  daß  einer  aut"bauorganisatc)rischen  (irundrege!  zufolge  jedes  Unternehmen 
jede  Srclle  („Arhcirsphitz")  aus  rein  kaufmännischer  Vorsicht  mit  einem  Stellvertreter 
bcsci/'en  sollte  -  schon  deshalb,  weil  jeder  „Kopf,  und  sei  es  der  beste,  irgendwann 
einmal  ausfallen  könnte  und,  wenn  man  den  Zeithoriüont  nur  w  eit  genug  spannt,  ir- 
gendwann einmal  aus&llen  wird.  Hat  etwa  Microsoft  darunter  gelitten,  daß  sich  Bill 
Gates  aus  dem  Tagesgeschäft  zurückgezogen  hat?  Ist  Apple  untergegangen,  weil  Steve 
Jobs  krankheitsbedingt  monatelang  ausgefallen  war?  Naturlich  nkbt.  Kurzum:  Für  je- 
den Kopf^  und  sei  es  der  beste,  stehen  im  Zweifel  zwei,  drei  oder  ganz  viele  weitere 
„beste  Köpfe"  bereit,  die  nur  darauf  warten,  den  „unersetzlichen  Verlust"  umgehend 
zu  ersetzen.  Niemand  ist  unersetzbar.  Wilhelm  Busch  übrigens  hat  das  in  Boards  Traum 
in  folgende  Worte  gefaßt: 

Die  Welt  ist  wie  ein  Brei.  Zieht  man  den  l.ötYcl  heraus,  und  wär's  der  größte,  gleich  klappt  die  Ge- 
schichte wieder  zusaflimen,  als  wenn  g$it  nichts  passiert  wSte.'"' 

Insofern  sollten  wir  Sieberts  „Engpaßfaktor"-Theorem  also  nicht  allzu  hoch  ansetzen. 
Im  übrigen  -  das  kommt  noch  hinzu  -  soll  es  uns  ja  nicht  darum  gehen,  hochqualifi- 
zierte Fachleute  im  Rahmen  der  Arbeitszeitbremse  auf  Halbtags-Tätig^eiten  zu  setzen. 
Uns  geht  es  schließlich  nur  um  einen  jährlichen  Rückgang  der  Arbeitszeit  im  Nach- 
komma-ßereich,  äußerstenfalls  im  kleinen  einstelligen  Bereich,  und  das  auch  nur  für 
den  Fall  überschießender  Prnduktivitätsentwicklting. 

Haß  die  Option  »Arbeifs/eilbremse«  drittens  schliefMich  auch  vermeiden  würde,  da(5 
Erwerbstätige  ausgesteuert  würden,  versteht  sich  nach  allem  v(jn  selbst.  Kurzum:  Die 
Arbeitszeitbremse  würde  die  gleichen  Vorteile  mit  sich  bringen  wie  die  Erwerbsperso- 
nenbremse, jedoch  ohne  deren  Nachteile.  Ein  im  Rahmen  überschießender  Produkd- 
vitätsentwicklung  rückläufiges  Arbeitsvolumen  würde  also  nicht  „O/r'-rationiert,  son- 
dern proportional^^  In  unserer  Graphik  in  Abb.  75  würden  wir,  ebenso  wie  bei  der 
Erwerbspersonenbremse,  demnach  Punkt  (£)  erreichen,  ohne  einen  einzigen  Er- 
werbstätigen aussteuern  zu  müssen.  Dabei  hätte  {E)  unverändert  die  gleichen  Hgen- 
schaften  wie  im  Falle  der  Hrwerbspersonenbremse:  F.r  ist  wohl fahrtsentwicklungskon- 
form,  dynamisch  effizient,  dabei  .iber  statisch  „ineffizient".''^"^  Nach  allem  wäre  also 
die  Arbeitszeitbremse  der  Erwerbspersonenbremse  vorzuziehen.  Damit  stellt  sich  die 


'«»Busch  löyi. 

Zum  Begriff  bzw.  allgemein  zu  Radonierungsmodi  (,3>üoiiieningsschemata")  vgl.  etwa  Felde- 
ttr. Homburg  1904,  S.  300.  Vgl.  auch  D.  II.  1.  c)  (»PndiikimatskmpiHU^/QMMt^^i^Fa!Qt«).^mi 
klingt  der  Begriff  »Ratiunierung«,  vor  allein  im  Zusammenhang  mit  freier  Marktsteuerung,  immer  recht 
scheußlich.  Die  Alternative,  die  ft«ie  Marktsieuerung  zu  bieten  hat,  wäre  aber  der  wohlfahrtsencwick- 
hingsvidnge  (!)  Punkt  (C).  Also  müssen  wir  uns  auch  hier  wieder  entscheiden,  ob  wir  aus  prinaipiellen 
Gtüntlcn  Rationicrunc  ablehnen  wollen  und  dabei  im  Zueitel  ein  wuhlfahrtsentAvicklunu-iwidri^es  Er- 
gebnis in  Kauf  nehmen  oder  ob  wir  ein  wohlfahrtscntw-icidungskunformes  Lrgebnis  anstreben  und  dabei 
Rationierung  in  Kauf  nehmen.  Da  haben  wir  es  wieder,  unser  Omelett-Dilemma. 

Dabei  ist  übrigens  völlig  offen,  aw  „ineffizient"  (bzw.,  auf  einer  metrischen  Skala:  wie  minderetTizient) 
Punkt  (ß)  tatsächlich  ist.  Bei  gegebenem  Kapitalbcstand  könnte  es  nämlich  durchaus  sein,  daß  die  Kin- 
bindunu  zusätzlichen  Arbeitsvolumens  mangels  komplementärer  l'aktorausstattung  ohnehin  keinen  oder 
2un\indcst  kdnen  wesentlich  höheren  Output  bedeuten  wurde.  Wir  werden  auf  diesen  Punkt  noch  zu- 
rückkommen. 
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Franc,  welche  möi^lichcn  sonsti'jjcn  Nachteile  diese  Option  gei^enüber  der  I  jAvcrbsper- 
soncnbrcmsc  mit  sich  bringen  würder'  Soweit  ich  sehen  kann:  Keine.  Im  Cjcgenteil: 
Bei  der  Arbeitszcitbremsc  würde  sich  sogar  noch  ein  zusätzlicher  produktivitäisstci- 
gcmdcr  Effekt  ergeben.  So  referiert  etwa  Kromphardt  Schät;£ungen,  denen  zufolge 
eine  Senkung  der  Arbeitszeit  um  1%  zu  einer  Steigerung  des  Produktivitätsniveaus  um 
0^%  bis  0,6%  fuhren  würde,'*'  und  Rdssert  et  aL  erwähnen  „verschiedene,  voneinan- 
der unabhängige  Schätzungen",  denen  zufolge  „eine  einstündige  Verkürzung  der  Wo- 
chenarbeitszeit einen  Produkdvitätsanstieg  von  1  bis  1,8%  induzieren"  würde.  Dabei 
gehen  sie  selbst  von  einem  Wert  aus,  der  bei  1,5%  liegt.''^ 

Umgerechnet  ergibt  sich,  wenn  wir  von  einer  40-Stunden-Woche  ausgehen,  dabei  eine 
Hiastizität  (»j)  im  Bereich  von 

(512)  1,:=^  =  0,4(...)-0.7 

n  -2,5% 

Das  aber  ist  eine  Größenordnung  die  sich  recht  gut  mit  Kromphardts  Schätzung 
deckt.  Wenn  wir  für  die  Arbeitszeitelastizität  der  Arbeitsproduktivität  (i})  also  von 
einem  Wert  von  etwa 

A 

(513)  »i:=T— 0,5 

n 

ausgehen,  dann  würden  wir  bei  einem  Rückgang  der  mittleren  jährlichen  Arbeitszeit 
um  beispielsweise  n«-l%  eine  Produktivitätssteigerung  von  a«0,5%  erzielen.  Inter- 
essanterweise, nach  allem  aber  nicht  sonderlich  überraschend,  wird  dieser  Effekt  in  der 
Literatur  meistens  als  Problem  wahrgenommen:  Eine  Senkung  der  Arbeitszeit  um 
n  =  -\%  würde  zu  einem  Anstieg  der  Arbeitsproduktivität  um  a  =  {).5^/<  führen  und 
demnach  „nur"  zu  einem  Zuwachs  der  Erwerbstiitigkeit  uni  /:7' = +0.5';f .  Hier  zeigt 
sich  also  einmal  mehr,  dal5  es  sehr  darauf  ankommt,  was  genau  man  eigentlich  errei- 
chen möchte.  \\  ill  man  mit  dem  Instrument  Arbeitszeitverkürzung  VoUbeschäfdgung 
erzielen,  und  das  möglichst  auch  noch  „möglichst  schnell",  dann  wird  man  sich  (fast) 
fühlen  wie  Sis)  phos:  Jeder  Schritt,  den  man  tut,  wäre  letztlich  (zumindest  zur  Hälfte) 
vergeblich.  Ganz  so  schlimm  wie  Sisyphos  würde  es  uns  dann  aber  doch  nicht  erge- 
hen. Zwar  wurde  mit  jedem  Arbdtszdtverkürzungsschritt  die  Erwerbstätigkeit  nur  um 
jeweils  die  Hälfte  zunehmen.  Um  eine  Arbeitslosenquote  von  beispielsweise 
ALQ^Wk  aufzulcisen,  wären  wir  nach  20  Schritten  bzw.  einer  Reduzierung  der  Ar- 
beitszeit um  ^  =  -2()'r  gleichwohl  am  Ziel.  .Ausgehend  von  einer  mittleren  jährlichen 
Arbeitszeit  pro  Erwerbstätigem  von  zur  Zeit  etwa  Stunden  pr<j  Woche  würden  wir 
folglich  auf  einen  Wert  von  etwa  32  Stunden  pro  W  oche  kommen. 


Kiomphatdt  1998,  S.  251,  m.w.N. 
^  Reissett  et  al.  1986,  S.  10,  m.w.N. 
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Anstcllc  der  Hrkcnntnis,  dalJ  der  Reallohnsatz  um  ir  =  -3'^  sinken  müßte,  wie  die 
C^obb-Douglas-I'unktion  das  nahelegt,''"'  würden  wir  hier  also  zu  dem  Mrjcbnis  kom- 
men, daß  das  mmlcrc  jährliche  Arbciisvolumen  um  «  =  -20%  sinken  müliie,  um  ein 
volkswirtschaftliches  Gleichgewicht  auf  dem  Arbeitsmarkt  wiederherzustellen.''''-  Das 
aber  spricht,  man  kann  es  kaum  anders  ausdrücken,  fiir  eine  veritable  gesamtwirt- 
schaftliche Schräglage.  Allerdings,  auch  das  ist  nicht  2u  ignorieren,  hat  die  Wirt- 
schaftspolitik auch  etwa  40  Jahre  Zeit  gehabt,  durch  Inaktivitat  eine  solche  Schräglage 
2u  erzeugen.  Von  daher  wäre  es  also  nicht  allzu  unangemessen,  für  die  Beseitigung 
dieses  Zustandcs  einen  Zeithorizont  von  weiteren  20  Jahren  anzupeilen.  Wenn  wir 
zusätxlicli  in  Reclinung  stellen,  daß  wir  es  empirisch  gesehen  mit  einer  trendstabilen 
Produktivitäisüberschußratc  xon  etwa  (V/ -  K )  =  0,3*^f  /u  tun  lialn/n,  würden  wir  das 
gleiche  Krt^ebnis  erst  nach  50  |ahrcn  erzielen,  otler  aber  der  Rlh  kuang  der  mittleren 
jährlichen  Arbeitszeit  müßte  entsprechend  htiher  austallen.  iUleidings  soll  das  nicht 
unser  Thema  sein.  Uns  soll  es  nur,  ausgehend  von  hier  und  heute,  um  die  Frage  gehen, 
was  zu  tun  wäre,  damit  der  weitere  Kurs  wohl&hrtsentwicklungskonform  ist.  Dazu 
wäre  es  hüireichend,  die  Überschußrate  der  Produktivitätsentwicklung,  die  wir  nach 
allem  vorsicht^rwdse  mit  etvra  {ä-Y)»0,5%  ansetzen  sollten,  durch  eine  lai^&istig 
orientierte  Arbeitszeitbremse  zu  kompensieren.  Dabei  klingen  0,5%  nicht  sonderlich 
spektakulär.  Innerhalb  von  10  Jahren  wünk  das  alle  rdings  einem  Rückgang  der  Ar- 
beitszeit um  n  =  -59r  entsprechen  oder,  absolut  gesehen,  einem  Rückgang  von  zurzeit 
40  Stunden  auf  3S  Stuntleii.  In  bereits  20  |ahren  waren  wir  detnentsprcchend  bei  etwa 
36  Stunden,  /w  ar  mag  es  sein,  daß  20  lahre  ein  Zeitraum  sind,  der  den  strategischen 
Horizont  der  meisten  Poliükcr  (und  damit  auch  der  VX'irtschafts-  und  Sozialpoliukcr) 
bei  weitem  übersteigt  Aber  genau  hier  scheint  mir  das  Problem  —  oder  eines  der  vielen 
Probleme  —  zu  hegsn:  Die  mangelnde  Bereitschaft,  oder  auch  nur  die  unzureichenden 
Anreize,  in  mittel-  und  lang^rfinstigen  Zeiträumen  zu  denken  und  vor  allem  auch  zu 
handeln. 


Vgl.  E.  II.  1.  b)  (ii)  (»Arixitsnachjn^  Cobb-Dou^«). 
^  Die  Hetstelhu^  dncs  solchen  „Gleicbgewkhts"  hat  ddici  -  wir  müssen  es  nach  allem  eigpitUch  kaum 
mehr  ccwähncn  -  mit  der  Wohlfahrtscntwicidunjpiconfonnität  des  \\  irtschaftspolitischcn  Kurses  u  tnig 
2u  tun.  Wohlfahrtsentu'ickluncskonformität  setzt  definitionsgemälJ  beim  skitiis  quo  an.  Das  soll  allerdings 
nicht  heißen,  daß  die  Bcscitimmi'.  jahrzchntealter  Mißstände  nicht  trotzdem  vielleicht  wünschenswert  wä- 
re. Allcrdin^  wollen  wir  Mch  hier  bei  unserer  Linie  bleiben  und  uns  schon  aus  diesem  Gninde  nicht  mit 
Hwünschenswetten"  Dingen  bc£uscn. 
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Nun  m:\{x  man  einwenden,  dal5  die  mittlere  jährliche  Arbeitszeit  pro  Erwerbstätigem 
ohneiiin  rückläufig  isL  Werten  wir  also  einen  Blick  auf  die  Entwicklung: 


2000 


Abb.  76:  Entwicklung  der  mittleren  jährlichen  Arbeitszeit  pro  Hr\vcrbs tätigem  in  Deutschland  seit 
1970 

Die  Graphik  zeigt  die  Entwicklung  der  mittleren  jährlichen  Arbeitszeit  pro  Erw  erbstä- 
tigem (n)  in  Deutschland  im  1  ,ang/eitvergleich  von  \9'^0  bis  2008."*'  Dabei  Ixzieht 
sich  die  dijnne  „gezackte"  Kurve  auf  die  rechte  Ordinate  und  beschreibt  die  jährlichen 
Vefänderungen  in  Prozent.  Die  dicker  eingezeichnete  Kurve  beschreibt  den  Trend, 
der  hier  als  polynomische  Funktion  3.  Ordnung  (mit  einem  Korrelationskoeffizienten 
von  immerhin  *2S%)  modelliert  wurde.  In  der  Tendenz  war  die  mitdere  jährliche 
Arbeitszeit  pro  Erwerbstätigem  also  eindeutig  rückläufig.  Allerdings  scheint  diese 
Tendenz  allmählich  auszulaufen.  Vor  allem  in  den  letzten  Jahren  ist  kein  weiterer 
Rückgang  mehr  zu  beobachten.  Ein  ähnliches  Bild  ergibt  sich,  wenn  wir  die  obere 
Kur\'e  betrachten.  Sie  beschreibt  den  Index  des  mittleren  jährlichen  Arbeitsvolumens 
pro  Erwerbstätigem.  Dabei  habe  ich  die  Daten  des  Statistischen  Bundtsamtes  auf 
1970  als  Basisjahr  „umindexiert  \\  ie  man  sehen  kann,  ist  der  Index  innerhalb  von  38 
Jahren  von  100  Punkten  auf  73,3  Punkte  abgesunken. 


Statistisches  Bundesamt  2008,  Blatt  1.12:  >'Entrrbstätiff ,  Arheifiiehmtr  und  jif leistete  Arbeitsstunden  im  Inlattd«. 
Der  in  den  Daten  für  1')')!  eigentlich  zu  erwartende  „Spruiie  "  infolge  des  Beitritts  der  ehemaligen  DDR 
\razde  vom  Statistischen  Bundesamt  dutch  Bildung  geeigneter  Kcttcnimüces  rausgetechnet. 
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Damit  lälit  sich  der  durchschnittliche  jährliche  Rückgang  der  Arbeitszeit  bestimmen: 

(514)  =>  100(1 +      =  73,3 

^/i.38|lM_i._o,8% 
Hioo 

Die  mittlere  jähdiche  Arbeitszeit  pro  Erwerbstätigem  Ist  demnach  auf  den  gesamten 
Zeitraum  bezogen  also  um  beachtliche  r«-0,8%  pro  Jahr  zurückgegangen.  Zum 
Vergleich:  Im  Zeitraum  von  1950  bis  1985  ist  die  Arbeitszeit  in  Deutschland  von  etwa 
48  Stunden  pro  Woche  auf  40  Stundin  v  i  Woche  zurückgegangen.^'^'*  Anderen 
()ucllcn  7ufoltrc  war  ein  entsprcclicnJcr  lluckLianü,  bereits  1975  erreicht."""'  Nach 
Schneider  können  w  ir  von  48  Stunden  in  195ü  ausgehen,  von  44  Stunden  in  1970  und 
von  40,5  Stimdcn  in  1975. 

Für  den  Zeitraum  von  1950  bis  1970  bedeutet  das  einen  mitderen  jährlichen  Rückgang 
von: 

"|V5U  ■(!+'')- «197» 

(515)  =>  48  ■(!+«) -44 


1^ 

— -l--0,4% 
48 


Damit  liegt  der  Rückgang  der  Arbeitszeit  seit  1970  doppelt  so  hoch  wie  im  \'ergleichs- 
zeitraum  1950  bis  1970  —  jenem  Zeitraum  also,  in  dem  ein  (vorwiegend  gewerkschaft- 
lich, aber  auch  wirtschafitspolitisch  initiierter)  trendstabiler  Rückgang  der  Arbeitszeit 
angeblich  für  einen  wohlfahrtsencwicklungskonformen  Kurs  gesorgt  haben  soll.  Ein 
Rückgang  in  dieser  Größenordnung  sollte  also  mehr  als  ausreichend  sein,  um  die 
wohlfahrtsentwicklungswidrigcn  Folgen  überschießender  Produkdvitätsentwicklung, 
die  sich  ja  lediglich  in  einer  (xrößenordnung  von  (f/-y)  =  0,39r  ...  0.5%  bewegen 
dürfte,  zu  vermeiden.  Allcrdint^s,  und  das  ist  das  Problem  an  dieser  Stelle,  haben  wir  es 
einmal  mehr  mir  einem  srarisrischen  .\rtefakr  zu  tun.  Nicht  „die"  mittlere  jährliche 
Arheits/eit  pro  F.rwerhstätigem  ist  zurückgegangen.  Vielmehr  gibt  es  offenbar  eine 
zunehmende  Anzahl  von  brwerbsiäiigen,  die  nur  in  Teilzeit  arbeiten  und  auf  diese 
Weise  den  stadsttschen  Mittelwert  nach  unten  drücken.  So  resümiert  etwa  LehndorfF 
in  einer  Studie: 

Die  fiJdische  Nonnakrbeitszdt  abhängig  beschäftigter  Vollzeitlaäfte  in  beiden  Teilen  Deatschlands  ist 
im  Durchsdinitt  die  40-Stuaden-Wodte.'M 


»♦Ctcutz  2001.  S.  470. 

«B  Schneider  1984,  S.  193  f.  ni,w.N. 

««Lehndorff  2003.  S.l. 
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Damir  sagt  er  allcrdinj>s  nichts  wirklich  neues.  Schon  fest  20  Jahre  zuvor,  also  1986, 

haben  Reisscrt  et  al.  fcsti^cstellt: 

Hinzu  kam,  daJJ  der  langtrisüge  Trend  der  ArbeitszeiiA  erkürzung  seit  Milte  der  siebziger  Jahre  deutlich 
abgeflacht  war  und  damit  auch  keine  Entlastung  auf  dem  Atbeitsmatkt  mehr  bewirkte.^ 

Somit  hat  sich  seit  Mitte  der  1970er  Jahre  in  dieser  Hinsicht  also  nicht  allzu  viel  be- 
wegt Demnach  ist  der  Rückgang  der  mitderen  jährlichen  Arbeitszeit  pro  Erwerbstäti- 
gem aUein  also  keine  geeignete  Meßzahl  für  die  wirtschaftspolitischc  Option  »Arbeits- 
zeitbremse«. Wir  sollren  also  genau  unterscheiden  zw  Ischen  einem  aiig/smeinen  Rück- 
gang des  mittleren  jährlichen  Arbeitsvolumens  pro  I  rwerbstä tigern  einerseits  und  der 
Zunahme  von  Teilzeirarheirsvcrhälrnissen  andcrcrscirs,  also  der  (zuminclcsr  rclarivcn) 
Mrosion  des  so^enaiinteii  „Nornialarlx-itsverhälmisses".  Zwar  hat  beides  statistiscii 
gesehen  den  gleichen  i  JlekL,  nämlich  die  gemessene  miniere  jahrliche  Arbeitszeit  pro 
Erwerbstätigem  zu  senken.  Mit  einer  »Arbeitszeitbremse«  im  definierten  Sinne  hat  die 
Zunahme  von  Teilzeitarbeitsverhaltnissen  aber  nur  wenig  zu  tun.  Von  einem  al^mn- 
nert  Rückgang  der  Arbeitszeit  kann  demnach  nicht  die  Rede  sein.  Eher  ist,  vor  allem  in 
jüngerer  Zeit,  eine  en^egengesetzte  Tendenz  zu  beobachten  —  die  „Senkung  der  Ar- 
beitseinkommen pro  Stunde  über  den  J\w!i  cß^  von  Arbeitszcitpolitik'""-*  und  damit  eine 
F.nr\vicklung  in  Richtung  l:!.rhöhiiiig  der  Arbeitszeit.  Eine  zweite  Tendenz,  die  wir  oben 
sch(jn  ani^esprochen  haben,  ist  die  l  anrichtung  von  Überstunden  als  Regelfall:'"'*  Das 
Arbeilsvolumen  konzentrier!  sich  demnach  zunehmend  auf*  die  Noch-F.rwerbstäii- 
gen.'""  '  Mit  der  Betrachtung  reiner  Durchschnittswerte  konmien  wir  also  auch  an  die- 
ser Stelle  nicht  weiter. 

Auch  hier  ergibt  sich  also  wieder  ein  iVdX^-Gleichgewicht:  Für  jedes  einzelne  Unter- 
nehmen ist  es  rational»  den  Lohnsatz  und  damit  seine  Arbeitskosten  zu  senken»  indem 
es  bei  gegebenen  Lohnkosten  einen  höheren  Arbeitsinput  durchzusetzen  versucht. 
Daneben  sind  „Überstunden  als  Regelfall"  aus  Unternehmenssicht  selbst  dann  noch 
sinnvoll,  wenn  sie  (einschließlich  mög^cher  Zuschläge)  bezahlt  werden  müssen.  Zu- 
mindest kurzfristig  gesehen  kann  ein  T  Unternehmen  auf  diesem  Wege  auf  die  vorhan- 
dene betriebsbezogene  Technische  Kompetenz  der  Nhtarbeiter  zurückgreifen  und  er- 
spart sich  die  Last  der  F.inarbeitung  möglicher  neuer  Mitarbeiter.  CiesamrAvirtschattlich 
gesehen  müssen  wir  uns  unter  diesen  Umständen  aber  nicht  wundern,  wenn  die  Zahl 
der  Ausgesteuerten  bzw.  die  Anzahl  nicht-existenzsichernder  Arbeitsverhältnisse  eher 
zunimmt  anstatt  abzunehmen.  Fassen  wir  zusammen:  Die  wirtschaftspolitische  Opti- 
on »Arbeitszeitbremse«  würde,  ebenso  wie  die  Erwerbspersonenbremse,  auch  bei 
überschießender  Produktivitätsentwicklung  einen  wohlfahrtsentwicklungskonformen 
Kurs  ermöglichen.  Daneben  vermeidet  sie  die  offenkundigen  Nachteile  der  Erwerbs- 


^  Rdssertet  al.  1986,  S.  5,  m.V.a.  Autorengemeinschaft  1963. 

*•  Lclindorft  2003,  S.  6  fl  lenurlubung  im  Original). 
"'Vgl.  E.  II.  l.  b)  {AX'achstum  a'obljahrtstnhmklungstt'idrig'i). 

lum  w'jj.  ^yjf  \i  11  1  (>iW'acbstum  uvhIJabf1sentu'üklunffU'idrif^»)MhcTsdb^  haben,  würde  allein  die 
Ab.schaffüng  von  Übecstunden  rein  lechnerisch  ausreichen,  um  knapp  40%  der  Erwerbslosen  einen  Ar- 
beitsplatz za  vetachafifen. 
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pcrsonenbremsc,  ohne  chibci  sonsrinc  crnsrzunchmcndc  unerwünschte  „Nlehenwir- 
kunL;cn"  mit  sich  zu  hrin<4en.  Insbesomlcrc  würde  sie  die  l'n)duktivitatsent\vickiungs- 
rate  nicht  potentiell  senken,  sondern  itn  Gegenteil  eher  steigern  und  damit  unsere  Be- 
dingung [1]  für  Wohlfahrtsentwicklungskonformität  in  der  Tendenz  noch  untcrstüt- 
2en.  Interessantetweise  hat  sich  gerade  in  der  jüngsten  Vergangenheit  gezeigt,  daß 
selbst  die  etwas  „akdvistische"  Vadante  der  Arbeitszeitbremse,  also  die  Kurzarbeit, 
größere  Verwerfungen  zu  vermeiden  imstande  ist.  Dabei  ist  es  wiederum  interessant, 
daß  der  Begriff  »Kurzarbeit«  im  Stichwortverzeichnis  mancher  einschlägiger  I^hrbü- 
cher,  zum  Beispiel  auch  in  Brinkmanns  »Arbeitsökonomik«,  nicht  einmal  Erw  ähnung 
findet.'"*''  Nun  wurde  »ArbcitszcitAcrkürzung«  schon  immer  kontrovers  diskutiert  — 
oder  aber,  was  letztlich  noch  bedcnkliclier  ist,  als  Thema  einfach  totgeschwiegen."**'^ 
So  hat  zum  Beispiel  Kevnes  schon  1943  in  einer  Langfristpn  »s^nosc  Arhcirszcirverkür- 
zungen  nicht  nur  tut  per  se  wünschenswert,  sondern  —  aus  Ciründen  der  Systemsiabili- 
tät  —  sogar  für  unausweichlich  gehalten.*''^^ 

Eine  ganz  ähnliche  Auf&ssung  vertritt  übrig^is  auch  Leontief: 

N:ich  seiner  Meinung  müssic  der  Staat  helfen,  wenn  der  unauHialtsame  VetdrSngongsprozess  des 

Menschen  durch  die  Maschine  zu  Einkommcnsvcriustcn  ftilirtc."*^ 

Dabei  stand  Leontief  wohl  nicht  zuletzt  unter  dem  Eindruck  der  Weltwirtschaftskrise: 

Zwischen  l'JiU  und  1940,  in  den  Jahren  der  Weltwinschaftskrise,  fiihite  [der  FroduküvitätstonschrittJ 
ZU  dner  Veiknappung  des  Scdlenai^bots,  der  man  mit  dem  „teile  die  Axbeitslosiglceit"  durch  Teil- 
zeitarixit  b^egnete.'^ 

Konsequenterweise  neigt  er  dabei  zu  der  Auffassung,  daß  die 

Verkürzung  der  wöchentlichen  Arbeitszeit  [...]  auch  heute  die  Chance  [bietet],  einer  wachsenden  Ar- 
beitslosigkeit zu  begegnen."""' 

In  der  Tat  ist  es  schwer  einzusehen,  warum  Arbcitszeirv  erkürzung  zwar  als  Krisenin- 
tcr\'entionsmaßnahme  tauglich  sein  soll,  nicht  aber  Instrument  langfristiger  und  steti- 
ger Wirtschaftspolitik.  Ganz  entsprechend  äul3ert  sich  auch  etwa  Kromphardt: 

Ohne  Arbeitszdtverkürz u ng  (im  folgenden  AZV)  hatte  das  gestiegene  Bruttoinlandsprodukt  in  fiist  al- 
len Jahren  mit  einer  geringeren  Zahl  von  llrwerhstätigcn  produziert  werden  können.  Dank  der  Ar- 
beiiszcitvcrkiirzimti  \\';ircn  dat'ür  jedoch  mehr  lk'schat"rit;tc  erfotdeilich,  und  der  Riiclcgang  der  Be- 
schattigtenüiihl  konnte  verhindert  oder  abgemildert  werden. 

Die  gleiche  Entwicklung  der  Besdiifdgung  hätte  ohne  AZV  ein  sehr  viel  lascheres  Wachstum  der 
Piodukdon  erfordert  [.„]  Dies  spricht  für  eine  Politik  der  AZV.'»"^ 


Brinkmann  1 909. 

iwM  Vgl,  dazu  etwa  die  knappe  Ül>crsicht  bei  Krumphardt  1998,  S.  24S  ff. 

Keynes  1943;  vgl.  dazu  auch  etwa  Zinn  1994,  S.  75  f.  Kcyncs  schließt  seinen  Text  mit  „  quotations 
froni  Sir  [I.  HcntlersonV  piper  whieh  seeni  to  nie  to  enihodv  much  wisdom."  (a.a.O.,  S.  324):  Jire 
more  Iikil\  lo  succeed  in  mainiaining  empioyment  if  we  do  noi  make  chis  our  sole,  or  even  our  first,  aim. 
Perhaps  V  Ttiployment,  like  hi^>t>iness,  will  come  most  readily  when  it  is  not  suught  for  its  own  sake.  The 
real  pn»blcni  is  to  usc  our  pioductive  powcrs  to  secutc  the gnatest  human  welfare."  (a.a.O.,  S.  324) 
Unii  2l>U7,  S.  147. 
WK>s  Leontief  1982,  S.  148  (im  liriäutcrungstcxt  zu  Bild  2). 
><m  Leontief  1982,  S.  148  (im  Erläuterungstext  zu  Bikl  2). 
Kromphardt  1998,  S.  246. 
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Nun  lä(k  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  ein  „sehr  viel  rascheres  W  achstum  der  Produk- 
tion" nicht  so  ohne  weiteres  aus  dem  sprichwörtlichen  „Hut  zaulocrn".  Auch  nicht  — 
und  das  ist  an  dieser  Stelle  der  entscheidende  Punkt  -  mit  freier  Markts  teuer  ung. 

Natürlich  gibt  es  auch  Gegenstimmen.  Die  we^ntUcben  Argumente  gegen  Aibeitszeit- 
veiküfzung  wirken  dabei  aber  irritierend  blaß,  wenn  man  nur  etwas  genauer  hinsieht. 
So  argumentiert  etwa  Siebert  wie  folgt 

Man  kann  nicht  davon  ausgehen,  d  iss  das  Arbeitsvolumen  einer  Volkswirtscliafr  eint  n  un? t  cgcbcne 

Konstante  isi.  \'s  h.m^X  \'on  ik  i  I  i  ihnliohc  und  zahlreichen  anderen  Faktoren  ah.  AuIicnlLin:  [".•;  muss 
sclion  wie  bei  den  bieben  Schwaben  zugehen,  wenn  ein  Land  durch  weniger  Arbeit  wcttbcwcrbstaliigcr 

weiden  soD.'"" 

Offen  gestanden  verstehe  ich  nicht,  was  Siebert  hier  eigentlich  sagen  will  Abgesehen 
davon,  daß  »Wettbewerbsfähigkeit«,  wie  wir  gesehen  haben,'^  ein  topos  mit  außeror- 
dc^dich  weitetn  Bedeutungsumfang  (und  entsprechend  unscharfem  Begriffsinhai r)"**'> 
ist,  ist  der  erste  Teil  der  Aussage  unbestreitbar.  Allerdings  läßt  er  kein  wirkliches  Ar- 
gument erkennen.  Der  /weite  Teil  ist  ebenfalls  kein  Argument:  Siebert  kann  es  sich 
einfach  nur  nicht  rfirsleilt'U.  /unial  es  uns  ja  gar  nicht  um  „weniger  Arbeit"  gehen  soll, 
sondern  lediglich  um  eine  andere  l  eiieiluii^dnt  Arbeit.  In  der  Um\  erteiiungsrcchnung 
aber  meint  Siebert  „naives  Dreisatzdenken"  und  -  eher  dunkel  -  „wenig  Verständnis 
für  gesamtwirtschaftliche  Zusammenhänge**  zu  erkennen.**^'^  Das  alles  klingt,  man 
kann  es  kaum  anders  sagen,  mehr  nach  „gefühltem  VC^derwillen**  denn  nach  wirkli- 
chem Argument. 

Wir  können  und  wollen  an  dieser  Stelle  nicht  auf  den  ausgedehnten  „Streit  um  Ar- 
beitszeit" eingehen.'*^'-  Im  Grunde  genommen  scheint  sich  die  Diskussion  seit  Bis- 
marcks Rcichstagsrede  zur  Arbeitszeitfragc  im  jähre  1885  mehr  oder  weniger  in  einer 
F.ndlosschleife  /u  l)etlnden."" '  /.war  ist  seitdem  die  wöchentliche  Arbeitszeit  von,  je 
nach  (Quelle,  rund  6^  Stunden  auf  nur  noch  gut  die  llälfle  abgesunken."*''  Die  Reakti- 
on aus  dem  Arbeitgeberlager  aber  war  immer  die  gleiche:  Der  „Ruin  der  deutschen 
Wirtschaft**  stunde  bei  weiterer  Arbeitszeitverkürzung  unmittelbar  bevor.^^*^  Soweit 
aber  —  und  etwas  anderes  wollen  wir  hier  gar  nicht  vorschlagen  —  die  Arbeitszeitver- 
kürzung nur  einen  Teil  der  sonst  üblichen  produktivitätsentwicklungsorientierten  Re- 

>««  Sichert  2002,  S.  .S,  Punkt  S. 

Vgl.  tlazu  D.       1.  {>-RjkUaiiJip<:ni  ätrPnHiukltrUähiUiuhkM<iigi-^ilr  Giilrn<J, 
mt  je  veiter  der  Bedeatuagsnmfaog  eines  Begriffes  Q^xtensioa),  desto  unscharfer  ist  notwendigerweise 
sein  BegritTsinJiali  (Intension).  Vgl.  dazu  etwa  McycTS  1992:  Rezipfozitätsgesets. 

Sieben  2U02,  S.  5,  Punkt  8, 

1012  So  der  Titel  einer  Abhandlung  von  Mlchad  Schneider,  die  sich  ausfuhrlich  mit  der  —  so  der  Untertitel 

—  »Ge.uhiihf<  <l:<  Kumtifrx  tim  Arhdts^fihvrkiii^iinv.  in  Dai!fi-h!<ii!(h  In'^chiifägt  ^chncidcr  1984). 
lotj      Rejg  findet  sich  unter  anderem  bei  Schneider  1984,  S.  198  IV. 
Schneider  1984,  S.  191,  m.w.N. 

Bei  Schneider  findet  sich  eine  K  u  ik  itur  (von  Pctcr  Leger),  die  einen  karikierten  Arhcit^'cScr  in  Anzug 
und  mit  Zylinder  zeigte  der,  auf  einer  Leiter  stehend,  die  Beschriftung  einer  Plakatvvand  aktualisiert.  Auf 
dem  Plakat  stand  ursprimglich:  „Die  48-Stundcn\voche  ist  untragbar  und  der  Ruin  der  deutschen  Wirt- 
sch.iü."  Die  „Akcualisicrungsschritte"  bestehen  dabei  darin,  daß  die  „48"  durchgekreuzt  und  sukzessive 
durch  .,45",  „40"  und  schließlich  ,35"  crMtzt  wurde.  (Schnckier  1984,  S.  177). 
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allohnerhöhun^  ersetzt,  isr  der  HfYckr  für  Arbcitj[Teber  offenkundig  kostcnncutral:  So 
referiert  auch  etwa  Kromphardr  gegen  Ende  seines  Kapitels  über  »Arbeiiss^itverküni^ng 

als  ImcbäjligungspotitLU  he  M,  iß'iiahm« : 

Die  positiven  Beschatugung&cfFcktc  der  AZV  [Arbcicszcit\-crkürztiil^  veranlassen  die  Arbcitgebcr\xr- 
bände  io  und  nach  den  Tftri&oseinandef  Setzungen  des  Jahres  1989,  ein  andeies  Atgument  gegen  die 

AZ\'  zu  verwenden:  Sic  ak/cpticTcn  stilNc'-wci'.'L-nd  deren  pomrivc  W'irkiini;  auf  die  Nachftage  liach 
erwerbstätigen  Personen,  behaupten  jedoch,  iliese  könne  wegen  fehlender  Fachaibeiter  nidtt  in  höhere 
Besdnftigpng  umgesetzt  wetden.i''^ 

Die  Aibeitgebecveibände  argumentieren  also  mit  Sieberts  „Engpaßfiaktof"-Theorem. 

Dabei  kommentiert  Kromphardt  dieses  Argument  trocken  mit  der  Bemerkung: 

Dieses  bfi  hoher  Arbeitslosigkeit  rr;iin,\  virdigt-  Argunicnt  verliert  dann  seine  Relevanz  völlig  wenn  die 
positiven  BeschäftigungsefFekte  der  AZV  hauptsächlich  in  der  Vermeidung  von  Endassungen  beste- 
llen.""'' 

Kur/.uni:  Auch  liier  geht  es  offenbar  eiter  um  „gefühlten  W  iderwiUen"  denn  um  trag- 
föliige  Argiunente.  So  sieht  etwa  Leontief  sdiliel^ch  offenbar  nur  eine  Itfög^ichkeit: 

Als  Ausweg  bietet  es  sich  aber  an,  die  Arbeitszeit  schrittweise  zu  verkürzen  und  gjleichzeitig  durch  eine 
gczichc  Einkommenspolitik  dafiir  zu  soruen.  d  il'  die  Realeinkommen  der  Familien  von  Erwerbstätigen 
trot/dcm  iiuf  ileni  derzeit^^n  Niveau  bleiben  oder  -  soweit  es  das  jeweilig«  Wirtschaftswachstum  er- 
laubt   weiter  steigen."'''' 

Nach  allem  drängt  sich  also  der  Schluß  auf,  daß  die  wirtschaftspoliüsche  Üpdon  »Ar- 
beitszeitbremse« im  lichte  ihrer  Vorzüge  und  der  offenbar  praktisch  nicht  vorhande- 
nen Nachteile  für  den  Fall  überschießender  Produktivitatsentwicklung  in  der  Tat  ge- 
wissermaßen „altemativlos**  ist  Entsprechend  bescheiden  fidlen  auch  die  ganz  gruttd- 
säti^lkben  Gegenargumente  aus.  Betrachten  wir  pars  pro  Mo  zwei  Kemargumente,  wie  sie 
etwa  van  Suntum  anfuhrt: 

Das  erste  Art!;timcnt  lautet,  daß  die  menschlichen  Bedürfnisse  bislang  bei  weitem 
nicht  gesiilir  seien.'*-"  Der  F.insar/  eines  höheren  bzw.  noch  höheren  Arbeitsvolumens 
sei  somit  Voraussetzung  für  einen  hriheren  l^zw.  noch  h(")hcren  Output  und  damit  für 
ein  noch  höheres  Maß  an  Bedürfnisbefriedigung.  Das  aber  spreche  per  se  gegen  Ar- 
beitszeitverkürzung. Dem  ist  wenig  entgegenzusetzen,  außer  vielleicht  zunächst  der 
Feststellung,  daß  es  sich  hierbei  in  einer  Welt  mit  aimahmeg^äß  knappen  Ressour- 
cen, dabei  aber  potentiell  tmbegrenzten  Bedürfnissen  ohnehin  nur  um  einen  „Wetdauf 
mit  dem  Schatten**  handeln  kann.*<>^  Vor  allem  aber  entspringt  diese  Vorstellung  voll 
und  ffuaz  der  Ideenwelt  der  „Reichtumsökonomik".*^ 


'««Klomphardt  1998.  S.  248-258. 
•«7  Kromphardt  1998,  S.  257,  m.w.N. 
>«•  Kiomphatdt  1998,  S.  257. 

""''I>e.>iiHen9S2.S.  1^11, 

102U  Vgl.  van  Sunmm  2005,  S.  321, 

10«  Schreiber  1966,  S.  280.  Vgl.  dazu  auch  oben  C.  III.  3.  (»Modifii^s  Modell  des  Afhätmarkttsf  Kmoßdk- 
nufg  der  Gt'sd>iifhtafie,k(if>-). 

Dabei  ist  der  BcgritY  im  Cirunde  schiet",  denn  eigentlich  handele  es  sich  hei  der  »Reichtumsökonomik« 
ganz  im  Gegenteil  ja  eher  um  eine  „Armutsökonomik",  die  ihre  Wurzeln  in  einer  Zeit  hat,  als  die  Dck- 
kung  von  sogenannten  „Mangclhediirfnissen"  oberste  Priorität  hatte  und  wohl  auch  haben  mulkc.  Wenn 
ein  großer  Teil  der  Wohnbevölkerung  buchstäblich  hungert,  stellt  sich  einer  Volkswirtschaft  natürlich 
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Wcnn  aber  zum  Beispiel  Han  ev's  Schat/une,  empirisch  zutreffen  sollte  und  die 

(...)  ganze  Geschichte  des  Kapitalismus  hindurch  [...]  die  allgemeine  W'achstumsrate  im  Schnitt  bei  rund 
2^25  Prozent  per  annamio^) 

lag,  wobei  Harvey  die  »»Geschichte  des  Kapitalismus**  1750  b^pinen  laßt,  dann  müßte 

sich  der  Durchsatz  in  diesem  Zeitraum  wie  folgt  entwickelt  haben: 

(516)  -r„„-a+2.25%)^ 

/ 17510 

Weltweit  würde  also  ein  325  mal  so  großer  Güterberg  (!)  produziert  und  verbraucht, 
o/.)ne  daß  wir  deswegen  Armut  oder  sogar  Hunger  abgeschafft  otler,  weltweit  gesehen, 
auch  nur  entscheidend  eingedämmt  hätten.'*'--*  Ganz  im  Gegenteil  könnte  man  resi- 
gnierend anmerken,  daß  es  absolut  gesehen  noch  nie  so  viele  Hungernde  auf  der  Welt 
gegeben  hat  wie  heute.  Das  aber  heißt,  daß  Malthus*  „pessimisdsche  Alternative** 
bzw.  der  Gedanke,  daß  es  sich  bei  der  Nadonalökonomie  letztlich  doch  um  eine  „£s- 
iita/ saence" hsLtideki  könnte,  im  Weltmaßstab  gesehen  bislang  ///V/.'  als  widerlegt  gelten 
kann.  Auf  unser  Thema  bezogen  bedeutet  das:  Die  Idee,  mii  „mehr  Arbeit"  ein  höhe- 
res Maß  an  Bedürfnisbefriedigung  zu  erzielen,  hat  als(j  bislang  nicht  scmderlich  gut 
funktionier!  untl  es  steht  /u  liefürchten,  daß  sich  in  absehbarer  Zeit  tlaran  auch  nichts 
ändern  w  ird.  Das  allein  spricht  allerdings  noch  nicht  unbedingt  dagegen,  es  nicht  we- 
nigstens zu  versuchen. 


ZUnSchsi  einm.il  die  Autgähe,  dem  ub/uhelten  uiul  die  C>uierpri)duktii)n  \ oranxuireilien.  l  ur  superiOK 

Güter  wie  »Freizeit«  bleibt  da  wenig  Raum  und  wohl  auch  wenig  Bedarf.  Historisch  gesehen  ist  die  Em- 

w  ii  kl'.in^'  i:i  ;nicli  uiniiLi  auf  (lifsi-  W'cisi'  \  frlnufin  -  die  Arheits/cii  h:ii  siiFi  ini  Laufe  der  letzten  2nri  jäh- 
re irendstabil  stark  rückiäutig  entwickelt.  Su  gesehen  kcinnte  man  in  der  Tat  sagen,  dali  es  doch  etwas 
anachronistisch  anmutet,  hier  und  heute  den  Standpunkt  zu  Tcrtrcten,  wir  müßten  immer  mehr  arbeiten, 
um  immer  mehr  (lütcr  lM>nsijmiLii.-n  /u  kfinncn.  /.umindcsi  würilc  das  niclit  ikr  tmniri<L"!i  /;i  ticoh.ich* 
tcndcn  Imnvicklunuslinic  entsprechen.  Zur  hierarchischen  Ordnung  der  Bcdurtnisse  („bedürtnispyrami- 
de")  vgl.  etwa  die  i;Tuiidlcgcnde  Arbeit  von  Maslow  ^aslow  194^. 

|]rir\  Ly  2009,  S.  41.  In  der  T:)i  gehen  die  meisten  Autoren  von  einer  Wachstumsiate  aus,  die  global 
und  auf  sehr  lange  Sicht  ceschcn  bei  etwa  2%  liegt. 

iflu  Wenn  man  allertlings  bedenkt,  wie  viele  Probleme  die  Statistiker  schon  damit  haben,  den  Warenkorb 
alle  paar  Jahre  auf  neue  Ciüter  und  veränderte  Konsumnew  ohnheiten  anzupassen,  um  auf  diese  >X'eise 
eine  wenigstens  nut  mittlere  Sicht  einigermaßen  brauchbare  W  nchstumsratc  zu  destillieren,  kann  eine  sisl 
che  Zahl  nicht  viel  mehr  als  eine  „Daumcnregcl"  sein.  \\  ürdeii  wir  in  (516)  aber  vun  einer  nur  ^enii^uj^ig 
abweichenden  lai^^atigen  Wachstumsrate  ausgehen,  also  zum  BcisjMel  von  Ym2,0%,  dann  würden  wir 
zu  dem  Ergebnis  konuncn,  daß  der  Dvircbsat/  im  gleichen  /.eirraum  „nur"  auf  das  P2-fache  angestiegen 
wäre,  was  nur  etwa  der  Hälfte  von  325  entsprechen  würde.  Auf  so  lange  Zeiträume  gesehen  kommt  es 
also  auf  die  erste  und  sogar  die  zweite  NacUcommastelle  an.  Das  aber  würde  einer  Mcßgcnauigkdt  ent- 
sprechen, die,  von  praktischen  Problemen  einmal  ganz  abgesehen,  auf  unüberwindliche  theoretische 
Hindernisse  stoßen  würde.  Kurzum:  Wir  wissen  nicht  so  genau  und  können  es  auch  gar  nicht  wissen,  wie 
hoch  der  wcltv,vcitc  Output  175Ü  war  bzw.  mit  welcher  \X  achstumsratc  er  sich  seitdem  cnt>*'ickclt  hat 
Eher  scheint  mir  hier  der  Wunsch,  «A«nhM$p/eine  Zahl  zu  haben,  die  „Mutter  der  Methode"  zu  sein. 

lOBMalthus  1798. 
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Sehr  viel  hedenkensw  c  itc  r  ist,  daß,  wie  wir  in  F..  II.  1.  h)  f>A^nrilii(it-::;i/eSihh iiiiiziing 
/  \V'(hiistu//i  uvljllahrlsi'ulmckiitni^^snidnii;')  gesehen  haben,  „mehr  Arbeit"'  unter  Marktbc- 
dingungen  nicht  unbedingt  auch  „mehr  Output**  bedeuten  muß.  Veranschaulichen  wir 
uns  diesen  Punkt  noch  einmal  anhand  eines  kleinen  Gedankeneiq>eriments,  wobei  wir 
annehmen  wollen,  es  würde  irgendwie  gelingen,  5  Millionen  Arbeitslose  ab  sofort  zu 
einem  Reallohnsatz  von  5  €  in  Vollzeit  zu  beschäfdgen.  Bei  einer  mitderen  jähilichen 
Ailx'irszeit  pro  Erwerbstätigem  von  1.750  Stunden  würde  das  einen  /usärzlichen 
Durchsatz  von  knapp  44  Mrd.  €  bedeuten  und  dabei  in  erster  Näherung  einer  Niveau- 

anhebung  des  Durchsatzes  um  etwa        -  2,2%  entsprechen  —  was  übrigens,  g^es- 

sen  am  damit  absehbar  verbundenen  Aufwand,  ein  doch  eher  bescheidenes  Ergebnis 

wäre.  Allerdings  könnte  man  hier  geteilter  Meinung  sein.  In  zweiter  Näherung  ist  al- 
lerdings zu  bedenken,  daß  sich  d;il>ci  (.las  folgcncK  S/c  nario  ergeben  könnte:  Das  sich 
unter  diesen  Annahmen  ergebende  zusätzliche  Arbeitsangebot  von  knapp  9  Mrd. 
Stunden  würde  absehbar  crhclilichen  Druck  nicht  nur  auf  die  Arbeilsniärktc,  sondern 
auch  aut  die  (lüterniärkre  ausüben.  Nehmen  wir  der  Einfachheit  halber  einmal  an,  daß 
als  Reaktion  darauf  zum  Beispiel  J  iandu  crksbctricbc  den  Satz  pro  fakturiertet  Arbeits- 
Stunde  von  zufälligerweise  genau  5  Millionen  Mitarbeitern  um  5  €  $enk»i  müßten,  um 
auch  nur  einigermaßen  wettbewerbsfähig  zu  bleiben  und,  wenn  schon  nicht  den  Um- 
satz, so  doch  wenigstens  ihren  Absat^  konstant  zu  halten.  Das  würde  bedeuten,  daß 
wir  im  Eig^tuiis  eine  Niveauanhebung  des  Durchsatzes  von  Null  erzielen  würden.  Das 
zusätzliche  Arbeitsvolumen  hätte  somit  im  Rahmen  einer  Pr{)duktivitätskompensati- 
onsphasc  im  größeren  Stil  voll  auf  die  ^'^wcjxMf«  Arbeitsproduktivität  durchgescWa- 
gen."  -''  Der  ij?///<'/.rf//f  zusätzliche  Output  dagegen  wäre  gleich  Null.  Kurzum:  Daß  ein 
isolierter  h(')heter  Input  eines  Produktionsfaktors  notwendigerweise  auch  einen  höhe- 
ren Durchsatz  bedeuten  muß,  ist  alles  andere  als  sicher. 

Was  würde  sich  in  diesem  Szenario  ergeben,  wenn  wir  Marshall's  Renten  zugrundde- 
gen?  In  der  fauscbbes^mu  Variante'^'  würde  sich  entsprechend  Abb.  48*<'2«  um- 
standslos  ein  Zuwachs  an  „Wohl&hrt**  ergeben,  da  mehr  Güter  zu  einem  geringeren 
Preis  abgesetzt  werden.'**^  In  der  produktmubesif^en  Variante^^  d^^en  würde  sich 
rein  gar  nichts  ändern,  da  die  nominale  Wertschöpfung  (WS*)  nach  (62) 

(517) 


\'gl.  dazu  D.  1.  4.  (»PnduktwiStHstntwifkiiin^:  S^^ennrio  3«), 
«KT  Vgl.  dam  B.  I.  3  a)  (»TatuMv^^/mt  Wtrtschöpjungsmnttbing»). 

10»  Vgl.  dazu  D.  \\.  1.  i'TMmilhle»}. 

\m  Auf  (jcD  iterativen  Prozeß  in  Abb.  47  müssen  wir  an  dieser  Stelle  nicht  eingehen.  Es  reicht  aus,  sich 
vorzustellen,  daß  die  Absenkung  des  fakmrienen  Stundensatzes  det  Bewegung  von  Punkt  (A,)  ^-u 

cntsprichi. 

i«3u  Vgl.  dazu  B.  L  3.  b)  (»Bnduküontbts^M  Wtrtsd^a^mmttha^). 
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einfach  nur  der  Summe  aus  Ciewinn  und  Faktorkosten  entspdcht,  und  die  reale  Weit- 
schüptung  {WS  )  nacli  (68) 

(518)    WS  'Y 

ein&ch  nur  dem  ^tssenea  Dutchsatz.  Der  aber  hätte  sich  ««ßft/ geändert,  da  unter  den 
g^benen  Annahmen  zwar  der  Absatz  gestiegen  wäre,  tticAf  aber  der  Umsatz  in  die- 
sem Markts^^ient.  Somit  würde  z^;^  objddiT  mehr  gearbeitet  und  dabei  auch  ein 
höherer  physischer  Güterberg  erzeugt.  Der  hewt-rtete  (und  preisniveaubereinigte)  Gü- 

tcrbcrg  aber  —  und  das  ist  unser  einziger  Maßstab  —  bliebe  unverändert.  Kurzum:  Die 
tauschbezogene  und  die  produktionsbezoficnc  N'ariante  der  W'erTschöptunqsrechnung 
führen  zu  einander  widersprechenden  1  rgclonissen.  W  as  ist  nun  richrigr'  „Intuitiv" 
könnte  man  vermuten,  daß,  wenn  der  physische  Güterberg  gestiegen  ist,  schließlich 
auch  „die  Wohlfahrt"  gestiegen  sein  muß,  da  ja  schließlich  mehr  Güter  zur  Verfügung 
stehen. 

Andererseits  kann  das  Wohldhrtsniveau  nicht  steigen,  solange  der  Durchsatz  und  da- 
mit auch  das  Volkseinkommen  (K)  nicht  ansteigt,  da  das  aggregierte  Wohl£ahrtsniveau 


ja  eine  Funktion  des  Volkseinkommens  ist. 

Die  Auflösung  des  Widerspruchs  ergibt  sich,  wenn  wir  bedenken,  daß  die  tauschbezo- 
gene Variante  der  Bestimmung  der  „Wohlfahrt '  partialanalyiisch  vorgdit.*^!  Zwar 
wäre  der  ph)  sische  Güterberg  in  dem  einschlä^gpn  Marktsegment  in  der  Tat  größer. 
Da  das  Volkseinkommen  insgesamt  aber  it/£6/ gestiegen  ist,  muß  die  höhere  Nachfirage 
in  dUsm  Marktsegment  notwendigerweise  die  Nachfrage  in  anderen  Markts^;menten 
„kannibalisiert"  haben.  Im  Ergebnis  würde  also  der  g/eidn  Güterberg  mit  einem  höheren 
Arbeitsvolumen  erzeugt.  Das  aljer  heifJr  nichts  anderes,  als  daß  die  Arbeitsproduktivi- 
tät ijw/w^fw  ist.  Damit  aber  hätten  wir  Bedingimg  fl]  für  Wohlfahrtsentwicklung  zu- 
mindest konterkarierr.  Schließlich  können  wir  auch  das  Argument  nicht  gellen  lassen, 
daß  in  diesem  Falle  ja  immerhin  „die  Wohlfahrt"  der  bis  dahin  Arbeitslosen  gesüegcn 
sei,  da  sich  deren  Zuwachs  an  „Wohlfahrt"  wegen  der  interpersonellen  Nicht- 
Vcrglcichbarkeit  der  Nutzen  nicht  mit  dem  Wohlfahrtsverlust  der  Handwerks- 
Mitarbeiter  auficechnen  läßt  Die  Wohlfahrtsentwicklung  im  definierten  Sinne  ist  somit 
unentsebadbar.  Auf  einen  Wohlfahrtsgewinn  eines  Teiies  der  Erwerbstätigen  kommt  es 
dabei  nicht  an.^^  Kurzum:  Van  Suntums  Argument  zielt  auf  ein  höheres  Wohlßihrts- 


Daß  die  causchbezogene  Variante  der  W'ertschöpfungsermittlung  partialanalytisch  vorg^t,  scheint  mir 
dabei  unbestritten.  Vgl.  dazu  oben  B.  1.  3  a)  (»TaHSchbf:;peenf  \\"ertschöpfiitipen//ittluii!;"). 
Wi2  icii  erw'ähnc  diesen  Punkt  nur,  weil  es  sich  hierbei  um  ein  .\rgumeni  handcli,  d.is,  mit  WiLiub,  in  ge- 
radezu lührcndci  Weise  immer  wieder  herangezogjcn  wird,  um  die  Notwendigkeit  von  Reallohnscnkun- 


OWW')  nach  (43) 


(519) 
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nivcau  ab  und  erreicht  dabei  unrer  Umständen,  wenn  schon  nicht  das  genaue  Gegen- 
teil, so  doch  aber  immerhin  nur  eine  iiicht-enfscheidhiirf  X'eränderung  des  W'ohJfahrtsni- 
veaus.  Damit  aber  ist  es  als  „Kernargumeni"  ein  ziemliches  Leichtgewicht. 

Van  Suntums  zweites  Kernargument  lautet,  daß  auf  dem  \X  cgc  der  j\rbcitszcit\  cr- 
kürzung  die  »»Arbeitslosi^eit  quasi  nur  auf  mehr  Köpfe  verteilt**  würde.  „Statt  eines 
Vollzeitarbeitslosen  hätte  man  dann  zum  Beispiel  zwei  Teilzeitarbeitslose".'^^^  Ich 
denke»  ein  solches  Argument  spricht  für  sich  selbst,  oder  besser  gesagt:  gegen  sich 
selbst.  Schließlich  wäre  das  eine  Ergebnis  wcjhlfahrtsentwicldungskonform,  das  andere 
aber  eben  nicht}^'^  Das  aber  ist  ein  Unterschied,  der  einen  Unterschied  macht.  Vor 
allem  aber  soll  es  uns  ja  gar  nicht  darum  gehen,  „die"  Arbeit  von  heute  auf  morgen  - 
gewissermaßen  im  „Hau  Ruck  Verfahren''  -  „umzuverteilen".  Vielmehr  wollen  wn- 
hier  nur  untersuchen,  ob  es  überhaupr  m(")glich  ist,  einen  wohlf.ihrtsentwicklungskon- 
formen  Kurs  zu  steuern  und,  wenn  ja,  unter  welchen  Bedingungen  das  möglich  sein 
kann. 

Demnach  bleibt  festzuhalten,  daß  emstÜcbe  Argumente  ge^n  eine  wirtschaftspoli- 
tisch initiierte  Arbeitszeitbremse  -  von  den  Schwierigkeiten  der  Umsetzung  einmal 
abgesehen  —  nicht  wirklich  in  Sicht  sind.  Positiv  gewendet:  Wir  haben  es  hier  eher  mit 

einem  Meinungsstreit  zu  tun  —  wobei  die  Betonung  tatsächlich  auf  Meinung  liegen  muß. 
Die  „Frontlinie"  verläuft  dabei  recht  deckungsgleich  mit  der  Grundein  Stellung  der  je- 
weiligen Autoren  im  Hinblick  auf  „Markt  rersKS  Staat".  So  haben  tendenziell  „keyncs- 
ianisch"  eingestellte  Autoren  sozusagen  ,,von  Haus  aus"  weniger  Bedenken  gegen 
staatliche  Initiative  als  eher  „neoliberal"  eingestellte  Autoren.  Auf  unser  Thema  bezo- 
gen bedeutet  das:  W  er  von  den  Vorzügen  freier  Marktsteuerung  vorbeiialtslos  über- 
zeugt ist,  wer  also  -  um  es  etwas  polemisch  zu  formulieren  —  an  &eie  Marktsteuenmg 
„glaubt",  wird  ,3taatseingnffe"  schon  aus  diesem  Grunde  eher  abzulehnen  geneigt 

gen  unter  „(jcrcchciiikcits"  l^r\vii!^unt;cn  zu  betonen.  Abgesehen  davon,  tl.iß  es  ufT;  hier  nicht  um  „Cc- 
liecbtigkeits"-lii:w-ägungcn  gehen  suU,  und  ohne  CS  sonderiich  polemisch  überspitzen  zu  wollen:  Dem- 
nach wunden  also  un  Gnindsatz  „selbstsüchtige"  /«m&r  au%rund  üuer  Weigerung,  einen  „flexiblen"  (also 
sinkenden)  Rcallühnsatz  zu  akze{}deren,  den  Marktzugang  bedauernswerter  0///.r/V/ifr  verhindern.  Daß  die 
Uad«'  dabd  nichts  weitet  tun,  als  ihren  Nutzen,  den  vir  nach  (20)  ja  als  eine  Funktion  des  Haushaltsein- 
kommens auffassen  können,  zu  maximieien,  und  sich  damit  genau  so  verhalten,  wie  wir  das  von  einem 
nuioi^al  h;iiuk-liuleii  Haushalt  auch  erwarten  würden,  geht  dabei  in  ;iller  Regel  vollständig  unter.  Also 
denke  ieli,  d.il'  J.is  Arpumcnt  fodcr  hesser  gesagt :  der  X'orwui  fi  elier  ti.u.iuf  abzielt,  d;if5  die  Insidtr  m'n 
ihrem  Verhalten  die  Geltung  der  trcien  Marktstcuerung  unterlauten.  \\  er  aber  meint,  daß  trcic  Markt- 
Steuerung  ptr  se  wohlfitlmsentwicklungskonfotm  Ist  (was,  wie  wir  in  C  II.  gesehen  haben,  unter  be- 
sfimmten  Annnliinen.  ahi  r.  w  ie  w  ir  in  C  III.  gesehen  haben,  eben  nicht  immer  und  unbedingt  der  Fall 
sein  muß),  der  wird  im  Umkehrschluß  jede  Behinderung  freier  Marktstcuerung  als  wohhalirtsent- 
wicklungswidrig  einzustufen  geiM^t  sein.  Dabei  würde  es  sich  bei  diesem  „Schluß",  soviel  können  wir 
nach  allem  sa^en.  allerdings  eher  um  einen  Kuizschhiß  handeln. 
'"»^  van  Suntum  2üü5,  S.  322. 

lOM  Das  gilt  zumindest  dann,  wenn  wir  die  polemische  Überspitzung  rausnehmen.  Ansonsten  wäre  eine 

von  hcufL  j  ;r  [riMn'.en  l rh iIj^l nde  ILiIIml run;;  der  Arbcits/Lit  nach  unseren  Kriterien  natürlich  wohl- 
fahrtscnnvickkings widrig,  da  ein  st>kher  l  all  absehbar  gegen  Bedingung  [2"|  (Eink' immcnsstabilität)  ver- 
stolkn  würde.  Weder  würde  sich  ein  unter  diesen  Umständen  not\*'cndigcr  verdoppelter  Rcallühnsatz 
durchsetzen  lassen  noch  würde  sich  jemand  finden,  der  das  ansonsten  nötige  Ttansfeivolumen  aufbrin- 
gen könnte. 
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scin.'"^''  Nun  haben  wir  aber  gesehen,  da(5  freie  Marktsteuerung  bei  üherschielJender 
Froduktivitätsentwicklung  ein  wohltahrtsenrwickkingskonformcs  Ergebnis  verfehlt. 
Demnach  kommen  wir  folgerichiigerweise  an  der  Notwendigkeit  wirtschaftspoliti- 
scher  Initiative  nicht  vorbei.  Mit  „Marktablehnung"'^^*  hat  das  rein  gar  nichts  zu  tun 
und,  wir  müssen  es  kaum  betonen,  auch  nicht  mit  „Staatsgläubigkeit'*.  Im  Gegenteil: 
Obschon  ich  im  Rahmen  dieser  Untersuchung  zu  der  Oberzeugung  gekommen  bin, 
daß  die  Wirtschaftspolitik  im  Interesse  wohlfahrtsentwicklungskonformer  Wirt- 
schaftspolitik eine  gewisse  Rolle  spielen  müßte,  habe  ich  doch  erhebliche  Zweifel,  ob 
sie  diese  Rolle  auch  zielkonform  wird  spielen  kSnntn  oder  überhaupt  nur  wollen. 
( ileicb/eitig  steht  die  Schwäche  der  Gegenargumente  in  einem  aufflilligcn  Kontrast 
zur  L'narbelichtung  tles  'rhcmas  in  der  Literatur.  So  findet  sich  etwa  in  Söilners  »Ge- 
schuhte  dts  ökj/uomisdn)!  Dt'ukt'iis<i^^^''  zwischen  »Arbeitsteilung«  (S.  31)  und  ».\rbitrage« 
(S.  13,  58)  nicht  einmal  ein  einschlägiger  Eintrag  im  Süchwortver/eichnis.  Aber  viel- 
leicht ist  die  Eddärung  ja  ganz  einfiicfa: 

Außerdem  dürfte  es  einige  Zeit  brauchen.  Im  man  von  der  protestantischen  Aibeitsethüc  mit  dem  Ideal 

cnu  s  I  irren  und  fleißigen  Arbeitseinsatzes  abkommt,  der  Max  Webet  so  übeizeug^d  den  Erfolg  der 

fruliL-n  Inilustricgesellschaft  zuschreibt. 

Falls  also  Leontief  mit  seiner  Vermutung  Recht  haben  sollte  und  die  Wurzel  des  Pro- 
blems auf  du-str  Lbene  liegt,  müssen  wir  uns  nicht  weiter  wundern,  dalj  sich  der  „Streit 
um  Arbeitszeit'''"'"  seil  über  1 00  Jahren  mehr  oder  weniger  im  Kreise  dreht.  Zusam- 
men&ssend  bleibt  festzuhalten:  Die  wirtschaftspolidsche  Option  »Axbeitszeitbriemse« 
wäre  durchaus  in  der  Lage,  die  wohlfahrtsentwicklung^widrigen  Auswirkungen  über- 
schießender Produktivitätsentwicklung  zu  vermeiden.  Erfolgversprechend  wäre  diese 
Option  wohl  aber  nur  dann,  wenn  der  Rück^ing  der  Arbeitszeit  lai:^;fTistig  und  in 
kleinen  Schritten  angelegt  wäre,  also  grcißcnordnungsmäßig  im  Nachkommabereich 
liegen  würde.  Die  wirtschaftspolitisch  s<>  In  liebten  „Sofortmaßnahmen"  und 
„Schncnstmöglich-umsetzen"-.\ktionismen  n.icii  dem  Motto  „Die  Regierung  tut  was!" 
würden  dagegen  al)sehbar  genau  jene  Verweriungen  mil  sich  l)ringcn,  die  von  den 
Gegnern  der  Arbeits2eit\xTkürzung  völlig  zu  Recht  kritisiert  werden.'"'^"  Somit  geht  es 


ms  Der  Frage,  ob  es  sich  dabei  überhaupt  um  einen  „Eingriff  handeln  würde,  wollen  wir  uns  im  näch- 
sicn  Abschnitt  zuwenden. 
Luckenbach  1986,S.  145. 
>«»^S611ncr2001. 
»«•Leontief  1982,8. 153. 
'«•Schneider  1984. 

Ein  taufrisches  Beispid  hierfür,  wenn  auch  aus  einem  anderen  Pulitikfeld,  wäre  etwa  das  „Hiltspakct" 
för  Griechenland.  Zunächst  einmal  sei  festgehalten,  daß  „HUfspaket"  immer  ein  wenig  nach  „Weih- 

n;ichtspäckchctt"  klingt  —  also  ein  ;uisifcspn)<.hc-tu-r  luiphcniisnnis  ist,  t^emcs-icn  ;ui  fincni  Ahschri'i- 
bung&risiko  im  Hunderte-von-Milliarden-Bereich.  Doch  das  nur  am  Rande.  Die  Vorstellung,  daß  die 
Vertretet  von  etwa  einem  Dutzend  entwickelter  Volkswirtschaften  in  (kaum  überspitzt)  einer  einzigen 
nächtlichen  „Krisensitzung"  über  die  X'cTOcndving  von  mehreren  hundL  it  Milliarden  Euro  entscheiden 
(auf  die  genaue  CiröIJenordnung  und  aut  die  i  rage,  wieviel  „gutes  Cield"  d.il)ci  „schlechtem"  hintcrher- 
gcwortcn  wird,  soll  es  uns  dabei  gar  nicht  ankommen),  kann  einen  schon  etwas  schwindelig  machen.  Al- 
lerdings wollen  wir  nicht  bestreiten,  dalJ  es  in  Ausnahmetallen  (!)  durchaus  angebracht  sein  kann,  eine 
stbHeiU  Entscheidung  zu  treffen.  Daß  aber  Griechenland  (oder  die  EU -Länder  überhaupt)  nicht  unbc- 
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also  weniger  darum,  oh  die  W'irtschatrspolirik  die  Arheitszeitbremse  als  wohltahrtsent- 
wicklungskontormes  Instrument  bei  überschielknder  Froduktivitätsenrvvicklung  ein- 
setzt, sondern  wie  und  aufweiche  Weise  das  geschehen  könnte  bzw.  geschehen  niüike. 
Praktisch  gesehen  sollte  eine  wohlfahrtsentwicklungsüricnticrtc  Wirtschaftspolitik  die 
Piodukovitätsübeischußrate  demnach  mit  der  gleichen  Aufinerksamkeit  beobachten 
wie  etwa  die  Entwicklung  der  Geldmenge.  Das  „Arbeitszeitverkürzungsziel"  müßte 
dabei  ebenso  -  und  ähnlich  glaubhaft  —  angekündigt  werden  wie  etwa  das  Geldmen- 
genziel. Daß  es,  vor  allem  im  Rahmen  einer  demokratisch  und  pluralistisch  verfaßten 
Gesellschaftsordnung,  nicht  ganz  einfach  sein  wild,  einen  soK 'u  n  w  irtschaftspoliti- 
sclicii  1  .ang/eitkurs  einzuschlagen,  versteht  sich  von  selbst.  Cileieliwohl  erscheint  es 
mir  aber  nicht  völlig  aussichtslos,  einen  solchen  Schritt  wenigstens  zu  versuchen  — 
zumal  ich  unter  den  hier  besprochenen  Optionen  keine  \\  irklich  tnigtahige  Alternative 
zu  erkennen  vermag.  Die  beiden  hauptsächlichen  Probleme  sehe  ich  daljei  erstens  in 
der  prinzipiell  eher  kurzfristigen  Ausrichtung  der  Politik  —  ein  Nachteil,  der  sich  vor 
allem  in  einer  Demokratie  nie  wird  völlig  vermeiden  lassen.'**^'  Politiker  als  „Stim- 
menmaximierer"  schielen  natuigemäß  stets  auf  die  nächste  Wahl  -  die  praktisch  im- 
mer schon  sehr  bald  ansteht.'^  Gleichzeitig  aber  —  und  das  gjbt  Hoffiiung  —  sollte 


dingt  das  sind,  was  Mundcll  einen  „optimalen  \\  nhrungsraum"  genannt  hat  (Mundcll  1961),  dürfte  d  ilu  i 
eigentlich  allen  schon  immer  bekannt  ge\;v'escn  sein.  Für  plötzliche  „nächtliche  Kriscnsitzungen"  und  sich 
üherstürxenden  Aktionismus  sehe  ich  dabei  wenig  Raum  und  Rechtfertigung.  Natürlich,  das  soll  nicht 
geleugnet  w  erden,  gab  es  auch  gute  Gründe ySrrdie  Hintulirung  einer  Ciemeinsch.ütswährung,  etwa  das 

li  ullu  h  Funktiiinic  reii  (U  t  m )LH  n;innU'n  eiimpäischcti  „W  :ihruni."^'-elil:ii\t;i'".  .\llen!iiit,'N  d^K'  (■>•  (]:tl)cM 
um  eine  Handvi)ll  „kerneuropaischer"  \  olks\virtschaften  -  ein  Unterschied,  der  nacli  allem  einen  Lmer- 
schiod  tiiacht 

«Ml  Möglicherweise  liegt  in  der  Einsicht  in  Pr<iM;-ni  ilu  r  s(  hr)n  der  Schlüssel  /vir  I.nsnng.  S<>  wurtlc  in 
der  Frühphase  der  Bundesrepublik  (in  weiser  Selbsibeschrankung  sowohl  des  Gesetzgebers  als  auch  der 
Bundesi^ening  selbst)  «ur  Einhaltung  des  Geldmengenzieles  bzw.  zur  Gewährleistung  von  Preisni- 

ve.iusialMlilÄl  I-'ntrliti;nL'  l  inu'  ..W'.ihrungs-  unii  NDienbank"  ;ils  Verfassungsaufir.ig  in  Art.  88  S;iiz  I 
GG  festgeschrieben  und  auch  verwirklicht  Dabei  wurde  die  Bundesbank  als  „bundcsumnittclbare  juri- 
stische Person  des  öffentlichen  Rechts"  errichtet  (§  2  Satz  1  BBankG),  wobei  der  Zentealbankrat  und  das 
Direktorium  die  Position  einer  obersten  Bundesbehörde  genießen  (§  29  UBunkCi)  und  die  Buiulcsl).mk 
weder  einer  parlamentarischen  Kontrolle  unterliegt  noch  von  Weisungen  der  Bundesregierung  abhängig 
ist  (§  12  Satz  1  BBankG)  -  vgl.  dazu  etwa  die  knappe  Darstellung  bei  Seifcrt/Hömig  1999,  §  88.  Kurz- 
utn:  Eine  I  jnrichlung  wie  tlie  Bundesbank  war  (oder  ist)  ilurch  und  tiurcl)  „undemokratisch".  Daß  sie 
sich  gleichwohl  eines  iiulkTonicnrhcli  hiihen  Ansehens  beim  \'<ilk  errieucn  konnte,  mag  il.imit  zus.nm 
menhiingcn,  daü  .sie  eintacii  runkiionieri  liai  und  dabei  den  Ruf  genossen  hat,  „lluierin  der  W  ährung  "  zu 
sein  und  eine  ,4iarte  D-Mark"  zu  garantiefien  —  dn  Punkt,  der  für  viele  Westdeutsche  nach  ^eich  ^mer  am 
eigenen  l.cibe  erlebten  Währungsreformen  verständlicherweise  von  besonderer  Bedeutung  war. 

Kurzum:  Aus  der  Tatsache,  dali  „die  Pohtik"  bei  der  Bewältigung  einer  Aufgabe  wie  dem  „Arbeits- 
zeitverkürzungsziel" versagen  könnte,  folgt  nicht,  daß  auch  „der  Staat"  als  regelsetzende  und  dtmbitt- 
zcndc  Instanz  glcichcrni;ißen  versagen  müßte.  l_  iicl  riifhr\sx  ül->erli.iu[-'t  -lii  lit  /i:  fonlini. 

Auf  die  schließliche  Beschränkung  der  Kompetenzen  der  Bundesbank  im  Rahmen  des  Maastricher 
Vertrages  von  1992  (BGBL  II,  S.  1253)  wollen  wir  hier  nicht  weiter  eingehen,  da  es  uns  an  dieser  Stelle 
nur  um  eine  pnnzipiellc  Lösungsmöglichkeit  gehen  soll. 

Dahinter  kann  übrigens  nur  die  zumindest  implizite  Vorstellung  stecken,  daI5  „zukunftsweisende" 
Politik  letztlich  nur  ffgai  die  Wähler  möglich  ist.  Das  aber  ist  ein  Punkt,  der  einem  durchaus  zu  denken 
geben  könnte.  Wir  wollen  das  an  dieser  Stelle  aber  nicht  vertiefen,  da  es  uns  vom  eigentlichen  Thema 
wegführen  würde. 
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man  die  Wähler  auch  nicht  für  dümmer  halten  als  sie  sind.  Wenn  also  Wähler  eine  be- 
stimmte Politik  so  i^anz  und  gar  nicht  gouticren  wollen,  mulj  das  ja  nicht  notwendi- 
gerweise daran  liegen,  daß  ihnen,  wie  das  von  inieressicrier  Seite  gerne  kolporüeri 
wird,  die  „Zumutungen"  und  „harten  Einschnitte"  allzu  unerträglich  erscheinen  —  daß 
ihnen  also  letztlich  die  I  Icgel  zugeschriebene  „Einsicht  in  die  Notwendigkeit*'  fehlt.  Es 
konnte  ebenso  gut  daran  liegen,  daß  die  gesamte  Grundlinie  schlicht  und  ergreifend 
„Murks"  ist.1«« 

Das  zweite  Hauptproblem  scheint  mir  in  dem  herkömmlichen  Verständnis  von  Ta- 
rifautonomie 2U  liegen.  So  wie  das  System  gegenwärtig  steuert,  läuft  es  geradezu  not- 
wendigerweise auf  die  Bildung  von  .Vc/rA  Gleichgewichten  hinaus.  Allein  das  spricht 
zwingend  dafür,  einen  liurchsctzungsstarkcn  „Spiclrcgelgebcr"  zu  installieren.  Für  die 
sc  Rolle  aber  kommt  narurgemä(5  nur  der  Staat  infragc.  Kurzum:  Zwar  wäre  die  Opti- 
on »Arbeitszeitbremse«  absehbar  mit  einigen  Umseuungsproblemen  \  erbunden,  /ücJj/ 
aber  mit  prinzipiell  unlösbaren  Problemen. 

5.  Fazit 

Nach  allem  bleibt  festzuhalten:  Die  nachfrageodentierten  Optionen  staadicher  Wirt- 
schaftspolitik, also  Durchsatzbesdileunigung  und  Produktivitätsbremse,  sind  nicht 
sondedich  erfolgversprechend.  Denmach  bleiben  die  angebotsorientierten  Optionen, 
also  die  Erwcrbspcrsoncnbi  t  nr  ;  und  die  Arbeirszeirbremse.  Dabei  hat  sich  gezeigt 
daß  beide  Optionen  unter  der  Annahme  überschießender  Produkri\ itätsennvicklung 
tatsächlich  einen  wohifahrrsenrAvicklungskonformen  Kurs  gewährk  isren  könni-n.  Wei- 
terhin würden  beide  ( )ptionen  nicht  zu  einer  zunehmenden  1  ankommenskon/entrati- 
on  führen  und  damit  auch  nicht  auf  die  Investin« )nsbereii schaft  aufgrund  unzurei- 
chender Absatzerwartung  drücken  und  folglich  auch  die  ln\  estitionstätigkeit  zunun- 
dest  nicht  weiter  ausbtemsen.  Das  aber  heißt,  daß  beide  Optionen  gleichzeitig  für  die 
unter  den  gegebenen  Umständen  bestmögliche  dynamische  EfGzienz  sorgen  wür- 
den.^<^  Weiterhin  hat  sich  gezeigt,  daß  sich  die  Arbeitszeitbremse  im  Vergleich  zur 


>«$  Dabei  stellt  »Murks«  für  )eine  ua«achgem«6e  Arbeii<  (vgl.  etua  Kluge  1989:  Murkd).  Auf  die  Frage, 
was  w  ir  in  diesem  /u'^ammcnhanp  unter  „unsachgemäß"  verstehen  w  uHcn,  können  wir  xn  dieser  Stelle 
nicht  vertiefend  eingehen.  Nur  so  viel:  Wenn  beispielsweise  eine  Regierung  ein  Programm  autlegt,  das 
(bd  g^ebenem  ag^f^erten  Wohlfahrtsniveau,  mithin  also  gegebenem  Volkseinkommen)  eine  große 
7.:iW  von  Wäliltm  nlrsehliar  scliK  cIiii  r  stellt,  dann  muß  sich  diese  Regierung  nicht  wundern,  wenn  ihr  die 
bctrutYciien  ^  ahlcr  in  Scharen  davuiilaufcn.  Dabd  würde  es  auch  wenig  nützen  und  vor  allem  duixbschaltt 
werden,  ein  solches  Programm  als  Maltemadvlos'*  anzupreisen.  Bs  könnte  nämlich  auch  einfach  nur 
Mphantasielos"  sein  —  eine  l'.inschiitzung  also,  tiic  die  jeweiligen  Initiatoren  allerdings  absehbar  nur  un- 
gern werden  teilen  wollen.  Cian/  anders  das  Volk:  „Das  Volk  weiß  nichts  und  fühlt  alles",  soll  Tucholsky 
einmal  gesagt  haben.  -  Etwas  ganz  anderes  wäre  es  übrigens,  wenn  die  Wacfastumsiate  ÄnsRMMtf  stagnie- 
ren würde  oder  gnr  rückläufig  wäre.  Davon  aber  kann,  auch  in  den  letzten  Jahren  und  Jahrzehnten,  über- 
haupt nicht  die  Rede  sein. 

i(M4  vt  cnn  die  Vermutung  stimmt,  daß  sich  entwickelte  Volksunrtschaftcn  regelmäßig  ösdich  des  Punktes 
maximaler  Invesdtionsncigung  befinden  -  vgl.  dazu  E.  II.  1.  a)  (ii)  (^thirtstitioiisHtiguns,,  >  uml  fiii)  (■■l*(>s///ous- 
besümmingK),  insbesondere  Abb.  58)  -,  dann  würde  eine  darüber  hinaus  noch  weiter  abnehmende  Ein- 
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Hnvcrhspcrsoncnbrcmse  politisch  absehbar  besser  würde  „verkaufen"  lassen  und 
übcrtlics  eine  unnotij^e  N'crscnkun^  von  Humankapital  und  auch  die  Aussteuerung  von 
Erwerbstätigen  vermeiden  würde.  Darüber  hinaus  würde  die  Arbeitszeilbremse  auf- 
grund der  Arbeitszeitekstizität  der  Arbeitsproduktivität  zu  einer  trendstabilen  Niveau- 
anhebung  des  Pioduktivitätsniveaus  fühlen.  Daß  beide  Optionen,  also  sowohl  die  Er- 
wcfbspefsonenbremse  als  auch  die  ArbeitS2eid>temse,  überdies  nicht  auch  noch  siaäseh 
effizient  sein  können,  ist  ein  Nachteil,  den  wif  unter  der  Annahme  überschießender 
Produktivitätsentwicklung  werden  hinnehmen  milssLn,  da  es  sich  hierbei  einfach  nur 
um  die  Anerkennung  des  Omelett-Dilemmas  handeln  würde  und  da  dieser  Nachteil 
unter  der  Zielvorgabe  >AX'ohhahrtscnt\vicklung«  ohnehin  irrelevant  ist.  Kur/um:  Ahn- 
lich wie  WOhlfahrlsentwicklung  die  „sla-pin^  heiuit]  "  \m\cr  den  wirtscliafispolitischcn 
Zififi;  ist,  die  nur  daraut  wartet,  entdeckt  und  zum  Leben  erweckt  zu  werden,  wäre  die 
bei  Bedarf  Q  eingesetzte  Arbeusiieilbremse  die  „skeping  /^f<v///)'"  unter  den  wirtschafts- 
polttischen  MihMii. 

Bevor  wir  aber  ins  Schwärmen  geraten:  Die  Arbeitszeitbremse  hätte  mö^cherweise 
noch  einen  weiteren  Nebeneffekt,  den  wir  bislang  überhaupt  noch  nicht  berücksichtigt 
haben.  Bislang  haben  wir  nur  den  Zusammenhang  zwischen  Arbeitszeitbremse  und 

einer  dadurch  ausgelösten  Nivtciiuinhebungder  Arbeitsproduktivität  bctrachret.  Aller- 
dings wäre  es  auch  denkbar  —  und  dabei  nicht  einmal  sehr  unwahrscheinlich  -,  daß  die 
Arbeitszeitbremse  nicht  nur  zu  einer  trendstabilen  Anhebung  des  Produktivitätsni- 
veaus führen  wiirde,  sondern  darülier  hinaus  auch  noch  Auswirkungen  auf  die  Pmliik- 
tivitäfseiihiicklnnosnilc  lialxn  k<>nnie.  Diese  Mogliclikeil  wollen  wir  ini  folgenden  Kapitel 
(»Okun's  Pipeline«)  kurz  unireilien.  Zunächst  aber  wollen  wir  noch  kurz  auf  das  „ulti- 
mative" Cxegenargument  eingehen:  Den  Einwand  nämlich,  wirtschaftspolitische  Ini- 
tiative sei  „interventionistisch". 

ni.  Intetventioiiismus? 

Fassen  wir  zusammen:  Freie  Marktsteuerung  kann  auch  bei  überschießender  Produk- 
tivitätsentwicklung zu  einem  wohl&hrtsentwicklungskonformen  Ergebnis  fuhren,  al- 
lerdings nur  in  Verbindung  mit  zielbewußter  Wirtschaftspolitik.  Dabei  würde  die  Rolle 
der  Wirtschaftspolitik  darin  bestehen,  die  Arbeitszeit,  ähnlich  wie  die  Geldmenge,  ge- 
nau zu  beobachten  und  in  zielkonformen  (irenzen  zu  halten.  Beides  sind  elemcniare 
makroökononiischc  Cirößen,  der  Unterschied  besteht  lediglich  darin,  daß  es  einmal 
um  den  Preisauttrieb  geht  und  das  andere  mal  um  den  ,,\\  ohlfahrtsauftrieb".  Dabei 
würde  eine  solche  Wirtschaftspolitik  gleichzeitig  für  die  bestmögliche  Entwicklung  der 
dynamischen  Effizienz  sorgen  und  damit  auch  keinen  kompressiven  Einfluß  auf  die 
dritte  zentrale  makroökonomische  Größe,  das  Wirtschaftswachstum,  ausüben.  Viel- 
mehr wäre  das  Geg^teü  der  Fall.  Allerdings,  das  ist  der  Preis,  wikde  eine  solche  Wirt- 
schaftspolitik nicht  g^chzeitig  auch  noch  für  bestmögliche  statische  Effizienz  sorgen 


kommenskonzeniration  die  In\  esiiiionsneigung  in  der  Tendenz  allerdings  noth  weiter  ste^m  können. 
Dieses  Szcnuio  aber  haben  wir  oben  bereits  als  wirtschaftspolitisches  U/apia  verworfen. 
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könncn.  Das  aber  ist  nach  allem  kein  sonderliches  Problem,  da  statische  Effizienz  oh- 
nehin kein  Selbstzweck  sein  kann,  sondern,  vor  allem  aus  der  Sicht  der  Reichtums- 
ökonomik, lediglich  noiwcndigc  Bedingung  für  \\  ohltahriscntwicklung  sein  soll.  Da 
das,  wie  wir  gesehen  haben,  aber  ohnehin  nicht  der  Fall  ist,  müssen  wir  an  dieser  Stelle 
nicht  allzu  besorgt  sein.  Damit  aber  kommen  wir  zu  dem  Schluß,  daß  es  zu  einer  wirt- 
schafbpolitischen  Regelung  der  Arbeitszeit  keine  vernünftige  Alternative  gibt  Pro- 
blematisch ist  nach  allem  ledi^ch  die  institutionelle  Einbindung.  Dabei  wäre,  wie  wir 
gesehen  haben,  eine  vom  politischen  Tagesgeschäft  unabhängige  oberste  Bundesbe- 
horde  nach  dem  Vorbild  der  (ehemaligen)  Bundesbank  der  i  rfolgvcrsprechendste 
\X  cg.  Zwar  wäre  eine  solche  oberste  Bundesbehfirde  mangels  parlamentarischer  Kon- 
trolle nicht  „demokratisch"  im  engeren  Sinne.  Allerdings  war  das  auch  bei  der  ehema- 
ligen Bundesbank  zu  keinem  Zeitpunkt  der  I'all.  Kurzum:  Da  gegen  eine  wirtschafts- 
poliusche  Steuerung  der  Arbeitszeit  keine  ernsdichen  Argumente  in  Sicht  sind,  bleiben 
nur  Argumente  auf  der  eher  „gefühlten"  oder,  weniger  polemisch,  auf  einer  seht  ffMtid- 
sätü^Sdm  Ebene.  Dabei  -  dies  gleich  vorweg  -  haben  wir  es  hier  einmal  mehr  mit  unse- 
rem Omelett-Dilemma  zu  tun:  Wollen  wir  ak  Volkswirtschaft  Wohlfahrtsentwicklung 
oder  wollen  wir  im  Zweifel  lieber  unsere  Grundsätze  hochhalten?^^^ 

Um  diesen  Punkt  nicht  schon  an  dieser  Stelle  abzubrechen  -  was  nach  allem  durch- 
aus eine  gcw  i'^se  Berechtigung  hätte  —  wollen  wnr  auf  einen  äußerst  „grundsätzlichen" 
Einwand  eingehen  —  den  Kinwand,  eine  solche  Wirtschaftspolitik  sei  „interventioni- 
stisch". Dabei  konnten  wir  es  uns  an  dieser  Stelle  leicht  machen  und  lapidar  antwor- 
ten: Na  und?  Ist  „Non-Interventionismus"  etwn  ein  Finalziel  der  Wirtschaftspolitik? 
Natürlicli  würde  niemand  einen  solchen  tinwand  in  dieser  schlichten  Form  vorbrin- 
gen -  obwohl  ich  mir  auch  da  nicht  ganz  sicher  bin.  Meistens  aber  greift  der  Einwand 
doch  etwas  tiefer.  Wit  wollen  hier  nur  zwei  der  schärfsten  Argumente  herausgreifen: 
Erstens  den  Einwand,  Interventionismus  sei  „g^gen  die  Freiheit",  und  zweitens,  Inter- 
ventionismus sei  „gegen  die  natürliche  Ordnung".  Bei  beiden  Einwänden  handelt  es 
sich  um  ziemlich  schwere  Geschütze,  was  allerdings  auch  nicht  weiter  verwundem 
kann,  je  schwächer  die  Argumente,  desto  schwerer  sind  erfahrungsgemäß  die  ange- 
fahrenen Geschütze. 

1.  „Freiheit" 

Betrachten  wir  zunächst  das  „Freiheits"-.\rgument.  L'm  die  Übersicht  nicht  zu  verlie- 
ren, wollen  wir  dabei  zunächst  auf  die  „große",  abstrakte  Freiheit  eingehen  und  erst 
danach  auf  die  „kleine",  konkrete  Freiheit  eines  fleißigen  Erwerbstätigen.  Daß  »Frei- 
heit« für  eine  liberale  oder  „liberalistische"  Weltsicht  ein  hohes  Gut  ist,  eigibt  sich  be> 


^^"^  liinc  kleine  Hilfestellung  bei  der  Lintscheidungs6n<]ung  mvg  dabei  die  Überlegung  sein,  daß  „Grund- 
sätze "  in  der  IV.ixis  nützlich  sein  mögen,  weil  sie  der  Orienderung  dienen,  dabei  aber  — im  Gegensatz  zu 
»Wohl^alutscntwickluiig«  —  niemals  in  den  Rang  von  Finalzielen  au£stdgcn  können. 
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rcits  aus  dem  Hc^riff. Dabei  stehen  seit  Locke  »I'reiheit«  und  »Higentum«  in  einer 

inniocn  BeziehLino;  zueinander.  So  paraphrasiert  Russell  Locke's  „Ehrfurcht" vor 

dem  Eigentum  in  spitzen  Worten: 

Daraus  folgt,  daß  es  in  jedem  1  leer  unrecht  wäre,  kleinere  Vergehen  gegen  die  Disziplin  mit  Geldstra- 
fen zu  bellen,  wohl  aber  erlaubt  ist,  sie  mit  kdtperiichen  Züchtigungen,  beispielsweise  der  Prügelstm- 

fc  zu  ahnden."* 

Dabei  folgert  er: 

Dies  zeigt,  zu  welch  absurden  Konsequenzen  Locke  durch  seine  Ehrfurcht  vor  dem  Eigentum  getrie- 
ben wird.'«» 

Wir  wollen  diesen  Punkt  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  vertiefen.  Schließlich  spricht 
Locke,  der  „Urvater  aller  liberalen'',  für  sich  selbst  Die  „Freiheit",  die  er  ofifienkundig 
meint,  kann  nur  die  Freiheit  jener  sein,  die  über  Eigentum  verfugen.  Andererseits  muß 
uns  das  auch  nicht  weiter  verwundem,  da  Löckens  Standpunkt  ohnehin  „den  Aus- 
schluß der  Frauen  und  Besitzlosen  von  den  Büigprrechten  voraussetzt".^^^ 

Mitunter  treibt  tlns  Freiheits-Motiv  also  selrsamc  Blüten.  W  ir  wollen  diesen  Punkt  an 
dieser  Stelle  aber  mehr  noch  einmal  autrollen,  da  wir  das  wesentliche  dazu  bereits  am 
Anfatig  dieses  Kapitels  im  Abscliniti  ]•,.  ('•Opiioiun  irohihihrtHiitirici^ !!ni\^sh:!i!i/rw':'r  Wirt- 
schaßspoülik«)  bcsprtichen  haben.  Demnach  ist  „I  reiheit"  kein  beliebig  vermehrbarcs 
Gut  Vielmehr  schrankt  die  Freiheit  des  einen  fast  notwendigerweise  die  Freiheit  der 
anderen  ein.  Das  drastischste  Beispiel  in  diesem  Zusammenhang:  Die  Freiheit  der 
Sklavenhalter,  Sklaven  zu  halten,  schrankt  oßenbar  die  Bew^;ungsfteiheit  der  Sklaven 
ein,  Umgekdut  wurde  die  Bew^ungs£ceiheit  der  Sklaven  das  Recht  der  Sklavenhalter 
einschränken,  Sklaven  zu  halten.  Mit  der  Freiheit  verhält  es  sich  also  nicht  anders  als 
mit  der  Verbesserung  von  sonstigen  Zuständen.  Auf  die  I'eststellung,  daß  etwas  „bes- 
ser" ist,  sollte  daliei  unitiittclbar  die  Frage  tV)Igen:  „Besser  für  mvv;?"  Entsprechend 
sollte  auf  die  I'eststellung,  daß  etwas  „mehr  I  reiheir"  bedeute,  umgehend  die  I  rage 
t'olgen:  Freiheit  für  wen?  Kurzum:  jedes  /v(77'<7Ai7w7v  des  ciiicn  löst  denknotwendig 
spiegelbildlich  eine  Dulduiigspj/icbi  der  anderen  aus,  ähnlich  wie  jeder  Verkauf  voraus- 
setzt, daß  sich  jemand  findet,  der  kauft.  Das  eine  ist  ohne  das  andere  undenkbar.  Das 
gilt  übrigens  in  gleichem  Maße  auch  für  bürgerliche  Freiheitsrechte.  So  bedeutet  zum 


»Liberal«  leitet  sich  ab  von  lat.  libtrala  >frcihtitlicli<,  das  ^ntercs^;^nlc^wci^^c  aber  auch  >edeli  «nler  >treige- 
b^  [sict]  bedeuten  kann.  In  der  Woctbedeutui^  »fieihddicht  ist  der  B^dff  erst  seit  dem  18.  Jhd.  ge- 
bräuchlich, davcir  war  die  Bedeutung  ^reigebigt  üblich.  V^.  dazu  etwa  Kluge  1989:  liberal. 

•«"RusscU  1945,  S.  641. 

>««RusseU1945.S.  641. 

««»Russell  r)43.S.  641. 

UMO  5q  j]g  knappe  Zusamnient'assung  von  Russell  (Russell  1945,  S.  64U).  Das  ist  übrigens  eine  Vorstellung 
die  bis  heute  nicht  als  völlig  übervtmnden  gelten  kann.  So  bat  vor  eist  drei  Jahren,  im  Mai  2008,  der  Ban- 
desvorsitzende des  RCDS,  Gottfried  Luckw  ii',.  in  einem  Papier  »Dm  Tbestn  :^iir  Stiirknng^  dfr  IjosiM^t/m- 
ffm  testw'eise  angeregt,  „Leiscungsträgern""  ein  doppeltes  Stimmengewicht  bei  W  ahlen  zu  geben,  was  um- 
gekehrt ein  halbiertes  Stimmengewicht  für  Locke's  „Besitzlose"  bedeuten  würde,  und  hat  es  damit  im- 
merhin 211  einem  Auftritt  in  Anne  Wills  sonntäglicher  Plauderstunde  gebracht.  Immerhin:  Fnum  hat  Lu- 
dewig in  seinem  Papier  vorsichtigerweise  md)t  erwähnt. 
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Beispiel  das  Rechr  auf  Freie  Meinungsäulierun^  gleichzeitig  die  N'crptlichtung  der  je- 
weils anderen,  sich  jeden,  wirklich  jeden  iJnsinn  anhören  zu  müssen.'"'''  Während  es 
aber  durchaus  möglich  ist,  aufgrund  von  Wachstum  einen  wirtschaftlichen  Zustand 
herzustellen,  der  in  der  Tat  „besser"  für  alle  ist  -  das  ist  schließlich  der  Kern  unserer 
Wohl&hrtsentwicklungsdefiiiition  ist  das  mit  der  Freiheit  längst  nicht  so  einfach. 
„Mehr  Freiheit  für  alle"  herzustellen,  würde  zunächst  einmal  voraussetzen,  daß  wir 
„Freiheit"  ähnlich  präzise  definieren  und  operationalisieren,  wie  wir  das  mit  »Wohl- 
fiahrtsentwicklung«  getan  haben.  Eine  solche  Definition  aber  ist,  soweit  ich  sehen 
kann,  nicht  in  Sicht. 

Das  „Frcihcits"-Argumcnt  ist  deinnach,  zumindest  wenn  man  es  auf  die  Spitze 
treiln,  so  außergewöhnlich  gew otinlich,  d;iß  man  sich  wirklicli  w  untlcrn  muß,  daß  es 
sieh  als  Argunient  so  unuehrochcner  l^cliehrheit  erfreuen  kann.  Dabei  ist  das  Ringen 
nach  l  reiheit,  bei  Lichte  betraciiiet,  im  Kern  doch  kaum  mehr  als  ein  beinharter  Inter- 
essenkonflikt  im  philosophischen  Gewände.  Folglich  blieb  jenen,  die  sich  auf  ditse 
Ebene  nicht  einlassen  wollten,  allen  voran  also  Kant  und  Hegel,  im  Kern  nur,  „ver- 
nünftige" Selbstbeschränkung  und  Akzeptanz  des  „Sittengesetzes"  bzw.  ,3üisicht  in 
die  Notwendig^cdt**  zu  empfehlen.^**^  Greifen  wir  an  dieser  Stelle  noch  einmal  Paretos 
nduäio  ad  absunbm  auf:^**^ 

W'ollit'  man  im  Wege  einer  retluctio  atl  absurdum  ilie  Leerheit  ehm  soldien  Gidnnkcns  zeigen,  so 
könnte  man  bemerken,  daß  er  auf  alle  i  älle  des  Kontlikts  zwischen  HadcUuOgsmüglichkcitcn  mehrerer 
Individuen  anwendbar  ist.  Zum  Beispiel  sollte  der  Staat  Geigenidtoer  zwingen,  umsonst  zu  unterrich- 
ten, weil  sie  diircli  1  hinonirc  die  Frcihe  i  h.  i  l  i  „vcrletztiV.  lIic  lIus  Gdgcnspicl  itrncn  wollen  und  nicht 
die  Mittel  zur  liezahlunt;  des  l'ntcrrichts  Ii.iLkii.  |.  .|  Heselcichcn,  wenn  eine  I'rau  einen  Ijebhaber  ab 
lehnt,  nimmt  sie  ihm  die  Möglichkeit  sie  2U  lieben  und  verletzt  also  seine  „Ireihcif;  deshalb  muß  der 
Staat  Lid>es&dheit  schafSen  und  die  Fiau  zur  Hingabe  an  jeden,  der  sie  b^hit,  zwingen.*<** 

Auf  den  ersten  Blick  wirkt  das  Argument  wirklich  völlig  absurd.  Allerdings  ist  das  ja 

auch  der  Sitm  und  Zweck  einer  ndtuHo  ad  absunbmA^^^  Passen  wir  das  Beispiel  also  an 

und  bleiben  wir  dabei  bei  unserer  Analogie  zur  Steuerung  der  Geldmenge:  Würde  je- 
mand wirklich  ernstlich  behaupten  wollen,  eine  Anhebung  des  Diskontsatzes  um,  sa- 
gen wir,  50  Basispunktc  sei  eine  „Beschränkung  der  Freiheit",  sich  günstig  mit  Kapi- 
talmitteln zu  versorgen?  \\  ohl  kaum.  Und,  falls  doch,  würde  er  sich  damit  wohl  eher 
lächerlich  machen.  SV;  absurd,  wie  es  auf  den  ersten  Blick  scheinen  mag,  ist  Paretos 
Argument  bei  nälterem  Hinsehen  also  dann  doch  nicht.  L'nd  so  richtet  sich  das  Argu- 


Das  soll  narürlicb  kein  Pliidover  gi  ^en  ilas  Rerlu  auf  freie  MeinungsäuOefUng  st  iri.  Das  Beispiel  soll 
uns  nur  die  grundsätzlich  komplementäre  Natur  von  Frcihcitsrcchtcn  und  Duldungsptlichtcn  verdeutli- 
chen. 

Wie  bereits  erwähnt,  stammt  ilu^r  Tex-^ti  Me  •■ie"i  \  (>ri  Hegel  selbst.  \'ieInK'br  wurde  sie  von  l'.ngels  in 
seinem  „Anii-Dühring"  entsprechend  paraphrasieri.  Dort  heißt  es:  „Hegel  war  der  erste,  der  das  Ver- 
hältnis von  Freiheit  und  Notwendigkeit  tichdg  darsteDte.  Für  ihn  ist  die  Freiheit  die  Einsicht  in  die  Not- 
wendigkeit." (l  .ngeK  l  S2n,  S.  106). 

10»  Um  dem  Leser  das  Ulaitcm  zu  ersparen,  soll  die  Textstelle  hier  noch  einmal  wiedergaben  werden. 

>«**  Parcto  1916  a,  Ziffer  1554,  S.  188  f.,  1-n.  25. 

<*>^^  In  der  juristischen  Literatur  ist  dabei  meist  -  begrifflich  weniger  drastisch  —  von  einem  „flrgumatttim  ad 
absurdum"  die  Rede  (vgl.  etwa  Schneider  1964,  S.  49). 
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ment  gc^en  staatliche  „Inten  cntion"  wohl  auch  weniger  ^cgcn  staatliches  Handeln  an 
sich  als  vielmehr  i^ei^en  staatliche  Willkür.  \\  illkür  aber  wird,  und  zwar  völlig  zu  recht, 
stets  als  „ungerecht''  etnpfunden,  denn  schließlich  beschränkt  sie  nicht  nur  die  Bewe- 
gungsfreiheit, sondern  raubt  zudem  auch  Orientierung  („Planungssicherheit**).  Zwar 
besteht  zwischen  „Ungerechtigkeit**  und  „Freiheitsbeschränkung**  wiederum  eine  ge- 
wisse Kluft.  Die  aber  läßt  sich  ohne  größere  Schwierigsten  mit  unscharfer  Begriffs- 
bildung erklären.  Daß  Willkür  als  £reiheitsbeschränkend  empfunden  wird,  muß  uns 
also  nicht  weiter  verwundem. 

Ebenso  wenig  muß  uns  verwundem,  daß  die  ^^staikecen**  Wirtschaftssubjekte,  also 
jene,  die  -  wie  Locke  -  über  Eigentum  vcrfiigen,  einen  gewissen  W  iderwillen  gegen 
„den  Staat"  hegen,  weil  der,  mit  einem  Gew  ahmonopol  ausgestattet,  im  Zweifel  re- 
gclmälMg  noch  \  icl  stärker  ist.'"^'*  Dagegen  .iher  tlic  ,,gro(k'  I-"rcihcit"  ins  l'cld  zu  füh- 
ren, wie  Locke  das  tut,  und  tlabei  „l  raucn  und  Besitzlose"  gar  nicht  eist  zu  meinen,  ist 
offenkundig  interessengeneigt,  also  „ideol()gisch".i<>^  So  verständlich  die  Auflehnung 
der  Klassiker  gegen  absolutistische  »^^E/Sd/^Vr/Mrw'-Machtvollkommenheit,  insbeson- 
dere im  Zusammenhang  mit  der  Entdeckung  der  Leistungsfähigkeit  dezentraler 
Marktsteuerung,  also  auch  sein  mag:  Im  gleichen  Zuge  Jm  Namen  der  Freiheit'*  die 
Abschaffung  von  Reg^  überhaupt  zu  fordern,  scheint  mir  doch  ein  wenig  übers  Ziel 
hinausgeschossen.  Kurzum:  Mxi  »I-reiheit«  zu  a^;umentieren  ist  im  Zweifel  ideolo- 
gisch, der  Begriff  selbst  dabei  so  unscharf,  daß  er,  einschließlich  aller  Derivate  wie  et- 
wa ,, Freie  Marktsteuerung",  in  wissenschattlichen  Auseinandersetzungen  besser  nicht 
verwendet  werden  sollte.  Line  Ausnahme  macht  dabei,  soweit  ich  sehen  kann,  allein 
der  abgeleitete  BegritY  »Freiheitsgrad«,  wie  er  in  der  Mathematik,  der  Statistik,  aber 
auch  in  der  Physik  und  der  Technik  verwendet  wird.  In  diesen  Disziplinen  aber  ist  er 
jeweils  eindeutig  definiert  und  hat  somit  mit  der  doch  eher  schwammigen  philosophi- 
schen „Freiheit"  nicht  viel  zu  tun.^'^^^  Dabei  soll  es  uns  hier  aber  nicht  um  akademi- 
sche Spitzfindigkeiten  oder  auch  nur  verbale  Nuancen  gehen.  Würden  wir  nämlich  den 
Begriff  »Freie  Marktsteuerung«  tlurch  einen,  wie  ich  meine,  sowohl  treffenderen  als 
auch  klareren  Begriff  wie  etwa  »Di  :T>//ra/e  Marktsteuerung«  ersetzen,  dann  würde  sich 
unser  Hauptproblem,  die  Frage  nämlich,  ob  und  wie  „Markt  und  Staat"  -  präziser  ge- 
sagt „Marktsteuerung  und  staatliche  Initiative"  —  überhaLipi  zusammenpassen  k<)nnen, 
unversehens  und  sprichwörtlich  in  Luft  autlösen.  Anders  ausgedrückt:  Der  anschei- 


«■s*  Ein  Beispiel  aus  jüngsitcr  Zeit  wäre  dabei  etwa  der  Autsüeg  und  Fall  des  russischen  „Uligarchen"  Mi- 
chail Chodorkowaki.  Ob  die  Venmeilung  zu  langjährigen  Haftstxafen  dabei  „rechtsstaadich"  war  oder 
eher  das  Bt^bnis  einer  MpCtSÖnUchen  Fehde"  mit  Putin,  hraucht  uns  ;ni  dieser  Stfik-  nidn  xu  interessie- 
ren. Hier  geht  es  nur  darum  zu  zeigen,  daß  im  Zweifel  der  Staat  der  Scirktrc  ist.  -  Eine  knappe  Ab- 
handlung zum  Thema  m.w.N.  findet  sich  dabei  etwa  in  Le  Monde  i^hmatuiih,  \pril  2010»  S.  12  f. 

1057  Dabei  wollen  wir  unter  »Kk  ■  ili  <.'ic'<  einfach  nur  ein  „interesscngcfiubtes  Weltbild"  verstehen. 

1058  allem  in  der  Technik  steht  »I-reihcitsgrad«  iür  die  „Bewegungsmöglichkeiten  eines  Systems"  und 
ist  damit  entfernt  an  die  Hobbcs'schc  Dcfinidon  angelehnt.  Allerdings  läßt  sich  der  technische  I  reihcits- 
grad  eindeudg  über  eine  Zahl  opeiationaligieten  und  hat  schon  von  daher  mit  der  philosophischen 
„Freiheit^  sein  gar  nichts  zu  tun. 
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nendc  \\  idcrspruch  würde  sich  als  reiner  Austluß  der  verbalen  Beschreibung  heraus- 
stellen. Das  aufzulösen  wäre  aber  ein  l'ortschritt,  der  einen  lortschrirt  macht. 

Nachdem  wir  also  festhalten  können,  dalJ  uns  die  „grolk-  Freiheii"  nicht  wirklich 
weiterbringt,  wollen  wir  uns  der  „kleinen  Freiheit"  eines  Mitarbeiters  zuwenden,  der 
gerne  zehn  oder  zwölf  Stunden  täglich  arbeiten  möchte,  dabei  aber  au^rund  einer 
wirtschaftspolitisch  initiietten  Arbeitszeitbremse  ausgebremst  wird.  Ist  das  fmr—  oder 
auch  nur  „gerecht"?  Soll  oder  darf  Wirtschaftspolitik  den  „Erwerbsfleiß"  (Adam 
Smith)*''^  der  Ervi-erbstätigen  wirklich  ausbremsen?  Die  Frage  ist,  mit  Absicht,  nicht 
ganz  unpolemisch  formuliert  -  allerdings  auch  nicht  polemischer  als  so  manche  Stel- 
lungnahme in  der  einschlägigen  Literatur.  Dabei  lautet  die  Antwort  in  erster  Näherung 
natürlich  Nein.  |ccler  sollte  soviel  arbeiten  dürfen,  wie  er  mag.  Denn  schließlich  sollte 
die  Nuczenm.iximicrung  im  Rahmen  eines  Konsum/' I'reizeir-Modells  allein  den  Präfe- 
renzen eines  Haushaltes  unterliegen,  (jhne  fürsorgliche  oder  sonstwie  wohlmeinende 
Einmischung  von  außen  jeder  Art,  also  auch  nicht  der  Wirtschafbpolitik.  Allerdings 
sind  das  rein  normative  Fragen,  mit  denen  wir  uns  hier  vereinbarungsgemäß  mcht  be- 
&ssen  wollen.  Zumindest  aber,  soviel  können  wir  sagen,  muß  das  mdtt  bedeuten,  daß 
die  Wirtschaftspolitik  den  Erwerbsfleiß  auch  noch  steuerlich  begünstigt,  also  anm^. 
Ebenso  gut  könnte  sie,  und  zwar  mit  dem  gleichen  Recht,  überschießenden  Hrwerbs- 
fleiß  auch  steuerlich  „ahreixcn".  Rein  praktisch  würde  das  bedeuten,  daß  Überstunden 
einem  höheren,  im  Zweifel  sogar  sehr  \  iel  höheren  ,Stcuersatz  unterliegen  als  geleistete 
Arbeitsstunden  im  Rahmen  des  wirtschaftspolitisch  angestrebten  Arbeitszeitzieles.'"'^'' 
Die  Freiheit  der  Haushalte,  Überstunden  zu  leisten,  bliebe  auf  diese  W  eise  voll  und 
ganz  gewahrt.  Allerdings  würden  sich,  das  ist  mikroökonomisch  absehbar,  die  Kon- 
sum/Freizeit-Praferenzen  eines  Haushaltes  in  diesem  Fall  zugunsten  von  mehr  Frei- 
zeit und  damit  zulasten  der  Überstunden  verschieben. 

Warum  aber  sollte  wohl&hrtsentwicklungsorientiefte  Wirtschaftspolitik  so  voi^- 
hen?  Die  Antwort  liegt  auf  der  Hand:  Um  im  Rahmen  einer  freiheitlichen  Wirtschafts- 
verfossung  das  Arbeitszeitziel  zu  erreichen.  Formal  gesehen  handelt  es  sich  hierbei  um 
nichts  anderes  als  etwa  eine  Erhöhung  der  Mindestreserve  oder  des  Zinssatzes,  um  das 

l«S9  Die  Eliminicrung  rein  verbaler  Elemente  aus  einer  Theorie  ist  immer  ein  Fortschritt,  weil  verbale  Ele- 
mente wie  etwa  die  Wahl  eines  bestimmten  Koordinatensystems  otler  eben  auch  die  Wahl  bestimmter 
Begriffe  ein  Svstcm  spczitlschcr  und  tl.imii  elcichzciiiu  wcniecr  .illecmcin  beschreiben  .ils  unbcdinct  mi 
tig.  So  war  etwa  h.instcins  Spezielle  Relativitätstheorie  formal  gesehen  nichts  weiter  als  der  gelungene 
Versuch,  die  Beschreibung  bestimmter  physikalischer  S^ntteme  vom  Standpunlct  des  Beobachten  und 
damit  von  der  Wahl  eines  bestimmten  Ko()rdinatensvsiems  un:ibhSnj;ig  /u  machen.  Vi;!.  iImzu  etwa  Rus- 
sell 1925,  S.  136.  Für  Suzialwisscnschaften,  zu  denen  wir  itoims  volens  auch  die  VoUcswinschafüchrc  wer- 
den zählen  müssen,  bedeutet  das,  daß  wir  uns  normadver  und  darüber  hinaus  auch  noch  höchst  unbe- 
stiiTinucr  Begriffe,  /u  tleiieti  :uicli  uiul  vor  ülleni  ein  Begriff  wie  »Freiheit«  /lililr,  ruiilichst  enthalten  soll- 
ten. -  Im  übrigen  beziehe  ich  mich  hier  auf  die  Wendung  von  Bate&on  („ein  Unterschied,  der  einen  Un- 
^chied  machte  Bateson  1985,  S.  582). 

In  der  Übcrsctzunf?  von  Rccktemraldt.  Adam  Smith  1789,  S.  278. 

»Steuern«  kommt  von  »steuern«  —  eine  Einsicht,  die  „in  Zeiten  knapper  Kassen"  manchmal  unterzu- 
gehen droht.  Im  übrii;en  ueht  es  hier  nicht  um  „peanuts".  Wie  wir  oben  in  E.  II.  l.  (»Durchsat^btschUuni- 
ffingK)  gesehen  haben,  w  urde  ein  \  ollstandiger  Abbau  der  Oberstunden  zumindest  rechnerisch  Beschafd- 
gung  für  knapp  40%  der  Erwerbslosen  bedeuten. 
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Inflationszicl  zu  erreichen.  Nun  könnte  man  einwenden,  dal5  eine  solche  Argumentati- 
on übermäßig  spitzfindig  ist.  Was,  könnte  man  fragen,  ist  die  l'reiheit,  soviel  arbeiten 
zu  dürfen,  wie  man  will,  denn  wx-ri,  wenn  einem  der  Lohn  der  Arbeit  im  gleichen  Zuge 
weitgehend  „w  eggestcuert"  wird?  Diese  Frage  aber  ist  strukturell  vollkommen  analog 
zu  Hardin's  Beispiel  in  seiner  Tragedy  of  tbe  Comm/ts:^^  Warum  sollte  nicht  jeder  Bauer 
die  Allmende  in  dem  Ausmaße  nutzen  dürfen,  die  ihm  angemessen  erscheint?  Die 
Antwort:  Weil  er  damit  im  Extrem&ll  den  Zusammenbruch  des  Systems  betreibt.  Auf 
unseren  Fall  übertragen  und  moderner  formuliert:  Weil  unser  fleißiger  Angestellter  mit 
seinem  „Erwerbsfleiß**  unerwünschte  („negative")  externe  Effekte  produziert,  für  de- 
ren Beseitigung  dann  die  Gemeinschaft,  im  Zweifel  also  der  Steuerzahler,  aufzukom- 
men hat. 

Das  Grundprinzip  entspricht  also  in  etwa  dem  Prinzip  der  X'crgahc  von  „Ver- 
sclimutzungsrechten"  in  der  Umweltökonomie.  Da  dieses  Prmzip  aber  ganz  übeiAvie- 
gend  anerkannt  ist,  sollte  eine  entsprechende  Vorgehensweise  schon  von  daher  auf 
nicht  allzu  großen  theoretischen  Widerstand  stoßen.  Gewöhnungsbedürftig  ist  dabei 
allenfiüls  der  Gedanke,  überbordenden  „Erwerbsfleiß"  in  die  Nähe  von  Umweltver- 
schmutzung zu  rücken.  Da  es  sich  hierbei  aber  offenkundig  um  einen  formal  voll- 
kommen analogen  Sachverhalt  handelt,  sollten  wir  iÜl  scn  l'unkt  nicht  unnötig  cmo- 
donal  überfrachten.  Dabei  hege  ich  übrigens  den  Verdacht,  daß  ausgerechnet  eher 
„marktfreundlich"  eingestellte  Autoren,  die  sich  entschieden  für  die  Vergabe  von  \'er- 
schmutzungsrcchtcn  einsetzen  würden,  unter  Verkennung  der  analogen  Sachlage  ein 
„Arbeitszeit/iel"  vermutlich  eher  ablehnen  würden.  Allerdings  wollen  wir  hier  nicht 
vorschnell  urteilen.  Schließlich  ist  das  ein  Punkt,  der  sicli  empirisch  leicht  testen  ließe. 
Kurzum:  Ein  wirtschaftspolitisch  gesetztes  Arbeitszeitziel  wäre  nach  allem  durch  und 
durch  „markdconform".  Die  Freiheit,  zu  tun  und  zu  lassen,  was  immer  einem  beliebt, 
bliebe  voll  und  ganz  erhalten.  Allein  die  Opportunitätskosten  der  Freiheit  wären  ein 
wenig  modifiziert.  Da  aber,  entg^en  der  idealisierenden  Vorstellung  von  I  lobbes,  die 
AusübungyVg/rr/jfr  Freiheit  notwendigerweise  mit  Konsequenzen  i/getuieiaer  Art  verbun- 
den ist,  sollte  sich  hier  kein  ernstliches  Problem  ergeben,  weder  wissenschaftlicher 
noch  ethischer  Natur.'"*  '  Damit  aber  kann  das  „breiheits"- Argument,  weder  im  gro- 
ßen noch  im  kleinen,  einem  wohltahrtsentwicklungskonformen  Kurs  der  Wirtschafts- 
politik nicht  ernstlich  im  V^  ege  stehen. 

2.  MNatQfliche  Ordnung^ 

Damit  kommen  wir  zum  zweiten  der  hier  zu  besprechenden  grundsätzlichen  Einwän- 
de gegen  staatlichen  ,J[nterventionismus",  also  einen  möglichen  Verstoß  gegen  die 
„natürliche  Ordnung**.  Dabei  würde  dieser  Einwand  sogar  noch  sehr  viel  schwerer 
wiegen.  Schließlich  ist  „Freiheit'*  letztlich  nur  eine  „soziale"  Idee,  während  die  „natür- 

'«•^Hardin  1968. 

m\  Goethe  übrigens  hat  diesen  Zusammenhang  in  seinem  Foßut  I  zeitlos  treffend  formuliert,  wo  er  Mc- 
phistopheles  sagen  Ußc  „Das  erste  steht  uns  frei,  beim  zweiten  sind  vir  Knechte.**  (Goethe  1808,  Zeile 
1412). 


-479- 


liehe  Ordnung"  mir  der  ganzen  Wucht  pr;is();<ialer  bzw.  sfigar  transsozialer  Notwen- 
digkeit daherkommt.  I  jnc  „natürliche  (  )rdnung"  zu  übergehen  sollte  vollständig  au- 
ßerhalb menschliclicr  EintluiimöglichkeJicn  liegen  und  von  daher  vernünhigcrwcise 
gar  nicht  erst  versucht  werden.  Um  die  Bedeutung  dieses  Punktes  besser  zu  verstehen, 
muß  man  sich  klarmachen,  daß  die  Klassiker  nach  dem  Vorbild  der  Physik  bestrebt 
waren,  auch  im  Rahmen  ibnr  Disziplin  ,,naturge$etzliche"  Zusammenhänge  zu  ent- 
decken. So  schreibt  etwa  Ricardo  über  die  Armeng^setzgebung: 

Anstatt  cBc  Aimcn  reich  zu  machen,  ist  sie  darauf  berechnet,  die  Reichen  arm  zu  machen.  Solanuc  die 

derzeitigen  Gesetze  in  Kraft  sind,  entspricht  es  vollkommen  ili-r  Hii.'/ir/ii/'n:  Onln/iin'  dtr  Dinsi\  ilnli  die 
betrage  für  den  Unterhalt  der  /Vrmcn  lautend  steigen,  bis  sie  die  gesamte  Ncttorcvcnuc  des  Landes  in 
sich  aufgesaugt  haben  [...1""* 

Ein  paar  Seiten  weiter  heißt  es: 

Das  Gramtaiionsgjuetii  ist  nicht  gewisser  als  die  Tendenz  derartiger  Gesetze,  Reichtum  und  Macht  in 

Elend  unti  Scliwache  zu  verwandeln.'"*'' 
Wenn  diese  Hinschätzung  zutreffend  wäre  und  wir  es  in  der  Tat  mit  unabänderlichen 
„Naturgesetzen"  xu  tun  hauen,  wäre  in  der  Tat  jeder  wirtschafispoliiische  Versuch, 
EinfluiJ  zu  nehmen,  im  harmlosesten  l  alle  einfach  nur  lächerlich,  in  schwereren  I'ällen 
aber  sogar  abträglich.  Naturgesetze  lassen  sich  naturgemäß  nun  einmal  nicht  durch 
»»soziale"  (also  von  Menschen  gemachte)  Gesetze  aushebeln.  Die  Gegner  staatlicher 
Einflußnahme  haben  hierfür  eine  auf  den  ersten  Blick  recht  griffige  Wendung  gefun- 
den» die  „ölflecktheorie  des  Intervenäonismus".'*''^  Demnach  würde  jeder  Staatsein- 
giifFin  freie  Marktsteuerung  -  letztlich  also  in  die  „n;itürliclu  f  larmonie"  -  die  Not- 
wendi^eit  immer  weiterer  Hingriffe  nach  sich  ziehen.  Damit  aber  würden  sich  die 
Eingriffe  wie  ein  (  )ltep|Mcli  über  die  freie  Mnrktstcucrung  legen  und  sie  damit  schließ- 
lich funktionsunfähig  machen.  Diese  Vorstellung  hat  sich  übrigens  das  gesamte 
19.  jhd.  hindurch  gehalten,  zum  Teil  auch  in  der  Soziologie.  So  paraphrasiert  Kaesler 
Spcncer\s  \\  eltbild  wie  folgt: 

Gegen  Sachzwänge,  also  g^n  Natuigesetze,  vorzugehen  wurde  als  sinnlos  angesehen. 
Und  weiter: 

Bin  Eingreifen  in  die  gesellschaftliche  Entwicklung  ist  nach  Spencer  deshalb  sinnlos  und  gefährlich, 
weil  die  nicht  vorlu  rseldiaren  Folgen  (D\  sfunkiioiu-n)  t;eplantct  Handlungen  in  einem  komplexen  so- 
zialen System  immer  j;n  iik-r  sind  .ils  lIk-  i^cpj.inten  1  n|i>en."''"^ 

Eine  ähnliche  Haltung  findet  sich  auch  heute  noch,  zum  Beispiel  bei  Siebert,  wenn  er 
schreibt: 

Der  Arbeitsmarkt  ist  ein  ähnlich  komplexes  Regelsystem  w-ie  ökologische  Systeme.  Wenn  man  an  einer 
Stelle  eingreift,  ze^en  sich  über  komplizierte  Wirkungsgeflechte  an  anderer  Stelle  unerwünschte  Ef- 
fekte, uikl  dies  oft  erst  mit  einer  Verzerrung  von  einem  Jahtzelint  und  mehr.'"'' 


"•w  Ricardo  1821  b,  S.  91  (Hervorhebung  von  mir). 
«OOS  Ricardo  1821  b,  S.  93  (Hervoiiiebung  von  mir). 
>««  Vgl.  dazu  ct^v;.  Sic  bcrt  2000  a,  S.  217. 
>«»7  Kaesler  201)2  :^  s2 

'**•  KacsIcr  200J,  >  s  i.  m.V'.a.  Spcnccr's  üinleitung  in  das  Studium  der  Sodoiof/e,  Bd.  11,  Leipzig  1875,  Kapitel 

11:  Das  politische  Vorurtheil. 
i«»  Siebert  2002,  S.  18,  Punkt  60. 
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Auch  Sicbcrts  Konsequenz  hcilk  otYcnsichrlich  „Hände  wcq  vom  Markr"  bzw.  Icrzt- 

lich:    Hände  weti  von  der  >n:irürlichen  (  Vdnun!L!,<"".  Al]erdinu,s  g:ib  es  schon  zu  llicatdos 

Zeil  Zweifel  an  der  „Nalurgeseizliclikeit"  insbesondere  der  „Verteiluiigsgesetze".  So 

referiert  etwa  Claeys  John  St.  Mill's  Position  wie  folgt: 

Deshalb  unterschied  er  nun  zwischen  Gesetzen  der  Produktion,  die  sich  wie  Naturgesetze  verhielten, 
und  Gesetzen  der  Verteilung,  die  von  der  geseUschaftlicfaen  Entwicklung  abhängig  und  deshalb  bis  zu 

eiiietn  gewissen  Grade  beciiinadh.ir  seien.''™ 

Dabei  war  es  wiederum  Ricardo,  der  die  überragende  Bedeutung  dieser  Frage  klar  er- 
kannt hat.  Gleich  auf  der  allerersten  Seite  seiner  »Cirundsätze«  schreibt  er: 

Das  Hauptproblem  der  foiiuschcn  Ökonomie  besteht  im  Autfmdcn  der  Gesetze,  welche  die  Vertei- 
lung bestiinmen.*o" 

Dabei  sind  seine  Ausfiähnuig^n  »Über  den  Lohm^  einschließlich  seiner  Position  zur 
Axmei^setzgebung,  sehr  stimmig  und  überzeugend.^*'^  Allerdings,  das  ist  bemer- 
kenswert, denkt  Ricardo  dabei  nur  an  eine  „nachbessernde**  Rolle  des  Staates.  Meute 
würden  wir  sagen:  An  die  Rolle  der  „Sozialpolitik"  im  engeren  Sinne.  Eine  mögliche 
„präventive"  Rolle  des  Staates  komt-nt  in  Ricardos  Überlegungen  nicht  vor.  Daraus 
wird  man  ihm  allerdings  kaum  einen  Vonvurf  machen  können,  da  die  Aufgabenver- 
leilung  zwischen  ,,prä\ enti\  er  W'irlschaüspolink"  und  ,,n;ichbess(,rnder  Sozialpolitik" 
bis  in  die  Gegenwart  nocli  immer  ziemlich  kontundiert  wird,  i^etztlich  liaben  wir  es 
also  auch  hier  mit  dem  alten  Irrtum  der  Reichtumsökonomik  zu  tun:  Demnach  wäre 
es  Aufgabe  der  Wirtschaftspolitik,  ^nächst  dafür  zu  sorgen,  daß  es  möglichst  viel  zu 
verteilen  gibt.  Aufgabe  der  Sozialpolitik  wäre  es,  in  einem  zweiten  Schritt,  also  nacb- 
tragUdf  für  eine  möglichst  „gerechte"  (bzw.  nicht  allzu  „ui^erechte*')  Vetteilung  zu 
sorgen.  Die  Idee  aber,  daß  Produktion  //W  Verteilung  ein  simultan  ablaufender  Prozeß 
sein  könnte,  hat  sich,  soweit  ich  sehen  kann,  aller  Krcislauftheorie  zum  Trotz  noch 
nicht  allgetiiein  clurchgesctzt.  Wir  werden  auf  diesen  Punkt  noch  zurückkommen. 
Keynes  übrigens  hat  die  ideengeschichtliche  Hssenz  in  einem  Vortrag  über  »Das  binde 
des  ltiissi-:^ain«  auf  seine  Weise  auf  den  Punkt  gebracht: 

Der  Beginn  des  neunzehnten  Jahrhunderts  vollbrachte  diese  wundersame  limigung.  Sie  brachte  den 
konservativen  Individualismus  von  Lacke,  HHm,J»bns»n  und  Bttrk»  in  Einklang  mit  dem  Sozialismus 

und  der  licmokraiisclicn  Cilcichheitslehre  Von  Rw/i ./.v,  P,::r ,  Vurnhaiii  uiu!  C.Dtliriii. 

Nichtsdestoweniger  wäre  jener  Zeit  die  Harmonisierung  dieser  Gegensätze  nicht  g^ung^,  wären 
nicht  die  Nationalökonomen  im  richtigen  Moment  auf  der  Bildfläche  erschienen.  Die  Idee  einer  göttli- 
chen priistabilisierten  Harmonie  /ui-iclun  ]-)ri\ ;itcni  Vorteil  untl  allgcmtiiifni  Wohl  crschtini  scluui  l>ei 
Piz/tv,  aber  erst  die  (')konomen  haben  ihr  eine  Feste  wissenschaftliche  Cirundlai^e  nct^cben.  Man  nehme 
bloli  an,  dall  intolgc  der  \\  irkung  der  Naturgesetjie  die  Individuen,  die  volüg  frei  und  aufgeklart  ihren 
penoniichen  Intetessen  nachgehen,  gteichadtig  auch  das  A%enieinvn}hl  föidecnl  Unsere  philosophi- 
sehen  Sdnrierigjcdten  sind  damit  g^öst  [...1'*"' 


Claev!;  1987  b,  S.  20.  Vg}.  dazu  auch  oben  13.  IL  6  (»WobffabrtsmtinekluH^l  o^^ffii«). 
w  Ricardo  1821  b,S.  1. 
""2  Ricardo  1821  b,  Kapitel  V  (S.  79-94). 
>«»Keynfsl926.S.8f. 
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Keyncs  fahrt  fort: 

Zu  der  phiiusuphischcn  Lehre,  daß  der  Staat  kein  Recht  zur  Linmischung  habe,  und  2u  dem  göttlichen 
Wunder,  daS  er  es  gar  nicht  nötig  habe,  sich  eifummiachen,  gesellt  sich  nun  der  wissenschaftliche 
N;icli\vcis.  daß  seine  Einmischung  gar  nichts  nutzt.  [...]  Fast  alles,  was  der  Staat  im  achtzehnten  Jahr- 
hutiticri  über  seine  Mindestobliegenheiteo  hinaus  unternommen  hat,  war  oder  schien  entweder  schäd- 
lich <  >dfr  crtolijlos.'*'^'' 

Kurzum:  Wer  der  festen  Überzeugung  ist,  daß  freie  Marictsteuerung  der  natürliche 
Auswuchs  gottlicher  Harmonie  oder  zumindest  naturgesctzlicfaer  Notwendigkeit  ist» 
der  wird  sidi  schwertun,  eine  wirtschaftspolitische  Einflußnahme  auch  nur  in  Erwä- 
gung zu  ziehen.  Andererseits  dürfen  wir  nicht  vergessen,  daß  schon  den  Klassikern  - 
zumindest  einigen  -  klar  war»  daß  es  zumindest  mit  der  Harmonie  nicht  immer  allzu 
weit  her  ist  So  schreibt  zum  Beispiel  Ricardo: 

Liegt  dir  Murkrpn  is  der  Arbeit  unter  ihrem  natürlichen  Preis,  so  hi  t'tiilin  sicli  die  Arbeiter  in  einer 
außerordentlich  elenden  Lage,  und  die  Armut  beraubt  sie  jener  Annehmlichkeiten,  welche  die  (je- 
wohoheit  zu  unabdingbaren  Lebensnotwendi^eiten  g^acht  bat.  Eni  tueMem  ihn  Enfk/mm^en  ihn 
Ztihl  vfrmimhii  kiben  oder  die  Nachfrage  Dach  Arbeit  sich  erhöbt  hat,  wird  der  Marktpreis  der  Arbeit 

wieder  auf  iliren  tuitürlicheii  Preis  steigen.'"''^ 

Für  Ricardo  isr  also,  liarr  gesagt,  I  'erl)it)i2t'rii  eine  mögliche  und  nicht  einmal  unwahr- 
scheinliche, ilabei  aber  gleichzeitig  auch  unvermeidliche  I'Olgeerscheinung  freier 
Marktsteuerung.  Dabei  können  wir  davon  ausgehen,  dalj  Ricardo  derartige  I'olgeer- 
scheinungcn  zwar  sichedich  für  imerfrculich,  dabei  aber  auch  -  eben  wegen  des  natur- 
gesetzlichen Charakters  der  Gesetze  -  letzdicfa  für  unabänderlich  gehalten  hat.  Über- 
setzt in  die  hier  verwendete  Begrifflichkeit  können  wir  also  sagen:  Ricardo  war  voll- 
kommen bewußt,  daß  fireie  Marktsteuerung  nicht  notwendigerwebe  zu  wohlfahrtsent- 
wicklungskon formen  Ergebnissen  führen  muß.  Freie  Marktsteuerung  wäre  demnach 
zwar  „natürlich",  aber  eben  nicht  unbedingt  auch  „harmonisch"  -  und  schon  gar  nicht 
notwendigerweise  wohlfahrtsentwicklungskonforni.  Das  aber  ist  eine  Einsicht,  die  von 
den  Epigonen  der  Klassiker  konsequent  und  mit  ziemlichem  Fleiß  gerne  verdrängt 
wird. 

Gibt  es  nun  ein  „Verteilimgsgesctz"?  Wahrscheinlich  Ja.  Allerdings  handelt  es  sich 
dabei  vermutlich  um  keinen  „naturgesetzlichen"  Zusammenhang,  sondern  um  eine 
„soziale**  Setzung.  So  schreibt  Canetd  aus  der  Sicht  eines  Anthropologen:i<i^<i 

Jetzt  [also  niu  luleni  die  Beute  erlegt  wuide]  will  jeder  etwas  für  sich,  und  er  moclne  gern  soviel  wie 
möglich.  VC'cnn  die  \  erteikinu  nicht  ijcnaii  sjcrcgclt  wäre  (...J,  so  müßte  sie  in  Mord  und  Totschlag  en- 
den. Das  Gesetz  der  l  trteihiiig  ist  das  liitestt  Gesetz,'*^ 


«w+Keynes  1926,  S.  9  f. 

i«n  Ricardo  1821  b,  S.  80  (Hervoiliebuag  von  mir). 

Bei  Canctn  isr  es  nicht  immer  gan2  einfach  zu  sagen,  aus  welcher  Sicht  er  eigentlich  schreibt.  Am  ehe- 
sten u-ürdf  ich  sagen,  er  war  Literat.  Aber  vielleicht  würde  ich  ihm  damit  unrecht  tun,  obwohl  ich  das  gar 
nicht  abwertend  meine.  In  gewisser  Weise  war  Canetti  einfach  nur  univcrsaigcbildet  und  universal  inter- 
essiert. 

wn  Canetti  1960,  S.  115  (Hervorhebung  im  Od^nal). 
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(.Jttcnbar  ist  das  Problem  der  X'crrcilung  also  so  alt  wie  die  Arbeitsteilung.  Und  damit 
auch  noch  eine  weitere  l'rage,  nämlich: 

Die  I  rae«.'  der  Cfmhihi-i'itx^t  so  uli  wie  ilic  ikr  I  '■  i.'-Uii»^}'^ 

Damit  hätten  wir  also  alles  zusammen:  Arbeitsteilung  im  Interesse  bestmöglicher 
»»Produktion"  ^eute  zu  exl^ea  ist  schfießlich  eine  Art  von  Produktion)  und  I^stribu- 
don  —  plm  eine  Norm,  die  das  ganze  r^lt.  Wie  diese  Norm  genau  aussieht»  müssen 
wir  hier  nicht  besprechen.  Daß  es  aber  eine  solche  Norm  g^bt  und  offenbar  immer 
gegeben  hat,  scheint  mir  unabweisbar,  denn: 

Wir  mit  <Kii  iuicicun  /usatnimn  «itt  i.  dir  tmiß  :iuch  die  Beure  mit  ihnen  teilen.  (...]  Die  Gerechti^elt 
tordcTC,  lial^  iL-dcr  zu  c&scn  hat.  Sic  erwartet  aber  auch,  daß  jeder  sein  Teil  zur  Erlangung  dieser  Nah- 
rung  beibringt.'*"' 

In  unserem  Zusammenhang  bleibt  dabei  nur  festzuhalten,  daß  diese  Norm  nichts  mit 
»»Natuigesetzen"  zu  tun  hat,  sondern  sich  rein  „sozial"  entwickelt  hat,  also  aus  dem 
Versuch,  die  Gruppe^^  -  und  zwar  im  Interesse  eines  jeden  einzelnen  Gruppenmit- 
gliedes (1)  -  zusammenzuhalten  und  dabei,  wie  wir  heute  sag^i  würden,  den  Jagderfblg 

zu  „maximieren".  Das  „Gerechtigkeitsempfinden"  bildet  dabei,  im  ökonomischen 
Sinne,  ein  Gkich^en'kbt,  also  einen  Zustand  mit  Beharrungsvermögen:  Die  einzelnen 

Mitglieder  der  „)agdmcute"  finden  sich  damit  ab,  olmobl  „gern  soviel  wie  mög- 
lich" haben  würde.  Das  ist  auch  rational.  Die  Alternative  wäre  schließlich,  allein  und 
auf  sich  gestclli  im  Zweifel  zu  \  erhungern.'*'  '  Kurzum:  Das  „Gesetz  der  Verteilung" 
ist  durch  und  durch  „sozial".  Eine  „naturgesetzliche"  Vorlage,  die  es  nur  zu  entdecken 
gilt,  werden  wir  vergeblich  suchen. 

Zusammenfassend  bleibt  festzuhalten,  daß  auch  die  Argumentation  mit  der  „natürli- 
chen Ordnung"  nicht  allzu  schwer  wiegt.  Im  übrigen,  das  nur  am  Rande,  hat  die  Ent- 
wicklui^  in  den  letzten  220  Jahren  gezeigt,  daß  „Naturgesetze"  längst  nicht  so  „ehern" 
sind,  wie  man  sich  das  im  späten  18.  )ahrhundert  und  den  größten  Teil  des  19.  |ahr- 
hunderts  hindurch  vorgestellt  hat.  Wie  sonst  wäre  der  spektakuläre  technisciie  Fort 
schritt  in  diesem  Zeitraum  zu  erklären?"^'^-  l'm  ein  Beispiel  aus  dieser  Zeit  herauszu- 
greil'en:  Noch  kur/^  vor  dem  ersten  „bemannten  '  Mug  der  Brüder  Montgolfier  (die 
übrigens  vorsichdg  genug  waren,  beim  ersten  Hug  lieber  erst  einmal  jemand  anderem 
den  Vortritt  zu  lassen)  im  Juni  1783  hatten  namhafte  Physiker  erklart,  den  „Naturge- 
setzen" zufolge  sei  es  unmög^ch,  daß  sich  ein  Körper,  der  eine  höhere  Dichte  aufweist 


•«■•^  Canctu  1960,  S.  223  (Hcrs  orhebung  im  Original). 
>«»Cancttil960,S.  223. 

'•""Im  Zusnninu  nhiitii;  mit  Canctti  sollten  wirbcSSCTVon  „lagiinicutc"  sprcchi-ii. 

um  Zwar  wissen  wir  nicht,  ob  unsere  frühen  Vor&hren  „in  yUtemativen"  gedacht  haben.  Als  Modellvor- 
stellung  aber  sollten  wir  damit  mdit  allzti  fälsch  li^a 

mi  Dabei  bringt  Solo  „this  paradoxical  contrast  of  cconomics  and  physics"  auf  den  Punkt:  „The  naturc  of 
thc  physical  world  has  not  changed  in  all  che  time  and  spacc  within  the  scojje  of  human  Observation,  but, 
diirini;  thc  past  two  ccnturics  thcrc  havc  bccn  numcrous  rcvolutionan'  transformauons  in  physics.  Dür- 
ing ihc  past  two  centurics  therc  have  been  revolution.ir)  changcs  in  tl^c  charactet  and  oiganizadoQS  of 
Society,  but  no  tnnsformadon  of  thc  econonücs  paxad^n."  ^olo  1991,  S.  40). 
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als  die  Atmosphäre,  jemals  in  die  Lühe  erheben  könne. '"^^  Oder,  wie  etwa  Ray  Kurz- 
weil, selbst  höchst  ertolureicher  I  j  tinder,  es  kürzlich  getalk  hat: 

gehört  ;:um  üblichen  Vurgehea  der  l'echnik,  einen  natürlichen,  oft  sul]tilen  wissenschaftlichen  Ef- 
fekt aufzugreifen,  um  ihn  zu  steuern,  zu  benutzen  und  gezielt  zu  verstärken.^** 

Soweit  also  zu  den  „Naturgesetzen''.'^'^^  Demnach,  das  bleibt  festzuhalten,  kann  also 
auch  die  Berufung  auf  eine  „natiuliche  Ordnung^*  staatlicher  Initiative  nicht  emsdich 
im  Wege  stehen. 

3.  Intervention  versus  Regelsetzung 

Wenn  aber  die  „schweren  Geschütze",  also  „Freiheit"  und  „natürliche  Ordnung" 
nicht  sonderlich  überzeugen  können,  was  dann?  Ignorieren  wir  also  die  schweren  Ge- 
schütze und  setzen  wir  ganz,  pragmatisch  beim  Begrif  f  an,  denn  möglicherweise  haben 
wir  es  hier  einmal  mehr  eher  mit  cineni  Sircii  um  Worte  als  mir  einem  Streit  um  Tatsa- 
chen z\x  tun."  "^f'  Begrifflich  \  crsiehi  man  unter  »lnier\'cnuun«,  ciwa  nach  Gabler,  einen 
„staadichen  Eingriff  in  das  Wirt8chafbgeschehen*'.i(i^7  Dabei  &ßt  sich  Gabler  äußerst 
kurz  und  verweist  umg^end  auf  das  Stichwort  »Interventionismus«  als 

[...1  otdnungsinkonfonne  staadiche  Wittschaftspolidk,  die  nicht  nach  dnem  aHgemeinen  und  in  sich 

schlüssigen  wirtschafts-  otk-r  ordniuigNpoIitischfn  Leitbild  iuisgcrichtct  ^mukT»  sich  uns  einem 
Bündel  punktueller,  nachtraglich  fallweise  korrigierender,  relativ  unzusammenhängender  und  wenig 
Totaussduuender  Maßnahmen  zusammensetzt.""' 

Kurzum:  Gabler  definiert  »Interventionismus«  als  das  direkte  Geffntal  dessen,  worum 
es  uns  hier  g^en  soll.  Dabei  wäre  eine  solche  Wirtschaftspolitik  in  der  Tat  nicht  son- 
derlich vertrauenerweckend  und  absehbar  wohl  auch  nicht  sonderlich  zidkonform. 

Genaugenonunen  würde  sie  sich  dem  Verdacht  aussetzen,  überhaupt  kein  Ziel  zu  ha- 
ben, a!v_c  sehen  von  der  kurzfitistigen  Beseitigung  aktueller  Mißstände.  Was  genau  wäre 

dabei  aber  das  Frc^blem-' 

Ersetzen  wir  an  dieser  Stelle  zunächs.l  den  Begriff  „natürliche  Ordnunu"'  durch  den 
neutraleren  Begriff  »System«.  Demnach  wäre  eine  XOlkswirtschaft  ein  „äLilkrst  kom- 
plexes stochastisches  System".'"'^''  Dabei  kann  es  spätestens  seit  Dörners  „  iuiiu-l Miid"- 
Experimenten  als  empirisch  gut  gesichert  gelten,  daß  sich  komplexe  Systeme  durch 
erratische  Eingriffe  leicht  ins  Schwingen  bringen  lassen,  was  über  kurz  oder  lang  - 


m^  i,^  tiitsem  Zusaninicnhang  ist  mir  allcniings  völlig  sclilcicrliafi,  wie  sidi  diese  Physiker  die  (»lYenkundig 
gegebene  Flugßhigkeit  von  Vögeln  eridärt  haben  woUen. 

'"•^  Zit.  nadi  Spiegel  Online  \oni  11-09-08  (\v\v\\  .^pieL'el.tk /wissenschaft/n.uur/O.l  S18,S'^"'010,0n.hiriir'. 
Streng  genommen  haben  sich  nut  dem  Flug  der  Brüder  Montgolficr  natürlich  nicht  die  Naturgesetze 
an  sich  geändert.  Was  sich  geändert  hat,  ist  der  Umifai^  mit  den  Natutgeaetzen  oder,  venn  man  so  will, 
die  sriclkon forme  \u/:;_ii>n:  L;e<^eliener  N'atur^eset/e.  Das  Beispiel  soll  alsf)  nur  Jaraut'  hinweisen,  ci.iß  man 
sich  <Ar  Naturgesetze  nicht  als  monolithischen  Block  vorstellen  sollte,  der  mensciilichcm  \\  ollen  definiti- 
ve Grenzen  setzt.  Bei  genauerem  Hinsehen  (und  einiger  Phantasie  in  Vexbindung  mit  geduldigem  techni- 
schen l'linwirkcn)  erweisen  sie  sich  nach  aller  Erfiihrung  letztlich  doch  ab  duicfaaus  »^nachgiebig''. 

imo  \'gi.  dazu  Russell  l'J25,  S.  136,  bzw.  Abschnitt  B.  (»Wob^rt«). 

m.-  Gabler  1993;  lntcr\xntion. 

Gabler  1993:  Inter\'eniiunismus. 

uw»  Zum  Begriff  vgl.  etwa  Beer  1959  S.  33  f.  bzw.  oben  B.  U.  6  (»Wob^fArtseKtmtkUMg/Fof^nmsm«). 
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mcistens  eher  kurz  —  einen  Systemzusammenhnich  zur  I'olge  haben  würde."**"*  Dabei 
können  wir  uns  unter  „erratischen  liingritYen"  samtliche  liinyritte  vt)rstellen,  die 
schneller  steuern  als  die  Folgen  des  Eingriffs  sichtbar  werden.  Wenn  ich  also  (im  Mo- 
dell) eine  Ursache  setze,  deren  Wirkung  erst  nach  beispielsweise  zwei  oder  drei  Rcch- 
nungspedoden  einsetzt,  mir  aber  nicht  die  Zeit  nehme,  entsprechend  lange  zu  warten, 
steigt  die  Wahrscheinlichkeit,  daß  sich  die  Wirkungen  plötzlich  regelrecht  „überschla- 
gen", wobei  weitere,  korng^erende  Eingddfe,  wenn  sie  nach  dem  gleichen  Muster  er- 
folgen, den  Effekt  nur  noch  mehr  verstärken.  Kurzum:  Das  System  kollabiert  und  wir 
hätten  exakt  das  Gegenteil  von  dem  erreicht,  was  wir  erreichen  wollten.  Solche  Effekte 
stellen  sich  immer  dann  ein,  wenn  Ursache  und  Wirkung  zeitversetzt  auftreten,  wenn 
also  sogenannte  „I  l\ steresis  Schleifen"  im  Spiel  sind.  F.in  Beispiel  aus  unserem  Fach 
wäre  etwa  der  Schwcinc/\ klus."*^"  Kur/um:  Fs  ist  (.lurchaus  möglich  und  nach  allem 
auch  nicht  unwahrschemlich  —  da  ist  den  Kritikern  durchaus  Recht  zu  geben  —  ein  äu- 
ßerst komplexes  System  wie  eine  Volkswirtschaft  durch  erratische  Ein^fFe  in  die 
„natürliche  Ordnung**  zum  Schwingen  zu  bringen  und  damit  im  schlimmsten  Fall  in 
einen  Systemzusammensturz  zu  treiben.10^2  j^^s  in  etwa  wäre  also  der  formale  Kern 
der  „Ölfleck-Theorie**.  Nach  allem  ist  der  entscheidende  Parameter  einer  erfolgreichen 
Steuerung  komplexer  Systeme  also  die  Rinff^sbä$lß^keit,  Dabei  läßt  sich  die  EingrifFs- 
häufigkeit  aber  nicht  in  (absoluter)  Zeit  messen,  sondern  nur  relativ  zu  den  „Antwort- 
zciren"  des  Systems. 

Das  aber  entspricht  zutnnidest  in  etwa  der  Unterscheidung  zwischen  ,,diskreti(jnä- 
ren"  und  „regelgebundenen"  Eingriffen.  D/skrc/ion/in'  Eingriffe  sind  prinzipiell  experi- 
mentell -  wir  wissen  nicht,  was  sich  neben  der  erliofften  Konsequenz  alles  an  „Ne- 
benwirkungen" ergeben  wird,  imd  wir  wissen  nicht,  wann  das  der  Fall  sein  wird.  Drit- 
tens wissen  wir  nicht  einmal,  in  welchem  Zustand  das  System  sich  zu  dem  Zei^unkt, 
in  dem  die  beabsichtigte  Wirkung  einsetzt,  überhaupt  befinden  wird  („Urne  ie^*^.  Bei 
r^^bundentn  Eingriffen  dagegen  sind  die  Verhältnisse  sehr  viel  überschaubarer,  was 


1090  Dömer  1989.  Dömer  konnte  anhand  eines  Computer-Pianspicls  zeigen,  daß  guc  aiisgehildcie  und 
dabei  völlig  uneigennützig  motivierte  Versuchspersonen  die  Modell- Volkswirtschaft  Tana  Ltind  im  Rah- 
men ihrer  Aufgabe,  das  Land  —  sozusagen  als  „wohlmeinende  Planer"  —  wirtschaftlich  zu  entwickeln,  in 
kürzester  Zeit  in  den  Ruin  getrieben  bzw.  einen  S)stemzusammenbruch  verursacht  haben.  Dabei  waren 
bei  tiicscm  Ilxpcrimcnt  Iciliulich  1"^  un.ibliAniiiiic  d.ilici  aber  intcalL-pcnticnii;  \',iriablcn  zu  bcrücksichri 
gen.  So  zum  Bcibpici  ein  gegebener  Bestand  an  lxi)j)uidcn,  deren  Abscbuii  /war  Devisen  einbringt  und 
so  den  Ankauf  von  landwiitsclmfilichen  Maschinen  ennöglicht,  gleichzeitig  aber  auch  die  Affenpopulati- 
on  nach  nWn  treibt,  was  wiederum  Auswirkungen  nuf  die  Getreidi  i  riHi  hat,  mit!  so  wi-iter  und  so  fort. 
Dörncrs  Fazit  war  dabei  nicht  etwa;  „Hände  weg  vom  System"  sondern  \  icimchr:  Komplexe  Systeme  zu 
steuern  ist  erlernbar,  wenn  man  sich  nur  an  die  Grundregel  hält:  Nicht  schneller  eingreifen  als  man  die 
Folgen  abschätzet!  kann. 

1091  Allerdings  dürften  beim  Schweinezyklus  die  Lemeffekte  schnell  genug  einseuen,  so  daß  hier  ein  Sy- 
stemzusanimeid>radi  nicht  wicklich  zu  befürchten  ist.  Dabei  ist  der  Schwdnenaarkt  aber  auch  nur  ein 
winziger  Splitter  einer  VolkswirtschaA^  also  bei  weitem  nicht  so  komplex  und  damit  sehr  viel  leichter 

überschaul)ar. 

Empirisch  gesehen  geschieht  das  allerdings  doch  nicht  allzu  oft,  weil  äußerst  komplexe  Systeme  not- 
wendigerweise eine  Tendenz  zur  Selbststabilisienmg  haben  -  sie  sind  einigermaßen  „robust**.  Wäre  es 
anders,  könnten  äußerst  komplexe  Systeme  gar  nicht  erst  existieren. 
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ein  unbeabsichtigtes  Aufschwinuen  des  Svstcms  sehr  viel  unwahrscheinlicher  macht. 
Hier  kennen  wir  den  un^crähren  Zusammenhang  zwischen  liingrift  und  l olgen  und 
wir  können  auch  die  Einwirkzeil  einigermaßen  abschätzen,  da  wir  uns  hier  zumindest 
auf  „Daumen"-Regeln  stützen  können.  Drittens  schließlich  lassen  sich  regclgcbundcnc 
Eingriffe  sehr  viel  schneller  initiieren,  weil  hier  die  Analyse-  und  Planungsphase  ent- 
fallt. Im  Idealfall  setzen  sie  unmittelbar  mit  der  beobachteten  Soll/Ist-Diskrepanz  ein. 
Damit  aber  vermindert  sich  absehbar  auch  der  „time  /ag".  Kurzum:  Die  Gefahr,  das 
System  durch  zu  schnelle  Eingriffe  zu  übersteuern,  ist  bei  diskretionären  Eingriffen 
hoch,  bei  r^elgcbundenen  Eingriffen  dagegen  vertretbar  gering. 

Im  vorliegenden  Fall  hätten  wir  es  aber  erst  gar  nicht  mit  „I^ingri ffen'^  zu  tun.  Wo- 
mit dann?  Eine  entsprechende  wiri schartspolitische  Ausricluiing  w  iire  nichts  weiter  als 
eine  R:7/.',w?7/.w'/;~////:;,  also  die  Bestimmung  hesrimnuer  „Spielregeln",  innerhalb  ilerer 
freie  Marktsteuerung  agieren  kann.  Im  \  erglcicii  scheint  mir  sogar  die  allgemein  aner- 
kannte Aufgabe,  die  Au£techterhaltung  des  Wettbewerbes  zu  gewährleisten,  „inter- 
ventionistischer** zu  sein  -  geht  es  doch  hier  im  Zweifel  noch  eher  um  einzelne  „Maß- 
nahmen", also  etwa  die  Erlaubnis  oder  das  Verbot  von  Untemehmenszusammen- 
schlüssen.  Verdeutlichen  wir  uns  den  Unterschied  zwischen  »Intervention«  und  »Re- 
gelsetzung« am  Beispiel  eines  „Spieles":  Ein  „Spiel"  im  spielrluoiL tischen  Sinne  ist, 
knapp  gesagt,  nichts  weiter  als  „die  (Gesamtheit  aller  Regeln,  die  es  beschreiben.""*"^ 
Die  /  :.\7.f/f;/^  von  Spielregeln  kann  elemnach  also  schon  definirionsgcmäß  kein  „Ein- 
griff" in  das  „Spiel"  sein.  \'icltnchr  sind  Spielregeln  eine  notwendige  Bedingung,  um 
überhaupt  ein  „Spiel"  zu  konstituieren,  um  also  überhaupt  erst  spielen"  zu  können. 
Somit  ist  auch  die  res//egJt>r^  \  on  Spielregeln  kein  „Eingrift"'"  in  das  Spiel,  sondern  eine 
unverzichtbare  Voraussetzung.  Dieser  Unterschied  aber  wird,  aus  welchen  Gründen 
auch  immer,  oft  g^nug  verwischt  oder  einfach  ignoriert.  Entsprechend  verwundert 
zeigt  sich  auch  etwa  Gahlen,  wenn  er  feststellt: 

Gelegentlich  werden  aber  auch  Ge-  und  Verbote,  die  nach  der  hier  vertretenen  Ansidtt  eher  in  den  Be- 
reich „Rahmcnsctzunj»"  j^chörcn,  unter  ,.I-!insiriffc"  siibsumicir.'"'^ 

Ein  Beispiel  aus  jüngster  Zeit  findet  sich  etwa  in  einem  Aufsatz  von  CJrüner.  Zwar 
unterscheidet  Grüner  zwischen  ProzelJ-  und  ( )rdnungspolifik  und  dehniert  dabei 
»C^rdnungspoliük«  ganz  zutreffend  als  „eine  Politik,  die  Spielregeln  für  den  \\  irt- 
schaftsablauf  setzt". '"^^  Laufe  seiner  Ausführungen  aber  subsumiert  er  jegliche  staat- 
liche „Spiclrcger*  bis  hin  zur  Einlagensicherung  im  Bankensektor  unter  „regulatori- 
schem Eingriff*  bzw.  „staatlicher  Intervention**.'*''^  Zwar  mag  Grüner  kein  Freund 
übermäßiger  staatlicher  Eingriffe  sein  —  eine  Einstellung,  mit  der  ich  übrigens  durch- 
aus sympathisiere.  Aber  deswegen  sollte  man  nicht  so  weit  gehen,  eine  eir^führte  und 
begriff !'  Ii  zwcckmal>ige  Unterscheidung  zunächst  hervorzuheben,  nur  um  sie  dann 
bis  zur  Uaunterscheidbarkeit  einzuebnen.  Übersetzen  wir  indessen  »R^elsetzung«  mit 


MUS  Neumann /Morgenstern  1944,  S.  48. 
>«M  So  etwa  Gahlen  1976,  S.  206. 
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»Ordnun^spolirik«,  dann  sind  wir  bereits  am  Ziel.  Brinkmann  etwa  definiert  »ürd- 

nungspolitik"  als 

[...]  alle  hoheidichen  Maßnahmen,  die  den  Rahmen  bestimmen,  innerhalb  dessen  die  VC  irtschatt&sub- 
iekte  -  Haushalte,  Unternehmen,  Veibände,  staatliche  und  patastaatJiche  Institutionen  —  ihte  wirt- 
schaftlichen Entscheidung^  ttefien  können  und  treffen  müssen,*'"^ 

Kurzum:  Wenn  Wittschaftspolitik  das  Ziel  »Wohlfahrtsentwicklung«  über  die  Option 
»Arbcitszcitbrcmsc«  verfolgt,  handelt  es  sich  hierbei  um  Orduinvispolitik  im  eigentlichen 
und  besten  Sinne.  Allerdings  führt  auch  hier  das  „Freiheirs"-Motiv  mitunter  zu  be- 
merkenswerten Ergebnissen.  So  sieht  sich  etwa  \\  oll  veranlaßt  festzustellen: 

Hin  jundanitntalts  Mißitrstüiiäiiis  ist  der  Glaube,  einer  marktwirtschattlichen  tJrdnung  seien  Gebote  und 

Verbote  wesensfremd."" 

Erstaunlich  genug,  daß  ein  derartig  „fundamentales  Mißverständnis**  überhaupt  jemals 
aufkommen  konnte,  sich  darüber  hinaus  auch  noch  halten  konnte  und  offenbar  bis 
heute  Bestand  hat.  Wie  gesagt:  Mit  der  Freiheit  ist  das  gar  nidit  so  einfiach. 

Zusammengefaßt  sind  also  im  wesentlichen  drei  grundsätzliche  Steuerungssysteme 

denkbar: 

a)  Weitgehender  Verzicht  auf  Marktsteuerung  /  Plan-  oder  „Kommando"- 
Wirtschaft 

b)  L<7/.wr-/^///r-Mark(stcuerung  /  „freie"  Marktsieucrung 

c)  Dezentrale  Marktsteuerung  im  Rahtiien  zielbewußter  Wirtschaftspolitik 

Wenn  wir  das  Kind  nicht  mit  dem  sprichwörtlichen  Bade  ausschütten  wollen,  kommt 
Option  <i)  niclit  intVi^c.  W  enn  wir  »\\V)hlfahrfsenr\vicklung«  als  wirtschaftspolitisches 
Ziel  anstreben,  nuil.»  ( )pti()n  !>}  ebenfalls  ausscheiden,  weil  sie  keine  zielkonforme 
Antwort  auf  überschieiknde  Froduktivitätsentwicklung  hat.  I'olglich  bleibt  nur  Opti- 
on c)  übrig.  Dabei  löst  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  der  potenüelle  Widerspruch  zwi- 
schen „fireier  Marktsteuerung'*  und  „staatlicher  Initiative**  unversehens  auf,  wenn  wir 
das  Attribut  „fird**  durch  das  funktionalere  und  vor  allem  sachlich  treffendere  Attribut 
„dezentral**  ersetzen.  Ohne  diesen  Punkt  an  dieser  Stelle  weiter  vertiefen  zu  wollen: 
Ideengeschichtlich  w  ircu  es  vor  allem  die  Ordoliberalen,  die  sich  schon  immer  für 
Option  c)  eingesetzt  haben. 

So  paraphrasiert  etwa  I.inf5  Huckens  Position  wie  folgt: 

I  r  kam  zu  dtni  Schluß,  daß  der  Markt  klare  und  verläßliche  Regeln  braucht,  um  zu  tunküomcrcn.""' 

Uder,  noch  deutlicher: 

Eine  nach  dem  Laisser-taire- Prinzip  sich  selbst  überlassenc  Wirtschaft  hat  nach  Liuckcn  Machtkon- 
zentnitioneo  zur  Folge,  was  in  der  Konsequenz  einer  Selbstserstdrui^  gleichkommt."*''' 


•«»Grüner  2(H>9,  S.  451. 

Grüner  2()(>9.  S.  4.=52. 

Brinkmann  1999,  S.  210. 
>«w  WoU  1992,  S.  72  (Hervorhebui^im  OriginaQ. 
i«»Linß2007,S.  107. 
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Dabei  bringt  van  Suntum  diese  Position  auf  den  Punkt  ... 

Daher  läßt  sich  das  Gcsamtsptcm  der  Volkswirtschatt  our  durch  ein  geschicktes  Regelwerk  beeintlus- 
seo  und  nicht  durch  immer  oeoe  Einzdinteiventionen.  Dies  ist  der  eigentliche  Ofdo-Gedanke.'**" 

...  und  nennt  das  anerkennenderweise  einfach  nur  „Realismus": 

Dieser  Reaüsmus  ist  überhaupt  ein  hetvotstecheodes  Merkmal  des  Ordoliberalismus.  Er  unterscheidet 

sich  vor  allem  in  clit  scr  Hinsicht  von  der  abstrakten  M'Hk-liwcir  Jcr  Ncokhissik  und  liat  wohl  nicht  zu 

letzt  deswegen  grüßen  Einfluß  auf  die  Wirtschaftspuliuk  ausgeübt,  namentlich  im  Deutschland  der 
NBchkrieg8zeit."°z 

Allerdings,  das  scheint  mir  an  dieser  SteUe  bemetdcenswert,  hat  der  Ordoliberalismus 
bekanntlich  vor  aUem  die  Wettbewerbsordnung  im  Blick: 

Im  VcwwcMt  des  ersten  Bandes  s|nach  sich  Bocken  erneut  dafOr  aus,  dass  der  Staat  den  oidnungspoUti- 

sclun  Ralimen  fiir  die  Ct>i,'ihrkisfiiii!,  einer  W^twuhsimtaht^  als  Basis  einer  freiheitlichen,  aber  geord- 
neten Murkrwirrschatt  sch.uYcn  sollte.'"" 

Kurzum:  I  reicr  W  cttbewcrb  tührt  demnach  zum  bestmöglichen  Ergebnis.  Allerdings 
neigt  freier  Wettbewerb  dazu,  seine  eigenen  Voraussetzungen  auszuhöhlen,  was  nach 
den  üblichen  (und  dabei  allerdings  wohl  allzu  einfachen)  Modellen  eigentlich  gar  nicht 
der  Fall  sein  dürfte.  Pölich  muß  die  Wirtschaftspolitik  zielbewußt  ihre  Rolle  spielen 
und  die  Einhaltung  der  Voraussetzimgen  sicherstellen.  Nach  allem  liegt  also  der 
Schluß  nahe,  daß  die  Einhaltung  des  Arheits^itiiieks  neben  der  „Gewährleistung  des 
Wettbewerbes"  eine  zweite  notwendige  Rahmenbedingung  für  eine  „freiheitliche,  aber 
geordnete  Marktwirtschaft"  sein  könnte.  Demnach  härten  also  die  Klassiker  in  ihrer 
Begeisterung  über  die  Entdeckung  der  freien  Marktsteuerung  schlichtweg  übersehen, 
da[5  freie  Markrsteuerung  nicht  v.w  einer  Machrbalance  zwischen  den  Anbietern  auf  den 
Gütermärkten  führt,  sondern  ganz  im  Gegenteil  zu  einer  Macht koii^ntration^  und  damit 
zu  einer  Aushebelung  der  Voraussetzungen  eines  freien  Wettbewerbes.  Gleicherma- 
ßen hatten  aber  die  Ordoliberalen  übersehen,  daß  flDcie  Marktsteuerung  auf  den  Ar- 
beitsmärkten ebensowenig  zu  einer  Machtbalance  zwischen  den  Anbietern  fuhrt,  son- 
dern, wiederum  ganz  im  G^enteil,  zu  einer  KoMs^tration  der  hochproduktiven  (und 
damit  hochbezahlten)  Arbeit  auf  einen  in  di-r  Tendenz  immer  kleiner  werdenden  Teil 
des  Arbeitsvolumens.  Demnach  aber  wären  beide  Effekte  strukturell  analog  und  damit 
auch  die  Rolle,  die  der  Wirtschaftspolitik  jeweils  zukommen  würde:  Aufrechterhalrung 
des  \\  ettbewerbes  auf  den  Güterniürkten  einerseits,  .Xufrechterhaltung  eines  stram- 
men .Arheitsmarktes  ;incieferseiis.  Kurzum:  lieuies.  und  nicht  nur  die  .Aufrechterhaltuntr 
des  Wettbewerbes  allein,  wäre  demnach  ürdnungspoliuk  im  besten  und  eigentlichen 
Sinne.  AUerdings  finden  sich  auch  Autoren,  die  —  etwa  im  Rahmen  des  aktuellen 
„Mediodenstreites"  —  Ordnun^politik  am  liebsten  ganz  und  ^  und  in  Bausch  und 
Bogen  verwerfen  wollen.  Ritsehl  et^  bezeichnet  sie,  aus  der  Sicht  eines  Wirtschafts- 
historikers, sogar  ab  weiteren  deutschen  ^Sonderw^^  dem  nur  noch  ein  ^Platz  in  der 


'i'"Unß  2(K}7,  S.  109. 

van  Suntum  2005,  S.  265. 

van  Sunium  2005,  S.  265. 
1IU3  lioß  2007,  S.  109  (Hcrvorhcbui^  von  mir). 
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dcutschcn  Ideengeschichte"  zukomme.'""'  Dabei  schließt  Ritsehl  seinen  Beitrag  mit 
der  l'eststellung,  dali  „heute  |...|  neue  Herausforderungen"  bestünden.  W  elche  ge- 
nau das  sein  sollen,  sagt  er  dal>ei  übrigens  iiicbl.  Offenkundig  steht  das  'I  henia  Ord- 
nungspolitik, nach  der  hcfdgsten  VC  cltwirtschaftskrise  seit  der  Großen  Depression  und 
dem  (zumindest  so  wahij^ommenen)  „Versagen"  der  „abstrakten  Modelle**,  wieder 
einmal  auf  der  Tagesordnung.  Man  könnte  auch  sagen:  Der  «^Realismus  des  Ordolibe- 
ralismus"'*^^  steht  auf  der  Tagesordnui^.  So  hat  etwa,  um  nur  ein  Beispiel  zu  nennen, 
eine  jüngere  Ausgabe  der  Zeitschrift  Wirtschaftsdienst  ein  ausfuhrliches  »Zei^espräch« 
unter  tlie  Überschrift  "Bra/ui)/  die  W'irtsdMßspolitik  eine  neue  Ordnmgspoliiik?«  gestellt"*'' 
und  in  der  FAZ'i^  vergeht  zur  Zeit  kaum  eine  Woche  ohne  einschlägige  Diskussions- 
beiträge. 

I'assen  wir  7us.unmen:  Eingriffe  :^erstört'i>  ein  „Spiel",  Reuein  vrwöijjiihf)i  es  überhaupt 
erst.  Zwischen  „lnier\  enuonen"  und  „Regelsetzung"  liegen  somit  W  clten.  Wir  sollten 
beides  also  besser  nicht  kcMifundieren,  auch  nicht  aus  einem  MFreiheits*'-Mothr  heraus. 
Und  vermutlich  sollten  wir  auch  die  Notwendi^ceit  oder  zumindest  die  Zweckmäßig- 
keit einer  Rahmensetzung  nicht  in  Bausch  und  Bogen  verwerfien  -  jedenfalls  nicht» 
solange  wir  nicht  wissen,  wodurch  wir  sie  ersetzen  wollen.  Damit  aber  wäre  wirt- 
schafitspolitische  Rahmensetzung  schon  begrifflich  nicht  unter  „Intervention"  zu  sub- 
sumieren, so  daß  nach  allem  auch  dieses  Argument  ins  Leere  greift 

4.  Sozialpolitik  fvmKf  Wirtschaftspolitik? 

Abschlie(5end  wollen  wir  noch  kurz  auf  den  oben  im  Zusammenhang  mir  Ricardo  be- 
reits angesprochenen  Unterschied  zwischen  W'irrseh.ittspolirik  einerseits  und  Sozial- 
politik andererseits  eingehen.  Der  Sinn  einer  solchen  l  nrerscheiiking  wurde  von  man- 
chen Autoren  schon  immer  angezweifelt.  Hier  pars  pro  tolo  eine  Stellungnahme  von 
Vobruba: 

Ökonomie  und  Sozialpolitik  werden  in  der  wirtschafts-  und  sozialwissenschafdichen  Diskussion  weit- 
gehend als  Gegensai/  liehandelt.  Insbesondere  der  finanzielle  Druck,  unter  den  das  S\  steni  sozialer  Si- 
cherung durch  die  anhaltende  Massenarbeitslosigkeit  geraten  ist,  hat  dazu  geführt,  soziale  Sicherung  als 
eine  „Last  der  Ökonomie"  anzusehen.'"" 

Dabei  ist  die  Idee,  auf  eine  solche  Unterscheidung  zu  verzichten,  noch  um  einiges  äl- 
ter. So  plädiert  etwa  Schreiber  bereits  in  den  1960er  Jahren  dafür,  „von  der  Sozialpoli- 
tik zur  allgemeinen  sozialen  Otdnungspolitik"  überzugehen.^ 

Der  Intention  nach  hat  die  deutsche  Sozialpolitik  zu  Bismarcks  Zeit  als  „Feuerwehr  gegen  Not  und 
Aimut"  begonnen.  In  mcrkwüidigec  Einseitigkeit  will  der  amtliche  Gesctzcsiaigon  auch  wcitcthin  dar- 


Ritsehl  2009,  S.  1.  Der  Titel  seines  Beitrages  lautet  wöttUcb:  „Ordnungsökonomik  war  ein  Sonder- 
weg". 

<t»  Ritsehl  2009.  S.  3. 

»«  van  Suntum  2005,  S.  265. 

«"^  Wirtschaftsdienst  7/2009.  S.  431-457. 

i"*^  Soweit  ich  sehen  kann,  war  die  TAZ  schon  immer  d(U  Torum  für  Debatten  dieser  Art. 
II'"  Vobruba  1988,  S.  1. 
'»»Schreiber  1966,  S.  303. 
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an  festhalten,  die  Einrichtungen  der  sozialen  Sicherheit  seien  för  MBediirt'tige"  geschaffen  (seien  sie  nun 
als  Hilfs-  oder  Schutzbedürftige  bezeichnet).  Die  Eiosicht,  daß  Einrichtung^  dieser  Art  für  Erwerbs- 
tätige, liefen  F.iiikointtK  n  übcrNviegend  Arln-itst-inkooiineo  ist>  simn  oll  und  erwünscht  sind  und  tiaß  sie 
ihre  I'unktion  auch  dann  Li  füllcn,  wenn  sie  in  lücr  Srrcns^c  ilas  ;ni.:t  ktAvirtschafdichc)  Äquivalenzpiiil- 

/ip  (1  .cisnmj;  =  f  u-gftik'istungi  respckticn-n.  ninH  •-k  Ii  t-rsi  iidcIi  diin  lisii/cn."" 

Die  Passage  klingt,  das  kann  man  kaum  anders  sagen,  irriuerend  aktuell.  Vor  allem, 
wenn  infln  bedenkt,  das  der  „UmvecteilungsanteU'*  in  Deutsdiland  bei  einem  Sozial- 
budget von  insgesamt  rund  700  Mrd.  €  gerade  einmal  einer  Quote  von  etwa  14%  ent- 
spricht.'''^  Der  Rest  richtet  sich  nach  dem  Aquivalenzpdnzip  und  hat  mit  „Bedürfti- 
gen'* wenig  zu  tun.  In  jüngerer  Zeit  hat  zum  Beispiel  auch  die  Cea/m'ssion  on  Social Justi- 
ce  2u  diesem  Punkt  ganz  zutreffend  festgestellt: 

Fxoaomic  and  social  policy  arc  incxtricahly  linked;  ihey  are  cwo  sides  of  the  Same  coin."" 
Auch  aus  verfassungsrechtlicher  Sicht  wird  der  Sinn  einer  solchen  Unterscheidung 
zunehmend  bexweitclt: 

Heute  wird  in  konser\'auven  Sozialstaaisinterpretationen  nicht  mehr  die  Gegensätzlichkeit  von  Rechts- 
staat, der  ein  Garant  der  Freiheit  sei,  und  Sozialstaat,  der  sich  tendenziell  zu  einem  bevormundenden 

und  teuren  W'ohlfiihrtssta.ir  cm  wickle,  lier%'orgchobcn,  wie  dies  noch  der  Siaatsrcchtlcr  Forsthoff  ver- 
treten hatte.  X'crfa'^siin'.'sicclitkr  w  ie  der  I  reihur'.'er  Konrad  Hesse  sehen  im  Sozial-  und  Rechtsstaat 
\ielmehreine  inli.iltliclu  lunlu:!  i.nd  ^pieclitn  dLslialli  .ii.iel'i  Mim  sozialen  Rechissiaat.'"'' 

Dabei  ist  es,  wie  wir  gesehen  haben,  ohnehin  höchst  zweitelliatt,  »l'reilieit«  gegen 
»Wohlfahrtsentwicklung«  ausspielen  zu  wollen.  Kurzum:  Bei  all  dem  drängt  sich  der 
Verdacht  auf,  daß  es  manchen  Autoren  weniger  um  einen  wohliahrtsentwicklungskon- 
formen  Kurs  geht  als  vielmehr  um  »JPteiheit  als  Selbstzweck**.  Das  ist  nicht  weiter  zu 
beanstanden.  Letztlich  ist  so  etwas  eine  Frage  der  Präferenzen.  Bedenklich  wird  es 
aber  spätestens  dann,  wenn  „Freiheit"  gewissermaßen  als  notwendige  Bedingung  für 
Wohlfahrtsentwicklimg  stilisiert  wird,  wobei  aufgrund  der  bcurifflichen  Unscharfen  in 
aller  Regel  höchst  unklar  bleibt,  was  genau  die  c!nschläu;igen  Autoren  mii  Rct;rirt"cn 
wie  »Freiheit'<  oder  >^soziaI«  eigentlich  meinen  wollen.  \\  enn  also  zum  Beispiel  die  Hu- 
ropäische  LInion  Broschüren  auflegt  wie  etwa:  ».SV/^^/Vr/fx  ///nl  i'tndi/ts  hmupti:  I  'oii  der 
Wirtschaßs-  ^ur  So^almtionin^  so  sollten  wir  nach  allem  eher  skeptisch  sein  und  uns  fra- 
gen, was  bitte  schön  soll  erstens  mit  »Wirtschaftsunion«  und  zweitens  mit  »Sozialuni- 
on« gemeint  sein?  Verfo^t  man  die  wirtschaftspolitische  Grundlinie  auch  nur  ober- 
flädüidi,"^'  dann  muß  sich  der  Verdacht  aufdrängen,  daß  letzteres  einfach  besser 
k&ngf.  In  Paretos  Begrifflichkeit  haben  w  ir  es  also  auch  hier  wohl  eher  mit  „Derivatio- 
nen"  zu  tun:  Die  Verpackung  ist  hübsch,  aber  niemand  weiß  genau,  was  drin  ist'"^ 

Schreiber  1966,  S.  303  f. 
>tu  Vgl.  dazu  Abschnitt  B.  (»Wob^Arfe). 

Coninussi<)n  on  Sodal  Justice  1994,  S.  97;  at  nach  Cough  1997,  S.  107. 
Pik  2004,  S.  54. 

Als  Stichwort  sei  nur  die  sog.  „Bolke8tein"-Richtlinie,  vor  allem  in  ihrer  ursprüniflichen  Version,  er- 
wähnt. 

""•  Vielleicht  sollten  wir  das  der  EU  nicht  allzu  sehr  anlasten.  Schließlich  handelt  es  sich  im  Cirunde  um 
ein  allgemeines  Dcmokraticproblcm:  In  demokratisch  verfaßten  Cjescllschat'ten  lassen  sich  Ideen  natur- 
gemäß nur  dann  durchsetzen,  wenn  sie  eine  Mehrheit  finden.  Die  Wahrscheinlichkeit,  eine  Mehrheit  zu 
finden,  ist  aber  um  so  gennger,  je  klarer  die  Aussage  isL  Wer  Idipp  und  klar  sagt:  ,J!>as  will  ich,  jenes  will 
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5.  Fazit 

Nach  allem  bleibt  fesrzuhalren,  dali  weder  das  Argument  „Freiheit"  noch  das  Argu- 
ment „natürliche  Ordnung"  t^e^enübcr  dem  Finalzicl  >A\'ohltahrtsentAvick]ung«  durch- 
greifen kann.  Die  l'ntcrscheidung  zwischen  produktif )nsoriLnrierter  und  dabei  mög- 
lichst „freiheitlich"  zu  gestaltender  Wirtschaftspolitik  einerseits  und  verteilungsorien- 
tierter  und  dabei  im  Zweifel  „interv-entionistischer"  Sozialpolitik  ist  ohnehin  nicht 
sonderlich  tragfähig.  Vor  allem  aber  handelt  es  sich  bei  wirtschaftspolidscher  Rahmen- 
setzung nicht  einmal  begiifflich  um  eine  Intervention"  im  Siime  eines  Eingriffes  in 
freie  Marktsteuerun^  sondern  ganz  im  Gegenteil  um  die  Herstellung  und  Aufrechter- 
haltung der  Voraussetzungen,  unter  denen  freie  Marksteuerung  überhaupt  erst  zu  ei- 
nem wohlfahrtsentwicklungskonformen  Kurs  finden  kann.  Denmach  hat  Hardin's 
Fazit  in  seiner  »Tra^edy  of  the  Commons«  nichts  an  Aktualität  verloren: 

f...]  crics  of  „rights"  and  „freedom"  Till  »he  air.  Bui  what  does  „freedom"  meanr'  When  men  mutually 
agrccd  to  pa&s  laws  against  robbing,  mankind  bccame  more  free,  not  less  so.  Individuais  locked  inio 
the  logk  of  the  oommons  are  free  ooly  to  bring  on  uuhreiaal  ruin;  once  they  see  tfae  necessity  of  mutual 
cocrcinn,  they  bccnmc  free  to  pursuc  otber  goals.  I  believe  it  was  Hegel  who  said,  „Freedom  is  tfae  le- 

fogintion  of  npcfssit\."'"'" 

Genau  das  sclxini  mir  der  citrentliche  Kern  des  Problems  /u  sein:  Die  /umindesi  im 
plizitc  Vorstellung,  daß  eine  njcht  nur  dezentrale,  sondern  darüber  hinaus  mtjglichst 
Jme  Steuerung  des  Wirtschafitssystems  zum  bestmöglichen  Ergebnis  fuhren  wird  — 
wobei  „frei"  nur  ein  Euphemismus  für  „regellos"  sein  kann.  Gegen  eine  dezentrale 
Steuerung  ist  nichts  einzuwenden,  ^inz  im  Ge^nteil.  Das  Ideal  der  Regdfreiheit  aber, 
oder  besser  Reffüosi^kat^  bedarf  dringend  der  Revision. 

IV.  Fazit 

Unser  Ausgangspunkt  für  dieses  Kapitel  war  die  Feststellung,  daß  überschießende 
Produküvitätsentwicklung  bei  freier  Markrsteuerung  auch  aut  Milksw  irtschafilirhcr 
F'lbene  nicht  zu  einem  wohl fahrtscntwicklungskon formen  Ergcl^nis  führen  \\  inl.  Auf 
betriebswirtseliaftlicher  Ebene  war  das  ohnehin  nicht  der  Fall.  Damit  aber,  so  haben 
wir  feststellen  müssen,  scliw  ächelt  freie  Marktstcuerung  ein  wenig:  Sie  tührt  ///V/// im- 
mer zu  dem  hrgebnis,  das  wu'  von  ihr  erwarten  und  aucli  erw  arten  (.lürten.  Gleichzei- 
tig ist  damit  aber  die  notntndige  Bedingung  für  wirtschaftspolitische  Initiative  erfüllt: 
Freie  Marktsteuerung  hatte  zwar  den  Vortritt,  kann  aber  absehbar  nicht  zum  erwarte- 
ten E^ebnis  finden.  Hinreidmä  wäre  wirtschaftspolitische  Initiative  aber  erst  dann 
b^ründct,  wenn  sich  zeigen  ließe,  daß  auf  diese  Weise  absehbar  mit  einem  „besseren" 
bzw.  überhaupt  erst  mit  einem  wohlfahrtsentwicklungskonformen  Ergebnis  zu  rech- 


ich  nicht"  hat  unmittelbar  alle  gegen  sich,  die  anderer  Meinung  sind.  Folglich  gibt  es  eine  Tendenz,  mög- 
lichst nicht  0//^  klar  zu  sagen,  wn«  genau  man  eigentlich  will.  Dieses  S^el  läßt  sich  in  jedem  Wahlkampf 
aufs  neue  beobachten.  Auf  I  L  l  lbcnc  steigern  sich  diese  Probleme  noch,  einfach  deshalb,  weil  es  hier 
gilt,  eine  noch  viel  grölicre  Bandbreite  verschiedener  Interessen  unter  einen  Hut  zu  bringen.  I-'olglich  ist 
die  Tendenz,  inhaltlich  unscharf  zu  bleiben  und  sich  um  so  mehr  in  Parcto'schc  „Derivationen"  zu 
flüchten,  naturgcmäli  noch  aiifgepc^ter. 
»17  Haidin  1968,  S.  1248. 
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nen  ist.  Im  RahmcMi  unserer  IJnrcrsuchunu  haben  wir  dabei  die  vier  möglichen  (  )ptio- 
nen,  die  überhaupt  nur  inf-rage  kommen,  durchdekliniert.  Dabei  waren  zwei  der  Op- 
tionen (W'achsiumsbcschlcunigung  und  Produktiv  itaisbremse)  nachfrageorientiert  und 
zwei  Optionen  (Erwerbspcrsonenbrcmsc  und  Arbeitszeitbremse)  angebotsorientiert. 
Dabei  hat  sich  gezeigt,  daß  von  den  nachfrageorientieiten  Optionen  kein  Erfolg  zu 
erwarten  ist. 

Die  angebotsotientieften  Optionen  dag^en  würden  beide  funktionieren.  Allerdings 
wäre  die  Erwerbspersonenbremse  mit  den  schwereren  und  dabei  auch  noch  vermeid- 
baren „Nebenwirkungen**  verbunden.  Also  bleibt  nach  allem  nur  die  Arbeitszeitbrem- 
sc.  Unter  Nutzung  dieser  Option  ist  es,  wie  sich  gezeigt  hat,  ohne  ernstliche  Neben- 
wirkungen mciglich,  itn  /.usaminenspicl  von  freier  Marktsteuerung  unti  /ielbew  ußtcr 
W  irtschaftspolitik  auch  hei  überschielk-nder  Pn  Klukrivirärsenrw  icklung  einen  wohl- 
falirt.sentwickJungskonformen  Kurs  zu  steuern.  Der  Umwand,  eme  sijlche  Wirt- 
schaftspolitik sei  Jnterventionistisdi",  kann  dabei  nicht  durch^stfen  -  schon  deshalb 
nidit,  weil  es  sich  bei  der  Arbeitszeitbremse  rein  begrifSich  nicht  um  eine  »Jnterventi- 
on"  handeln  würde,  sondern  um  Ordnungspolitik  im  besten  Sinne.  Die  „Eingriffe", 
falls  man  sie  überhaupt  als  solche  qualifizieren  wollte,  wären  dabei  sehr  viel  „regelge- 
bundener"  als  etwa  bei  der  allgemein  anerkannten  wirtschafitspolitischen  Au%abe 
„Aufrechterhalcung  des  Wettbewerbes". 
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F.  Okun's  Pipeline 

[...]  die  ideas  of  economists  and  polidcal  philosophets, 
höili  when  ihey  afe  riglit  ami  w  lun  rlu  v  .uc  wrong, 
are  moie  powerful  than  is  commonly  understood. 

Indeed  the  «odd  is  rukd  by  litde  dse. 

/«Ar  MajßardKtym  "'* 

Wir  kommen  2um  Ende  unserer  Untersuchung.  Festzuhalten  bleiin,  daß  freie  Markt- 
steucruniz  bei  überschießender  Produktivitätsentwicklunu;  nur  in  Verbindunu  mit  7\c\- 
bewufJter  \\  irischnftspolitik  zu  einem  wfihltabriseniwicklungskonrormen  t:-rgebnis 
führen  kann.  Die  Instrumente  der  Wirtschaftspolitik  sind  dabei  erstens  eine  bei  Bedarf 
eingesetzte  Arbciiszeiibremse'"'^  und  zweitens  eine  Reallohnentwicklung  nach  der 
modifizieften  Lohnfindungsfotmel  Die  Pille,  die  'mt  dabei  aber  sprichwördich  zu 
schlucken  haben:  Wir  müssen  uns  vom  Ideal  statischer  Efifizienz  verabschieden.  Aller- 
dings ist  diese  Pille,  wie  wir  gesehen  haben,  im  Gegensatz  zur  Ansicht  der  Klassiker 
überhaupt  nicht  bitter,  sondern  allenfalls  gewöhnui^bedürftig.  Nach  Ansicht  der 
Klassiker  ist  stadsche  Effizienz  ja  nachgerade  unerläßlich  für  ein  bestmögliches  Wohl- 
fahrtsniveau. Andererseits,  das  haben  wir  gesehen,  steht  statische  Effizienz  einem 
w( ihlfahrtsentwicklunuskonformen  Kurs  detlnitiv  im  Wege.  Hier  kann  also  etwas  nicht 
summen.  Im  folgenden  wollen  wir  vcrsuclun,  den  tatsachliclicn  otkr  auch  nur  \  er 
meintlichen  Widerspruch  aut/uklären.  Darüber  hin.ius  wollen  wir  uns,  wie  in  der  Ein- 
leitung angekündigt,  mit  möglichen  „Nebenwirkungen"  dieser  Pille  vertraut  machen. 

Formalisieren  wir  zunächst  die  Positionen.  Nach  (7^,  also 
(520)    WFE :-  WFNf  >  WFN^ 

verstehen  wir  unter  >AVohlfahrtsentwicklung«  (WFE),  daß  das  disaggregierte  Wohl- 
fahrtsnivcau  einer  \V)lkswirtschaft  in  einer  beliebigen  Folgeperiode  (WFi\^ )  höher 
liegt  als  in  der  jeweiligen  Referenzperiode  (HTA'").  Das  aber  ist,  wie  wir  gesehen  ha- 
ben, bei  freier  Marktsteuerung  und  überschießender  Produktivitätsentwicklung  tmniög- 


jiiR  Kmnfs  1936  a,  S.  38 1  'ini  24.  K;ipiti-I,  Ahschnitt  V,  also  ganz  n\n\  .Schluß).  In  dc-r  ck-uischcn  Ausg-.iln- 
(Kcyncs  1936  b)  findet  »ich  die  Stelle  auf  Seite  323.  Natürlich  i»t  diese  Ansicht  nicht  unumstritten  (vgl. 
etwa  Frey  2000  cxier  Recicüag  2000).  Wir  wollen  diesen  Punkt  an  dieser  Stelle  aber  nicht  vetdefen. 
Schließlich  i«t  Kcjties  inq/isamt  nicht  unumstritten  -  auch  wenn  er  m  längster  Zeit  wieder  an  Boden  2u 
gewinnen  scheint. 

«t'  Damit  ist  unter  »Arbeitszeitbremse«  nicht  ^nz  das  gleiche  zu  verstehen  wie  unter  »Arbeitszeitverkür- 
zung«, denn  erstens  soll  die  Arlx  ir'ni  cnis<.  nur  bei  F$cdnrf  (also  bei  ühcrschicßcndcr  Produktivitäts- 
entwicklung) und  dabei  rcgclgcbundcn  (.ilso  in  Höhe  der  Produktivitätsübcr.schußrate)  eingesetzt  werden 
und  nicht  etwa  „pauschal".  Damit  aber  ist  die  Arbcitszcitbrcmsc  kein  Instrument  der  „Kriscnintcrvcnü- 
on",  sondern  vielmehr  ein  Instrument  zur  langfristigen  Stabilisierung  eines  wohlfiüutsentwicldungslcon- 
fotmcn  liCuises. 
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lich  7X\  erreichen:  Min  Teil  des  Arbeitsvolumens  würde  in  diesem  l  'all  ennveder  ausge- 
steuert, was  geyen  BedinnunL;  |2'|  (Mrwerhstati^kcit)  verstoßen  wurde,  oder  müßte  sich 
mit  einem  (/umitukst  im  Modeil)  drastisch  reduzierten  Reallohnsatz  bescheiden,  was 
gegen  Bedingung  [3]  verstoßen  würde  und  darüber  hinaus,  im  Falle  von  „Aufstocker"- 
Bedarf,  auch  nur  noch  wenig  mit  einer  marktwirtschaftlichen  Lösung  im  engeren  Sin- 
ne zu  tun  hätte. 

Demnach  gilt,  wenn  wir  den  Zusammenhang  aussag^og^ch  fassen: 
WFE         —  -{«  =  100%) 

(521) 

(f  =  IOÜ%)   —  ^WFE 

Unter  der  Annahme  überschießender  Produktivitätsentwicklung  folgt  aus  der  Tatsa- 
che, daß  wir  in  einer  cco;ehcnen  Rechnun^speriode  ein  wohlfahrtsenrwicklungskon- 
formes  Hrgebnis  erzielt  haben,  daß  das  Rttlzien/niveau  nicht  he\  f  =  l(K)9r  liegen  tütiii. 
Umgekehrt  bedeutet  das,  dal5  ein  minderes  Hffizienzniveau  (t  <  100%)  nachgerade  not- 
u'tiuii^e  Betüngung  für  ein  wolilfahrtsentwickluiigskonformes  Ergebnis  in  der  jeweili- 
gen Rechnungsperiode  ist  hrar^  wenn  wir  eine  Serie  von  Rechnungsperioden  betrach- 
ten, för  einen  woh&hrtsentwicklungskonformen  Kurs  überhaupt.  Dabei  ist  mir  durch- 
aus bewußt,  daß  dieses  Untetsuchungsetgebnis  einem  gestandenen  Klassiker  Bauch- 
schmerzen bereiten  muß.  Allerdings  können  wir  uns  in  der  Formulierung  durchaus 
noch  steigern,  indem  wir  sagen:  Ein  F.ffizienzniveau  \  on  f  =  lOOrf  ist  hinreichend  für  die 
Verfehlung  des  Wohlfahrtscntwicklungszieles.  Um  im  Bild  zu  bleiben:  Hwr  und  nir- 
gends sonst  liegt  die  bittere  Pille,  die  es  g^ebenenfidls  zu  schlucken  gilt. 

Die  Cirundüberzeugung  der  Klassiker  dagegen  stellt  sich,  in  unsere  Symbolik  über- 
setzt, wie  folgt  dar: 

(522) 

A     (c-IOO%)  —  WFN'^ 

Ohtir  eine  cHT/iente  W  inschnttsweise,  also  bei  einem  Efllzienzniveau  von  f  <100% 
bzw.,  dichotom  formuliert,  -<{€  =  lü(J%J,  wird  das  maximal  mögliche  Wohlfahrtsniveau 
Q/VFN'^)  demnach  verfehlt.  Gleichzeitig  fährt,  umgekehrt,  eine  effiziente  Wirt- 
schaftsweise zum  bestmöglichen  Wohlfdirtsniveau.  Eine  effiziente  Wirtschafbweise 
(e  - 100%)  ist  demnach  also  notwendige  hinreichende  Bedingung  für  bestmög^che 
Wohl&hrt.  Danüt  aber  haben  wir  es,  zumindest  auf  den  ersten  Bück,  mit  einem  ven- 
tablen  Widerspmch  zu  r  Nach  unserer  Modellierung  fuhrt  100%-igc  Effizienz  zu  ei- 
ner 'ZÄ^Xverfeblungy  nach  den  Vorstellungen  der  Klassiker  dagegen,  ganz  im  Gegenteil, 
zur  Emicbuttg  des  Zieles.  Beides  gleichzeidg  kann  nicht  stimmen.  Bei  genauerem  Hin- 


11»  >X''ic  auch  schon  oben  im  Abschnitt  Ii.  11.  1 .  b)  ("Wiichstum  wohlßihrfsentu'kkJungsa'idrif^i)  wollen  wir  »sta- 
tische Effizien/K  aut  metrischem  Niveau  definieren  und  nicht  etwa  liicliotnm.  Ein  Im  dichotomeo  Sinne 
„effizienter"  Zustand  cntspdcht  dabei  einem  Effizienzniveau  von  e  ■•  100%. 
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sehen  wird  aber  klar,  dali  es  sich  hei  »W'ohlhihrrscnrwicklunj^«  (WFE)  einerseits  und 
»maximales  W'ohltahrtsniveau«  (WT-'A'  """)  andererseits  tormal  ja  uar  nicht  um  einund- 
dassclbe  Ziel  handelt.  Folglich  haben  wir  es  auch  nicht  noi w  endigerweise  mit  einem 
Widerspruch  zu  tun.  Im  Gegenteil:  In  einer  knappen,  aussagenlogischen  Fassung  wird 
vielleicht  am  ehesten  deutlich,  daß  wk  es  bei  »maximales  Wohlfahrtsniveau«  einerseits 
und  bestmögliche  »Wohlfiümsentwickiung«  andererseits  in  der  Tat  mit  zwei  grund- 
sätzlich verschiedenen  Zielen  zu  tun  haben  mässen.  Eine  andere  Mög^chkeit,  den  Wi- 
derspruch aufzulösen,  ist  nicht  in  Sicht.  Das  aber  bedeutet  einmal  mehr,  daß  wir  uns 
entscheiden  mve&stn.  Wollen  wir  ein  maximales  Wohlfahrtsnix  e.ui  in  einer  gegebenen 
Reclnmgspcriodc  anstreifen,  oder  wollen  wir  eine  bestmcigliche  W  ohltahrtscntwick- 
lungr  imcressanterweise  schlielk-n  die  beiden  mtigliclicn  Ziele  einander  tlefinitiv  aus: 
Im  ersten  l'all  nämlich  wäre  ein  Niveau  der  statisclien  Fffizienz  von  r  =  lOO'r  anzu- 
streben, im  zweiten  l  all  dagegen  wäre  genau  das  zu  \  ermeiden.  Sodj  deudicher  kann 
sich  ein  ^^elkonflikt  nicht  et:geben.ii2* 

Verdeutlichen  wir  uns  die  Zusammenhänge  anhand  von  Okim's  Eimer,  also  dem  ,ßig 
Tra^Q/^' zwischen  ,^uaS(y  and  EffiäencjfV^^  Dabei  geht  es  im  Kern  darum,  daß  eine 

„wohlfahrtssteigernde"  Umverteilung  zugunsten  der  ,^rmen"  absehbar  dazu  fuhren 
würde,  daß  der  Topf,  aus  dem  umverteilt  werden  kann,  in  der  Tendenz  kleiner  wird, 
und  damit  „die  Wohlfahrt  insgesamt"  geringer.  Aus  der  ,,\\'ohlfahrtsstcigcrung"  würde 
somit  im  Ergebnis  eine  „\\  ohlfahnsschmälerung".  Nun  sind  Begriffe  wie  „wohlfahrts 
steigernd"  und  „Wohlfahrt  insgesamt"  recht  unbestimmt,  zumindest  nach  unseren 
Maiistäben.  Auch  ist  das  Bild,  das  Ukun  zeichnet,  daiJ  nämlich  bei  den  „Armen"  we- 
nige ankommt,  als  man  den  „Reichen"  weggenommen  hat  (der  Eimer  hat  ein  Loch), 
bei  Lichte  betrachtet  etwas  schief.  Eigentlich  mußte  man  sagpn,  daß  sich  durch  die 
„Wasserentnahme"  die  Quelle  allmählich  erschöpft.  Aber  all  das  soll  uns  hier  nicht 
weiter  bekümmern.  Gdien  wir  also  Schritt  für  Schritt  vor. 


An  dieser  Siel'c  vci  noch  einmal  daran  erinnert,  daß  das  iIIl--  nur  für  den  Fall  überschießender  Pro- 
duktivitätüencw  icklunjj;  gilt.  Diesen  Fall  können  wir  nach  allem  aber  getrost  als  den  absoluten  Normalfall 
einer  entwickelten  Volkswirtschaft  ansehen, 
luz  So  heißt  es  im  Titel  von  Okon's  Werk  (Okun  1975). 
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Unter  »HlTizicnz«  vcrsrchr  Okun  das,  was  wir  hier  präziser  shitische  I 'Effizienz  (f )  nen- 
nen wollen.  Dabei  sei  statische  Effizienz  definiert  als  das  Verhältnis  von  Output  zu 
Potenüalüutput,  also: ' 

(523)  e>p^ 

So  definiert  ist  »statische  Effizienz«  also  an  den  W'irkitiin^s'jrüd  der  Physik  bzw.  der 
Technik  angelehnt^ und  kann  dabei  Wette  zwischen  0%  und  lüü%  annehmen« 

Innrer  Verwendung  dieser  Dehnition  können  wir  unsere  Froduktionsfunkdon  im  ein- 
fachsten Fall  wie  folgt  modellieren: 

(524) 

Demnach  wäre  lier  Output  {Y)  nicht,  wie  üblich,  eine  Funktion  des  tatsiichlichen  Fak- 
torinputs  (7^),"-^  sondern  eine  Funktion  dct  potentiell  i'e'//Ä^i'<»/¥/;  Produktionsfaktoren 
(F^)y  moduliert  über  das  erzielte  Effizienzniveau  (e).  Dabei  fängt  in  der  hier  vor^- 
nommenen  Modellierung  (e)  sowohl  den  Fall  au^  daß  das  Faktorpotential  nicht  voll- 
ständig ausgeschöpft  wird  („Verschwendung  von  Produktionsfaktoren")  als  auch  den 
Fall,  daß  das  Faktorpotential  nicht  bestmöglich  genutzt  wird  („Fehlallokation  von 
Faktoren*^.  So  würde  zum  Beispiel  eine  Faktorauslastung  von  nur  e  -  90%  —  egal  aus 


'  '  Auf  die  Bcstimmiint;  der  maximal  möglichen  Effizienz  über  die  Bedingungen 

bzw.  [^]  =  (^]  =  (-)  =  [^)  furjeweüs  (i- 3...«)  wollen  und  müssen 

wir  an  dieser  SteHe  nicht  weiter  eingehen,  weil  erstens  die  Grenzproduictivitäten  bzw.  die  Gtenznutzen 

ohnehin  praktisch  nicht  bestimmbar  sind  und  weil  zweitens  und  vor  allem  diese  Zusammenhinge  keine 
Aussage  über  die  eigentlich  interessante  Frage  zulassen,  nämlich  welches  Effinenzniveau  sidi  bei  wel- 
chem AugmaB  an  Verfehlung  der  Aquimarginalbedingungen  einstellen  würde.  So  elegant  eine  dichotome 
Definition  der  lüTizicnz  auch  sein  mag:  Bei  näherem  Hinsehen  zeiut  sich,  daß  sie  zur  eii;entliche  Plage, 
also  der  Bestimmung  des  tatsächlichen  Effizien^niveau^  einer  Volkswirtschaft,  nur  wenig  beizutragen 
vermag.  Auch  auf  die  Probleme  im  Zusammenhang  mit  der  Bestimmung  des  Potendaloutputs  wollen  wir 
hier  nicht  weiter  eingehen.  So  ist  der  Potentialoutput  von  einigicn  vollkommen  „unökonomischen  '  I ',in- 
flußgrößen  abhängig,  die  wir  hier  aber  nicht  weiter  diskutieren  wollen:  Wieso  bedeutet  zum  Beispiel  ein 
Arbeitsinput  von  40  Stunden  pro  Woche  „Vollhcschafugung"?  Warum  nicht  etwa  50  Stunden  oder  30 
Stunden?  Warum  „kauft"  eine  Volkswirt  seh  at  t  nicht  einfach  im  größeren  Stil  ausländisches  Arbeitsvolu- 
men ein?  Warum  richten  Unternehmen  ihren  Kapitalhesiand  so  ein,  daß  sie  nur  auf  eine  Kapazitätsausla- 
stung von  etwa  80%  bis  90%  kommen  (vgl.  etwa  Zahlen  2009,  S.  28)?  Kurzum:  „Die"  l  aktorausstatrung 
ist  bei  Lichte  betrachtet  nur  eine  Schimäre,  die  einem  sofort  vor  den  Augen  verschwimmt,  sobald  man 
niur  genauer  hint;uckt. 

1134  Ganz  ähnlich  auch  zum  Beispiel  Kufficux  (über  die  üffizicnz  von  Märkten):  „Dieser  Begriff  be- 
schreibt, Shnlich  dem  Wirkungsgrad  in  der  Tedinik,  in  welchem  Ausmaß  ein  Markt  eine  potentiell  etziel- 
bare  Wertschöpfung  realisiert."  (Ruffieux  2004, S.  60).  Der  W  irkungsgrad  in  der  Plnsik  ist  im  einfachsten 
Fall  das  Verhältnis  von  Nutzcncij^e  zu  angewendeter  Energie.  So  ergibt  sich  zum  Beispiel  bei  einer  her- 
kömmlichen Glühbirne  mit  einer  Leistungsaufiiahme  von  100  Watt  eine  lichtausbeute  von  etwa  3  Watt 
Demnach  hat  die  Glühbirne  also  einen  Wirkiuigsgrad  von  3"  >. 
Daliei  steht  (F)  summarisch  für  die  Gesamtheit  aller  Produktionsfaktoren. 


-497- 


welchcn  (iiünden  auch  immer  sich  die  Mindereffizienz  erijeben  mag  —  den  Output  auf 
nur  9U%  seines  Potentials  drücken,  mithin  also  auf  }  =^{),9-Y'"" .^^^ 

Weiterhin  ist  das  aggregierte  VX'ohlfiahrtsniveau  (WF/V')  nach  (43) 

m 

(525)    WFJV'>||^/||  :=6'  =  r2-n-yJ' 

eine  Funktion  des  Outputs.  Damit  aber  ist  das  aggregierte  Wohl£ahrtsniveau  bei  gege- 
bener Faktorausstattung  ^eiduseidg  auch  eine  Funktion  des  Efifizienzniveaus: 

WFN^  =y  Y    mit  Y  =  Y{€) 

(526) 

^IWW'  -y  K(e) 

Um  ein  möglichst  hohes  aggregiertes  WohlMirtsniveau  2u  erzielen,  müssen  wir  dem- 
nach einen  möglichst  hohen  Output  erzielen,  was  bei  der  hier  votgpiommenen  Mo- 
dellierung und  unter  der  Annahme  eines  gegebenen  Faktorpotentials  bedeutet,  daß  es 
letztlich  auf  ein  möglichst  hohes  Niveau  der  statischen  Effizienz  ankommen  muß.  Das 
aber  entspricht  ganz  der  einhelligen  Überzeugung. 

So  heißt  CS  etwa  bei  Samuelson  und  Nordhaus: 

Hfäzienz  ist  ein  (wenn  nicht  sogar  Jas)  Kernproblem  in  der  V(  irtschaftswissensdiat't.  Ettizienz  bedeu- 
tet, daß  häac  Ressoutcenvenchwenduiig  stattfindet"^ 

Und  Mankiw  fugt  ergänzend  und  bekräftigend  hinzu,  daß  »Effizienz«  die 

[...]  Eigenschaft  einer  bestimmten  Ressourcenallokation  (sei],  die  Wohlfahrt  aäer  Mi^Jieder  der  Gesell- 
schaft zu  m;i\iniiiTfn."^ 

„Effizienz"  tmd  „Wohlfahrt"  gehen  demnach  einvernehmlich  Hand  in  Hand."^^ 


Dal  )ci  ist  CS  übr]i4'-rj'-  -  dies  nur  am  Rande  —  gar  nicht  so  dnfadi  zu  sagen,  v  iu  L;:  <  >ß  das  Faktorpocenti- 
al  „tatsächlich"  ist:  bei  Anwendung  der  strengen  Aquimaq^nalbcdingung  ist  das  „l  aktorpotcntial"  ja  de- 
finitiv eine  Funktion  der  Faktorpreist-,  und  damit  eben  nicht  „gegeben".  Auch  ist  es  gar  nicht  so  einfach 
(wenn  nicht  sogar  unniogiich).  hti  mehr  .ds  einem  Produkiionshikior  y.u  s;igcn,  wie  hoch  „die"  Ausla- 
stung der  Faktoren  ist:  Im  Rei;clt.il!  wlilLii  sich,  sob.ikl  mehr  als  ein  1  .iki<>r  im  Spiel  ist  (also  praktisch 
immcrj  nämlich  auch  mehrere  verschiedene  Auslastungsgradc  ergeben,  die  sicii  aucli  mit  Substitutions- 
überlegungen  nur  schwerlich  wegdlskutieten  lassen.  Wir  wollen  diese  Punkte  an  dieser  Stelle  aber  nicht 
vertiefen,  da  uns  das  nur  vom  eigentlichen  Tlieni.!  wei^führen  würde.  Gehen  wir  also  im  ersten  Schritt, 
trotz  einiger  Bedenken,  davon  aus,  daß  die  verfügbaren  Produktionsfaktorcn  in  der  Tat  einfach  gegeben 
sind  und  daß  es  weiterhin  so  etwas  wie  einen  einheitlichen  Auslastungsgrad  gibt  Entsprechend  gehen 
Zimi  Beispiel  auch  Samuelsi>ii  und  Nordhuus  vor,  wenn  ^ie,  „unter  /ugruridelegung  einer  gegebenen 
Technologie  und  gegebener  Ressourcen"  eine  PM-Kurve  zeichnen.  Samuelson/ Nordhaus  1987  a,  S.  67, 
Text  2u  Abb.  2.2. 

"-"  Samuelson /'Nordhaus  198^  a,  S.  66  (Hervorhebung  im  Original). 

Mankiw  2004,  S.  164  (Hervorhebung  von  mir).  Dabei  kann  es  sich  -  dies  nur  am  Rande  -  bei  „Res- 
sourcenallokation" eigentlich  nur  um  eine  schlechte  Übersetzung  oder  aber  einen  Anglizismus  für  »Fak- 
torallokaüon«  handeln.  Wir  erinnern  uns:  „/ ali  cili  und  derselben  Sache  g^bene  Namen  fuhren  zu 
Iirthümem."  (Say  1829  e.  S.  16;  vgl  dazu  oben  Abschnitt  B.  (pWobffai^). 
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Sowcit  ist  das  alles  wunderbar.  Allerdings  —  und  das  ist  das  Problem  an  dieser  Stelle  — 
ist  das  aggregierte  Wohlfahrtsnivcau,  wie  wir  gcsclun  haben,  von  der  Verteilung  der 
Einkommen  auf  die  einzelnen  Haushalte  unabhängig.  '  Jede  beliebige  Verteilung  ist 
„pareto-optimiert**.  Demnach  könnte  die  auf  diese  Weise  erzielte  ^»Wohliahrt**  also 
unter  Umständen  durchaus  darauf  hinauslaufen»  daß  die  Hälfte  der  Haushalte  buch- 
stäblich hungert  oder,  im  Ricardianischen  Extremfall,  sogar  verhungert  Aus2u- 
schließen  ist  dn  solches  Ergebnis  jedenfalls  tticbt.  Die  im  Prinzip  einzige  mir  bekannte 
Antwort  auf  dieses  mog^che  Problem  ist,  daß  es  so  schlimm  w  ohl  schon  nicht  kom- 
men werde,  und  im  übrigen  gelte  ja  das  „ 3 Wife/(?-£>o«w "-Theorem.  Wirklich  überzeu- 
gend ist  diese  Antwort  allerdings  nicht. 

Wir  miissen  das  nicht  weiter  schlimm"  finden."'-  Die  meistin  S' i.-:ialpi  iliriker  aber 
wären  mit  einem  solchen  Ergebnis  absehbar  nicht  ein\  erstamlen.  kurzum:  üie  maxi- 
male ,,Wohl£ahrt",  dk  sich  aufgrund  maximaler  Effizienz  ergibt,  ist  korrekturbedürfitig 
-  im  ExtremfiiU  bis  zum  „(^Hmum  ^timmim'\  jenem  Punkt  also,  wo  die  „tatsächlidie** 
Wohlfahrt  tatsächlich  maximal  wird.'*^^  Ob  wir  dabei  eine  „gemäßigte  Umverteilung*' 
vornehmen  oder  gleich  bis  zum  „eptimum  opHmorum" vot&xoS^n,  ist  für  unsere  Be- 
trachtung völliu  gleichgültig.  Wichtig  und  wert,  festgehalten  zu  werden,  ist  allein,  daß 
die  auf  diese  Weise  ermittelte  „Wohlfahrt"  über  das  Wohlergehen  bzw.,  wichtiger 
noch,  über  die  1  :iitiiiikluir^  des  Wohlergehens  einzelner  Haushalte  rein  gar  nichts  aus- 
sagt. N'ielmchr  luindelt  es  sich  dabei  um  einen  rein  st;itistischen  Mittelwert  mit  \(')llig 
ungewisser  Streuung.  \\  enn  nun  aber  ein  Sozialpolniker  sieh  daran  inaelien  wollte,  das 
Marktergebnis  so  zu  korrigieren,  daii  „mehr  \\  olilfahrt"  für  „die  Armen"  dabei  he- 
rauskommt, daim,  so  Okun's  Eimer,  muß  er  damit  in  Kauf  nehmen,  daß  „die  Wohl- 
fahrt insgesamt"  abnimmt.  Das  aber  würde,  wie  wir  in  B.  III.  1.  b)  (»Modifikation  des 
OptimientngskalkHk/^äekkof^btngsfffektw}  gesehen  haben,  im  Extremfall,  also  bei 
Gleichverteilung  der  Einkommen,  zu  einem  Durchsatz  \  <>n  Null  führen.  Das  auf  die- 
sem Wege  angestrebte  „Wohlfahrtsmaximuni"  w  ürde  sich  also  bei  einem  Volksein- 
kommen und  damit  nach  Ausdruck  (526)  auch  bei  einem  \\  ohlfahrtsnivcau  von  Null 
(1)  einstellen.  Hin  solches  Ergebnis  aber  wäre  offenkundig  nicht  „im  Sinne  des  Erfin- 
ders". 

So  in  etwa  können  wir  uns  den  formalen  Kern  von  (  )kun's  „lüg  'l'r<jde-Olj^\  also  dem 
Ziclkonflikt  zwischen  Effizienz  und  Gleichheit  vorstellen.  Wir  haben  es  hierbei  also 
mit  einem  echten  Dilemma  im  definierten  Siime  zu  tun:  Wenn  wir  maximale  Effizienz 


iu>  Genauer  ge&ßt  müßten  wir  eigendich  sagen:  Das  maxitnal  mög^he  Niveau  der  statischen  Effizienz 
v<  »I  r  -  100%  und  das  bd  gegdienem  Faktorpotential  maximal  mö^che  Wohl&hrtsniveau  gehen  Hand 

in  Hand. 

1130  Vgl,  ({,i2u  oben  6. 1. 1.  b)  (»ITeb^ahrttmmfi/Ntt/^fmiptm  mtr  Vtlksmrftrhaft«). 
JIM  V^,  dazu  oben  E.  ID.  2.  (»IntenrntioniswKf/ „KatüHifbe  Ordttmg"«). 

Wir  wollen  es  auch  gar  nicht  „schlimm"  finden,  weil  wir  bei  unserer  Linie  bleiben  und  keine  nomiativen 
Aspekte  cinflicikn  lassen  wullcn. 

iiu  Zur  dieoretischen  Vorbereitung  einschlägiger  Bestrebungen  vgl.  oben  Abschnitt  B.  I.  (»VToh^abrtm- 
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und  damit  maximalen  Durchsatz  und  somit  letztlich  auch  „maximale  W'ohltahrt"  an- 
streben, müssen  wir  die  sich  dabei  ergebende  N'erteilung  hinnehmen,  wie  auch  immer 
sie  aussehen  mag.  Der  Preis,  den  wir  demnach  für  die  Maximierung  des  \\  ohlfahrtsni- 
vcaus  zu  zahlen  haben,  besteht  also  dadn,  eine  nicht-entscheidbare  Entwicklung  des 
disaggrcgierten  Wohl&hrtsniveaus  in  Kauf  nehmen  zu  müssen.  In  einem  Wort:  Der 
Versuch,  die  Wohl6üirt  zu  maximieren,  konterkariert  das  Wohlfahrtsentwicklungsziel. 
Für  eine  Volkswirtschaft,  die  emstlich  einen  wohl£ihrtsentwicklungskonformen  Kurs 
steuern  will,  ist  das  natürlich  keine  sonderlich  aufmunternde  Perspektive.  \\  enn  wir 
dagegen  -  umgekehrt  —  eine  bestimmte  l  W/e/'/mig  anstreben  (wie  auch  immer  d/e  aus- 
sehen matO.  müssen  wir  demnach  im  Zweifel  ein  minderes  Niveau  an  statischer  Effi- 
zienz hinnelimen. 

An  diesem  Dilemma  haben  sich  \\  ( )hlfahi  fsthe()retiker  und  Sozialpolitiker  seit  Pi- 
gou  (und  wohl  auch  schon  davor)  —  ich  denke,  man  kann  das  so  sagen  —  sprichwört- 
lich „die  Zähne  ausgpbissen".  Die  Praxislösung,  die  sich  am  Laufe  der  Zeit  eingespielt 
hat,  besteht  darin,  daß  wir  (via  Sozialleistungen,  die  es  in  allen  entwickelten  Volkswirt- 
schaften in  mehr  oder  wenige  ausgeprägter  Form  gibt)  ein  gewisses  Maß  an  minderer 
EfiBzienz  in  Kauf  nehmen  bzw.,  wenn  man  manchen  Autoren  folg^  will,  sogar  noch 
unterstützen  („soziale  Hängematte").  Der  praktische  „poßejf  outcome"  ViRt  sich  dabei, 
knapp  gesagt,  in  etwa  wie  folgt  zusammenbissen:  „Bitte  g^ne  etwas  mehr  Gleichheit, 
aber  bitte  auch  nicht  allzu  viel."  Das  aber,  man  kann  es  kaum  anders  sagen,  ist  nichts 
anderes  als  der  ubliche  politische  „Eiertanz".  Von  einer  wirklichen  Lösung  des  Di- 
lemmas sind  wir  also  noch  weit  entfernt. 

Die  e^ntHdf  interessante  Frage  ist  aber  doch:  Wie  finden  wir  aus  diesem  Dilemma  her- 
aus? Nach  allem  haben  wir  aber  ja  bereits  herausgefunden:  Zum  ersten  versuchen  wir 
gar  nicht  erst,  „die  Wohl^rt"  zu  „maximieren".  Zum  zweiten  wollen  wir  auch  gar 
nicht  „umverteilen".  Beides,  und  zwar  jedes  für  sich  genommen,  wäre  bereits  hinrei 
chend,  den  Zielkonflikt  der  Klassiker  gegenstandslos  zu  machen,  da  ein  Zielkonflikt 
ohne  opponierendes  /iel  nun  einmal  nicht  denkbar  ist.  „Cdeichheit"  schliel31ich  stre- 
ben wir  ohnehin  nicht  an.  Damit  aber  stellt  sich  die  l'rage  nach  den  Zielverhältnissen 
neu:  \X  enn  es,  wie  das  ganz  of  fenkundig  der  Fall  ist,  einen  unausweichlichen  „hifi^  tnulf- 
0^/"  zwischen  „Effizienz"  und  „(ileichheit"  gibt  —  wie  steht  es  tlann  um  das,  was  uns 
hier  eigendich  interessieren  soll,  nämlich  das  Zielverhältnis  von  Effizienz  zu  Wohl- 
faücax&entwkklung^  Mit  dieser  Frage  wollen  wir  uns  im  folgenden  Abschnitt  befassen. 

I.  Statische  "ESGaaexa 

Betrachten  wir  also  die  Bedeutung  der  (statischen)  Effizienz  für  die  Wohl&hrtsent- 
wicklung  etwas  genauer.  Dabei  wollen  wir  zum  einen  zwei  grundsätzlich  verschiedene 

Produktionssysteme  unterscheiden,  zum  anderen  unsere  beiden  Definitionen  des 
Wohlfahrtsniveaus  (a^egiert  bzw.  disaggregiert),  und  schließlich  die  beiden  logischen 
Bedingimgen  (notwendig  bzw.  hinreichend).  Insgesamt  kommen  wir  auf  diese  Weise 
also  auf  8  mögliche  Aus^nge.  Bei  den  Produktionssystemen  wollen  wir  unterscheiden 
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zwischcn  einer  (1)  „klassischen",  stattschen  Volkswirtschaft  und  (2)  einer  sich  entwik- 
kclndcn  Volkswirtschaft  —  wobei  wir  die  Entwicklung  auf  die  komplementären  l'akto- 
ren  Kapital  und  Technische  Kompetenz  (bei  konstantem  Arbciisvolumen)  beschran- 
ken wollen.  Beini  WohJfahrtsnivcau  wollen  wir  unterscheiden  ^wischen  der  Bedeutung 
des  jeweiligen  Effizienzniveaus  für  a)  „die  Wohlfahrt",  die  wir  hier  mit  dem  aggre- 
gierten Wohl&hrtsniveau  (WFAT*)  begrifflich  klarer  fassen  wollen,  und  b)  für  die 
Wohl&hrtsentwiddiing,  die  wir  wie  gewohnt  über  die  Veränderung  des  disa^r^erten 
Wohlfahrtsniveaus  (IWW*)  definieren  wollen. 

Beginnen  wir  in  der  Fallkonstellation  1  d)  mit  einer  klassischen,  statischen  Volkswirt- 
schaft und  der  zu  erwartenden  Bedeutung  der  statischen  Efft/ienz  für  das  W'ohlfahrts 
niveau.  Dabei  wollen  wir  annehmen,  daß  sich  unsere  \''olkswirtschal-t  im  Ausgangsfall 
auf  einem  minderen  Niveau  statischer  Eftlzienz  befindet,  also  zum  Beispiel  liei 
£-80%. 

Demnach  ei^bt  sich  nach  (524) 

£) 

(527)  »e-Y^ 

und  damit  nach  (526)  für  das  aggregierte  Wohifahrtsniveau  (WFN^): 
WFN^'Y'Yie) 

(528)  -yey^ 

Der  Durchsatz  (X)  und  damit  auch  das  aggregierte  Wohl&hrtsntveau  würden  also  bei 
nur  80%  des  Potentials  liegen.  Soweit  ist  das  nicht  weiter  verwunderlich.  Der  miens- 
sante  Punkt  an  dieser  Stelle  ist  ein  anderer:  Bei  annahmegemäß  j))g«^^ir«r  Kapitalaus- 
stattung und  ohne  Technisdien  Fortschritt  kann  die  Mög^chkeit»  das  aggregierte 
Wohlfahrtsniveau  zu  steigern,  nur  darin  bestehen,  das  Niveau  der  statischen  Effizienz 
zu  erhöhen.  Das  ergibt  sich  mit  einem  einzigen  Blick  auf  die  zweite  Zeile  von  (528): 
Der  Faktor  (y)  ist  annahmegemäl?  konstant,"  ^"  und  der  Potentialoutput  (>''"")  ebenso. 
Der  <v'//~/'^(' verbleil)entlc  I  reiheiisgrad,  um  irgend  etwas  am  aggregierten  W'i  jhlfihrtsni- 
veau  zu  verändern,  besteht  also  darin,  den  Effizienzparameter  {f)  zu  motlifizieren.  So 
gesehen  ist  den  KJassikcrn  also  zuzustimmen.  Eine  Steigerung  der  Effizienz  ist  not- 
wendige (und  dabei  audi  hinreichende)  Bedingung  für  eine  Steigerung  des  aggregierten 
Wohl£ahrtsniveaus  oder,  auf  die  Spitze  getrieben:  Maximale  EfEzienz  ist  notwendige 
Bedingung  für  maximale  Wohlfahrt  Allerdings  —  und  das  sage  ich,  ohne  übermäßig 

1»^  Vgl.  dazu  Abschnitt  B.  1.  1.  b)  (»Woh^dtrtnuveati/NMt^Mveau  amr  VoUtsawticb^h). 
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lästerlich  klingen  zu  wollen  —  ist  die  coiiihisio  deimalSen  gründlich  in  die  Annahmen 
».einbetoniert",  dali  einen  das  Ergebnis  nur  nocli  wenig  verwundern  kann. 

Kommen  wir  nun  z\x  unserer  FallkonstcUation  1  b)-.  Welche  Bedeutung  hat  die  Steige- 
rung der  statischen  Effizienz  unter  diesen  Umständen  für  die  Wohlfiihrtsentwicklun^ 
also  die  Entwicklung  des  disaggregierten  WohlEahrtsniveaus?  Die  Antwort:  Wir  kön- 
nen es  nicht  wissen.  Ein  Anstieg  des  aggregierten  Wohlßüirtsniveaus  kann  zu  einem 
Ansdeg  auch  des  disaggregierten  Wohlfahrtsniveaus  fuhren  -  muß  aber  nicht.  Ebenso 
gut  ist  es  möglich,  daß  sich  der  Anstieg  des  aggregierten  Wohlfahrtsniveaus  „spal- 
tungsdynamisch" auswirkt  -  daß  also  ein  Teil  der  1  laushalte  begünstigt  wird,  während 
der  Rest  leer  ausgeht  oder  sogar  ein  sinkendes  Einkommen  erfahren  muß.  Logisch 
„positiv"  tormuliert:  Zwar  ist  ein  Anstieg  des  Niveaus  der  statischen  Mtfizienz  in  die- 
ser l  alikonstellation  notwendige  Bedingung  tür  einen  Anstieg  auch  des  disaggregierien 
Wohlfahrtsniveaus*^^  -  Irirnrnbendist  er  dabei  aber  mdtt.  Damit  kommen  wir  zu  unse- 
rer Fallkonstellation  2  a):  Wir  betrachten  also  eine  Volkswirtschaft  mit  sich  entwik- 
kelnden  Komplementärfaktoren  und  interessieren  uns  dabei  zunächst  für  die  Bedeu- 
tung der  statischen  Effizienz  für  das  a^regierte  Wohlfahrtsniveau. 

Im  Gegensatz  zu  (524)  ergibt  sich  hier  ein  etwas  anderes  Bild; 

r,  -  y;  (f,'*,  e)    mit  Fy'^  -     •  (i + «) 

(529) 

=  c- IT' •(!+«) 

Die  Grundaussage  ist  zunächst  die  gleiche:  Der  Output  ist  eine  Funktion  des  Faktor- 

potendals  und  des  Effizienzniveaus  (f ).  Allerdings  -  und  das  ist  ein  Unterschied,  der 
einen  Unterschied  macht,  ist  das  l  aktorpotential  nicht  konstant  wie  im  Modell  der 
Klassiker,  sondern  seinerseits  eine  Funktion  der  Produktivitätsentwicklungsrate  («), 
die  sich  wiederum  aus  der  Entwicklung  der  komplementären  Faktoren  Kapital  und 
Technische  Kompelen/  ergilit." Demnach  macht  es  keinen  Sinn,  von  „dem"  Poten 
tialoutput  zu  sprechen.  V  ielmehr  müssen  wir  unterscheiden  zwischen  dem  Potenual- 
output  in  der  Referenzperiode  (X^)  und  dem  Potentialoutput  in  der  jeweilige  Fol- 
geperiode (X^),  Dabei  ergibt  sich  der  Potentialoutput  in  der  Folgqieriode  aus  dem 
Potentialoutput  der  Referenzperiode  mit  einem  Zuschlagssatz  in  Höhe  der  Produkti- 
vitätsentwicklungsrate (a)  bzw.  einem  Zuschlagsfiüctor  in  Höhe  von  (l+a).  Das  aber 


1136  Dabei  besteht  dieser  Zusammenbaog  auch  nur  indiiekn  Der  Aostiejj  des  Niveaus  der  statischen  Effi- 
zienz ist  norwciKlig  für  einen  Aosticg  des  .ig^rcijiertCO  Wohlfiilirtsnivciuis.  iirui  ein  Anstieg  des  üU'gre- 
giercen  Wohlfahitsniveaus  ist  wiederum  notwendige  Bedingungen  für  einen  Anstieg  des  disaggregierten 
Wohlfuhrtsniveatis.  Wenn  nämlich  der  Durchsatz  und  damit  das  aggregierte  Wohlfihrtsniveau  nicht  an- 

s!ei..v.n  würde,  Icönntcn  „die  Haushalte"  nicht  bcsscrgcscllt  werden,  ohne  andere  Haushalte  gleichzeitig 
schlechter  zu  stellen.  Das  aber  wäre  eine  lediglich  uncntschcidbare  Veränderung  des  Wohlfahrtsniveaus 
und  damit  dctlnitionsi;emäß  keine  Wohltahrtscntwicklung.  \'gl.  dazu  Abschnitt  B.  11.  6  (»W obijahrtsent- 
iriikhii:;^!  I  •o/oiruii'j^t /:■■}. 
i>36  £)2s  ArbcitSTolumcn  wollten  wir  |a  der  £in£u:hbeit  lialber  konstant  halten. 
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bedeurct,  dal5  wir  sozusagen  einen  I  reihcirsgrad  w<7;r  haben.  Der  Durchsatz  kann  und 
wird  auch  unabhängig  von  einer  Veränderung  iles  MtTizien/niveaus  ansteigen.  I-'ine 
Njvcauanhebung  der  statistischen  Effizienz  ist  demnach  also  /Ui'/j/  länger  notwendig 
für  eine  Steigerung  des  Durchsaucs.  Mit  dem  (bei  gegebenem  und  konsuntem  Effi- 
zienzniveau) Anstieg  des  Durchsatzes  steigt  nach  Ausdruck  (48),  also  WFN^  'Y'^* 
definition^mäß  aber  auch  das  aggregierte  Wohlfahrtsniveau.  Für  unsere  eigentliche 
Fragestellur^  bedeutet  das:  Ein  Anstieg  des  Effizienzniveaus  ist  keine  notvrendige  Be- 
dingung für  einen  Anstieg  des  aggregierten  Wohlfahrtsniveaus.  Zwar  könnte  ein  höhe- 
res Effizienzniveau  möglicherweise  zu  einem  noch  höheren  a^egierten  Wohlfahrtsni- 
veau fuhren.  Allerdings  ist  das  erstens  nicht  sicher  und  zweitens  (und  vor  allem)  war 
das  an  dieser  Stelle  nicht  unsere  Frage.  Allerdings,  auch  das  bleibt  an/unurken,  wäre 
eine  Steigerung  des  Niveaus  ilcr  statischen  Effizienz,  ebenso  wie  im  klassischen  Pro- 
dukrionsmodell,  h  'mmchinui  für  einen  Anstieg  des  aggregierten  W'ohlfahrtsniveaus. 

Damit  kommen  wir  zu  unserer  letzten  Fallkonstellation  2  by.  Auch  hier  können  wir 
nicht  sagen,  wie  sich  der  Anstieg  des  aggregierten  Wohlfahrtsniveaus  auf  die  Ent- 
wicklung des  disaggreg^erten  Wohlfiihrtsniveaus  auswirken  wird.  Bei  g^gneter  Wirt- 
schaft-^pi  il irischer  Steuerung  w  äre  es  zwar  möglich,  daß  gemäß  (85)  auch  das  disaggre- 
gierte Wohliahrtsniveau  iWFN*^)  entsprechend  ansteigt:"^? 

(530)  w/-Af«:-lM^4^-^^-J^-fl 

Für  diesen  Anstieg  ist  aber  lediglich  der  Anstieg  des  aggregierten  Wohlfahrtsniveaus 
aus  I"allkonstcllatif)n  2  a)  notwendig.  Da  wir  aber  bereits  dorr  auf  eine  N'ivcauanhc- 
bung  der  statischen  Effizienz  verzichten  konnten,  kann  hier  nichts  anderes  gelten.  Ein 
Anstieg  des  Effizienzniveaus  ist  also  keine  notwendige  Ikciingung  tTir  einen  Anstieg 
des  disaggregierten  W  ohlfahrtsniveaus.  Hinreichend  wäre  es,  aus  den  gleichen  Grün- 
den wie  oben,  ohnehin  nicht  Folglich  würde  unsere  Volkswirtschaft  /ro/^  ihres  minde- 
ren Niveaus  an  statischer  Effizienz  —  oder  besser  gesagt:  völlig  mabbängig  davon  -  ei- 
nen wohlfahrtsentwicklungskonformen  Kurs  steuern  können.  Das  Nmau  der  stati- 
schen Effizienz  spielt  für  Wohlfahrtsentwicklung  also  übediaupt  keine  Rolle. 

Fassen  w  ir  zusanmu-n:  Solange  wir  nach  (524)  davon  ausgehen,  daß  der  Durchsatz 
allein  vom  1  aktorpotential  (F'"")  und  vom  Niveau  der  statischen  Effizienz  (f)  ab- 
hängt, und  wenn  wir,  wie  der  klassische  Ansatz  das  ja  tut,  weiterhin  davon  ausgehen. 


11.17  wollen  hier  der  Einfachheit  halber  davon  ausgehen,  daß  sich  «.lie  Produktivitätseniwicklung  voll- 
ständig in  Wachstum  umsetzt,  und  nicht  zum  Tdl  m  einen  Rückgang  des  Arbeitsvolumens.  Das  wollen 
■wir  schon  deshalb  tun,  weil  wir  das  Arbcitsvolumcn  ja  konsi.iiu  li;iltcii  wi  ,|iicn.  An  der  grundsätzlichen 
Aussage  ändert  sich  dadurch  nichts.  W  ürden  wir  einen  Rückgang  des  Arheitsvolumens  in  Rechnung 
Stellen,  so  würde  sich  ein  \\  achstum  ergeben,  das,  |e  nach  Reaktionsparameter,  irgendwo  zwischen  Null 
und  der  Produktivitätsentwicklungsrate  läge.  Vgl.  dazu  Abschnitt  D.  1. 1.  (»UiUerauim^  da  Pnduhmtiti- 
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daß  das  I  aktotpotcntial  ß^e{>ehefi  ist,  dann  bleibt  natürlich  rein  denknotwendig  nur  eine 
Erhohunt;  der  statischen  lithzicn>:,  wenn  man  den  Durchsatz  und  damit  das  aggre- 
gierte und  letztlich  auch  das  disaggregierte  \\  ohltahrisniveau  steigern  w  ill.  Die  einzig 
mögliche  Lösung  steckt  also  schon  im  Ansatz.  Wenn  wir  dagegen  unigekehrt  davon 
ausgehen,  daß  das  Faktoipotendal  über  die  Entwicklung  der  Komplementar&ktoren 
Kapital  und  Technische  Kompetenz  trendstabil  zunimmt,  dann  sind  wir  nicht  not- 
wendigerweise auf  die  statische  Effizienz  ang^esen,  wenn  wir  Durchsatz  und  Wohl- 
fahrt steigern  wollen.  Nur  leicht  überspitzt  könnte  man  auch  sagen:  Ein  wohlfahrts- 
entwicklungkonfomier  Kurs  läßt  sich  auf /edm  beätbigen  Effizienzniveau  steuern. 

Etwas  anderes  gilt  nach  allem  nur  dann,  wenn  wir  „klassischerweise"  von  einer  ge- 
gebenen und  unveränderten  Kapitalausstaiiung  ausgehen  ntul  \nn  Technischeni  lort 
schritt  absehen.  Allerdings  ist  beides  ('jrj(7///V//t7"  Bestandteil  eines  industriellen  Produkti- 
onssystems."*'^ Produktivitätsentwicklung  ist  seit  wenigstens  22()  Jaliren  ein  ,jait  oeco- 
ttomiqiit  ',  von  dem  wir  bei  der  Modellbiklung  nicht  ein&ch  ,,absttahieren''  können  - 
oder  zumindest  nicht  sollten  wenn  wir  zu  empirisch  brauchbaren  Ergebnissen 
kommen  wollen."^'  In  diesem  Punkt  haben  die  Klassiker  den  Rahmen  also  so  eng 
gesteckt,  daß  die  Wirklichkeit  nicht  mehr  hineinpaßt,  und  darüber  hinaus  in  ihrem 
Bestreben,  den  jeweils  bestmöglichen  Zustand  zu  erreichen,  die  bestmögliche  Entmck- 
imgVfoh\  ein  wenig  aus  den  Augen  verloren.  Was  die  Bedeutung  der  statischen  Effi- 
zienz angeht,  hat  tlie  „Reichtumsökonomik"  letztlich  also  offenbar  auf  das  sprich- 
wörtlich „falsche  Pferd"  gesetzt."''* 


In  einer  Übersicht  ergibt  sich  dabei  das  folgende  Bild: 


Niveau-Anhebung  der 
statischen  Effizienz  ist 

Steigerung  des 
Wohlfahrtsniveaus 

Wohlfahrts- 
entwicklung 

\a) 

2  a) 

1 

Ib) 

notwendige  Bedingung  für 

✓ 

X 

✓ 

X 

hinreichende  Bedinguni'  t  i- 

X 

X 

Eine  Niveauanhebung  der  statischen  Efißzienz  ist  also  nur  dann  tfotvetid^  (und  dabei 
auch  hinreichende)  Bedingung  für  eine  Anhebung  des  WohlfahrtsmW<i«f wenn  wir 


11» Vgl.  (\.v/\i  nhcn  I',.  I.  i''Opt!/in\ii!  l^ito-sih'htiiiv'riilwei!'  '). 

>iw  Stellen  wir  uns  zur  Veranschaulichung  etwa  einen  Physiker  vor,  der  sich  fest  vorgenommen  haue,  M>n 
der  Reibung  zu  „abstrahieren".  Er  würde  nie  erklären  können,  wie  auch  nur  zum  Beispiel  etwas  !it) 

wöhnlichcs  wie  eine  Bremse  funktioniert. 

Das  kann  uns  nach  allem  aber  auch  nicht  weiter  verwundern,  da  wir  ja  in  Ii,.  II.  4  (»üptioiien/  Arheits- 
^eilhremsen)  gesehen  haben,  daß  die  „Reichtumsökonomik"  bei  Lichte  betrachtet  eigentlich  eher  eine 
„.\rmutsöknnomik"  war  und  ihr  Hauptai^ounerk  zunächst  auf  dag  Offenkundige,  aUo  eine  möglichst 
vollständige  Faktoiausiastung,  gelegt  hat. 
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von  einer  „statischen"  Volkswirtschaft  ohne  Weiterentwicklung  der  komplementären 
Faktoren  Kapital  und  Technische  Kompetenz  ausuchen,  wenn  und  solange  wir  uns 
also  im  „feudalistischen"  Produkiionssjsicni  der  Klassiker  mit  konstanter  komple- 
mentärer Faktorausstattung  (in  diesem  Fall  also  dem  Boden,  ohne  die  „entwicklungs- 
geneigten** Faktoren  Kapital  und  Technische  Kompetenz)  befinden."^^  Für  Wohl- 
faHtatsmtwickUing  in  einem  industriellen  (oder  auch  wissensgesellschafUichen)  Produkti- 
onssystem dagegen,  also  dem  Fall,  der  uns  eigentlich  interessiert,  ist  eine  Niveauanhe- 
bung  der  statischen  Effizienz  weder  notwendig  noch  hinreichend.  Mit  einem  Wort:  Sie 
ist  \  ollkommen  irrelevant' 

Was  bleibt,  ist  demnach  also  kaum  mehr  als  das  „Gefühl",  daß  es  kt/tlich  doch 
möglich  sein  müßte,  „mehr  Wohlfahrt"  (also  ein  etwas  höheres  \\  ohlfahrtsw/Vr///)  zu 
erreichen,  wenn  nur  gelänge,  das  Ni\'cau  der  starischen  Ktfizienz  ein  wenig  anzuheben 
—  wenn  also,  bildlich  gesproclien,  alle  nur  kratug  die  sprichwörtlichen  „y\rmel  hoch- 
krempeln" würden.  Um  m^  als  ein  „Gefühl"  kann  es  sidi  dabei  nach  allem  aber 
kaum  handeln.i*'*^  Hinzu  kommt,  daß  es  mit  einer  Anhebung  des  aggregierten  Wohl- 
fiihrtsniveaus  ja  ohnehin  nicht  getan  ist.  Entscheidend  för  Wohlfahrtsentwicklung  ist 
die  Entwicklung  des  <&a^egierten  Wohlfahrtsniveaus.  Hinzu  kommt  weiterhin,  daß 
jeder  Versuch,  das  Niveau  der  statischen  Effizienz  zu  steigern,  bei  f  =  100%  an  eine 
natürliche  Obergrenze  srolkn  muii.  Die  Entwicklung  der  Arbeitsproduktivität  dauf  ^en 
ist  prinzipiell  unbegrenzt  möglich.  Allein  das  spricht  sehr  dafür,  weniger  auf  das  ,,Cje- 
fühl"  zu  achten  und  sich  statt  dessen  lieber  der  mathematischen  Grenzen  der  beiden 
Entwicklungsmodcllc  bewußt  zu  werden. 

Wenn  aber  die  statische  Effizienz  nur  für  das  aggregierte  Wohlfidutsniveau  von  Be- 
deutung ist,  und  das  auch  nur  dann,  wenn  wir  von  dem  „feudalistischen"  Produktions- 
system der  Klassiker  ausgehen,  dann  wäre  es  doch  eine  Frage  wert,  wie  sich  eine 
Volkswirtschaft  mit  chronisch  minderem  Effizienzniveau  auf  lange  Sicht  entwickeln 
würde.  Denn  das  ist  im  Hinblick  auf  Wohlfahrtsentwicklung  ja  der  entscheidende 
Punkt.  Betrachen  wir  also  zunächst  in  einer  Graphik,  wie  sich  eine  mindereffiziente 

Vgl.  dazu  Abschnitt  E.  1.  ("Oplionen/Viitersiichiingirnihmen«},  insbesondere  Abb.  57. 
"*Das  gili  zuiiüntkst  liann,  wenn  wir  uns  .luf  »Wohlfahrtseniwicklung«  im  jltfinlLricn  Sinne  konzentrie- 
ren, .ilsu  eine  Steigerung  des  dUaggii^erten  Wohlfahctsniveaus.  Wohlgeineckc  Eine  Steigentug,  keine 
„Maximicrung". 

110}       dazu  unser  Gedankenexperiment  im  Abschnitt  E.  IL  4  (»Die  RtbwtrStna^ffaifAfimis!>fiAnmie«). 

Im  übrigen  \\  ;iri-  t  ».  :ui  (licsiT  Sri-!lc  gar  nicht  notig,  auf  Gcdatikt  tu  \pi  ritiK"iiti-  /urückzugrc-ifcn.  Die  jün- 
gere deutsche  \\  irtschiiüsgcschichtc  bcfert  uns  hierzu  ein  „Lehrstück",  wie  man  es  nur  selten  findet,  und 
das  mir  mehr  als  bedenkenswert  erscheint:  Wie  wir  oben  im  Abschnitt  D.  TV.  4.  (»Axfiai^iAmf)  gesehen 
habtTi,  i>.t  1991  das  F.rwcrbsptTs.:  iru  npotcntial  statistisch  gesehen  ..über  Nacht"  um  etwa  3(l"  ii  angestie- 
gen, da«  Arbeitsvolunuii  tiabei  aber  nur  um  23%.  Der  Volkswirtschaft  ist  es  also  nicht  annähernd  gelun- 
gen, das  zur  Verfügung  stehende  Faktorpotendal  produktionswirksam  einzubinden,  ^ddich  intetessant 
wild  CS  aber  erst,  wenn  wir  die  Entwicklung  des  Durchsatzes  betrachten:  \  ■  n  einem  kleinen,  krcditfi- 
nanzicrten  „Buckclchen"  in  1991  abgesehen  hat  sich  an  der  Trendlinie  des  Durchsatzes  rein  gar  nichts 
geändert.  Die  „Arbcitsvolumcnclastizität  des  Outputs"  lag  demnach  praktisch  bei  Null.  Mit  „Ärmel 
hnchkrempeln"  ist  es  (aus  C>runilen,  die  wir  im  Abschnitt  D.  IV.  4  besprochen  liaben)  in  einer  entwik- 
lurlccn  Volkswinschaft  also  in  der  Tat  nicht  getan. 
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Modclholkswirtschaft  (M)  voller  „Schlendrian""''^  mit  einem  Htfi7ienzniveau  von 
nur  zum  Beispiel  f  =  80%  im  N'eruleich  zu  einer  höchst  effizienten  Reterenzvolksw  irt- 
schaft  (/?)  mit  einem  Effizienzniveau  von  spektakulären  f  =  l()(K,v  entwickeln  würde. 
Dabei  wollen  wir  davon  ausgehen,  daß  beide  Volkswirtschaften  über  die  gleiche  Fak- 
totausstattung verfugen,  die  gleiche  Wachstumsiate  von  jeweils  K  -  2%  erzielen  und, 
mit  Ausnahme  ihres  Niveaus  der  statischen  Effizienz,  auch  ansonsten  vollkommen 
^eich  sind. 

Dabei  eigibt  sich  das  folgende  Bild: 


Abb.  77:  >9nttschafeentwicklung  bei  mindeicin  Ef&detusniveau 

Die  Cjiaphik  besciireibt  die  LntwickJung  der  beiden  VOlkswirtschatten  in  der  Zeit. 
Dabei  beschreibt  die  obere  Kurve  den  Durdisatz  der  hocheffizienten  Referenzvolks- 
wirtschaft Y*(t),  die  untere  Kurve  den  Durchsatz  unserer  mindereffizienten  Modell- 
volkswirtschaft Y*'(t).  Im  Ausgangspunkt  (A)  sei  das  Niveau  der  Referenzvolkswirt- 
schaft auf  F*(0)-Ko*'(l+y*)"  -Ko*  :-l  normalisiert.  Der  Ausgangspunkt  unserer  Mo- 
de 1  II  swirtschaft  muß  demnach  nach  (527)  bei  Y^UO)  =  0,S-Y^^  d  +  Y^' f  =Yq^  -0,8 
im  Punkt  {A')  liegen,  also  entsprechend  niedriger.  Nach  35  Jahren  hätten  beide 
Volkswirtschaften  im  Zeitpunkt  (/,  )  ihren  Durchsatz  verdoppelt,  >',s  =  (1  +  29?  j^** 
«2-}''„,  und  würden  die  Punkte  (C)  bzw.  (C)  erreichen.  Das  bedeutet,  da(5  unsere 
Müdellvolkswirtschaft  unter  diesen  Umständen  „für  alle  Zeit"  bei  einem  Output  ver- 


1144 


Brinkmann  definiert  »Effizienz«  als  die  „Abwesenheit  von  Schlendrian"  Brinkmann  1999,  S.  125). 
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hancn  würde,  der  bei  nur  <S(l"  ii  des  Reterenzoutputs  liegt  —  ein  Ergebnis,  das  uns  nicht 
weiter  überraschen  kann.  Hinzu  kommt:  Zwar  bleibt  das  I  'eHjälfnis  „Kn  alle  Zeit"  kon- 
stant, der  y\i)st(V!(l  aber  nimmt  trendstabil  zu.  In  absoluten  Zahlen  würde  unsere  Refe- 
ren;£volkswirtschaft  also  immer  weiter  zurückfallen. 


Dabei  lassen  sich  die  Zusammenhänge  noch  eleganter  darstellen,  wenn  wir  den  Out- 
put logarithmisch  abbilden: 


AUj.  78:  Wiitschaftsentwicklunj;  bei  minderem  EffiaenKnivcau  (logarithmisch) 

Die  Referenzvolkswirtschaft  startet  bei  dieser  Darstellunu  also  im  Pimkt  (/\)  bei 
In  1=0.  Dabei  lälk  sich  die  Wirischaftsentwicklung  als  handliche  Gerade  darstellen, 

wobei  die  Steigung  wegen  Y ^^^^^^  der  Wachstumsrate  entspricht.  Entsprechend 

dt 

startet  unsere  Modellvolkswirtschaft  im  Punkt  (A')  bei  In  0,8  »-0,22  und  weist  dabei 
annahmegemäß  die  gleiche  Wachstumsrate,  mithin  also  auch  die  gleiche  Steigung,  auf. 
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Für  den  .Abstand"  der  beiden  Volkswirtschaften  ergibt  sich  dabei: "^^ 

=  (/K'"+ln(),8)-/-i'* 
(531)  -fy''-fy*+lnO,8 

-  In  0,8  -  const      (für  y -  y  * ) 

Unsere  Modellvolkswirtschaft  wird  also  „für  alle  Zeit"  einen  Abstand  von  In  0,8  m 
-0,22  zu  der  Referenzvolkswirtschaft  haben,  was  wegen  -0,8  erwartungsgemäß 
einem  um  20%  geringeren  Durchsatz  entspricht  Das  also  ist  der  Preis  des  Schlendri- 
ans —  ein  Rückstand  „für  alle  2^ten".  Nun  konnte  man  eine  solche  Entwicklungsper* 

spektive  mit  ciniu;cm  Recht  durchaus  ein  wenig  „deprimierend"  finden  und  daraus  ab- 
leiten, daß  „Schlendrian"  nach  Mi  ioHchkeit  zu  vermeiden  ist.  Immerhin  w  ürtlc  der  Ab- 
stand bei  annahmegemäß  gleicher  Wachst umsrnte  (K*  =  y'")  im  Zeitvcrlaut"  al^er  zu- 
mindest wVA/ gn'ißer  werden,  sondern  hliehe,  ehenl'alls  „für  alle  Zeit",  konstaiU.  Aller- 
dings kfi!ii!!t  man  .n.irli  liirr  w  ietler  argumentieren,  dal'  ein  um  20"'<p  geringerer  Durch- 
satz mit  zuueiuncudeni  Durcilsatz  ^//>/ö//// gesehen  einen  immer  größeren  Abstand  des 

Outputs  bedeuten  würde.  Das  ist  wohl  wahr.  Allerdings  würden  wir  damit  den  eigentlich 
interessanten  Punkt  verfiehlen. 

Die  Betrachtung  des  Durchsatz-Verhältnisses  zu  einem  jeweils  gegebenen  Zeit- 
punkt und  die  damit  verbundene  Feststellung,  daß  unsere  Modellvolkswirtschafit  mit 
ihrem  Durchsatz  „für  alle  Zdf  *  hinter  der  Referenzvolkswirtschaft  zurückbleiben  wird 
-  absolut  gesehen  sogar  immer  mehr,  ist  nämlich  nur  äne  mögliche  Deutung  der  Kur- 
venverläufe. Ebenso  gut  könnten  wir  die  Graphik  auch  so  interpretieren,  daß  wir  sa- 
gen: Unsere  Modellvolkswirtschatt  erreicht  zuverlässig  den  jeweils  gleichen  Output 
wie  die  Referenzs  olkswirtschafl  -  allerdings  immer  erst  ein  paar  Jahre  ^^itvenel^.  So 
würde  unsere  Modellvolkswirtschaft  den  ursprünglichen  Output  der  Referenzvolks- 
wirtschaft zum  Zeitpunkt  (f,)  im  Punkt  iJS)  erreichen,  in  der  Graphik  also  nach  gut 
11  Jahren.  Auch  das  Durchsatzniveau,  daß  die  Referenzvolkswirtschaft  in  (f,)  erreicht 
hat,  Punkt  (fi),  würde  unsere  Modellvolkswirtschaft  weitere  gut  1 1  Jahre  zeitversetzt 
zum  Zeitpunkt  (/j)  im  Punkt  (Ä*)  erreichen.  Solange  beide  X'olkswirtschaften  die  glei- 
che Wachstumsratc  aufweisen,  würde  sich  der  zeitliche  Abstand  im  Laufe  der  Zeit 
auch  ffMft/ vergrößern."'*^  Unsere  Modellvolkswirtschaft  li^  also  einfach  nur  jeweils 


IIIS  In  der  zweiten  Zeile  von  (531)  muß  es  tatsächlich  pbts  In  0,8  heißen,  obwohl  wir  wegen  des  nq^tiven 

Achsenabschnitts  ja  eigentlich  ein  Minuszciclun  c-nvnrtcn  würden.  Der  (irund:  In  O.S  >-  -0.22.  Ot  r  Wert 
ist  also  negativ,  auch  wenn  man  das  dem  Ausdruck  auf  den  ersten  Ulidc  vielleicht  nicht  gleich  ansehen 
mag. 

"•"  Die  T.usaclic,  cLiIj  der  ^-/itliiht  Abstand  iin  I  jufc  der  Zeit  nicht  großer  werden  würde,  läßt  sich  dabei  an 
in  der  logantlimischcn  Darstellung  besonders  komfortabel  ablesen. 
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ein  pa:ir  )ahrc  zurück.  Das  aber  ist  eine  Interpretarion  der  Zusammenhänge,  die  sehr 
viel  weniger  „deprimierend"  klingt.  L'nsere  „Schlendriane-Volkswirtschaft  liegt  als« 
keineswegs  „für  alle  Zeiten"  zurück.  Sie  liegt  „für  alle  Zeilen"  gleichauf  -  nur  eben 
jeweils  1 1  Jahre  zeitversct^t.  Das  aber  ergibt  ein  ganz  anderes  Bild.  Der  „SchJendrian" 
kostet  also  gerade  mal  11  Jahre  Rückstand.  Natudich  kann  man  geteilter  Meinung  sein, 
ob  das  nun  „viel"  sein  mag  oder  durchaus  vertredDar.  Eine  solche  Entscheidung  aber 
hat  die  Wohnbevölkerung  (let2tlich  also  „die  Gesellschaft^*)  zu  treffen  -  und  nicht  die 
Wirtschaftswissenschaft 

Um  nicht  womöglich  „dem  Zauber  der  Zeichnung"  zu  unterliegen,  wollen  wir  die  Zu- 
sammenhange algebraisch  fassen.  Dabei  ergibt  sich,  wenn  wir  die  handlichere  loga- 
nüimische  Notation  zugrundelegen: 

InK*'  -to€+/  ln(l+f)!-0 

(532)  .toe 
 *- 


ln(l+r) 


Der  logarithmierte  Durchsatz  unserer  Modellvolkswirtschaft  (In}'*')  ergibt  sich  alsf) 
als  einfache  Geradengleichung  mit  dem  Achsenabschnitt  (Inf),  wobei  (f)  das  Niveau 
der  statischen  Effizienz  bedeutet.  Der  Term  In(l  +  K)  steht  für  die  Steigung  der  Gera- 
den. Indem  wir  den  Ausdruck  g^ch  Null  setzen,  ermitteln  wir  also  die  Stelle,  bei  der 
unsere  Modellvolkswirtschaft  den  Ausgangspunkt  der  Referenzvolkswirtschaft  erreicht 
haben  wird. 

Für  imser  Rechenbeispiel  ergibt  sich  dabei: 

-Ine 
"hi(l+y) 

(533)  - 


ln(l  +  2%) 
11,3 


Unsere  Modellvolkswirtschaft  hätte  das  ursprüng^che  Niveau  der  Refierenzvolkswirt- 
schaft  also  nach  etwa  1 1,3  Jahren  erreicht  —  ein  Ergebnis  also,  das  die  Graphik  bereits 
naheg^egt  hat 

Vielleich!^  i^t  an  dieser  Stelle  ein  kleiner  Hinweis  für  aufmerksame  Leser  nicht  ganz  un- 
angebracht: Higeatücb  sollte  sich  wegen  Y ^'"^^^"^  für  die  Steigung  schlicht  und  er- 

greifend  m  =  K  ergeben,  so  daß  wir  die  Geradengleichung  aus  (532)  noch  einfacher  in 
der  Form 

(534)    hiy'"-lnt  +  /r 


-509- 


solltcn  notieren  können.  Das  Problem  hierbei:  Mir  einem  Wachstum  von  soundso  viel 
Prozent  ist  in  aller  Regel  das  W  achstum  im  Periodenvergleich  tjemeint,  also  die  fdis- 
kreie)  Wachstumsm/f  (gy).  Die  Darstellung  als  (stetige)  c-Funktion  bzw.  In-Fuiikiion 
meint  aber  stets  eine  ^^achstumskons/atj/e  (a). 

Dabei  gilt  in  einer  „diskteten"  Welt 

(535)  Y^-Y^'iUgy)" 
während  in  einer  „stetigen"  Welt 

(536)  r(f)-K„-e°-' 

gilt.  Allerdings  lassen  sich  beide  W  elten  leiciu  ineinander  umrechnen.  Setzen  w  ir  näm- 
lich (/;  =  /  )  -  beides  sind  ja  einfach  nur  Zeiteinheiten  — ,  so  ergibt  sich,  wenn  wir  (535) 
und  (536)  gleiciisetzen 

(537) 

^/•ln(l+gy)-o-/ 

und  damit: 

(538)  a-ln(l+g,) 

Eine  diskrete  Wachstumsr«/^  von  zum  Beispiel  gy»2%  würde  also  einer  stetigen 
Wachstum$/fc<MU/dwA'/!r  von  a»l,98%  entsprechen.' Da  wir  mit  (K)  aber  immer  die 
diskrete  Wachstums/w/i?  (g».)  gemeint  haben,  müssen  wir,  wenn  wir  genau  rechnen 
wollen,  die  Steigung  entsprechend  Ausdruck  (538)  über  den  etwas  aufwendigeren 
Term  ln(l +Y)  modellieren.  Soweit  unser  kleiner  Exkurs. 

Um  den  cmas  „kontraintuitiven"  ncgiiri\  cn  Term  im  Zähler  zu  vermeiden,  schreiben 
wir  (532)  zweckmäßigerweise  um.  Dabei  ergibt  sich:"^ 

-In  e 


t  = 


(539) 


ln(l  +  r) 
in(l  +  r) 


"'<'  Die  stetige  Wachscumskonstante  muß,  um  äquivalent  zu  sein,  stets  etwas  kleiner  sein  als  die  diskrete 
VC  achstumstate,  weil  sich  die  jeweilige  Größe  ja  Jn  jeder  Sekunde"  (und  noch  viel  öfter)  Mimteiiühiig 

verzinst". 

IHK  [  j^jg  beliebige  Zahl  aeR*  gilt:  ln|''~j  -  In  1  - Ino -0 -  Int/  =  -  Ina-  Demnach  handele  es  sich  also 
in  der  Tat  nur  um  verschiedene  Schreibweisen  einunddesselbcn  Zusammenhang^. 
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Dic  „Autliolzeir"'  wäre  demnach  um  so  länger,  je  geringer  das  Niveau  der  statischen 
Mttlzienz  unserer  Modcllvolkswirtschah  im  Ausgangspunkt  ist,  und  um  so  kürzer,  je 
höher  die  (hier  als  gleich  groß  angenommene)  W'achsiunisraic  beider  X'olkswirtschaf- 
tefi  ist.  Dabei  kommt  der  Wachstumsratc  allerdings  das  weitaus  größere  Gewicht  zu. 

Fassen  wir  zusammen:  Für  das  Potential  einer  Volkswirtschaft  spielt  das  Niveau  der 
statischen  EfiGaenz  schlechterdings  keine  Rolle.  Gleichwohl  bleibt  zu  bedenken,  daß 

mit  dem  minderen  Effizienzniveau  auch  der  Durchsatz  und  damit  zumindest  das  ag- 
gregierte Woliltahrtsniveau  hinter  den  „eigendich"  gegebenen  Möglichkeiten  zurück- 
bleiben würde.  Also  stellt  sich  die  Frage,  tür  „wie  schlimm"  wir  diesen  Rückstand  ein- 
zuschätzen haben.  Dabei  haben  wir  gesehen,  daß  eine  minderefh/ientc  Volkswirt- 
schaft mir  ihrem  Durchsatz  keineswegs  ,,für  alle  Zeiten"  zurückbleiben  würde.  Sie  er- 
reicht den  Durchsatz  einer  hundertprozent  effizienten  \'(jlkswirtschaft  lediglich  jeweils 
ein  paar  Jahre  später.  Bei  dieser  Sicht  der  Dinge  ist  der  „Preis  des  Schlendrians"  also 
offenbar  längst  nicht  so  hoch  wie  man  bei  flüchügerer  Betrachtung  der  Dinge  viel- 
leicht hätte  annehmen  können.  Wenn  wir  weiterhin  bedenken,  mit  wie  vielen  Unwäg- 
barkeiten (wenn  nicht  gar  „Unmöglichkeiten**)  es  verbunden  ist,  ein  System  „am  An- 
schlag" zu  fahren  filier  also  bei  einem  hundertprozentigen  Effizienzniveau),  und  wenn 
wir  weiterhin  bedenken,  daß  allen  Anstrengungen  zum  Trotz  jeder  Versuch,  die  stati- 
sche Hffizienz  zu  steigem»  bei  einem  Niveau  von  einhundert  Prozent  an  eine  natürli- 
che Grenze  stoßen  muß,  dann  verschieben  sich  die  Gew  ichte  doch  sehr,  kurzum:  \\  ic 
ich  die  Dinge  sehe,  spricht  praktisch  alles  dafür,  sich  im  Interesse  euier  bestmöglichen 
Wohlfahrtsentwicldung  auf  die  komplementären  l  aktoren  Kapital  und  'rcchnischc 
Kompetenz  zu  konzentrieren,  statt  mehr  oder  weniger  „krampfhaft"  zu  versuchen, 
das  Niveau  der  statischen  Effizienz  zu  steigern.  Hinzu  kommt,  daß  es  sich  bei  einem 
minderen  Niveau  an  statischer  Effizienz  ja  mitnichten  notwendigerweise  um  „Schlen- 
drian** handeln  muß.  Wie  wir  gesehen  haben,  kann  es  sich  dabei  ebenso  gut  um  eine 
nicht  zu  vermeidende  „Nebenwirkung"  wirtschaftspolirischer  Tnitiari\  e  zwecks  Initiie- 
rung eines  wohlfahrtscnrvvicklungskonformcn  Kurses  handeln.  So  gesehen  ist  der  Re 
griff  „Schlemlrian"  also  in  der  Tat  ein  wenig  demagogisch  —  zumindest  aber  nicht  seri- 
ös. Zwar  mag  tler  Verzicht  auf  einhundertprozeniige  statische  l'.tfizienz  dem  einen 
oder  anderen  als  „bittere  Pille"  aufstoikMi.  Wie  wir  aber  gesehen  haben,  ist  diese  Pille 
längst  nicht  so  bitter  wie  man  vielleicht  hätte  meinen  können.  Im  übrigen  scheint  mir 
diese  Pille  nach  allem  in  der  Tat  altemaüvlos  zu  sein.  Wir  werden  sie  schlucken  mässeity 
wenn  es  uns  emstlich  um  einen  wohlfahrtsentwicklungskonformen  Kurs  bestellt  sein 
soll  Nun  heißt  „altemathrlos"  zugegebenermaßen  noch  lange  nicht  „gut",  und  auch 
nicht  „zielkonform".  Betrachten  wir  also  abschließend,  welche  weiteren  „Nebenwir- 
kungen" ein  Verzicht  auf  einhunderq>rozentige  staäsche  Effizienz  sonst  noch  mit  sich 
bringen  könnte. 
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II.  Dynamische  Effizienz 

Wenn  wir  also  schon  auf  einhundertprozentige  statische  Effizienz  verzichten  müssen, 
bleibt  nur  die  dynamische  Rfflzien/.  Betrachten  wir  also  den  Zusammenhang  /wi- 
schen tlyi/iiw/sdh'/' FA'h'/Acn/  '  ')  iiml  Wohltahrrsentwicklung  etwas  gcnaLier.  Dabei 
wollen  wir  unter  »dvnaniischer  Ijlfhzienz«  nicht  mehr  verstehen  als  die  Fähigkeit  einer 
Volkswirtschaft,  ihr  Faktorpotential  zu  ent\xickeln.  Vereintachend  (dabei  aber  auch 
nicht  allzu  unrealistisch)  wollen  wir  weiterhin  von  einem  konstanten  Arbeitsvolumen 
ausgehen.  Demnach  bleiben,  was  das  Entwicklungspotential  angeht,  also  nur  die  Fak~ 
toten  Kapital  (ÜT)  und  Technische  Kompeten2  (TiT),  wobei  sich  die  Entwickltmg  der 
beiden  Größen  handlich  über  cüe  Entwicklungsrate  der  Arbeitsproduktivität  (a)  erfas- 
sen läßt 

Definieren  wir  also: 
(540)  e*":-fl 

Demnach  wäre  »»dynamische  Effizienz«  also  nichts  weiter  als  die  Produkdvitätsent- 

wicklungsrate."*' 

Nun  könnte  man  meinen,  daß  eine  Volkswirtschaft,  die  auf  einem  minderen  Niveau 
statischer  Effizienz  wirtschaftet,  absehbar  auch  ein  dicr  geringes  Niveau  an  dynami- 
scher Effizienz  aufweisen  wird  -  vor  allem,  wenn  man  eine  mindere  statische  Effi- 
zienz, sei  es  offen  oder  unausgespnjchen,  in  die  Nähe  von  „Schlendrian"  rückt.  Das 
aber  mufj,  wie  wir  gesehen  haht-n,  durchaus  nicht  unhetlingt  der  (irumi  sein.  Ebenso 
gut  könnte  sich  die  mindere  statische  Effizienz  aufgrund  eines  zielbewußten  wirt- 
schaftspolitischen Steuerungsprozesses  ergeben  haben.  Die  Gleichsetzung  von  minde- 
rer statischer  Effizienz  und  geringer  dynamischer  Effizienz  könnte  also  deutlich  zu 
kurz  greifen.  Fragen  wir  uns  also,  zunächst  rein  theoretisch,  was  passieren  würde, 
wenn  unsere  statisch  mindereffiziente  Modellvolkswirtschaft,  im  Gegenteil  eine  höhen 
dynamische  Effizienz  aufweisen  würde  als  die  statisch  einhundertprozentig  effiziente 
Rcferenzvnlkswirtschaft.  Erst  im  zweiten  Schritt  woUen  wir  uns  dann  fragen,  für  wie 
wahrscheinlich  wir  eine  solche  Mfiglichkeit  erachten  können.  Betrachten  wir  zunächst 
ein  /ahlenbeispiel  und  nehmen  wir  an,  dal'  der  Durchsatz  unserer  Modellvolkswirt- 
schaft  aufgrund  einer  höherer  Produkuvitäiseniwicklungsrate  im  Vergleich  zur  Refe- 


Damit  befinden  wir  uns  in  der  Nähe  -  aber  eben  nur  in  der  Nähe  -  vun  Balassas  Umsciireibuiig;  Ba- 
lassa  fonnuliert,  eher  unscharf  ,J>ynatnic  efficiencf  f...]  is  concemed  with  die  grofwth  possibilides  of  an 
tconomv.  Dynamic  cftR-iciicx  c;ni  bc  iiulicattrcl  hv  thc  hvpotlu-ticül  i;r<)\vtli  r.iti-  <if  n;itif)n;il  iiiconu- 
achievable  in  different  cc<  )noinic  Systems  under  identical  resource  use  and  saving  ratio."  (Balassa  1 959, 
S.  7).  In  Balassas  AuhMz  ging  es  erkennbar  auch  um  „Systemkonkunenz":  „Ab  with  Stade  effidency,  we 
do  not  rcquirc  that  production  cunform  tu  individual  prefcrcnci-s  -  ic  may  as  well  corrcspondcnt  to  thc 
preferences  of  the  planners."  (a.a.O.,  S.  7).  Beim  gegenwärtigen  Stand  der  Dinge  machen  wir  aber  wohl 
keinen  allzu  großen  Fehler,  wenn  vni  „thc  hjpoihctical  growth  rate  of  national  incomc"  schlicht  mit  der 
Produktivitätscntw  icklungsiate  ^eichtetzen  —  zumal  wir  ja  nach  wie  vor  von  einem  konstanten  Arbeits- 
volumen ausgehen  wollen. 
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renzvolkswirtschaft  (aus  welchen  (iründcn  auch  immer)  nicht  nur  um  Y*'  -2%  wach- 
senwürde, sondern  beispielsweise  um  y  "  -3%. 

In  unserer  Graphik  ergibt  sich  dabei  das  folgende  Bild: 

 \  \  1  1  1  1  1  1 


0        5        10       IS       20       25       30       35       40  t 


AUb.  79:  Wirtschafts encwickJung  bei  tninderem  Effizieiucnivcau  und  höherer  Ptoduktivitäcsentwick- 
lungsrate 

Die  (iraphik  i  nisprichr  Al)h.  "^7  mii  >'  "(/),  der  F.nnvicklung  des  I^urchsarzes  unserer 
Modellv«  )lks\\  iitschafr,  und  }"^(M,  der  F.nrwirklune  der  Rcfcic  n/x olkswirtschaft  bei 
einer  W  achstumsrate  von  jeweils  Y  =  1%,  Hin/ugekommen  ist  die  Kurve  der 
Eatwicklungspfad  unserer  Modellvolkswiitschaft  unter  der  Annahme  einer  Wadis- 
tumsrate  von  Y'"  -  3%.  Demnach  würde  unsere  Modellvolkswirtschaft  das  Ausg^gs- 
niveau  der  Referenzvolkswirtschaft  bereits  nach  gut  7  Jahren  2um  Zeitpunkt  (/,')  im 
Punkt  (5*0  erreichen  und  nicht  erst,  wie  bisher,  nach  etwa  11  Jahren  im  Punkt  (fi*). 
Die  höhere  Wachstumsrate  würde  den  Aufholprozeß  also  verkürzen.  Soweit  ist  das 
nicht  weiter  verwunderlich.  Der  interessante  Punkt  ist  ein  anderen  Gar  nicht  allzu  lan- 
ge Zeit  später,  und  zwar  schon  nach  etwa  23  jähren,  würde  unsere  Mr)dc!lv()lkswirt- 
schaft  zum  /citpunkr  (/.)  die  Rcierenzvolkswirtschatt  im  Funkt  (D)  überholen  und 
ab  da  ceteris  panbiis  ein  tür  alle  mal  hinter  sich  lassen.  L  nd  das  —  erstaunlich  genug  — , 
obwohl  sie  nach  wie  vor  und  unverändert  auf  einem  minderen  statischen  Effizienzni- 
veau von  nur  e  « Wh  arbeitet.  Wenn  man  also  den  Planungshorizont  auch  nur  ein 
wenig  über  den  Augenblick  hinaus  ausdehnt,  muß  man  erkennen,  daß  es  bereits  auf 
mitdere  Sicht  für  eine  bestmögliche  dynamische  Effizienz  bzw.  eine  bestmögjliche 
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Entwicklungsratc  der  Arbcirsprociukrix'ität  oftenbar  keine  ernstliche  Alternative  geben 
kann  —  uns  zwar  unabhänuig  vom  Ausgangsniveau  der  statischen  l'ltfizicnz.  Nun 
könnte  man  einwenden,  dai5  eine  solche  Modellrechnung  mit  hotTnungsfrohen  \\  ech 
sein  auf  die  Zukunft  arbeitet,  etwa  nach  dem  Motto:  „i\rbeitet  hart,  dann  wird  es  eu- 
ren Enkeln  und  Urenkeln  eines  Ta^s  besser  gehen/*  Allerdings  ist  der  Wechsel  (so- 
lange die  Parameter  stabil  bleiben)  erstens  nicht  ung^eckt  und  zweitens  geht  es  hier 
um  eine  Zeitspanne,  die  im  Rahmen  eines  Menschenlebens  durchaus  überschaubar 
und  vor  allem  auch  planbar  ist.  Weiterhin  könnte  man  einwenden,  daß  es  sich  hierbei 
ja  nur  um  ein  Zahlenbcispicl  handelt.  Allerdings  gilt  die  grundsätzliche  Überlegung 
unabhängig  von  Zahlenbeispielen,  und  im  übrigen  scheinen  mir  Grrißenordnungcn 
von  Y  =  29(  bzw.  Y  =  VA  auch  nicht  all/u  realitätsfern  zu  sein,  Kiirxutn:  Eine  Wirt 
schaftscnrwicklung  mit  höherer  d\n.u"nischer  l'.ffizienz  führt  —  iiii.ilihängig  vom  Ni- 
veau der  staüsclien  Eftizienz  —  über  kurz  oder  lang  (eher  kurz;  zum  besseren  Ergeb- 
nis. 

Das  gleiche  Ergebnis  erhalten  wir  auch  hier  sehr  viel  eleganter,  weim  wir  den  Durch- 
satz l(^arithmieren: 


In  Y(t) 


Abb.  80:  Mindetes  Effiaenznivcau  bei  höheier  Ptodakdvitätsentwickhingsnte  Q-ogarithmisch) 
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Algcbraisch  ergibt  sich,  wenn  w  ir  wieder  von  der  handlicheren  loganthmischen  Nota- 
tion ausgehen,  für  die  „nacliholende  Entwicklung": 

InK'**  -liic+rln(l+y'*')!-0 


-Ine 

tm  ,f 


(541) 


-In  0.8 


In  1,03 
-7.5 

Der  Duxchsat2  unserer  Modellvolkswirtschaft  QnY'**)  würde  also,  bei  einem  Niveau 
der  statischen  Effizienz  von  e  -  80%  und  einer  Wachstumsrate  von  Y'"  -  3%  schon 
nach  etwa  7,5  Jahren  das  ursprüngliche  Niveau  der  Refetenzvolkswirtschaft  erreichen 
-  g^nau  so,  wie  es  die  Graphiken  bereits  nahegd^  haben. 

Entsprechend  ergibt  sich  für  den  „Überholprozeß"  aus  den  Grundgleichungen 
lnK*'-Ine+*hi(l+r*') 

(542)  bzw. 

lny*-rln(l+r*) 

durch  gleichsetzen  und  einsetzen: 

ln«+rln(l  +  r*')!=/ln(l  +  y*) 
^  lnO,8  -1- 1  •  ]nl03 !-  r  •  liil,02 

(543)  ^  r.lnl,03-r  lnl,02-r(lnl,03-lnl,02)!--ln0,8 

-lnO.8 

  -22.9 

In  1,03 -In  1,02 

Unsere  Modellvolkswirtschaft  würde  die  Refercnzvolkswirtschaft  also  in  der  Tat  nach 
knapp  23  Jahren  überholt  haben  —  /nn/^  ihres  anhaltend  minderen  Niveaus  statischer 
Effizienz. 

\X  emi  wir  den  Zusammeniiang  verallgemeinern,  ergibt  sich: 

-Ine 


(544)  t 


ln(l+y'*)-ln(l  +  y*) 
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Auch  hier  können  wir  den  kontrainruirjven  negativen  Term  im  Zähler  wie  bereits  oben 
in  Ausdruck  (539)  umformen.  Außerdem  wollen  wir  den  I\enner  durch  einen  handli- 
cheren Näherungswert  ersetzen."^ 

Dabei  eigibt  sich: 

M^]  -     -  ^ 

(545)    /  •  mit  AY  :=Y  "  -  Y " 

Die  Zeit,  die  unsete  tniadereffizieate  Moddhrolkswirtschaft  benötigen  würde,  um  den 
Durchsatz  der  „effizienten**  Referenzvolkswirtschaft  zu  übertiefiFen,  hängt  also  neben 
dem  Niveau  der  statischen  Effizienz  (e)  allein  von  der  Dififetenz  der  Wachstumsraten 
(Ay)  der  beiden  Volkswirtschaften  ab»  wobei  der  Differenz  der  Wachstumsraten  die 

weitaus  größere  Bedeutung  zukommt.  Betrachten  v,  :r  ^\:\7x\  einen  extremen  Fall:  Selbst 
bei  einetn  spektakulär  geringen  Niveau  der  statisclien  Effi/ien/  von  lediglich  f-50% 
würde  eine  Differenz  der  Wachsrumsraten  von  nicht  allzu  spektakulären  AK  =  2'^  aus- 
reichen, uni  eine  hundertprozentig  etfizienie  Reiercnzx  t)lks\\  irtschaft  in  nur  gut  einer 
Cieneration  (r  =  35)  einzuholen  iiud  7.w  überholen.  Bereits  auf  mittlere  Sicht  —  und  lang- 
fristig gcichcn  sowieso  -  ist  es  also  allein  die  d}naniische  Effizienz,  che  zälilt.  Jedes 
beliebige  mindere  Niveau  an  statischen  Effizienz  läßt  sich  auf  dem  W^  einer  höhe- 
ren dynamischen  Effizienz  kompensieren  und  überkompensieren. 

Soweit  zu  unserer  Modcllrechnung.  Eine  Volkswirtschaft  —  rein  theoretisch  vor  die 
Wahl  gestellt,  ob  sie  lieber  ein  hohes  Maß  an  statischer  Effizienz  oder  aber  eine  hf)he 
d\namische  Effizienz  anstreben  will  —  würde  sich  vernünftigerweise  also  für  die  dv- 
namische  Plft'izienz  entscheiden  müssen.  Nun  könnte  es  aber,  und  das  ist  der  interes- 
sante Punkt  an  dieser  Stelle,  durchaus  sein,  daß  es  in  der  Tat  einen  Zielkontlikt  zwi- 
schen statischer  und  dynamischer  FLftlzienz  gibt,  daß  eine  Volkswirrschaft,  um  im  Bild 
zu  bleiben,  also  tatsächlich  vor  dieser  Wahl  steht,  und  nicht  nur  „rein  theoretisch". 
Das  aber  würde  ein  ganz  anderes  Bild  ergeben  als  die  Vorstellung,  daß  mindere  Effi- 
zienz (bzw.  sogar  „Ineffizienz*'»  wie  es  ja  meist  abwertend  heißt)  in  aller  Regel  mit 
„Schlenddan"  verbunden  sein  wird,  der  sich  absehbar  auch  auf  die  dynamische  Effi- 
zienz auswirken  wird. 


11»  Dabei  berücksichtigen  wir  zunächst,  daß  gilt:  ln(]4a)'-lll(l-«-6)- In^^j^j  Im  nächsten  Schritt 

erweitern  wir  den  Term  in  der  Klammer  mii  (\-b)  und  erhalten  l^g~fr~fl^,  für  hinreichend  kleine 

\-b- 

Wcrtc  für  (/;)  alsu  angenähert  i^*a-b).  Da  {ß-b)  aber  tur  die  Dittcrcnz  unserer  Wachstumsraten 
Steht,  etgibt  sich  der  Näherungsausdruck —was  zu  zeigen  war. 

Ii.s  Wiiic  eine  eigene  Untersuchung  weit,  ob  und  inwiefern  sich  derartige  Bcgliffi»chÖpfungen  auf  die 

Denk-  und  Dcutungsmuster  der  Profession  auswirken.  Auch  wäre  es  eine  Untersuchung  wert  zu  erkun- 
den, ob  sich  derartige  Bcuriffschöpfunccn  ,, einfach  so"  ergeben  haben  oder  intcrcsscngcncigt  eingeführt 
w  uiiicrj  unii,  t.ills  wie  und  von  wem?  )cdent.ills,  sov  iel  können  vir  sicher  sagen,  kann  der  Sprachge- 
brauch nicht  otinc  Auswirkungen  auf  die  Denk-  und  Dcutungsmuster  bleiben.  Schließlich  bedeutet  gr. 
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Lasscn  wir  also  den  „Schlendrian''  also  m(')olichc  Ursache  tür  ein  minderes  Ht-fizienz- 
niveau  für  einen  Moment  beiseile  und  überlegen  w  ir  uns,  was  eine  Volkswirtschaft  tun 
müßte,  um  ein  hohes  Maß  an  dynamischer  Effizienz  zu  erreichen.  Das  Ausmaß  an 
dynamischer  Effizienz,  nach  (540)  also  die  Produktivitätsentwicklungsrate,  ergibt  sich 
(bei  annahmegemäß  konstantem  Arbeitsvolumen)  definitionsgemaß  aus  der  Entwick- 
lung des  Kapitalbestandes  und  der  Entwicklung  der  Technischen  Kompeten2.  Da  die 
Wirtschafts-  und  Sozialpolitik,  wie  wir  gesehen  haben,  letztlich  wenig  Einfluß  auf  die 
Entwicklung  des  Kapitalbestandes  hat,"''-  wollen  wir  uns  hier  auf  die  Entwicklung  der 
Technischen  Kompetenz  beschränken,  und  dabei  weiterhin  auf  die  personengebunde- 
ne Spielart  der  Technischen  Kofnpeten/,  also  die  hniwicklung  des  liumankapitals. 
Ausgangspunkt  sei  dabei  die  l  herlegung,  dai!  eine  Hntwicklunu  iIcs  Hiimankapirals 
ohne  den  I/ip^/f  „Zeit"  schlechterdings  nicht  denkbar  ist  —  ähnlicli  wie  die  Lntwicklung 
des  fCapitalbestandes  ohne  den  Inpj//  „Kapitalmittel"  nicht  denkbar  ist  Nun  g^bt  es, 
ökonomisch  gesehen,  genau  drei  Möglichkeiten,  Zeit  zu  nutzen:  Erstens  pmduJ^p  in 
Form  von  Arbeitszeit,  zweitens  konsumtiv  m  Form  von  Freizeit  und  drittens  im>es/i»  für 
Ausbildung  im  weiteren  Sinne,  also  einschließlich  Fort-  und  Weiterbildung."^  Dabei 
erhöht  jede  Stunde  an  Ausbildungszeit  den  Humankapitalbestand  einer  Volkswirt- 
schaft ebenso,  wie  ein  Fairo  investierter  Kapitalmittel  den  Sachkapiralbcstand  einer 
Vnlkswirrschafr  erhöht.  Beides  steigert  damit  dcfinitionsgemäÜ  die  Arbeitsproduktivi- 
tät und  somit  auch  die  dynamische  l-.ftT/ienx.  Mindere  statische  Effizienz  -  also  ein 
VCeniger  an  Arbeitszeit  -  muß  sich  also  niitnicliten  in  Fortii  von  Arbeitslosigkeit  und 
damit  letztlich  als  „Freizeit"  auswirken.  Sie  kann  sich  ebenso  gut  mvesdv  in  Form  von 
Ausbildungszeit  imd  damit  humankapitalsteigemd  und  somit  letztlich  in  Form  von 
zunehmender  djmamischer  Effizienz  auswirken.  Mindere  statische  Effizienz  bei 
gleichzeitig  ansteig^der  dynamischer  Effizienz  muß  also  diuchaus  kein  Widerspruch 
sein.  Im  Gegenteil:  Das  eine  köimte  das  andere  sogar  bedii^^ 

Betr.icluen  wir  an  dieser  Stelle  ein  Beispiel  aus  der  jüngeren  Wirtschaftsgeschichte  - 
die  1  .intührung  der  allgemeinen  Schulpflicht  bzw.  die  .■\bschatfung  der  Kinderarbeit 
überhaupt.  Die  F.intührung  der  allgemeinen  SchulpHicht  hatte  zwei  Effekte,  einen 
unmittelbaren  und  einen  mittelbaren.  Der  //iimUt/han'  F],ffekt  bestand  in  einer  definiti- 
ven Verminderung  des  Niveaus  an  stadschcn  Effizienz:  Das  Potcnüal  des  Faktors  Ar- 
beit ging  damit  unvermeidlich  zurück:  Wer  die  sprichwörtliche  Schulbank  drückt^  fiillt 
naheliegaiderweise  als  Arbeitskraft  aus.  Für  die  Arbei^ber  der  Kinder  und  Jugendli- 


Jcjgos  ja  nicht  ohne  (  irund  gleichermaßen  >\Vo«<  Muä  >Vernunft<  im  Sinne  von  „Denkvermögen".  Vgl.  dazu 
etwa  Kluge  1989:  Logik. 

UöVgl.         i  ;.  II.  1.  a)  {"\\'\KhsfHm  ]ivhlfabrtsaUaikki;i<;.  :^^ 

"S'  Dabei  tührt  diese  Art  der  Verwendung  von  Zeic  noch  immer  ein  gewisses  „Schattendasein"  -  ganz 
ähnlich  wie  die  Technische  Kompetenz  überhaupt.  So  werden  zum  Beispiel  staatliche  Investitionen  in 
Biuiun^  in  der  volkswirtschaftlichen  CJesamtrcchnung  nach  wie  vor  als  StzMskonsum  erfaßt  Eine  etiudi- 
chc  InvcstidonsKchnung  für  Investitionco  in  Humankapital  gibt  es  also  bislang  (noch)  nicht 
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chen  mul5  das  miruntcr  „ein  harrcr  Schlaji"  gewesen  sein,  und  entsprechend  war  der 
Prozeß  auch  durch  heftige  und  anhaltende  Auseinandersetzungen  zwischen  Wirt- 
schaftspolitik und  Wirischafisverirctern  gekennzeichnet.  Dabei  waren  diese  Auseinan- 
dersetzungen anfangs  noch  eher  grundsätzlicher  Natur,  später  ging  es  d<uin  vor  allem, 
eher  defensiv,  im  wesentlichen  nur  noch  um  Ausnahmeregelungen,  etwa  für  die  Ern- 
tezeit oder  bei  Auftragsspitzen."** 

Der  mittelbare,  und  nach  allem  wohl  sehr  viel  „nachhaltigere"  Effekt  bestand  aber 
darin,  daß  auf  diese  Weise  ebenso  eindeutig  die  Humankapitalentwicklung  vorange- 
trieben wurde.  Der  kurzfüstig-unmittelbare  Rückgang  der  stadschcn  Effizienz  hat 
langfristig  und  mittelbar  zu  einem  bis  dalo  beispiellosen  Anstieg  des  I  hinvankapiials 
und  damit  der  Technischen  Kompetenz  in  den  sich  entwickelnden  Volksw  irt  schat  ten 
getührt  untl  war  —  man  kann  das  wohl  ohne  sontlcrliche  l  bertrcibung  so  sagen  —  der 
eigentliche  Treibsatz  für  die  weitere  Entwicklung.  Umgekehrt  wäre  das  eine  ohne  das 
andere  kaum  zu  etreidien  gewesen,  wenn  wir  einmal  von  der  eher  unrealistisch  Mög- 
lichkeit absehen  wollen»  daß  die  Kinder  und  Jugendlichen  nach  ihrem  12-Stunden-Tag 
ja  nadtts  die  Schulbank  hätten  drucken  können.  Kurzum:  Die  „Schlendriane-Hypothe- 
se, also  daß  mindere  statische  Effizienz  im  Regelfall  auf  eine  auch  eher  maßige  dyna- 
mische Effizienz  schließen  läßt,  ist  demnach  empirisch  nicht  haltbar.  Eher  ist  es  so, 
daß  zwischen  statischer  Effizienz  und  dynamischer  Effizienz  ein  regelrechter  Zielkon- 
flikt besteht.  Auch  dürfte,  zumindest  im  Rückblick,  niemand  bestreiten  wollen,  da[5  die 
Eintührung  der  allgemeinen  Schulptlicht  und  auch  die  Abschaffung  der  Kinderarbeit 
„richtig"  waren,  rv/'z/vv/^/ beides  offenkundig  die  statische  Effizienz  vermindert  hat. "55 
Was  auch  immer  die  „eigentlichen"  Mouve  für  diese  wirtschafis-  bzw.  sozialpoliusche 
Initiative  gewesen  sein  mögen:  Nach  dem  hier  skizzierten  Modell  konnte  ein  solcher 
Schritt  auf  mitdere  und  längere  Sicht  nur  erfolgreich  sein,  insbesondere  bei  einer  roh- 
stoffarmen Volkswirtschaft,  die  ja  außer  ihrem  Humankapitalbestand  nur  wenig  in  die 
Waagschale  zu  werfen  hat.  Demnach  spricht  also  alles  dafür,  sich  im  Interesse  einer 
bestmög^chen  Wohlfahrtscntwicklung  auf  die  dynamische  Effizienz  zu  konzentrieren 
und  uns  um  die  statische  Effizienz  nicht  weiter  zu  bekümmern.  Warum  machen  wir  es 
dann  nicht  so? 

Das  eigentliche  Problem  an  dieser  Stelle  scheint  mir  zu  sein,  daß  die  „Amordsations- 
zeiten"  einer  Investition  in  liumankapital  die  üblichen  Planungshorizonte  deutlich 
überschreiten.  Das  aber  bedeutet,  daß  sich  weder  freie  Marktsteuerung  noch  wirt- 
schaftspolitische Steuerung  unter  den  Bedingungen  einer  Demokratie  dafür  sonderlich 


UM  \'g|  Ja/i,  ^.fwj)  -KtxiiliUh'  Sber  die  Beschäßigtiii};^ jMgen  AHiritfr  in  r<i'.'n.l-,ii  rmn  9.  M3rt^1i39' .  Ab- 
gedruckt bei  Schneitier  1984,  S.  195.  Schneider  nennt  als  Quelle:  Günther  K.  Anton:  A.eschicbte  (ferpntißi- 
stben  Fobrik^eset:^ehioig  bis  ihrer  Atifiuhm  dtmh  dit  KiiebqfmrheorAiHt^,  Berlin  1953  (lirstausgabc  1891), 
S.  74  ~6     /.um  langwiedgeD  Prtwtcß  der  .Abschaffung  der  Kinderarbeit  vj»l.  auch  cnva  Dauks  2i  )i  »3. 

"S'  Dabei  soll  es  uns  hier  nicht  darum  gehen,  ob  es  möglicherweise  noch  „ücfcrliegcndc"  Motive  für  die 
liinführung  der  allgemeinen  Schulptlicht  oder  die  Abschaffung  der  Kinderarbeit  nab.  lünc  These  zum 
Beispiel  besagt,  daß  der  Konig  von  Preulkn  und  spätere  Kaiser  ob  der  nur  LingLschtankten  Wehrtücb- 
tigkcit  der  oft  ausgemeigcitcn  „jugendlichen  Fabdkaibcitct"  besorgt  gewesen  sein  soll. 
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empfehlcn,  da  beide  Stcucrungssystcmc  dazu  neigen,  sich  eher  am  kurzfristigen  Hrfolg 
zu  orientieren,  l'ür  die  Marktsteuerunt»,  i;ih  das  sowieso,  weil  „Marktpreise  nur  Intor- 
maiionen  über  gegenwärtige  Knapphciisverhiihnissc  enihalten"."''''  Für  die  wiri- 
schaftspolitische  Steuerung  gilt  es,  weil  die  nächste  Wahl  fast  immer  schon  demnächst 
ansteht  und  allen»  auch  den  Wählern,  das  spiichwöitliche  Hemd  näher  ist  als  die  Jak- 
^ji57  \ffcaa  w  also  weder  freie  Marictsteuerung  noch  Demokratie  verwerfen  wollen 
-  und  das  wollen  wir  nicht  dann  bleibt  uns  keine  andere  Möglichkeit  als  ein  wenig 
2u  improvisieren.  Allerdings  entbindet  uns  die  Notwendigkeit  zu  improvisieren  nicht 
von  der  Notwendigkeit,  zunächst  zumindest  einen  Plan  zu  haben,  in  welche  Richtung 
die  Entwicklung  gehen  m'/f'/c,  wenn  sie  zielkonform  sein  soll. 

Verschärfend  konitm  übrigens  noch  hinzu,  daß  die  „Aiik )riisationszeiten*'  wirt- 
schaftlicher 1  ".nrschciclun^en,  egal  ob  auf  betriebswirtschaftlicher  oder  auf  xolkswirt- 
schaftlicher  Ebene,  aut  lange  Sicht  gesehen  m  der  Tendenz  anscheinend  immer  langer 
werden:  Während  ein  fi:ühzeitlicher  Jäger  oder  Sammler  noch  sprichwördicfa  „von  der 
Hand  in  den  Mund'*  leben  konnte  bzw.  mußte,  entstand  spätestens  mit  der  neolithi- 
schen  Revolution  (und  damit  mit  dem  Aufkommen  des  landwirtschaftlichen  Produk- 
tionssystems) die  Notwendigkeit,  über  den  Tag  hinaus  zu  denken  und  zu  planen.  Po- 
pitz  etwa  beschreibt  das  wie  {oHgc 

Die  Möbe  der  Arhcii  und  der  Ertrag  sind  zeitlich  weit  getrennt.  [...)  Der  B-auer  muß  warten  können."* 
Während  aber  ein  Bauer  nur  einige  Monate  oder  vielleicht  ein  lahr  überblicken  muß, 
wird  sich  die  Anschaffung  einer  neuen  Maschine  vielleicht  erst  nach  einigen  fahren 
amoriisieren.  Sf)  finden  wir  etwa  in  der  Kosten-  und  I.eistungsrechnung  das  Pla- 
nungsinstrunient  „Amortisationsrechnung",  das  sich  in  der  Praxis  nach  wie  vor  „gro- 
ßer Beliebtheit"  erfreut."59  Dabei  geht  es,  fernab  aller  grundsätzlichen  Rentabilitätser- 
wägungen, in  erster  Linie  darum,  die  einsetzten  Kapitalmittel  so  früh  wie  möglich 
wieder  „einzuspielen**.  Bleis  spricht  daher  auch,  und  durchaus  nicht  ganz  unpassend, 
von  einer  „Angst-Maxime".^'^  Investitionen  in  Humankapitalbildung  schließlich 
„rechnen"  sich  unter  Umständen  erst  nach  Jahrzehnten  -  also  erst  nach  einem  Zeit- 
raum, der  den  Planungshorizont  eines  pragmatischen  Kaufmannes  oder  auch  eines 
„Sozialplaners"'  bei  weitem  übersteigen  dürfte. 

Dabei  ist  der  i(/7/W.w/~//r/'("  V'<)rteil  einer  langtnstigen  Ausrichtung  im  CJ  runde  un- 
bestritten. Bereits  John  Locke  hat  (sinngemäß;  daraufhingewiesen,  dali  »m^t/Kon- 

Heubes  1995,  S.  677.  ,J>er  Markt"  kann  luim^ch  weiter  „denken"  ab  die  MaiktteOnidinier  sdbst 
Das  tnuß  sdion  cU  ^^fwll^  mi  sein,  weil  „(k-r  Markt"  j:!  nichts  wi-iiir  i<i  als  die  Beschreibung  des  :ij»greijier- 
ten  Verhaken;»  der  iMari^ttciinchmcr.  „Gegenwärtig"  kann  demnach  nicht  mehr  bedeuten  als  „dem  Pia- 
nut^hadzont  der  Marktteilnehmer  entsprechend". 

1157  IJf'ir  wollen  dicsc-n  Punkt  hier  nicht  \  crticfcn.  i's  reicht  vciliin  aus.  lu  (kclanken  die  Solidität  und  lanj;- 
ftistige  Ausrichtung  etwa  der  Hunil>okli'schen  Hochschulreformen  mit  der,  mittlerweile  ja  wohl jet/em 
offenkundigen,  Flicksdittstetd  des  sogenannten  „B^'ugna- Prozesses"  gcgcnübenustellen.  -  Zu  den 
MDcmokiadeproblemen"  wirtachafbpolitischer  InidatiTe  vgl.  auch  oben  E.  III.  (»OpiioimfltiierveHthmS' 
mns?«). 

"5'^Popitz  1992,5.249, 
Bleis  2009,  S.  76. 

>■•»  Bleis  2009.  S.  10. 
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sum  letztlich  zu  wehr  Konsum  führen  werde.  lj)ckt''s  Piimdox  —  wie  ich  es  nennen 
möchte  —  betont  dabei  im  cniidvn  Sinne  den  Nutzen  der  Sparsamkeit,  in  einem  weite- 
ren Sinne  aber  den  Nutzen  einer  langfristigen  vVusrichtung.  Demnach  kommi  es,  in 
Russcll's  Paraphrasierung, 

|...|  darauf  an,  daß  die  Menschen  sich  möglichst  von  ihren  langfristigen  Interessen  leiten  lassen.  Das 
heißt,  die  Menschen  sollten  klug  sein.  Das  nachdrückliche  Betonen  der  Klugheit  i  t  i  uakteiisdsch 
für  den  Libcralisnius.  Das  haiii^t  mit  ticin  I  !ni--iLlR  n  dus  Kapitalismus  zusammen;  denn  Ji  :  KIulh-  wird 
reich,  der  Unkluge  wird  oder  ist  arm.  Ls  steht  auch  mit  gewissen  l  ormcn  protcstanusciicr  1  runimig- 
kdt  in  Zusammoihafig:  die  Tv^nd  im  Gedanken  [siel]  an  den  Himmel  hat  psychologisch  große  Ähn- 
lichkeit mit  dem  Sparen  im  Hinblick  auf  eine  Kapitalanlage  fiir  die  Zukunft."''' 

Ein  weiteres  Beispiel  an  dieser  Stelle  wäre  etwa  Böhm-Bawerks  Idee  der  „Umwegs- 
produktion". Wir  haben  es  hier  also  mit  zwei  im  Widerspruch  stehenden  I Anstellun- 
gen zu  tun:  Zum  einen  mit  der  Einsicht,  dafj  eine  länuartVisiim'  Ausrichtung  in  der 
Tendenz  erfolgreicher  sein  winl,  zum  anderen  mit  der  Angst  \  (>r  der  prinzipiellen  Un- 
sicherheil, die  mit  langfristiger  Planung  naturgemäß  verbunden  ist.  Investitionen  in 
Humankflpital  aber  erfordern  ebenso  naturgemäß  einen  äußerst  weiten  Planungshod- 
2ont  -  egal  wie  nützlich  oder  sinnvoll  sie  im  Ergebnis  auch  sein  mögen. 

Stig^tz  etwa  merkt  in  diesem  Zusammenhang  lakonisch  an: 

But  the  letums  to  invescnicnt.s  in  prcschool  education  today  will  nnt  manifest  thcmselves  for  two  de- 

cades  or  morc  —  not  tht-  kitid  of  ri-snlrs  that  shnw  up  in  t\pical  c-cdnonK-tric  studics,'"' 

„Two  (ieüuli'S  or  mm-"  -.xhct  dürften  ein  /.eiiraum  sein,  der  sich  mit  einer  klassischen  In- 
vestitionsrechnung kaum  vernünftig  bewältigen  läßt,  jedenfalls  nicht  seriöserweise.* "'^ 

Theoretisch  gesehen  haben  wir  es  ako  einmal  mehr  mit  einem  NAnMjleichgpgpicht  2u 
tun.  Ein  N^xfi^-Gleichgewicht  aber  läßt  sich  nur  durch  eine  tegelsetzende  und  dtträfset- 
zende  Instanz  auflösen.  Hier  wäre  also  die  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik  gefordert 

Allerdings  sollten  wir  uns  aus  den  oben  genannten  Gründen  an  dieser  Stelle  vielleicht 
nicht  allzu  viel  Hoffnung  machen.  Prakiisch  gesehen  wird  das  ^inze  letztlich  also  auf 
ein  I layek'sches  Entdeckungsvcrfahren  hinauslaufen.'"  '  Dieienigcn  Volkswirtschaf- 
ten, die,  vielleicht  sogar  nur  mehr  oder  weniger  zufallig,  den  richtigen"  W  eg  einschla- 
gen, werden  erfolgreicher  sein  und  gegebenenfalls  Nachahmer  finden,  die  auf  tliese 
Weise  zumimlest  „sekundär  erfolgreich"  sein  werden.  Kurzum:  „Rechnen"  -  etwa  im 
Sinne  einer  regelrechten  Investitionsrechnung  -  läßt  sich  das  ganze  vermutlich  nicht. 
Allerdings  müssen  wir  es  auch  gar  nicht  rechnen,  da  wir,  wenn  wir  einen  wohlfahrts- 
entwicklungskonformen  Kurs  verfolgen,  bei  überschießender  Produktivitatsentwick- 
lung  an  einer  Niveauabsenkung  der  statischen  Effizienz  ohnehin  nicht  vorbeikommen. 


"MRusseü  1945,8.623  f. 

"'  -  Sti.ulitz  21103,  S.  SO. 

'  Zwar  gibt  es  eine  Reihe  von  Studien,  die  die  sogenannte  „Bildungsrendite"  auf  die  NachkommastcIIe 
genau  berechnen.  Allerdings  sollte  man  bei  solchen  Erhebungen  wohl  besser  nicht  allzu  genau  nachfra- 
gen, wie  und  unter  welchen  Annahmen  die  Ergebnisse  zustande  gekommen  sind. 
Hayek  1968. 
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l)ic  humankapitalsteigcrndc  Nutzung  freiwerdenden  Arbeitsvolumens  kaun  demnach 
also  nur  \ ortcilhatt  sein.  Wie  vorteilliaft  genau  sie  dabei  sein  wird  steht  aber  in  den 
spnchwörUichen  Sternen. 

In  der  Entwicklungsökonomic  wird  die  Notwendigkeit  der  Humankapitalbildung 
übrigens  sehr  viel  klarer  gesehen.  Der  Grund  mag  sein  -  letzdich  ist  das  ein  Phänomen 
abnehmenden  Gtenznutzens  — ,  daß  sich  in  entwicklungspolitischen  Zusammenhangen 
nur  schwerlich  leugnen  läßt,  daß  sich  mit  primären  oder  zumindest  sekun<^u3en  Anal- 
phabeten weder  „ein  Staat  machen"  läßt  noch  eine  prosperierende  Volkswirtschaft 
aufbauen.  In  einer  entwickelten  Volkswirtschaft  dag^n,  mit  r-tu  r  Wohnbevölkerung, 
deren  überwiegender  Teil  zumindest  leidlich  gut  lesen  und  sclireiben  kann,  mag  der 
Nutzen  gezielter  I  lumankapitalentw  icklung  weniger  offenkundig  ins  Auge  springen. 
Cileichwohi  sollten  wu"  uns  klarmachen,  daß  wir  es  hier  letztlich  aber  nur  mit  graduel- 
len Unterschieden  zu  tun  haben. 

Dabei  wird  die  „Humank^italintensivierung  der  Produktion**^  *^  oft  über  die  Mincer- 
Gleichung 

(546)  H{t)^  L(t)  e'^ 

modelliert.  Demnach  enn,vickclt  sich  das  Humankapital  H(t)  im  Zeitablauf  einerseits 
in  Alihängigkeif  von  der  Entwicklung  des  Arbeitsvoiumens  lAt).  andererseits  aber 
auch  über  einen  Cffizienzparameter  ((/  ).  In  einer  einfachen  Version  der  Mincer- 
Gleichung  ist  der  Effizienzparameter  allein  abhängig  von  der  .-)//~^//// der  Schuljahre 
(5),  die  die  Arbeitskräfte  absolviert  haben.  In  weiterentwickelten  Versionen  kommt 
noch  ein  Faktor  (Q)  hinzu,  der  för     Qualität  dex  Ausbildung  steht.  Demnach  gUt: 

(547)  9-?,(5-Ö) 

und  damit,  wenn  wir  (547)  in  (546}  einsetzen: 

(548)  Hit)^L(tye'^'^^ 

Das  Humankapital  ergibt  sich  also,  hei  gegebenem  Arbeitsvolumen,  aus  Quantität  und 
(,)ualirär  tier  AusbiUlung.  Wir  müssen  die  Modellierung  an  dieser  Stelle  nicht  weiter 
vertiefen."*''  Unabhängig  von  der  genauen  .Modellierung  wird  man  kaum  bestreiten 
können,  daß  das  Humankapital  einer  Volkswirtschaft  eine  Funktion  von  Quantität 
und  Qualität  der  Ausbildimg  der  Erwerbstätigen  (bzw.,  allgemeiner  noch,  der  Wohn- 
bevölkerung) ist.  So  gesehen  -  dies  nur  am  Rande  -  müssen  wir  uns  allerdings  wirklich 
ftagen,  wieso  sich  entwickelte  Industrienationen  von  einer  Vorkürzung  der  Gymnasial- 
ausbildung  von  9  auf  nunmehr  nur  noch  8  Jahre  („Ct8")  bzw.  (im  Rahmen  des  sog. 
„Bologna"-Prozcsses)  von  einer  „Rc  t  s:  m"  der  akademischen  Ausbildung,  die  man, 
auch  ohne  überzogenen  bildungsbürgccüchcn  Anspruch,  als  „Salto  rückwärts  in  eine 

i'*^  Hemmer  2002,  S.  226. 

\\u.  Beispiele  für  die  Konstruktion  uincs  solchci^  Qualitötsindcxcs  linden  sich  nach  Hemmet  etwa  bei  Ha- 
nushck/Kim  1995  oder  Gundlach  et  aL  2U01.  Hemmer  2002,  S.  226,  Fn.  18. 
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gigantischc  tivmnasialc  Ohersrutc"  bezeichnen  könnte,"''^  ernstlich  „W'achstumsim- 
pulse"  versprechen  bzw.  zumindest  erhoffen  können.  I^t  der  Mincer-Gleichung  je- 
denfalls hat  das  alles  herzlich  wenig  zu  tun. 

Da  also  Humankapital  die  eigcndichc  Quelle  Technischer  Kompetenz  ist  -  gleich- 
viel, ob  maschinen-  oder  personengebunden  -  bedeutet  eine  bessere  und  gründlichere 
Ausbildung  notwendigerweise  einen  höheren  Bestand  an  Komplementär&ktoren  und 
damit  ein  höheres  Produktivitätsniyeau  und  somit  letzdich  auch  eine  höhere  Wirt- 
schaftsleistung -  zumindest  aber  ein  höheres  Pro-Kopf-Einkommen.  Kurzum: 

[...|  tcclinisi  lu  t  Fortschritt  | ...j  ist  der  Hauptfaktnr  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  [...]'"* 

W'ohlgemerkt:  Technischer  Fortschritt,  also  dynamse&e  Effizienz  und  nic&t  etwa  stati- 
sche 1  Effizienz. 

i)al)ei  wurde,  wie  nach  allem  auch  kaum  anders  zu  erwarten,  die  Bedeutung  der 

Humankapitalbildung  zunächst  gründlich  unterschätzt: 

Typisch  tür  die  üLtgclicndc,  suziale  Veränderung,  die  sich  hier  vollzogen  hat,  ist  ja  speziell  die  Mäd- 
chenerziehung, mit  der  heute  ganz  selbstverständlich  in  allen  Schichten  geltenden  Voraussetzung,  daß 
auch  die  Mädchen,  die  T/Schtcr,  auf  ein  Selbstverdicnen  vorbereitet  werden  und  nichr  d:ir:iuf,  vor.  den 
Eltern  oder  vom  Maiui  zu  leben.  Mit  einem  \X  urte:  rclauv  wird  heute  erheblich  mehr  als  trüher  Kapital 
in  den  Köpfen  investiert,  aber  erheblich  weniger  in  SachkapitaL'"* 

Die  Entwicklung  war  also  zumindest  g^öhnungsbedürfdg  -  sonst  könnte  Feiler  nicht 
von  einer  „tie%ehenden  sozialen  Veränderung**  sprechen.  Im  Grunde  handelt  es  sich 
hierbei  aber  um  einen  Lernprozeß,  letztlich  also  auch  eine  Form  der  Entwicklung  von 

Humankapital.  Genau  glommen  gilt  das  aber  für  das  Erkennen  der  Bedeutung  der 
Technischen  Kompetenz  insgesamt.  Technischer  Fortschritt  war  schon  immer  (und  ist 
es  wohl  auch  noch  imtner)  ein  eher  ungeliebter  „f-rcmdkcMper"  in  der  Wachs- 
tumstheorie —  erscheint  er  doch  ehe  r  vage  und  mathematisch  schwer  zu  fassen,  gera- 
dezu intuiiionsbedürüig.  ( ikicliw  <  kommen  wir  tlaran  nicht  vorbei  —  und  sollten  es 
auch  gar  nicht  erst  \  ersuclicn.  So  resümiert  etwa  Zöllner: 

Diese  Steigerungen  [des  Pro-Kopf-Einkommens  nach  dem  zweiten  Weltkrieg)  lassen  sich  nicht  durch 
bloße  Kapitalakkumuladon  erklären;  vielmehr  ist  der  größte  Teil  des  Wirtschaftswacjistums  auf  techni- 

So  Julian  Nida-Rümelin  und  Ines  Kappcrt  in  einem  Beitrag  in  der  Tageszeitung  („taz")  vom  28-U3-08, 
S.  13.  Wir  haben  oben  im  Abschnitt  E.  II.  1.  a)  (i)  (»Opfionftt/Dunbsatn^bfschleunigttng/Wafhsfttm  uf>hlfahrts- 
ttttwickblllgirvidrig/ Optio»«»«)  ^£8t3cia\,  daß  das  ganze  letztlich  auf  eine,  natürlich  unausgesprochene,  „W'firk- 
bardervf..  II'Vv//-  jwj/r/f/"  Kontroverse  hinausl.iutcn  konntL.  (jci;cn\v;irtie  scheint  das  Pendel  dabei,  der 
Minccr-Glctchung  /um  Trotz,  dcutlicl»  in  Richtung  „uv/k  /Wv/fr"  auszuschlagen.  Oder,  wie  1-eoniiet  es 
ge&Bc  hat:  Außerdem  dörfte  es  einige  Zeit  brauchen,  bb  man  von  der  protestantischen  Arbdtsediik  mit 
dem  Ideal  eines  harten  und  fleißigen  Arln-ilseiiisMi/t  v  ihkommt,  der  Max  Weher  so  üherzeugi  ntl  den  Er- 
folg dec  ftühcQ  Industnegesellschaft  zuschreibt. "  Leontief  1982,  S.  153.  Vgl.  dazu  auch  E.  11.  4.  {«Optio- 

»"SöDöcrZOOl.S.  250. 

Vobtuba  1988,  S.  14.  Vobruba  zitiert  hier  einen  Beitrug  ties  Wirtschaftsjournalisten  Arthur  Feiler,  wie 
er  in  einem  Aufsatz  von  Jahn  (Jahn  1931,  S.  196)  wiedergegeben  wurde.  Interessanterwdse  fugt  Jahn  an 
dieser  Stelle  an:  „Die  Ausbildung  von  Kindern  aus  dem  elterlichen  Einkommen  zu  finanzieren,  gilt  all- 
gemein als  I  't-rbniiich,  obwohl  sie  doch  mit  einigem  Recht  als  liivtstifioii  auch  im  wirtschaftlichen  Sinne 
angesehen  werden  kann,  nämlich  als  Schaffung  persönlicher  Bedingungen  für  wirtschaftliche  Zukunfts- 
leistungen.** (a.a.O.,  S.  196;  Hervorhebungen  von  mir).  Hier  hat  sich  also  in  den  letzten  80  Jahren  wen^ 
bew^t 
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schen  Fortschritt  zurückzutühren.  Deshalb  erwies  es  sich  als  notwendig,  die  technologische  Weiter- 
entwicklung in  wachstumsdieoietischen  Modelten  zu beificksicht igen."™ 

Dabei  wutde  zunächst 

[...]  der  technische  Fottschritt  als  extffiu  Größe  aufgefaßt,  d.h.  seine  Entwicklung  im  Zeitablauf,  T{t)^ 
wurde  als  vorgegeben  akzcpticit"" 

Zusammenfifissead  kommt  Söllner  zu  dem  vorlriuflg  abschließenden  Ergebnis,  daß  es 
y^war  den  einen  oder  anderen  vielversprcchcmlcn  Ansatz  geben  mag,  der  l  orschungs- 
stand  insgesamt  bislang  aber  nur  „sclnv erlicli  hctnedigen'"  kann.''"-  Man  könnte  das 
auch  so  ausdrücken:  Solange  wir  die  Bedeutung  tler  Technischen  Kompetenz  (man 
könnte,  almiodisch,  aucli  sagen:  die  Bedeutung  des  „Geistes")  für  den  Produktions- 
prozeß nicht  besser  verstehen,  müssen  wir  uns  nicht  wundern,  daß  Technische  Kom- 
petenz noch  immer  ein  Schattendasein  fidstet  -  wobei  das  eine  das  andere  natürlich 
bedingt 

Doch  kehren  wir  noch  einmal  kurz  zurück  zur  Entwicklungsökonomie.  Hemmer  be- 
schreibt in  der  2.  Auflage  seiner  »Wirtsebafisjmbime  der  Entwkkiuttgsländem  eine  ganz 

ähnliche  Kontroverse: 

Man  crhuttt  sich  von  diesen  V'crtcilungsmal^nahmcn  [hier.  Abbau  der  absoluten  Armut]  aut  lange  Sicht 
sogar  bessere  Wachstumserfolge,  als  ste  bei  einem  Verzicht  auf  derartige  Maßnahmen  erreichbar  wä- 
ren. Insofern  könnte  man  hier  von  einem  .^nversen  trickle-down-Effcltt"  sprechen:  Während  die  Be- 
fürworiir  dir  tr.iditioiu-llc-n  Waclisiumsstrategitii  davon  :uisgthi-n,  dnO  sich  durch  (kn  irickli-down- 
Effckt  des  \\  achstums  aut  die  Dauer  auch  die  Verteilung  verbessert,  vertreten  die  lietür>vortcr  der 
zielgruppcnorientierten  Entwickfaingtstrategien  die  These,  daß  sich  durch  die  Pioduktivitütseflfekte  der 
Aimutsbekän^ffung  «if  Dauer  das  Wirtschaftswachstum  beschleunigt"''^ 

Die  Parallele  ist  geradezu  verblüffend.  Nur  daß  es  uns  hier  nicht  um  den  „Abbau  der 
absoluten  Armut"  gehen  soll,  sondern  sozusagen  um  den  „Abbau  der  relativen  Hu- 
mankapitalartnut".  Dabei  aber  handelt  es  sich  letztlich  ein  analoges  Problem,  wenn 
auch  natürlich  „auf  höherem  Niveau". 

Nach  allem  bleibt  festzuhalten,  daß  das  Niveau  der  stadschen  Effizienz  Hir  das  Wohl- 
fabrtseHtaneklungspotenHal  einer  Volkswirtschaft  überhaupt  keine  Rolle  spielL  Um  so  er- 
staunlicher ist  die  überaus  prominente  Rolle,  die  „EfiQzienz"  in  der  wirtschafitspoliti- 
schen  Diskussion  spielt  Dabei  ist  die  Idee,  daß  es  in  erster  Linie  auf  die  Produktivi- 

tätsentwicklungsrate,  also  auf  die  dynamische  Effizienz  ankommt,  nicht  einmal  wirk- 
lich neu.  Sic  ergil>t  sicli  unter  anderem,  um  ein  jüngeres  Beispiel  herauszugreifen, 
Schönaus  dum  Romer-Modell.''"'  .Mlcrdings  geht  Romer  davon  aus,  daß  es  eines 
Konsumverzichtes  bedart,  um  1  lumankapital  im  horscluuigs  st;iU  im  Konsumgüter- 
bereich einzusetzen.  Nach  allem  können  wir  aber  durchaus  noch  einen  Schritt  weiter- 


"™  SöUncr  2(H 1 1 ,  S  24'),  in.VjL  Solow  1957  und  Solow  1960. 

"•'  Söllner  2(K)1,  S.  249. 
"-Süllner 2rKJl,S.  259, 
"'S  Hemmer  1988,  S.  572. 
"w  Romer  1990. 
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gehen  und  behaupten,  daß  es  überhaupt  keines  „Verzichtes"  bedarf,  l  bcrschieliende 
Produktivitätsentwicklung  liefert  ja  nachgerade  die  zeitlichen  „Ressourcen",  die  notig 
sind,  um  die  Entwicklung  der  dynamischen  Efh^ien^  voranzubringen.  Man  muß  sie 
nur  zu  nutzen  wissen. 

III.  Fazit 

Fassen  wir  zusammen:  Okun*s  Elmer  besagt,  daß  eine  Umverteilung  der  Marktein- 
kommen zu  einer  Verminderung  der  „Wohlfahrt"  fuhrt  Allerdings  soll  es  uns  gar 
nicht  um  „Umverteilung^*  gehen,  sondern  lediglich  danmi  zu  vediindem»  daß  freie 

Marktsteuerung  Einkommen  „umverteilt".  Wenn  das  aber  gelingt  -  und  die  Chancen 
hierfür  stehen  ausgesprochen  gut,  wenn  wir  den  W  eg  über  die  Arbeitszeitbremse  in 
Verbindung  mit  der  modifizierten  I.f)hnfindungsformcl  gehen  — ,  dann  würden  wir  auf 
diese  Weise  nicht  nur  einen  wohlfuhrtsentw  icklungskonfornien  Kurs  steuern,  sondern 
darüber  hinaus  sogar  noch  einen  trendstabilen  Anstieg  der  dynamischen  F.fHzienz  auf 
den  Weg  bringen  können.  Statt  also,  auf  dem  \\  ege  einer  L  mx  erteilung  der  Marktein- 
kommen, für  ein  bißchen  mehr  Wohlfahrt  für  „die  Armen"  zu  sorgen  und  dabei  den 
Preis  eines  insgesamt  absinkenden  Wohlüahrtsniveaus  zahlen  zu  müssen,  wie  das  bei 
Okun*s  Eimer  der  Fall  ist,  hätten  wir  hier  den  genau  g^nteiligen  Effekt.  Es  ffbt  keine 
Armen,  jedenfalls  keine  „Armer-werdenden",  imd  auch  auf  Umverteilung  können  wir 
(über  das  Instrument  Arbeitszeitbremse)  vollkommen  verzichten.  Auch  würden  wir 
auch  keinen  Preis  in  Form  eines  absinkenden  Wohlfahrtsnivcaus  zahlen  müssen.  Ganz 
im  Gegenteil:  Die  F.nrvvicklungsrate  des  disaggregierten  Wohltahrrsniveaus  würde  mit 
der  Entwicklung  der  dynamischen  Effizienz  absehbar  eher  ansteigen. 

Ihn  im  Bild  zu  bleiben:  Start  alsf)  (^kun's  I-.imL  r  mühsam  \  on  A  nach  B  zu  schlep- 
pen und  dabei  unterwegs  auch  noch  \\  asser  zn  verlieren,  wurden  wir  aut  dem  Weg 
von  A  nach  B  fteiwerdende  Zeit  einsammeln  und  in  einen  produkdonsrelevanten  Zu- 
wachs von  Humankapital  verwandeln.  Das  aber  können  wir  tms  wie  eine  PipeUtu  vor- 
stellen, die  unterwegs  brachliegende  Ressourcen  aufnimmt  und  dabei  verhindert,  daß 
sie  ungenutzt  versickern.  Denn  da  sind  sie  ja  schließlich.  Wenn  es  uns  also  darum  g^t, 
Ressourcenverschwendung  zu  vermeiden,  dann  sollten  wir  unsere  Aufmerksamkeit 
vornehmlich  auf  die  Potentiale  der  dymiwiscbeti  Effizienz  richten  und  uns  nicht  länger 
mit  dem  -  nach  allem  doch  eher  „kramptliaften"  -  Versuch  einer  Steigerung  der  stati- 
schen Effizienz  aufhalten. "^^  W  ir  würden  auf  diese  Weise  ein  sehr  viel  entspanntcrcs 


im  Vermutlich  ist  das  ohnehin  eine  Idee,  die  nicht  \psa  zuende  |«edacht  ist.  Soweit  mir  belcannt  ist,  funk- 

tionicrr  kein  ciii/ii^fs  Svsrcni  am  licstcn.  wenn  es  sich  „am  AnseVilag"  hi-fitulct.  Sn  wird  /um  Beispiel  tlie 
Leistung  eines  Motors  in  einem  bestimmten  Dreh:tahlbereicii  gemessen,  der  weit  unterhalb  der  maximaJ 
möglichen  Didusahl  Hegt.  Wer  umgekehrt  sein  Auto  jederzeit  mit  der  maximal  möglichen  Drehzahl  fah- 
ten  wütde,  hätte  absehbar  nicht  sehr  lanije  l'reude  daran.  Zui»cgcbco,  das  ist  nur  eine  Analot-iv,  W  er  ibcr 
die  grundsätzliche  Cbertragbarkeit  des  Systems  „Motor"  auf  das  System  „Volkswirtschatt""  bc/AvcitcIn 
möchte,  sollte  sich  vielleicht  zunächst  einmal  fragen,  wieso  dann  die  Auslastung  auch  eines  gewerk- 
schaftlicher Einflußnahme  \  oUii;  unverdächtigen  Faktors  wie  etwa  Kapital  langfristig  gesehen  „nui"  bei 
etwa  80%  bis  90%  li^  (vgL  etwa  Zahlen  2009,  S.  28).  Kuczum:  Der  Gcdanicc,  daß  es  darauf  ankommen 
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qcsamtwirtschattlichcs  Klim;i  i „over-all economic  cUmate")  erreichen,  g^nau  so,  wie  es  To- 

bin  einmal  so  trefflich  tormulicrt  hat: 

Malaria  was  conqueied  by  oiiing  anU  draining  swamps,  not  by  i]uinine.  The  anaUig)  lujlds  loi  econo- 
mic maladies.  Unless  the  global  incidence  of  thesc  nusfortunes  can  be  dkninished,  evety  individual 
pioUeni  successfully  solved  vrill  be  replacetl  1)\  .\  similar  prohlem  somewhete  eise.  Th«t  is  why  an  eco- 

nrimist  is  Icd  tn  cmphasi;rc  thc  impomncc  <>t  >  i-.  er      ccnnomic  climatc.""'' 

Damit  aber  wäre  auch  die  „Interessenausein.indersetzurit!;"  zwischen  Gegnern  und 
Bcfür\vf)rtern  von  „Sozialpolitik",  von  der  X'obruba  spricht,  letztlich  gegenstands- 
los.""' Schon  deshalb,  weil  „Sozialpolitik"  als  solche  (bis  auf  vielleicht  einige  unver- 
meidliche Restb^tände)  gegenstandslos  wäre.  Demnach  hätten  wir  es  hierbei  also, 
falls  ich  mich  nicht  verrechnet  habe,  mit  einem  der  seltenen  Fälle  echter  Zielharmonie 
2u  tun.  In  einem  Wort  Wohl£ahrtsentwicklung  ist  in  der  Tendenz  oflBenbar  tatsächlich 
stlbstmstäHund  —  g^nau  so,  wie  es  nicht  2ulet2t  audi  die  Mincer-Gleichung  nahel^.'*'^' 
Soviel  also  zu  den  „Nebenwirkungen",  die  ein  Verzicht  auf  einhundertprozentigp  stati- 
sche Effizienz  bei  zielbewußter  wirtschaftspolitischer  Steuerung  absehbar  mit  sich 
bdi^n  würde. 


muß.  eine  X'olk'^v.  inschaft  auf  einem  Nive;i\i  der  statischen  Ivffizicnz  von  möglichst  100%  ZU  fahren,  ist 

nach  allem  wohl  nur  ein  weiterer  kleiner  Trugschiuli  der  Reichtumsökonomik. 
"«Tobin  1965,8.878  f. 
"~  Vübruba  1988,  S.37. 

"^'^  Dabei  ist  der  Zusammenhang  eher  indirekt:  Der  Verzicht  auf  cinhundertprozentige  statische  fif'fizienz 
eröffnet,  neben  allen  sonstigen  Vorteilen,  eine  quantitativ  und  qualitativ  bessere  Ausbildung  der  Wohn- 
bevölkerung. Das  Ni\ ciu  der  Ausbildung  aber  geht  in  der  Mincer-Gleichung  (über  die  e-Funktion)  ti(po- 
nentieäin  die  Berechnung  ein  und  wirkt  sich  damit  sclbstvcrstärkend  ans. 
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G.  Scliluß 

Wir  müssen  uns  einen  intelligenteien 
Kapkalisoius  ausdenken. 

wir  spätestens  seit  der  Einführung  dieser  Arbeit  wissen,  ist  W  irtschaften  kein 
Selbstzweck,  sondern  dient  allein  der  Güterversorgung.  Folglich  kann  auch  dfl$  Steue- 
fungsinstniment  der  Wirtschaft,  fteie  Marktsteuenuig,  kein  Sdbstzweck  sein,  /^einzi- 
ger Zweck  besteht  darin,  für  die  bestmögjUche  Wirtschaftsentwicklus^  2u  soxgeiL  Da- 
bei können  Mnr  „bestmögjUcfae  Wirtschaftsentwicklung**  aber  weder  über  die  „Maxi- 
mierung  des  Outpuis"  m  u  Ii  über  die  „Maximierung  der  Entwicklungsrate  des  Out- 
puts" messen,  sondern  allein  über  die  Entwicldungsrate  des  dis aggregierten  Wohl- 
fahrtsnivcaus.  Mit  einer  Max/w/rn/mi  dieser  Kenn^^ahl  ist  freie  Marktstcucrung  —  auf 
sich  allcine  gestellt  —  im  l  alle  überschielk-nder  Produktivitätsenrwicklung  aber  voll- 
kommc-n  übcrfortltrt.  Cian/  im  Cicgcnicil:  Sic  ist  nicbi  tinmal  imsiandc,  aucli  nur  das 
Niveau  der  jeweiligen  Rcierenzperiode  aufrechi^uerlialien.'-  '  Da  aber  überschießende 
Produkdvitätsentwicklung  in  einem  industriellen  Produktionssystem  sozusa^n  der 
„Normaifall'*  ist,  folgt  daraus,  daß  fteie  Marktsteuerung  im  Normalfidl  eben  nicbf  das 
leistet,  was  wir  eigentlich  von  ihr  erwarten.  Kurzum:  Sie  schwächelt  (um  nicht  zu  sa- 
gen: sie  „versagti'O.  Spätestens  an  dieser  Stelle  wäre  es  also  nicht  ganz  unangebracht, 
sich  über  Möglichkeiten  und  Grenzen  freier  Marktsteuerung  Gedanken  zu  machen 
und  gegebenenfalls  nach  einer  •:(ieikonformen  Lösung  zu  suchen. 

Statt  dessen  können  w  ir  aber  oft  genug  einen  ungebrochenen  Enthusiasmus  für 
„den  Markt",  also  für  freie  Marktsteucrung,  beobachten.  \X'ie  kann  das  sein?  Zum  ei- 
nen mag  es  daran  liegen,  daß  freie  Marktsteucrung  unbestreitbar  ihre  X'orzuge  hat. 
Daraus  folgt  aber  nicht  unbedingt,  daß  sie  deswegen  auch  die  Anforderungen  erfüllen 
würde.  Gdien  wir  ein  paar  Schritte  zurück:  Die  Klassiker,  das  köimen  wir  heute  so 
sagen,  müssen  von  der  Entdeckung  einer  dezentralen  Steuerung  der  Wirtschaft  gera- 
dezu fiisziniert  gewesen  sein:  Handelte  es  sich  dabei  doch  um  den  totalen  G^enent- 
wurf  zu  einer  aus  göttlicher  Allmacht  abgeleiteten,  absoludstischen  —  also  ^(fntralen  - 
Machtvollkommenheit  weltlicher  Fürsten."^*^  Vor  allem  aber  Endlich  hatten  auch  wir 
Ökonomen  ein  echtes  „Naturgesetz".  Dabei  muß  die  Faszination,  zumindest  ist  das  zu 
befürchten,  so  weit  gegangen  sein,  daß  die  Klassiker  im  Cberschwangc  „den  Markt''  - 
also  freie  Marktsteucrung  als  Steuerungssystem  -  auf  einen  ähnlich  hohen  'l'hron  ge- 

D«ß  die  Obetschußrate  der  Prodaktivitatsentwicklung  in  aller  Regel  sehr  klein  ist,  also  im  Nachkom- 
ma- Prozent- Bereich  liegt,  spielt  dabei  keine  Riüdk.  Auch  Nachkonuna-Ptozente  fuhten,  wenn  sie  über 
Jahrzehnte  kumulieten  —  und  genau  das  tun  sie  ja  — ,  irgendwann  zu  Verwerfungen  im  zweistelligen  Pro- 
zentbereich. 

UHi'  Ich  verv\'ende  den  Begriff  »Fürst«  (von  gerni.inisch  fiuista  >der  erste«;  v^.  Kluge  1989:  Fürst)  als  Ober- 
b^nff  fiir  alle,  die  „die  ersten"  sind  in  ihrem  Rcidi. 
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hobcn  haben  wie  vordem  nur  die  l  ürsten  sich  selbst.  Da  aber  gehört  sie  —  man  ist  ver- 
sucht zu  sagen:  weiß  (jott  -  nicht  hin. 

Logisch  folgerichtig  gerät  damit  im  gleichen  Zuge  „der  Staat",  falls  er  sich  wider- 
setzt, in  die  Rolle  eines  Häretikers,  eines  anmaßenden  Frevlers,  zumindest  aber  eines 
Gegenspielers  der  „natürlichen  Ordnung"  -  und  damit  in  eine  Rolle,  in  der  man  „na- 
tüdidierweise'*  nur  scheitern  Jkamt.  Wiederum  fblgenchtigetweise  kann  man  von  einem 
detartig  „imklugen"  Verhalten  also  nur  abtaten.<i^i  Und  genau  das  haben  die  Klassiker 
auch  getan,  und  manch  einer  tut  das  heute  noch.  Allerdings,  das  muß  man  den  Klassi- 
kern zugute  halten,  sind  sie  gar  nicht  auf  den  Gctlml an  urkommen,  daß  man  eine 
■lufordt'nitio-^u  ein  Naturgesetz  haben  könnte,  daß  also  „die  \1  ,u  l.tgcset/e"  womöglich 
für  W'oiiltahrtsentwicklung  dienstbar  gemacht  werden  konnten.  Sie  fanden  sie  einfach 
nur  „naturgeset/lich".  Hincm  Naturgesetz  aber  kann  man  sieh  nur  fügen.  .Mies  andere 
wäre  zumindest  sinnk>s,  wenn  nicht  gar  läclicrlicli.  l  crhiingem  war  also,  um  nocli  ein- 
mal auf  Ricardo  zurückzukommen,  eine  mög^che  und  dabei  nicht  einmal  unwahr- 
scheinliche, gleichzeitig  aber  eben  auch  unvermeidliche  Folgeerscheinimg  der  freien, 
natutgesetzlichen  Marktsteuerung."^ 

Wenn  wir  eine  solche  Haltung  einordnen  müßten:  Soll  das  nun  "RtaRsmus  sein  oder 
haben  wir  es  hier  eher  schon  mit  FafaHs/f/us  zu  tun?  Natürlich  übertreiben  wir  ein  we- 
nig. Allerdings  vermurlicli  nicht  einmal  allzu  sehr.  Uns  soll  es  an  dieser  Stelle  aber  vun 
ein  kontrastreiches  Bild  gehen.  Legen  wir  also  noch  etwas  nach:  Während  den  Klassi- 
kern freie  .Marktsteuerung  ein  eher  alttestamentarischer  Gott  war,  also  im  Grunde 
zwar  gerecht,  im  Bedarfsfalle  aber  eben  auch  „strafend",  und  den  „L'nkkigen"  dabei 
schwer  zusetzen  konnte,  ist  die  Ncoklassik  zu  dem  neutestamentanschen  Bild  eines 
„gütigen  Gottes"  übergegangen:  Der  Markt  als  Wohltäter  der  Menschheit,  der  für  alle 
—  natürlich  immer  im  Rahmen  der  gegebenen  Ressourcen  —  „stets  das  Gute  will  und 
stets  das  Beste  schafft"."*^  Von  „verhungern"  war  keine  Rede  mehr.  Der  Alleing^- 
tungsanspruch  -  „Du  sollst  keinen  anderen  Gott  neben  mir  haben",  und  vor  allem 
auch  keinen  Staat  (!)  -  ist  im  Kern  aber  erhalten  geblieben.  Heute  -  im  Rahmen  einer 
entwickelten  Volkswirtschaft  -  sind  wir  so  weit,  daß  das  eine  oder  andere  Prozent- 
pünktchen „mehr  Lohnzurückhaltung"  das  äu(5ersrc  an  Schmerzen  sein  soll,  das  der 
Markt  uns  zumutet.  .Allerdings,  auch  das  haben  W'ir  gesehen,  ist  diese  Sicht  der  Dinge 
gerade  tlabei,  unverseliens  tlie  Siebert'sche  „Lohntreppe"  runterzupurzeln.  V'ermudich 
bricht  sie  sich  dabei  den  Hals. 

Über  220  Jahre  nach  der  Entdeckung  der  freien  Marktsteuerung  könnte  es  uns  also 
passieren,  daß  wir  uns  am  ^danklichen  Ausgangspunkt  wiederfinden.  Demnach  wäre 


„Das  nachdrückliche  Betonen  der  Klugheit  ist  charakteristisch  für  den  Liberahsmus.  Das  hängt  mit 
dem  Entstehen  des  Kapitalismus  zusammen;  denn  der  Kluge  wird  reich,  der  Unkluge  wird  oder  ist  arm." 

(Russ^r  I S.  62.^). 
\'gl.  dazu  L.  Iii.  2.  {'-iHtentnliomsmiis^ ! „\ätürlkbe  Ordnung"«}. 
""^  Ich  lehne  mich  hier  an  l-aust  1  an:  Dort  beschreibt  sich  Mcphistophcies  mit  den  W  orten:  ich  bin  „ein 
Teil  von  jener  Kiaft,  /  Die  stets  das  Böse  will  und  stets  das  Gute  schafft**  (Goethe  1808,  Zeile 
1335-1336). 
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der  Markt  nicht  länger  „die  Kraft,  die  stets  das  (iute  will  und  stets  das  Beste  schatYt", 
sondern  wieder  einmal  nur  noch  die  Kratt,  deren  Auswirkungen  wir  —  wie  auch  immer 
sie  aussehen  mögen  -  als  das  bestmögliche  Ergebnis  anzusehen  haben,  ganz  nach  der 
Logik:  (1)  Der  Markt  sorgt  für  das  bestmögliche  Ergebnis.  (2)  Also  ist  das  Ergebnis, 
das  der  Markt  hervorbringt,  das  bestmögliche.  Das  aber  ist  erstens  rein  logisch  er- 
schütternd und  klingt  überdies  doch  sehr  nach  „£ma/ säetia". 

Gan2  anders  dagegen  die  Hetang^ensweise  von  Naturwissenschaft  und  Technik. 
Hwr  wurden  die  Naturgesetze  mitnichten  als  „gegeben"  und  monolithisch  aufgenom- 
men. Vielmehr  wurden  sie  konsequent  in  den  Dienst  menschliclien  Wollens  und  Wün- 
schens gestellt,  ganz  nach  dem  Motto:  erkennen  und  anwenden.  Man  kiinntc  auch  sa- 
gen: erkennen  und  ausnutzen.  Aut  diese  W  eise  wurde  ein  Ding  nach  dem  anderen  er 
sonnen  und  verwirklicht  —  die  normale  Ausstattung  eines  durchschnirrlichen  heurigen 
Haushaltes  wäre  mehr  als  ausreichend,  um  ohne  Umschweife  wegen  „Hexerei  '  aut 
einem  mittelalterlichen  Sdieitethau£en  zu  landen.  Kurzum:  Auf  diese  Weise  ist  das 
entstanden,  was  wir  „technischen  Fortschritt**  nennen,  also  der  Hauptantrieb  j^^cfaer 
Wirtschaftsentwicklung.  Von  einer  „ehrfurchtigen  Starre"  nach  dem  Motto  „Hände 
w^  von  den  Naturgesetzen!"  findet  sich  hier  keine  Spur,  jedenfalls  keine  sehr  aus- 
prägte. 

Da  sich  aber  niemand  gerne  eingestehen  würde,  in  Ehrfurcht  erstarrt  zu  sein,  gibt 
man  sich  lieher  strikt  „positiv"  und  leugnet  einfach,  dali  man  etwas  »■o/Afi  könnte  von 
den  Naturgesetzen,  daß  man  sie  für  praktische  Zwecke  (Uiwcndoi  will.  Eine  solche 
Haltung  aber  ist,  auch  wenn  sie  nur  unterschwellig  \  (>rlianden  sein  mag,  in  ihrem  W'e- 
scnsgchalt  im  Grunde  eher  religiös  als  wissenschaftlich.  '  '  '  Daran  ändert  sich  auch  dann 
nicht  viel,  wenn  wir  „religiös"  durch  „wertfrei"  ersetzen.  Das  Mäntelchen  der  Wert- 
freiheit nämlich  kann  sich  bei  genauerem  PÜnsehen  leicht  als  Neglige  erweisen  —  viel  zu 
dünn,  um  nicht  durchschaut  zu  werden.iiB^ 

W  as  aller  könnte  man  wolUn?  Nach  allem  zunächst  eiimial,  daß  man  ueiterk.of)/mt\m 
Eeben.  Die  Leute  wollen  nun  mal  nicht,  daß  ihr  Leben  „einsam,  armselig,  häßlich,  roh 
und  kurz"  ist.'"^''  Sie  wollen  übrigens  auch  nicht,  daß  ihr  Leben  einsam,  armselig,  häß- 
lich, roh  und  A;«^  ist,  wie  Samuelson  das  Resultat  wirtschafrswissenschattlicher  Eor- 
schung  einmal  spöttisch  genannt  hat.  Kurzum:  Die  Leute  wollen  das,  was  wir  hier 
Wohlfahrtsentviicklung  genannt  haben,  und  die  Aufgabe  der  Volkswirtschaftslehre 
kann  eigentlich  nur  darin  besten,  sich  dabei  behilflich  zu  zeigen  -  oder  aber  die 
Grenzen  der  Mö^chkeiten  aufzuzeigen.  Beides  hat  mit  „normativef**  Votgehensweise 


Diedericlistti  versteht  unter  »wissenschaftlicher  Ihiltuni;«  die  „Bereitschaft  und  Fälligkeit,  jedes  ge- 
dankliche Problem,  das  an  einen  herangetragen  wird,  aut  Grund  eigener  geistiger  Leistung  zu  bewälti- 
gen." piedcddiseo  1970,  S.  v). 
"**  Dabei  leitet  sich  iW^/jj?/ übrigens  passenJv  i^v  cise  von  frz.  nt'p'r.vr  >vcmachli88igen<  ab,  und  das  wieder- 
um von  lat.  tttj^legen,  also  wörtlich:  >die  Erscheinung  dner  Sache  nicht  in  seinen  Geist  aufnehmenc  VgL 
dazu  Kluge  1989:  Neglige. 

Im  Orginal:  „solitaiy,  poon,  nusty,  brutish,  and  short"  (Holibes  1651,  Kap.  XIIQ.  Das  13.  Kapitel  handelt 
dabei  übrigens     tbe  »afurui  amditieu  ef  manktHd  as  eoKtemaig  tbtir  feÜätf  and  mstrj*. 
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rein  gar  nichts  zu  tun.  Ks  wäre  einfach  nur  ein  I'all  angewandter  W  issenschaft  („applied 
scienci'").  Dabei  war  dieser  l'nterschied  übrigens  schon  den  Klassikern  bekannt.  So  hat 
etwa  John  St.  Mill  klar  zwischen  »scietice«  und  »art«,  also  „reiner''  und  „angewandter" 
Wissenschaft  untcrscliicdcnJi^' 

Fide  Madctsteuerui^  ist  also  kein  »»Gott**,  und  schon  gar  kein  „gütiger**.  Insofern 
waren  die  Klassiker  wenigstens  realistisch.  Sie  ist  aber  auch  kein  monolithisches  Na- 
turgesetz, vor  dem  man  ehrfürchtig  das  Knie  beugen  müßte.  Heute  sollten  wir  viel- 
leicht am  besten  sagen:  Freie  Marktsteuenong  ist  ein  WWk^ug  —  es  liegt  in  //wimr  Hand, 
was  wir  damit  anstellen  wollen.  Wollen  wir  uns  damit  auf  den  sprichwörtlichen  Dau- 
men hauen  oder  wollen  wir  die  I  Icrausfordcrung  annehmen  und  dafür  sorgen,  daß  sie 
genau  das  leistet,  was  sie  nach  Ansicht  der  Ncoklassiker  natürlicherweise"  ohnehin 
leisten  sollte  —  nämlich  für  Wohlfahrtsentwicklung  /u  sorgen?  Die  eigentliche  l'r.ige 
aber  ist:  \\  as  ist  zu  tun,  wenn  wir  feststellen  müssen,  daij  freie  Marktsleuerung  genau 
das  aber  nicht  oder  zumindest  unter  bestimmten  Umständen  —  in  unserem  Fall  ako  bei 
überschießender  Produktivitatsentwicklung  -  nicht  leisten  kann?  In  diesem  Fall  müs- 
sen wir,  wie  wir  gesehen  haben,  freie  Marktsteuerung  mit  zielbewußter  Wirtschaftspo- 
litik flankieren.  Dabei  bedeutet  „zielbewußt**  zunächst,  daß  wir  eine  definierte  und 
möglichst  operationalisierbare  Vorstellung  davon  haben,  wo  wir  überhaupt  hinwollen. 
Die  haben  wir.  F.s  geht  um  Wohlfahrtsentwicklung  und  in  diesem  Rahmen  um  die 
bestmögliche  }{ntAvicklungsratc  des  disaggregierten  Wohlfahrtsnivcaus. 

Die  Idee  der  Reichlumsiikononiik,  (.laki  man  j^/yz/^ä/mV  dafür  sorgen  muß,  daß  mcig- 
lichst  viel  erw  irtschaftet  w  ird,  auf  daß  es  di/ii!,  in  einem  zweiten  Schritt,  mcigltchst  viel 
zu  \  erteilen  gebe,  können  wir  nach  allem  getrost  vcrw  erten.  Das  war,  wie  u  ir  gesehen 
haben,  nicht  mehr  ab  ein  kleiner  Trugschluß  der  Reichtumsökonomik.  Daß  eine  sol- 
che Vorstellung,  wenn  sie  sich  verfestigt,  bisweilen  aber  recht  kudose  Züge  annehmen 
kann,  sei  anhand  eines  Erlebnisberichtes  von  Joan  Robinson  illustriert  Gleichzeitig 
zeigt  dieses  Beispiel  aber  auch  sehr  schön,  wo  es  hinfuhren  kann,  wenn  man  200  Jahre 
lang  in  Folg^  an  monolithische  Naturgesetze  g^ubt: 


Bc)  Mill  hcilk  es:  „|...|  it  sccms  liablc  to  thc  conclusivc  objcction,  that  it  confounds  thc  csscntialiy  dis- 
tingt,  thuugh  closcly  connected,  idcas  oi  scieact  and  art.^*  (Mill  1874  b,  S.  123  f.;  Hervorhebung  im  Origi- 
nal). In  der  Übersetzung,  besorgt  von  Karin  de  Sousa  Ferrcir.!  i  \  ^l.  Mill  1874  c.  S.  4).  werden  die  B^riße 
»Wisscnsch.ift«  und  »Kunstlchrc"  vcr\i.cnclt:t  '.i.a.O.,  S.  1  Alicaiinus  weist  der  Hcr.Tusi;cbcr  vorsorj; 
lieh  daraui"  hin,  dali  >ör/<  „in  einigen  /usanuiitnhangen  aucli  mit  >rt:chnik<  oder  angewandte  Wissen- 
adttft(  wiedeigf^eben"  wird  (a.a.O.,  S.  149,  Fn.  3).  Neben  einigen  Ausfuhrungen,  die  leicht  mißverstan- 
di-n  ui-rck  ii  kiinncn  f/um  Rcispitl  ,.Ans;)niniUiniJ  \  on  P.rki niilnissetf'  vs.  .,S',steiii  \nm  [sir!|  Ri-gcin  oder 
Verhaltensvorbchnt'tcn"),  was  eher  auf  den  Unterschied  von  „Logik"  (im  zeitgenössischen  Sprachduktus 
also  „Wissenschafii")  und  „Ethik"  hindeuten  würde,  bringt  Mill  den  Unterschied  dann  doch  auf  den 
Punkt:  „VC  issi-iisch.it't  nimmt  Kenntnis  von  einem  Phänomen  unA  bemüht  sich,  sein  Gtsf/;;_  /.u  entdecken; 
die  KunsUehre  setzt  sii  h  selbst  ein  ZieJ  und  sucht  V^'eff,  dieses  Ziel  zu  verwirklichen."  (a.a.O.,  S.  149; 
Hervotbebungen  im  Original).  Mfl]  meint  also  doch  eher  ,^pHed mmt"vistA  nidit  Ethik.  -  Interessant  ist 
dabei  übrigens  auch  Mül's  Schluß:  „Wenn  die  politische  Ökonomie  eine  Wissenschaft  ist,  so  kann  sie  al- 
so keine  Sammlung  praktischer  Regeln  sein,  obwohl  es,  wenn  sie  keine  nutzlose  Wisscnschatt  sein  soll, 
natürlich  möglich  sein  muß,  auf  der  Grundlage  ihrer  Erkenntnisse  praktische  Regeln  aufzustellen." 
(a.a.O.,  S.  149  £).  VPir  können  hier  also  umstandslos  den  Bogen  zurückspannen  zur  »EinßihniiigK  dieser 
Arbeit 
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Ich  erinnere  mich  sehr  gut  an  Hayeks  Besuch  in  Cambridge,  als  er  zur  Lundun  Schuul  reiste. 

Er  entwickelte  seine  Theorie  und  füllte  eine  Tafel  mit  seinen  Dreiecken.  Wie  vnr  spater  feststellen 
konnten«  beruhte  seine  ganze  Argumentation  auf  einer  Verwct  lisluni;  der  huitV-nden  Investitioostate 
mit  dem  Gesamtbestand  an  Kapitalqütcrn;  ahL-r  dies  liatten  wir  damals  ni  icli  nicht  gemerkt.  Die  gene- 
relle Tendenz  schien  aut  den  Beweis  hinauszulaufen,  dai^  die  \\  irtschaftsknsc  durch  Konsumtion  ver- 
ursacht worden  war.  R.  F.  Kahn,  der  zu  der  Zeit  damit  beschäftigt  'war  zu  erklären,  daß  der  Muldpli- 
katordie  Gleichhdt  too  Etgpatais  und  Investition  garantierte,  fragte  ci  '.i.üh:  ..Ki  es  w  irklich  Ihre  An- 
sicht, daß,  wenn  ich  morqcn  einen  neuen  Mantel  kaute,  dies  die  Arbeitsli  .<;Hl.eit  erhöht".  „|a",  sagte 
llayck,  „aber",  indem  er  auf  seine  Dreiecke  an  der  Täte!  zeigte,  „wir  würden  eine  lange  mathematische 
Aigumentation  benötigen,  um  zu  erklären  wieso."""* 

Joan  Robinson  resümiert  dabei,  etwas  resigniert: 

Dieses  bedauernswerte  Stadium  der  Verwirrung  war  die  erste  Krise  der  ökonomischen  Theorie,  auf  die 

ich  hingewiesen  hahe.'^''" 

Auf  die  Zielclellnilion  folgt  dann,  wie  itnmer,  die  Wahl  der  Mitiel.  Hier  haben  sich  ge- 
nau vier  wirrschafrspolitische  Optionen  eigehcn:  Die  Option  „ankurlieln  des  Wachs- 
tums" können  wir  dabei  getrost  verwerten.  Da  W  irischaflspolilik  anerkaiinterweise  ja 
nidit  einmal  in  der  Lage  ist,  auch  nur  funkdoniecende  Konjunkturpolitik  zu  betreiben, 
würde  es  mir  nicht  einleuchten,  wie  sie  dann  eine  doch  noch  sehr  viel  anspruchsvollere 
Wachstumspolitik  betreiben  wollte.  Die  Produktivitatsbtemse  scheidet  ohnehin  aus,  da 
\nr  auf  diese  Weise  das  Kind  mit  dem  sprichwörtlichen  Bade  ausschütten  würden.  Ei- 
ne Erwerbspersonenbremse  könnte  ftinktionieren,  wäre  aber  mit  unnötigen  Neben- 
wirkungen verbunden.  Also  bleibt  nur  die  Arbeitszeitbrem  sc. 

Während  also  Wohltahrtscnrwicklung  die  „s/ecpn/t^  In-anh  "  unter  den  wirtschaftspoli- 
tischen Zich'ij  isr,  die  nur  daraut  wartet,  entdeckt  und  zum  Leben  erweckt  zu  werden, 
hat  sich  ein  wirtschaftspolitisch  gesetztes  und  durchgesetztes  Arbeitszeitziel  —  in  \'er- 
bindung  mit  einer  Entwicklung  des  Reallohnsatzes  nach  der  modifizierten  Lohntin- 
dungs Formel  -  als  die  „sleeping  beaiity" vaOies  den  MHkk  erwiesen.  Mehr  Zutaten  sind 
also  gar  nicht  nötig,  um  einen  langfristigen  wohlfohrtsentwicklui^konformen  Kurs  zu 
setzen.  Falls  aber  die  Anwendung  dieser  Mittel,  aus  welchen  Gründen  auch  immer, 
nicht  möglich  sein  sollte,  dann  ffbt  es  eben  bis  auf  weiteres  keine  Wohlfahrtsentwick- 
lung  mehr  —  es  sei  denn,  jemand  kommt  auf  eine  andere,  besser  durchsetzbare  Idee. 
Bislang  ist  das,  soweit  ich  sehen  kann,  aber  noch  nicht  geschehen.  Demnach  sollten 
wir  aber,  das  gebietet  allein  schon  die  akademische  Redlichkeit,  nicht  länger  Lösungen, 
die  keine  Losungen  sind,  als  „Losungen"  ausweisen.  Weder  (\\c  llerstellung  xon  „Voll- 
beschäftigung" bei  aufstockenden  Transterzahlungen  iioih  die  Linführung  von  Min- 
dcsdöhnen  —  um  nur  die  beiden  hauptsächlichen  Punkte  herauszugreifen  -  sind  wohl- 
fiihrtsentwickluf^konform  im  definierten  Sinne. 


Robinson  1973,  S.  39.  Vgl.  auch  \  obaiba  I9SS,  S.  41.  Übrigens  heißt  Richard  I'.  Kahn  bei  Vobruba, 
und  übrigens  auch  schon  bei  Vogt  I9'^3,  dem  Herausgeber  der  einschlägigen  Autsatzsammlung,  irrtümli- 
cherweise „R.  I'.  Hahn";  ein  Drucktchler,  den  ich  so  nicht  übernehmen  wollte.  Ich  möchte  an  dieser 
Stelle  Professor  Kucera  danken,  der  nMch  auf  den  „(jockel"  Oberhaupt  eist  aufinerksam  gemacht  hat 

Robinson  1973.  S.  40.  Vgl.  auch  Vobruba  1988,  S.  41. 
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Kcvncs  übrit^cns  muß  das  offenbar  recht  ahnlich  gesehen  haben,  wenn  er,  obschon 
nicht  sonderlich  konkret,  in  seinem  Vortrag  Das  Iznde  des  luiisse:;;-ftiirf  resümiert: 

Icli  lür  mein  Teil  bin  der  Ansicht,  üali  ein  klug  geleiieter  Kapitalismus  die  wirtschatüichen  Autgaben 
wahrscheinlich  besser  erfüllen  wird  als  irgendein  anderes,  ▼oiiäu%  in  Sicht  befindliches  System,  daß 
mai^  iIk  t  L'o^i  n  den  Kapitalismus  an  sich  viele  Einwände  erheben  kann.  Unser  Problem  geht  dahin, 
eine  Gcsellschaftsorganisadon  zu  schaffen,  die  mögUchst  Icistungsfiihig  ist,  otwc  dabei  unsere  Ideen 
über  eine  befriedigende  Lebensführung  zu  verletzen,"" 

Setzen  vnc  für  „Kapitalismus'*  »£ceie  Marktsteuemng«  ein  und  für  »^fidedigcnde  Le- 
bensführung" »Wohlfiihrtsentwicklung«,  dann  sind  w  immerhin  schon  einmal  bei  der 
gleichen  Zielvorstellung.  Letztlich  lauft  das  ganze  also  auf  eine  Art  von  Hayek'schem 
„Wettbewerb  als  Entdeckungsver&hren**"'^  hinaus,  allerdings  auf  einer  makroöko- 
nomischen Ebene:  Die  Volkswirtschaften,  die  ziu  rsi  einen  „richtigen"  Weg  entdecken 
—  und  ihn  auch  tatsächlich  ii^ehen  -,  werden  absehbar  den  meisten  Erfolg  haben.  Leon- 
tief faßt  diesen  Punkt  im  Schlußwort  eines  Aufsatzes  wie  folgt  zusammen: 

Dennoch  machen  die  Zahlen  deutlich,  wie  grüß  die  Herausforderung  ist,  der  sich  die  fortgesctuittenc 
IndustnegeseDschaft  unter  dem  Einfluß  der  andauernden  industzidlen  Revolution  stellen  muß.  Die 
Geschichte,  und  sogar  Beispiele  aus  jüngnter  Vdig^ngoihdt  zeigen,  dftß  einige  Gesellschaften  mit  sol- 
chen HerausfoidcfLinqcn  fcrtiq  wurden,  indem  sie  ilirc  (ikonomischc  Organisation  und  ihre  W'errv'or- 
stellungcn  überprüften  und  su  die  Vuraussetsungen  schufen,  um  neue  Technik  zum  Vorteil  der  gesamten 
BetSthenmii  zu  nutzen.  Die  Geschichte  kennt  aber  audi  Gesellschaften,  die  sich  dieser  Hetausfotdeiung 
nicht  gestellt  haben  und  bei  wirtschaftlicher  Stagnation  unter  zundtmenden  sozialen  Spannungen  zu- 
sammenbrachen. 

Das  wohlgemcrkt,  ini  jähre  l')(S2.  Wenige  |ahrc  spiitcr,  wir  wissen  es,  konnten  w  ir 
eindrucks\  ( )lle  Beispiele  für  die  Konsetjuen/en  un/ureichender  Anpassungj^tahigkeit 
ganzer  Volkswirtschaften  erleben.  L'nd  heute,  weitere  2U  Jahre  später,  müssen  wir 
wohl  oder  übel  zur  Kenntnis  nehmen,  daß  die  Ereignisse  jener  Zeit  mitnichten  das 
Emü  der  Gesebid>te  eingeläutet  haben.' 

Es  gibt  also  noch  einiges  zu  entdecken.  Dazu  aber  braucht  es,  wenn  ich  das  dcht^ 
sehe,  etwas  mehr  an  Phantasie  und  vielleicht  i  tw  as  weniger  Ehrfurcht  vf)r  den  Natur- 
gesetzen, Etwas  konkreter  formuliert  k(')nnte  das  bedeuten,  daß  wir  Okun's  alten  Ei- 
mer in  eine  ressourcensammelndc  Pipeline"  Limsohmicden  Lind  so,  gewissermaßen 
aus  dem  Stand  heraus,  einen  wohitahrtseruwieklLingskontornien  Kurs  setzen.  Statt 
nämlich  die  freiwerdende  Zeit,  tiie  ein  industrielles  Produkiionssvstem  fast  notwentli- 
gerweise  hcrV'orbringt,  mehr  oder  weniger  „mit  Gewalt"  wieder  „zurück  ms  System  zu 
drucken",  könnte  diese  Zeit  ebenso  gut  und  wirtschafidich  viel  ertragreicher  für  die 
Weiterentwicklung  des  Humankapitalbestandes  g^utzt  werden.  Ironischerweise  pro- 
duziert ein  industrielles  Produktionssystem  nämlich  genau  das  als  „Abfall**,  was  ein 
wissensbasiertes  Produktionssystem  als  imverzichtbaren  Rohstoff  dringend  braucht: 


"■"■Keyncs  1926.  S.  40. 
""von  Hayck  1968. 

"«  Leontief  1982,  S.  156  (Hervorhebung  von  mir). 
ii!OFukuyamal992. 
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Z(v7.  Was  liegt  da  näher,  als  beides  miteinander  zu  verbinden  und  so  einen  sich  selbst- 
verstärkendcn  wohlhthrtsentwicklungskt )ntormen  Kurs  anzustoßen? 

Daß  wir  auf  diese  Weise  nicht  auch  noch  statisch  et'tizient  sein  kc'innen,  mag  ein 
kleiner  Wcrmutstropfeii  sein.  Allerdings  handelt  es  sich  bei  der  Vorstellung  einer  „ge- 
gebenen" Faktoiausstattung  ohnehin  um  eine  Schimäre.  Ansonsten  könnten  wif  auch 
wieder  die  60-Stunden-Woche  einfuhren,  Kinderarbeit  und  die  Rente  mit  80,  und  auf 
diese  Weise  die  statische  Effizienz  in  ungeahnte  Höhen  treiben.  Die  Idee  einer  g^;e- 
benen  Faktorausstattung  ist  also  nur  eine  weitere  kleine  Fehleinschätzung  der  Reich- 
tumsökonomik. Hinzu  kommt:  Für  Wohlfahriscntwicklung  kommt  es  im  Gegensatz 
zu  den  Vorstellungen  der  Klassiker  auf  statische  Effizienz  überhaupt  nicht  an.  Das  ist 
der  zweite  Trugschluß  der  ReiclnumsökonomiL  Also  sollten  wir  uns  um  statische  Ef- 
fizienz auch  nicht  weiter  bekümmern. 

Alles  in  allem  bleibt  festzuiiaken:  Em  „intelligenterer  Kapitalismus"'  —  also  eine  ^/V/- 
konform  freie  Markmeuerimg  -  ist  weniger  utopisch  als  es  auf  den  ersten  Blick  den 
Anschein  haben  mag.  Die  Gleichungen  sind,  soweit  ich  sehen  kann,  niebt  unlösbar. 
Notwendige  Bedingung  hierfor  ist  aber,  daß  sich  die  Wirtschaftspolitik  ihrer  Rolle 
überhaupt  erst  einmal  bewußt  wird.  Hier  köimte  sich  die  Volkswirtschaftslehre  als 
durchaus  nützlich  er%veisen.  Falls  die  Wirtschaftspolitik  darüber  hinaus  ihre  Rolle  auch 
noch  tatsächlich  ausfüllt,  sollte  das  für  einen  wohlfahrtsentwicklungskon formen  Kurs 
hinreichend  sein,  breie  Markrsteuerung  allein  wäre  mit  dieser  .Aufgabe  aber  schein  aus 
rein  mathematischen  Gründen  überfordert.  Das  sollten  wir  bedenken  und  vernünfti 
gerweise  nicht  mehr  von  ihr  erwarten,  als  sie  tatsächlich  auch  leisten  kann."''-*  .  Idiw 
Smith  aber,  beziehungsweise  das  bißchen,  was  in  der  allgemeinen  W  ahrnehmung  \  on 
ihm  übrig  geblieben  ist,  needs  nvishtt}^^ 


>*'"  /u  (.'inem  ganz  ähnlichen  Ergebnis  k  uni?  i.  wenn  ich  ihn  richt^  lese,  übrigens  auch  Kuznets  im 
Schlußsatz  seines  (übrigens  noch  immer  sehr  lesenswerten)  Beitraccs  Ober  '■Hfofiowic  Crosith  aiu^  \iHr,me 
InequaJity«:  „Ettcctivc  work  in  this  ficld  ncccssanly  calls  ior  a  shitt  trom  market  cconomics  tt)  puluicai 
and  sodal  eoonomy."  (Kuznets  1955,  S.  28). 

So  die  l'drmulicrung  von  )<>hn  Nash,  zumindest  aber  die  I'ormulicrung,  wie  sie  in  der  Verfilmumr  'A 
beaMliJul  Mind:  USA  2UÜ1.  Regie:  Ron  Howacd)  von  Nasars  Biographie  (Na&ar  1999)  referiert  wird  (19' 
30").  Übriges  soll,  zumindest  im  Film  ist  das  so,  Nash's  Doktorvater  geantwortet  haben:  ,J}o  you  real- 
ize  this  flies  in  the  face  of  150  years  of  economic  theor}-?"  (22'f>4").  Minlerweile  sind  es  über  200  Jahte. 
Dabei  macht  Nasar  eine  interessante  Anmerkung  darüber,  wohin  es  tühren  kann,  „eine  Sache  nicht  in 
scmcn  Geist  aufnehmen"  zu  dürfen.  Sic  schreibe  „Practically  overnight,  Princcton  jalso  die  \)Cirkungs- 
stätte  von  N.ish|  had  become  riie  new  Göttingen."  (Nasar  1999,  S.  54).  Das  muß  aber  durchaus  nicht  für 
immer  so  bleiben. 
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